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Vorrede. 


In dem vorliegenden Bande meiner Preußiſchen Ge— 
ſchichte bin ich bis zum Tode Friedrichs des Großen an— 
gelangt. Ich ſtelle zunächſt den bayeriſchen Erbfolgekrieg 
dar. Ich habe mich vor zwanzig Jahren mit den ge— 
druckten Quellen begnügen müſſen; jetzt aber ſind viele 
Aktenſtöße des Geh. Staatsarchivs in Berlin von mir 
durchſtudiert worden, und ſo bin ich in der Lage geweſen, 
die einzelnen Kapitel zu erweitern und manche Lücken in 
unſerer Kenntnis auszufüllen. Jedoch das Hauptergebnis 
iſt dasſelbe geblieben, und was ich in Bezug auf die 
ſchlaffe Kriegführung des Prinzen Heinrich geſagt, erhält 
von öſterreichiſcher Seite nun Beſtätigung. Aus dem 
Wiener Archive haben Adolf Beer und Alfred v. Arneth 
ſehr wertvolle Nachrichten veröffentlicht; aber freilich ſind 
ihre Werke, wenn ſie nicht die Dokumente ſelbſt enthalten, 
nur mit Vorſicht zu gebrauchen, wie ich in der erſten 
Beilage nachweiſe. 

Ich ſtelle dann im vierten Buche die auswärtige 
Politik Preußens bis zur Gründung des Fürſtenbundes 
dar. Auch hier iſt es mir gelungen, unſere bisherige 
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Kenntnis zu vervollſtändigen. Man nehme z. B. meine 


„Geſchichte der Kölner Koadjutorwahl von 1780". Ich habe — 


die ſchätzbaren Nachrichten des Berliner Geh. Staatsarchivs 
und eine gedruckte Darſtellung, welcher amtliche Schreiben 
und Aufzeichnungen eines Domherrn in München zugrunde 
lagen, ſorgfältig benutzt, und indem ich damit noch das Neue 
verband, welches Arneth gebracht hat, darf ich glauben, 
in dieſer Angelegenheit der Wahrheit näher gekommen zu 
ſein als meine Vorgänger. Ich ſtelle dann das ſehr wich— 
tige Bündnis zwiſchen Katharina II. und Joſeph II., die 
erſte Phaſe der orientaliſchen Frage, den Streit des Kaiſers 
mit den Holländern, ſeine Abſicht, Bayern durch Tauſch 
zu erwerben und die Gründung des Fürſtenbundes dar, 
nicht ohne gleichfalls vielerlei bisher unbekannte Nach- 
richten zu bringen. N 

Fünf lange Kapitel ſind alsdaun der inneren Politik 
gewidmet worden. Für den Landbau habe ich, wie ſich 
von ſelbſt verſteht, die von Stadelmann herausgegebenen 
Aktenſtücke ſehr eingehend benutzt. Auch für das Gewerbe— 
weſen giebt er mancherlei Wertvolles; außerdem haben 
mir beſonders die praktiſchen Beiträge zur Kameralwiſſen⸗ 
ſchaft des Barous Lamotte, welcher unter Friedrich dem 
Großen Kriegs- und Domänenrat war, ſehr nützliche 
Dienſte geleiſtet. Einen verhältnismäßig bedeutenden Raum 
nehmen die zwei Kapitel über das Unterrichtsweſen ein. 
Die Anderungen, welche darin vorgingen, ſind doch ſehr 
wichtig, und Männer wie Schlabrendorff, Hecker, Fel⸗ 
biger, Rochow, Zedlitz, Zeplichal, verdienen nicht bloß mit 
Namen angeführt, ſondern auch in ihrem ſegensreichen 
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Wirken mit einiger Ausführlichkeit geſchildert zu werden. 
Die gleiche Bedeutung hat die große Geſetzgebung des 
Königs für die Katholiken, die man jetzt nach den von 
Max Lehmann veröffentlichten Aktenſtücken darſtellen kaun; 
ferner Friedrichs beſtändige Sorge für eine unparteiiſche 
Rechtspflege und die Schöpfung des allgemeinen Land— 
rechtes. Daß hierbei des Müller Arnoldſchen Prozeſſes 
gedacht werden mußte, verſteht ſich von ſelbſt. Ich habe 
mich nicht obenhin dieſer Pflicht entledigt, weil ich der 
Meinung bin, daß in ſolchen Fällen die ganze Wahrheit 
offenbart werden muß. Hat ſich ein großer Mann ein— 
mal geirrt und vergangen, jo werden wir darum doch 
nicht aufhören ihn zu ſchätzen und zu lieben; aber man 
muß nicht beſchönigen. 

Ich habe mich wiederum der Bevetseiltighten Unter- 
ſtützung vonſeiten des Geh. Staatsarchivs in Berlin zu 
erfreuen gehabt und ebenſo diesmal auch vonſeiten des 
Königlichen Hausarchivs. Das politiſche Teſtament von 
1768, welches in letzterem ſich befindet, hat mir manche 
Belehrung gewährt, und ich werde noch in dem erſten 
Kapitel des nächſten Bandes davon müſſen Gebrauch machen; 
denn ich hege die Abſicht, in demſelben den Organismus 
des preußiſchen Staates zu beſchreiben und dabei aus der 
Regierung des großen Königs noch einzelnes nachzu— 
holen. 

Das politiſche Teſtament giebt mir weiter Anlaß, 
meine Darſtellung über den Urſprung der erſten Teilung 
Polens einigermaßen zu erweitern; ich thue dies in der 
dritten Beilage. 


VIII Vorrede. 


Die beiden nächſten Bände ſollen die Geſchichte des 
preußiſchen Staates bis zum Jahre 1815 führen und 
das Werk beenden. 


Breslau, den 17. Dezember 1887. 


G. Reimann. 
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Der bayeriſche Erbfolgekrieg. 


Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 


Erſtes Kapitel. 
Urſprung des bayeriſchen Erbfolgekrieges. 


Die auswärtigen Angelegenheiten bedürfen einer fortwahren- 
den ſcharfen Beobachtung, welche den Zeitgenoſſen keineswegs 
immer erſichtlich iſt. Fünfzehn Jahre hindurch hatten die Polen 
den König von Preußen unaufhörlich beſchäftigt, aber faſt 
ebenſo lange war ſein Blick häufig von Warſchau nach München 
hinübergeſchweift, wo ſich wichtige Veränderungen vorbereiteten; 
denn die beiden letzten männlichen Sproſſen des regierenden 
Hauſes, Maximilian Joſeph und ſein Bruder, der Herzog 
Clemens, hatten keine Kinder, und der nächſte Erbe war Karl 
Theodor, Kurfürſt von der Pfalz Auch dieſer beſaß keine 
Nachkommenſchaft, wenigſtens keine rechtmäßige, und ſo blühte 
der Linie der Herzöge von Zweibrücken die Ausſicht, alle Be— 
ſitzungen der bayeriſchen und pfälziſchen Wittelsbacher zu ver⸗ 
einigen. 

Auf dieſe Verhältniſſe hatte Kaunitz frühzeitig ſein Augen— 
merk geworfen. Bereits im Jahre 1760 verlautete, daß der 
Kaiſerhof damit umginge, beim Ausſterben des bayeriſchen 
Kurhauſes dem Erzherzog Joſeph die Erbfolge in dieſem Lande 
zuzuwenden. Merkwürdig, wie damals der franzöſiſche Geſandte 
in Wien, Graf Choiſeul, und Friedrich der Große dieſe Mög— 
lichkeit betrachteten. Jener war der Anſicht, es müßte ganz 
Europa zuſammentreten und ſich mit Frankreich verbinden, um 


ein ſolches Vorhaben zu hindern. Dagegen dachte der König 
1 * 
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von Preußen in ſeiner bittern Not daran, Maria Thereſia 
durch einen Strich von Bayern für den Frieden zu gewinnen; 
er meinte: wenn Frankreich dem Wiener Hof eine Vergrößerung 
verſprochen haben ſollte, ſo könnte man letzterem ja einige 
bayeriſche Bezirke geben. Da die regierende kurfürſtliche Linie 
auf dem Punkte ſtand zu erlöſchen, glaubte Friedrich, daß das 
keine Schwierigkeit verurſachen würde ). 

Wichtiger iſt es für uns zu erfahren, was der Staats⸗ 
kanzler mit Hilfe des Archivars Roſenthal bisher in dieſer 
Angelegenheit ermittelt hatte. Noch waren keine beſonderen 
öſterreichiſchen Anſprüche ausfindig gemacht worden. Wenn 
das pfälziſche Haus nicht nur in den Beſitz der bayeriſchen 
Kurwürde, ſondern auch der Oberpfalz auf Grund der Be⸗ 
ſtimmungen des Weſtfäliſchen Friedens eintreten mußte, ſo wollte 
Kaunitz hierzu doch nicht die verſchiedenen böhmiſchen Lehen 
dieſer Provinz rechnen, und er meinte weiter, daß dem pfälziſchen 
Hauſe auch kein Anrecht auf Bayern zuſtände, ſondern letzteres 
dem Reich eröffnet würde. Dieſer Satz, der ihm eine gründ⸗ 
liche Ausarbeitung zu verdienen ſchien, gab eine große Ausſicht; 
wenn ſich aber die Erwartung, die er hegte, nicht erfüllen ſollte, 
ſo hoffte er wenigſtens einige kleinere Gebiete zu gewinnen, da 
verſchiedene Reichslehen und Allodien erſt nach der Teilung des 
wittelsbachiſchen Hauſes in zwei Linien zu Bayern gekommen 
wären. Kaunitz hat, wie man ſieht, noch keine beſtimmte 
Meinung über den Umfang der zu machenden Erwerbung, doch 
hofft er mindeſtens den Strich bis an den Inn dem Erzhauſe 
zuwenden zu können 7). 

Als Joſeph ſich nach dem Tode ſeiner ſchönen erſten Ge⸗ 
mahlin überreden ließ, die Schweſter des Kurfürſten von Bayern, 
die reizloſe Prinzeſſin Joſepha, zu heiraten, da zog der Staats⸗ 
kanzler wieder in Betracht, welcher Gewinn an Land und 
Leuten ſich würde machen laſſen. Er hoffte noch immer den 


1) Schäfer, Geſch. des Siebenjähr. Krieges II, 1, 458 ; v. Schö⸗ 
ning, Der Siebenjähr. Krieg II, 244. 


2) Kaunitz bei Schäfer II, 2, 723. 
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Inn als Grenze zu erlangen; er hielt es ſogar für keineswegs 
unmöglich, ganz Bayern zu erwerben, wenn man in Vorder— 
öſterreich oder den Niederlanden Opfer brächte. Freilich cre 
ſchien es ihm notwendig, Preußen aus dem Spiele zu halten; 
aber er verzweifelte nicht, daß man hierzu würde Rat ſchaffen 
können 1). 

Friedrich überſah die Heirat nicht, ſondern merkte ſogleich 
auf; Verſailles und Mannheim ebenfalls. Im Februar 1765 
meldete der König ſeinem Geſandten in Petersburg, dem 
Grafen Solms, was er in Erfahrung gebracht hatte; von ſo 
umfaſſenden Plänen, wie ſie Kaunitz gleich anfangs hegte, war 
ihm allerdings keine Kunde zugekommen, und weitere Nach⸗ 
forſchungen ließen ihn glauben, daß zwiſchen den beiden Häuſern 
noch nichts abgemacht wäre 2). So verhielt es ſich ja auch 
wirklich, und als im Jahre 1767 der Tod die arme Kaiſerin 
Joſepha aus dem Kerker einer unglücklichen Ehe befreite, da 
empfand es Friedrich ſehr angenehm, daß die Verbindung 
zwiſchen den Häuſern Oſterreich und Bayern gelöſt wäre 3). 
Ruhig blieb er deswegen doch nicht, und im September 1768 
wurde Solms unterrichtet, daß nach einer ſehr ſichern Quelle 
der Wiener Hof ſich des Nachbarlandes gleich nach dem Tode 
des Kurfürſten bemächtigen wolle. Die Erzählung des Ge— 
ſandten erregte Panins Neugier; er wünſchte mehr zu wiſſen 
und erklärte, die Kaiſerin Katharina wäre ſehr geneigt, im 
voraus über die Mittel, wie man ſolchen Plänen entgegentreten 
könnte, ſich mit Preußen zu verſtändigen. 

Friedrich unterrichtete nun den Petersburger Hof über die 
Verwandtſchaft und die Geſchichte von Bayern, der Pfalz und 
Zweibrücken. Er leugnete jeden rechtmäßigen Anſpruch Oſter⸗ 
reichs, aber er verkannte nicht, wie vorteilhaft eine ſolche Er— 
werbung für den Wiener Hof ſein würde. „Derſelbe gewinnt 


1) Beer in Sybels hiſtoriſcher Zeitſchr. XXXV, 89. 90. Arneth, 
Geſch. Maria Thereſias X, 283. 284. 

2) Oeuvres XVIII, 251 (12. Januar 1765). Sbornik XXII, 360. 
451. 

3) Mediatſchreiben an Rohd 7. Juni 1767 (Berl. Archiv). 
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durch den Beſitz von Bayern, ſchrieb er, ein Einkommen von 
ſechs Millionen Thaler, eine Provinz, die ſo bevölkert iſt, daß 
er darin ein Heer von 20000 Mann unterhalten kann, den 
ganzen Lauf der Donau und die Verbindung zwiſchen Tirol, 
Oſterreich und Böhmen, und er rundet ſeine Länder ab.“ 
Zwei Höfe konnten nach Friedrichs Anſicht die Erwerbung ver⸗ 
hindern, Frankreich und Preußen, und wenn ſich jenes vielleicht 
durch die Abtretung von Flandern und eines Teiles von Bra- 
bant gewinnen ließe, ſo würde die Rolle, den Plänen des 
kaiſerlichen Hofes entgegenzutreten, nur dem Könige von 
Preußen und ſeinen Verbündeten zufallen. Einige Monate 
ſpäter wurde der Freiherr von Rohd in Wien von ſeinem 
Hof unterrichtet, daß an Oſterreichs Abſichten nicht zu zweifeln 
ſei; auch in Mannheim fange man bereits an, darüber arg⸗ 
wöhniſch zu werden ). 

Indem Kaunitz erfuhr, daß der König von Preußen ſolchen 
Verdacht erregte, wies er den kaiſerlichen Geſandten in Berlin, 
den General Nugent, an, wenn dieſer Gegenſtand zur Sprache 
käme, darauf hinzuweiſen, wie weit die Sache noch im Felde 
ſtände, und hinzuzufügen, daß die in der Pfalz gelegenen böhmiſchen 
Lehen dem Erzhauſe nicht würden ſtreitig gemacht werden können. 
Erſt als Nugent von Friedrich am 6. Mai 1770 Abſchied 
nahm, ſuchte der König etwas über die Vergrößerungsabſichten 
des Kaiſers in Erfahrung zu bringen und nannte dabei zuerſt 
Bayern, welches für Oſterreichs Abrundung ſich ſo gut eignete 
und wo das regierende Haus dem Erlöſchen nahe wäre. Der 
Geſandte antwortete: „Wiewohl ich überzeugt bin, daß der 
Kaiſer die Staaten eines anderen niemals überfallen wird, ſo 
ſteht es mir doch auch außer Zweifel, daß er ſeine geſetzlichen 
Anſprüche ſtets mit aller möglichen Feſtigkeit behaupten wird.“ 
Nugent erwähnte dann, daß, wenn das bayeriſche Haus aus⸗ 
ſtürbe, mehrere Lehen an Oſterreich fielen. „O, was dieſe 


. 1) Friedrich an Solms 7. September 1768, Solms 30. September. 
Eigenhändige Beilage Friedrichs zu der Depeſche an Solms vom 16. Okt. 
Mediatnote an Rohd 5. Februar 1769 (Berl. Archiv). 
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betrifft, entgegnete der König, ſo wird ſie Euch niemand ſtreitig 
machen“ )). 

Wir ſehen, wie wenig der Wiener Hof hier eingeſtehen 
will. Aber einige Jahre ſpäter geht er mit der Sprache mehr 
heraus. Es iſt früher der Audienz gedacht worden, in welcher 
Friedrich auf Rußlands Antrag am 13. September 1772 dem 
Freiherrn van Swieten den Vorſchlag einer Tripelallianz 
zwiſchen den Höfen von Berlin, Wien und Petersburg machte; 
dabei ſprach er den Wunſch aus, daß vorher alles, was einen 
neuen Zwiſt hervorrufen könnte, beſeitigt werden möchte. Friedrich 
nannte hier die Erbfolge ſowohl in Ansbach und Baireuth als 
in Bayern und die Abſicht, welche der Wiener Hof haben ſollte, 
ſich nach Italien hin auszudehnen. Inbezug auf den erſten 
Gegenſtand fügte der König noch hinzu: „Nach dem Laufe der 
Natur darf ich nicht erwarten, dieſe beiden Erledigungen ein— 
treten zu ſehen. Der Kurfürſt von Bayern und der Mark- 
graf von Ansbach ſind alle beide jünger als ich. Aber der 
Fall kann ſich ereignen, und es wäre verdrießlich, wenn wir davon 
alsdann überraſcht würden. Räumen wir dagegen alle Schwierig— 
keiten, die unſere Intereſſen zwiſchen uns entſtehen laſſen 
könnten, im voraus weg, ſo dürfen wir uns einen langen Frieden 
und eine Ruhe verſprechen, die nichts imſtande ſein wird zu 
ſtören“ 2). 

Dieſe Auslaſſung des Königs von Preußen gab in Wien 
Anſtoß zu wichtigen Beratungen, an denen auch der öſterreichiſche 
Direktorialgeſandte in Regensburg, Freiherr v. Borieé, teilnahm. 
Die Beſchlüſſe, welche gefaßt wurden, legte der Reichsvizekanzler 
im Dezember dem Kaiſer vor. Danach ſollte die Pfalz die 
frühere Kurſtimme, die Oberpfalz und die Grafſchaft Cham 
erhalten, wie es im Weſtfäliſchen Frieden beſtimmt worden war. 
Dagegen von Ober- und Niederbayern und der Landgrafſchaft 
Leuchtenberg, die als Mannslehen und ohne Vorwiſſen und 


1) Archiv für öſterr. Geſch., XLVII, 402 (vom 14. Oktober 1768). 
Arneth VIII, 574. 
2) Beer, van Swieten, S. 90. 
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Zuſtimmung des Reichstages nicht weiter vergeben werden 
könnten, ſollte der Kaiſer eintretenden Falles unverzüglich Beſitz 
nehmen und die Einkünfte beziehen. Die Schriftſtücke, welche 
für Regensburg und für München bei dem Tode des Kurfürſten 
erforderlich wären, ſollten ſchon jetzt ausgefertigt werden. In⸗ 
bezug auf die böhmiſchen Lehen und die öſterreichiſche Anwart⸗ 
ſchaft auf Mindelheim enthielt ſich die Kommiſſion jedes Be⸗ 
ſchluſſes und überließ das der Regierung der Erblande. End⸗ 
lich die übrigen Lehen und die Allodien ſollten, wenn Anſprüche 
darauf nachgewieſen würden, den Berechtigten zurückgegeben 
werden. Der Kaiſer genehmigte dieſe Beſchlüſſe, welche für 
die dem Könige von Preußen zu erteilende Antwort nicht ohne 
Bedeutung waren ). 

Der Freiherr van Swieten erhielt am 21. Januar 1773 
ſeine Verhaltungsbefehle, reiſte auf ſeinen Poſten zurück und 
entledigte ſich, als er am 17. Februar vom Könige vorgelaſſen 
worden war, der Aufträge, die er aus Wien mitgebracht hatte. 
Vergrößerungsabſichten nach der italieniſchen Seite hin wurden 
von ihm einfach als unverträglich mit dem Zuſtande, wie ihn 
der Friede von Aachen für Italien feſtgeſetzt hätte, bezeichnet 
und eben deswegen gänzlich in Abrede geſtellt. 

Von der Vereinigung der fränkiſchen Markgrafſchaften mit 
Preußen behauptete van Swieten, daß dieſelbe dem Kaiſer und 
der Kaiſerin⸗Königin keineswegs gleichgültig ſein könnte; doch 
erklärten ſich Joſeph und Maria Thereſia bereit, die preußiſchen 
Abſichten zu unterſtützen. Sie machten freilich auf die Be⸗ 
ſorgnis aufmerkſam, die einige Stände des fränkiſchen Kreiſes 
darüber geäußert hätten, und wünſchten im Vertrauen zu er⸗ 
fahren, was der König zur Beſchwichtigung dieſer Unruhe zu 
thun geneigt wäre. Mochte dieſe Beſorgnis nun wirklich be⸗ 
ſtehen oder erdichtet ſein, jedenfalls wollte ſie der Wiener Hof 
benutzen, um ſich auf eine leichte Weiſe ein Verdienſt um 
Preußen zu erwerben und dadurch ein Anrecht auf eine Gegen⸗ 
gefälligkeit zu gewinnen. Der König erwiderte: „Ich begreife 
vollkommen Euere Gründe; mich auf jener Seite zum Nachbar 

1) Arneth X, 286ff. 
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zu haben kann Euch weder gleichgültig noch angenehm ſein, 
und die Stände des fränkiſchen Kreiſes haben Urſache, ſich 
darüber zu beunruhigen. Aber dem allen ließe ſich durch einen 
Tauſch abhelfen, der keinen Argwohn gäbe. Man könnte z. B. dem 
Kurfürſten von Sachſen, dem die Markgrafſchaften bequem 
liegen würden, den Vorſchlag machen, dieſelben gegen die Lauſitz 
zu nehmen, d. h. gegen einen Teil der Lauſitz, welcher ihnen 
an Wert gleich käme. Jedoch ich ſpreche davon nur als von 
Entwürfen, deren Ausführung noch ſehr entfernt ſein muß. 
Mein Neffe iſt jung, und nach dem gewöhnlichen Laufe der 
Natur iſt zu wetten, daß er mich überleben wird. Ich denke 
nicht daran, ihn zu berauben, und ich will mich nicht auf Koſten 
meiner Anverwandten vergrößern. Aber der Fall ſeines Todes 
kann eintreten, und es iſt immer gut, wenn man ſich im voraus 
über das, was ſonſt Irrungen herbeiführen könnte, verſtändigt.“ 

Endlich inbezug auf die bayeriſche Erbfolge machte van Swieten 
einen Unterſchied zwiſchen dem, was das Haus Oſterreich und 
was den Kaiſer beträfe. Jenes ſollte nach der Inſtruktion 
vonwegen der böhmiſchen Krone und infolge von Anwartſchaften 
Rechte auf einen Teil der Erbſchaft beſitzen. Von Bayern 
dagegen wurde behauptet, daß es beim Ausſterben der männlichen 
Linie an den Kaiſer und das Reich falle; jener werde deshalb 
nach dem Tode des Kurfürſten Beſitz ergreifen und darüber 
ſo verfügen, wie man es nach gemeinſchaftlichem Abkommen 
für gut halte. Der König erklärte ſich inbezug auf die ofter- 
reichiſchen Anſprüche wiederum ganz befriedigt, als ob das eine 
Sache wäre, die keinem Zweifel unterläge; dagegen fanden die 
Maßregeln, welche der Kaiſer eintretendenfalles für Bayern 
zu treffen gedachte, ſeine Billigung keineswegs, er gab vielmehr 
den Wunſch zu erkennen, daß dieſelben den Reichsgeſetzen ent⸗ 
ſprechen möchten. Übrigens war er nicht geſonnen, ſo lange 
voraus irgendwelche Verpflichtungen zu übernehmen, da er 
nicht wiſſen konnte, was für Veränderungen in Europa bis 
dahin eingetreten fein würden ). 

1) Beer, Doc., p. 187. van Swieten, S. 93. 94. Oeuvres de 
Frédéric le Grand XXVI, 372. 
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Wenn wir auch längere Zeit hindurch von dieſer Angelegen⸗ 
heit nichts hören, ſo unterliegt es doch keinem Zweifel, daß 
der König ſie fortwährend im Auge behielt. Im März 1775 
empfing er aus Petersburg die angenehme Mitteilung, daß 
Rußland gern helfen würde, die preußiſche Monarchie zu erhalten 
und das Gleichgewicht und die Freiheit Deutſchlands gegen die 
Unternehmungen des Hauſes Oſterreich zu bewahren. Einige 
Monate ſpäter wollte Friedrich wiſſen, daß der Wiener Hof 
über die bayeriſche Angelegenheit in Verſailles unterhandelte, 
und er fürchtete, die Feigheit Frankreichs würde die Dinge 
gehen laſſen, wie es der blinde Zufall wollte. Noch eine 
andere Nachricht, der aber vielleicht nicht mehr Wert als der 
vorhergehenden gebührte, war dem Könige zugekommen, nämlich 
daß Joſeph gern Toskana gegen Württemberg vertauſchen möchte. 
Zornig ſchrieb er an ſeinen Bruder: „Der Kaiſer wird ſo 
lange machen, bis er jeden Fürſten, welcher die deutſche Freiheit 
und Unabhängigkeit liebt, gezwungen hat, einen Bund gegen 
ihn zu ſchließen. Man kann vorherſehen, daß ein Krieg ſich 
vorbereitet, welcher grauſamer und vielleicht ebenſo erbittert 
ſein wird wie derjenige, den wir hinter uns haben. Stirbt 
der Kurfürſt von Bayern vor mir und wird zum Aufſitzen 
geblaſen, ſo werd' ich noch einmal zu Pferde ſteigen müſſen.“ 

Stellen aus Briefen an Freunde und nahe Verwandte 
geben zwar nicht immer feſte Entſchlüſſe, ſondern manchmal 
nur Stimmungen, die ſich unter dem Eindrucke wahrer und 
falſcher Nachrichten gebildet haben; aber hier bedeuten ſie mehr. 
Friedrich beſchäftigte ſich, wie ſein Briefwechſel mit dem Prinzen 
Heinrich beweiſt, im Jahre 1775 wiederholt mit der bayeriſchen 
Frage, die er keineswegs für leicht anſah. „Will man einen 
Bund gegen den Kaiſer bilden“, ſchrieb er unter anderem, „ſo 
muß Rußland gegen ihn erbittert ſein, die deutſchen Fürſten 
müſſen ſeinen Despotismus fürchten und Frankreich und England 
glauben, daß es in ihrem Intereſſe liege, ſich dem Überfluten 
des Ehrgeizes eines jungen Monarchen zu widerſetzen, der bereit 
iſt, alles zu verſchlingen.“ Sollte die Sache glücken, ſo erſchien 
es dem Könige notwendig, daß der Kurfürſt von der Pfalz 
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und der Herzog von Zweibrücken ſich über die verderblichen 
Abſichten des Wiener Hofes beklagten und alle Staaten an- 
gingen, ſich mit ihnen zu ihrer gerechten Verteidigung zu vere 
binden; dann könnte Preußen, meinte Friedrich, als Hilfsmacht 
an der Angelegenheit ſich beteiligen, einer oder der andere 
Herrſcher würde dazutreten, und ein ſolches Bündnis den Wiener 
Hof bewegen, von ſeinen Entwürfen abzuſtehen. Die Haupt⸗ 
ſache ſchien dem Könige zu ſein, wie Frankreich die Angelegen⸗ 
heit betrachten würde ). 

Im September 1775 wurde Friedrich ſchwer von der Gicht 
heimgeſucht; er hatte ſie vier Wochen lang in den Füßen, den 
Knieen, den Händen und im Ellenbogen. Am 22. Oktober 
ſchrieb er an Voltaire: „Gegenwärtig haben Fieber und Schmerzen 
aufgehört, und ich leide nur noch an einer großen Erſchöpfung 
der Kräfte.“ Es war ſein vierzehnter Anfall, und er hoffte, 
den ihm beſchiedenen Teil nun empfangen zu haben. Er traf 
alle Vorſichtsmaßregeln, um eine Wiederkehr des Übels zu ver⸗ 
hüten. Aber es vergingen keine drei Monate, da ergriff ihn 
aufs neue die Gicht. Am 10. Februar 1776 hatte er zwar 
die Krankheit abermals glücklich überſtanden, jedoch die voll- 
ſtändige Geneſung ſchritt nur langſam vorwärts, und er rechnete 
erſt in der ſchönen Jahreszeit die verlorenen Kräfte wieder— 
zugewinnen; er fürchtete ſogar, daß er dieſen Stoß Zeit ſeines 
Lebens merken würde. Bei dem Schwächezuſtand, in welchem 
er ſich befand, dachte der König an die Zukunft Preußens und 
an ſeinen Nachfolger, auf welchen er keine großen Hoffnungen 
ſetzte; er wollte daher den Prinzen Heinrich über alles unter 
richten, auch über Geheimniſſe, die nicht einmal den Miniſtern 
bekannt wären, um ihn unentbehrlich zu machen, da er ihn 
als den einzigen betrachtete, welcher den Ruhm des Hauſes 
behaupten und der Pfeiler und die Stütze des Vaterlandes in 
jeder Art werden könnte 7). 

Die Krankheit des Königs mußte die Aufmerkſamkeit der 


1) Oeuvres XXVI, 370. 373. 374. 
2) Oeuvres XXIII, 355. 370; XXVI, 374. 375. 376. 
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Kabinette nätürlich ſehr auf ſich ziehen und ganz beſonders die 
des Wiener Hofes. Am 23. Januar 1776 ſchrieb Kaunitz: 
„Allen Nachrichten zufolge ſoll der König von ſeiner letzten 
Krankheit ziemlich wiederhergeſtellt ſein, jedoch will man durch⸗ 
aus vermuten, daß er ſein Leben nicht mehr lange friſten 
dürfte.“ Der Staatskanzler trug daher dem Fürſten Lobkowitz 
auf, zu erforſchen, was die Kunde von dem Gichtanfall für 
einen Eindruck in Petersburg gemacht hätte und was für Folgen 
der nicht mehr weit entfernt ſcheinende Hintritt Friedrichs in 
den Geſinnungen und Entſchließungen des ruſſiſchen Hofes her⸗ 
vorriefe. Van Swieten aber empfing inbezug auf den preußiſchen 
Thronfolger Aufträge. Wie Kaunitz vernommen, hatte Friedrich 
während ſeiner Krankheit eine ungefähr zwei Stunden dauernde 
geheime Unterredung mit dem Prinzen von Preußen gehabt. 
„Ohne Zweifel hat einen großen Teil davon“, ſchrieb der 
Staatskanzler, „die Ermahnung ausgemacht, daß er unſerm 
Hofe nicht trauen ſollte, ferner wie er ſeine Eroberungen er⸗ 
halten und bei Gelegenheit erweitern könnte.“ Van Swieten 
ward angewieſen zu erforſchen, wie Friedrich Wilhelm dieſe 
Lehren aufgenommen hätte und was er eigentlich hierüber für 
Geſinnungen hegte. „Überhaupt iſt dem Kronprinzen“, fuhr 
Kaunitz fort, „alle mögliche Rückſicht zu erweiſen, derſelbe beſtens 
von der Aufrichtigkeit der Allerhöchſten Freundſchaft für ihn zu 
überzeugen und ihm alle Beſorgnis vor widrigen Abſichten, die 
etwa nach dem Tode ſeines Oheims ausgeführt werden dürften, 
zu benehmen.“ Dieſe Verhaltungsbefehle wird jedermann natür⸗ 
lich finden; mit Erſtaunen lieſt man dagegen, was dahinter 
folgt. „Durch ſolche perſönliche Sicherſtellung und Beruhigung“, 
fuhr Kaunitz fort, „kann der bisherige Hang des Kronprinzen 
zu Pracht und Verſchwendung am leichteſten genährt, auf eben 
dieſe Art aber die gegenwärtige preußiſche Maſchine am ſicherſten 
untergraben und allmählich zum Verfalle geleitet werden.“ 
Kaunitz hegte die Anſicht: wenn der Wiener Hof das Mögliche 
beitrage, daß der Feind ſeine innerlichen Kräfte ſchwäche, in 
Unordnung und Verſchwendung verfalle, fo könne er um fo 
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weniger Truppen unterhalten und den ſterreichern entgegen— 
ſtellen +). 

Friedrich der Große hat dieſe ſehr böſe Stelle nicht ge— 
kannt; dagegen finden wir nach einiger Zeit bei ihm einen viel 
ſchlimmeren Verdacht, als ob der Wiener Hof ſeinen Tod hätte 
benutzen wollen, um Preußen zu überfallen und Schleſien zurück⸗ 
zuerobern. „Aber da die Gicht nicht immer tödlich iſt“, ſchrieb 
er am 5. März an den Grafen Solms, ſo hat ſich jener Hof 
in ſeinen Erwartungen getäuſcht und wird diesmal nicht den 
Troſt haben, mich aus dieſer Welt ſcheiden zu ſehen. Die 
Fortſchritte, welche meine Geneſung macht, laſſen mich vielmehr 
hoffen, daß ich mich noch lange darin aufhalten werde, um 
meine Länder auch fernerhin gegen alle jene umfaſſenden und 
ehrgeizigen Pläne zu verteidigen, welche der Wiener Hof ent⸗ 
werfen könnte, und welche der Anſchein meines bevorſtehenden 
Todes mir hinlänglich aufgedeckt hat.“ 

Die Kunde von dieſem Verdachte kam auch dem Staats- 
kanzler zu Ohren, dieſer trug daher am 14. April dem Frei⸗ 
herrn van Swieten auf, den Kronprinzen, wenn er darum 
wüßte, zu überzeugen, daß dieſer Argwohn vollkommen unbegründet 
wäre; der Wiener Hof würde weder ihn noch ſeine Nachfolger 
bekriegen, wenn ihn nicht das Haus Brandenburg durch ſein 
Verhalten dazu zwänge, dann aber nötigenfalls bis zur Ver⸗ 
nichtung 2). 

Es war nicht ſo wichtig, den Prinzen von Preußen eines 
beſſeren zu belehren als den König ſelbſt; aber letzteres ſcheint 
nicht geſchehen zu ſein, vielmehr glaubte dieſer noch einen neuen 
Grund zum Arger erhalten zu haben. Wie er hörte, ſollte 
der Wiener Hof darauf ausgehen, das Verhältnis zu Rußland 
auf das Syſtem zurückzuführen, welches zu Ende der Regierung 
der Kaiſerin Eliſabeth beſtanden hatte?). Dann verſtimmte die 


1) Beer, van Swieten I, 53. 54. Denkſchrift des Fürſten Kaunitz, 
im Archiv für öſterr. Geſch., XLVIII, 76. 

2) Beer, van Swieten I, 55. 

3) Nach der Immediatdepeſche an Solms vom 16. März hatte dies 
der däniſche Geſandte in Wien am 29. Februar geſchrieben. 
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Angelegenheit des Reichskammergerichtes den König. „Die 
Viſitation in Wetzlar“, ſchrieb er am 27. Mai an Solms, 
„iſt abgebrochen worden wegen des unerträglichen Benehmens 
des Wiener Hofes, welches dem proteſtantiſchen Teile ſehr zu 
denken geben muß“ ). 1 

Je größere Beſorgnis aber Friedrich vor Oſterreich hatte, 
deſto enger ſchloß er ſich an Rußland an; ſein Bruder Heinrich, 
welcher im März bekanntlich nach Petersburg gegangen war, 
ſollte beſonders für die Befeſtigung des Bündniſſes dort thätig 
ſein. Daß er ſich bei dem Tode der Großfürſtin ſo nützlich 
erwies, und die Freundſchaft zwiſchen ihm und der Kaiſerin 
einen ſehr hohen Grad erreichte, war dem Könige ſehr angenehm; 
er meinte: wenn einer, den er nicht nennen möge, eine Dumm⸗ 
heit begehe, ſo werde der Prinz Heinrich ſtets imſtande ſein, 
die Sache wieder gut zu machen. 

Die Kaiſerin Katharina wollte ihren Sohn ſogleich wieder 
verheiraten. Zur Gemahlin ward eine Prinzeſſin von Württem⸗ 
berg und Großnichte des Königs von Preußen auserſehen. Sie 
war freilich bereits mit dem Erbprinzen von Heſſen-Darmſtadt, 
dem Bruder der verſtorbenen Großfürſtin, verlobt; aber Friedrich 
bewog dieſen, dem Schwager die Braut zu überlaſſen, die er 
nach Berlin zu kommen einlud; denn der Großfürſt Paul 
ſollte mit dem Prinzen Heinrich dorthin reiſen, ſie kennen 
lernen und, wenn ſie ihm gefiele, ſich mit ihr verloben. 

So ſehr nun Friedrich darüber erfreut war, ſo blieb er 


1) Am 24. Oktober hatte Finckenſtein an den König geſchrieben: 
„La Cour de Vienne s'arroge depuis quelques années un despotisme 
dans les affaires de Empire qui tend à s’y procurer insensiblement 
un pouvoir arbitraire qu'on ne sauroit lui accorder... Cette maniére 
impérieuse d’agir de la Cour de Vienne s'est surtout manifestée dans 
la Visitation de la chambre Impériale de Wetzlar ot elle protage 
ouvertement le Grand Juge et tous ceux dont on recherche la con- 
duite et ob les Commissaires Impériaux et les Subdélégués de Mayence 
se permettent les procédés les plus contraires aux lois de I Empire 
et les propos les plus indécens vis à vis de ceux qui ne veulent pas 
entrer dans leurs vues et nommément du Subdélégue de V. M. (Geb. 
Kab. Akten im Berl. Archiv). 
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doch zugleich unruhig. „Spotte nicht über mich, lieber Bruder“, 
ſchrieb er an Heinrich; „aber ich muß Dir meine Schwäche 
geſtehen. Ich habe eine Furcht, ich weiß nicht warum, daß der 
Großfürſt krank wird oder daß ihm ein Unfall zuſtößt. Ich 
bitte Dich, laß ihn von ſeinem Arzte begleiten und ſo wenig 
als möglich zu Pferde ſteigen. Ich werde nicht eher ruhig 
ſein, als bis ich höre, daß er wieder geſund und munter in 
Petersburg eingetroffen iſt.“ Der König gab hier die Urſache 
ſeiner Beſorgnis nicht an, aber er hat ſie ſpäter dem Grafen 
Solms mitgeteilt. Aus Wien war ihm durch einen geheimen 
und unverdächtigen Kanal, wie er ſagte, und außerdem durch 
eine Perſon, die es von dem Freiherrn van Swieten ſelbſt ge- 
hört haben wollte, die Kunde von einer entſetzlichen Verleumdung 
gekommen, als ob er in Gemeinſchaft mit Katharina einen gee 
waltſamen Angriff auf das Leben des Großfürſten zu machen 
gedächte ). 

Die Reiſe des letzteren verlief ganz glücklich. Am 19. Juli 
meldete dies Heinrich aus Schwedt. „Der Großfürſt befindet 
ſich ſo wohl“, fuhr er fort, „als man nur ſein kann, und ich 
habe allen Grund zu hoffen, daß dies ſo bleiben wird. Er 
und ſein ganzes Gefolge ſind vollkommen befriedigt; in allen 
Dörfern haben ihm junge Mädchen Blumen überreicht, in den 
Städten hat man noch Leute dazugethan, welche Vivat ſchreien 
mußten. Alles das bringt den beſten Eindruck hervor.“ Am 
20. Juli gegen Abend empfing Friedrich dieſe Zeilen; da nun 
aber die Vorbereitungen für den feierlichen Einzug erſt am 
folgenden Tage gegen fünf Uhr fertig werden konnten, ſchrieb 
er geſchwind zurück: es wäre gut, wenn der Großfürſt erſt un— 
gefähr um ſechs Uhr in Berlin eintrafe. Von ſeinem Zimmer 
aus ſah der König, wie 2000 Menſchen daſtanden und den 
Triumphbogen betrachteten, an welchem einige Zimmerleute 
arbeiteten. Er wußte, daß man in der Königſtraße für das 
Fenſter 20 Thaler bezahlte. Von allen Seiten und aus allen 
Ländern ſtrömten die Menſchen herbei. „Viele kommen“, ſchrieb 


1) Oeuvres XXVI, 380-383. An Solms 2., 13. und 31. Juli. 
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Friedrich an den Prinzen Heinrich, „um mit eigenen Augen zu 
ſehen, ob es wirklich der Großfürſt iſt, welcher uns beſucht.“ 
Er wünſchte dem Bruder nun eine gute Nacht; denn er wollte 
zu Bette gehen und Kräfte ſammeln für die Zuſammenkunft +). 

Am Abend des 21. zog Heinrich mit den Ruſſen in Berlin 
ein. Fünf Tage ſpäter meldete der engliſche Geſandte: „Nichts 
kann die Aufmerkſamkeit übertreffen, welche der König dem 
Großfürſten beweiſt, ja wie er ihm den Hof macht und ſich 
alle Mühe giebt, ihn zu gewinnen und ihm zu gefallen. Dies 
gelang ihm auch nach meiner Überzeugung ſo gut, daß der 
Großfürſt unbedenklich auf alles eingehen würde, was er irgend 
von ihm verlangte. Sowohl nach dem, was ich ſelber ſah, 
als nach dem, was ich von anderen erfuhr, habe ich nie von 
einem Manne gehört, welcher fo; ſehr die Gabe der Überredung 
beſeſſen und es ſo verſtanden hätte, von ihr zur rechten Zeit 
Gebrauch zu machen, wie König Friedrich II. Den Marſchall 
Romanzoff behandelt er faſt mit gleicher Auszeichnung, und 
wenn dieſer Feldherr ſchon vor dieſem Beſuche geneigt war, 
ein Preuße zu ſein, ſo iſt er es jetzt gewiß ſo ſehr wie der 
treueſte von den Unterthanen des Königs. In ähnlicher Weiſe 
benimmt er ſich gegen die übrigen ruſſiſchen Gäſte, und nicht 
einer wird nach Petersburg zurückkehren, ohne von des Königs 
Herablaſſung und Güte bezaubert zu ſein“ 2). Die übertriebene 
Lebhaftigkeit, welche Paul zeigte, gefiel allerdings Friedrich dem 
Großen nicht, und er bemühte ſich, um dieſelbe zu mäßigen, in 
ſeine Geſpräche weiſe Ratſchläge fo ſehr als möglich einfließen 
zu laſſen; aber er wußte freilich, daß es nicht leicht wäre, die 
Charaktere zu ändern ). Geſund und glücklich reiſte der wieder 
verlobte Großfürſt nach Petersburg zurück, wo nach kurzer Zeit 
die Hochzeit gefeiert werden ſollte. 

Friedrich fand an dieſem neuen Bande zwiſchen Rußland 
und Preußen um ſo mehr Gefallen, als er ſonſt nicht eben 


1) Oeuvres XXVI, 385. 386. 
2) Raumer V, 304. 
3) An Solms 7. September. 
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heiter in die Zukunft blickte. Das europäiſche Gleichgewicht 
ſchien ihm zu fordern, daß man alle denkbaren Vorſichtsmaß⸗ 
regeln treffen müßte, um Oſterreich an neuen großen Erwerbungen 
und zwar in Deutſchland zu hindern. „Der Wiener Hof“, 
ſchrieb er, „iſt ſchon mächtig genug, und eine ſolche Ver— 
größerung könnte nur zum großen Schaden des geſamten 
Reiches ausſchlagen. Sein herrſchſüchtiger Geiſt hat fic) neuer⸗ 
dings bei der letzten Viſitation des Kammergerichts in Wetzlar 
gezeigt.“ Friedrich blieb dabei, daß die Oſterreicher nach ſeinem 
Tode wieder Krieg anfangen wollten und die Ruſſen auf alle 
Weiſe zu gewinnen ſuchten, um dieſelben nicht auf ihrem Wege 
zu finden; und da er auf kein langes Leben mehr glaubte rechnen 
zu dürfen, hatte er die Erneuerung des ruſſiſchen Bündniſſes 
bereits im Auguſt in Vorſchlag gebracht, indem er meinte, 
daß dies das beſte Erbe für ſeinen Neffen ſein würde. Jedoch 
in Petersburg nahm man ſich in ſolchen Dingen immer Zeit. 
Daß er Ende November noch keine Antwort empfangen, ver— 
droß den König ſehr, und da er es mit ſeiner Würde nicht 
vereinbar fand, den Flehenden zu ſpielen, ſo befahl er dem 
Grafen Solms, kein Wort mehr darüber zu verlieren, ſtumm 
zu bleiben wie ein Fiſch und zu thun, als ob er die Sache 
vergeſſen hätte ). Ja, Friedrich meinte, des Bündniſſes nötigen⸗ 
falls entraten zu können. „Europa hat eine große Ausdehnung“, 
ſchrieb er am 25. Februar 1777 an Solms, „und iſt es nicht 
Rußland, ſo werd' ich ohne Mühe eine andere Macht finden, 
welche mit Eifer die Stelle desſelben einnimmt und mit mir 
eine ebenſo enge und vorteilhafte Verbindung eingeht.“ 
Inzwiſchen war aber geſchehen, was Friedrich ſo dringend 
verlangte. Sieben Tage vorher hatte Panin dem Grafen 
Solms das erſehnte Schriftſtück übergeben, das im Gegenſatze 
zu den beiden früheren Vertragsentwürfen ſehr kurz war. Der 
erſte Artikel betraf die Erneuerung der Garantie und des 
Bündniſſes, der zweite die durch den Großfürſten Paul erfolgte 


1) An Solms 6. Auguſt, 4. und 28. September, 30. November 1776. 
Cf. Oeuvres XXVI, 387 (N. 272). 
Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 2 
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Abtretung ſeines Rechtes auf Holſtein an die jüngere Linie, 
und im dritten ward ausgeſprochen, daß der Vertrag geheim 
gehalten werden ſollte, damit die andern Mächte nicht eifer⸗ 
ſüchtig würden. 

Der König fand ein unendliches Vergnügen, als die Er⸗ 
neuerung des Bündniſſes eintraf; er freute ſich um ſo mehr, 
je ſchwärzer ihm die Zukunft erſchien. „Der ganze Horizont 
von Europa“, ſchrieb er am 14. März 1777 an Solms, „be⸗ 
deckt ſich mit dicken Wolken, verſchiedene Anzeichen verkündigen 
den Sturm, welcher ſich zuſammenzieht, und der Donner könnte 
binnen kurzem anfangen zu rollen, ſo daß niemand ſich wundern 
darf, wenn ich aufmerkſam alle Erſcheinungen am politiſchen 
Horizont Europas beobachte und mich für alle Fälle vorbereite, 
um in guter Lage zu fein, wenn das Ungewitter wirklich los- 
brechen ſollte.“ 

Seine Maßregeln waren in Wien keineswegs unbemerkt 
geblieben. Bereits am 30. Dezember 1776 hatte der Staats⸗ 
kanzler derſelben in einer Unterredung mit dem engliſchen Ge— 
ſandten gedacht und dann dem Fürſten Lobkowitz den Auftrag 
erteilt, mit Panin darüber zu ſprechen. Der Miniſter äußerte 
ſich dahin: es wäre nicht notwendig, daß dieſe militäriſchen 
Vorbereitungen getroffen würden, um das Haus Sſterreich an⸗ 
zugreifen, ſondern es könnten bloße Vorſichtsmaßregeln ſein, da 
der König von Preußen Gründe zu haben glaubte, den Ab— 
ſichten, welche das Wiener Miniſterium gegen ihn hätte, zu 
mißtrauen. Friedrich zeigte ſich mit dieſer Antwort zufrieden; 
übrigens wären, meinte er, ſeine Anderungen im Militär ganz 
unſchuldig und beunruhigten den Staatskanzler nur wegen ſeines 
böſen Gewiſſens. 

Kaunitz urteilte ganz ähnlich, wie Friedrich, aber von dem 
entgegengeſetzten Standpunkt aus. In einer Denkſchrift, an 
welcher Maria Thereſia weder etwas hinzuzuſetzen noch weg⸗ 
zulaſſen fand, aus dem Ende des Jahres 1776 ſagt er: 
„Durch den unverſchmerzlichen Verluſt Schleſiens hat nicht nur 
das öſterreichiſche, ſondern das ganze europäiſche Staatsſyſtem 
eine andere Geſtalt gewonnen. Vorher war Brandenburg kaum 
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unter die Mächte der zweiten Klaſſe und meiſtenteils auch unter 
die minderen öſterreichiſchen Verbündeten zu rechnen. Dermalen 
iſt es der gefährlichſte Nachbar und heimliche Feind.“ Letzteres 
war es nach des Staatskanzlers Anſicht aus Selbſterhaltung, 
beſtändiger Vergrößerungsbegierde und böſem Gewiſſen, weil es 
das Vergeltungsrecht zu befürchten hätte. Hieraus folgerte 
Kaunitz: man müſſe zwar mit aller Mäßigung und äußerlich 
gutem Vernehmen gegen den König von Preußen zu Werke 
gehen, aber ihm niemals und in keinem Falle vollkommen 
trauen, ſondern die größte Aufmerkſamkeit auf ihn richten und 
von dieſem Geſichtspunkt aus ſeine ganze Politik beſtimmen. 
In London mußte der öſterreichiſche Geſandte dem engliſchen 
Miniſterium von Zeit zu Zeit vorſtellen, es habe ſich der faſt 
unentgeltlichen Hilfe von 100000 Mann durch Unterſtützung 
der preußiſchen Politik beraubt und könne den Schaden nicht 
anders wieder gut machen, als wenn Preußen in ſeine vorigen 
Grenzen zurückgeſetzt würde.“ Das Staatseintereſſe des Wiener 
und das des Berliner Hofes ſchienen dem Fürſten Kaunitz ſo 
ſehr einander zuwider zu laufen, daß er einem heftigen und 
die Obermacht entſcheidenden Krieg entgegenſah, welcher über 
kurz oder lang zwiſchen ihnen entbrennen müßte ). 

Dieſe Bemerkungen blieben dem Könige von Preußen un— 
bekannt; aber van Swieten vergaß der Vorſicht. „Ich weiß 
ganz ſicher“, ſchrieb der König am 10. April 1777 an ſeinen 
Bruder Heinrich, „daß der Fürſt Kaunitz geſagt hat: „Niemals 
darf der kaiſerliche Hof die preußiſche Macht ruhig ertragen; 
es ijt notwendig, fie zugrunde zu richten, damit wir herrſchen.“ 
Man kann ſich leicht vorſtellen, wie der Zorn im Könige ge— 
waltig aufloderte. „Dieſe Worte“, ſchrieb er, „müſſen in dem 
Herzen eines jeden Preußen bewahrt werden, auf daß wir nicht 
einſchlafen und in eine falſche Sicherheit fallen. Es iſt gewiß, 
daß jenes Haus die Herrſcher dieſes Landes lange Zeit nötigen 
wird, ganz Nerv zu ſein, oder fie find verloren“ “). 


1) Archiv für öſterr. Geſch. XLVIII, 78. 85. 86. 


2) Oeuvres XXVI, 391. 
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Einige Tage ſpäter, am 13. April, beſchreibt er ſeinem 
Bruder die Politik, die er einzuhalten gedenkt. Er will ſo eng 
als möglich mit Rußland verbunden bleiben, auf jeden Schritt 
des Wiener Hofes acht geben und ſich mit allen übrigen 
Mächten ſo gut als möglich ſtellen, um keine Feinde zu haben 
und nötigenfalls eine Unterhandlung beginnen zu können, wenn 
Verbündete zu ſuchen find. Das war ihm bereits in Verſailles 
aufs beſte gelungen. Die Franzoſen hatten ihn von den Ver⸗ 
leumdungen des Wiener Hofes, den ehrgeizigen Plänen, die ihm 
dieſer zuſchrieb, und an die er nie gedacht hatte, freundſchaftlich 
unterrichtet und waren leicht eines beſſeren von ihm belehrt 
worden. Schon jetzt erfuhr er, daß dieſelben auf dem Punkte 
ſtänden, England zu bekriegen, und daß ſie wegen der bayeriſchen 
Angelegenheit keine Truppen nach Deutſchland ſchicken würden. 
„Indem ich mich ihnen nähere“, fuhr der König fort, „zerſtöre 
ich einen von den Kunſtgriffen des Fürſten Kaunitz, welcher 
darin beſteht, daß er in Verſailles weismachen will, der Wiener 
Hof habe Frankreich in ſeiner Taſche.“ Letzteres wünſchte der 
König ernſtlich dem Bunde beizugeſellen, den er ſoeben auf die 
Zeit von 1780 - 1788 mit Rußland erneuerte. Die Rati- 
fikationen wurden am 9. Mai ausgewechſelt ), und Friedrich 
mußte wieder 11000 Rubel nach Petersburg ſchicken, während 
Katharina nur 6000 zu zahlen hatte. Ein halbes Jahr ſpäter 
wagte Solms, ein Bündnis zwiſchen Rußland, Preußen und 
Frankreich als ein faſt unfehlbares Mittel gegen die Ver⸗ 
größerungsabſichten des Wiener Hofes dem Grafen Panin zu 
bezeichnen, und dieſer wies den Gedanken nicht kurzweg ab, 
ſondern erklärte, daß er keine Abneigung haben würde, mit 
Vergennes zu unterhandeln 2). 

So ſorgte Friedrich unabläſſig für die Zukunft, obwohl er 
glaubte, daß ſein abgenutzter Körper es nicht lange mehr aus⸗ 
halten würde. „Die Weiber“, ſchrieb er am 12. Oktober 1777 
an Heinrich, „haben ein ſo zähes Leben! Sie thun in ihre 


1) Solms 13. Mai. 
2) Solms 4. November. 
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Lampe wieder Ol, während wir das wenige, das wir haben, 
verbrauchen. Frau Thereſe wird mich begraben, mich und den 
Kurfürſten von Bayern“ ). 

Die Weisſagung erfüllte fic) in ihrem erſten Teile befannt- 
lich nicht, dagegen trat der zweite Fall mit überraſchender 
Schnelligkeit ein. Im Dezember bekam der Kurfürſt Maxi 
milian Joſeph von Bayern die Pocken, eine tückiſche Krankheit, 
welche damals noch die größten Verheerungen anrichtete und 
der auch ſeine Schweſter Joſepha vor zehn Jahren erlegen war; 
wenn er ſtarb, mußten ſeine Länder an Karl Theodor, Kurz 
fürſten von der Pfalz und Herzog von Jülich und Berg, fallen. 
Mit dieſem war Maximilian Joſeph bereits in den Jahren 
1766 und 1771 zur Erneuerung der alten Hausverträge zu⸗ 
ſammengekommen; die beiden Kurfürſten hatten jeder nur einen 
Miniſter mitgebracht, der ihr vollſtes Vertrauen genoß, und 
außerdem war nur die Gemahlin des 1770 verſtorbenen 
Herzogs Clemens, Anna Maria, geborene Pfalzgräfin von 
Sulzbach, bei dieſen Verhandlungen zugegen geweſen, durch 
welche die Unteilbarkeit des alten Stammbeſitzes unwiderruflich 
feſtgeſetzt und demſelben zugleich die erſt in ſpäteren Zeiten von 
der einen oder der andern Linie gemachten Erwerbungen, ſo 
weit es rechtlich zuläſſig war, einverleibt wurden. 

Beſorgnis vor Oſterreich bewirkte, daß man im Jahre 1774 
noch einen Schritt weiter ging. Die beiden Kurfürſten räumten 
ſich ſelbſt und dann auch den übrigen Anverwandten den Mit- 
beſitz gegen jeden Dritten ein, und weil in Bayern die Gefahr 
des Ausſterbens am nächſten lag, wurde das Beſitzergreifungs⸗ 
patent unverzüglich ausgefertigt und dem Kanzler des Geheimen 
Rates Freiherrn von Kreytmayer in München mit dem Auf— 
trag in Verwahrung gegeben, es ſollte, wenn der Fall ſich er— 
eignete, Tag und Jahr in die offen gelaſſene Stelle der von 
Karl Theodor bereits unterſchriebenen Urkunde hineingeſetzt, 
dieſelbe durch einen geheimen Sekretär unterzeichnet, mit dem 
großen Inſiegel verſehen und alsdann bekannt gemacht werden. 


1) Oeuvres XXVI, 400. 
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Während man in München Vorkehrungen gegen die öſter⸗ 
reichiſchen Vergrößerungspläne traf, hielt man in Wien an 
denſelben feſt, und am 22. Dezember 1776 gab Kaunitz den 
Rat, daß man das Schweigen brechen und an einer gütlichen 
Übereinkunft arbeiten ſollte. Die Schwierigkeit des Unter⸗ 
nehmens verkannte Kaunitz durchaus nicht. „Es kommt mit 
dem Staatsintereſſe keines einzigen Hofes überein“, ſchrieb er 
damals, „daß Oſterreich durch den Zuwachs von Bayern ver⸗ 
größert werde; man muß im Gegenteil erwarten, daß vere 
ſchiedene Mächte ſich aufs äußerſte widerſetzen und Bayern ohne 
einen ſchweren und höchſt gefährlichen Krieg nicht zu behaupten 
ſein wird, wenn nicht Preußen eine gleiche Vergrößerung er⸗ 
langt; aber dadurch würde man mehr verlieren als gewinnen.“ 

Mittlerweile war ein Anrecht zum Vorſchein gekommen, 
welches man bis zum Ende des Jahres 1772 gar nicht gekannt 
hatte. Wie es ſcheint erſt nach langem Forſchen waren in 
Wien Nachrichten entdeckt worden, welche ſich bei großer Ge⸗ 
ſchicklichkeit zu einem Anſpruch auf Niederbayern verarbeiten 
ließen. Freilich wollte Kaunitz mit dieſem ganz erheblichen 
Gewinne nicht zufrieden ſein, ſondern er wünſchte dem Wiener 
Hofe noch Oberbayern und die Oberpfalz, wo möglich mit 
Inbegriff der Neuburgſchen und Sulzbachſchen Beſitzungen des 
pfälziſchen Hauſes, zu verſchaffen; doch ſollte letzteres dafür 
einigermaßen entſchädigt werden und zwar durch einen Teil der 
öſterreichiſchen Vorlande ſowie durch eine nicht allzu große Geld- 
ſumme, welche Kurpfalz alsdann dem Dresdener Hofe für ſeine 
Allodialanſprüche zahlen könnte. Jenen Länderzuwachs fand 
Kaunitz mit Recht ſehr ſchätzbar, nicht ſowohl wegen der Ver⸗ 
mehrung der Einkünfte, als vielmehr wegen der Lage und der 
ſchönen Abrundung, die er brächte. Auch das behagte dem 
Staatskanzler ſehr, daß den brandenburgiſchen Markgrafſchaften 
dadurch eine Schranke entgegengeſtellt würde, und er überredete 
ſich, es wäre deshalb an der Einwilligung des Reiches und der 
andern Höfe nicht zu zweifeln. Daß die Vereinigung von Ans⸗ 
bach und Baireuth mit Preußen dem weſentlichen Staatsintereſſe 
des Erzhauſes entgegenliefe, daran hielt er feſt; aber er glaubte, 
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daß es ſchwer fallen würde, den Vergrößerungsabſichten des 
Berliner Hofes einen Strich durch die Rechnung zu machen, 
zumal da Oſterreich weder ein eigenes Recht, Einſpruch zu er⸗ 
heben, beſäße, noch auf eine kräftige Unterſtützung anderer Höfe 
zählen könnte +). 

Nicht lange nachher ſetzte ſich der Wiener Hof mit dem 
Kurfürſten von der Pfalz inbezug auf Bayern wirklich in Ver⸗ 
bindung. Von der Gerechtigkeit ihrer Anſprüche hatte freilich 
Maria Thereſia keine große Vorſtellung, und ſie ſah die vielen 
Schwierigkeiten voraus, auf welche die öſterreichiſchen Abſichten 
ſtoßen würden. Es wäre ihr deshalb am liebſten geweſen, in⸗ 
folge einer Verſtändigung mit den beteiligten Parteien durch 
einen Tauſch eine zweckmäßige Abrundung zu gewinnen. Auch 
hoffte ſie den Kurfürſten, der ihr Sohn ſein könnte und ſich 
ſehr wohl befände, nicht zu überleben. Durch Nachrichten aus 
Verſailles erhielt ihre Furcht neue Nahrung. Ihr Geſandter, 
der Graf Merch, brachte dort die bayeriſche Sache zur Sprache, 
wie ihm aufgetragen worden war, und er that es mit äußerſter 
Vorſicht; aber er merkte doch, daß Vergennes ſtutzig ward, 
und er pries ſich glücklich, daß er — ein ſehr bezeichnender 
Umſtand — es vermieden hatte, den Beweis für die öſter⸗ 
reichiſchen Anſprüche vorzulegen, obwohl er dazu ermächtigt 
war. „Man würde nicht unterlaſſen haben“, ſchrieb er am 
15. Auguſt 1777 an Maria Thereſia, „den gefährlichſten Gee 
brauch davon zu machen ?).“ 

Während der Wiener Hof allen Grund hatte, von Preußen 
Schlimmes zu befürchten und an Frankreichs Unterſtützung zu 
zweifeln, empfing er aus Mannheim günſtige Nachrichten. Karl 
Theodor hatte die feierlichſten Verpflichtungen gegen ſeinen 
Stammesvetter, den letzten Sprößling der wilhelminiſchen Linie 
der Wittelsbacher, übernommen; aber ohne dieſem irgendeine 
Mitteilung zu machen, erklärte er ſich bereit, die Anſprüche des 


1) Archiv für öſterr. Geſch. XLVIII, 87—90. 
2) Arneth et Geffroy, Marie - Antoinette. Corr. secr. entre 
" Marie-Thérése et le Cte de Mercy-Argenteau III, 99. 106. 
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Erzhauſes auf Niederbayern anzuerkennen; ja, nach Meldungen, 
welche Kaunitz für zuverläſſig hielt, war er ſogar geneigt, Ober⸗ 
bayern gegen andere Gebietsteile zu vertauſchen ). Es dürfte 
ſchwer ſein, noch einen andern Fall aufzufinden, wo ein Fürſt 
ſolche Zaghaftigkeit und Einfalt bewieſen und ſich ſo kläglich 
benommen hätte wie Karl Theodor. 

Am 18. Dezember gab der pfälziſche Geſandte, Freiherr 
von Ritter, welcher eben aus Mannheim zurückgekehrt war, 
dem Staatskanzler Nachricht, daß ſein Herr völlig geneigt und 
entſchloſſen wäre, zur Erzielung eines gütlichen Einverſtändniſſes 
die Hände zu bieten und einen Vertrag über die gegenſeitige 
Anerkennung der Anſprüche beider Teile auf Bayern abzu⸗ 
ſchließen. Ritter war auch in Zweibrücken geweſen; aber er 
hatte dort ſehr geheimnisvoll gethan. „Er wollte Vollmacht 
haben“, heißt es in einer amtlichen Schrift des Herzogs Karl, 
„ohne den Gegenſtand zu beſtimmen, worüber unterhandelt 
werden ſollte“. Der Abgeſandte wurde mit der allgemeinen 
Erklärung abgefertigt: der Herzog ſei bereit, zu allem dem 
mitzuwirken, was S. kurfürſtliche Durchlaucht zum Beſten des 
Hauſes veranlaſſen werde, und erwarte nähere Mitteilung 2). 

Aus Zweibrücken mag eine Kunde von den ſchwebenden 
Unterhandlungen nach München gekommen ſein, wo man um 
dieſe Zeit den Plan faßte, die Bürgſchaft Frankreichs und 
Preußens für die Hausverträge nachzuſuchen. Für Paris wurde 
der Freiherr von Leyden beſtimmt, und die Herzogin Anna 
Maria wollte ſelbſt nach Berlin gehen; aber wegen ihrer 
ſchwachen Geſundheit verſchob fie die Reiſe bis auf das Früh⸗ 
jahr, und der Tod des Kurfürſten verhinderte die Ausführung. 
Am 30. Dezember 1777 nachmittags in der zweiten Stunde 
ſtarb Maximilian Joſeph, noch nicht 51 Jahre alt. Schon 
um vier Uhr rief ein Herold, von einem Dragonerpikett be⸗ 
gleitet, der 1774 getroffenen Abrede gemäß Karl Theodor in 


1) Arneth X, 300. 

2) Der Beleg findet ſich in meiner Geſchichte des bayeriſchen Erbfolge⸗ 
krieges, S. 13, auf welches Buch ich überhaupt hier verweiſe, wenn die 
Zeugniſſe für das, was ich im Text erzähle, fehlen. 


Tod des Kurfürſten von Bayern. 25 


München als neuen Landesherrn aus. Dann wurden die Thore 
der Stadt, die nur frühmorgens um ſechs Uhr auf eine halbe 
Stunde geöffnet worden waren, wieder aufgethan, und Eilboten 
flogen nun nach allen Seiten, um die wichtige Kunde den ver— 
ſchiedenen Höfen zu überbringen. 

Wie froh würde Maria Thereſia geweſen ſein, wenn eine 
Verſtändigung mit dem allzu nachgiebigen Kurfürſten von der 
Pfalz bereits erzielt worden wäre. Jedoch ſo weit hatte man 
es noch nicht gebracht. Der öſterreichiſche Unterhändler wollte 
ſich mit dem großen Gewinne von Niederbayern keineswegs 
begnügen, ſondern verlangte weiter die Herrſchaft Mindelheim 
in Schwaben und die böhmiſchen Lehen in der Oberpfalz; er 
behauptete ferner, daß die neuen Erwerbungen der bayeriſchen 
Wittelsbacher Kaiſer und Reich angingen. Ritter fand dieſe 
Forderungen doch übertrieben und verlangte ſowohl die Zu— 
ſicherung der böhmiſchen Lehen als auch die Übernahme gewiſſer 
Verpflichtungen vonſeiten Oſterreichs inbezug auf das Allovial- 
vermögen ). 

Vielleicht würde der Wiener Hof ſich mehr beeilt haben, 
wenn er gewußt hätte, daß dem Leben des Kurfürſten von 
Bayern ein jähes Ende bevorſtand. Die Anzeigen aber, die 
man in Wien über den Verlauf der Krankheit fortwährend 
empfing, ließen das Schlimmſte keineswegs befürchten. Ohne 
Zweifel wurde man von dem mißtrauiſchen Münchener Hofe 
mit Abſicht irregeführt und war völlig überraſcht, als man am 
1. Januar 1778, während der Hof gerade verſammelt war, 
den Tod Maximilian Joſephs erfuhr. Der peinliche Eindruck, 
welchen die Nachricht auf Maria Thereſia machte, war einem 
jeden ſichtbar. Auch der Kaiſer empfand es unangenehm, daß 
der Bruder ſeiner verſtorbenen Gemahlin aus dem Leben ge— 
ſchieden war, bevor die Unterhandlung mit dem pfälziſchen Ge— 
ſandten ein glückliches Ende gefunden hatte. Jedoch weil die 
beiden Höfe wenigſtens übereingekommen waren, ihre Rechte 


1) Ad. Beer, Zur Geſchichte des bayeriſchen Erbfolgekrieges, in der 
Hiſtor. Zeitſchr. XXXV, 101, 102. 


26 III. Buch. 1. Kapitel. 


gegenſeitig anzuerkennen, und nur noch über das Mehr oder 
Weniger ſtritten, meinte der Kaiſer, man ſollte von Nieder⸗ 
bayern Beſitz nehmen mit dem Verſprechen, daß man ſich über 
die Grenzen mit dem pfälziſchen Hofe freundſchaftlich verſtändigen 
würde. 

Joſeph gab ſeiner Mutter noch den Rat, nichts hiervon zu 
ſagen und die Feierlichkeit zu beendigen; jedoch ihre Unruhe 
ließ ſie wenigſtens dem franzöſiſchen Geſandten gegenüber nicht 
ſchweigen, wenn das, was dieſer über eine Unterredung mit ihr 
am 3. Januar nachhauſe meldete, wie wahrſcheinlich iſt, hierher 
gehört. Sie geſtand demſelben, daß der Tod des Kurfürſten 
von Bayern ſie vielleicht wieder in die größte Unruhe ſtürzen 
würde, während ſie nur daran dächte, friedlich ihre Tage zu 
beſchließen, und ſie ſprach dann mit ängſtlicher Miene die Hoff— 
nung aus, daß die Franzoſen ſie nicht verlaſſen würden. Höflich 
verſicherte Breteuil, dieſelben wären ihre Verbündeten für alle 
Fälle und für alle Zeiten, und fragte dann, ob die Kaiſerin⸗ 
Königin ſogleich Truppen nach Bayern marſchieren laſſen würde. 
Maria Thereſia antwortete: „Ich weiß es nicht“; aus Ton 
und Blick und Geberde der Herrſcherin glaubte Breteuil zu 
erkennen, daß ſie ihm noch ſagen wollte: „das hängt nicht von 
mir allein ab.“ Unaufrichtig fuhr die Kaiſerin-Königin fort: 
„Jedoch wenn das geſchähe, ſo würden wir ſicherlich nur wenig 
in Beſitz nehmen.“ Der Geſandte deutete der Geängſtigten 
noch an, daß ſie nichts überſtürzen möchte, da ja Bayern ein 
offenes Land und ſo gelegen wäre, daß ſie ſtets vor jedem 
andern Streitkräfte dorthin bringen könnte. Maria Thereſia 
dankte für dieſe Bemerkung mit den Worten: „Ich bedarf der 
Unterſtützung“ ). 

Breteuils Worte konnten die Unruhe der Kaiſerin-Königin 
nur ſteigern; fie überlegte weiter und ſchrieb an ihren unter— 
nehmenden Sohn am 2. Januar einen denkwürdigen Brief. 
Gutmütige Geſchichtſchreiber überreden ſich und andere gern, 
daß die Herrſcher von der Rechtmäßigkeit ihrer Anſprüche ganz 


1) Arneth X, 796, Anm. 485. 487. 
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überzeugt geweſen ſeien; aber dem iſt doch nicht immer ſo. 
Maria Thereſia bemerkt ihrem Sohne, daß die öſterreichiſchen 
Forderungen ſelbſt nach der Ausſage des Miniſters wenig er- 
wieſen und verjährt wären; aber auch im entgegengeſetzten Falle, 
meinte ſie weiter, müßte man zögern, um eines beſonderen 
Vorteils willen einen allgemeinen Brand anzufachen, den 
glücklich wiederhergeſtellten Kredit zu vernichten, das Volk aufs 
neue zu belaſten. Sie fürchtete den thätlichen Widerſtand 
Preußens und Frankreichs. Dagegen erklärte ſie ſich gern 
bereit, die Unterhandlungen mit dem Kurfürſten von der Pfalz 
fortzuſetzen. Sie ſah darin keinen Nachteil, wenn man den 
Marſch der Truppen aufſchöbe, wohl aber große Gefahren, 
wenn man ſich damit übereilte. 

Trotz dieſes Schreibens wurden die kriegeriſchen Maßregeln 
nicht aufgegeben; denn Joſeph wollte eine Gelegenheit, wie ſie 
nur in Jahrhunderten einmal käme, nicht unbenutzt voriiber- 
gehen laſſen !). Während aber eilig alle Vorkehrungen für 
den Abmarſch der Truppen getroffen wurden, verſuchte zugleich 
der Staatskanzler ſeine Kunſt bei Ritter. Dieſem gab die 
Vollmacht, die er hatte, das Recht, nach gehörigen Vor— 
beſprechungen einen Vertrag oder auch nach Gutbefinden mehrere 
zu vollziehen, und der Kurfürſt verhieß bündigſt, alles dasjenige 
zu genehmigen, was ſein Gewaltträger alſo handeln und ſchließen 
würde. Mit überraſchender Schnelligkeit kam wirklich am 
3. Januar ein Vertrag zuſtande. Karl Theodor erkannte darin 
für ſich, ſeine Erben und Nachfolger den Anſpruch des Wiener 
Hofes auf die bayeriſchen Bezirke, die der Herzog Johann von 
Straubing gemäß der Teilung von 1353 beſeſſen und Kaiſer 
Sigismund dem Herzog Albrecht von Oſterreich (1426) zu 
Lehen gegeben hätte, als gegründet an und verſprach, es nicht 
nur ohne Hindernis geſchehen zu laſſen, ſondern auch aus allem 
Vermögen dazu behilflich zu ſein, daß dieſe Lande ſämtlich in 
den wirklichen Beſitz des Erzhauſes kämen. Wenn ſich ein 
Zweifel über die Grenzen des bezeichneten Anteils ergäbe, ſo 


1) Arneth et Geffroy III, 58. Anm. 
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ſollte der Kurfürſt von der Pfalz Boney fein, urkundliche 
Beweiſe vorzulegen. 

Ferner geht die Herrſchaft Mindelheim in Schwaben frei, 
ungehindert und ohne jegliche unter was immer für einem Titel 
zu machende Anforderung an Oſterreich über vermöge der An— 
wartſchaft und anderer rechtlicher Anſprüche, die es darauf hat. 
Endlich will der Kurfürſt dem Rückfall der böhmiſchen Lehen 
in der Oberpfalz unter keinerlei Vorwand widerſprechen; aber 
er hofft, daß ſie ihm aus neuer Gnade, allenfalls auch mit 
der Landeshoheit über dieſelben, gegen annehmbare Bedingungen 
werden zurückgegeben werden )). 

Die Kaiſerin-Königin erkannte dagegen nur das Erb- und 
Lehnsfolgerecht des Kurfürſten und der genannten Rudolfiniſchen 
Linie des Hauſes Wittelsbach auf den übrigen Teil von Ober— 
und Niederbayern vermöge der Abſtammung vom erſten Er— 
werber an. Die beiden Parteien behielten ſich außerdem vor, 
einen weiteren Vergleich über einen Austauſch der dem Erzhauſe 
nach dieſem Vertrage zufallenden Bezirke oder des ganzen Landes 
oder endlich einiger Teile nach gegenſeitiger Konvenienz einzu— 
gehen. „Da es für uns nicht zuträglich ſein würde, ſo aus— 
gedehnte Grenzen zu beſitzen“, ſchrieb der Kaiſer an Leopold, 
„ſo haben wir einen Artikel angebracht, welcher von freund— 
ſchaftlichen Austauſchungen ſpricht.“ 

Der Inhalt des Vertrages blieb natürlich ein tiefes Ge— 
heimnis. Nicht einmal der franzöſiſche Geſandte konnte Näheres 
darüber erfahren; daß aber die kaiſerlichen Anſprüche ſehr aus⸗ 
gedehnt ſein müßten, ſchloß Breteuil aus den beträchtlichen 
Kriegsvorbereitungen, die man traf, um ſie mit Gewalt geltend 
zu machen. Durch einen Eilboten ſchickte Ritter am 4. Januar 
den Vertrag nach München und bat um die Genehmigung des⸗ 
ſelben; weil aber 10000 Mann am 16. in Bayern einrücken 


1) über die Nichtigkeit der öſterreichiſchen Anſprüche habe ich in meiner 
Geſchichte des bayeriſchen Erbfolgekrieges, S. 101 —108, gehandelt. Ver⸗ 
gennes nannte ſpäter (29. März 1784) dieſe Anſprüche prétensions qui 
ne pourroient pas méme soutenir l’examen (bei Pape Politique de 
tous les cabinets III, 197). 
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ſollten, wurde Karl Theodor noch aufgefordert, ſeinen Truppen 
und Unterthanen jeden Widerſtand zu unterſagen. 

Maria Thereſia zitterte über dieſes gewaltſame Vorgehen. 
„Der König von Preußen wird ſicherlich nicht unterlaſſen“, 
ſchrieb fie am 4. Januar an den Grafen Mercy, „ſich unferen 
Vergrößerungsabſichten entgegenzuſetzen, und wird ſuchen, uns 
Frankreich zu nehmen, wo er ſehr viele Anhänger hat, und wo 
er nicht aufhört, uns zu verdächtigen und ſich in ein günſtiges 
Licht zu ſtellen. Die verwitwete Kurfürſtin von Sachſen, eben 
ſo ränkeſüchtig als ungeſtüm, wird auch ihre Anſprüche auf die 
bayeriſchen Allodialgüter verfolgen wollen und, um es mit Er— 
folg zu thun, wahrſcheinlich keinen Anſtand nehmen, auf die 
Seite unſerer Feinde zu treten.“ Wie ſehr denken doch ſelbſt 
gute Menſchen nur an den eigenen Vorteil! Warum ſollte 
denn die kurſächſiſche Witwe nicht ihre Anſprüche geltend machen, 
wenn die öſterreichiſche ſogar ihre Truppen ausſchickte, um 
Forderungen, welche ſie ſelbſt für wenig erwieſen und verjährt 
hielt, gewaltſam einzutreiben? Und konnte Maria Thereſia 
verlangen, daß der König von Preußen mit verſchränkten Armen 
zuſehen follte, wie fie zu Galizien und Lodomirien und zu der 
Bukowina noch Bayern gewann? 

Die Kaiſerin⸗Königin ſeufzte nach franzöſiſcher Unterſtützung, 
und fie bat ihre Tochter, dem Grafen Mercy, welcher fie über 
die Angelegenheit unterrichten würde, aufmerkſam zuzuhören ). 
Auch die öffentliche Meinung war beſorgt vor einem Kriege; 
die öſterreichiſchen Staatspapiere fielen um 3 Prozent ?). Da- 
gegen blieb der Kaiſer in roſiger Stimmung; denn die euro— 
päiſche Lage ſchien ihm günſtig, und er ſchmeichelte ſich deshalb, 
daß das Unternehmen ohne Krieg glücken und eine Erwerbung 
bringen würde, die nichts gekoſtet hätte. Joſeph ſuchte den 
Gewinn ſo hoch zu treiben als möglich; denn er fand den 
Augenblick dazu ſehr angethan, weil den Kurfürſten Unent— 
ſchloſſenheit und Bangigkeit beherrſchte; derſelbe ſei nicht mehr 


1) Arneth et Geffroy III, 151. 152. 
2) Riedeſel, der preußiſche Geſandte in Wien, am 7. Januar. 
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jung und ein ſtiller, faſt furchtſamer Mann, der keine Kinder 
beſitze; er werde daher wünſchen, ſo raſch als nur immer 
möglich den ihm drohenden Bedrängniſſen zu entgehen und die 
ihm zugefallenen Vorteile ruhig zu genießen ). Joſeph machte 
nun ſowohl der Mutter als dem Staatskanzler ſeine Tauſch⸗ 
vorſchläge und wartete begierig auf die Ratifikation des Ver⸗ 
trages vom 3. Januar. Er verging vor Ungeduld, als die⸗ 
ſelbe ſich verzögerte, und zürnte dann heftig, weil die Antwort 
nicht einfach bejahend oder verneinend ausfiel. 

Am 12. empfing nämlich Ritter ein Schreiben von ſeinem 
Herrn, welches die ganze Schwäche dieſes Fürſten enthüllt. 
„Wir weigern uns ganz und gar nicht“, hatte Karl Theodor 
am 8. auf die Zuſendung vom 4. geantwortet, „gedachten Ber- 
trag zu ratifizieren, und obwohl die kaiſerlichen Truppen von 
uns und den unſrigen niemals einen Widerſtand oder militäriſche 
Gegengewalt zu beſorgen hätten, ſo haben wir doch durch 
unſern Hofkriegsrat ſcharfen Befehl erteilen laſſen, daß man 
ſich allenthalben ſtill und ruhig halte, mithin zu feindſeligen 
Schritten nicht den geringſten Anlaß gebe.“ Karl Theodor 
jammerte dann darüber, daß er ſo empfindlich geſtraft werden 
ſollte, weil er noch vor ſeiner Ankunft von dem neuen Lande 
Beſitz ergriffen. „Uns ſind diejenigen Ortſchaften“, ſchrieb er 
weiter, „noch nicht einmal bekannt, worin die Verlaſſenſchaft 
der ſchon vor etlichen hundert Jahren verſtorbenen herzoglich 
niederbayeriſchen Linie eigentlich beſtanden habe; das muß und 
kann ſich lediglich aus archivaliſchen Urkunden erläutern, ohne 
daß man von dem Militär nur einen einzigen, geſchweige denn 
10 000 Mann hierzu bedarf.“ 

Nicht ohne Schrecken dachte Karl Theodor an das große 
Aufſehen, welches ein ſolches Vorſchreiten nicht nur bei dem 
geſamten Reich und ganz Europa, ſondern auch bei ſeinen neuen 
Unterthanen verurſachen müßte. Von letzteren ſchrieb er, daß 
ſie durch den Todesfall ihres Landesherrn ohnehin noch äußerſt 
entrüſtet und niedergeſchlagen wären. Er fürchtete ferner, daß 
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die eben verſammelten Stände weniger freigebig gegen ihn ſein 
und ihn zwingen würden, einen Teil der übernommenen Hof⸗ 
bedienten zu entlaſſen und dem Elende preiszugeben. Indem 
er es nun für unmöglich hielt, daß dieſe rührenden Umſtände 
Seiner Kat}. Königl. Apoſt. Majeſtät zärtlichſtes Gemüt nicht 
zum Mitleid bewegen ſollten, trug er dem Freiherrn v. Ritter 
auf, die lebhafteſten Vorſtellungen gegen das bewaffnete Vor— 
gehen zu machen und mit möglichſtem Fleiße dahin zu wirken, 
daß friedlich und freundſchaftlich mit ihm zuwerke gegangen 
würde. Der überaus nachgiebige Fürſt meinte, daß die ſo weit 
in das Alter zurückgehende Sache ſehr ſchwer in das Klare 
gebracht werden könnte; daher war er bereit, nicht Stück für 
Stück, ſondern einen zuſammenhängenden, gut gelegenen und 
ergiebigen Strich Landes abzutreten ). Wenn man ſo verfuhr, 
hätte der furchtſame Mann mit den baheriſchen Ständen zu 
Ende kommen und nach Mannheim zurückkehren können, ehe die 
Unterhandlung abgeſchloſſen worden wäre; er würde dann dem 
Sturme der Entrüſtung, welcher ihn in München bedrohte, 
glücklich aus dem Wege gegangen ſein. 

Der Wiener Hof konnte wirklich nicht mehr von Karl 
Theodor verlangen; aber er ſchritt hartnäckig auf dem Pfade 
der Unbilligkeit weiter. Beſonders Joſeph ärgerte ſich über die 
Antwort. „Wir wollten ja nichts weiter wiſſen, als Rati— 
fikation oder Weigerung“, ſchrieb er am 15. an ſeinen Bruder 
Leopold. „Im erſten Falle werden wir uns in Beſitz des uns 
zukommenden Gebietes ſetzen, im andern würde der Kaiſer das 
Lehen für erledigt erklären und es bis zum Austrag ſämtlicher 
Erbanſprüche in Verwaltung nehmen. Wir haben einen Eil— 
boten geſchickt und eine entſcheidende Antwort verlangt. Ich 
bin ſehr neugierig, welchen Beſchluß der Kurfürſt faſſen wird, 
und habe mittlerweile die nötigen Vorkehrungen für die mög— 
lichen Fälle getroffen . .. Der Marſch der Truppen nimmt 
ſeinen Fortgang, und heute rückt der Vortrab ein.“ 

Eben damals war aber die Sache ſchon entſchieden. Den 
Drohungen weichend, hatte Karl Theodor den Tag zuvor den 

1) Arneth X, 797, Anm. 493. 
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Vertrag genehmigt. Am 16. Januar kam die Nachricht an, 
welche die Kaiſerin ſo erfreute, daß ſie ſich gedrungen fühlte, 
dem Staatskanzler davon Mitteilung zu machen. „Meine Bee 
friedigung iſt um ſo größer“, ſchrieb ſie, „als mein Herz be— 
ruhigt iſt. Die Monarchie verdankt Euch allein auch noch dieſen 
Erfolg, und Europa muß einräumen, daß ich den größten 
Staatsmann beſitze“ 4). 

Nachdem der Wiener Hof ſo weit gekommen war, hielt er 
es für notwendig, von dem Geſchehenen Anzeige zu machen. Der 
Staatskanzler gab den auswärtigen Geſandten am 20. Januar 
kurze Nachricht; das beträchtliche Straubinger Gebiet war in 
dem Schreiben zu einigen Bezirken Bayerns zuſammengeſchrumpft. 
Kaunitz erklärte weiter, warum man es anfangs für notwendig 
gefunden, ein ſo großes Heer zu verſammeln; nachdem aber 
das Mißverſtändnis ausgeglichen, habe man den Marſchbefehl 
an die andern Truppenteile ſofort zurückgenommen und nur 
die zur Beſitzergreifung erforderliche Zahl einrücken laſſen. 

In Regensburg faßte man ſich hierüber ganz kurz. Man 
erklärte: das Erzhaus habe ſich wegen ſeiner auf einige Bezirke 
des Herzogtums Bayern und auf Mindelheim erlangten Gerecht— 
ſame gütlich mit dem Kurfürſten von der Pfalz verſtändigt. 
Mehr brauchte der Reichstag von dieſer hochwichtigen Sache 
nach der Anſicht des Wiener Hofes nicht zu wiſſen. Dagegen 
führte der Kaiſer eine große Menge Lehen auf, die ihm eröffnet 
wären; doch verſprach er, denjenigen genügende Gerechtigkeit an— 
gedeihen zu laſſen, die ihr Recht darauf im geſetzlichen Wege 
darlegen würden. 

Endlich unterrichtete Kaunitz den Freiherrn v. Ried, welcher 
Mindelheim in Beſitz genommen, damit er imſtande wäre, gegen 
jedermann eine echte Auskunft über die getroffenen Maßregeln 
zu erſtatten. „Wenn man in Erwägung zieht“, ſchloß das 
merkwürdige Schreiben, „daß Oſterreich in den Zeiten Kon— 
rads III. und Friedrichs I. das ganze Herzogtum Bayern durch 
ein kaiſerliches Urteil inne gehabt und damit belehnt worden, 
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aber ſolches, um Deutſchlands Ruhe wiederherzuſtellen, ab- 
getreten hat, und wenn man zugleich betrachtet, was für une 
ſäglichen Schaden das bayeriſche Haus dem durchlauchtigſten 
Erzhauſe zu verſchiedenen Malen zugefügt, ſo hätte man wohl 
die Abſicht führen können, nicht nur die alten Rechte zur 
Geltung zu bringen, ſondern auch Schadloshaltung mittelſt 
eines Anſpruchs auf ganz Bayern zu bewirken. Eben hieraus 
aber wird die Billigkeit und Mäßigung der diesſeitigen Denkungs⸗ 
art deſto heller am Tage liegen.“ Darauf wurden durch Ver⸗ 
öffentlichung der Patente vom 12. und 15. Januar die Namen 
der Kommiſſarien bekannt gemacht und die Bewohner auf- 
gefordert, den Befehlen derſelben zu gehorchen. 

Wenn der Wiener Hof alle Welt unterrichtete, ſo durfte 
der Kurfürſt nicht länger mehr ſäumen, dem Herzoge von Zwei⸗ 
brücken den Vertrag mitzuteilen. Sehr merkwürdig iſt ſein 
Schreiben vom 22. Januar. Karl Theodor kann nicht länger 
bergen, was er für ein Abkommen mit Maria Thereſia in der 
bayeriſchen Erbfolgeſache getroffen. Er geſteht, er würde gern 
die Ratifikation ausgeſetzt haben, bis er ſich mit ſeinem Neffen 
und andern gutgeſinnten Höfen vertraulich benommen und als— 
dann den Verſuch gemacht hätte, vorteilhaftere Bedingungen zu 
erlangen. „Allein ich war“, fährt er fort, „von dem kaiſer— 
lichen Hofe dergeſtalt gedrängt und in die Enge gebracht, daß 
mir hierzu keine Zeit mehr übrig blieb, ſondern ich mußte mich 
ohne längeren Aufſchub zu einem von beiden, nämlich zur Rati⸗ 
fikation oder zum gänzlichen Abbruch des Konventionsgeſchäftes 
entſchließen, wobei ich letzteren Falles nichts anderes zu erwarten 
gehabt hätte, als daß die in meine Lande bereits eingerückten 
Truppen nicht nur den vertragsmäßigen Anteil, ſondern auch, 
wie man ſich zu Wien gegen meinen Miniſter verlauten ließ, 
ſämtliche bayeriſche Lande und ſogar die hieſige Reſidenzſtadt 
ſelbſt in Beſitz genommen und mich dann von hier wegzugehen 
genötigt haben würden.“ Zur Entſchuldigung für ſeine Hand⸗ 
lungsweiſe führt Karl Theodor weiter an, daß er gefürchtet, 
es könnten ſonſt auch noch andere Mächte ſich einmiſchen, das 
Beſte wegnehmen und ihm wenig oder nichts 7 laſſen. In 
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dieſer Lage habe er es vorgezogen, von zwei Übeln das kleinere 
und vor dem Unſichern das Sichere zu erwählen. Er getröſtet 
ſich der Zuſtimmung des Herzogs und beteuert, daß er bei dem 
vorbehaltenen Austauſche nichts außer Acht laſſen werde, was 
zum Beſten des Kurhauſes und zur Bewahrung von Land und 
Leuten immer dienlich und thunlich ſein möge. 

Man ſieht, in welcher gedrückten Stimmung ſich Karl 
Theodor befand. Die Pein ſeiner Lage vergrößerten die baye⸗ 
riſchen Stände. Schon am 17. Januar hatten ſie den Kur⸗ 
fürſten um Auskunft gebeten, ob nicht von ihnen, die doch 
vermöge kaiſerlicher oder landesherrlicher Privilegien verbunden 
bleiben ſollten, einige Mitſtände würden abgetrennt werden, und 
ſo ſchüchtern, wie es in jener Zeit gebräuchlich war, die Not— 
wendigkeit ihrer Mitwirkung angedeutet. Karl Theodor ver- 
ſprach, mit äußerſter Sorge dahin zu wirken, daß ſeine Länder 
ſo viel als möglich in ihrer bisherigen Weſenheit und mithin 
auch die Stände nach ihrer Verfaſſung und ihren Freiheiten 
beiſammen und vereinigt blieben. Als aber die weiter ein- 
laufenden Berichte mehr denn zu klar zu vernehmen gaben, daß 
ihnen eine wirkliche Trennung drohte, da fühlten ſie ſich ge— 
drungen, mit allem Eifer zu bitten, daß ihnen der erteilte Troſt 
werkthätig zufließe. Sie übergehen in ihrer Vorſtellung vom 
31. Januar alle politiſchen und Kameralgründe, dagegen führen 
ſie in wohlgeordneten Reihen das ſtattliche Heer ihrer Frei— 
heiten vor. Wir erfahren außerdem, daß ſie — im Gegen— 
ſatze zu Karl Theodor — die Oberpfalz und Neuburg opfern 
wollten, wenn nur die beiden bayeriſchen Provinzen ungetrennt 
beiſammen blieben. 

Inzwiſchen hatten die öſterreichiſchen Truppen von der 
kleineren, aber beſſeren Hälfte Bayerns mit dem höchſt ergiebigen 
Salzbergwerke Reichenhall Beſitz ergriffen, und der Wiener Hof 
konnte die weiteren Unterhandlungen ruhig abwarten. Joſeph 
war mit ſich ſehr zufrieden. „Unſer Entſchluß iſt ein guter 
geweſen, glaub' ich, und wird ſowohl vorteilhaft ſein als uns 
Ehre machen und Anſehen verleihen“, ſchrieb er am 26. Januar 
an ſeinen Bruder Leopold. Und am 29: „Frankreich hat ſich 
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noch nicht ganz deutlich erklärt; aber mag es im Grunde wütend 
ſein, ich ſehe nicht, was es ſagen oder thun kann, zumal da 
es ſich am Vorabend eines Krieges mit England befindet. 
Der König von Preußen hat noch kein Wort geſagt; er iſt 
ſehr übel gelaunt und klopft an alle Thüren, um zu ſehen, ob 
man gemeinſchaftliche Sache mit ihm machen wird; aber wenn 
er ſie insgeſamt verſchloſſen findet, ſo wird er, nicht wagend, 
allein vorzugehen, in Geduld ſich faſſen müſſen, und ſo wird 
dieſe Geſchichte zu jedermanns Erſtaunen, wenn ich mich nicht 
irre, ſehr ruhig verlaufen.“ 

In der That war die Weltlage verlockend für keckes Zu— 
greifen. Als der Herzog von Zweibrücken ſich infolge der 
dringenden Einladung ſeines Oheims auf die Reiſe nach München 
begab, war er darauf gefaßt, daß ihm wohl nichts übrig bleiben 
würde, als das verlangte Opfer zu bringen. Am 3. Februar 
traf er gegen Abend in Augsburg ein. Hier kam ihm aber 
ſein Geheimer Rat v. Hohenfels aus der bayeriſchen Hauptſtadt 
entgegen mit der Ausſicht auf fremden Beiſtand. 


Zweites Kapitel. 


Widerſtand Friedrichs gegen die öſterreichiſchen Ver⸗ 
größerungsabſichten. 


Der König von Preußen ſehnte ſich keineswegs nach Streit 
und Krieg, und er hatte daher, als er erfuhr, daß die Krank— 
heit Maximilian Joſephs einen traurigen Ausgang befürchten 
ließe, den lebhaften Wunſch gehabt, daß der Kurfürſt wieder 
geneſen möchte. Den eingetretenen Todesfall nannte Friedrich 
ein großes Ereignis für Deutſchland, und er hielt es für mög— 


lich, daß, während der Oſten Europas auf dem Punkte ſtand, 
3 * 
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einen neuen Waffengang zu verſuchen, und die Fortſetzung des 
amerikaniſchen Krieges den Süden zu bedrohen ſchien, auch in 
der Mitte wieder Unruhen ausbrächen ). 

Dem Könige war ein Vertrag zugekommen mit der Meldung, 
daß der Pfälzer Hof denſelben unterzeichnen und Frankreich ihn 
für die Abtretung von Zweibrücken gewährleiſten ſollte. Viel⸗ 
leicht gab es aber wenigſtens ein Mitglied dieſes Hauſes, das 
ſich bereit finden ließ, Verwahrung einzulegen und die Hilfe 
des Reichs anzurufen. Friedrich wünſchte ſich daher über die 
Geſinnungen der pfälziſchen Fürſten ſo ſchnell als möglich auf⸗ 
zuklären, und weil das in aller Stille geſchehen ſollte, warf er 
ſein Augenmerk auf einen Mann, der nicht in ſeinen Dienſten 
ſtand, den Grafen Euſtachius von Görtz, welcher die beiden 
Prinzen der Herzogin von Sachſen-Weimar erzogen, und den 
er einige Male geſprochen hatte. Der Bruder desſelben war 
preußiſcher Generalmajor. Dieſen ließ der König noch am 
3. Januar, wo er die Nachricht von dem Tode des Kurfürſten 
von Bayern empfing, aus Potsdam rufen und machte ihn in 
einer nächtlichen Unterredung mit ſeinen Abſichten bekannt; er 
bezeichnete den Dienſt, den er ſich geleiſtet wünſchte, als einen 
ſehr wichtigen und hob die Notwendigkeit des eiligen Aufbruchs 
hervor. Der General hielt es für das Beſte, ſelbſt nach 
Weimar zu gehen. Mit einigen Zeilen, die vom König eigen⸗ 
händig aufgeſetzt, aber nicht unterzeichnet waren und die Stelle 
der Inſtruktion vertreten ſollten, kam er am 8. dort an und 
fand die gehoffte Bereitwilligkeit. Der Graf Euſtachius von Görtz 
begab ſich unter dem Vorwande, daß Familienangelegenheiten 
ihn nötigten, nach genommener Rückſprache mit ſeinem Bruder 
plötzlich nach Wetzlar zu gehen, am Abend des 10. auf die Reiſe. 

Friedrich wünſchte ferner, in ſeinen Bemühungen von 
Katharina II. unterſtützt zu werden; aber er konnte doch im 
Fall eines Krieges auf eine thätige Mitwirkung dieſer Macht 
nur dann rechnen, wenn die ruſſiſchen Streitkräfte freiblieben, 
und das war eben zweifelhaft, weil bald nach dem Abſchluß 
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des Friedens von Kutſchuk-Kainardſche Streitigkeiten über die 
Tragweite desſelben ausgebrochen waren. Ein Artikel betraf 
die Unabhängigkeit der Tataren in der Krim und am Kuban; 
es war der Hauptgewinn, welchen die Ruſſen davongetragen, 
und eher wollte die Kaiſerin Katharina noch einen Krieg mit 
den Türken führen als dieſen Punkt aufgeben. Aber ein Teil 
der Tataren ſuchte die Verbindung mit der Pforte wieder⸗ 
herzuſtellen, und es kam dahin, daß es einen von den Ruſſen 
unterſtützten Chan und einen Gegenchan gab. Am 29. Dezember 
1777 überreichte Katharinas Geſandter in Konſtantinopel ein 
Ultimatum. Der Petersburger Hof erklärte ſich bereit, alle 
ſeine Truppen aus der Krim zurückzuziehen und den Tataren 
ihre volle Freiheit und Unabhängigkeit zu laſſen, wenn die 
Pforte letzteres ebenfalls beſtimmt und feierlich ausſprechen und 
ſich verpflichten wollte, Schahin Girai als rechtmäßig erwählten 
Chan anzuerkennen und ihn mit dem geiſtlichen Segen des 
Kalifen zu verſehen, ſobald die Ruſſen über Perekop hinaus 
zurückgegangen wären. Dagegen meldeten Bevollmächtigte des 
Diwan, ohne das Ultimatum zu beantworten, dem Geſandten 
am 29. Januar 1778: der Sultan werde Selim als einzigen 
rechtmäßigen Chan anerkennen und erwarte von Rußland das— 
ſelbe Verhalten. In dem Manifeſte, worin die Pforte den 
befreundeten Mächten Nachricht von der Lage der Dinge gab, 
rechnete fie zu den ihr gebliebenen Befugniſſen außer der Be⸗ 
ſtätigung des Chans auch noch das Münzrecht, das öffentliche 
Gebet für den Sultan und die Ernennung der Richter durch 
den Kadiasker von Rumelien. An alle Statthalter und Befehls— 
haber des osmaniſchen Reiches erging das Gebot, zur Zeit der 
Tag⸗ und Nachtgleiche ſich mit ihren Truppen bei Ismaöl ein⸗ 
zufinden. Der Kapudan Paſcha entfaltete eine außerordentliche 
Thätigkeit in den Kriegsrüſtungen; 36 neue Linienſchiffe und 
Fregatten ſollten bis zum Frühjahre ſegelfertig ſein. Der Friede 
ſchien an einem Haare zu hängen. 

Friedrich II. hatte der Kaiſerin Katharina ſchon früher einen 
von ihm ſelbſt entworfenen vollſtändigen Feldzugsplan über⸗ 
reichen laſſen und ſogar die Vorausbezahlung ſeiner Hilfsgelder 


38 IL Buch. 2. Kapitel. 


auf ein Jahr für den Fall des Krieges angeboten. Aber er 
wünſchte keineswegs den Ausbruch desſelben; denn er glaubte, 
daß der Wiener Hof bei dieſer Gelegenheit ſuchen würde, die 
Walachei, Bosnien und Dalmatien zu gewinnen. Als nun 
gar die bayeriſche Frage ſo plötzlich wie ein Gewitterſturm am 
politiſchen Himmel heraufzog, da lag dem Könige noch vielmehr 
daran, den Streit zwiſchen Rußland und der Pforte durch ein 
friedliches Abkommen beendet zu ſehen. 

Die andere Macht, auf deren Geſinnungen Friedrich II. 
den größten Wert legte, war Frankreich. Zwiſchen den Höfen 
von Verſailles und Wien beſtand noch immer das Bündnis, 
deſſen Abſchluß dem Siebenjährigen Kriege vorausgegangen war, 
und eine Tochter der Maria Thereſia war die Gemahlin 
Ludwigs XVI. Zwar hegte Vergennes, welcher die auswärtigen 
Angelegenheiten dieſes Landes leitete, durchaus keine vorteilhafte 
Meinung von dem Vertrage von 1756, und er hatte deshalb 
im April 1777 von jeder Ausdehnung und Erweiterung des- 
ſelben dringend abgeraten. Nach ſeiner Anſicht mußte Frank— 
reich mehr als jeder andere Staat eine Schwächung des Königs 
von Preußen verhüten. „Zerſtören wir ſeine Macht“, warnte 
der Miniſter, „dann giebt es keinen Damm wider den öſter⸗ 
reichiſchen Ehrgeiz. Genötigt, unter deſſen Geſetze ſich zu beugen, 
wird Deutſchland ihm einen leichten Zugang zu unſeren Grenzen 
eröffnen.“ Die Beziehungen zu Friedrich waren ſeitdem in 
der That beſſer geworden. Aber ob Frankreich ſich beſtimmen 
laſſen würde, mit Entſchiedenheit den Abſichten des Wiener 
Hofes auf bayeriſches Gebiet entgegenzuwirken, das war doch 
ſehr zweifelhaft, zumal da es eben mit den Bevollmächtigten 
der Vereinigten Staaten unterhandelte, deren Unabhängigkeit 
es bereit war anzuerkennen. 

Schon im Frühjahr 1776 hatte das Kabinett von Verſailles 
die Folgen erwogen, die wahrſcheinlich eintreten würden, wenn 
die nordamerikaniſchen Kolonieen entweder ihre Freiheit behaupteten 
oder in das alte Joch zurückkehren müßten. Vergennes bee 
trachtete den Aufſtand als eine den Franzoſen dargebotene 
günſtige Gelegenheit, Rache zu nehmen für alles, was ſie ſeit 
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dem Anfange des Jahrhunderts von ihren ſchlimmen Nachbarn 
und Nebenbuhlern erduldet hätten, und letzteren die Herrſchaft 
wieder zu entreißen, welche ſie, wie er ſagte „ mit ebenſo viel 
Stolz als Ungerechtigkeit ausübten. „Die Vorſehung“, hieß 
es in ſeinem Ratſchlag, „hat dieſen Zeitpunkt für die Demütigung 
Englands beſtimmt und es mit der Blindheit geſchlagen, welche 
der ſicherſte Vorläufer des Unterganges iſt.“ Jedoch weil die 
friedliebende Geſinnung des Königs einer ſolchen Politik ent⸗ 
gegenſtand, und außerdem ſowohl die Geldmittel als auch die 
militäriſchen Streitkräfte nicht ausreichend vorhanden waren, 
befürwortete Vergennes: man müßte fortfahren, das engliſche 
Miniſterium über die franzöſiſchen Pläne geſchickt in Sicherheit 
einzuwiegen, die Aufſtändiſchen insgeheim mit Schießbedarf und 
Geld unterſtützen, jedoch keinen Vertrag mit ihnen abſchließen. 
Seine Vorſchläge wurden als Richtſchnur angenommen und 
befolgt. Einige Monate ſpäter zerriſſen zwar die Nord- 
amerikaner mit entſchloſſener Hand auch die letzten Fäden, 
welche fie noch an das Mutterland knüpften; allein die Kriegs- 
ereigniſſe der nächſten Zeit waren nicht geeignet, ihnen Ver— 
bündete zuzuführen. Erſt als der engliſche General Burgoyne 
bei Saratoga die Waffen geſtreckt und Waſhington durch einen 
kühnen Angriff bei Germantown den Feind zum Weichen ge— 
bracht hatte, wiewohl er nachher den Rückzug antreten mußte: 
da entſchied fic) das Kabinett von Verſailles, die Unabhängig 
keit der Vereinigten Staaten anzuerkennen. Im Dezember 
1777 wurden die Bevollmächtigten derſelben hiervon in Kenntnis 
geſetzt. Hierauf beriet man einen Handelsvertrag, und als 
dieſes Geſchäft beendigt war, legte Vergennes den Entwurf eines 
Bündnisvertrages vor, deſſen Beſtimmungen gelten ſollten, 
wenn ein Bruch zwiſchen den Höfen von Paris und London 
erfolgte. 

Während man Beſchlüſſe von ſo großer Tragweite faßte, 
trat in München jener verhängnisvolle Todesfall ein, welcher 
den Frieden im Herzen Europas leicht ſtören konnte. Die 
Pariſer ſtießen in die Kriegstrompete. Über den Lärm, welchen 
ſie erhoben, betroffen, ſchrieb Marie Antoinette an die Gräfin 
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Julie von Polignac, ſie fürchte wirklich, daß ihr Bruder, der 
Kaiſer, eine Dummheit begehe ). In den fünfziger Jahren 
war Kanada, wie es ausgedrückt worden iſt, in Deutſchland 
verloren gegangen; ſollte ſich Frankreich abermals nach zwei 
Seiten hin die Hände binden? Um die Mitte des Januars 
1778 beſchloß man in Verſailles, zunächſt in der bayeriſchen 
Sache ruhig zu bleiben, genau ſich an die Verträge zu halten 
und das Übrige abzuwarten. Am 22. ſchrieb Vergennes an 
Breteuil in Wien: „Der König glaubt über die bayeriſche 
Erbfolge das tiefſte Stillſchweigen beobachten zu müſſen; er 
will mit der äußerſten Sorgfalt jedes Zeichen der Billigung 
und Mißbilligung vermeiden.“ Eine ſolche Zurückhaltung lief 
nun den Abſichten Friedrichs ganz entgegen; er wünſchte viel⸗ 
mehr ein thätiges Eingreifen Frankreichs und ſetzte, da im Weſt⸗ 
fäliſchen Frieden beſtimmt worden war, daß die Oberpfalz nach 
dem Erlöſchen der bayeriſchen oder Wilhelminiſchen Linie wieder 
an die pfälziſche oder Rudolfiniſche zurückfallen ſollte, das 
Kabinett von Verſailles förmlich davon in Kenntnis, daß er 
die Mächte, die jenen Frieden gewährleiſtet hätten, anrufen 
würde. 

Mittlerweile hatte Görtz fleißig Nachrichten in Würzburg, 
Regensburg, München geſammelt und war dann wieder an 
den Sitz des Reichstages zurückgekehrt. Von hier ließ er am 
25. Januar durch den pfälziſchen Geſandten Brentano dem 
Kurfürſten Karl Theodor ſagen: derſelbe könne, wenn ihn das 
Geſchehene reue, die Vermittelung des Reiches oder auch geradezu 
die des Königs von Preußen anrufen und mit Sicherheit auf 
deſſen Schutz rechnen; es ſei jemand bereit, entweder heimlich 
zu ihm nach München zu kommen oder ſich an einem dritten 
Orte mit einem Miniſter zu beſprechen. Brentano meldete 
ſofort die wichtige Nachricht; aber der Kurfürſt lehnte höflich 
dankend das Anerbieten ab, von welchem er zu ſeinem Bedauern 
keinen Gebrauch mehr machen könnte, weil er feierliche Ver— 
pflichtungen gegen die Kaiſerin-Königin eingegangen wäre und 
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deren Truppen über die Hälfte ſeines Landes beſetzt hätten ). 
Brentano aber wurde geſcholten, daß er den Auftrag aus⸗ 
gerichtet, ja nur die Eröffnung überhaupt angehört hätte. 

Gleich darauf empfing der Graf Görtz das Beglaubigungs⸗ 
ſchreiben für Karl Theodor; ein eigenhändiger Zuſatz des Königs 
enthielt noch die bedeutungsvollen Worte: „Man thue nichts 
ohne die Zuſtimmung Frankreichs.“ Am letzten Januar 2) kam 
ein Schreiben Friedrichs vom 26; Görtz wurde darin angewieſen, 
bei dem Kurfürſten eine beſondere Audienz nachzuſuchen, das 
fet von der höchſten Wichtigkeit. „Wenn aber Seine Durch- 
laucht es abſchlüge“, fuhr der König fort, „ſo müßtet Ihr Euch 
an den Herzog von Zweibrücken wenden, um zu ſehen, ob nicht 
dieſer gegen alles das, was man ohne ſeine Mitwirkung gethan 
hat, Verwahrung einlegen wird. Wenigſtens behauptet man, 
daß die Übereinkunft ſich nur auf den Kurfürſten allein bezieht, 
und daß die Intereſſen der andern pfälziſchen Linien dabei ganz 
vernächläſſigt worden ſind. Es wäre doch ſehr ſchade, wenn 
Ihr überall verſchloſſene Thüren fändet.“ 

Um dieſe Zeit erfuhr Friedrich Sicheres über den Umfang 
des bayeriſchen Gebietes, das der Wiener Hof hatte beſetzen 
laſſen, und über die Einwilligung, zu welcher der Kurfürſt ge— 
zwungen worden wäre. „Dieſer Schritt ijt unerhört und un— 
zuläſſig“, ſchrieb er am 28. Januar an ſeinen Bruder. „Alle 
Satzungen des Reiches, die kaiſerliche Wahlkapitulation und der 
Weſtfäliſche Friede ſtehen der öſterreichiſchen Gierigkeit entgegen.“ 
Der König ſchickte dem Prinzen eine Wiener Zeitung mit, welche 
die Beſitzergreifungspatente Joſephs und Maria Thereſias ent⸗ 
hielt. „Ich bin überzeugt, bemerkt er, Du wirſt über die 
Ausdehnung ihrer Anſprüche betroffen ſein.“ ; 

Mit ſehr zitternder Hand unterzeichnet Friedrich, der einen 
neuen Gichtanfall bekommen, dieſen Brief. Aber er darf nicht 


1) Görtz 28. Januar 1778 (Berl. Archiv). 

2) Am 1. Februar ſchreibt Görtz, er habe das Kreditiv „geſtern“ em⸗ 
pfangen. Ich führe das an gegen die zweite Anmerkung auf S. 33 
in meiner Geſchichte des bayer. Erbfolgekrieges. Ich habe diesmal die 
Akten ſelbſt benutzen können. 
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daran denken, dem alten kranken Körper die nötige Ruhe zu 
gönnen. Er muß den Wiener Hof leiſe davon in Kenntnis 
ſetzen, daß er mit der bayeriſchen Zerſtückelung keineswegs ein- 
verſtanden iſt. Die Nachrichten aus Frankreich treffen ein, 
doch ſie befriedigen ihn nicht; denn ſie laſſen nur auf Neutralität 
rechnen. Aber beinahe noch ſchlimmer waren die Vorſchläge, 
die Vergennes im Miniſterrat machte. Vier Tage vor der 
Unterzeichnung der beiden Verträge, welche mit den Bevoll- 
mächtigten der Vereinigten Staaten zuſtande gekommen waren, 
am 2. Februar, las er eine Denkſchrift über die bayeriſche 
Frage vor. Er ſtellte vier Sätze an die Spitze ſeines Rat⸗ 
ſchlags. Erſtlich müſſe man allem, was den König in einen 
Kontinentalkrieg verwickeln oder von dem Hauptgegenſtande, der ihn 
beſchäftige, dem Kriege mit England, ſeine Aufmerkſamkeit ab⸗ 
lenken könne, mit höchſtem Fleiß aus dem Wege gehen. Man 
ſolle ferner keineswegs das Haus Oſterreich der Gebiets⸗ 
erweiterungen zu berauben ſuchen, die es ſich durch den Ver— 
trag mit dem Kurfürſten von der Pfalz verſchafft habe. Bei 
den künftigen Unterhandlungen müſſe man drittens die Sprache 
jo einrichten, daß man den Vorwurf vermeide, Vergrößerungs⸗ 
abſichten zu teilen oder nur ein blindes Werkzeug fremden Ehr⸗ 
geizes zu ſein. Endlich müſſe man das Vertrauen des Königs 
von Preußen ſchonen und alle möglichen Mittel aufſuchen, um 
zu verhindern, daß er einen proteſtantiſchen Bund bilde, dem 
England bald eine gefährliche Feſtigkeit geben würde. 
Vergennes dachte den Krieg dadurch zu verhindern, daß er 
dem Berliner Hof einen Erſatz verſchaffte. „Frankreichs weſent⸗ 
liches Intereſſe wird befriedigt werden“, bemerkt er hierbei, 
„wenn die beiden großen Staaten Deutſchlands in einem ſolchen 
Gleichgewichte zu einander bleiben, daß die Macht des franzöſiſchen 
Königs immer den Ausſchlag giebt.“ Vergennes glaubte ſich 
nach den ihm gemachten Eröffnungen zu der Annahme berechtigt, 
daß die in Ausſicht zu ſtellende Wiedervereinigung der fränkiſchen 
Markgrafſchaften mit der preußiſchen Monarchie oder der Aus⸗ 
tauſch derſelben gegen Mecklenburg den König von Preußen bee 
friedigen und ihn bewegen würde, jeden Widerſtand gegen das 
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Abkommen aufzugeben, welches der Wiener Hof mit Karl 
Theodor über die bayeriſche Erbfolge getroffen. 

Dieſer Plan entſprach dem Wunſche Friedrichs ganz und 
gar nicht. Schon am 26. Januar hatte der Prinz Heinrich 
inbezug auf die fränkiſchen Markgrafſchaften einen ähnlichen 
Gedanken geäußert, und noch zweimal kam er darauf zurück. 
Aber ebenſo oft ging Friedrich ſtillſchweigend über dieſen Punkt 
hinweg, und als ſein Bruder zu einer andern Zeit auf 
Säkulariſationen hinwies, antwortete der König: „Es handelt 
ſich im gegenwärtigen Falle nicht um Erwerbung oder Ver— 
größerung, ſondern darum, den öſterreichiſchen Ehrgeiz ein für 
allemal zurückzudrängen, damit ſeine Gewalt im Reiche nicht 
in Despotie ausarte, was uns zum größten Schaden gereichen 
würde. Sie mögen mir daher einen Entſchädigungsvorſchlag 
machen, welchen fie wollen, ich werde fie alle miteinander ver— 
werfen, feſt entſchloſſen, den Degen nicht eher in die Scheide 
zu ſtecken, als bis ſie das, was ſie widerrechtlich in Beſitz ge— 
nommen, vollſtändig herausgegeben haben“ ). 

übrigens wollte Vergennes in ſeiner Antwort an den 
Berliner Hof nur im allgemeinen von einem Erſatze ſprechen 
und Ofterreich allmählich für ſeinen Gedanken zu gewinnen 
ſuchen. Umgekehrt war es keineswegs Friedrichs Abſicht, mit 
einer franzöſiſchen Neutralitätserklärung ſich zu begnügen, ob— 
wohl, wie er ſchon jetzt richtig erkannte, das Kabinett von Ver— 
ſailles zu einer ſolchen Stellung Luſt hatte. 


1) Als Kaunitz die Antwort auf eine preußiſche Note nach Petersburg 
ſchickte und um die guten Dienſte dieſes Hofes bat, ließ er, jedoch ohne 
jede Erklärung, auch den Vertrag von 1752 über die künftige Vereinigung 
der fränkiſchen Markgrafſchaften mit Preußen überreichen, wie Panin 
meinte (Solms 10. März), um darauf hinzuweiſen, daß hier ein Ver- 
gleich geſchloſſen werden könnte. Der König entgegnete am 24. März 
eigenhändig: zuerſt müſſe Pfalz und Sachſen befriedigt werden, dann 
könne man von der Erbfolge in Ansbach und Baireuth reden, qui est 
claire et sans litige; mais je ne préférerai pas, ſchreibt Friedrich weiter, 
mon intérét personel a celui de tout l'empire et je ne souscrirai point 
à cette usurpation en me laissant lachement corrompre par la cour de 
Vienne. Das kann Solms dem Grafen Panin ſagen. 
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Nicht viel beſſer klangen die Nachrichten, die aus Petersburg 
einliefen. Panin verſicherte zwar dem Grafen Solms, daß die 
Kaiſerin den König nicht im Stiche laſſen würde; aber er 
mußte zugleich eingeſtehen, daß man für den Augenblick noch 
wegen der Händel mit der Pforte ſelbſt in großer Verlegenheit 
wäre; man wüßte ferner nicht, ob ſich Frankreich für den 
Wiener Hof erklären würde, dann müßte man auch auf Schweden 
ein wachſames Auge haben, mithin könnte der König vorerſt 
nicht darauf rechnen, von Rußland bewaffnete Hilfe zu erhalten ). 

Neben den beiden großen Staaten kamen auch einige kleinere 
für Friedrich inbetracht, beſonders Sachſen. Der Prinz Heinrich, 
der überhaupt dagegen war, daß der König allein den Schutz 
des verletzten Rechtes übernehmen ſollte, hatte unter anderm 
darauf hingewieſen, daß der Krieg ſchwieriger werden würde, 
wenn ſich Sachſen nicht freiwillig mit Preußen verbände; denn 
es wäre doch ein Widerſpruch, hierzu dasſelbe zu zwingen und 
dadurch die Satzungen des Reiches zu verletzen, die gegen den 
Wiener Hof verteidigt werden ſollten. Aber Friedrich Auguſt 
von Sachſen, welcher für ſeine Mutter, die einzige Schweſter 
des verſtorbenen Kurfürſten von Bayern, deſſen Allodialhinter⸗ 
laſſenſchaft verlangte, fand weder in München noch in Wien 
für ſeine Forderung ein geneigtes Ohr. Überdies war er ſchon 
vorher von dem Kaiſerhofe ſchwer beleidigt worden. 

Die Herren von Schönburg, eines der älteſten meißniſchen 
Geſchlechter, hatten ſeit dem Ende des 17. Jahrhunderts in 
ärgerlichen Streitigteiten mit Kurſachſen über Landeshoheit und 
Reichsunmittelbarkeit gelebt. Der Zwiſt betraf hauptſächlich 
die drei Herrſchaften Glaucha, Waldenburg und Lichtenſtein, 
welche 1355 in eine Lehensverbindung mit der Krone Böhmen 
gekommen waren; ſowohl von dieſer als von Schönburg ſcher 
Seite wurden dieſelben für böhmiſche Reichsafterlehen ausge⸗ 
ſchrieen, indem ſie urſprünglich von Kaiſer und Reich den Herren 
von Schönburg zu Lehen gegeben, und die letzteren, jedoch als 
unmittelbare Reichsſtände, an die Krone Böhmen gewieſen worden 


1) Solms 20. Januar. 
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wären. Im Jahre 1700 machte Leopold I. das aufſtrebende 
Geſchlecht zu Reichsgrafen. Die Irrungen dauerten noch lange 
fort, bis endlich die ſtreitenden Parteien ihre Beziehungen zu 
einander 1740 friedlich ordneten. Sachſen behielt die Landes⸗ 
hoheit, es erkannte dagegen die Reichsſtandſchaft der Herren 
von Schönburg an und gewährte denſelben wichtige Gerechtſame. 

Ein Menſchenalter hindurch herrſchte nun Ruhe, bis es 
dem Reichsgrafen Albrecht Chriſtian Ernſt von Hinterglaucha 
nach 28 Jahren einfiel, den Vertrag von 1740 als nichtig zu 
betrachten, weil ihn weder Kaiſer und Reich noch die Krone Böhmen 
beſtätigt hätten. Nachdem der ehrgeizige Mann den Staub 
wieder aufgewirbelt, nahm die deutſche Lehnshauptmannſchaft 
in Prag 1772 die Landeshoheit für Böhmen in Anſpruch, und 
der Reichshofrat erklärte vier Jahre ſpäter den Vergleich für 
ungültig, weil mit der Reichsſtandſchaft jederzeit auch die 
Landeshoheit verbunden wäre. Die beiden Entſcheidungen 
ſtimmten, wie man ſieht, keineswegs mit einander überein. 
Der Kurfürſt Friedrich Auguſt verwahrte zwar ſein Recht, 
nahm aber nichts Ernſteres vor. Da gewann des Reichsgrafen 
Eidam, ein preußiſcher Graf Finckenſtein, in einer Schuld⸗ 
forderung den Prozeß gegen ſeinen Schwiegervater. Die ſächſiſche 
Regierung verhängte nun die gerichtliche Exekution, die auch 
trotz der Abmahnungen des böhmiſchen Lehenshofes ausgeführt 
wurde. Darauf verlangte Maria Thereſia durch ein Schreiben 
vom 3. März 1777 die Herſtellung des früheren Standes der 
Dinge. Der Kurfürſt entgegnete der Kaiſerin-Königin: er 
habe nur ſeine Hoheitsrechte behauptet, ohne die böhmiſchen 
Lehensrechte zu beeinträchtigen; der Gang des Rechtes gegen 
den Grafen könne nicht aufgehalten werden. Er beſchwerte ſich 
über das Verfahren des böhmiſchen Lehenshofes und ließ auch 
dem Reichsvizekanzler eine Vorſtellung überreichen. Statt aller 
Antwort rückten öſterreichiſche Truppen in Glaucha ein; unter 
ihrem Schutze kehrte der entwichene Reichsgraf zurück, der in⸗ 
zwiſchen katholiſch geworden war. Der mitgenommene Lehens⸗ 
kommiſſarius erklärte den Vertrag von 1740 für aufgehoben, 
nahm die Landeshoheit und Lehensherrlichkeit für die Kaiſerin— 
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Königin in Anſpruch und verbot den Schönburg ſchen Unter— 
thanen, den ſächſiſchen Geſetzen Folge zu leiſten, Abgaben an 
den Kurfürſten zu zahlen, ihn im Kirchengebete zu erwähnen, 
an ſeine Gerichte Berufung einzulegen oder Akten zu verſchicken. 
Reichsadler wurden an den Grenzen der drei Herrſchaften auf- 
gerichtet. Friedrich Auguſt fühlte ſich tief gekränkt “), aber er 
hütete ſich, Gewalt mit Gewalt zu vertreiben. Seine Soldaten 
machten den öſterreichiſchen Platz, und er begnügte ſich, wieder- 
holte Vorſtellungen in Wien zu erheben, die von dem Könige 
von Preußen gebilligt wurden. Erſt am 25. September ver⸗ 
ſprach Kaunitz in einer Note, das Kriegsvolk und die Lehens— 
kommiſſion zurückzuziehen. Doch war weder das ſächiiſche 
Gebiet geräumt, noch der Streit ausgetragen, als der Tod 
Maximilian Joſephs einen neuen Zankapfel zwiſchen die hadern- 
den Parteien hinwarf. 

Als Friedrich Auguſt ſeinen Anſpruch auf die Allodial⸗ 
erbſchaft in Wien anzeigte, trat ſogleich Maria Thereſia mit 
einem eben ſolchen hervor wegen ihrer Abſtammung von zwei 
bayeriſchen Prinzeſſinnen aus dem 16. Jahrhundert, und der 
übelberatene Kaunitz erklärte, daß die Kaiſerin-Königin ſich nie⸗ 
mals von einer jüngeren Regredient-Erbin des Rückgangs⸗ 
rechtes würde berauben laſſen. So aufs neue beleidigt, warf 
fic) der Kurfürſt ganz in die Arme des Königs von Preußen ?), 


1) Der preußiſche Geſandte in Dresden, v. Alvensleben, ſchreibt am 
6. März 1778: Ils (die Sachſen) ont été blessés au vif par les pro- 
cédés que la Cour Impériale a eus vis à vis d'eux dans l'affaire du 
Comté Schoembourg de sorte que c’est vraiment depuis ce moment 
que je date le changement de la Cour et de la nation en faveur de 
Votre Maj., car jusqu’a cette époque ils nous craignoient, mais cer- 
tainement nous ne leur inspirions aucun autre sentiment. Am 4. April 
1779 ſchrieb Friedrich an Solms (Immediat): Les imputations Au- 
trichiennes que la Saxe avoit donné sujet de mécontentement a la 
Cour de Vienne sont mal fondées. C'est la Saxe au contraire qui 
s'est vu maltraiter par PAutriche. Le refus de toute justice de la 
part de celle-ci l’a foreée de se trouver de mon cété, sans quoi elle 
n'auroit obtenu ni sol ni maille de toute Ja succession de Bavière. 

2) Vgl. meinen Aufſatz „Friedrich Auguſt III. und Karl Theodor“, 
im Neuen Archiv f. ſächſ. Geſch. u. Alt. IV, 4, 318, Anm. 
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der ihn dann aufforderte, ſich auch an die Kaiſerin von Ruß— 
land zu wenden und ſie um ihren Schutz zu bitten. 

Friedrich Auguſt entſprach dem Wunſche des Königs, und 
dieſer unterſtützte die Bitte des Kurfürſten von Sachſen durch 
ein beſonderes Schreiben, das er vorher dem Prinzen Heinrich 
ſchickte, fragend, ob er den Hofſtil oder, wie er ſich ſcherzhaft 
ausdrückte, den Stilus Couris gut getroffen oder nicht. Darin 
heißt es: „Das ganze Reich ſchreit gegen die Ungerechtigkeit 
dieſer despotiſchen Handlungsweiſe; die Familienabkommen 
werden zerſtört, die Verträge verletzt, die kaiſerlichen Wahl— 
kapitulationen vernichtet, und mit einem Worte die Freiheit 
und die Geſetze des Deutſchen Reiches auf immer umgeſtürzt, 
wenn man unter dieſen traurigen Umſtänden der Pflichtvergeſſen— 
heit und den despotiſchen Abſichten des kaiſerlichen Hofes keine 
feſte Schranke ſetzt.“ Der König verſpricht, die auf die baye— 
riſche Angelegenheit bezüglichen Urkunden und Schriftſtücke den 
ruſſiſchen Miniſtern zuzuſenden. Dann fährt er fort: „Ich 
weiß, daß Ew. Kaiſ. Majeſtät über die Abſichten des osmaniſchen 
Hofes noch nicht vollſtändig aufgeklärt ſind, und ich hoffe, Sie 
werden meinem unverbrüchlichen Eifer für Ihre Intereſſen ſo 
viel Vertrauen ſchenken, um nicht zu argwöhnen, daß ich Sie 
um etwas in der Welt von der Verteidigung Ihrer eigenen 
Staaten abziehen und anderswohin Ihre Streitkräfte richten 
wollte. Nein, gnädigſte Frau, müſſen Ihre Heere die Türken 
noch einmal demütigen, ſo werde ich der erſte ſein, der Ihnen 
rät, alle Ihre Macht darauf zu verwenden. Legt ſich aber 
dieſe Gährung, dann hofft ganz Deutſchland vertrauensvoll mit 
mir, Ew. Kaiſ. Majeſtät werden ſich, nachdem Sie Ihr neues 
Vaterland ſo ſehr verherrlicht, daran erinnern, daß das ge— 
ſamte Deutſche Reich ſich rühmt, daß Sie hier das Licht der 
Welt erblickt haben“ ). 

Der Prinz Heinrich fand an dem Briefe nichts auszuſetzen. 
Dem Grafen Podewils, der mit dem Auftrage, der Kaiſerin 


1) Vom 13. Februar 1778 bei Schöning, und jetzt auch im Sbornik 
XX, 370 ff. 
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zur Geburt eines Enkels Glück zu wünſchen, nach Petersburg 
ging und dieſe Perle des Stilus Couris überreichen ſollte, 
wurden außerdem Verhaltungsbefehle gegeben, die uns die 
wahren Wünſche des Königs enthüllen. Wenn ein Vergleich 
mit der Pforte zuſtande gekommen wäre, ſo wollte ſich Fried⸗ 
rich II. mit den vertragsmäßigen Hilfstruppen nicht begnügen, 
ſondern dahin trachten, daß die Kaiſerin ſeine Intereſſen durch 
eine bewaffnete Vermittelung unterſtützte und zu dem Ende bis 
in die Umgegend von Warſchau ein Heer vorſchöbe. Wenn 
aber der Bruch mit der Pforte noch einträte, ſo ſollte der 
Graf zu erfahren ſtreben, ob Katharina nicht bewogen werden 
könnte, dem König einigen Beiſtand zu gewähren und wenigſtens 
die Maßregeln, die ihr eigener Vorteil zu erheiſchen ſchiene, 
zu ſeinen Gunſten einzurichten. Podewils müßte nämlich die 
Kaiſerin zu beſtimmen ſuchen, Polen in dieſen Krieg hinein⸗ 
zuziehen und eine hinreichende Truppenmacht daſelbſt aufzuſtellen, 
um die Konföderationen im Zaume zu halten, welche der 
Wiener Hof nicht ermangeln würde dort hervorzurufen. Von 
den Franzoſen wollte Friedrich in gleicher Weiſe dadurch untere 
ſtützt werden, daß dieſelben ein Lager im Elſaß, ein anderes in 
Flandern errichteten. 

So war der König von Preußen geſchäftig, innerhalb und 
außerhalb des Reiches dem Kaiſerhofe Widerſtand zu erwecken. 
Inzwiſchen hatte ſein Geſandter, der Freiherr v. Riedeſel, dem 
Fürſten Kaunitz eine Note zugeſtellt, welche die Anſchauungen 
Friedrichs über die Rechtmäßigkeit des öſterreichiſchen Verfahrens 
darlegte und zuletzt den Wunſch einer freundſchaftlichen Unter⸗ 
handlung enthielt. Aber Joſeph war weit entfernt, hierauf 
einzugehen. Auf die Nachricht von preußiſchen Rüſtungen traf 
er Vorkehrungen, um ſowohl in Böhmen als in Mähren ein 
Heer aufzuſtellen; das erſchien ihm als das ſicherſte Mittel, 
die erworbenen Vorteile zu behaupten und den Frieden zu er⸗ 
halten. Der Wiener Hof ſuchte ferner mit dem Kurfürſten 
von der Pfalz gänzlich ins Reine zu kommen. Was er als 
den mindeſten Gewinn erſtrebte, war gewiß eine Abrundung 
von unſchätzbarem Werte; der obere Lauf der Inn ſollte näm⸗ 
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lich bis Waſſerburg die Grenze bilden und von da eine Linie 
über Landshut, Langquaid, Perbing, Donauſtauf, Nittenau, 
Neunburg, Roetz und Waldmünchen gezogen werden. Aber 
der Wiener Hof wünſchte noch mehr; er wollte gern Ober- 
und Niederbayern erwerben und für jenes ſowohl alle ſeine 
Lehns⸗ und Einlöſungsrechte opfern als auch eine Anzahl zer⸗ 
ſtreuter Gebiete abtreten, nämlich Burgau, Mindelheim, Nellen⸗ 
burg, Freiburg und den öſterreichiſchen Breisgau, die Ortenau 
und die vier Waldſtädte, Luxemburg, das öſterreichiſche Geldern 
und Limburg, er bot ferner die öſterreichiſche Anwartſchaft auf 
Württemberg an, und endlich ſtellte er eine Königskrone dem 
Kurfürſten in Ausſicht. Mit dieſem Tauſchvorſchlage ging 
Ritter am 10. Februar’) nach München, wo inzwiſchen die 
merkwürdigſten Dinge vorgefallen waren. 

Am 31. Januar hatte Görtz, wie erzählt worden iſt, den 
dringenden Befehl empfangen, Karl Theodor um eine Audienz 
zu bitten und, wenn ſie ihm verweigert würde, ſich an den 
Herzog von Zweibrücken zu wenden. Nach München zu gehen 
hielt er nach dem erſten fehlgeſchlagenen Verſuche ſowohl für 
gefährlich als für nutzlos. Der bayeriſche Reichstagsgeſandte 
Freiherr v. Leyden, der eben von dort nach Regensburg ge— 
kommen war, beſtärkte ihn in der nächtlichen Unterredung, die 
ſie miteinander hatten, nicht nur in dieſer Anſicht, ſondern er 
erbot ſich auch, ein Schreiben an die Herzogin Anna Maria 
zu befördern und die gutgeſinnten Mitglieder des Landtages, 
dem er ſelbſt angehörte, gleichfalls wiſſen zu laſſen, auf welchen 
Schutz fie rechnen dürften. Am 1. Februar kehrte der Donte 
herr Graf von Thurn aus der baheriſchen Hauptſtadt, wo er 
im Namen des Biſchofs von Regensburg dem neuen Kurfürſten 
zu ſeinem Regierungsantritte Glück gewünſcht hatte, nachhauſe 
zurück. Von ihm hörte Görtz noch, daß Hofenfels, welchen der 
Herzog von Zweibrücken zur Wahrung ſeiner Intereſſen nach 


1) Riedeſel meldet am 12. Februar aus Wien, Ritter ſei vorgeſtern 
nach München gereiſt. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 4 
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München geſendet, über die dortigen Vorgänge den lebhafteſten 
Unwillen empfände und gern alles thun möchte, was in ſeinen 
Kräften ſtände, um ſeinen Herrn von der Unterzeichnung des 
öſterreichiſch⸗pfälziſchen Abkommens zurückzuhalten, aber wenig 
Hoffnung hätte durchzudringen. 

Am folgenden Tage fuhr Görtz nach Zweibrücken. Jedoch 
unterwegs beunruhigten ihn die vielen Bitten, welche Thurn 
an ihn verſchwendet, um ihn zur Reiſe nach München zu be- 
ſtimmen. Er dachte beſonders an den Grund, welchen jener 
angeführt, daß Hofenfels inzwiſchen den Vertrag unterzeichnen 
könnte, und teilte daher letzterem von Neuſtadt aus, wo der 
Weg nach München abbiegt, den Wunſch des Königs von 
Preußen mit: der Herzog, zu dem er jetzt gehe, ſolle keinen 
entſcheidenden Schritt thun ohne Zuziehung der Kurfürſten und 
Mitſtände und ohne ſich mit Frankreich beraten zu haben. 

Um 11 Uhr nachts empfing Hofenfels das kurze Schreiben. 
Er war im Begriff, ſeinem Herrn entgegenzureiſen, und konnte 
ſich nun um deſto vergnügter in den Wagen ſetzen. In Augs⸗ 
burg wurde der Herzog Karl mit der erfreulichen Nachricht 
überraſcht. Er antwortete dankbar und erheitert: „Bayerns 
Unglück hört auf, ſo wie S. Maj. daran teil nimmt. Ich 
gehe nach München, wo ich nur vier Tage verweilen werde, 
nicht um zu unterzeichnen, ich denke nicht daran, und ich gebe 
mein Ehrenwort, daß ich es nicht thun will, fondern nur, um 
dem Kurfürſten, der mich gerufen hat, meine Aufwartung zu 
machen.“ Ausführlicher ſchrieb Hofenfels, und ein Bote trug 
beide Briefe mit äußerſter Eile nach Mannheim oder Zwei⸗ 
brücken. Als dieſer Cannſtadt ſchon im Rücken hatte, traf 
Görtz daſelbſt ein und hörte, daß der Herzog den Ort, zum 
Kurfürſten reiſend, in der Nacht vom 1. zum 2. Februar be⸗ 
rührt hätte; ſchnell entſchloß er ſich wieder umzukehren und 
nach Augsburg zu fahren. Als ex fic) unterwegs etwas ge- 
ſammelt, ſchrieb er von Pochlingen aus ) an den Herzog und 


1) So wird der Ort in den Papieren des Grafen Görtz genannt, 
nicht Bopfingen. 
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empfing infolge deſſen die Einladung, nach München zu kommen. 
In dem letzten Dorfe vor der Stadt traf er am 6. Februar 
nachmittags gegen fünf Uhr verabredetermaßen einen vertrauten 
Diener Anna Marias und wurde von dieſem in ihren vor 
dem Thore gelegenen Garten gebracht, wo er während ſeines 
heimlichen Aufenthaltes wohnen ſollte. Er mußte noch in 
Reiſekleidern zu der Herzogin kommen und fand hier auch den 
Herzog, der ſich aber bald entfernte, weil er zu einer Spiel⸗ 
partie bei dem Kurfürſten eingeladen war. Dagegen blieb 
Hofenfels noch da. 

Von Anna Maria wurde Görtz an dieſem Abend und am 
folgenden Morgen, wo er zwei Stunden bei ihr war, über 
alles, was fie von der Angelegenheit wußte, in Kenntnis ge- 
ſetzt. Ihr Feuereifer und die große Verehrung entzückten ihn, 
und er ſprach in ſeinen Berichten das Bedauern aus, daß ſie 
nicht Kurfürſt wäre. Nach dem, was er in Erfahrung brachte, 
mußte er glauben, gerade noch zu rechter Zeit in München er- 
ſchienen zu ſein; denn am Tage ſeiner Ankunft hatte der öſter— 
reichiſche Geſandte Freiherr v. Lehrbach bei dem Herzog Audienz 
gehabt und ihm den Vorſchlag gemacht, dem Vertrage vom 
3. Januar beizutreten, indem er ihm mancherlei kaiſerliche Be- 
günſtigungen vor Augen ſtellte, ſogar den Orden des goldenen 
Vlieſes. Der Kurfürſt Karl Theodor hatte letzteren bereits 
angenommen 2). 

Der Herzog wies die Auszeichnung nicht zurück, ſondern 
verſchob nur die Annahme, und inbezug auf den Vertrag bat 
er, über das, was der Kurfürſt abgetreten hätte, vorher genau 
unterrichtet zu werden. Infolge deſſen fand am 7. eine Zu— 
ſammenkunft ſtatt, an welcher Karl Theodor, ſeine Miniſter 
und die des Herzogs Karl, welcher Kopfſchmerzen vorſchützte, 
ſowie Lehrbach teilnahmen. Hier wurde der Vertrag vom 


1) Ein Witzbold machte bei dieſer Gelegenheit folgendes nicht üble 
Sinngedicht: 
„En tout tems en tout lieu la Toison du Brébis 
Du Tondeur étoit le profit; 
Mais dans ce moment-ci par un trait tout nouveau 
A un Tondu le Tondeur en a fait le cadeau.“ 
4* 
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3. Januar vorgezeigt. Auf die Klage, daß er den Familien⸗ 
verträgen und beſonders der Übereinkunft entgegenliefe, welche 
der Kurfürſt von der Pfalz und der Herzog von Zweibrücken 
am 5. Auguſt 1777 unterzeichnet und worin ſich jener ver⸗ 
pflichtet hatte, nichts ohne des andern Zuſtimmung in der 
Erbfolgeſache zu thun, erwiderte Lehrbach: man wolle dem 
Herzoge am 9. oder 10. Vorſchläge machen, die ihn wahr⸗ 
ſcheinlich befriedigen werden. 

Am Abend kamen die zweibrückiſchen Miniſter, die Herren 
v. Eſebeck und v. Hofenfels, mit Görtz im oberſten Stocke 
des Palaſtes der Herzogin unter dem Dache zuſammen und 
ſtellten die ſchwierige Lage ihres Gebieters vor, der dem Kur⸗ 
fürſten als ſeinem Wohlthäter zu Danke verpflichtet wäre, in 
mancherlei Beziehungen zu ihm ſtände und von ihm zur Unter⸗ 
zeichnung gedrängt würde. Jedoch auf die Ermahnungen des 
Grafen Görtz kamen fie mit ihm dahin überein, daß der Her⸗ 
zog des andern Tages an den König von Preußen ſchreiben 
ſollte. Sie verſprachen heilig, daß ihr Gebieter niemals in 
eine Zergliederung Bayerns willigen würde; dagegen verlangten 
ſie für die auf dem Reichstage zu erlaſſende Erklärung einen 
kleinen Aufſchub, damit der Kurfürſt nicht ſagen könnte, der 
Herzog hätte gebrochen, bevor er wußte, was für Vorſchläge 
man ihm machen würde. Sie drückten endlich den Wunſch 
aus, daß der König von Preußen für die Familienverträge 
ſowohl als die Übereinkunft vom Auguſt 1777 die Bürgſchaft 
übernehmen möchte. Der Herzog, mit welchem Görtz am an— 
dern Morgen ſprach, beſtätigte alles, was Eſebeck und Hofen⸗ 
fels geſagt hatten. „Er beſitzt den beſten Willen von der 
Welt, berichtete der preußiſche Abgeſandte, iſt ſtolz auf die 
Unterſtützung Eurer Majeſtät und wartet nur auf den Augen⸗ 
blick, wo er von hier fortgehen kann.“ 

Den übrigen Teil des Tages ſah Görtz dem Schreiben 
des Herzogs entgegen. Eine Schwierigkeit lag darin, einen 
zuverläſſigen und unverdächtigen Eilboten zu finden; man mußte 
lange ſuchen und am Ende zu einem Mönche die Zuflucht 
nehmen. „Das wird Seine Majeſtät zum Lachen bringen, 
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ſchrieb Görtz an ſeinen Bruder, und es iſt auch in der That 
ſpaßhaft.“ Zu ſeinem Mißvergnügen erfuhr er, daß es immer 
noch leichter war, einen Boten aufzutreiben, als das Schreiben 
des Herzogs in Empfang zu nehmen. Um acht Uhr meldeten 
die Herren aus Zweibrücken: der Herzog wolle gern auch den 
Schutz des Hofes von Verſailles anrufen, und ſie wünſchen ſich 
deshalb mit ihm bei dem franzöſiſchen Geſandten, dem Herrn 
de la Luzerne, welcher den Grafen Görtz zum Abendeſſen er— 
warte, darüber zu verabreden; am andern Morgen früh werde 
der Bote ſicherlich München verlaſſen. Da Görtz ihnen immer 
vorgepredigt hatte, ſie ſollten ſich mit Frankreich verſtändigen, 
ſo blieb ihm nichts anderes übrig, als hinzugehen. Luzerne 
und ſein Sekretär Marbois hörten mit Freuden, daß der 
König von Preußen dem Herzoge geraten nichts ohne Frank— 
reich zu thun, und obwohl ſie noch keine Weiſungen empfangen, 
zweifelten ſie doch nicht, daß ihr Hof das Verhalten des Her— 
zogs billigen werde. Dagegen mißtrauten ſie den Pfälzern 
und mochten es nicht glauben, daß dieſelben ſich an den Reichs— 
tag und an den König von Preußen wenden würden. 

Und es ſchien wirklich ſo einzutreffen. Am andern Tage 
wurde Görtz von ſieben auf neun und dann auf elf Uhr ver— 
tröſtet, und immer noch brachte man ihm keinen Brief. Marbois, 
der inzwiſchen zu ihm gekommen war und ihm halb aus Mit⸗ 
leid, halb aus Neugier Geſellſchaft leiſtete, begriff nicht, wie 
Görtz auf einen Schritt vonſeiten jener Herren rechnen konnte. 
Der arme Abgeſandte verlebte ſchreckliche Stunden. Endlich 
nach ein Uhr erſchien Hofenfels mit dem Schreiben des Her— 
zogs. Ein anderes von der Herzogin war ſchon in den Händen 
des Grafen Görtz 1). Eilig fügte dieſer dem bereits am vorigen 
Tage fertig gemachten Bericht an den König noch einige Zeilen 
hinzu. „Die Unentſchloſſenheit dieſer Räte“, klagte er, „hat 
mich mehr erleiden laſſen als den Tod. Indeſſen folgt hier 
das Schreiben des Herzogs. Ich wünſche lebhaft, daß Ew. 
Majeſtät damit zufrieden ſind. Es beſagt viel.“ 


1) Zum Teil veröffentlicht in der „Allgemeinen Zeitung“, Beilage vom 
6. Februar 1878. 
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Görtz verfaßte nun noch eine Erklärung an den Reichstag, 
die ſo mild als möglich war, und Anna Maria drängte den 
Herzog, ſie in Regensburg überreichen zu laſſen, was dieſer 
auch verſprach. Am 11. früh verließ Friedrichs Abgeſandter 
München; er hatte den nächſten Zweck ſeiner Sendung glücklich 
erreicht. In dem Briefe verſprach der Herzog, nichts ohne 
die Einwilligung der franzöſiſchen Regierung zu thun und in 
Regensburg eine feierliche Verwahrung ſeiner Rechte vorzulegen. 
Er bat alsdann den König von Preußen, ihn darin zu ſchützen 
und zu dem Ende ſowohl ſelber die Gewähr der Verträge von 
1766, 71 und 74 zu übernehmen, als auch dazu die übrigen 
beteiligten Mächte und Reichsſtände zu bewegen. 

Der Herzog verkehrte noch mit dem öſterreichiſchen Ge⸗ 
ſandten freundſchaftlich. „Die eigentümliche kritiſche Lage“, 
ſchrieb er an Friedrich den Großen, „ſowie die Klugheit er— 
lauben mir nicht, mich augenblicklich den Anerbietungen, die 
man mir macht, zu entziehen, um die Vorſchläge für den 
zweiten Vertrag anzuhören. Ew. Majeſtät werden ſelbſt finden, 
daß es von der äußerſten Wichtigkeit iſt, von der ganzen Unter⸗ 
handlung und allem, was ſich darauf beziehen kann, in Kennt⸗ 
nis geſetzt zu werden; erſt dann wird man imſtande ſein, ge⸗ 
eignete Maßregeln zu treffen.“ 

Der Herzog befand ſich aber noch in einer anderen kriti⸗ 
ſchen Lage. Sein Einkommen betrug nicht über 100000 Due 
katen, außerdem bezog er vom Hofe von Verſailles 300 000 
Livres, wovon er aber den ſechſten Teil ſeinem Bruder geben 
mußte. Jahrgelder von Frankreich zu nehmen, galt damals 
noch nicht für unehrenhaft, und der Herzog hatte nicht gelernt, 
ſeine Ausgaben zu beſchränken. Er liebte die Freuden der 
Tafel und der Jagd. Sein ganzes Land, welches in einem 
ſchlechten Zuſtande ſich befand, war ſchon zu den Zeiten ſeines 
Oheims und Vorgängers ein mit Palliſaden für das Wild 
verſehener Park geweſen, und beinahe 1000 Pferde wurden 
für dieſe Vergnügungen gehalten. Außerdem war es dem 
Herzog unmöglich, nicht zu kaufen, was ihm gefiel, lieber 
wurden keine Gehälter ausgezahlt. 


Görtz und der Herzog von Zweibrücken in München. 55 


Auch ſonſt war ſeine Umgebung in keiner beneidens werten 
Lage; von ſeiner Gemahlin bis zum letzten Diener lebte bei 
ihm alles in einer Art von Sklaverei. Vor zehn Jahren 
hatte Karl Theodor durch den Freiherrn v. Ritter die Hand 
der Erzherzogin Amalie für ſeinen Neffen verlangt, aber Kaunitz 
fand den Antrag ſo abgeſchmackt, daß man Mühe hätte, ſich 
nicht darüber zu ärgern, und die Bewerbung wurde zurück⸗ 
gewieſen ). Die Prinzeſſin, welche Karl dann heiratete, gee 
wann keinen Einfluß. Dagegen war die Familie v. Eſebeck 
allmächtig. Als der Herzog zur Regierung gelangte, bewog 
er den Mann, ihm die Frau, die er ſchon in früheren Jahren 
geliebt hatte, gegen eine Summe Geldes und den Miniſter⸗ 
poſten abzutreten. Ohne dieſen oberſten Beamten entſchied 
ſich der Herzog in keiner Angelegenheit, und die Geſchäfte 
wurden mit einer unbeſchreiblichen Langſamkeit betrieben, weil 
er alles ſelber wiſſen wollte und die Jagd ihn und Herrn 
v. Eſebeck oft viele Tage lang gänzlich in Anſpruch nahm 9. 

Der Vertrag mit Frankreich lief im Mai ab. Deshalb 
verſprach Lehrbach, daß der Wiener Hof das Jahrgeld, welches 
der Herzog bisher von dort bezogen, übernehmen und aufer- 
dem die Schulden desſelben bezahlen würde. Bei der Lage 
des kleinen Fürſten war die eröffnete Ausſicht verführeriſch. 
Der Kurfürſt aber teilte ſeinem Neffen mit, daß es ſich um 
eine Krone für das pfälziſche Haus handelte. Der Herzog 
trat auch der Hoffnung, welche Karl Theodor und Lehrbach 
kundgaben, nicht entgegen, und bei ſeiner Abreiſe verſprach er, 
in zwölf Tagen wiederzukommen. 

Inzwiſchen hatte Friedrich II. die Briefe des Herzogs Karl 
und der Herzogin Anna Maria nebſt zwei Berichten des Grafen 
Görtz empfangen. Er antwortete letzterem ſogleich und bezeigte 
ſich ſehr erfreut über deſſen Erfolge. „Ihr thut Wunder“, 
fügte er in einer eigenhändigen Nachſchrift hinzu; „aber die 
Beharrlichkeit des Herzogs von Zweibrücken muß das Werk 


1) Arneth VII, 554, Anm. 529. 
2) Görtz 20. Februar und Endrelation. 
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krönen.“ Noch immer fürchtete Friedrich, daß dieſer durch 
Lehrbach dahin gebracht werden könnte, ſeine Anſichten und 
Entſchlüſſe zu ändern. Er forderte nun ſelbſt ihn auf, ſich 
auch an die Mächte zu wenden, welche den Weſtfäliſchen Frieden 
gewährleiſtet hatten, und ihm die mit Karl Theodor abge⸗ 
ſchloſſenen Verträge zu ſchicken, auf daß er ſich mit Frankreich 
über die wirkſamſten Mittel verſtändigen könnte, dem Herzog 
ſeine Rechte zu verbürgen. 

Auch Anna Maria empfing einige Zeilen von Friedrich. 
„Ach, gnädigſte Frau“, ſchrieb er, „warum waren Sie nicht 
Kurfürſt? Wir würden dann die ſchimpflichen Ereigniſſe nicht 
haben eintreten ſehen, über die jeder gute Deutſche bis in den 
Grund ſeines Herzens erröten muß. Wenigſtens wird es 
Bayern Eurer Durchlaucht verdanken, daß das Übel ſo viel 
als möglich beſeitigt worden iſt. Wenn der Herzog von Zwet- 
brücken feſt bleibt, ſo verzweifle ich an nichts, und man muß 
hoffen, daß die Urheber dieſer Unruhen durch eine Wirkung 
der göttlichen Gerechtigkeit dafür büßen werden. In welcher 
Entfernung ich mich von Ew. Durchlaucht befinden mag, ſtets 
bin ich einer von ihren Bewunderern geweſen. Ich habe Ihnen 
von weitem Beifall gewinkt, wie die Chriſten die Engel feiern, 
deren Wunder ſie verkündigen, welche ſie aber niemals er⸗ 
blicken.“ 

Anna Maria wird dem Vertrauen des Königs entſprochen 
und in Briefen den Herzog zur Feſtigkeit ermahnt haben ). 
In der Nacht vom 18. zum 19. Februar war dieſer leichteren 
Herzens in die kleine Reſidenz zurückgekehrt, und hier empfing 


1) Görtz ſagt von ihr in ſeinem Schlußbericht: Son patriotisme pour 
la bonne cause, pour le bien étre de la Bavière, son attachement ex- 
tréme pour Votre Maj., qui va jusqu’a l’enthousiasme, sa haine tou- 
jours nourrie contre la Maison d’Autriche, son courage intrépide, sa 
noblesse et toute Vélevation de son ame sont trop reconnũs, et je 
dois convenir que si j’ai été assez heureux d'avoir eu quelque succes, 
je le dois en trés-grande partie à cette Princesse par. la confiance 
que je lui ai temoignée. Elle fait Pame de tout le parti des bons Ba- 
varois et par Elle on les affermira toujours. 
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er von dem Grafen Görtz mit großer Befriedigung das in⸗ 
zwiſchen angelangte Beglaubigungsſchreiben desſelben ſamt dem 
Briefe, den ihm Friedrich II. geſchickt. Ungern vernahm da⸗ 
gegen der preußiſche Geſandte, daß die dem Reichstag vorzu⸗ 
legende Erklärung, zu welcher er bereits in München den Ente 
wurf gemacht hatte, noch keineswegs abgegangen war. Er 
drängte nun ſehr lebhaft, den Schritt zu thun, und glaubte 
das Schreiben am 20. befördert, erfuhr aber zweimal das 
Gegenteil, obwohl der Herzog ſelbſt ihm die Abſendung ver⸗ 
ſprochen hatte. Da begab ſich Görtz am 25. früh zu Eſebeck 
und verließ deſſen Zimmer nicht eher, als bis das Packet fertig 
war und der Eilbote zu Pferde ſaß. Im weſentlichen lautete 
die Erklärung an den Reichstag: „der Herzog hege zwar das 
ganz feſte Vertrauen zu Joſeph und Maria Thereſia, daß ſie 
nach Vorlegung der Gerechtſame des pfälziſchen Hauſes aus 
Gnade und Gerechtigkeit ſich von ſelbſt entſchließen werden, von 
ihren Anſprüchen abzuſtehen; aber er könne bei der Wichtigkeit 
des Gegenſtandes nicht verfehlen, auch ſeine Mitſtände um ihre 
Verwendung, Vermittlung und kräftigſte Unterſtützung geziemend 
anzugehen; er bitte daher ſämtliche Botſchafter und Geſandte, 
bei ihren Höfen Anzeige davon zu machen und ſolches auf das 
gemeine reichsſtändiſche Land ſich gründende Anſuchen ſo viel 
als möglich zu unterſtützen.“ In einem höchſt ehrerhietigen 
Schreiben wurde dann Karl Theodor von dieſem Schritt in 
Kenntnis geſetzt. 

Der Grund für das Zögern des Herzogs von Zweibrücken 
und ſeines Miniſters lag darin, daß ſie vorher gern aus Frank— 
reich, an welches ſie ſich dem Rate des Grafen Görtz gemäß 
am 13. gewendet hatten, Antwort zu haben wünſchten. Dort 
war man, wie erwähnt, über das Vorgehen Oſterreichs in der 
bayeriſchen Angelegenheit nicht ſehr erfreut. Als Marie An⸗ 
toinette gegen die Mitte des Februars ihrem Gemahle ſehr 
lebhafte Vorſtellungen über die Umtriebe des Königs von 
Preußen und über die Gefahr einer Erkältung zwiſchen den 
beiden befreundeten Höfen machte, da antwortete Ludwig XVI.: 
„Der Ehrgeiz deiner Verwandten wird alles umſtürzen; mit 
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Polen haben ſie angefangen, jetzt bildet Bayern das Gegenſtück 
dazu; ich betrübe mich darüber um deinetwillen.“ Als Marie 
Antoinette nun behauptete, daß der König es ja gewußt und 
gebilligt hätte, da entgegnete Ludwig: „Ich war damit ſo wenig 
einverſtanden, daß man den franzöſiſchen Geſandten eben Be⸗ 
fehl gegeben, an den Höfen, wo ſie ſich befinden, zu erklären, 
daß die Zerſtückelung Bayerns wider unſern Willen geſchieht 
und wir fie mißbilligen“ +). 

Zu der nämlichen Zeit machte Breteuil in Wien Vorſtellungen, 
die auf den zu Anfang des Monats gefaßten Beſchlüſſen be⸗ 
ruhten. Um den Kaiſerhof zu Unterhandlungen zu bewegen, 
bat Vergennes denſelben, mit dem Kabinett von Verſailles 
Maßregeln zu verabreden, welche geeignet wären, den Frieden 
in Deutſchland aufrecht zu halten und den König von Preußen 
zu beruhigen. Er ſelbſt gedachte ſo in Berlin zu ſprechen, 
daß man dort einerſeits nicht hoffen dürfte, das Bündnis 
von 1756 zu löſen, aber auch anderſeits nicht zu äußerſten 
Entſchlüſſen getrieben würde. Dann hob er die ſchwierige Lage 
der franzöſiſchen Regierung hervor: der Weſtfäliſche Friede 
ſichere namentlich die Oberpfalz dem Hauſe Wittelsbach, daher 
könne Friedrich II., welcher ſchon angezeigt habe, daß er auf 
die von Frankreich übernommene Garantie ſich berufen werde, 
das Kabinett von Frankreich zwingen, dieſer Angelegenheit 
nicht fremd zu bleiben. Vergennes wollte den Berliner Hof 
zwar bedeuten, daß es ſchwer ſein würde, ſich einzumiſchen, 
wenn die beteiligten Parteien einig wären; aber zugleich wies 
er darauf hin, daß Friedrich der Anſprüche, welche Sachſen 
machte, für ſeine Zwecke ſich bedienen könnte. 

Mit dieſen Vorſtellungen, die ſo viel Rückſicht auf den 


1) Arneth et Geffroy III, 168. 169. Das Rundſchreiben an 
die franzöſiſchen Geſandten teilt Görtz mit im Mémoire historique de la 
négociation en 1778, p. 105; es iſt vom 10. Februar datiert. Nach 
Breteuil (an Vergennes 31. Auguſt bei St. Priest I, 335) trug es ur⸗ 
ſprünglich das Datum des 5. Februar. Kaunitz geſtand dem Baron 
Breteuil ein la funeste impression, welche jene Erklärung auf alle 
Kabinette von Europa und auf die öffentliche Meinung gemacht hätte. 
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König von Preußen nahmen, war man natürlich in Wien 
nicht ſehr zufrieden, und es ſollte deswegen am 18. abends 
ein Eilbote nach Verſailles abgehen, um die Dinge dort wieder 
in Ordnung zu bringen. 

Wie ſeltſam iſt doch das Verhältnis zwiſchen der Herrſcherin 
und dem Mitherrſcher, zwiſchen Mutter und Sohn! Maria 
Thereſia hatte von Gewalt abgeraten, aber dann Joſeph und 
Kaunitz gewähren laſſen. Als die Rüſtungen begannen, wurde 
ſie ein wenig unruhig, doch hatte ſie die Freundlichkeit, wie 
der Kaiſer ſich ausdrückte, den guten Gründen nachzugeben, 
die man ihr anführte. Jedenfalls ſagte man ihr, daß dies 
das einzige Mittel wäre, den Frieden zu erhalten. So fügte 
ſie ſich wieder. Joſeph nennt ſich um dieſe Zeit die Haupt⸗ 
triebfeder von allem; aber auffallend iſt es doch, daß die 
Kaiſerin⸗Königin erſt hinterher von wichtigen Maßregeln unter- 
richtet wird. 

Zu derſelben Zeit, wo der Herzog Karl aus München 
wieder in ſeinem Schloſſe glücklich angekommen war, am 
18. Februar morgens um 5 Uhr ſetzte ſich Maria Thereſia 
bekümmert an den Schreibtiſch, während draußen vor ihrem 
Zimmer der Eilbote wartete, von deſſen Sendung ihr vorher 
nichts angezeigt worden war. „Man beſchleunigt dieſelbe“, 
meldet ſie der Tochter, „um den ſchwärzeſten und boshafteſten 
Einflüſterungen Preußens entgegenzutreten, in der Hoffnung, 
daß der König von Frankreich, wenn er unterrichtet iſt, durch 
Böswillige ſich nicht wird fortreißen laſſen, und im Vertrauen 
auf ſeine Gerechtigkeit und die Zärtlichkeit für ſein liebes Weib— 
chen.“ Maria Thereſia wußte damals noch nicht, wie frei— 
mütig ſich ihr Schwiegerſohn erſt kürzlich gegen Marie Antoi— 
nette geäußert hatte. Sie bat nun dringend, man möchte nichts 
überſtürzen und Zeit zu gewinnen ſuchen, um den Ausbruch 
eines Krieges zu vermeiden, der lange dauern und üble Folgen 
haben könnte. Sie dachte mit Schrecken der Gefahren, denen 
das Leben zweier Söhne und eines Schwiegerſohnes dann aus— 
geſetzt wäre. „Wenn ich dem Unglück nicht erläge“, ſchrieb ſie, 
„würden meine Tage ſchlimmer ſein als der Tod.“ 
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Auch Joſeph ſah nicht mehr ſo heiter drein wie früher. 
Als er erfuhr, daß der Herzog Karl den Orden des goldenen 
Vlieſes abgelehnt und München verlaſſen hätte, ohne den 
Vertrag vom 3. Januar zu unterzeichnen, als auf den Tauſch⸗ 
vorſchlag keine Antwort kam, da ward ihm ebenfalls klar, daß 
Oſterreich einer ſchweren Zeit entgegenginge. „Furchtbar be⸗ 
wölkt es fic)", ſchrieb er am 26. Februar an ſeinen Bruder 
Leopold, „und es iſt faſt keine Hoffnung mehr vorhanden, den 
Krieg zu vermeiden. Die Dinge haben auf allen Seiten ein 
übles Ausſehen; aber man wird Mut haben müſſen.“ 

Zu dieſer Zeit wartete der Herzog von Zweibrücken noch 
immer ungeduldig auf die Antwort aus Frankreich. Er hatte 
von ſeinem Geſandten aus Paris den dringenden Rat em⸗ 
pfangen, ſich mit dem kaiſerlichen Hofe zu verſtändigen, da er 
nicht darauf rechnen dürfte, bei Frankreich oder ſelbſt bei Preußen 
Unterſtützung zu finden. Angſtlich von Natur und in den 
großen Geſchäften unerfahren, war er durch die Umſtände plötz⸗ 
lich in die Lage gekommen, raſch und entſchloſſen handeln zu 
müſſen; er ließ ſich von Görtz treiben, aber leicht geriet er 
auch wieder durch andere Nachrichten und Einwirkungen in 
Beſorgnis. Er hatte früher den franzöſiſchen Beiſtand nur 
mit Widerſtreben angerufen, und jetzt war er unruhig, weil 
man dort ſo lange ſchwieg. Endlich am 27. Februar empfing 
er einen ſehr freundſchaftlichen Brief von Ludwig XVI. 

Dieſer billigte die Wege, die der Herzog bisher eingeſchlagen, 
und verſprach im Einverſtändnis mit dem Könige von Preußen 
alle Mittel der Verſöhnung zu gebrauchen und ſich zu dieſem 
Zweck auch des Bündniſſes mit dem Wiener Hofe zu bedienen; 
er werde ſeine Intereſſen jedenfalls nicht von denen des Herzogs 
trennen und alle Pflichten erfüllen, die ihm die Garantie des 
Weſtfäliſchen Friedens auflege. Durch ein beſonderes Schrift⸗ 
ſtück wurde ferner der Herzog über das Wenige belehrt, was 
zwiſchen Verſailles und Wien bis zum 3. Januar in der baye⸗ 
riſchen Angelegenheit unterhandelt worden war. Weiter zeigte 
der franzöſiſche Geſandte die Bereitwilligktit ſeines Hofes an, 
den faſt abgelaufenen Subſidienvertrag zu erneuern. Endlich 
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wurde der Herzog aufgefordert, fic) vor allem unmittelbar an 
die kaiſerlichen Majeſtäten zu wenden und in der höflichſten 
Weiſe um die Mitteilung der Rechtsgründe, auf welche ſie ihre 
Anſprüche ſtützten, ſowie um eine freundſchaftliche Erörterung 
zu bitten mit dem Bemerken, daß er ihnen jede Genugthuung 
gewähren wollte, die ſich mit der Gerechtigkeit und Ehre ſeines 
Hauſes und ſeiner Nachkommenſchaft vertrüge. Der Herzog 
befolgte gleich am nächſten Tage den gegebenen Rat und 
ſchickte die Schreiben nach München an Lehrbach +). 

Dieſer war auch nach der Abreiſe des Herzogs bemüht ge- 
weſen, die wertvolle Zuſtimmung desſelben zum Vertrage vom 
3. Januar zu erwirken. Er hatte verſprochen: der Kaiſer 
wolle die Grafſchaft Falkenſtein dem Herzog ſogleich abtreten, 
eine beträchtliche Geldſumme von noch unbeſtimmter Höhe zahlen 
und auch die Schulden übernehmen, die auf den böhmiſchen 
Beſitzungen desſelben laſten; wenn dagegen der Herzog ablehne, 
werde man ſeinen Gläubigern Gerechtigkeit angedeihen laſſen 
müſſen. Hofenfels ſollte gleichfalls bedacht werden und ein 
kaiſerliches Lehen erhalten. Gegen Ende des Monats wurde 
man dringender und verlangte vom Herzog eine entſcheidende 
Erklärung. Man ſcheute ſich nicht zu erzählen, daß man ſich 
mit dem Könige von Preußen leicht hätte vergleichen können 
und daß Frankreich mit dem, was Oſterreich gethan hätte, 
zufrieden wäre. Ja, noch mehr. Am 1. März meldete Hofen- 
fels dem Grafen Görtz: „Ich ſah geſtern Abend ſelbſt eine 
Depeſche von Kaunitz an Lehrbach, worin es heißt: Frankreich 
habe dem König von Preußen geantwortet: da die beteiligten 
Parteien einig wären, ſo ſähe man nicht gut, wie man ihre 
Rechte der Prüfung eines Dritten unterbreiten könnte. Ew. Ex⸗ 
cellenz werden wiſſen, was daran iſt. Des bin ich ſicher, daß 
der König von Frankreich unſer Verhalten gebilligt und Herr 


1) Herzog Karl an Maria Thereſia 28. Februar 1778 in der Boll- 
ſtändigen Sammlung von Staatsſchriften zum Behuf der bayeriſchen 
Geſchichte nach Abſterben Kurfürſt Maximilians III., Frankfurt⸗Leipzig, 
1778; IV, 204. 


62 III. Buch. 2. Kapitel. 


v. Vergennes mich ſeiner Achtung und Freundſchaft beſonders 
hat verſichern laſſen ſowie des Schutzes vonſeiten ſeines Herrn.“ 

Eben damals war nach München der Brief gekommen, 
worin der Herzog von Zweibrücken dem Kurfürſten Nachricht 
von der in Regensburg zu überreichenden Erklärung gab. Alle 
Täuſchungen fanden jetzt ein unverhofftes Ende. Sowohl Karl 
Theodor als Lehrbach fühlten ſich tief getroffen. In der kurzen 
Audienz, die Hofenfels hatte, äußerte ſich der Kurfürſt nur im 
Tone des Zorns. Er erklärte der Herzogin Anna Maria, 
daß er über den Aufenthalt des preußiſchen Abgeſandten in 
ihrem Garten würde nachforſchen laſſen, und ſtellte noch weitere 
Maßregeln in Ausſicht. Lehrbach ſpie Feuer und Flammen 
wider den Grafen Görtz, ſein früheres Verweilen in München, ſein 
gegenwärtiges in Zweibrücken; er ſagte die Übel vorher, welche 
dem Herzoge drohten: der Wiener Hof werde ſich ſchließlich 
mit dem Kurfürſten allein verſtändigen und auch nur dieſem 
die bayeriſchen Lehen teilweiſe zurückgeben. Und als ihm Hofen- 
fels am 3. März die Schreiben ſeines Herrn an Joſeph und 
Maria Thereſia mit der Bitte zuſtellte, dieſelben nach Wien 
zu ſchicken, ſchlug er es ab; er könne das, ſprach er, vor 
Unterzeichnung des Vertrages vom 3. Januar nicht thun, und 
da der Herzog den Grafen Görtz als Geſandten einer Macht, 
die Oſterreichs Erbfeind ſei, angenommen habe, ſo werde der 
Kaiſer mit ihm nicht unterhandeln, ſo lange ſich jener in Zwei— 
brücken befinde. Die Schreiben wurden darauf unmittelbar 
an den Reichsvizekanzler und den Fürſten Kaunitz geſchickt, und 
dieſe vermieden es, durch eine Zurückweiſung ſich lächerlich zu 
machen. 

Eine viel ſchlimmere Verzögerung erfuhr die Exklärung, 
die in Regensburg abgegeben werden ſollte. Der Herzog be- 
ſaß keinen eigenen Reichstagsgeſandten, ſondern er bediente ſich 
des Freiherrn v. Schneid, welcher die bayeriſchen Stimmen im 
Fürſtenrate führte. Dieſer Mann ſuchte Zeit für Gegenmaß⸗ 
regeln zu gewinnen; ſtatt alſo am 3. März das Verlangte zu 
thun, ſchrieb er am 4. früh an den Herzog, er könne die Er⸗ 
klärung ohne die Erlaubnis des Kurfürſten nicht überreichen, 
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und da ihm letztere nicht werde gegeben werden, halte er ſich 
für verpflichtet, die Stimmvertretung von Zweibrücken nieder— 
zulegen. Wider Erwarten empfing er aber aus München, wo 
er ohne Zweifel ebenfalls von ſeinem Entſchluß Anzeige gemacht, 
auf Betreiben des Herrn v. Hofenfels, den Beſcheid: der Kur— 
fürſt könne die Erklärung, ohne daran teilzunehmen, vor ſich 
gehen laſſen. 

Schneid wollte nun das Schriftſtück, von ihm unterzeichnet, 
durch den Legationsſekretär verſchicken; aber der öſterreichiſche 
Direktorialgeſandte Freiherr v. Borié bat ihn inſtändigſt, es 
doch einige Tage noch zu verſchieben, da er dem Kurfürſten 
durch Lehrbach habe Vorſtellungen machen laſſen. Karl Theodor 
wendete ſich nun wirklich an den Herzog von Zweibrücken und 
bedauerte die Erklärung ſehr, da ſie dem kaiſerlichen Hofe recht 
empfindlich fallen müßte und große Folgen haben könnte. Der 
Kurfürſt bat ſeinen Neffen dringend, doch dieſen Schritt zu 
unterlaſſen; er hätte deshalb dem Freiherrn v. Schneid auf— 
getragen, mit der Übergabe zu warten. 

Letzterer zeigte dem Herrn v. Hofenfels in München an, 
daß er Gegenbefehl erhalten hätte, und verlangte ſeinen Ab— 
ſchied. Derſelbe ward ihm auch in Ausſicht geſtellt, er aber 
zugleich erſucht, das Schriftſtück durch den Legationsſekretär 
Poſchinger befördern zu laſſen, und als die Bitte, wie faſt 
erwartet werden konnte, kein geneigtes Gehör fand, reiſte 
Hofenfels nach Regensburg, wo er am 15. März abends an— 
kam. Er hätte nun gern noch den Befehl ſeines Herrn abge— 
wartet, aber der preußiſche und der ſächſiſche Reichstagsgeſandte 
drängten; jener hatte ſchon am 28. Februar den Auftrag er— 
halten, ebenfalls eine Erklärung im Namen des Berliner 
Hofes abzugeben. So ließ denn Hofenfels am 16. März 
vormittags das gefürchtete Schriftſtück durch den erwähnten 
Beamten verteilen +). „Es hat wirklich Kunſt und Mühe ge- 


1) Hofenfels an Görtz 1. März. Leyden an Görtz 8. u. 17. März. 
Karl Theodor an Herzog Karl 8. März, und Antwort des letzteren vom 
15. März. Görtz 16. März (in den Papieren des Grafen Görtz, im Berl. 
Archive). 
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koſtet, den Geheimen Rat v. Hofenfels dahin zu vermögen“, 
meldete der preußiſche Reichstagsgeſandte Freiherr v. Schwartzenau 
nach Berlin. Wie leicht würde ſich dagegen die Sache gemacht 
haben, wenn die Telegraphie bereits im Dienſte der Diplo- 
matie geweſen wäre! Den Tag zuvor hatte der Herzog von 
Zweibrücken dem Kurfürſten geantwortet, daß er auf ſeinem 
Entſchluſſe verharren müßte. 
Nachdem der Herzog von Zweibrücken dem Wunſche des 
Königs von Preußen in Regensburg entſprochen, hätte dieſer 
eigentlich eilen müſſen, die pfälziſchen Hausanträge zu garan- 
tieren; aber er wartete noch immer auf die Entſcheidung des 
Hofes von Verſailles, den er beſtürmte die gleiche Pflicht zu 
übernehmen. Am 5. März hatte Friedrich an ſeinen Bruder 
geſchrieben: „Alle Gründe, welche die Franzoſen beſtimmen 
können, hab' ich erſchöpft, Ruhm, gegebenes Wort, Intereſſe, 
Leichtigkeit der Operationen; mehr kann man nicht ſagen. Aber 
ich bin in dem Fall eines Arztes, der einen ſchweren Kranken 
behandelt, er giebt ihm gute Mittel und iſt trotzdem gezwungen, 
mit einer Art von Ungewißheit die Wirkung abzuwarten, welche 
ſie hervorbringen werden.“ Dann beunruhigt er ſich, daß der 
ewige Kourier, welchen er von dort erwartet, nicht wieder 
kommt. Am 9. klagt er, daß ſeine Geduld auf eine ſchreckliche 
Probe geſtellt würde, und als endlich ſein Eilbote zurückkehrt, 
empfängt er nur unbefriedigende Nachrichten. „Dieſe Menſchen 
ſind kalt wie Eis“, ſchreibt er am 15. „Sie haben die vor— 
teilhaften Vorſchläge, die ich ihnen gemacht, angenommen und 
Zeit verlangt, darüber nachzudenken, weil ſie gefunden haben, 
daß die Sache von der äußerſten Wichtigkeit iſt.“ Wenigſtens 
darauf rechnet der König ſehr, ſie zu einer ſtrengen Neutralität 
zu bewegen. 
_ Sn derfelben Zeit bekämpfte Friedrich die öſterreichiſchen 
Anſichten. Auf die preußiſche Note vom 7. Februar hatte der 
Staatskanzler neun Tage ſpäter geantwortet und einen be⸗ 
ſonderen Nachdruck darauf gelegt, daß niemand, nachdem Karl 
Theodor die Rechte des Erzhauſes auf Teile von Bayern durch 
einen Vertrag feierlich anerkannt hätte, einen geſetzlichen Wider⸗ 
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ſpruch erheben könnte. Der Wiener Hof wußte damals noch 
nicht, daß inzwiſchen der Herzog von Zweibrücken den Bei⸗ 
ſtand Friedrichs angerufen und ihm dadurch ein Recht gegeben 
hatte, ſich einzumiſchen. Am 28. Februar wurde der Freiherr 
v. Schwartzenau, wie erwähnt, angewieſen, in Regensburg eine 
Erklärung abzugeben. Einige Tage ſpäter ging die zweite 
preußiſche Note nach Wien. Friedrich zeigte darin an, daß 
durch die Entgegnung des Staatskanzlers vom 16. Februar 
die Zweifel, die er zuerſt vorgebracht hätte, nicht nur nicht 
gehoben, ſondern vielmehr verſtärkt und in Überzeugungen um— 
gewandelt worden wären. Der König ſuchte dann die Nichtig⸗ 
keit der öſterreichiſchen Forderungen nachzuweiſen. Er erklärte 
den Anſpruch auf das ſogenannte Straubingſche Bayern mit 
Recht als den wichtigſten und einen ſo weſentlichen, daß alles 
andere von der Entſcheidung dieſes Punktes abhinge. Der von 
dem Wiener Hofe behaupteten Belehnung des Herzogs Albrecht 
wurde das von Sigismund drei Jahre ſpäter (1429) zu Pres- 
burg gefällte Urteil entgegengehalten; der genannte Kaiſer habe 
durch dasſelbe Niederbayern den vier Herzögen von Oberbayern 
zuerkannt, ohne den Anſpruch des Hauſes Habsburg zu beachten, 
und letzteres ſich auch dabei beruhigt. „Es iſt deshalb ſchwer 
zu begreifen“, fährt die preußiſche Note fort, „wie der Wiener 
Hof nach 350 Jahren und während das Haus Wittelsbach 
noch in den drei pfälziſchen Linien fortbeſteht, die Vollziehung 
eines verjährten Lehensbriefes verlangen kann, der noch niemals 
beigebracht und eingeſtandenermaßen ohne die bereits vor den 
Wahlkapitulationen herkömmliche und notwendige Zuſtimmung 
des Reiches gegeben worden iſt, der ſchon urſprünglich dem 
Lehensſyſtem und den unſtreitigen Verträgen und Rechten des 
bayeriſchen Hauſes entgegenläuft und außerdem noch durch ein 
ſpäteres, in aller Form gefälltes Urteil zurückgenommen und 
vernichtet worden iſt. Der nämliche Kaiſer hat jenes Urteil 
ausgeſprocheu, welcher die Belehnung gegeben haben ſoll, und 
überdies würde letztere, wenn ſie je einen Wert gehabt hätte, 
durch das Erlöſchen des habsburgiſchen Mannesſtammes den— 
ſelben verloren haben.“ Am Schluſſe bat der König von 
Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 5 f 
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Preußen inſtändig den Kaiſer und ſeine Mutter, ſie möchten 
doch die ganze Erbfolgeſache wieder in den Stand ſetzen, worin 
ſie vor dem Tode des letzten Kurfürſten von Bayern war, und 
zu Unterhandlungen die Hände bieten. Am 9. März übergab 
Riedeſel dem Staatskanzler die Note. Dieſer nahm ſie mit 
außerordentlicher Höflichkeit in Empfang und verſicherte, daß er 
ſie mit der größten Aufmerkſamkeit leſen würde; zugleich ſprach 
er den heißen Wunſch aus, daß ihr Inhalt dazu beitragen 
möchte, die Leiden, von denen man bedroht wäre, zu verhüten ). 

Eine Woche ſpäter ſetzte Friedrich von ſeinem Schriften⸗ 
wechſel mit Wien die Regensburger Verſammlung in Kenntnis. 
Vormittags hatte, wie erwähnt, Hofenfels die Verwahrung des 
Herzogs von Zweibrücken verteilen laſſen, nachmittags gaben 
in öffentlicher Ratsverſammlung auf dem Deputationszimmer 
Schwartzenau und der ſächſiſche Geſandte gleichfalls eine Er— 
klärung ab. Der Kurfürſt Friedrich Auguſt bat um ſeiner 
Allodialanſprüche willen die Mitſtände, ſich dahin zu verwenden, 
daß die Erbſchaftsangelegenheit in den Weg der Unterhandlung 
geleitet würde. Friedrich unterſtützte die Wünſche der beiden 
Fürſten. Er erſuchte gleichfalls den Reichstag, ſowohl bei dem 
Kaiſer als auch bei der Kaiſerin-Königin ehrerbietigſte Vor⸗ 
ſtellungen zu machen und es dahin zu bringen, daß die ganze 
Sache wieder in den früheren Stand geſetzt und auf eine Weiſe 
geordnet würde, die den Satzungen des Reiches, den bayeriſchen 
Hausverträgen und den Rechten der Anſpruch erhebenden Fürſten 
gemäß wäre. Die Erklärung mußte den größten Eindruck auf 
die Verſammlung machen. Beſonders geſpannt hörte der Frei⸗ 
herr v. Borie zu. Er fing gleichſam aus dem Munde 
Schwartzenaus alle Worte auf; aber er legte keine Verwahrung 
ein und zeigte nicht einmal Empfindlichkeit, ſondern bat nur 
um den weſentlichen Inhalt des eben Gehörten, damit er gee 
treulich nach Wien berichten könnte. 

„Die preußiſche Erklärung“, meldete Schwartzenau, „die 
wie ein Lauffeuer allenthalben herumgeflogen, hat ungemein 


1) Riedeſel 11. März. 
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viele Zuneigung, Bewunderung und Ehrfurcht erweckt und mir 
wegen der guten und eindringenden Art, womit ich ſolche vor— 
zuſtellen gewußt, einige unverdiente Ehre und manchen ſtillen 
Dank erworben, ſolchergeſtalt, daß unter Großen und Kleinen 
faſt zum Lachen das allgemeine Stoßgebet Jeſus, Maria, Joſeph 
in Jeſus, Maria, Friedrich verwandelt, auch ſogar von einer 
angeſehenen Dame, als ſie die diesſeitige Außerung geleſen, 
ſolche geküßt und an der Tafel ausgerufen worden: „Es lebe 
der König von Preußen! O du ſcharmanter Schwartzenau!“ 
Auf der andern Seite hingegen ijt die Verlegenheit und Be⸗ 
ſtürzung deſto ſichtbarer geworden. Insbeſondere ſcheint die 
Aufforderung geſamter Reichsſtände zur näheren Vereinbarung 
fie nicht wenig betreten gemacht zu haben ).“ 

Der 16. März 1778 iſt ein denkwürdiger Tag in der 
preußiſchen und deutſchen Geſchichte; denn Friedrich der Große 
trat damals vor den Augen aller Welt an die Spitze der 
deutſchen Oppoſition gegen Oſterreich und den Kaiſer, ernſtlich 
bemüht, auf dem Wege der Güte die Streitfrage zu ſchlichten, 
aber auch gänzlich bereit, wenn der Worte genug gewechſelt 
wären, den Degen zu ziehen und ſeine Truppen zum vierten 
Male gegen den bekannten Feind ins Feld zu führen. 


1) Schwartzenau 12. und 23. März. 
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Drittes Kapitel. 


Rüstungen und Unterhandlungen Oſterreichs und 
Preußens. 


An die Möglichkeit eines Krieges mit Preußen hatte Joſeph 
ſehr früh gedacht und ſich bereits am 3. Februar bei dem 
Feldmarſchall Lascy nach den Maßregeln erkundigt, welche für 
einen ſolchen Fall zu treffen wären. Am 18. und 21. meldete 
der Freiherr v. Riedeſel aus Wien, daß die ganze öſterreichiſche 
Armee ſich marſchbereit machte; bis auf weiteren Befehl 
dürften keine Pferde mehr ausgeführt und auch kein Getreide 
bis zum nächſten Frühjahr verkauft werden. Am 26. ernannte 
der Kaiſer Laudon zum Feldmarſchall, und indem ihn die 
immer bedenklicher werdenden Umſtände kaum mehr an dem 
Ausbruche des Krieges zweifeln ließen, bat er, da doch an der 
Abrichtung ſeiner Perſon beinahe das meiſte gelegen wäre, den 
alten Feldherrn, ſich zu derjenigen von den beiden Armeeen, 
wo er ſelber ſein würde, zu begeben; außerdem ſollte Laudon 
bald nach Böhmen abgehen und den Oberbefehl über alle ſich 
dort verſammelnden Truppen übernehmen. Am 28. Februar 
meldete Riedeſel, daß auch die Reiterei bereits anfinge, ſich in 
Bewegung zu ſetzen; man ſpräche von einem Lager von 80 000 
Mann, welches im April in Böhmen verſammelt werden ſollte. 
Noch ſchlimmere Nachrichten ſandte Riedeſel am 2. März durch 
einen Eilboten; er ſchrieb die Beſchleunigung der Rüſtungen 
der Furcht zu, von welcher man ergriffen wäre, daß der König 
plötzlich in Böhmen oder Mähren einfallen könnte. Auch aus 
Dresden wurde Friedrich von den großen Rüſtungen des Wiener 
Hofes unterrichtet, und er erteilte daher Befehl, die Beurlaubten 
ſobald als möglich einzuberufen, damit ihm die Oſterreicher 
nicht zuvorkämen. „Ich thue, was ich kann“, verſicherte er 
dem Bruder, „um den Kopf friſch zu erhalten und gleichſehr 
Überſtürzung wie Langſamkeit zu vermeiden.“ 
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Über den anſchwellenden Rriegslarm war niemand un⸗ 
glücklicher als Maria Thereſia, der außerdem die Worte, welche 
Ludwig XVI. zu ihrer Tochter über die ehrgeizigen Pläne des 
Wiener Hofes geäußert hatte, nicht aus dem Sinne kamen. 
Die Gefahr, worin ihr das franzöſiſche Bündnis zu ſchweben 
ſchien, und die Ausſicht auf einen neuen Krieg mit dem Feinde, 
welchem fie ſchon dreimal unterlegen war, peinigten fie un 
gemein; ihr treuer Kabinettsſekretär Pichler hatte ſie im Laufe 
der 34 Jahre, die er in ihrem beſonderen Dienſte ſtand, nur 
ſelten fo aufgeregt und unruhig geſehen ). Auch in den nächſten 
Tagen kamen widerwärtige Nachrichten. Ritter, der nach Wien 
zurückgekehrt war, brachte die Antwort Karl Theodors auf den 
Tauſchvorſchlag vom 4. Februar. Sogar dieſer ſchwache Fürſt 
lehnte letzteren ab, weil ihm die Anerbietungen des kaiſerlichen 
Hofes doch gar zu ungenügend erſchienen; er erklärte ſich da— 
gegen bereit, für die öſterreichiſchen Niederlande die Beſitzungen 
des verſtorbenen Kurfürſten hinzugeben. Er wußte den Antrag, 
der für Deutſchland eine große Gefahr in ſich ſchloß und ſehr 
vorteilhaft für Oſterreich war, gut zu befürworten 2). Joſeph 
ſchwankte auch; aber Maria Thereſia und der Großherzog von 
Toskana verwarfen den Vorſchlag, welcher damals wohl aus— 
führbar geweſen wäre. Es würde dann kein Krieg ausgebrochen 
ſein, während die preußiſche Note, die Riedeſel am 9. März, 
wie erwähnt, dem Staatskanzler überreichte, denſelben ziemlich 
ſicher in Ausſicht ſtellte. Dieſer letzteren Meinung war auch 
Joſeph, und er betrieb deswegen die Vorbereitungen für den 
neuen Waffengang nur um ſo eifriger. Die Truppen, die in 
Ungarn und Siebenbürgen hatten bleiben ſollen, empfingen 
nun auch Marſchbefehl. Der Kaiſer wollte nur die nieder— 
ländiſchen Regimenter in ihren Standquartieren ſtehen laſſen 
und ſo gleichſam alles auf eine Karte ſetzen; außerdem wurden 
20 000 Mann ſchon jetzt ausgehoben, um in Garniſonen aus- 
gebildet zu werden und ſpäter eintretende Lücken auszufüllen. 


1) Arneth et Geffroy III, 172 Anm. (3. März). 
2) Arneth X, 342ff. 
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Die Menge der Geſchäfte laſtete den ganzen Tag ſchwer 
auf dem Kaiſer, und nachts floh ihn der Schlummer, indem 
er über die Folgen deſſen, was er that, nachſann; denn er 
kannte die Wichtigkeit jedes Fehltrittes. Nach außen freilich 
ließ er nichts von Kleinmut blicken. Er ſchlief bereits in ſeinem 
Feldbett und ſprach von dem bevorſtehenden Kriege viel und 
gern. „Ich laufe keine Gefahr“, hat er einmal geäußert; 
„denn wenn mich das Unglück träfe beſiegt zu werden, fo ge— 
ſchähe das immer durch den Helden des Jahrhunderts, und 
wenn ich Erfolg hätte, würde das für mich um ſo ruhmvoller 
ſein. Die Zeit drängt, von der Unterweiſung der Marſchälle 
Laudon und Lascy noch Nutzen zu ziehen ).“ 

Während Joſeph heldenhaftklingende Redensarten zur Schau 
trug, ſprach man doch auch am Wiener Hofe von franzöſiſcher 
Vermittelung und von den 24000 Mann Hilfstruppen, welche 
man im Fall eines preußiſchen Angriffs nach dem Vertrage 
von 1756 begehren wollte. Am 12. März war es noch un- 
entſchieden, ob man beides erlangen würde. Da griff Maria 
Thereſia wieder einmal ein. Aus Furcht und Abſcheu vor 
dem Kriege, welchen ſie hereinbrechen ſah, ſchrieb ſie am 14. 
ſehr ausführlich an ihren Sohn. Sie war bereit, ſogar ihren 
Namen der Verachtung preiszugeben; man möge ſie beſchuldigen, 
daß fie faſele, daß fie ſchwach und kleinmütig fei, beſſer könne 
ſie den Reſt ihrer unglücklichen Tage nicht anwenden. Auch 
Maria Thereſia war ſtolz, und das Opfer fiel ihr ſchwer; 
aber ſie war entſchloſſen es zu bringen. Und ſo entrollt ſie 
denn, angetrieben, wie ſie ſagt, von ihrem Gewiſſen, von 
Pflichtgefühl und mütterlicher Zärtlichkeit, dem Sohn ein Bild 
von der militäriſchen und politiſchen Lage der öſterreichiſchen 
Länder. Sie hält die eine wie die andere für unvorteilhaft. 
Woher ſolle man, fragt ſie weiter, die Hilfsmittel für den 
Krieg nehmen, wie Kredit und Vertrauen im Auslande ge⸗ 
winnen, um Geld und Verbündete zu erlangen? Schon im 
Frieden ſeien die Provinzen ſtark belaſtet. Ziehe man nun 


1) Riedeſel 11. März. 
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das Schwert, ſo werde man ſelbſt im glücklichen Falle keinen 
Vorteil haben, ſogar durch zwei bis drei gewonnene Schlachten 
nicht einen Kreis in Schleſien erwerben und jahrelang kämpfen 
müſſen; denn wie die Erfahrung gelehrt, ſei dieſer Feind nicht 
fo leicht niederzuwerfen. Inzwiſchen werde ganz Europa teil⸗ 
nehmen aus Neid gegen Oſterreich, gegen welches nur zuviel 
Mißtrauen ſich ſchon jetzt rege. Man beſitze keinen zuverläſſigen 
Freund und Verbündeten, und je länger der Krieg dauere, 
deſto mehr Feinde werde man wider ſich haben. Ja, man 
könne nicht einmal ſuchen, den Kampf abzukürzen, und eine 
entſcheidende Schlacht wagen, weil man zuvor das Heer, von 
welchem mehr als ein Drittel aus jungen unerfahrenen Leuten 
beſtehe, an den Krieg gewöhnen müſſe. Die Überlegenheit 
Preußens an leichten Truppen werde mittlerweile die öſter— 
reichiſchen Provinzen zu Grunde richten und die Hilfsquellen 
erſchöpfen. Da man auf einem Punkte die ganzen Streitkräfte 
vereinige, ſo ſei es um den Staat geſchehen, wenn der Krieg 
unglücklich ausfalle. Kurz, alles habe man zu fürchten und 
nichts zu gewinnen. 

Bei dieſer Lage der Dinge will die Kaiſerin-Königin, daß 
man darüber nachſinne, wie ſich ein ſo großes Unglück ver— 
meiden ließe; denn wenn das Schwert gezogen, ſei für eine 
Vermittelung keine Zeit mehr. Maria Thereſia erklärte end— 
lich, ſie könne ſich dazu nicht hergeben, immer ihrem Gewiſſen 
und ihrer Überzeugung zuwiderzuhandeln; ſie verwahrt ſich da— 
gegen, als ob üble Laune oder Zaghaftigkeit ſie beſtimme; ſie 
wolle nur nicht ihr Haus und ihre Länder zu Grunde richten 
laſſen. Sowohl der Kaiſer als der Fürſt Kaunitz gaben ihr 
Unrecht und ſagten, daß ſie die Dinge übertriebe. Sie blieb 
trotzdem bei ihrer Überzeugung und ſuchte Troſt in dem Ge— 
danken, daß ſie ſich, wenn es zum äußerſten käme, von den 
Geſchäften zurückziehen würde. Dem Schreiben, welches ſie dem 
Kaiſer und dem Staatskanzler vorgeleſen, fügte ſie einige ſehr 
merkwürdige Worte mit eigener Hand hinzu, die weder der 
Sohn noch der vertraute Miniſter geſehen haben. „Wenn der 
Krieg ausbricht“, ſchrieb ſie, „ſo rechnet auf mich gar nicht 
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mehr. Ich will mich nach Tirol flüchten und dort in der 
größten Zurückgezogenheit meine Tage beſchließen, nur damit 
beſchäftigt, das unglückliche Los meines Hauſes und meiner 
Völker zu beweinen, und bemüht, mein elendes Daſein chriſtlich 
zu beenden.“ 

Die ernſten Vorſtellungen der Kaiſerin-Königin ſcheinen 
nicht wirkungslos geblieben zu ſein; denn an demſelben Tage 
noch ſchrieb Maria Thereſia an ihre Tochter: „Mercy hat den 
Auftrag, deutlich zu ſprechen und Rat und Beiſtand zu ver⸗ 
langen.“ Kaunitz nahm ganz ernſthaft die Vermittelung Frank⸗ 
reichs in Anſpruch, um den bevorſtehenden Bruch abzuwenden. 
Der öſterreichiſche Geſandte wurde von ihm angewieſen zu ers 
klären: um den Wünſchen des Hofes von Verſailles nachzu⸗ 
kommen, ſei die Kaiſerin-Königin bereit, dem Kurfürſten Karl 
Theodor die böhmiſchen Lehen ſo, wie Bayern dieſelben bisher 
beſeſſen, wieder zu verleihen; ſie erbiete ſich ferner, mit Sachſen 
einen Vergleich zu treffen; endlich wolle ſie Ansbach und Bai⸗ 
reuth dem Könige von Preußen überlaſſen. Allerdings würde 
dadurch leider, ſchrieb der ſcheinheilige Staatskanzler, der Haupt- 
zweck, welchen man bei der Erwerbung Bayerns im Auge 
gehabt hätte, das Gleichgewicht zwiſchen Oſterreich und Preußen 
herzuſtellen, nicht erreicht, indem dieſes mehr als das Doppelte 
empfinge; jedoch Mäßigung, Billigkeit und Friedensliebe be⸗ 
wögen die Kaiſerin-Königin zur Nachgiebigkeit. Die drei letzten 
ſchönen Eigenſchaften bekundete dann der Staatskanzler nicht, 
indem er fortfuhr: das wäre aber auch das äußerſte, weiter 
könnte man nicht gehen; denn die Annahme des „man darf 
ſagen impertinenten Antrags des Königs von Preußen, alles in 
den vorigen Stand zu ſetzen, würde eine Handlung ſein, die 
nur die allergrößte Unverſchämtheit fordern und welcher nur 
die größte Niederträchtigkeit fähig ſein könnte“. Am Ende 
ſuchte der Staatskanzler ſophiſtiſch nachzuweiſen, daß Frankreich 
gehalten wäre, die bundesmäßige Hilfe zu leiſten; denn möchten 
die Anrechte des Wiener Hofes gut ſein oder nicht, ſo hätte 
Preußen keine Befugnis, Widerſpruch zu erheben und ſich zum 
Richter aufzuwerfen, und wenn es zum Kriege ſchritte, ſo 
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wäre Oſterreich der angegriffene Teil 1). Aus Nachgiebigkeit 
gegen die Mutter willigte Joſeph darein, die franzöſiſche Ver⸗ 
mittelung nachzuſuchen und die 24000 Mann, die im Vertrage 
von 1756 ausgemacht waren, für den Fall, daß Oſterreich 
angegriffen würde, zu verlangen. Um zu behalten, was man 
einem deutſchen Fürſten entriſſen, und einem andern deutſchen 
Herrſcher, der ſich ſeiner annahm, Widerſtand leiſten zu können, 
wandte man ſich ohne Bedenken an das Ausland. Aber ebenſo 
handelte Preußen, um den Raub dem Nachbar wieder abzu- 
jagen. 

Vier Tage, bevor der Wiener Hof die Vermittelung und 
Hilfe Frankreichs anrief, hatte das Kabinett von Verſailles 
bereits Beſchlüſſe gefaßt, welche der Erfüllung dieſer Bitte 
ſtracks entgegenliefen. Am 22. März ſetzte der franzöſiſche 
Geſandte den Staatskanzler davon in Kenntnis. Mit tiefem 
Schweigen hörte Kaunitz der wichtigen Note, die Breteuil ihm 
vorlas, bis dahin zu, wo der König erklärte, daß er in dem 
Kriege, der in Deutſchland auszubrechen drohe, nur Neutralität 
beobachten könne. Der Staatskanzler bat, ihm die intereſſante 
Stelle noch einmal mitzuteilen, und nachdem dies geſchehen 
war, ließ er ſie Wort für Wort ſich diktieren. Breteuil fuhr 
dann fort. Aber kaum hatte der Staatskanzler vernommen, 
die franzöſiſche Regierung wäre nach reiflichſtem Prüfen zu der 
Überzeugung gelangt, daß die Beſtimmungen des Bündniſſes 
von 1756 auf den vorliegenden Fall keine Anwendung fänden, 
ſo griff er zornig nach ſeinem Bleiſtift und ſtrich das, was er 
ſich aufgezeichnet, mit den Worten durch: „Was ich geſchrieben, 
iſt unnütz, ich kann nicht weiter zuhören noch die Kaiſerin da— 
von in Kenntnis ſetzen. Ich werde es gewiß nicht thun, wenn 
ich nicht dieſe Erklärung ſchriftlich erhalte.“ Der Geſandte 
warf ein, daß er keinen Auftrag dazu hätte. „Dann wird die 
Kaiſerin es nicht erfahren“, ſchrie Kaunitz wütend. „Es kommt 
mir nicht zu, entgegnete Breteuil, Ihnen vorzuſchreiben, welchen 
Gebrauch ſie von dem, was ich im Namen des Königs Ihnen 


1) Hiſtor. Zeitſchr. XXXVVIII, 433. 
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die Ehre habe zu ſagen, für die Kaiſerin machen wollen; aber 
da ich nur angewieſen bin, meinen Auftrag vor Ihnen aus⸗ 
zuführen, ſo geſtatten Sie mir weiterzuleſen.“ 

Als Breteuil fertig war, wollte Kaunitz auf den Inhalt 
des Gehörten nicht eingehen, weil er an den öſterreichiſchen 
Geſandten in Verſailles verſchiedene Papiere geſchickt hätte, die 
von dem Vertrauen des Wiener Hofes auf die Freundſchaft 
Ludwigs XVI. Zeugnis geben ſollten; er hoffte noch auf eine 
Anderung des Beſchluſſes. Wie ſehr er über denſelben beſtürzt 
war, offenbart ſein ferneres Verhalten. Obwohl er ſich zuletzt 
mit gewohnter Kaltblütigkeit geäußert, war er doch nicht im⸗ 
ſtande, ſeinen Unmut ganz zu verbergen. Nach einem Augen⸗ 
blicke des Schweigens ſprach er: „Es hilft nichts, Verträge zu 
ſchließen, wenn die Auslegung ihrer Verpflichtungen willkürlich 
wird.“ Breteuil lehnte trocken die Bemerkung von den 
Franzoſen ab. Der Staatskanzler fuhr fort: „Es iſt unnütz, 
vor der Rückkehr meines Kuriers hierüber zu reden. Übrigens 
wird es Ihnen, glaub' ich, ebenſo recht ſein wie mir, daß wir 
inzwiſchen in gewohnter Weiſe miteinander verkehren.“ Kaunitz 
wollte den Schein des guten Einverſtändniſſes mit Frankreich 
bewahren, und ſo ſpeiſten die beiden Staatsmänner nachher 
einträchtig zuſammen. Auch der Kaiſer gewann es über ſich, 
bei dem nächſten Hofzirkel den Geſandten freundlich anzureden; 
aber Maria Thereſia ſprach kein Wort mit ihm. 

Gegen Ende des Monats erklärte das Kabinett von Ver⸗ 
ſailles in Berlin und Zweibrücken: Frankreich könne für jetzt 
an der bayeriſchen Erbfolgeſache nicht unmittelbar teilnehmen 
und nicht durch einen Krieg das Bündnis von 1756 auflöſen; 
es billige jedoch alles, was der König von Preußen in dieſer 
Angelegenheit thue, und rate dem Herzog, auf deſſen Seite 
zu bleiben und ſich ſeiner Rechte nicht berauben zu laſſen. 
Frankreich werde weiter gute Dienſte leiſten und den Intereſſen 
des Herzogs keineswegs entgegenhandeln. 

Vergennes ging alſo von der Neutralität nicht ab, zu 
welcher er am 2. Februar geraten; er that es um ſo weniger, 
je näher Frankreich dem Kriege mit England getreten war. 
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Am 13. März hatte der Marquis de Noailles in London ein 
Schreiben übergeben, durch welches Georg III. von der An— 
erkennung der Vereinigten Staaten von Nordamerika durch 
Frankreich und von dem mit ihnen abgeſchloſſenen Handels- 
vertrag amtlich Kenntnis erhielt. Die Anzeige ward als 
Kriegserklärung betrachtet und Lord Stormont aus Paris ab- 
berufen. Vergennes wollte nun aber verhindern, daß ſich zu 
dem Kampf in der neuen Welt abermals ein europäiſcher ge⸗ 
ſelle. Sein Verfahren war vom franzöſiſchen Standpunkte zu 
loben, und es gereichte zugleich dem ganzen Erdteil zum beſten, 
indem es den Schauplatz des deutſchen Krieges beſchränkte. 

Der Herzog von Zweibrücken, welcher ſchon wieder in 
tauſend Angſten lebte, ſah ſich nun ganz auf den König von 
Preußen angewieſen; aber dieſer hatte die franzöſiſche Antwort 
nicht erſt abgewartet, ſondern auf die Vorſtellungen des Grafen 
Görtz bereits am 26. März die Garantie-Akte von Berlin 
fortgeſchickt und dafür vom Herzoge das Verſprechen verlangt, 
daß er ſich bis zum glücklichen Ausgange der bayeriſchen Erb— 
folgeſache nicht von Friedrich trennen und ohne deſſen Zu— 
ſtimmung weder in Unterhandlung treten noch ein Abkommen 
ſchließen würde. Dieſem Begehren kam der Herzog mit Freuden 
nach, und am 3. April konnte der Graf Görtz die Gegenakte 
desſelben nach Berlin ſchicken !). Seine Aufgabe war damit 
beendet. Schon früher hatte der Miniſter Hertzberg ihm ſeine 
Anerkennung über die Gewandtheit ausgeſprochen, mit welcher 
er nicht allein die Abſichten und Befehle des Königs in einer 
ſo heiklen Unterhandlung ausgeführt habe, ſondern ihnen auch 
ſehr oft zuvorgekommen ſei. Jetzt gewährte Friedrich II. die 
Bitte, die Görtz an ihn gerichtet; er nahm ihn in ſeinen Dienſt 
und ernannte ihn zum Staatsminiſter. 

Den Bund mit dem Herzoge von Zweibrücken wußte der 
König zu ſchätzen; doch erhielt er dadurch nur einen Zuwachs 
an moraliſcher Macht. Dagegen konnte Sachſen auch ſeine 


1) Am 18. April hieß ihn Friedrich noch weiter in Zweibrücken bleiben, 
aber er war ſchon abgereiſt. g 
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Streitkräfte vermehren; denn der Kurfürſt Friedrich Auguſt 
beſaß ein Heer von 21000 Mann und 122 Stück Kanonen, 
50 andere brauchten nur auf die Laffetten geſetzt zu werden. 
Auch in ſtrategiſcher Hinſicht war das Land, wie man weiß, 
von der größten Bedeutung. Deshalb mochte Kaunitz es doch 
für gut befunden haben, in Dresden mildere Saiten aufzu⸗ 
ziehen. In der Antwort vom 14. Februar hielt er zwar den 
unkluger Weiſe gemachten Anſpruch aufrecht; aber er ſchlug 
einen viel freundſchaftlicheren Ton an. „Man will“, ſchrieb 
er, „niemanden, am wenigſten Seine Kurfürſtliche Durch⸗ 
laucht von Sachſen in den Forderungen kränken, welche Sie 
zu haben vermeinen; nur wird es darauf ankommen, daß die 
Allodialſtücke durch richtige Beweiſe dargethan und ſodann nach 
Maßgabe des Zeitpunktes der Erwerbung der einen oder der 
andern Regredient⸗Erbſchaft zugeſchlagen werden.“ Und zuletzt 
verſicherte noch der Staatskanzler: die Kaiſerin⸗Königin werde 
fic) immer bereit finden laſſen, alles Mögliche beizutragen, da- 
mit dieſe Angelegenheit im gütlichen und kürzeſten Wege ein 
vergnügliches Ende erreiche. 

Die öſterreichiſchen Rüſtungen fielen in Dresden ſchwerer 
ins Gewicht und beunruhigten Friedrich Auguſt ernſtlich. Der 
König von Preußen ſchrieb hierüber am 3. März an ſeinen 
Bruder: „Die Herren Sachſen geben mir auch Beſchäftigung. 
Dieſe Reichsfürſten ſind lauter Furcht, ohne Thatkraft; das iſt 
eine Schande für unſer Jahrhundert, und ich erröte darüber 
für Deutſchland.“ Dem Prinzen Heinrich war das aus der 
Seele geſprochen; er meinte: ſich für ſie intereſſieren hieße, 
mit offenbarem Verluſt arbeiten; das Gleichgewicht ſei der 
wahre Vorteil für den König. „Was für erbärmliche Ge- 
ſchöpfe ſind dieſe armen Reichsfürſten!“ antwortete Friedrich. 
„Es iſt auch nicht meine Abſicht, ihr Don Quixote zu werden. 
Aber Oſterreich eine despotiſche Gewalt an ſich reißen laſſen 
heißt, ihm gegen uns ſelbſt Kräfte geben und es weit furcht— 
barer machen, als es ſchon iſt, und das darf kein Mann dulden, 
welcher fic) auf meinem Poſten befindet. Das Oleichgewicht 
der Macht iſt der zweite Grund, der mich zur Einmiſchung in 
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dieſe Sache nötigt, um Oſterreich nicht ſo überlegen werden 
zu laſſen, daß man mit der Zeit keinen Widerſtand leiſten 
kann.“ Wir ſehen, es ſind nur preußiſche Rückſichten, die ihn 
beſtimmen, für die elende Reichsverfaſſung in die Schranken zu 
treten. „Ich weiß ſehr wohl“, ſchrieb er am 9. März, „daß 
uns unſer eigenes Intereſſe zwingt, in dieſem Augenblick allein 
zu handeln; aber wir müſſen uns wohl hüten, es zu ſagen, 
ebenſo müſſen wir, wenn einige Vorteile zu hoffen ſind, davon 
ſchweigen wie von Mord, und wofern uns das Glück begünſtigt, 
nur Entſchädigungen für die Kriegskoſten verlangen.“ 

Der Kurfürſt von Sachſen ließ ſich trotz aller Sorge, die 
er vor Oſterreich empfand, vom Könige von Preußen feſthalten 
und unterſtützte denſelben am 16. März auf dem Reichstage 
durch die bereits angeführte Erklärung, welcher er aber eine 
ſehr milde Faſſung gab, um nicht vorzeitig auf ſein Land die 
Feindſeligkeiten des Wiener Hofes zu lenken. Zwei Tage 
ſpäter ſchloß er ein Bündnis mit dem Könige von Preußen. 
Dieſer verſprach alle Mittel anzuwenden, jedoch hauptſächlich 
das der Unterhandlung, um die bayeriſche Erbfolge in ihren 
urſprünglichen Stand zurückzubringen und dem Kurfürſten die 
Befriedigung ſeiner Allodialanſprüche zu verſchaffen; dafür ver- 
pflichtete ſich letzterer, ſowohl auf dem Reichstag, als bei dem 
kaiſerlichen Hofe und, wo es ſonſt notwendig ſein würde, in 
vollkommenem Einvernehmen mit dem Könige von Preußen zu 
handeln und ſich in keiner Weiſe von ihm zu trennen. Wenn 
man im Wege der Güte nichts ausrichtete, ſo wollten beide 
Staaten mit allen ihren Streitkräften einander beiſtehen und 
einen militäriſchen Vertrag zu dem Ende ſchließen. Schon am 
21. März erhielt der Oberſt von Zegelin Befehl, ſich heimlich 
deshalb zum Kurfürſten Friedrich Auguſt nach Dresden zu be- 
geben. Er ward angewieſen, von Potsdam unter einem Privat- 
vorwand in aller Stille abzureiſen, Wagen und Leute dann 
in Meißen zu laſſen und in bürgerlicher Kleidung in der ſäch— 
ſiſchen Hauptſtadt einzutreffen; er ſollte dort unter fremdem 
Namen Wohnung nehmen und unbemerkt zum preußiſchen Ge- 
ſandten zu kommen ſuchen. 
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Ehe Zegelin noch in Dresden angelangt war, machte Kau⸗ 
nitz dem Kurfürſten durch den Freiherrn v. Miltitz den Antrag, 
neutral zu bleiben; aber vergeblich. Als der öſterreichiſche Ab⸗ 
geſandte die vom Berliner Hof angeratene ausweichende Antwort 
empfing, war Zegelin bereits in voller Unterhandlung mit dem 
General-Lieutenant v. Bennigſen begriffen und größtenteils 
einig geworden. Nur wenige Punkte machten noch in Potsdam 
Anfragen notwendig. Friedrich wünſchte das Werk ſchnell zu 
beendigen, damit nicht unerwartet Zwiſchenfälle demſelben 
Hinderniſſe bereiteten, und ſo wurde ſchon am 2. April der 
Vertrag unterzeichnet !). 

Die glücklichen Unterhandlungen mit Friedrich Auguſt haben 
vielleicht in dem Könige von Preußen den Gedanken hervor- 
gerufen, den Beiſtand, welchen ihm die fremden Mächte ver⸗ 
ſagten, in Deutſchland zu ſuchen. Am 31. März trug er den 
Miniſtern Finckenſtein und Hertzberg auf, einen Verein der 
Reichskreiſe zu gründen und mit dem weſtfäliſchen und nieder⸗ 
ſächſiſchen anzufangen. Sie zogen den Freiherrn v. Edelsheim, 
welcher vor einigen Jahren preußiſcher Geſandter in Wien ge⸗ 
weſen war und ſich eben in Berlin befand, zu ihren Beratungen 
hinzu. Am 3. April legten die Miniſter dem König einen 
Plan vor, über welchen ſie mit Edelsheim übereingekommen 
waren. Sie hielten es für ſehr ſchwierig, ſogleich einen förm⸗ 
lichen Bund ins Werk zu ſetzen, weil die katholiſchen Fürſten 
und Stände, welche mit dem Wiener Hofe zu vielfach ver⸗ 
knüpft wären, in allen Kreiſen, den niederſächſiſchen ausgenommen, 
die Mehrheit bildeten. Daher ſchien es ihnen zweckmäßiger, 
daß man zuvor die bedeutendſten und beſtgeſinnten Glieder des 
Reiches, wie Hannover, Braunſchweig, Mecklenburg, Heſſen, 
Sachſen, Baden, Naſſau, Zweibrücken, zu vereinigen und dann 
durch ſie die Kreiſe zu gewinnen ſuchte. Von Truppen wollten 
die Miniſter vor der Hand noch ſchweigen, um die Fürſten 
nicht abzuſchrecken und keinen Verdacht in Verſailles zu erregen, 


1) Zegelins Sendung nach Dresden, Abſchluß der Berliner Militär⸗ 
konvention (B. A.). 
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wenn man dort erführe, daß es ſich um die Aufſtellung eines 
Heeres am Niederrhein handelte. Man müßte ſich alſo, 
ſchloſſen ſie, für den Anfang damit begnügen, einen Verein 
zuerſt der wohlgeſinnten Fürſten und dann der Kreiſe zu 
ſtiften, um dem Despotismus des Wiener Hofes in Regens- 
burg und im Reich eine Oppoſition entgegenzuſetzen. Die 
Miniſter hofften, daß günſtige Verhältniſſe und die Unter⸗ 
ſtützung der fremden Mächte mit der Zeit engere Bande knüpfen 
und wirkſamere Maßregeln hervorbringen würden. 

Edelsheim gab noch den Gedanken an die Hand, daß man 
ſich vielleicht hierbei der Unterſtützung Rußlands bedienen 
könnte. Wirklich hat auch Finckenſtein bald nachher die Hilfe 
des Petersburger Hofes für dieſen Bund nachgeſucht. Edels— 
heim ſelbſt empfing den Auftrag, mit Gotha, Weimar, Kaſſel, 
Darmſtadt und Baden zu unterhandeln. Man erwartete für 
den Augenblick noch keinen wirklichen Beiſtand von ihnen, man 
wünſchte nur, daß ſie Vertrauen zu Friedrich dem Großen 
haben und ihre Geſandten anweiſen ſollten, mit den preußiſchen 
die gleiche Sprache zu führen; doch wollte man zugleich erfahren, 
ob ſie wohl geneigt ſein würden, ſpäter, wenn die Umſtände 
günſtiger geworden wären, einen Bund mit dem Könige von 
Preußen zu ſchließen und ſich den gefährlichen Entwürfen des 
Wiener Hofes mit bewaffneter Macht entgegenzuſtellen ). 

Die Kriegsrüſtungen waren auf beiden Seiten mit wach— 
ſender Schnelligkeit inzwiſchen weitergegangen. Am 18. März 
zeigte Friedrich dem Prinzen Heinrich an, daß er durch neue 
Zeitungen aus Wien genötigt worden wäre, Befehl zum Ankauf 
der Pferde zu geben und das Heer marſchfertig zu machen. 
Er lud außerdem ſeinen Bruder ein, nach Potsdam zu einer 
Beratung zu kommen. Etliche Tage ſpäter, am 23. März, 
ſchrieb Joſeph an Leopold: „Unſere Vorbereitungen dauern 
fort, die Artillerie iſt abmarſchiert, die Warasdiner Kroaten 


1) Edelsheim an Finckenſtein 5. April, Finckenſtein und Hertzberg an 
Edelsheim 13. April in dem Volumen: Sendung des Freih. v. Edels⸗ 
heim (Berl. Archiv.). 
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kommen morgen hier durch, und alles bricht auf; meine Pferde 
und meine Küche, kurz die ganze Feldequipage wird nächſten 
Freitag den 27. weggehen, und wir werden folglich bereit ſein, 
in den beiden Kaleſchen, die wir eee jeden Augen⸗ 
blick mit Poſtpferden nachzureiſen.“ 

Joſeph iſt, wie man ſieht, entſchloſſen, das Gewonnene zu 
behaupten, und auch in andern Handlungen der öſterreichiſchen 
Regierung offenbarte ſich der feſte Wille, keinen Schritt zu 
weichen. Die Erklärungen, welche der König von Preußen, 
der Kurfürſt von Sachſen und der Herzog von Zweibrücken 
am 16. März in Regensburg abgegeben hatten, konnten nicht 
unbeantwortet bleiben. Zunächſt eröffneten die Vertreter des 
Wiener Hofes vielen Reichstagsgeſandten am 27. März ver⸗ 
traulich: „man ſcheue das Licht ganz und gar nicht und könne 
mit den ſtandhafteſten Gründen das Gehörige darauf erwidern; 
doch gedenke man bei einem ſo erheblichen Geſchäfte guter Ur— 
ſachen halber alle Umſtände vorher ſehr wohl zu kombinieren 
und bitte deswegen, mit aller Beurteilung an ſich zu halten. 
Was den König von Preußen betreffe, ſo ſei es noch nicht ſo— 
weit gekommen, daß man ihn als einen Garanten des Weſt— 
fäliſchen Friedens und oberſten Richter anerkennen müſſe; es 
werde deshalb auch ſehr leicht ſein, dem geſamten Reich in 
kurzem über die wahre Triebfeder ſeiner Handlungsweiſe, die 
Ungebühr ſeiner Sätze und Anmaßungen und das Bedenkliche 
ſeiner vielleicht nicht entfernten eigenen Vergrößerung die Augen 
zu öffnen.“ Durch Andeutungen, welche der Prinz Heinrich 
dem öſterreichiſchen Geſandten Grafen Cobenzl hatte machen 
laſſen, war der Staatskanzler zu dieſer Behauptung verführt 
worden. 

Am 10. April erfolgte vonſeiten des Wiener Hofes die 
verſprochene Eröffnung. Ihr Inhalt lautete folgendermaßen: 
„Die Kaiſ. Königl. Apoſtoliſche Majeſtät hat aus der Außerung 
des preußiſchen Geſandten mit Verwunderung erſehen, in welcher 
verwirrten Geſtalt man die allereinfachſte Sache von der Welt 
vorzuſtellen befliſſen iſt, und ſie erkennt die weſentliche Pflicht 
an, die ſo ſehr verdunkelten Umſtände in ihr volles Licht zu 
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ſetzen, damit die höchſten und hohen Mitſtände ein richtiges 
Urteil über die echte Lage der Sache fällen können.“ 

Die vielverheißenden Worte mußten die größte Spannung 
unter den Geſandten hervorrufen. Leider war es jedoch nur 
eine von den prunkhaften Ankündigungen, welche Kaunitz liebte; 
denn er erzählte nichts weiter, als daß man ſich mit dem Kur— 
fürſten von der Pfalz freundſchaftlich verglichen. Er führte 
darauf die ſogenannten Machtſprüche Preußens an und unter— 
ſchied nun zwei weſentliche Fragen, erſtens, ob dieſe Einwürfe 
und Machtſprüche gegründet, und zweitens, ob der König von 
Preußen als ein einzelner Reichsmitſtand dazu befugt wäre. 
Bei dieſen Worten hob ſich ohne Zweifel wiederum die ge— 
ſunkene Aufmerkſamkeit der Verſammlung; aber der Miniſter 
wußte zum andernmale zu überraſchen, indem er Maria The— 
reſia weiter erklären ließ: „Die Kaiſ. Königl. Apoſtoliſche 
Majeſtät hofft zuverſichtlich, daß die höchſten und hohen Reichs— 
mitſtände bei dieſen einſeitigen Einwürfen, die das Gepräge 
einer offenbaren Zudringlichkeit an ſich haben, mit ihrer Be— 
urteilung bis zu einer vollſtändigen Kenntnis der Sache zurück— 
halten werden, und ſo kommt es einzig und allein auf die 
andere Frage noch an.“ Recht verwundert mögen die armen 
Reichstagsgeſandten drein geſchaut haben, als ſie dieſe Worte 
vernommen hatten. Der böſe Staatskanzler ſchwieg, wo ſie 
hören wollten, und redete, wo ſie Schweigen wünſchten; denn 
nach der ausführlichen Behandlung der zweiten Frage trugen 
ſie gewiß kein Verlangen. 

Kaunitz erklärte weiter: die Kaiſerin-Königin werde zwar 
an dem Vergleiche feſthalten, aber denen gegenüber, welche 
durch denſelben in ihren Gerechtſamen und Anſprüchen verkürzt 
zu ſein meinen, ſich dem geſetzmäßigen Entſcheidungswege nicht 
entziehen. „So findet ſich“, fuhr der Staatskanzler fort, „alles 
ſchon zum voraus in einer der Reichsverfaſſung angemeſſenen 
Lage, daß, was nicht bereits durch einen gütlichen Vergleich — 
d. h. durch den Vertrag vom 3. Januar — berichtigt worden 
iſt oder noch berichtigt werden dürfte — nämlich durch das 
in Ausſicht genommene Tauſchgeſchäft —, dem geſetzmäßigen 
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Erkenntniswege vorbehalten bleibt.“ Der dreiſte Kaunitz ver⸗ 
band das Unvereinbare keck mit einander, indem er auf die 
unerſchöpfliche Geduld der Deutſchen rechnete. 

Ungefähr um dieſelbe Zeit empfing auch der Herzog von 
Zweibrücken Beſcheid auf die Bitte, die er dem Rate des fran- 
zöſiſchen Hofes gemäß an den Kaiſer und die Kaiſerin geſtellt 
hatte. Maria Thereſia unterzeichnete ſich zwar als ſeine gut— 
willige Muhme, ſie wies aber ſchnöde das wohlbegründete Ver— 
langen des armen Fürſten ab: nachdem ſie mit dem Haupte 
des pfälziſchen Hauſes einen Vertrag geſchloſſen, in welchem 
der Kurfürſt die öſterreichiſchen Anſprüche für ſich und ſeine 
Erben anerkannt habe, gebühre ihr keineswegs noch könne ihr 
zugemutet werden, mit dem Herzog hierüber in eine weitere 
Erörterung ihrer Rechtsgründe ſich einzulaſſen, da es dieſem 
und ſeiner Linie noch nicht zuſtehe, für die gegenwärtige Zeit 
verbindliche Verträge inbezug auf die Erbfolge in Bayern zu 
ſchließen. Es werde daher auf ſeinem Gutbefinden beruhen, 
ſich von dem Kurfürſten Aufklärung auszubitten. 

Es klingt wie Hohn, daß Maria Thereſia den Herzog an 
den verwies, welcher nicht einmal von dem Lehenbriefe von 
1426 eine beglaubigte Abſchrift beſaß. Karl Theodor war in⸗ 
zwiſchen mit Maria Thereſia gleichfalls in Streit geraten. 
Er ließ anzeigen, daß 21 Amter, welche die kaiſerlichen Truppen 
beſetzt hätten, in dem Teilbriefe von 1353 gar nicht ſtänden 
und ihm daher wieder eingeräumt werden müßten. Drei 
Wochen ſpäter ſah man ſich genötigt, die unerfüllte Bitte zu 
erneuern, zumal da nach eingelaufenem Bericht erſt kürzlich ein 
bayeriſcher Beamter in öſterreichiſche Pflichten und über 300 
Höfe dem Vertrage vom 3. Januar zuwider in Beſitz ges 
nommen wären. 

So wurde Karl Theodor dahin gebracht, daß er ſich zum 
Widerſtand anſchickte. Die harte Zumutung, daß er ſeine 
Truppen mit den kaiſerlichen vereinigen ſollte, wenn Oſterreich 
wegen des geſchloſſenen Vergleichs angegriffen würde, hatte er 
ſchon früher abgelehnt. Und auch anderwärts fanden Joſeph 
und Maria Thereſia keinen Beiſtand. „Die Ruſſen vermeiden 
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faſt, mit uns zu ſprechen“, meldete Joſeph im Anfang des 
Aprils dem Bruder; ebenſo wenig ließ Frankreich ſich ge— 
winnen. Dagegen zeigte ſich ſeltſamerweiſe von Berlin her 
ein Hoffnungsſchimmer. Der Prinz Heinrich war mit der 
Sprache nun noch deutlicher herausgegangen und hatte die Art 
und Weiſe, wie er die Angelegenheit beendet zu ſehen wünſchte, 
durch den Freiherrn v. Knyphauſen dem Grafen Cobenzl mit 
der Aufforderung anzeigen laſſen: der Wiener Hof möchte ſich 
doch unverzüglich bereit erklären, weder der Vereinigung der 
fränkiſchen Markgrafſchaften mit Preußen noch einem Tauſche 
mit Sachſen entgegenzutreten. Cobenzl folgte dem Drängen 
Knyphauſens, von welchem er nur glaubte, daß er mit Wiſſen 
des Prinzen Heinrich geſprochen hätte. Ganz anders aber 
dachte Kaunitz, welcher ja manchmal über Friedrich den Großen 
falſch geurteilt hat. Er wähnte, daß der König von Preußen, 
nachdem es ihm nicht gelungen wäre, die Oſterreicher einzu— 
ſchüchtern, dieſelben jetzt verleiten wollte, Vorſchläge zu machen, 
um ſich ſo mit Ehren aus der Verlegenheit zu ziehen. 

Auch in der ſchlimmen Lage, worin ſich Oſterreich befand, 
verließ den Staatskanzler der Hochmut nicht. „Nach den 
weiſen Maßregeln“, ſchrieb er am 29. März an Maria The— 
reſia, „welche der König ſowohl vor dem Tode des Kurfürſten 
von Bayern als ſeitdem uns hat nehmen ſehen, ſcheint es, daß 
er ſich deſſen nicht hätte ſchmeicheln ſollen; aber da er zu den 
Leuten gehört, die keine Scham beſitzen und bei ihren Unter— 
nehmungen immer bereit find, im Notfalle wieder davon abgu- 
ſtehen, hat er gemeint, auch das noch wagen zu können.“ Ge— 
ſtützt auf die kräftige Verteidigung, welche man ins Werk ge- 
ſetzt hatte, wollte Kaunitz in der bisherigen Stellung verbleiben 
und abwarten, was Frankreich für einen Beſchluß inbezug auf 
den Antrag des Wiener Hofes vom 14. März faſſen würde. 
Jedoch weil die Nachrichten, die am letzten dieſes Monats ein⸗ 
trafen, noch immer nicht günſtig lauteten, wurde der Staats⸗ 
kanzler ein wenig nachgiebiger. Die Antwort auf die preußiſche 
Note war längſt fertig. „Wir ſprechen darin eine feſte, unſer 
gutes Recht mit Entſchiedenheit behauptende Sprache“, hatte 
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Joſeph am 19. März dem Bruder gemeldet; aber auf ſeinen 
Wunſch war die Übergabe des Schriftſtückes verzögert worden, 
bis die Truppen beiſammen wären. Jetzt erlitt das Schrift- 
ſtück Anderungen. Joſeph bezeichnet die Antwort des Wiener 
Hofes nur als ziemlich feſt; doch trat der Staatskanzler noch 
immer ſehr trotzig auf. Wegen der Faſſung der preußiſchen 
Note ſtand er von weiteren Erörterungen über die öſterreichi⸗ 
ſchen Anſprüche ganz ab, wies Friedrichs Einmiſchung als un⸗ 
befugt zurück und erklärte ſogar, daß die Kaiſerin⸗Königin bereit 
wäre, die neuen Erwerbungen gegen jeden Angriff mit allen 
Mitteln zu verteidigen. Aber am Schluß hielt er der Unter- 
handlung noch ein ſchmales Pförtchen offen. Eine Abſchrift 
der Note, die am 1. April dem Freiherrn v. Riedeſel über⸗ 
geben worden, ſchickte Kaunitz ſchon am 31. März an Cobenzl, 
und ſogleich ging er auf den Vorſchlag Knyphauſens ein; dieſem 
ſollte der Geſandte die Sorge, ob und wie der König von 
Preußen hiervon zu unterrichten wäre, ruhig überlaſſen +). 
Die Gelegenheit kam von ſelbſt, aber ſie mußte ſchnell be— 
nutzt werden. Der Prinz Heinrich war bemüht, Friedrichs 
Eifer zu mäßigen und ſeinen Abgang zum Heere zu verzögern. 
Am 26. März bot er dem Bruder eine Wette von 100 Flaſchen 
Ungarwein an, und er wollte gewonnen haben, wenn die Ofter- 
reicher bis zum 17. April nicht aufgebrochen wären, um Dresden 
zu nehmen. Friedrich ging auf den Vorſchlag ein; übrigens 
aber ſchien es ihm beſſer, die Vorſicht zu übertreiben, als 
einer gefährlichen Sicherheit ſich hinzugeben. Nachrichten aus 
Wien und Schleſien beſtimmten ihn noch mehr zu eilen. Am 
2. April zeigte er dem Prinzen Heinrich an, daß er in drei 
Tagen nach Berlin kommen und von da nach Breslau gehen 
würde. Wie weit war er doch von der Geſinnung entfernt, 
die Kaunitz ihm zuſchrieb! Indem er dem Grafen Finckenſtein 
dieſelbe Mitteilung macht, giebt er vielmehr dem Vertrauen, 
mit welchem er in die Zukunft blickt, einen kräftigen Ausdruck. 
Er rechnet auf einigen Beiſtand vonſeiten Rußlands, und er 
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glaubt ferner, daß Frankreich dem Wiener Hofe keine Hilfe 
leiſten werde. Das genügt ihm. „Die öſterreichiſchen Streit 
kräfte allein“, fährt er fort, „ſcheinen mir nicht ſo ſehr zu 
fürchten, und wenn die Vorſehung im letzten Kriege meine 
Waffen gegen ſo viele Mächte, die wider mich verbunden waren, 
begünſtigt hat, ſo werde ich wohl dem reißenden Strome dieſes 
einen Hauſes widerſtehen können. Die Verteidigung meiner 
guten Sache erfüllt mich mit dieſer Hoffnung“ ). 

Sonntag, den 5., kam der König wirklich nach Berlin und 
ſprach hier natürlich auch mit dem Prinzen. Letzterer erzählte 
ihm von einem Schreiben des Fürſten Kaunitz an Cobenzl; 
aber wie vorſichtig er ſich dabei benahm, das erſieht man ganz 
deutlich aus dem Briefe, welchen er dem Könige, der am 6. 
frühmorgens nach Schleſien abreiſte, noch an demſelben Tage 
nachſandte. Er verſicherte darin, daß jenes Schreiben wirklich 
vorhanden wäre. „Dasſelbe kann zwar verfänglich ſein“, fuhr 
er ſcheinheilig fort, „aber es iſt auch möglich, daß dieſer An— 
kündigung Inſtruktionen folgen.“ Ausführlicher unterrichtete 
den König der Schwager Knyphauſens, der Miniſter Hertzberg; 
er meldete, daß Cobenzl jemandem eine Depeſche des Fürſten 
Kaunitz folgenden Inhalts gezeigt hätte: der Wiener Hof habe 
in ſeiner Antwort in kein weiteres Detail eingehen können, 
weil ſeine Anſprüche von Preußen als vollkommen nichtig er— 
klärt worden ſeien; aber der Geſandte werde nächſtens den 
Auftrag empfangen, inbezug auf einen Vergleich Eröffnungen 
zu machen. Die letzteren bezögen ſich auf eine deutſche Schrift, 
die man ihm zugleich mitgeſchickt, und auf eine frühere Unter— 
handlung des Freiherrn van Swieten. Der Staatskanzler ſei 
noch nicht entſchieden, wie die Sache weiter behandelt werden 
müſſe, doch ſolle Cobenzl auf irgendeine Weiſe dieſen Um— 
ſtand zur Kenntnis des Königs bringen. Der, welchem der 
Geſandte das mitgeteilt, habe die deutſche Schrift nicht geleſen, 
aber er glaube, daß es ſich um Ansbach und Baireuth, um 
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einen Tauſch und etwas mehr als eine bloße Anerkennung des 
Rechts der Erbfolge des Königs handeln werde “). 

An demſelben Tage legte Maria Thereſia ihrer Tochter 
Marie Antoinette den Wunſch ans Herz, daß Ludwig XVI. 
wenigſtens die Freundſchaft mit Frankreich und das beſtehende 
Bündnis ſtark betonen möchte. Sie erwartete damals den von 
Merch verſprochenen Eilboten mit äußerſter Ungeduld; aber 
derſelbe kam nicht, ſondern zwei Tage ſpäter ein Kurier an 
Breteuil. Das Kabinett von Verſailles lehnte die angetragene 
Vermittelung höflichſt ab und erklärte von neuem, daß es die 
im Vertrage von 1756 feſtgeſetzten Hilfstruppen nicht würde 
ſtellen können. 

Die Laſt dieſer entmutigenden Nachricht erſchütterte den 
öſterreichiſchen Stolz. Auf die Bitte der Mutter willigte Jo— 
ſeph darein, mit Vergleichsvorſchlägen hervorzutreten. Sie 
lauteten: Friedrich erkennt ſowohl die Gültigkeit der Überein⸗ 
kunft vom 3. Januar als auch die Rechtmäßigkeit der kraft 
derſelben gemachten Erwerbung an und wird den im 6. Ar- 
tikel vorbehaltenen Austauſch ruhig vor fic) gehen laſſen. Da— 
für erklärt ſich der Wiener Hof im voraus mit dem Anfalle 
der fränkiſchen Markgrafſchaften an Brandenburg einverſtanden 
und verſpricht ſeinerſeits, jeden Austauſch dieſer Länder gegen 
andere, die nicht unmittelbar an Oſterreich grenzen, zu geſtatten. 
Noch am 8. April ward Cobenzl angewieſen, den König um 
eine Audienz zu bitten. Am 10. erfuhr aber der Wiener Hof, 
daß Friedrich bereits am 6. abgereiſt wäre. Sogleich wurde 
Cobenzl von dem Entſchluſſe des Kaiſers, unmittelbar an den 
König ein eigenhändiges Schreiben in der gegenwärtigen kriti⸗ 
ſchen Lage der Umſtände zu erlaſſen, unterrichtet. Einen Fuß 
im Steigbügel hatte Joſeph nur auf eine ſolche Meldung ge⸗ 
wartet, um nach Mähren und Böhmen zu eilen. Am 12. 
kam er nach Olmütz; aber er ſchickte ſeinen Brief erſt am 13. 
ab; denn er wollte den Schein vermeiden, als ob er denſelben 
aus Wien in der Taſche mitgebracht hätte. Schrieb er doch 
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darin: er habe mit der Ausführung ſeines Entſchluſſes gewartet, 
bis er der Hauptſtadt entrückt ſei und damit allem, was an 
diplomatiſche Schlauheit erinnern könne. 

Auch Friedrich war nicht mehr in Breslau. Er meldete 
dem Bruder am 10. aus Frankenſtein: er habe, wie er im 
voraus bekenne, die Wette verloren und werde ſie bezahlen. 
Er legte dann das Hauptquartier nach Schönwalde bei Silber— 
berg, und hier ward er am 14. durch den Brief des Kaiſers 
überraſcht. Er ſtimmte bereitwillig in den von Joſeph ange— 
ſchlagenen Ton ein: „Ich habe weder Miniſter noch Schreiber 
bei mir, und ſo wird ſich Ew. Kaiſerl. Majeſt. wohl freundlich 
mit der Antwort eines alten Soldaten begnügen, der über 
einen der wichtigſten Gegenſtände, welche ſeit langer Zeit in 
der Politik vorgekommen ſind, aufrichtig und mit Freimut 
ſchreibt. Niemand wünſcht mehr als ich, den Frieden und die 
Eintracht unter den Mächten Europas zu erhalten; aber alles 
hat ſeine Grenzen, und es giebt ſo dornichte Fälle, daß der 
gute Wille allein nicht ausreicht, um die Ruhe zu bewahren.“ 
Der König ſtellt nun den eigentlichen Streitpunkt zwiſchen 
ihnen feſt. „Es handelt ſich darum“, ſchreibt er, „zu wiſſen, 
ob ein Kaiſer eigenmächtig über die Reichslehen verfügen kann.“ 
Friedrich findet das den Geſetzen und Gewohnheiten zuwider. 
„Kein Fürſt“, bemerkt er, „wird ſeine Hände dazu bieten, jeder 
wird ſich auf das Feudalrecht berufen, welches dieſe Beſitztümer 
den Nachkommen ſichert, und niemand wird ſelber die Gewalt 
eines Despoten befeſtigen wollen, der früher oder ſpäter ihn 
und ſeine Kinder deſſen berauben wird, was ihrem Hauſe ſeit 
undenklichen Zeiten gehört.“ Friedrich erkennt hierauf wohl 
an, daß die Erwerbung von Bayern ſehr vorteilhaft für das 
Erzhaus ſein würde, und aus Klugheit verlangt er auch nicht 
die Herausgabe der Gebiete, welche ſich Oſterreich angeeignet 
hat; aber er fragt: „Könnte man dem Herzoge von Zwei⸗ 
brücken nicht durch anderes Land von gleichem Wert den Ver— 
luſt vergüten und Mittel finden, Mecklenburg und Sachſen zu 
entſchädigen? Letzteres berechne ſeine Anſprüche auf 37 Mil- 
lionen Gulden, werde aber wohl zugunſten des Friedens etwas 
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herunterlaſſen.“ Solche Vorſchläge verſpricht der König mit 
Freuden zu unterſtützen; dagegen lehnt er das Hereinziehen der 
Erbfolge in den fränkiſchen Markgrafſchaften als eine der baye⸗ 
riſchen Frage ganz fremde Angelegenheit höflich, aber mit Feſtig⸗ 
keit ab. „Unſere Rechte“, ſchreibt er, „ſind ſo wohl begründet, 
daß ſie uns niemand ſtreitig machen kann.“ Er erwartet nun, 
was über ſeine aufrichtigen Vorſtellungen der Kaiſer die Güte 
haben wird zu entſcheiden, und in einem Nachwort bittet er 
noch im voraus um Entſchuldigung, wenn er gegen das Zere— 
moniell verſtoßen haben ſollte; „doch auf Ehre“, ſetzt er hin⸗ 
zu, „40 Meilen im Umkreis giebt es niemanden, der mich bee 
lehren könnte“. 

Einen Monat früher hatte Joſeph überlegt, ob man nicht 
gegen die Niederlande ganz Bayern ſamt der Oberpfalz und 
was dazu gehört, eintauſchen ſollte. Der Gedanke war von 
weittragender Bedeutung. Oſterreich beſaß damals noch in 
Schwaben viele zerſtreute Gebiete; wenn es auch die Beſitzungen 
der ausgeſtorbenen Linie des Hauſes Wittelsbach gewann, ſo 
war ihm die Herrſchaft über Süddeutſchland für alle Zeiten 
geſichert. Man wende nicht ein, daß Friedrich hiergegen ſich 
ebenfalls erhoben haben würde, wie er es einige Jahre ſpäter 
gethan. Er hatte vor Wochen einmal von Görtz gehört, der 
Wiener Hof wolle Karl Theodor zum Könige von Galizien 
und Lodomirien machen, aber Frankreich wünſche lieber, daß 
demſelben Freiburg und der Breisgau abgetreten werde. Der 
erſte Teil der Meldung war richtig; aber Karl Theodor hatte 
von einem ſolchen Vorſchlage nichts wiſſen wollen. Sehr bee 
merkenswert iſt nun der Entſchluß, welchen Friedrich infolge 
jener Nachricht kundgab. Er gedachte genau in der Lage zu 
bleiben, worin er ſich befand, bereit ſich zu verteidigen, aber 
nicht anzugreifen, weil dieſe Abtretungen der Oſterreicher den 
Stand der Sache veränderten und außerdem alles zu wetten 
wäre, daß Frankreich mit ihnen ſich verſtändigen würde. Mehr 
noch hätte der Hof von Verſailles einem ſolchen Tauſche zu 
andern Zeiten widerſprochen; jetzt aber ſah er ſich durch den 
bevorſtehenden Krieg mit England gefeſſelt, und außerdem ent⸗ 
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zückte damals der Anſchein von Hoffnung auf Nachkommenſchaft 
Ludwig XVI. Die giinftige Gelegenheit kehrt nicht immer 
wieder. Was 1785 mißlungen iſt, wäre ſieben Jahre vorher 
leichter zu erreichen geweſen. Joſeph durfte ja nur den König 
beim Worte nehmen; aber das that er nicht. Die Antwort, 
die er am 16. in Littau empfing, kam ihm ſehr unerwartet, 
weil ſie die Erbfolge in den Markgrafſchaften ganz beiſeite 
ſchob. Im erſten Arger wollte Joſeph nur den Vorwurf des 
Despotismus abſtreifen, nach weiterer Überlegung ging er aber 
auch auf die übrigen Punkte noch ein. Wenn er bemerkte, 
daß der Kurfürſt von Böhmen und Erzherzog von Ojterreich 
den Vertrag vom 3. Januar abgeſchloſſen hätte, nicht der 
Kaiſer, ſo war das doch nur ein Streit um Worte. Das 
Verfahren Maria Thereſias rechtfertigte Joſeph durch den Grund— 
ſatz, welchen ſchon früher Kaunitz aufgeſtellt: jeder unabhängige 
deutſche Fürſt könne ſich mit ſeinem Nachbar ohne Einmiſchung 
eines dritten verſtändigen und vergleichen. Die Anſprüche Mecklen⸗ 
burgs verwies er an die zuſtändige Behörde. Er ſtellte ferner 
in Ausſicht, daß ſeine Mutter auf jeden Anteil an der Allodial— 
erbſchaft verzichten würde. Nur den Herzog von Zweibrücken 
war er durchaus abgeneigt zu befriedigen. „Deſſen Rechte“, 
ſchrieb er, „bleiben unangetaſtet bis zum Tode des Kurfürſten 
von der Pfalz; nach dem Ableben des letzteren wird die Kaiſerin 
einen neuen Vertrag mit dem Herzog ſchließen oder ihr gutes 
Recht im geſetzmäßigen Wege gegen ihn geltend machen.“ 

Das waren doch nur Worte. Karl Theodor iſt 1799 
geſtorben. Wenn ſich erſt Oſterreich zwei Jahrzehnte lang im 
ungeſtörten Beſitze behauptet hatte, dann war ſchwerlich Aus— 
ſicht vorhanden, ihm den Raub wieder abzujagen. 

Joſeph beförderte ſein Schreiben ſogleich an Friedrich; in— 
dem er es dann auch mit dem, welches er vom König erhalten, 
nach Wien ſchickte, bat er die Mutter um Verzeihung, daß er 
ihre Befehle nicht vorher eingeholt hätte. Maria Thereſia 
war, ſeitdem ihr Sohn die Hauptſtadt verlaſſen, ſehr unruhig; 
ihre Gedanken weilten unabläſſig bei dem Briefe, welchen Jo— 
ſeph mitgenommen. Sie flehte zu Gott, daß er das harte 
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Herz des Gegners bekehren und die guten Abſichten des Sohnes 
ſegnen möchte. Sie ließ beten, ohne zu ſagen, wofür. Der 
Anbruch der öſterlichen Zeit verpflichtete ſie, ihr Gewiſſen zu 
erforſchen; aber ihr Kopf war ſo verwirrt und ſo voll ihr 
Herz von Traurigkeit, daß ſie dazu die doppelte Zeit brauchte. 

Am Karfreitag kam die Sendung Joſephs nach Wien. Je 
feſter Kaunitz an dem Wahne gehangen, daß die Eröffnungen 
des Prinzen Heinrich vom Könige ſelbſt herkämen, deſto bitterer 
empfand er die Enttäuſchung, und über die Maßen ergrimmte 
ſein Zorn wider Friedrich. „Wenn der König ein großer 
Soldat iſt“, ſchrieb er unter andern an Maria Thereſia, „ſo iſt 
er ein noch größerer Ignorant und der ſchlechteſte Logiker von 
der Welt. Es iſt unmöglich, ſich etwas Unvernünftigeres vor⸗ 
zuſtellen als ſeinen Brief, und man kann ohne jede Übertreibung 
fagen, daß der geſunde Menſchenverſtand darin fehlt“ 1). Wie 
ſollte da die Kaiſerin-Königin ruhig urteilen! Sie hatte ſich 
gefürchtet zu hoffen und doch auch nicht ganz verzweifeln wollen. 
Aber als nun das eintrat, was ſie richtig vorhergeſehen, da 
erfaßte ſie die heftigſte Entrüſtung. Sie vergaß die Nichtigkeit 
der öſterreichiſchen Anſprüche, ſie hörte nur das Nein des Geg— 
ners, welchen ſie von allen Menſchen am meiſten haßte. 

Die Leidenſchaft verliert auf ihrer Höhe nicht nur Maß 
und richtiges Urteil, ſondern ſie verirrt ſich zuweilen ſogar in 
das Gebiet des Lächerlichen. Höhniſch betrachteten die Blicke 
der bedauernswerten Herrſcherin Friedrichs Antwort. Waren 
nicht die Eigennamen Kaunitz und van Swieten mit kleinen 
Anfangsbuchſtaben und nach der franzöſiſchen Ausſprache gee 
ſchrieben? Maria Thereſia geſteht am andern Morgen ihre 
Schwäche: dieſer eigenhändige Brief ohne Orthographie, ohne 
Stil, wie der eines Theaterkönigs oder vielmehr Theater- 
despoten, hat ihr Vergnügen gemacht; ſie freut ſich, daß dieſes 
Ungeheuer nicht alles kann und weiß und bei der Gelegenheit 
einen ſeinesgleichen nötig gehabt hätte, der ihm die ſchmutzige 
Wäſche wüſche ?). Dem verhaßten Gegner ſtellt fie den treff- 


1) Arneth X, 805, N. 625. 
2) Es iſt wahr, Friedrichs Orthographie iſt fürchterlich; aber er wäre 
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lichen Sohn gegenüber, der ſo ſchnell das Angemeſſene geant— 
wortet habe. Der Kaiſer hat ihr aus Mangel an Zeit den 
Entwurf ſeines Briefes ſchicken müſſen. Auch die Verbeſſe⸗ 
rungen bewundert fie darin; fie wäre, ſchreibt fie, in Verzweif⸗ 
lung, wenn ſie dieſelben nicht geſehen hätte. Sanfter, würde⸗ 
voller könnte man, meinte ſie, ſeinem Schüler in der Politik 
den Text nicht leſen, mit mehr Spott und Ironie ſeine Gefühle 
gegen dieſen Despoten nicht ausdrücken. Nur die Verſicherung, 
welche Joſeph in ſeiner Entgegnung ausgeſprochen, daß er Fried⸗ 
rich wahrhaft liebe, mißfällt ihr und macht ſie eiferſüchtig; in 
ſolcher Geſellſchaft will ſie in dem Herzen des Sohnes nicht 
wohnen. Aber das Vergnügen an Joſephs ſchlagfertiger Ant— 
wort und an der Überlegenheit, die er ihr dem Könige gegen— 
über in allen Stücken gezeigt zu haben ſchien, war nicht von 
langer Dauer. „Alles iſt wider uns“, jammerte ſie, „das trifft 
noch ſtärker als die Macht unſeres Feindes, welche doch nicht 
zu verachten iſt und mit der Zeit noch ſchlimmer werden wird.“ 
Sie geſteht, daß ſie ſehr ſchwarz ſieht. Alle die Tage daher 
hat ſie Gott gebeten, ſo viel ſie konnte, wenn er ſie mit Krieg 
ſtrafen wolle, den Sohn vor Unglück zu behüten. Der große 
Kopfputz, welchen ſie trägt, hilft ihr die Thränen verbergen. 
Es kommt ihr vor, als wäre ſie durch des Sohnes Weggang 
zum zweitenmal Witwe geworden, und von neuem öffnet ſi 
eine Wunde, die nie geheilt iſt und nie heilen wird. 

Während Maria Thereſia dem Könige von Preußen zürnt, 
weil er ſie zum Kriege zu zwingen ſcheint, fürchtet dieſer die 
Lebhaftigkeit und das Feuer des jungen Fürſten, von dem er 
ſich vorſtellt, daß er vor Begier brenne, Ruhm zu erlangen. 
Er ſchloß daher aus dem Schritte, den Joſeph gethan, daß 
derſelbe, müde der Wiener Unterhandlung, Luſt hätte, die Ent- 
wickelung des Stückes zu beſchleunigen. Friedrich erwartete 
die Ankunft der Regimenter aus Berlin erſt am 28. April, 


nicht ſähig geweſen, einen Satz zu ſchreiben, wie der, welchen Maria 
Therefia am 13. Februar 1779 ſchrieb: „dis iſt wohl ein angenehme 
Zeittung, die ſeith 14 monath mir großen Kummer verurſacht.“ (Arneth 
X, 605.) 
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aus Preußen am 3. Mai. Zugleich war ihm dieſer Brief⸗ 
wechſel läſtig; denn er konnte dem Kaiſer gewiſſe Wahrheiten 
nicht verſchweigen und wollte ſie doch auch nicht ſo ſagen, daß 
ihn die Schuld des Bruches träfe. Noch einmal unterzog er 
ſich der unangenehmen Pflicht, dann aber ſchlug er vor, den 
Miniſtern die weitere Unterhandlung zu überlaſſen; Joſeph 
möge dem Grafen Cobenzl oder einem anderen Staatsmanne 
den Auftrag geben. Einen Erfolg verſprach ſich Friedrich von 
ſeinem Vorſchlage nicht, ſondern er meinte, der Kaiſer würde, 
zu ungeduldig, um mit untergeſchlagenen Armen ſtehen zu bleiben, 
darauf nicht eingehen. Der König hielt die Rüſtungen des 
Gegners für weiter vorgerückt, als ſie waren; er glaubte da— 
mals, daß die öſterreichiſchen Truppen am 25. April verſammelt 
ſein würden, und er machte ſich ſo nur noch auf eine Antwort 
gefaßt, dann würde der Kaiſer erklären, nicht nachgeben zu 
können. Der König hatte daher ſeine Augen und Ohren über- 
all, und es ſchien ihm ſehr ſchwer, bis zum Juni, vor welcher 
Zeit ſich mit Erfolg nichts anfangen ließe, die Unterhandlung 
hinzuziehen. 

Am 18. ging des Königs Antwort ab. Den Abend zuvor 
war Joſeph in Königgrätz angelangt, und man hielt den erſten 
Kriegsrat. Der Kaiſer erfuhr mit Bedauern, daß man ſich 
noch ſehr im Rückſtande befände; dagegen vernahm man von 
der Grenze, daß Friedrich faſt ganz konzentriert und marſch⸗ 
bereit wäre. Deshalb ſchrieb Joſeph an ſeine Mutter: „Könnte 
man den König bis Mitte Mai mit Briefen und Noten hin⸗ 
ziehen, ſo würde das kaiſerliche Heer beſſer imſtande ſein, ihm 
die Spitze zu bieten, als jetzt, wo uns noch zehn Regimenter 
Reiterei fehlen.“ Um ſo angenehmer wurde Joſeph von 
Friedrichs Vorſchlage berührt, und er freute ſich, ihm ge⸗ 
antwortet zu haben. Er hielt das zweite Schreiben des Königs 
für eine Folge der Einwirkungen des Prinzen Heinrich und war 
deshalb bereit, die Unterhandlungen in Berlin durch Cobenzl 
führen zu laſſen. Die Urſache der Ablehnung ſeiner Vergleichs⸗ 
vorſchläge ſuchte Joſeph nicht in dem, was Friedrich ihm ſehr 
aufrichtig angeführt hatte, ſondern er meinte, der König habe 
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ſich geſchmeichelt, die ganze Lauſitz zu gewinnen und ſei nun 
böſe, daß eine Beſtimmung der ihm angetragenen Übereinkunft 
es verhindere; doch habe ſein fruchtbarer Geiſt ihm bereits 
ein anderes für Oſterreich vielleicht noch weniger zuläſſiges 
Mittel eingegeben, dieſes Ziel zu erreichen. Immerhin ſchien 
es dem Kaiſer gut, die Unterhandlung anzunehmen; entweder 
führe ſie zum Frieden, oder ſie gewähre die Möglichkeit, die 
Rüſtungen für den Krieg zu vervollſtändigen. Er ſtimmte 
daher auf der Stelle dem gemachten Vorſchlage bei und erhielt 
alsdann von Friedrich noch eine Empfangsbeſcheinigung. 
Inzwiſchen wartete Maria Thereſia mit brennender Un⸗ 
geduld auf weitere Nachrichten. Am Oſtermontage nahm ſie 
Papier zur Hand, um ihrem Sohne zu ſchreiben; ſie verlangte 
keine Antwort, ſie wollte nur, indem ſie ſich mit ihm unter⸗ 
hielt, den Schmerz der Trennung lindern. Sie konnte freilich 
nichts Erfreuliches anzeigen. Unter anderm meldete ſie: der 
Kurfürſt von der Pfalz will abfallen, er ſagt, er berſte vor 
Zorn; zugleich verlangt er 21 Ortſchaften zurück; Kaunitz arge 
wöhnt, daß Karl Theodor, wenn Oſterreich nicht darein willigt, 
das zum Vorwande nehmen und eine Erklärung wie der Herzog 
von Zweibrücken abgeben wird; der Staatskanzler glaubt darum 
nicht, daß man die Forderung gewähren ſolle, man müſſe nur 
Zeit zu gewinnen ſuchen. „Die Aufregung in Bayern und im 
Reich gegen uns“, fuhr die Kaiſerin fort, „iſt unglaublich, die 
ſtärkſten und frechſten Flugblätter laufen überall um; Kaunitz 
hält die Lage für äußerſt kritiſch ..... Wie weit erſtreckt ſich 
die Politik dieſes Ungeheuers! Auch den König von Sardinien 
ſtachelt er fortwährend gegen uns auf; .... fein Haß läßt 
ihn nichts vergeſſen, was uns ſchaden kann.“ Von der Furcht— 
barkeit ihres Gegners hat ſie überhaupt die höchſte Vorſtellung. 
Inzwiſchen war der Brief angekommen, worin Joſeph meldete, 
wie es mit den Kriegs vorbereitungen ſtand. „Der König“, 
meinte ſie, „der alles weiß, wird davon Nutzen ziehen und nach 
ſeiner Gewohnheit eheſtens einen entſcheidenden Schlag wagen.“ 
Als das Packet ſchon abgeſchickt war, empfing ſie das zweite 
Schreiben Friedrichs und Joſephs Antwort darauf, und mit 
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etwas erleichtertem Herzen begab ſie ſich zur Ruhe. Des an— 
dern Tages bezeigte ſie dem Sohn ihre Zufriedenheit über die 
Annahme der Unterhandlung. Wie freut ſie ſich, daß der 
König nicht mehr der raſende Roland iſt! Übrigens gelobt 
ſie dem Kaiſer, ſeiner Mahnung folgend, in den Kriegsrüſtungen 
nicht nachlaſſen zu wollen; denn ſie traut dem alten Fuchſe nicht, 
und da ſie einmal auf Raubtiere zu ſprechen gekommen, meldet 
ſie noch, daß ein Fürſt Clary durch den Biß einer Angolakatze 
gefährlich verwundet worden iſt. 

Wie auf der einen Seite Maria Thereſia, ſo begrüßt auf 
der andern der Prinz Heinrich freudig den ſchwachen Hoffnungs— 
ſchimmer, welcher ſich unerwartet zeigt. Aber der König von 
Preußen denkt anders. Er rechnet bei der ungeheuren Ver— 
ſchiedenheit in den Anſichten der beiden Höfe keineswegs auf 
Frieden und glaubt an einen glücklichen Ausgang der bevor— 
ſtehenden Unterhandlung ebenſo wenig wie an das Wunder 
von den ſieben Broten. Daher iſt er in den Kriegsvorbereitungen 
unermüdlich. Am 23. April ſaß er acht Stunden, zehn am 
24. und ſechs am folgenden Tage zu Pferde und kehrte dann 
doch etwas ermüdet und ruhebedürftig von den Grenzen 
Böhmens, wo er ſelber nach allem geſehen, in das Haupt— 
quartier zurück. Von hier ſchrieb er dem Prinzen: „Man 
darf nicht Viktoria ſchreien, bis man genau die Vorſchläge 
kennt, welche der Wiener Hof machen wird.“ Friedrich iſt 
überzeugt, daß ihm Oſterreich kaum einen Aufſchub von zwei 
Jahren gönnen würde, wenn es diesmal noch nicht zum Kriege 
käme, und er weiß nicht, ob Europa dann ſo günſtig für 
Preußen geſtimmt ſein wird wie jetzt. Er wünſcht entweder 
einen dauerhaften Frieden oder gar keinen, und demgemäß trifft 
er ſeine Maßregeln. 
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Oſterreichiſche Bemühungen um einen Vergleich mit 
Preußen. 


Der Wiener Hof begann ſogleich die neue Unterhandlung. 
Als Joſeph den letzten Brief Friedrichs nach Wien ſchickte, 
ſchrieb er an ſeine Mutter: „Ich glaube, wir müßten dem 
Könige rundweg ſagen, daß wir bereit find, dem Kurfürſten 
von Bayern alles wiederzugeben, was wir von der Oberpfalz 
haben, auf welche ſich der Weſtfäliſche Friede bezieht, damit er 
dieſelbe beſitze wie ſeine Vorgänger; dann iſt Cham nicht dabei. 
Ferner wollen wir von dem Rückgangsrechte nicht mehr ſprechen 
und ihm ſeine Markgrafſchaften gewährleiſten, wenn er uns 
Niederbayern, das wir beſetzt halten, gewährleiſtet. Und wenn 
er uns durch ſeine guten Dienſte in Bayern und beim Herzoge 
von Zweibrücken den in Ausſicht genommenen Tauſch bewerk— 
ſtelligen hilft, ſo werden wir ihn bei dem ſeinigen unterſtützen; 
nur darf die uns benachbarte Oberlauſitz darunter nicht mit— 
begriffen ſein. Die Sachſen ſollen ihre Anſprüche gegenüber 
dem Kurfürſten gerichtlich geltend machen ganz ebenſo, wie der 
Herzog von Mecklenburg. Wenn wir hierüber einig geworden 
ſind, dann trennen ſich die Heere, die beiden Teilen teuer zu 
ſtehen kommen.“ Joſeph wollte dieſe Vorſchläge, wenn man 
in Wien damit einverſtanden wäre, nebſt einem Brief an 
Friedrich ſenden; er brachte ſie ſogar in die Form, in welcher 
ſie dem König überreicht werden könnten. Doch widerriet der 
Staatskanzler die Abſendung und ſchickte dagegen ein freund— 
ſchaftliches Schreiben an den Grafen Cobenzl in Berlin. 

Kaunitz erklärte darin: weder Preußen, das ſich Sachſens 
und Zweibrückens öffentlich angenommen, noch Oſterreich, welches 
mit dem Kurfürſten von der Pfalz einen Vertrag abgeſchloſſen 
und zur Ausführung gebracht, könnten die geſchehenen Schritte 
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zurückziehen, ohne ihrem Anſehen und ihrer Ehre zu ſchaden. 
Kaunitz fand es weiter natürlich, daß der König von Preußen 
dem Erzhauſe keine Vergrößerung durch einen Zuwachs gönnen 
wollte, wenn er nicht auch für ſich einen Vorteil erlangte. 
Aber er behauptete dann, daß Oſterreich ebenſo im Rechte ſein 
würde, wenn es die Vereinigung der fränkiſchen Markgrafſchaften 
mit Brandenburg aus allen Kräften hemmte. Alles ſchien ihm 
nun darauf anzukommen, daß man mit einer wahren Freimiitig= 
keit und Offenherzigkeit auf beiden Seiten zu Werke ginge. 
Nachdem Oſterreich den Anfang gemacht, ſollte demnach Cobenzl 
verlangen, daß der Berliner Hof ohne Rückhalt ſeine Gedanken 
und Anträge vorlege, die bisher nur im allgemeinen geäußerten 
Wünſche namhaft mache. „Geſchieht dieſes“, ſchloß der Staats— 
kanzler, „ſo kann und wird die Hauptſache zur beiderſeitigen 
billigen Zufriedenheit gar bald berichtiget ſein. Geſchieht es 
nicht, jo —. Aber ſollte denn das Verhängnis unvermeidlich 
ſein, daß ſich zwei Höfe, die freundſchaftlich vereinigt die erſte 
Rolle ſpielen könnten, einander aufreiben müſſen, um ſodann 
von der Diktatur eines Dritten oder Vierten — d. h. Frank— 
reichs oder Rußlands — abzuhängen?“ Kaunitz bezeichnete 
damit ſehr richtig die große Gefahr, welche der Zwieſpalt⸗ 
bringen konnte; wer hatte denn aber Anlaß zu dem Streite 
gegeben? 

Am 1. Mai teilte Cobenzl die Depeſche, die er empfangen, 
den preußiſchen Miniſtern Finckenſtein und Hertzberg mit. Die— 
ſelben fragten alsdann, wie man Pfalz und Sachſen entſchädigen 
würde; darauf empfingen ſie aber keinen Beſcheid, ſondern 
Cobenzl ſagte beſtändig: nachdem ſein Hof den erſten Schritt 
gethan, werde der König hoffentlich den zweiten thun und an— 
geben, was er unter der Befriedigung der Pfalz und Sachſens 
verſtehe. Doch die Miniſter hielten die Aufforderung für ge⸗ 
fährlich und kamen ihr nicht nach; man wolle, meinten ſie, 
Vorſchläge von ihnen haben, deren man ſich dann bedienen 
könne, um glauben zu machen, daß der König aus eigennützigen 
Beweggründen handele. Am folgenden Tage meldete Hertz⸗ 
berg noch, daß ihm Cobenzl hätte ſagen laſſen: wenn man in 


Unterhandlungen zw. Preußen und Oſterreich über einen Vergleich. 97 


Wien nur wüßte, was der König für ſich, für Zweibrücken und 
Sachſen verlangte, ſo würde man die größten Opfer bringen 
und keineswegs darauf beſtehen, alles, was man in Beſitz ge⸗ 
nommen, zu behalten. 

Als die preußiſchen Miniſter am 7. eine vom König ge⸗ 
billigte Note dem öſterreichiſchen Geſandten überreichten und 
ihn darin aufforderten Vorſchläge zu machen, da erklärte dieſer: 
Maria Thereſia wolle zugunſten Sachſens ihrem Rückgangsrecht 
entſagen und dem Kurfürſten Karl Theodor und ſeinen Nach- 
folgern die böhmiſchen Lehen in der Oberpfalz in der alten 
Weiſe laſſen. Finckenſtein und Hertzberg bezeigten ihm ihr 
Erſtaunen über die Geringfügigkeit ſeiner Anerbietungen; aber 
er weigerte ſich entſchieden mehr zu ſagen, er wünſchte eine 
Antwort auf ſeine dürftigen Vorſchläge und fügte noch als 
Freund hinzu, der Augenblick wäre gekommen, wo man ſich 
mit Freimütigkeit ausſprechen ſollte. Wiederholt übrigens ere 
klärte Cobenzl, daß ſein Hof hauptſächlich gern erfahren möchte, 
was der König von Preußen für ſich wünſchte. Darauf aber 
gingen die Miniſter nicht ein, ſondern erklärten bei einer neuen 
Zuſammenkunft: ein Ausgleich ſei möglich, wenn Oſterreich 
einen Teil von Bayern dem Kurfürſten zurückgebe und für den 
andern einen angemeſſenen Erſatz leiſte; dann werde Karl 
Theodor in der Lage ſein, die nach der Billigkeit berichtigten 
Forderungen des Kurfürſten von Sachſen zu befriedigen; wolle 
letzterem der Kaiſer außerdem ein Reichslehen übertragen, und 
der Wiener Hof den oberlehensherrlichen Rechten entſagen, welche 
die Krone Böhmen auf einige Stücke Sachſens habe, ſo werde 
der Ausgleich noch befördert werden. 

Cobenzl verſprach, den preußiſchen Antrag mit einem Eil— 
boten nach Wien zu ſenden; übrigens kam er jetzt und in den 
nächſten Tagen wieder auf die fränkiſchen Markgrafſchaften zu— 
rück und drückte die Hoffnung aus, daß man ſich hierüber 
äußern würde, da das ein Punkt wäre, der mit den übrigen 
zugleich behandelt werden ſollte. Am 12. Mai meldete Hertz⸗ 
berg dem Könige, wie Cobenzl die nämlichen Außerungen gegen 
Perſonen ſeines Vertrauens gethan. Der Miniſter hielt den 
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Tauſch für vorteilhaft, weil er die Macht der preußiſchen 
Monarchie vollends konſolidieren würde; daher beſchwor er den 
König, dieſen vielleicht einzigen Augenblick zu benützen. Sollte 
Sachſen die Lauſitz nicht gegen die Markgrafſchaften hergeben 
wollen, ſo ſchien es ihm ausreichend, wenn man die Einwilligung 
Oſterreichs in einen ſolchen Tauſch vertragsmäßig feſtſetzte. 
Ja, am folgenden Tage, wo Cobenzl in der Konferenz wieder 
an Ansbach und Baireuth erinnerte, drängte Hertzberg noch 
einmal den König, der nach ſeiner Meinung nichts wagen würde, 
wenn er einen Gegenplan aufſtellte ). 

Um die Unterhandlung abzukürzen, verſtand ſich Friedrich 
hierzu und ſchickte einen ſolchen nach Berlin. Sein Vorſchlag, 
der am 20. Mai dem Grafen Cobenzl überreicht wurde, lautete 
folgendermaßen: Die Kaiſerin-Königin behält von dem Gebiete, 
welches ſie beſetzt hat, zwei Bezirke, von denen der eine von 
der Donau und den Flüſſen Regen und Cham begrenzt wird, 
der andere zwiſchen Oſterreich, dem Inn und der Salza liegt. 
Dafür tritt ſie dem pfälziſchen Hauſe die an Jülich ſtoßenden 
Herzogtümer Limburg und Geldern ab und entſagt ihren 
an ſich unerheblichen Oberlehens- und andern geringfügigen 
Rechten, die ihr als Königin von Böhmen auf einige Be— 
zirke in Sachſen, der Oberpfalz und Baireuth zuſtehen. Der 
Kaiſer giebt die eröffneten Reichslehen in Bayern dem Kurfürſten 
Karl Theodor, die in Schwaben befindlichen und die Herr— 
ſchaften Mindelheim und Wieſenſteig dem Kurfürſten Friedrich 
Auguſt; dieſer empfängt die bewegliche Hinterlaſſenſchaft Maxi⸗ 
milian Joſephs, eine Geldſumme ſowie einen an Baireuth 
grenzenden Teil der Oberpfalz von Karl Theodor, und er 
könnte durch einen zu verabredenden Austauſch der ſchwäbiſchen 
Lehen noch mehr zufriedengeſtellt werden. Maria Thereſia und 
Joſeph willigen in die Vereinigung der fränkiſchen Markgraf⸗ 
ſchaften mit der kurbrandenburgiſchen Primogenitur und ente 
ſagen, wenn ſich Preußen und Sachſen über einen Austauſch 
derſelben gegen die Ober- und Niederlauſitz und einige andere 
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Bezirke vergleichen, dem Rückfallsrecht und allen andern Rechten, 
die ihnen darauf zuſtehen. 

So trat Friedrich mit dem Vorteil hervor, nach welchem 
er trachtete. Er wollte freilich den Tauſch nur bewerkſtelligen, 
wenn Sachſen von freien Stücken darauf einginge; doch geſchah 
letzteres nicht. Weder der Kurfürſt, noch ſeine Miniſter zeigten 
Geneigtheit, einen ſolchen Plan anzunehmen; ſie ſagten, daß 
Ansbach und Baireuth nicht ſo viel einbrächten, wie die Lauſitz, 
und zu ſehr mit fremden Ländern untermiſcht wären. Hertzberg, 
welcher dem Könige davon Mitteilung machte ), gab letzteres 
zu, das andere dagegen hielt er für unrichtig. Auch der ſäch— 
ſiſche Graf Sacken ſchenkte den angeführten Gründen keinen 
Glauben. Er hatte ſchon früher einmal von einem ſolchen 
Tauſche mit dem Kurfürſten geſprochen und denſelben nicht ab⸗ 
geneigt gefunden, wofern Sachſen nur an Menſchenzahl und 
Einkünften nichts einbüßte. Sacken wunderte ſich daher, daß 
Friedrich Auguſt es ablehnte, auch nur in Unterhandlung über 
dieſe Angelegenheit zu treten, und als er im April 1780 mit 
dem Grafen Finckenſtein darüber ſprach, gab er einen ganz 
anderen Aufſchluß. Er glaubte ſich nicht zu irren, wenn er 
annahm, daß Pater Hertz, der apoſtoliſche Vikar, und der 
Beichtvater des Prinzen Anton von dem Tauſch abgeraten 
hätten, weil die Markgrafſchaften evangeliſch ſeien, und es dae 
gegen in der Lauſitz viele Katholiken gebe, die man nicht unter 
die Herrſchaft eines proteſtantiſchen Fürſten dürfe kommen 
laſſen ). Der preußiſche Geſandte in Dresden empfing Befehl, 
die Sache vorläufig nicht mehr zu berühren. Übrigens hatte 
der König in jenem Vorſchlage nicht gerade ſein letztes Wort 
geſprochen. Dem friedfertigen Bruder ſchrieb er am 2. Juni: 
„Mag der Kaiſer etwas mehr in Bayern behalten, mag er 
entweder Limburg oder Geldern dem Kurfürſten von der Pfalz 
abtreten, das wird den Bruch nicht herbeiführen; aber darauf 
kommt es an, daß man ſich über die Hauptpunkte ſowie über 


1) 24. Mai (Geh. Kab.⸗Akten). 
2) Finckenſtein an den König 13. April 1780. Geh. Kab.⸗Akten. 
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die Entſchädigung Sachſens und die Erbfolge in den Markgraf⸗ 
ſchaften verſtändigt.“ 

Ganz anders dachte Joſeph. Der Vorſchlag Friedrichs er- 
regte gewaltig ſeinen Unmut, und er wollte denſelben unter 
keinen Umſtänden zur Grundlage der Unterhandlung machen, 
ſondern beſſere Bedingungen zu erhalten ſuchen. Übrigens 
hielt er den Plan des Königs, den er abgeſchmackt nannte, für 
geeignet, die Begeiſterung zu ſchwächen, welche deſſen Uneigen- 
nützigkeit für einen Augenblick in Europa hervorgerufen hätte. 
Joſeph wollte das Ziel, das er ſich geſteckt, auf dem Wege der 
Unterhandlung wirklich erreichen oder die Sache mit dem Schwert 
in der Hand entſcheiden; er beharrte jedoch ſtandhaft bei dem 
Glauben, daß der Wiener Hof nicht übel fahren würde, wenn 
er nur feſt bliebe. Darum bat er die Mutter, ſie möchte ſich 
gegen alle, die zu ihr kämen, dahin äußern, daß ſie den Krieg 
für unvermeidlich hielte; das würde ſich herumſprechen und 
vielleicht den Ausgaug beſchleunigen. 

Dieſem Wunſche des Kaiſers willfahrte Maria Thereſia 
um ſo lieber, als ſie damit nur ihre wahre Meinung aus⸗ 
drückte. Niemand übertraf ſie an Friedfertigkeit; aber ſie hatte 
nun einmal ihrem Sohne die Leitung dieſer Angelegenheit über 
laſſen, obwohl ſie manchmal beſſer ſah, als Joſeph. Als der 
Hauptfehler der öſterreichiſchen Politik erſchien es ihr mit Recht, 
daß man zu weitgreifende Pläne verfolgte und deshalb mit der 
Sprache nicht recht herauskäme. Jedoch der Kaiſer bezeigte 
keine Luſt, ihrem Rate zu folgen. Er meinte, wenn der 
Friede zwiſchen den beiden Staaten geſichert wäre, wenn Karl 
Theodor und der Herzog von Zweibrücken nicht mehr auf 
preußiſchen Beiſtand rechnen dürften, dann würde der Wiener 
Hof bei ihnen den in erſter Linie beabſichtigten und allein 
angemeſſenen Austauſch des Ganzen ebenſo erreichen wie der 
König den ſeinigen bei dem Kurfürſten von Sachſen; aber ſo 
müßten die Kanonen die Angelegenheit erledigen. Am 1. Juni 
dachte Joſeph, wie man ſieht, noch an die Erwerbung des ge— 
ſamten Landes, und die umfaſſenden Pläne, die er im Kopfe 
trug, verhinderten ihn allerdings, über den Austauſch offen zu 
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ſein. „Das Weſentliche“, ſchrieb er, „iſt, daß wir feſt bleiben. 
Die Koſten ſind gemacht, das Anſehen der Monarchie verlangt 
es, und es iſt hundertmal beſſer, zu weichen, nachdem wir un⸗ 
glücklich geweſen und wiederholt geſchlagen worden ſind, als 
vorher; denn jenes iſt ein Mißgeſchick, dieſes würde dagegen 
ein Geſtändnis der Schwäche, der Ohnmacht ſein und die 
Monarchie den zweiten Mächten einreihen.“ Joſeph glaubte 
noch immer, daß Friedrich ſich ſehr beſinnen würde, das Wort 
Marſch auszuſprechen, „und wenn er nachgiebt“, ſchrieb der 
Kaiſer, „ſo iſt es der ſchönſte Sieg“. 

Am folgenden Tage kam in das öſterreichiſche Hauptquartier 
die Depeſche, welche der Staatskanzler als Antwort auf den 
preußiſchen Vorſchlag nach Berlin ſchickte. Joſeph war nicht 
ganz mit ihr zufrieden, ſie atmete ihm Furcht, Schwäche, Luſt, 
den Krieg faſt unter allen Umſtänden zu vermeiden, und er 
änderte deshalb mehrfach ſowohl in den Verhaltungsbefehlen, 
welche dem Grafen Cobenzl gegeben wurden, als in dem vor— 
weisbaren Schreiben. „So werden wir eher wiſſen, woran 
wir find“, ſchrieb er an die Mutter, „und es wird gut ſein.“ 
Er wollte den König über den Ernſt ſeiner Abſichten aufklären, 
wie er dem Fürſten Kaunitz meldete. Friedrich gab ſich aber 
gar keiner Täuſchung hin, ſondern er ſchaute mit hellem Blick 
in die Zukunft. Aus dem, was Cobenzl zu ſeinen Miniſtern 
geſagt, erſah er, daß die bayeriſche Sache durch Federſtriche 
ſich nicht würde abmachen laſſen. Er mußte freilich die Ant— 
wort auf ſeine Vorſchläge noch abwarten; aber er war ſchon 
am 29. Mai entſchloſſen, nach Empfang derſelben vom Wiener 
Hofe den letzten Beſcheid zu fordern und dann den Krieg an— 
zukündigen. Wenn es ſoweit gekommen, ſollte der Prinz 
Heinrich von Sachſen aus in Böhmen einfallen, die Oſterreicher 
bei Leitmeritz angreifen und ſich, wenn er ſie zurückgeworfen, 
in der Verteidigung halten, bis Friedrich den Kaiſer durch 
einen Einfall in Mähren genötigt hätte, Truppen hierher zu 
ſchicken. Dieſes Kronland erſchien ihm deshalb ſo geeignet für 
eine Ablenkung der feindlichen Streitkräfte, weil die großen 
Familien daſelbſt ihre Güter hätten, und man von hier aus 
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dem Wiener Hofe Beſorgnis für ſeine Hauptſtadt einflößen 
könnte, deren Erhaltung dem Hauſe Habsburg noch ganz anders 
als die von Prag am Herzen liegen müßte. „Das wäre doch 
der Teufel“, ſchrieb er, „wenn wir mit dieſen Leuten nicht 
fertig würden . . .. Es giebt Augenblicke, wo der öſterreichiſche 
Hochmut ſich ſchmeichelt, daß ſeine Anordnungen uns Schrecken 
einjagen, und dieſen Irrtum muß man ihnen bet jeder Ge⸗ 
legenheit benehmen.“ Die Nachrichten, die er am 4. Juni 
von Riedeſel aus Wien empfing, beſtärkten ihn in ſeiner An⸗ 
ſicht von der Nutzloſigkeit der Unterhandlung, und er trug noch 
an demſelben Tage ſeinen Miniſtern in Berlin auf, nach der 
Konferenz mit dem öſterreichiſchen Geſandten den letzten Cnt- 
ſchluß von dem Wiener Hofe zu fordern. 

Die Zuſammenkunft fand am 7. Juni ſtatt. Die Antwort, 
welche Cobenzl überreichte, war ſo ungenügend, wie Friedrich 
es vorausgeſehen; aber einige Redewendungen zeigten, und 
Cobenzl leugnete das auch nicht, daß der Wiener Hof hiermit 
ſeine letzten Entſchlüſſe kundgeben wollte. Der König befahl 
am 9. wiederum ſeinen Miniſtern, das Ultimatum zu ver⸗ 
langen. Er wollte gleichfalls „dieſer ganzen Trödelei“ ein 
Ende machen und erfahren, woran er denn wäre. Deswegen 
empfing auch Riedeſel am 10. noch den Auftrag, eine un- 
umwundene Auskunft über die Entſchädigungen, welche der 
Wiener Hof dem Kurfürſten Karl Theodor gewähren wollte, 
vom Staatskanzler zu fordern; dieſer ſollte ſehen, daß von 
ſeiner Antwort die Entſcheidung über Krieg und Frieden ab- 
hinge. „Ich verſtehe die Apokalypſen Eures Kaunitz nicht“, 
ſchrieb der König eigenhändig; „ich bin kein Seher, und er 
muß entweder ſprechen, oder der Krieg bricht aus. Dieſes 
Orakel iſt ſicherer als das des Calchas“ ). Frankreich, Ruß⸗ 
land, Sachſen und Zweibrücken wurden von dem Stande der 
Unterhandlung in Kenntnis geſetzt und auf den drohenden 
Bruch vorbereitet; 20 Bataillone marſchierten am 11. Juni 


1) An Riedeſel 10. Juni. 
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nach Piſchkowitz in der Nähe von Glatz, um dort ein Lager 
zu beziehen. 

Oſterreich mußte nun ſeine Wahl treffen. Aber Sojeph 
blieb unbeugſam, entſchloſſen, über den Tauſch, den er be— 
abſichtigte, dem Könige von Preußen nicht eher Auskunft zu 
erteilen, als bis die Heere ſich getrennt hätten, und es lieber 
zum äußerſten kommen zu laſſen. „Es wäre doch entſetzlich“, 
ſchrieb er an Maria Thereſia, „wenn wir nach ſo vielen Un— 
koſten und Mühen und nachdem wir ein ſolches Heer verſammelt 
haben, einen ſchimpflichen, entehrenden und nachteiligen Vertrag 
ſchließen ſollten, der hundertmal ſchlimmer ſein würde denn 
eine verlorene Schlacht.“ Er bat alſo, man möge bei den 
allgemein gehaltenen Forderungen ſtehen bleiben und den König 
zwingen, entweder anzugreifen oder nachzugeben. 

Mit ganz andern Augen betrachtete dagegen Maria Thereſia 
die preußiſche Note, welche ſie ganz angemeſſen fand. „Leider 
find wir es, die gefehlt haben“, antwortete fie dem kriegs— 
luſtigen Sohne, „da wir mit der Sprache nicht herauskommen, 
und wir können es nicht, weil wir Ungerechtes wollen, das wir 
durch die Ereigniſſe zu gewinnen hofften oder durch den Köder 
der Lauſitz. Ich habe ſtets behauptet, diesmal iſt es dem 
König unmöglich zurückzutreten und ſeiner unbilligen Denkungs⸗ 
art — d. h. ſeinem Vorteile — zu folgen, ohne ſich zu ſehr 
zu entlarven; er iſt zu weit gegangen, und dieſe Antwort 
bringt uns den Krieg.“ Maria Thereſia beurteilt die Lage 
des Königs weit unbefangener als ihr Sohn, welcher an Fried— 
richs Abſicht, im Notfalle den Krieg anzufangen, nicht glauben 
wollte. Und ſprach denn nicht viel für einen Vergleich? Der 
amtliche Bericht über die öſterreichiſchen Finanzen aus dem 
Ende des verfloſſenen Jahres hatte von neuem bewieſen, daß 
die Geſamteinnahme kaum hinreichen dürfte, die Friedens- 
einrichtungen zu decken, wenn die Ausgaben nicht ſehr ermäßigt 
würden ). Durch die großen Kriegsrüſtungen wuchs die Ver— 


1) Am 25. März 1777 ſchrieb Friedrich an Solms: 1763 hätte 
Oſterreich 140 Mill. Schulden gehabt und ſeitdem 20 Mill. abgezahlt, die 
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legenheit natürlich ungeheuer, und indem auch die Engländer, 
Franzoſen und Sachſen Geld ſuchten, waren Anleihen äußerſt, 
ſchwierig zu bewerkſtelligen. 

Die Beziehungen zu den fremden Mächten boten auch 
wenig Troſt. Aus Petersburg war der längſt erwartete Bote 
zwar gegen den 22. April endlich zurückgekehrt; aber die Nach⸗ 
richten, die er brachte, fand Maria Thereſia nichts weniger 
als gut, und ſie glaubte, daß der König von Preußen die 
30000 Mann bekommen würde. So günſtig ſtanden freilich 
die Sachen für Friedrich keineswegs. Rußland wollte ſich in die 
deutſchen Angelegenheiten nicht miſchen, weil es ſchonende Rück— 
ſichten gegen den Wiener Hof zu nehmen hatte, damit dieſer 
nicht die Pforte zum Bruche triebe. Der von letzterer be⸗ 
ſchützte Khan Selim war zwar gegen Ende des Februars in 
die Flucht geſchlagen worden und auf türkiſchen Schiffen ent⸗ 
wichen; aber der Sultan verſagte dem andern, Schahin Girai, 
weiter die geiſtliche Beſtätigung. Der Kapudan Paſcha erhielt 
Befehl, mit 9 Linienſchiffen nach dem Schwarzen Meer auf⸗ 
zubrechen. Umgekehrt beſchäftigte ſich auch Rußland ernſtlich 
mit dem Feldzugsplan und beſchloß, mit drei ſtarken Heeres⸗ 
abteilungen in den Krieg zu ziehen, wenn ſich derſelbe nun 
einmal nicht vermeiden ließe. Die Angelegenheiten der Krim 
wogen in Katharinas Augen notwendigerweiſe viel ſchwerer als 
die bayeriſche Sache. 

Um den Anfang des Maimonats erklärte Maria Thereſia 
in einem eigenhändigen Schreiben ihr Verhalten und das des 
Königs von Preußen der Kaiſerin von Rußland und überließ 
ihr die Entſcheidung darüber, wer als der angreifende Teil 
betrachtet werden müßte. Sie jammerte, daß ſie in einem 
Augenblick aus dieſer Welt abgerufen werden könnte, wo ihr 
Gemüt für die andere völlig unvorbereitet wäre. Nach Ver⸗ 
ſicherungen großer Freundſchaft und Anhänglichkeit forderte ſie 


Zinſen, reduziert auf 4 Prozent, betrügen etwa 5 Mill; Geſamteinnahme: 
36 Mill., Bevölkerung: 11 Mill., Militär 224 000. Preußen hätte keine 
Schulden, Einkommen: etwas über die Hälfte (sc. von 36 Mill.), Be⸗ 
völkerung 5 Mill., Heer 180 000. f 
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die Kaiſerin von Rußland auf, als Chriſtin und als Herr— 
ſcherin ihren Einfluß beim Könige von Preußen zu gebrauchen, 
damit er von ſeinen bisherigen unzuläſſigen Forderungen ab⸗ 
ſtände. Bald darauf kehrte der General Kaunitz, ein Sohn 
des öſterreichiſchen Staatskanzlers, aus Petersburg, wo er Ge— 
ſandter war, zurück, bezaubert von der Kaiſerin und mit einer 
Erwiderung voll ſchöner Worte, die aber Maria Thereſia 
nicht täuſchten. „Niemand“, ſchrieb ſie an Joſeph, „ſpricht 
auch nur von Vermittelung.“ Das war alſo die ſtille Hoff— 
nung geweſen, die ihr die Feder in die bebende Hand gedrückt. 

Während ſich der Wiener Hof der Beſorgnis nicht entſchlug, 
daß doch das ruſſiſche Bündnis noch die Streitkräfte des Geg- 
ners vermehren würde, ſchien das franzöſiſche für ihn ſelbſt 
ohne Frucht bleiben zu ſollen. Allerdings trat ein Ereignis 
ein, welches ihm ſehr nützlich werden konnte. Ludwig XVI. 
weidete ſich endlich an der ſicheren Ausſicht, Vater zu werden. 
Maria Thereſia nahm die Nachricht von der Erfüllung eines 
längſt gehegten Wunſches mit einer gewiſſen Gleichgültigkeit auf, 
ſo unabläſſig dachte ſie an die Gefahren, die ihrem Sohn und 
ihren Ländern drohten; dagegen belebten ſich ſogleich die Hoff— 
nungen des Kaiſers. Allein auch jetzt erlangte ſeine Schweſter 
keinen Einfluß, die franzöſiſche Regierung ging vielmehr auf 
dem einmal eingeſchlagenen Wege der Neutralität beharrlich 
weiter; es kam vor, daß Marie Antoinette von wichtigen Be— 
ſchlüſſen durch den öſterreichiſchen Geſandten die erſte Kenntnis 
erhielt. 

Im Anfange des Juni erneuerte Kaunitz ſeine Bemühungen 
in Verſailles, jedoch mit dem nämlichen ſchlechten Erfolge. 
Die Antwort, welche Vergennes gab, läßt vielmehr durchblicken, 
daß er an die Rechtmäßigkeit der Anſprüche des Wiener Hofes 
wenig oder gar nicht glaubte und über die Größe des von 
Oſterreich beſetzten Landſtriches ſtutzig geworden war. Er 
weigerte ſich ſogar, in Berlin eine Sprache zu führen, die den 
König von Preußen einem Vergleiche geneigter machen könnte. 
Kaunitz hatte noch den ſonderbaren Einfall gehabt anzufragen, 
was geſchehen würde, wenn der Kaiſer die Garantie des Weft- 
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fäliſchen Friedens anriefe. Vergennes wies aber nicht nur da⸗ 
rauf hin, daß die Gegner dies ſchon gethan hätten, ſondern er 
behauptete weiter: wenn der Landfriede geſtört iſt, ſo gebührt 
es den im Reichstage verſammelten Ständen, zu erklären, wer 
ihn gebrochen hat; könnte jedes Mitglied nach ſeinem Belieben 
die Garantie verlangen, dann würde das bei dem geringſten 
Anlaß erfolgen und die ſo weiſe feſtgeſetzte Ordnung verkehrt 
werden. Der Krieg mit England legte dem Grafen Vergennes 
die Notwendigkeit auf, ſtaatsrechtliche Lehren zu behaupten, zu 
denen er ſich unter andern Umſtänden ſchwerlich bekannt haben 
würde. Die Haltung, welche Georg III. als Kurfürſt von 
Hannover in der bayeriſchen Sache beobachtete, mahnte des— 
gleichen zu vorſichtiger Behandlung der deutſchen Frage; denn 
ſowohl in Regensburg als anderwärts äußerte ſich der König 
von England ſehr heftig über das Verfahren des Kaiſers und 
zeigte Luſt zur Bildung eines Reichsheeres. 

Auch an den kleinen deutſchen Höfen ſtieg die Mißſtimmung 
gegen Wien. „Wenige Fürſten ſind für uns“, ſchrieb Maria 
Thereſia den 10. Mai, „hauptſächlich nicht die proteſtantiſchen.“ 
In Bayern ſtanden die Einwohner ganz aufſeiten der Herzogin 
Anna Maria, die von dem Wunſche durchglüht war, daß auch 
nicht das geringſte Stück Landes an Oſterreich abgetreten werden 
ſollte. In verwandtem Geiſte wirkte die Miniſterialdeputation, 
welche für die Grenzberichtigung eingeſetzt war. Die Stellung 
Karl Theodors in München ward immer unbehaglicher, und 
er beſchloß, nach Mannheim zurückzukehren. 

Bei dieſer Lage der Dinge war die Beſorgnis Maria 
Thereſias von Tage zu Tage geſtiegen. Sie fürchtete, mit dem 
Beginne des Krieges den Verſtand zu verlieren. Wie oft hatte 
ſie ihren Sohn auf das herzlichſte gebeten, Frieden zu ſchließen! 
Indem ſie ihren höchſten Wunſch am 21. Juni dringend wieder⸗ 
holte, ſetzte ſie traurig hinzu: „Es lohnt wohl nicht der Mühe. 
Mein Gott, welch unglücklicher Gedanke war dieſes Niederbayern; 
denn ich kann nicht glauben, daß es noch die Abſicht iſt, das 
Ganze gegen die Niederlande einzutauſchen.“ Aber der Kaiſer 
blieb ſeinem Entſchluß unerſchütterlich treu, und Kaunitz ent⸗ 
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ſprach diesmal den empfangenen Weiſungen ſo gut, daß Joſeph 
an der neuen Depeſche nichts auszuſetzen fand und nichts hinzu⸗ 
zufügen wußte. Er beförderte dieſelbe ſogleich weiter und 
unterrichtete dann die verſchiedenen Befehlshaber davon, daß 
er den Bruch für ſehr nahe hielte, damit ſie auf ihrer Hut 
wären. „Binnen acht Tagen haben wir Krieg“, ſchrieb er 
gegen Ende des Monats an ſeine Mutter, „oder der König 
iſt ein Prahler und fängt nicht mehr an. Ich bekenne, die 
Zeit iſt kritiſch; aber es giebt unter den gegenwärtigen Um⸗ 
ſtänden keinen andern Ausweg. Es handelt ſich nicht ſowohl 
um Bayern, als um das Anſehen oder die Erniedrigung des 
Staates. Der Krieg kann unglücklich ſein, doch das wird nie 
ſo ſchlimme Folgen haben, als wenn wir vor den Drohungen 
dieſes Menſchen zurückweichen.“ 

Wie der Kaiſer die Mutter, ſo mußte Friedrich den Bruder 
beſchwichtigen; denn je mehr ſich die Friedensausſichten ver⸗ 
finſterten, deſto unruhiger wurde der Prinz Heinrich. Er ſah 
alles ſchwarz, malte ſich die Zukunft traurig aus und fürchtete 
krank zu werden. Der König, der ſich hierüber betrübte, ſuchte 
wiederholt den niedergeſchlagenen Mut des Bruders auf— 
zurichten. Am 11. Juni ließ er, wie erwähnt, 20 Bataillone 
nach Piſchkowitz aufbrechen. Seine Abſicht war, einen Teil der 
feindlichen Streitkräfte wider ſich zu lenken und ſie durch fort— 
geſetzte Streifzüge bis Jaromirſch hin zu beſchäftigen. In— 
zwiſchen ſollte der Prinz Heinrich in Böhmen einrücken und die 
ihm gegenüber befindliche Macht umgehen, beſiegen oder aus 
ihrer Stellung vertreiben. Dann wollte der König die Glätzer 
Truppen zur Deckung von Niederſchleſien ſtehen laſſen, bis er 
in Mähren über den Herzog Albert einige beträchtliche Vor— 
teile davongetragen hätte. „Das wird“, ſchrieb er, „das 
Schickſal des Feldzugs hoffentlich entſcheiden.“ Ungern ver— 
miſſen wir die Briefe des Prinzen aus dieſer Zeit; die Ant— 
wort auf die eben mitgeteilte Meldung muß beſonders kläglich 
ausgefallen ſein. Friedrich erinnerte nun ſeinen Bruder daran, 
wie fie vormals oft mit 26000 Mann gegen 60 000 Feinde 
glücklich geweſen wären; jetzt hätte Heinrich mit Einſchluß der 
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Sachſen 80 000 Mann, und er ſelbſt ungefähr ebenſo viel. 
„Iſt Dir übrigens dieſer Krieg zuwider“, fuhr der König fort, 
„ſo darfſt Du mir es nur ſagen, wie mein Bruder Ferdinand, 
und es ſteht Dir frei, Dich davon zu entbinden. Aber im 
Grunde ſehe ich nicht, fügte Friedrich begütigend hinzu, was 
Dich ſo ſehr beunruhigt. Ich bin mit meinem Heere hier und 
werde nicht eher fortgehen, als bis Du in Böhmen biſt.“ Der 
König betrachtete den Krieg für ſo gut wie erklärt. „Es iſt 
unmöglich“, ſchrieb er, „zurückzuweichen, ohne ſeine Ehre zu 
verlieren, und die Antwort, die man erwartet, wird ſicherlich 
nicht befriedigend ſein. Rechne alſo auf den Krieg und lege 
alle jene Friedensgedanken, die jetzt unpraktiſch ſind, beiſeite.“ 
Der Prinz ſcheint hauptſächlich von dem Marſche des Königs 
nach Mähren Unheil für ſich gefürchtet und ihm deshalb davon 
abgeraten zu haben. Aber Friedrich erklärte, daß er, ohne ſich 
ſehr in Nachteil zu ſetzen und grobe Fehler zu begehen, den 
Feldzugsplan nicht ändern könnte; dagegen verſprach er wiederum 
zu warten, bis Heinrich die Truppen, die er in Böhmen vor 
ſich fände, zurückgeworfen hätte. „Guter Mut und Selbſt— 
vertrauen“, ſchloß er, „und ich bürge dafür, daß der Kaiſer, 
ſo ſehr er Cäſar iſt, lernen wird, Waſſer in ſeinen Wein zu 
gießen.“ Noch einmal ſetzte Heinrich auseinander, wie ſich der 
Streit ausgleichen ließe. „Du wirſt mir einen großen Gefallen 
thun“, antwortete der König, „wenn Du die ſchönen Dinge, 
welche du für den Frieden vorſchlägſt, den Sſterreichern ſagſt 
und annehmlich machſt; das iſt es gerade, was ich von den— 
ſelben fordere und nicht erlangen kann.“ 

Auch Hertzberg hatte um dieſe Zeit den Krieg widerraten; 
er meinte, Friedrich ſei in der unangenehmen Lage, entweder 
zu den Waffen greifen oder in eine ungerechte Zergliederung 
willigen zu müſſen, das eine ſei gefährlich, das andere unmög⸗ 
lich. Deshalb ſchlug Hertzberg vor: Der König erkläre den 
Garanten des Weſtfäliſchen Friedens und den Mitſtänden ſeine 
Bereitwilligkeit, für Bayerns Integrität und die gerechte Ord⸗ 
nung dieſer Erbfolge mit bewaffneter Hand einzutreten, wenn 
ſie mit ihm gemeinſchaftliche Sache machten, wo nicht, ſo ſehe 
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er ſich genötigt, dieſe Erbfolge ihrem Schickſal und der Zeit zu 
überlaſſen und mit Sachſen und Zweibrücken gegen die Zer⸗ 
gliederung zu proteſtieren ). In dieſem Falle würde natürlich 
Joſeph vergnügt und mit Stolz auf ſeine Menſchenkenntnis 
den Gewinn eingeſtrichen haben. 

Am 27. Juni empfing Friedrich aus Wien die Antwort 
des Staatskanzlers. Riedeſel, welcher den Auftrag erhalten, 
die Erwiderung des Fürſten Kaunitz, wenn ſie ihm annehmbar 
erſchiene, durch einen Eilboten, im andern Fall aber mit der 
gewöhnlichen Poſt zu ſchicken, hatte ſich bereits am 13. früh 
ſeines Auftrags entledigt; aber erſt am 24. empfing er Be⸗ 
ſcheid. Auch diesmal ging der Staatskanzler mit der Sprache 
nicht weiter heraus, ſondern beharrte bei ſeiner apokalyptiſchen 
Redeweiſe. Darauf erklärte der preußiſche Geſandte: der 
König werde niemals darein willigen, daß Oſterreich alles be⸗ 
halte, was es in Beſitz genommen, dagegen könne demſelben 
wohl ein Teil überlaſſen und dabei ſo verfahren werden, daß 
die Würde des kaiſerlichen Hofes keine Verletzung erleide. Der 
König habe die Erbfolge in den fränkiſchen Markgrafſchaften 
nur deshalb hier hereinziehen laſſen, um die Hauptunterhand- 
lung zu erleichtern; aber er ſei weit entfernt, dieſe rechtmäßige 
und unbeſtreitbare Erbfolge mit der bayeriſchen auf eine Linie 
zu ſetzen. Riedeſel erklärte weiter: aus Gefälligkeit und Un— 
eigennützigkeit hätte der König im Laufe der Unterhandlung ge— 
than, was er ohne Schwäche zu zeigen thun konnte, er wäre 
auf alles gefaßt und zu allem entſchloſſen, und die Schuld der 
Friedensſtörung würde nicht auf ihn fallen. Aber umgekehrt 
ſprach auch Kaunitz den feſten Willen aus, auf keinen andern 
Plan einzugehen noch andere Grundſätze anzunehmen als die— 
jenigen, die er aufgeſtellt hätte und die ſich auf Vernunft, 
Gegenſeitigkeit und Gerechtigkeit gründeten 2). 

Der Bruch war vollzogen. Als der König die Antwort 
des Staatskanzlers empfangen, meldete er ſogleich ſeinem Bruder, 


1) Am 19. Juni. Geh. Kab.⸗Akten. 
2) Riedeſel 24. Juni. 
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daß er ſich nun genötigt ſehe, den Krieg zu erklären; am 30. 
werde ſeine Depeſche nach Berlin gelangen, am 1. Juli ſolle 
der Prinz marſchieren und am 3. die Ankündigung der Feind⸗ 
ſeligkeiten erfolgen. In dem Augenblicke, wo es ſich darum 
handelte, den Rubicon zu überſchreiten, glaubte Hertzberg noch 
einmal als Warner auftreten zu müſſen, indem er ſeinen alten 
Plan dem Könige wiederholte. Jetzt aber wurde Friedrich ſehr 
ungnädig. Er ſchickte das Schreiben zurück mit dem eigen⸗ 
händigen Bemerken: „Geht zum Teufel mit Euren ſchändlichen 
Plänen; Ihr paßt zum Miniſter von ſolchen Kujonen wie der 
Kurfürſt von Bayern, aber nicht für mich!“ ). 

Zur beſtimmten Zeit erhielt der Graf Cobenzl wirklich die 
ausführliche Note, durch welche die freundſchaftlichen Beziehungen 
abgebrochen wurden. An demſelben Tage begab ſich der König 
in das Lager von Piſchkowitz bei Glatz. „Es iſt jetzt an mir 
zu handeln“, ſchrieb er von hier dem Prinzen, „und Du mußt 
Dich in der Verteidigung halten, bis ich einigen Erfolg gehabt 
habe.“ Die Preußen drangen am 5. ungehindert bei Schlanay 
über die Grenze von Böhmen und marſchierten gedrängt und 
ſtarken Schrittes gegen die Stadt Nachod. Dieſer Menſch war 
kein Prahler! 

Aber Friedrich wollte zugleich die öffentliche Meinung auf 
ſeiner Seite haben und fremden Beiſtand gewinnen. Darum 
ging er zunächſt an den Reichstag und gab der Verſammlung 
durch eine ſehr umfangreiche Schrift ziemlich ausführliche Kunde 
von den preußiſchen Unterhandlungen mit dem Wiener Hofe. 
Der König bemerkte darin über die Vergleichsvorſchläge, die er 
gemacht, daß dieſelben in Anſehung der Natur der erhobenen 
Anſprüche viel zu vorteilhaft wären und die Rechte des pfälziſchen 
Hauſes zu ſehr verletzten; aber es wäre dies, fügt er ente 
ſchuldigend hinzu, nur in der Abſicht und Erwartung geſchehen, 


1) Am 7. Dezember ſchickte Hertzberg les deux représentations, die er 
demſelben gemacht, und wodurch man hätte den Krieg vermeiden können, 
dem Prinzen von Preußen, um zu beweiſen, daß er nicht zum Kriege 
geraten. Er lebte folglich noch immer der Überzeugung, recht gehabt zu 
haben. (Immediat⸗Korreſpondenz des Grafen Hertzberg.) 
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daß jenes Haus ſich entſchließen würde, dem Ruheſtand und 
dem gemeinen Beſten von Deutſchland etwas aufzuopfern, nach— 
dem die Erbſchaftsangelegenheit einmal durch die gar zu große 
Nachgiebigkeit ſeines Hauptes eine ſo ſchlimme Wendung ge— 
nommen. Er wollte die Vereinigung der Länder Ansbach und 
Baireuth mit der Kur Brandenburg und die Vertauſchung 
derſelben mit der Lauſitz nur auf den Antrag des Wiener 
Hofes eingeflochten haben und ohne Abſichten von Vergrößerung 
und eigenem Intereſſe. Den öſterreichiſchen Vorſchlägen warf 
er vor, daß ſie unbeſtimmt und dunkel wären und daß ſie, da 
ſie den gar zu gefährlichen Vertrag vom 3. Januar beſtehen 
ließen, die Austauſchung und alſo den Verluſt von ganz Bayern 
für das pfälziſche Haus nach ſich ziehen könnten. Er legte 
dann ſeinen Mitſtänden, ohne vorzugreifen oder ſich ein Richter— 
amt anzumaßen, die Grundſätze dar, nach welchen er das Recht 
der bayeriſchen Erbfolge und den darüber ausgebrochenen Streit 
betrachtete. 

Sehr eingehend und wahrhaft vernichtend war die Er— 
örterung, die nun über die Anſprüche des Wiener Hofes folgte. 
Dieſelben gingen ſehr weit zurück. Als die Straubinger Linie 
des Hauſes Wittelsbach 1425 ausgeſtorben war, hatten die 
vier oberbayeriſchen Herzöge ſowohl als der Herzog Albrecht 
von Oſterreich ihr Recht auf Niederbayern geltend gemacht; 
aber durch kaiſerlichen Spruch wurde das Land im Jahre 1429 
nur jenen gegeben, und Albrecht ging leer aus. Deſſen männ— 
liche Nachkommenſchaft erloſch 1457 und 1740 bekanntlich ſogar 
die des ganzen Hauſes Habsburg; daß aber Bayern ein 
Mannslehen wäre, wußten Joſeph und Kaunitz recht wohl. 
Die niederbayeriſche Linie war 1503 ausgeſtorben; jedoch 
Kaiſer Maximilian I. hatte nicht beſtimmt, was infolge des 
Lehenbriefes von 1426, auf welchen ſich der Wiener Hof im 
Jahre 1778 berief, bald oder künftig an Oſterreich fallen 
ſollte. So war es nur mild ausgedrückt, wenn Maria Thereſia 
die Anſprüche des Wiener Hofes wenig erwieſen und veraltet 
nannte. 

Der König von Preußen erklärte weiter, daß Karl Theodor 
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zu dem Abkommen nicht mit ganz freiem Willen, ſondern mehr 
durch Überraſchung und Drohung bewogen worden, und er 
erbot ſich, wenn der Zweifel weiter getrieben werden ſollte, 
nötigenfalls Geſtändniſſe und dergleichen Beweiſe darüber bet- 
zubringen. Joſeph II. klagte der König an, als Mitregent des 
öſterreichiſchen Staates die Zergliederung Bayerns unternommen 
und als Kaiſer noch nichts gethan zu haben, um die wichtige 
Angelegenheit auf den reichsgeſetzmäßigen Weg zu lenken. 
Dafür daß er ſich der äußerſt verletzten Rechte vieler an— 
geſehener Fürſten und folglich der Sicherheit und Erhaltung 
des Deutſchen Reiches ſo ſehr annahm, verſprach er ſich nicht 
allein den Beifall, ſondern auch die Unterſtützung aller patrio— 
tiſch geſinnten Mitſtände, die er zu den nachdrücklichſten und 
nicht mehr, wie am 16. März, zu den ehrerbietigſten Vor— 
ſtellungen in Wien aufforderte, damit die bayeriſche Erbfolge 
wieder in ihren früheren Stand geſetzt und zu rechtmäßiger 
Regulierung eingeleitet würde. 

Nach der Erfahrung freilich konnte der König auf Beiſtand 
vom Reichstage kaum rechnen. Bereits früher hatte der Arger 
ihm den harten, aber treffenden Ausſpruch eingegeben: „Die 
deutſchen Fürſten ſollten ſich wenigſtens ſchämen, daß ſie für 
mich nicht bellen, während ich für ſie kämpfe“ ). Er ſuchte 
ſeine Mitſtände jetzt in anderer Weiſe zu benutzen, indem er 
ihnen vorſchlug, die Hilfe der beiden Garanten des Weſtfäliſchen 
Friedens wie auch anderer anſehnlicher Mächte, die an der 
Erhaltung des Deutſchen Reiches ſo vielen Anteil nehmen 
müßten, in Gemeinſchaft mit ihm nachzuſuchen. Die fremden 
Mächte empfingen von dem Berliner Hofe die nämliche Be— 
lehrung in franzöſiſcher Sprache. Die Beilagen enthielten den 
größten Teil der Noten, die zwiſchen Berlin und Wien ge⸗ 
wechſelt worden waren, und einige andere Aktenſtücke, die Licht 
über die verſchiedenen Streitpunkte verbreiten konnten. Der 
Lehenbrief, welchen der Kaiſer Sigismund dem Herzog Albrecht 


1) Der König an Finckenſtein 18. April 1778. Geh. Kab.⸗Akten. 
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von Oſterreich gegeben haben ſollte, wurde hier zum erſtenmale 
vollſtändig mitgeteilt ). 

Am 17. Juli las der preußiſche Komitialgeſandte Freiherr 
von Schwartzenau die an die hohen Mitſtände gerichtete Schrift 
in Regensburg dem verſammelten Reichsrate von Anfang bis 
Ende mit Ausnahme der Beilagen vor, und die Erklärung 
des Königs von Preußen fand ſo viel „neugierigen“ Beifall, daß 
von den deutſchen und franzöſiſchen Abdrücken die 1000 Exem⸗ 
plare, welche vorhanden waren, nicht ausreichten und eine noch— 
malige Auflage von 500 Stück veranſtaltet werden mußte. 
Auch dieſe war in kurzer Zeit beinahe gänzlich vergriffen, weil 
in jenen Gegenden, wie Schwartzenau meldete, faſt alles preußiſch 
geſinnt und auf die von dorther kommenden Schriften weit 
mehr als auf die öſterreichiſchen verſeſſen war. 

Am 23. wurde noch ein Nachtrag zu dem preußiſchen Mani⸗ 
feſte verteilt. Vor einigen Wochen hatte nämlich die Herzogin 
Anna Maria von Bayern eine Urkunde von der höchſten Be— 
deutung für den vorliegenden Streit, wenn ſie echt war, in 
einer beglaubigten Abſchrift des Jahres 1569 nach Berlin ge— 
ſchickt 2). Danach ſollte der Herzog Albrecht von Sſterreich 
am 30. November 1429 gegen gewiſſe Vorteile, die ihm von 
den vier bayeriſchen Herzögen bewilligt worden, allen Anſprüchen 
entſagt haben. Auch dieſe Urkunde ließ Schwartzenau am 23. 
durch 1000 Abdrücke bekannt machen, und ſie erregte begreif— 
licherweiſe das größte Aufſehen und Erſtaunen. 

So angenehm aber auch die Nachrichten aus Regensburg 
dem Könige von Preußen ſein konnten, ſo brachten ſie ihm 
doch in dem Kampfe, worin er begriffen war, keinen Beiſtand. 
Verhandlungen über die bayeriſche Angelegenheit fanden im 
Reichstage nicht ſtatt?); dagegen war Maria Thereſia nun 


1) Ich handle darüber ausführlich in meiner Geſch. des bayeriſchen 
Erbfolgekrieges, S. 101 ff. 

2) In Mediat an Schwartzenau 14. Juli läßt der König der Herzogin 
für dieſe Urkunde danken, die er am 6. Juli empfangen. Ich handle 
über dieſelbe in meinem Buche S. 198—199. 

3) Schwartzenau 20., 23. und 27. Juli. Am 10. Juli war Schwartzenau 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 8 
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ſelbſt hervorgetreten, um die Flamme des Krieges gewiſſer⸗ 
maßen noch im Entſtehen auszulöſchen. „Unſer Unglück iſt 
beſtätigt“, hatte ſie dem Staatskanzler geſchrieben, als ſie ihn 
von dem Anfange der Feindſeligkeiten unterrichtete; denn auch 
das erwartete Leid erſchreckt noch. Inbrünſtig warf ſie ſich 
ſeitdem an den Stufen der Altäre nieder und rief den gött⸗ 
lichen Beiſtand an; wie ſie dort Linderung fand, ſo verſprach 
ſie ſich von dort allein Hilfe. Der Kaiſer wünſchte dagegen 
mehr von ihr. Er erſuchte ſie dringend, die äußerſten An⸗ 
ſtrengungen zu machen. „Die Erhaltung der Monarchie“, 
ſchrieb er, „hängt bei dem verderblichen und höchſt gefährlichen 
Kriege, der jetzt entſtanden iſt, von wenigen unglücklichen Augen⸗ 
blicken ab. Der Feind, mit welchem wir zu thun haben, iſt 
uns an Stärke wirklich überlegen und bekanntermaßen zu allen 
Mitteln bereit, ja ein großer Kriegsmann. Wir ſind in der 
That ohne Verbündete, folglich muß die Monarchie auch in ſich 
ſelbſt ihre Hilfsquellen ſuchen und darauf allein vertrauen.“ 
Unter dieſen Umſtänden ſchien es dem Kaiſer unverantwortlich, 
wenn man die Kräfte nicht unverzüglich aller Orten auf das 
äußerſte ſpannen wollte. Daher ſchlug er vor, die Finanzen 
auf jede nur erſinnliche Art zu verbeſſern und in der Fremde 
ſich unter was immer für harten Bedingungen Kredit zu vere 
ſchaffen. Außerdem begehrte Joſeph eine rückſichtsloſe Aus⸗ 


angewieſen worden, jedem Geſandten ein Exemplar zuzuſtellen mit der 
Bitte, ſchleunigſt hierüber zu berichten und Inſtruktion einzuholen. „Ihr 
werdet auch“, heißt es weiter, „die Directoria erſuchen müſſen, die Sache 
zur Reichstagsdeliberation zu ſtellen, ob wir gleich vorher ſehen, daß ſie 
nicht dazu zu bringen ſein werden, ſo daß auf dem Reichstage nichts 
vorfallen wird als daß Gegendeklarationes geſchehen.“ Am 2. März 
hatte Schwartzenau gemeldet: der kurmainziſche Reichs-Directorialis müſſe 
dem kaiſ. Hofe ganz eigen ſein, und die Einriſſigkeit der öſterreichiſchen 
Geſandten gehe ſo weit, daß manche der größeren, geſchweige denn die 
kleinen, ſich dagegen an den Laden zu legen nicht getrauen. (Das Wort 
Einriſſigkeit im Sinne von Despotismus braucht Schwartzenau auch 
6. April, und Lehrbach, welcher wieder den Kurfürſten Karl Theodor be⸗ 
herrſcht, wird von ihm ein ſehr einriſſiger Mann in dem Berichte vom 
19. November genannt.) N 
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hebung von mindeſtens 40000 Mann. Endlich riet er, das 
Außerſte anzuwenden, um entweder durch Bündniſſe — mit 
deutſchen Fürſten — fremde Beihilfe zu bekommen oder wenig⸗ 
ſtens Truppen in Sold nehmen zu können. 

Es zeigte wenig Überlegung, daß der Kaiſer, nachdem er 
bisher die größte Zuverſicht zur Schau getragen, ſchon jetzt, 
am Anfange des Krieges, ſolche Forderungen erhob, die ſeine 
Mutter leicht erſchrecken konnten. Aber die Wirkung ſeiner 
Vorſtellungen war ſo gewaltig, wie ſie kein Menſch erwartet 
hätte, weil die Aufregung, worin ſich Maria Thereſia ſeit 
vielen Monaten befand, nach dem Ausbruch des Krieges noch 
unendlich gewachſen war. Die Furcht vor dem Könige, von 
welchem ſie wußte, daß er mit großen Schlägen anzufangen 
pflegte, der Gedanke an die Gefahren, die zwei von ihren 
Söhnen und einen Schwiegerſohn bedrohten, nahmen ihr jede 
ruhige Überlegung, und ſie gab den Worten des Kaiſers eine 
Tragweite, welche dieſelben gar nicht beſaßen. „Wenn ſich die 
Verwirrung ſchon jetzt einſtellt, ehe man noch einen Flinten 
ſchuß abgefeuert hat“, ſchrieb ſie an Kaunitz, „was können wir 
da von der Zukunft erwarten? Ich bin daher feſt entſchloſſen, 
das Unmögliche zu verſuchen, um den Bruch noch zu beſchwören.“ 
Maria Thereſia verlangte nicht allein, daß ihr der Staats- 
kanzler Mittel nennen ſollte, wie der Krieg unverzüglich beendet 
werden könnte, ſondern ſie wollte von ihm auch erfahren, was 
ſie dem Kaiſer antworten ſollte; denn ſie wäre mit ihrem 
Latein zu Ende ). 

Sie verſprach dann am 11. dem Sohne, ſeine Forderungen 
nach Kräften zu erfüllen. Freilich ſchien ihr nicht alles aus- 
führbar; manche Maßregel erheiſchte Zeit oder konnte den Ver⸗ 
ſuchen, Geld vom Auslande zu bekommen, ſchaden. „Und wo 
ſind“, fragte ſie, „fremde Truppen zu finden? Die Katholiken 
haben beinahe keine, die Proteſtanten ſind insgeſamt gegen 
uns.“ Aber es gilt, ihren Joſeph und die Trümmer ſeines 
Erbgutes zu retten, und dafür iſt fie bereit, alle Mittel an⸗ 


1) Arneth X, 808. 809 (N. 694 u. 695). 
8 * 


116 II. Buch. 4. Kapitel. 


zuwenden; denn der Degen allein genüge nicht. Sie ermahnt 
den Kaiſer, womöglich auf dem Schlachtfelde Frieden unter 
jeder Bedingung zu ſchließen; das würde, meinte ſie, keine 
Schwäche ſein, und wenn es eine ſei, dann möge er ſie auf 
ihr graues Haupt werfen, das nur dazu tauge. Sie will ihren 
Sohn in dieſen Bemühungen unterſtützen und in der nämlichen 
Richtung arbeiten, um ihn ſo ſchnell als möglich aus der grau- 
ſamen und gefährlichen Lage zu reißen; Zeitgewinn bringe nur 
Verluſt. Der Gedanke, daß es um die Rettung ihres Sohnes 
ſich handelt, richtet ſie auf; ſie glaubt, die alten Kräfte, das 
Feuer, welches vor 25 Jahren ſie belebte, zu fühlen. Aber 
wie, wenn Joſeph in einem Augenblicke der Verzweiflung den 
Tod im Gewühle des Kampfes ſucht? „Nur erhalte Dich“, 
flehte ſie, „denn ich erliege ſonſt, und der gute Gott wird 
Dir helfen. Ich weiß, Du erwarteſt von ihm allein Beiſtand 
und wirſt aus ſeiner Hand annehmen, was er Dir ſchickt, als 
ſein Geſchöpf, dem er nichts verdankt und welches ihm alles 
ſchuldig iſt.“ 

Joſeph wurde zu Thränen gerührt, als er dieſen Brief 
empfing. Er erblickt wieder die große, die unvergleichliche 
Maria Thereſia vor ſich, die alle Mittel gebrauchen und finden 
wird, um ihre Heere, ihre Staaten, ihren Ruhm zu behaupten. 
Er iſt glücklich, eine ſolche Mutter und Herrſcherin zu beſitzen, 
und er gelobt, das koſtbare Blut, das er von ihr empfangen, 
nicht Lügen zu ſtrafen. „Aber ich wag' es noch einmal zu 
ſagen“, fügt er hinzu, „man muß alle Anſtrengungen machen, 
um dieſem Feinde die Spitze zu bieten.“ 

Joſeph hatte zu ſchnell geleſen und ſeine Mutter nicht ver⸗ 
ſtanden. Wohl will ſie Rekruten und Geld für einen zweiten 
Feldzug ſchaffen; aber zugleich dürſtet ihre Seele mehr denn 
je nach Frieden, und ſie wagt einen außerordentlichen Schritt, 
indem ſie beſchließt, auf den Vorſchlag des Staatskanzlers den 
Freiherrn v. Thugut, der früher in Konſtantinopel Geſandter 
geweſen war, in das feindliche Hauptquartier zu ſchicken und 
zu verſuchen, ob ſie mit dem Gegner ſich verſtändigen könne. 

Nicht ohne Überwindung ſchrieb Maria Thereſia an den 
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König. Sie bezeichnete demſelben ihr Alter, ihre weltbekannte 
Friedensliebe und mütterliche Beſorgnis — denn bei dem Heere 
ſtänden zwei von ihren Söhnen und ein geliebter Eidam — 
als die Gründe, welche ſie beſtimmt hätten, ohne von ihrem 
Vorhaben den Kaiſer in Kenntnis zu ſetzen, die bisher von 
dieſem geleiteten und zu ihrem größten Bedauern abgebrochenen 
Unterhandlungen wieder aufzunehmen und womöglich zu Ende 
zu bringen. Welches aber immer der Ausgang wäre, ſo bat 
ſie, die Sache geheim zu halten. Briefe Joſephs vom 8. und 
9. zeigten ihr an, daß die Heere kampfbereit einander gegen⸗ 
über ſtänden. Um eine Schlacht zu verhindern, meldet ſie in 
einer Nachſchrift dem Könige: ſie wäre dadurch bewogen worden, 
die Sendung zu beſchleunigen. „Ich gedenke“, fuhr ſie fort, 
„nach Thuguts Abreiſe dem Kaiſer einen Kurier zu ſchicken, 
um ſo vielleicht übereilte Schritte zu verhindern.“ Verſehen 
mit einem Paſſe des ruſſiſchen Geſandten, des Fürſten Galizin, 
als ob er in deſſen Dienſten ſtände, verließ Thugut in der Frühe 
des nächſten Tages Wien. 

Maria Thereſia hatte ſich zu dem, was ſie gethan, ent— 
ſchloſſen, ehe ſie noch die unklugen Offenherzigkeiten ihres Sohnes 
geleſen. Erſt nachher empfing ſie Briefe von dieſem, die ihren 
Schritt entſchuldigen konnten. Am 11. hatte Joſeph ſeiner 
Mutter eingeſtanden: „Unſere Lage iſt wirklich recht kritiſch, 
der Feind iſt überall ſtärker als wir und dabei ſehr geſchickt 
und kühn; wir werden viel Not haben. Aber wenn wir uns 
hier nicht halten, müſſen wir uns entſchließen, dem Könige 
Böhmen preiszugeben. Nur ein günſtiger Augenblick, ein wenig 
göttliche Gnade könnten allen Übelſtänden abhelfen ... Ließe 
der Friede ſich unter einigermaßen annehmbaren Bedingungen 
herſtellen, ſo würde das ein großes Glück ſein; aber ich ſehe 
keine Möglichkeit.“ Und am 12. hatte Joſeph geſchrieben: 
„Gewiß iſt der Krieg etwas Schreckliches, die Leiden, die er ver— 
urſacht, ſind entſetzlich, und ich kann Eurer Majeſtät ſchwören, 
daß die Vorſtellung, die ich mir von ihm gemacht habe, weit 
hinter der Wirklichkeit zurückbleibt. Gäbe es ein Mittel ihn 
abzukürzen, oder könnte man Frankreich und Rußland bewegen, 
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einen billigen Vergleich zu vermitteln, ſo würde dies das Beſte 
ſein. Ich ſage dies gewiß nicht als Memme, ſondern als 
Menſch und Bürger; denn es iſt fürchterlich, zu ſehen, was 
die Leute ſeit acht Tagen gelitten haben und was ſie noch 
leiden werden.“ Maria Thereſia bedauerte, daß ſie das 
Schreiben vom 11. nicht einen Tag früher bekommen, ſie 
würde ſonſt mit leichterem Herzen Thugut abgeſendet und ſich 
beſtimmter gegen den König erklärt haben. Sie konnte nicht 
ausdrücken, was dieſer Schritt bei dem Ungeheuer ſie gekoſtet 
und wie ſie ſich gefürchtet, daß Joſeph ihr Vorhaben nicht 
paſſend finden würde. Jetzt war es ihr wenigſtens ein Troſt, 
daß ſie ſeinen Wünſchen zuvorgekommen wäre. 

Mutter und Sohn verſtanden einander nicht mehr. Letzterer 
meinte, wie wir wiſſen, eine fremde Vermittelung; ein Cnt- 
gegenkommen gegen Preußen lag außer ſeinem Geſichtskreis, 
und er glaubte zu vergehen, als er die Nachricht erfuhr. 
„Was für einen Schritt hat man Ihnen in dem gegenwärtigen 
Augenblick anraten können?“ ſchrieb er zurück, „und welches 
werden die Folgen ſein für Ihren Ruf, für das Anſehen der 
Monarchie und für alles, was es Koſtbares auf der Welt giebt? 
Hierdurch aufgebläht, kann der König unmöglich andere Be— 
dingungen ſtellen als lächerliche, unerträgliche. Damit wird 
eingeſtanden, daß die geſamten Streitkräfte der Monarchie nichts 
bedeuten, und daß wir, wenn er etwas will, genötigt ſind, es 
zu unterſchreiben.“ Hundertmal lieber möchte Joſeph in dem 
gegenwärtigen Feldzuge bis Ruttenberg und Czaslau zurück⸗ 
weichen, als einen ſolchen Vorſchlag machen. Während der 
Krieg begonnen hätte, die Bauern geplündert würden, die Heere 
noch unverſehrt wären, ſich im voraus beugen und unterwerfen, 
dieſer Entſchluß erſchien ihm nicht ganz mit Unrecht jo ſchäd— 
lich als möglich, und es kam ihm der Gedanke, Thugut auf- 
heben zu laſſen; aber dazu war es wieder zu ſpät. Und zeigte 
die Kaiſerin⸗Königin durch das, was ſie gethan, nicht an, daß 
ſie ſein Verfahren mißbilligte, verurteilte? „Was bleibt mir 
weiter übrig“, ſchrieb er, „als alles ſtehen und liegen zu laſſen 
und fortzugehen, ich weiß nicht wohin, nach Italien, ohne Wien 
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zu berühren, um zu ſpielen und die Sache wenigſtens einiger⸗ 
maßen wahrſcheinlich zu machen?“ Er erklärte noch einmal, 
wohin ſeine früheren Außerungen gezielt hätten, und fuhr dann 
fort: „Ich bin in der ſchrecklichſten Lage. Die Ehre der Mon— 
archie, das Anſehen der Kaiſerin und das meinige ſind bloß⸗ 
geſtellt, und will ich beides retten, ſo bin ich in der traurigen 
Notwendigkeit, die Welt von der Verſchiedenheit unſerer An— 
ſichten in Kenntnis zu ſetzen und die perſönliche Schwäche Eurer 
Majeſtät zu beſtätigen. Alles Geld ijt weggeworfen, der öffent⸗ 
liche Kredit gemindert, während die preußiſche Macht und der 
preußiſche Despotismus um das doppelte wachſen werden. Ich 
kann noch nicht ſagen, was ich thun werde.“ 

Gefaßter ſchrieb Joſeph des Abends, als er wie gewöhnlich 
Bericht über das erſtattete, was beim Heere vorgekommen war. 
Er nahm nichts von dem zurück, was er am Morgen geäußert; 
aber er bemerkte doch: „Ein Unterthan, ein Sohn, muß ſogar 
das hinunterſchlucken können, was ihn bitter ſchmerzt. Ich 
werde meine perſönliche Pflicht hoffentlich niemals vergeſſen und 
der Stellung, die ich inne habe, weder Schande machen noch 
ſchaden.“ Aber die quälenden Gedanken, die er mit ſich allein 
herumtragen mußte, zehrten weiter an ihm, und mit Ingrimm 
erfuhr er am 18. von Überläufern die Ankunft eines ruſſiſchen 
Abgeſandten im preußiſchen Hauptquartier; denn er merkte, 
wer gemeint war. 

Den Tag vorher hatte ſich wirklich in Welsdorf, wo Fried— 
rich im Quartier lag, ein Fremder eingefunden, der ſich als 
einen Sekretär des Fürſten Galizin bezeichnete und den König 
zu ſprechen wünſchte. Dieſer mag ebenſo erſtaunt geweſen ſein 
wie Joſeph, als Thugut ſich zu erkennen gab und ſeinen Auf— 
trag ausrichtete. Die Vorſchläge, welche derſelbe mitbrachte, 
lauteten: „Die Kaiſerin⸗Königin behält von dem, was ſie durch 
den Vertrag vom 3. Januar gewonnen hat, einen Landſtrich 
von einer Million Einkommen und giebt das Übrige wieder 
zurück; ſie wird ſich mit Karl Theodor über einen freiwilligen 
Tauſch dieſes Beſitzes gegen einen andern Teil Bayerns einigen, 
welcher einen gleichen Ertrag bringt und weder an Regensburg 
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ſtößt noch das Kurfürſtentum ſo entzwei ſchneidet, wie es gegen⸗ 
wärtig der Fall iſt. Sie wird ihre guten Dienſte mit denen 
des Königs verbinden, um einen Vergleich zwiſchen Karl Theo— 
dor und dem Kurfürſten von Sachſen über die Allodialerbſchaft 
herbeizuführen. 

Im Laufe des 17. Juli hatte Thugut mehrere Unter⸗ 
redungen mit Friedrich dem Großen. Dieſer antwortete der 
Kaiſerin⸗Königin mit der größten Höflichkeit. Die überreichten 
Vorſchläge wies er nicht zurück, aber er fügte noch einige Fragen 
hinzu: „Will die Kaiſerin nicht ihren Rechten auf einige ſäch⸗ 
ſiſche Lehen entſagen? Könnte man den Herzog von Mecklen⸗ 
burg nicht durch ein kleines Reichslehen zufriedenſtellen? Wird 
Oſterreich auch zugeben, daß die Erbfolge in Ansbach und Bai⸗ 
reuth ſo geregelt werde, wie es vertragsmäßig feſtgeſetzt iſt, 
und daß der Kurfürſt von Sachſen ſich ebenſo in den beiden 
Markgrafſchaften huldigen läßt, wie der König von Preußen 
in der Lauſitz? Wird man die Blockade von Regensburg auf- 
heben, wo der Reichstag verſammelt iſt?“ Über dieſe Forde⸗ 
rungen, bemerkte Friedrich in ſeinem Schreiben, hätte man ſich 
zum Teil ſchon geeinigt, andere dürften keine Schwierigkeiten 
machen. Wenn Maria Thereſia die hinzugefügten Artikel an- 
nähme, ſo könnte die Unterzeichnung der Präliminarien vor ſich 
gehen. Er verſprach, ſeine Miniſter kommen zu laſſen, damit 
ſie die letzte Hand an das Werk legten. 

Am 18. früh ſahen ſich der König und Thugut noch ein- 
mal. Letzterer hätte gern ſchon jetzt eine endgültige Meinung 
des erſteren über die Vorſchläge Maria Thereſias gehabt; aber 
Friedrich verſchanzte ſich ſtets hinter der Abweſenheit ſeiner 
Miniſter, und nur ſo weit ließ er ſich bringen, daß er zu ſeinen 
Forderungen noch etwas hinzufügte. Es erſchien ihm als das 
Beſte, wenn der Wiener Hof eine Karte ſchickte, worauf genau 
bezeichnet wäre, was er zu behalten oder zurückzugeben wünſchte, 
oder daß er ſich ganz beſtimmt über die Entſchädigungen aus⸗ 
ſpräche, die er in Flandern oder anderswo dem pfälziſchen 
Hauſe gewähren wollte. Ferner berührte Friedrich noch einmal 
die ſächſiſche Frage, die ihm ſo ſehr am Herzen lag. Er gab 
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nicht an, was alles geſchehen follte, ſondern er bemerkte nur, 
es käme hier erſtens auf die Summe an, welche Karl Theodor 
dem Kurfürſten Friedrich Auguſt für ſeine Anſprüche, ſei es in 
Geld, ſei es in oberpfälziſchen Herrſchaften zahlen würde, zwei⸗ 
tens auf die Einwilligung des letzteren, da er ohne eine ſolche 
über die ſächſiſche Frage nicht unterhandeln könnte ). 

Am 18. verließ Thugut Welsdorf. Der König aber, der 
ſeinen Miniſtern ſchon den Tag zuvor befohlen hatte, nach 
Glatz zu kommen, gab ihnen jetzt noch Nachricht von dem, 
was er gefordert, um zu ſehen, ob man Ernſt machte oder 
ihn nur täuſchen wollte 2). Er hatte der Kaiſerin-Königin, 
um ihre mütterlichen Gefühle zu beruhigen, noch die Verſiche— 
rung gegeben, er werde, bis ihre Antwort eintreffe, ſo ver— 
fahren, daß ſie für ihr Blut und für den Kaiſer nichts be— 
fürchten dürfe. Friedrich rechnete, daß Thugut in 6 bis 7 
Tagen wieder bei ihm anzulangen vermöchte. Bis dahin waren 
große kriegeriſche Thaten nicht in Ausſicht genommen, aber 
Verabredungen getroffen, die entſcheidend werden konnten. 


Fünftes Kapitel. 
Der bayeriſche Erbfolgekrieg. 


Die Stellung der Oſterreicher war eine wohl gewählte. 
Laudon ſtand im Nordweſten bei Niemes, um Böhmen gegen 
Angriffe von Sachſen oder der Lauſitz her zu verteidigen, und 
im Nordoſten konnten die Kaiſerlichen in dem wohlverſchanzten 
Lager, das auf dem rechten Ufer der Elbe ſich von Jaromirſch 


1) Arneth X. 468. 810, N. 713. 
2) Friedrich an Finckenſtein und Hertzberg 18. Juli. Geh. Kab.⸗Akten. 
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bis über Arnau hinaus erſtreckte, den kommenden Dingen ruhig 
entgegenſehen. 

Der König von Preußen, welcher am 8. mit einer ſtarken 
Vorhut in Welsdorf Quartier genommen, hatte bald geſehen, 
daß es ihm unmöglich werden würde, durch die Feinde glück— 
lich durchzubrechen. Darum beſchloß er, den Erbprinzen von 
Braunſchweig, welcher ſich noch bei Nachod befand, mit einer 
großen Heeresabteilung nach Mähren zu ſchicken. Er wollte 
den Kaiſer hierdurch nötigen, das Gleiche zu thun, und all- 
mählich den Krieg in dieſes Land ſpielen, wo die Feinde nicht 
Zeit haben würden, ſich ſo ſtark wie an der Elbe zu verſchanzen. 
Er hoffte die günſtige Gelegenheit, nach welcher er ſich ſehnte, 
in Mähren zu finden. Er unterrichtete den Prinzen Heinrich 
am 10. von ſeinem neuen Entſchluß und meldete den 11., daß 
er in etlichen Tagen den Anfang machen würde. Der General— 
lieutenant v. Stutterheim ging am 14. wirklich mit 7 Ba⸗ 
taillonen nach Oberſchleſien. Aber am 16. empfing der König 
von ſeinem Bruder einen Brief, der ihn anderen Sinnes 
machte. 

Der Prinz Heinrich ſtand um dieſe Zeit noch in der Nähe 
von Dresden. Die Sorge für die Verpflegung der Truppen, 
ungefähr 80000 Mann, von denen 18 000 Sachſen waren, 
hielt ihn zurück, ſich vor dem 16. in Bewegung zu ſetzen. Er 
entwickelte dem König am 13. den Plan, welchen er entworfen. 
Er habe, ſchrieb er, nur zwei Möglichkeiten vor ſich. Er könne 
nach Böhmen über Basberg — durch das Erzgebirge — mar⸗ 
ſchieren auf der Hauptſtraße und ſchlechten Nebenwegen, wo 
die Geſchütze nicht fortkommen; aber er müſſe dann mit ge⸗ 
trennten Abteilungen einrücken, habe Schwierigkeiten inbetreff 
der Lebensmittel und laufe Gefahr, die feindliche Hauptmacht 
nach der Lauſitz vordringen zu ſehen. Er würde, wenn er in 
Böhmen angelangt wäre, die geſamten Engpäſſe hinter ſich 
haben und nicht imſtande ſein, alle Schläge, die dort geführt 
werden könnten, glücklich abzuwehren. Deshalb hielt er es für 
beſſer, nur zum Scheine dieſen Plan zu verfolgen, bei Pirna 
zwei Brücken über die Elbe ſchlagen zu laſſen, auf Stolpen 
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und Neuſtadt zu marſchieren und durch ein beſonderes Corps 
Beſitz von Tetſchen zu nehmen. Die Lebensmittel kämen dann 
zu Waſſer bis an den Königſtein, Sachſen und die Lauſitz 
wären gedeckt, die öſterreichiſchen Verſchanzungen auf dem linken 
Ufer des Stromes würden unnütz, er könnte Laudon durch den 
Marſch auf Böhmiſch⸗Leipa zurücktreiben, ihn von der Elbe 
trennen und mit der Zeit vielleicht eine Verbindung mit Fried- 
rich gewinnen. Zwanzig Bataillone ſollten diesſeits bei Gamig 
bleiben und ſpäter, wenn er die jenſeitigen Höhen beſetzt hätte, 
nach Ausſig vorrücken. Bei dieſem Plane rechnete der Prinz 
darauf, daß der König Böhmen nicht verlaſſen würde; bald 
darauf erfuhr er aber deſſen Abſicht, nach Mähren zu gehen, 
und er beſchloß nun wirklich, über Basberg und Einſiedel vor— 
zudringen. 

Wie im Nordoſten, jo hatten ſich die Sſterreicher auch im 
Nordweſten nur auf die Verteidigung eingerichtet. Der linke 
Flügel des kaiſerlichen Hauptheeres lagerte, wie erwähnt, unter 
Laudons Führung bei Niemes; der Prinz Karl von Liechtenſtein 
ſtand mit ungefähr 12— 15000 Mann bei Ausſig, andere 
vorgeſchobene Poſten befanden ſich hinter ſtarken Verſchanzungen 
in Gabel und Reichenberg. Bedeutende Verhaue ſperrten 
außerdem die Wege, die aus der Lauſitz und Sachſen zu beiden 
Seiten der Elbe nach Böhmen führen. Von Niemes konnte 
Laudon ſowohl Ausſig als Gabel leicht erreichen. Aber er blieb 
nicht lange dort, ſondern verlegte das Hauptquartier weiter 
ſüdlich nach Gasdorf bei Leitmeritz. Er mußte doch glauben, 
von hier aus dem Feinde beſſer den Eingang verwehren zu 
können, mochte derſelbe nun am linken Ufer der Elbe vor— 
dringen oder von der Lauſitz her einfallen wollen. Die Truppen, 
über die er gebot, rechnete der Prinz Heinrich auf 60000 
Mann. 

Die Hoffnungen des öſterreichiſchen Volkes ſcheinen ſich 
hauptſächlich an Laudon geheftet zu haben; wenigſtens in Wien 
herrſchte für ihn eine unglaubliche Begeiſterung, und bereits 
am 16. Juli erzählte man ſich dort, er wäre nach Glogau 
marſchiert und hätte dem Könige die Oder und damit Schleſien 
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genommen. An ſolchen Luftgebilden weiden ſich die Wiener 
gern. Doch der alte Feldmarſchall wartete ruhig in Gasdorf 
ab, was die Preußen thun würden. Seine Vermutungen kennen 
wir nicht; aber Joſeph wunderte ſich ſehr, daß Heinrich bisher 
die Grenze keineswegs überſchritten hätte. „Das iſt unbegreif⸗ 
lich“, ſchrieb er am 18. an ſeinen Bruder Leopold, „und es 
muß etwas dahinter ſtecken, was ich noch nicht weiß.“ 

Eben damals aber war das Heer des Prinzen in Bewegung. 
Der Generallieutenant v. Platen bezog bei Maxen und Haus⸗ 
dorf ein Lager, Möllendorf marſchierte mit 15 Bataillonen 
und 30 Schwadronen gen Freyberg, und auf ſchwierigen Wegen 
folgte Heinrich nach Frauenſtein, vier Meilen ſüdweſtlich von 
Dresden gelegen, wo er am 12. anlangte. Hier empfing er 
einen Brief vom Könige. Kaum hatte nämlich dieſer den ur⸗ 
ſprünglichen Plan des Prinzen geleſen, ſo beſchloß er, in ſeiner 
Stellung auszuharren und keine Truppen weiter nach Ober— 
ſchleſien zu ſenden. Die ſieben Bataillone konnten genügen, 
um im Vereine mit denen, welche der Generallieutenant Paul 
v. Werner bereits hatte, den Feinden, die unter dem Mar— 
cheſe Botta d' Adorno in Mähren ſtanden, die Spitze zu bieten. 
Je unzufriedener der König mit ſeiner erzwungenen Unthatig- 
keit geweſen war, deſto mehr erging er ſich in Lobſprüchen 
über Heinrichs Entwurf, deſſen Ausführung ihm äußerſt vor⸗ 
teilhaft erſchien. „Ein Gott giebt Dir denſelben ein“, ſchrieb 
er am 16. zurück; „nichts Beſſeres kann ausgedacht werden, als 
was Du vorſchlägſt; ich preiſe den Himmel für den klugen und 
bewunderungswürdigen Plan, welchen Du von ihm empfangen 
haſt.“ Er verſprach ſogleich, höher die Elbe hinauf gen Arnau 
Truppen zu ſchicken, um den Feind in jener Gegend zu feſſeln 
und ſogar zu verſuchen, was ſich etwa dort würde ausführen 
laſſen. 

Der König richtete ſich nun zu einem längeren Aufent⸗ 
halt ein. Er änderte den 17. das Lager, indem er den linken 
Flügel mehr auf die Berge zurückzog, wo derſelbe ſich an die 
Aupa lehnte; die Stellung wurde dadurch entfernter von den 
Feinden und, wie Joſeph bemerkte, noch unangreifbarer als 
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vorher. Aus Nachod kam der Erbprinz von Braunſchweig 
am folgenden Tage mit dem übrigen Heer an, und nur ein 
kleiner Teil blieb, um mit der Grafſchaft Glatz eine Verbin— 
dung zu unterhalten, unter dem Generallieutenant v. Wunſch 
auf den Höhen vor Nachod zurück. Die Feldbäckerei rückte bis 
hierher vor. 

Als nun der König am 19. erfuhr, wie fein Bruder wir. 
lich über Einſiedel und Basberg in Böhmen eindringen wollte, 
griff er ſogleich zur Feder. Er ſprach die Hoffnung aus, daß 
Heinrich ſeinen Brief vom 16. empfangen hätte und demgemäß 
auch handeln würde. „Mich verlangt ſehr, Nachrichten von Dir 
zu erhalten, und gewiß, wenn Du Deinem erſten Plane folgſt, 
kann ich beinahe mit Sicherheit darauf rechnen, daß ich den 
Feind von hier wegbringen werde.“ 

Denſelben Tag gelangte das Schreiben Friedrichs vom 16. 
in die Hände des Prinzen, und dieſer traf ſogleich Vorkehrungen, 
um an die Elbe zurückzugehen. Inzwiſchen war Möllendorf 
ungehindert weiter marſchiert; am 20. drang er bis Basberg 
in Böhmen vor, er fand die Straße ganz offen und ſtieß bei— 
nahe auf keinen Widerſtand, Streifwachen kamen bis Kommotau 
und Kaden. Die Nachricht davon flog nach Prag und ver— 
breitete dort die äußerſte Beſtürzung. Eine Maßregel, die mit 
dem Einfall in keiner Verbindung ſtand, erhöhte noch den 
Schrecken. Joſeph hatte, bevor er ſich von Laudon getrennt, 
mit dieſem die Abrede getroffen, ſie wollten, wenn ſie geworfen 
würden, in der Richtung auf Mähren und Wien ſich zurück— 
ziehen und nicht nach Prag; ſein Gedanke war, dieſe Stadt 
lieber offen dem Feinde zu überlaſſen, als ſie einem Brande 
von neuem auszuſetzen. Und fo hatte denn Joſeph ſchon am 
15. Befehl gegeben, die Kaſſen zum Wegbringen bereit zu 
halten. Er wollte ferner allzu vorſorglich die dort befindlichen 
Vorräte von Waffen und Geſchütz fortſchaffen laſſen. „Es iſt 
oft ſehr gefährlich“, antwortete Maria Thereſia, „zu viel Un- 
ruhe zu zeigen.“ Sie war überhaupt mit dem Plane, daß 
Prag ſo leicht aufgegeben werden ſollte, ganz unzufrieden und 
wünſchte, daß davon nichts verlauten möchte. „Welche Be⸗ 
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ſtürzung wird das verurſachen“, bemerkte ſie, „und welchen 
Eindruck auf den grauſamen Feind machen?“ Aber der Befehl 
war erteilt, ehe dieſe Zeilen an Joſeph gelangten, die Aus⸗ 
führung traf noch dazu mit Möllendorfs Einfall zuſammen, 
und als nun die beſtürzten Prager die Artillerie abziehen ſahen, 
ſtieg natürlich die Angſt, und alles wollte ſich retten. Boten 
auf Boten ritten mit raſender Schnelligkeit nach der Haupt- 
ftadt des Kaiſerſtaates und trugen auch dorthin den Schrecken, 
der um ſo größer war, je mehr die Wiener gerade von Laudon 
erwartet hatten. Inzwiſchen war dieſer über die Elbe an die 
Moldau gegangen, „um Prag noch einige Zeit zu decken“, wie 
Joſeph an Maria Thereſia ſchrieb, wenige Worte, die aber 
darthun, wie gering ſeine Zuverſicht war. Er ſprach der Mutter 
ſchon von der Möglichkeit, daß er, im Rücken gefaßt, nach 
Nechanitz oder Pardubitz zurückweichen müßte, um ſich dann 
hinter der Elbe bei Kolin aufzuſtellen, und er ſetzte vorwurfs— 
voll hinzu, wiederum ſei in dem feſtungsloſen Böhmen eine 
Verteidigung faſt undenkbar. Doch die Gefahr zog vorüber 
wie ein kurzer Gewitterſchauer. „Laudon ſendet mir die über⸗ 
raſchende Nachricht“, ſchrieb Bofeph am 23. ſeiner Mutter, 
„daß Möllendorf nach zwei Tagen wieder umgekehrt iſt, offen⸗ 
bar auf Befehl des Königs, und daß ſie verſuchen wollen, 
durch die Lauſitz zu dringen. Das iſt mir unendlich unbe⸗ 
quemer und könnte mich nötigen, meine Stellung hier zu vere 
laſſen, wo ich den König mit ſeinem ganzen Heere ſeit achtzehn 
Tagen aufhalte.“ 

Aufmerkſam verfolgte der Kaiſer jeden Schritt, den Fried⸗ 
rich that. Als letzterer am 20. den Generalmajor v. Anhalt 
die Elbe höher hinauf gen Pilnikau ſchickte, verſtärkte Joſeph 
eilig den Grafen d' Alton, der bei Arnau ſtand, und eilte ſelber 
hin, um nach den Dingen zu ſehen. Und als am 22. preußiſche 
Truppen unter dem Generalmajor v. Dallwig abermals nach 
jener Gegend zogen und ſich bei Soor lagerten, ſandte der 
Kaiſer noch mehr Truppen nach Arnau, ſodaß dort 24. Ba⸗ 
taillone Fußvolk, drei Reiterregimenter und ſechs Diviſionen 
Huſaren den wichtigen Poſten verteidigten. 
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Der König überzeugte ſich auch bald, daß er dort eben ſo 
wenig wie vor Jaromirſch ausrichten würde; ſo groß waren 
die Schwierigkeiten, die er fand. Der linke Flügel der Oſter⸗ 
reicher konnte nicht umgangen werden, weil er an das Rieſen— 
gebirge ſtieß. Ihre Schanzen waren ſämtlich mit Pfahlwerk 
umgeben und unterminiert, und die Steilheit der Böſchungen 
machte jeden Angriff unmöglich. Um den Feind aus ſeinen 
Befeſtigungen zu ziehen, dachte Friedrich von neuem daran, 
wenn der Prinz Heinrich Leitmeritz genommen hätte und wieder 
über die Elbe zurückgegangen wäre, den Krieg allmählich nach 
dem benachbarten Kronlande zu ſpielen, wo ein minder ſtörri— 
ſcher Boden ihm vielleicht eine Gelegenheit bieten würde, „dieſe 
verfluchte Brut auf die Finger zu klopfen und Böhmen in 
Mähren zu erobern“. Am 25. empfing er von der Kaiſerin 
ein Schreiben. „Ich habe zu meiner großen Zufriedenheit ge— 
ſehen“, antwortete ſie, „daß Ihre Geſinnungen für den Frieden 
mit den meinigen übereinſtimmen.“ Sie verſprach dann, ihm 
die verlangten Aufklärungen zu geben, ſobald ſie ſich mit ihrem 
Sohne würde verſtändigt haben. Friedrich ließ ſich nicht nur 
den Aufſchub gefallen, ſondern er wiederholte die Verſicherung, 
daß inzwiſchen nichts Entſcheidendes vorfallen würde. Seine 
militäriſche Lage vertrug ſich aufs beſte mit der politiſchen. 

An dem Tage, wo Maria Thereſia den König um die 
neue Friſt bat, hatte ſie dem Staatskanzler den Auftrag er— 
teilt, über die Vorſchläge, welche ſie aus Welsdorf empfangen, 
ein Gutachten abzugeben, und Joſeph dann von allem unter— 
richtet. Möllendorfs Einfall verſtärkte noch ihre Friedens- 
neigung; „durch den Verluſt Böhmens“, meinte ſie, „würden 
ihre Hilfsmittel an Geld und Menſchen ſich verringern und 
die des Königs außerordentlich zunehmen“. 

Am 24. ſchickte Kaunitz abends ihr gewiſſe Punkte zu, 
über welche ſie ſich mit dem Kaiſer verſtändigen ſollte, bevor 
er an die Arbeit ginge. Der Staatskanzler befand ſich in 
einer verzweifelten Lage. Joſeph hatte ſeit der Mitte des Juni 
allen Verkehr mit ihm abgebrochen und erging ſich in ſtarken 
Ausfällen gegen ihn; denn er wollte nun einmal ſeinen Willen 
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durchſetzen. „Ich glaube“, ſagte Kaunitz in jenen Tagen ein⸗ 
mal zu dem franzöſiſchen Geſandten, „es giebt nicht zwei un⸗ 
glücklichere Weſen als die Kaiſerin und mich.“ Weil er nun 
keine Brücke der Vermittlung zwiſchen den Anſichten der Mutter 
und des Sohnes auffand, fo überließ er es ihnen, fic) zu ver— 
ſtändigen. Auch hiervon unterrichtete Maria Thereſia den 
Kaiſer. „Wir waren eine Großmacht“, ſchrieb ſie bei dieſer 
Gelegenheit, „wir ſind es nicht mehr, wir müſſen das Haupt 
beugen und zum mindeſten die Trümmer retten und die Völker, 
die uns bleiben, glücklicher machen, als ſie ſeit meiner unſeligen 
Regierung es waren, weil wir trotz unſerer Verluſte doch den 
alten Vorrang behaupten wollten.“ Noch einmal bat ſie mit 
Innigkeit Joſeph, ihnen, die es ſo ſehr verdienten, Ruhe, 
Frieden und Glück wiederzugeben. „Thugut muß zurückkehren“, 
fuhr ſie fort, „wir müſſen uns verſtändigen“, und da die Zeit 
drängte, flehte ſie Gott an, das Herz ihres Sohnes zu rühren 
und zu erleuchten, und mit Ungeduld wartete ſie auf deſſen 
Antwort. Joſeph blieb aber bei ſeiner früheren Meinung 
ſtehen und bat, mit allen auf dieſe Sache bezüglichen Fragen 
verſchont zu werden. Da geriet Maria Thereſia in die pein⸗ 
lichſte Verlegenheit. Sollte ſie dem Verdachte Nahrung geben, 
als hätte ſie mit dem Gegner ihren Spott getrieben oder ihn 
hintergangen? „Die Wahrheit, die Aufrichtigkeit“, meinte ſie, 
„iſt immer das beſte und beſteht allein auf die Länge.“ Sie 
wollte lieber getäuſcht werden als täuſchen. Es machte bereits 
Aufſehen, daß Friedrich ſeine Miniſter eilig aus Berlin kommen 
ließ. Alſo mußte Thugut nach Welsdorf zurückkehren. Aber 
wenn Joſeph weiter hartnäckig jede Mitwirkung verweigerte? 
Dann blieb ihr nichts übrig, als dies dem Könige zu erklären 
und die Unterhandlung ſchmerzvoll abzubrechen; denn ohne die 
Teilnahme des Kaiſers und Thronfolgers, glaubte ſie, würde 
weder Friedrich mit ihr, noch ſie mit ihm etwas abſchließen 
können. 

Vier qualvolle Tage rang ſie gleichſam mit ſich ſelber. Sie 
war ſo niedergeſchlagen, daß ſie meinte, es wäre nicht zu ver⸗ 
wundern, wenn ſie erläge; ſtets finde ſie Widerſpruch, von 
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dem, was ſie anrate, werde nichts gebilligt, und ſo fehle denn 
allen Handlungen und Unterhandlungen des Wiener Hofes der 
notwendige Zuſammenhang. Sie beſchloß endlich, Thugut aber⸗ 
mals abzuſenden und auf die Vorſchläge des Königs einzugehen, 
die ja der Kaiſer teilweiſe ſchon ſelbſt gebilligt hätte; vorher 
aber unterrichtete ſie Joſeph davon. Sie wiederholte dieſem 
die verſchiedenen Außerungen, die er über die militäriſche Lage 
gethan, die ſchlimmen Ausſichten, die er ihr gemacht. Sie er— 
blickte nichts Demütigendes darin, wenn ſie den Frieden jetzt 
anböten, wo ihre große Schwäche noch keineswegs an den Tag 
gekommen wäre. Sie beſchwor Joſeph, ruhig zu überlegen; 
das Heil der Monarchie, ja, ſein eigener Ruhm hänge davon 
ab. Unmöglich könne ſeine Mutter, ſeine Freundin die Abſicht 
haben, ihn bloßzuſtellen. Sie hatte ſogar nichts dawider, wenn 
er hinterher ihren Schritt mißbilligen und erklären wollte, daß 
er in das Ergebnis der Unterhandlungen nur aus Achtung 
gegen ſie willige. 

Ohne daß Joſeph es erfuhr und Kaunitz darum wußte, 
wendete ſich Maria Thereſia auch an ihren Geſandten in Paris, 
den Grafen Mercy, klagte demſelben ihre Not und verlangte 
ſeinen Rat über ſeine Vermittelung. Sie wünſchte zu hören, 
ob man auf Frankreich dabei zählen dürfte, Rußland oder das 
Reich einmiſchen oder letzteres für neutral erklären ſollte, da— 
mit die Unkatholiſchen, die insgeſamt auf preußiſcher Seite 
ſtänden und Truppen hätten, ſich nicht etwa gleich den Sachſen 
mit dem Könige verbänden. Maria Thereſia erging ſich dann 
in Klagen über die Unthätigkeit der öſterreichiſchen Diplomatie. 
„Wir haben jedermann vernachläſſigt“, bemerkte ſie, „wir ſagen 
nichts, und der König nimmt alle Welt durch ſeine Schriften 
und Schmeicheleien, ſeine großen und kleinen Abgeſandten ein. 
Wir ſehen nur, wie geſchickt er Frankreich behandelt, und wir 
bleiben immer mit untergeſchlagenen Armen ſtehen. So ſehr 
ich den Fürſten Kaunitz liebe und ſchätze, hierüber habe ich mich 
oft mit ihm geſtritten, um ihn zu treiben; aber Sie kennen 
den großen Mann, in dieſem Punkte iſt er mehr als ſchwach 
und vermag fic) nicht zu ändern, das ijt gegen ſeine Natur.. 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 9 
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Ich muß ihm die Gerechtigkeit widerfahren laſſen, daß er allein 
gegenwärtig mehr arbeitet als früher, aber doch nicht genug.“ 
Sie klagte weiter, daß der Staatskanzler in ſeinem Amte nie- 
mand hätte, der ihn mit Rat unterſtützen könnte. Zuletzt er⸗ 
klärte ſie auch hier, daß ſie ungeduldig auf Antwort wartete. 
Mittlerweile ſtieg aber die Not des Augenblicks; denn eben 
ſuchte der Prinz Heinrich den kühnen Plan auszuführen, der 
ihm die volle Bewunderung des Königs eingetragen. 

Am 22. Juli war er wieder nach dem Lager bei Gamig 
aufgebrochen, wo ſein Heer am nächſten Tage, von der großen 
Hitze ſehr ermüdet, ankam. Alles Zerbrochene ward ausgebeſſert 
und für die Verpflegung geſorgt. Es mußten ſehr viele Wagen 
zuſammengebracht werden, weil Heinrich mindeſtens für einen 
Monat Mehl mitnehmen wollte. Der niedrige Waſſerſtand 
der Elbe verzögerte gleichfalls den Marſch, da er Brückenböcke 
notwendig machte. So brauchte der Prinz drei Tage mehr, 
als er urſprünglich gerechnet. Er nahm an, daß Laudon hinter 
Leipa ſich aufſtellen würde, den linken Flügel an Tetſchen ge— 
lehnt und vor ſich den Polzenbach; es war Heinrichs Abſicht, 
in dieſem Fall über Zittau auf Gabel zu manövrieren, in 
Wahrheit aber eine Gegend zu wählen, die noch kein Heer 
betreten, um ſich den Erfolg zu ſichern. Er wollte, ſo lange 
die Hohlwege vor ihm lagen, mit getrennten Abteilungen mar— 
ſchieren, wodurch er hoffte, ſich das Einrücken in Böhmen zu 
erleichtern und den Feind zu überraſchen. „Das ganze Unter— 
nehmen“, ſchrieb er am 27. an ſeinen Bruder, „hängt von 
Laudons Haltung ab; wenn ſich dieſer irre führen läßt, kann 
ich viel gewinnen, wenn er aber rechtzeitig ſeine Stellung 
nimmt, ſo vermag ich nichts auszurichten.“ 

An demſelben Tage begann der Aufbruch. Nachdem zur 
Verſtärkung des Generalmajors v. Podgurski, welcher bereits 
mit 5 Bataillonen und 20 Schwadronen auf dem jenſeitigen 
Ufer bei Neukirch lagerte, ſchon um 12 Uhr ein Grenadier⸗ 
bataillon fortgezogen war, überſchritten gegen Abend 12 Ba— 
taillone und 10 Schwadronen Sachſen unter dem Grafen 
Solms die Elbe bei Pillnitz. Die beiden Corps hatten Be⸗ 
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fehl, jedes für ſich auf der linken Seite des Hauptheeres zu 
marſchieren, auf der rechten ſollte Möllendorf nachkommen, der 
erſt am 26. von ſeinem Zuge zurückgekehrt war. Der General- 
lieutenant von Platen blieb mit 21 Bataillonen und 40 Schwa— 
dronen, von denen faſt die Hälfte Sachſen waren, bis auf wei⸗ 
teres bei Maxen und Hausdorf ſtehen. 

Am 28. in der Frühe ſetzte ſich Heinrich mit ſeinen Truppen 
in Bewegung. Zuerſt ging es in Freundes Land vorwärts; 
aber die Hohlwege des Sandſteingebirges erſchwerten ſehr den 
Marſch. Neun Stunden brauchte man für die halbe Meile 
von Radewalde bis Hohenſtein; die letzten Bataillone hatten 
in dem ſtärkſten Regen acht Stunden lang auf einem Flecke 
ſtehen müſſen. Über Hainspach drang man in Böhmen ein 
und bezog am 30. bei Rumburg ein Lager. Die Vorhut, 
welche der Generallieuſenant v. Belling führte, rückte bis 
Schönborn und Schönlinde. Bei letzterem Orte ſtieß ſie auf 
etwa 100 feindliche Reiter und nahm 35 Huſaren und Dra— 
goner ſowie zwei Offiziere gefangen. 

Am folgenden Tage machte der Prinz Heinrich Raſt, und 
alles Schadhafte wurde wieder ausgebeſſert. Dagegen mar— 
ſchierte Belling weiter über Georgenthal hinaus und warf die 
Kaiſerlichen, auf die er auch hier traf, zurück. Weſtlich von 
der Lauſcha, der bekannten Kuppe des Lauſitzer Gebirges, giebt 
es eine Menge von kleineren Erhebungen, und zahlreiche Wälder 
bedecken den Boden. Belling beſetzte nun die Päſſe dieſer Ge— 
gend und den wichtigen Tollenſtein. Am 1. Auguſt marſchierte 
Heinrich auf ſehr ſchlimmen Wegen, die ein anhaltender Regen 
noch mehr verdarb, bis Georgenthal nach. Links von ihm 
ſtand Podgurski bei Waltersdorf und weiter zurück zwiſchen 
Ober⸗ und Nieder-Haynewalde der Graf Solms mit den 
Sachſen. Möllendorf, welcher erſt am 29. Juli aufgebrochen 
war, zog durch die Hohlwege von Hohenſtein und Saupsdorf und 
fiel über Hermsdorf in Böhmen ein. Vier Verhaue mußten 
hier aufgeräumt werden, von denen der letztere beſetzt war. So 
entſpannen ſich kleinere Gefechte mit Kroaten. In der Nacht vom 
31. Juli zum 1. Auguſt langte Möllendorf in Dittersbach an. 

9 * 
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Die großen Schwierigkeiten, welche bisher zu beſiegen ge⸗ 
weſen waren, lagen nur in der Beſchaffenheit des Landes, nicht 
in dem Widerſtande, welchen der Feind leiſtete. Nachdem 
Möllendorf von Basberg wieder nach Sachſen umgekehrt war, 
hatte Laudon richtig vermutet, daß der Gegner ſich nach der 
Lauſitz wenden würde, und war nach Gasdorf zurückgegangen. 
Am Abend des 30. Juli erfuhr Joſeph von ihm, daß die 
Feinde nach der Lauſitz marſchierten und kleine Heeresabteilungen 
über Hainspach und Rumburg in Böhmen eingefallen wären. 
Laudon ſah in denſelben nur ein preußiſches Corps und be— 
harrte bei dem Glauben, Heinrich zöge nach Zittau. Er ſetzte 
ſich nun, freilich etwas ſpät, auch dahin in Bewegung und 
ſuchte vor dem Prinzen nach Gabel zu gelangen, wo der Feld— 
marſchall⸗Lieutenant Graf Gyulay ſtand. „Ich erwarte mit 
Ungeduld weitere Nachrichten“, ſchrieb Joſeph an ſeine Mutter; 
„denn ich würde meinen Poſten ebenfalls aufgeben müſſen, wenn 
ſich Laudon dort nicht halten könnte.“ Letzterer rückte den 
1. Auguſt nach Neuſchloß vor, welches ungefähr eine Meile 
ſüdlich von Leipa liegt, und hier gingen ihm endlich die Augen 
auf; denn er erkannte, daß das, was ihm ein preußiſches Corps 
geſchienen, die Hauptmacht war. Gyulay verließ die ſtarken 
Verſchanzungen von Gabel, weil er umgangen und abgeſchnitten 
zu werden fürchtete. Der Kaiſer erſchrack desgleichen. Er hatte 
den letzten Brief ſeiner Mutter noch nicht empfangen. Indem 
er am Abend ihr von der veränderten Lage Nachricht gab, 
ſprach er ſich am Schluſſe dahin aus: es würde, ſobald ein— 
mal ein unglücklicher Friede geſchloſſen werden ſollte, noch am 
ehrenvollſten ſein und einigen Troſt gewähren, wenn dies ge— 
ſchähe, während die Heere die gegenwärtige Stellung inne hätten; 
denn auch die ſeinige ſchien ihm gefährdet, und er glaubte fo- 
wohl d' Alton als ſich ſelbſt bedroht, falls der Feind vor Laudon 
nach Gabel käme; ſie müßten zurückgehen, und die Kreiſe König⸗ 
grätz, Bidſchow, Jungbunzlau, Leitmeritz und Saatz wären ver⸗ 
loren. 8 

Mit erleichtertem Herzen ſah dagegen der Prinz Heinrich, 
daß es ihm gelungen, den Feind zu täuſchen; aber er fühlte 
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ſich noch immer nicht frei von einer geheimen Angſt. Er wußte, 
wie ſchlimm er daran wäre, wenn ein Glied ſeiner Kette reißen 
ſollte. Die Verpflegung der Truppen wurde ſchwieriger, je 
weiter man vorrückte; er dachte ferner mit Schauder an die 
entſetzlichen Straßen, die er teils hinter ſich, teils noch vor ſich 
hatte, wo ſeine Kanonen, ſeine Pulverkarren und Wagen zer— 
brachen oder umſtürzten. Auf dem Wege, wo er gekommen 
war, zurückzuweichen ſchien ihm ganz unmöglich, und er ſuchte 
ſich darum die Ausgänge nach Zittau offen zu halten. Be⸗ 
ſonders machte Gabel ihn beſorgt, und er glaubte nicht eher 
froh fein zu dürfen, als bis er „dieſes Neſt“ in ſeiner Gewalt 
hätte. Dem Feldmarſchall Laudon, deſſen Aufbruch von Gas— 
dorf er noch nicht kannte, traute er, beinahe wie die Wiener, 
die Kühnheit zu, bei der erſten günſtigen Gelegenheit einen An— 
ſchlag auf die Lauſitz und Berlin auszuführen. „So lange Du 
in Böhmen bleibſt, und beſonders wenn Du nach Trautenau 
marſchierſt, und ein Corps Mittel findet, über Hohenelbe hin- 
auszudringen“, ſchrieb er von Georgenthal am 1. Auguſt 
an ſeinen Bruder, „können die Dinge gut gehen; aber wenn 
Du das Land verläßt, muß ich das Nämliche thun, und ich 
werde die größte Not haben, aus dieſen ſchrecklichen Hohlwegen 
herauszukommen, wenn man von der feindlichen Hauptmacht 
Truppen hierher abſendet.“ 

Während der Brief in Ziffern umgeſetzt wurde, kam von 
der Vorhut die Meldung, ſie wäre bei Böhmiſch-Zwickau auf 
einen ſtärkeren Feind geſtoßen. Heinrich wußte noch nicht, wie 
es in Gabel ſtand, und glaubte, daß von dort Verſtärkungen 
eingetroffen wären. Sogleich ließ er ein Dragoner-Regiment 
und 4 Bataillone vorrücken, und Podgurski ward angewieſen, 
von Neu⸗Woltersdorf über Johnsdorf und Krumbach zu mare 
ſchieren, um den Rückzug nach Gabel abzuſchneiden; er ſollte 
ſich dann dieſes Ortes im Vereine mit Belling bemächtigen. 
Aber letzterer hatte die Verſtärkung nicht abgewartet, ſondern 
den Feind angegriffen. Es war ein vorgeſchobenes Corps Lau— 
dons und beſtand aus vier Bataillonen mit Scharfſchützen, leichter 
Reiterei und Artillerie. Wenn der Generalmajor de Vins, 
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welcher dieſe Truppen befehligte, die Päſſe von Georgenthal 
und den Tollenſtein beſetzen ſollte, ſo kam er zu ſpät. Er 
ging überdies ohne Vorſicht zu Werke, ſah ſich umgangen und 
rettete ſich in die Wälder. Jene vier Bataillone mit dem 
Dragoner-Regiment aber bezogen ein Lager auf den Höhen von 
Zwickau. Mit einigen Worten gab Heinrich dem Bruder noch 
von dem Vorgefallenen Nachricht. „Ich bin ſo ermüdet und 
entkräftet“, ſchloß er, „daß ich kaum weiß, was ich ſchreibe.“ 

Während der Nacht ſuchte der geworfene Feind einen Aus— 
weg, er ſtieß auf die Feldwachen im Rücken des preußiſchen 
Heeres, dieſe gaben Feuer und verwundeten zwei kaiſerliche 
Offiziere. Die Truppen traten unter das Gewehr, und der 
Feind entwich nun abermals in die Wälder; aber in den näch— 
ſten Tagen wurde der größte Teil gefangen eingebracht. Hein— 
rich berechnete den Verluſt der Sſterreicher auf 3000 Mann, 
von denen ungefähr die Hälfte den Preußen und Sachſen in 
die Hände fiel. De Vins mit ſeiner Vorhut hatte ſich gerettet 
und ſchob die Schuld des Unfalles auf den gefallenen Oberſten 
Boſſi. 

Am nächſten Morgen gegen vier Uhr brach der Prinz Hein— 
rich von Georgenthal auf. Am Tollenſtein vorbei durch einen 
fünf Viertelmeilen langen Wald in einem Engpaß auf einem 
Knüppeldamm und lauter Steinwegen, wo 1000 Mann mit 
zwei Kanonen genügt hätten, um das ganze Heer aufzuhalten, 
zog er unangefochten bis nach Röhrsdorf. Belling und Pod— 
gurski dagegen rückten nach Gabel vor, und die Sachſen kamen 
am 3. dahin, während auf der rechten Seite Möllendorf bis 
Kamnitz marſchierte. 

Der Prinz blieb in ſeiner Stellung an dieſem Tage ſtehen. 
Trotz des glänzenden Erfolges, den er davon getragen, ſchrieb 
er an ſeinen Bruder: „Ich möchte das Unternehmen nicht 
wieder verſuchen, und wenn man mir drei Königreiche gäbe; 
ich rate niemandem, es nachzuahmen. . .. Das werden die 
letzten Dienſte ſein, die ich leiſten kann. Ich will die größten 
Anſtrengungen machen, um dieſen Feldzug auszuhalten; weiter 
reichen aber meine Kräfte nicht, und ich bin außerſtande, das 
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Gewicht einer Stellung zu ertragen, die eine fortwährende 
Spannung des Geiſtes verbunden mit einem feſten und ſtarken 
Körper verlangt.“ Übrigens war er glücklich, Gabel und Zwickau 
zu haben. Von hier beſaß er einen Ausgang nach Zittau, und 
dort ließ er die Sachſen bis an die Zähne ſich verſchanzen. 
Zum Rückzuge gezwungen zu werden ſchien ihm noch immer 
möglich, und er wünſchte darum, ſich wenigſtens beſſere Wege 
dafür offen zu halten. So viel er erfuhr, war Laudon nach 
Hühnerwaſſer und Weißwaſſer gezogen; er vermutete nun, daß 
dieſer ihn bei Gabel umgehen wollte; denn er ahnte nicht, wie 
kläglich es im Lager des Gegners ausſah. 

Der überliſtete Feldmarſchall war ſehr kleinlaut geworden; 
er bewegte ſich am 2. wirklich in ſüdöſtlicher Richtung nach 
Hirſchberg, jedoch nicht, um von dort aus Pläne zu verfolgen, 
wie fie der Prinz ihm zuſchrieb, ſondern um bei weiterem Bore 
dringen des Feindes nach Kosmanos in der Nähe von Jung— 
bunzlau zu marſchieren und hinter der Iſer Stellung zu 
nehmen. Er ſchickte zu dem Ende bereits Gyulay nach Turnau. 
Der Fürſt von Liechtenſtein blieb dagegen wenigſtens vorläufig 
noch in Leitmeritz ſtehen, wohin er von Ausſig ſchon gewichen 
war; aber er konnte ſich dort nicht halten, wenn Laudon weiter 
zurückging, und wurde für dieſen Fall angewieſen, die Richtung 
auf Prag zu verfolgen. Indem nun der Prinz Heinrich an 
dieſem Tage noch bis Röhrsdorf vordrang, hatten die Preußen 
die größten Schwierigkeiten überwunden; denn das Hauptgebirge 
lag ihnen im Rücken. Das beſtimmte denn auch Laudon, hinter 
der Iſer Zuflucht zu ſuchen. 

Man kann ſich leicht vorſtellen, welchen Eindruck alle dieſe 
Meldungen auf den Kaiſer machten. „Ich bin feſt entſchloſſen“, 
ſchrieb er am 2. ſeiner Mutter, „anſtatt die Dinge ſo fortgehen 
zu laſſen, lieber eine Schlacht zu wagen und den König anzu— 
greifen, wo und wie ſchwierig es auch immer fein wird. Bei— 
nahe wie Verzweifelte müſſen wir draufgehen, um eine Wen- 
dung hervorzubringen.“ Der Herzog Albert, Lascy und Hadik 
ſtimmten ihm wenigſtens darin bei, daß man, wohl oder übel, 
etwas zu thun genötigt wäre. Joſeph empfing an demſelben 
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Tage Maria Thereſias Brief vom 31. Juli, und er antwortete 
diesmal nicht mehr ſo ſchroff abweiſend, wie ehedem. Ohne 
ſich ausdrücklich auf das, was ſie geſchrieben, zu beziehen, bat 
er nur, ſie möge ſeinen Namen nicht einmiſchen, weil er von 
ſeiner Meinung und Überzeugung nicht abgehen könne; doch er 
werde jederzeit wiſſen, was er der Mutter ſchuldig ſei, und ſie 
niemals einem Schauſpiel ausſetzen. 

Am folgenden Tage zeigte Laudon ihm noch einmal die 
Notwendigkeit an, nach Kosmanos zu marſchieren. Joſeph be— 
ſorgte nun, daß der Prinz Heinrich binnen zwei Tagen die 
Iſer gleichfalls überſchreiten würde; ſeine Stellung war dann 
unhaltbar geworden, und deshalb entwarf er mit ſeinen Mar- 
ſchällen ſchon jetzt einen Rückzugsplan. Derſelbe war nur für 
den Fall der Not entworfen, und Joſeph dachte noch immer 
daran, lieber eine Schlacht zu wagen. Unter ſolchen zweifel⸗ 
haften Ausſichten begab er ſich zur Ruhe; bevor aber noch der 
nächſte Morgen graute, ward er aus dem Schlafe geweckt, um 
neue Vergleichsvorſchläge Friedrichs, die Maria Thereſia ihm 
geſendet, in Empfang zu nehmen und ſeine Meinung darüber 
auszuſprechen. 

Der König von Preußen hatte die beiden Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten aus Berlin kommen und in 
Frankenſtein Wohnung nehmen laſſen. Sie ſollten mit Thugut 
nach deſſen Rückkehr in Unterhandlung treten, doch dürfte die⸗ 
ſelbe, ſchrieb er ihnen am 24. Juli, nicht in die Länge gezogen 
werden. Er empfing am folgenden Tage das Schreiben, worin 
Maria Thereſia um eine Friſt bat; ihre Friedensliebe ſchien 
ihm unzweifelhaft, und er war nun begierig, zu erfahren, ob 
der Kaiſer ſeiner Mutter beiſtimmen würde. Finckenſtein und 
Hertzberg ſchlugen aber einen anderen Weg ein, weil ſie mit 
dem öſterreichiſchen Plane nicht eben ſehr zufrieden waren. 
„Maria Thereſia“, meinten ſie, „will ein Gebiet von einer Million 
Einkommen behalten und einen freundſchaftlichen Tauſch mit 
Karl Theodor vornehmen; da wird der Wiener Hof dieſen 
ſchwachen Fürſten, welcher das Glück ſeiner natürlichen Kinder 
der Erhaltung ſeines Hauſes vorzieht, zu allem bringen. Man 
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ſagt nicht einmal, ob das Einkommen eine Million Thaler 
oder Gulden betragen ſoll.“ Auch die Befriedigung des Kure 
fürſten von Sachſen hielten die Miniſter nun für ungewiß, 
weil derſelbe auf eine künftige Abmachung verwieſen würde; 
um dieſen Übelſtand zu vermeiden, hatten ſie ſchon in Berlin 
darauf gedrungen, daß alle Verabredungen unter der Mite 
wirkung Preußens geſchehen müßten. Damit aber die neue 
Unterhandlung nicht ſo ſehr wie die vorige ſich in die Länge 
zöge, wollten ſie dem Freiherrn v. Thugut einen feſten Plan 
vorlegen. Der vom 20. Mai, ſchrieben ſie, wäre ſelbſt nach 
der Meinung von Frankreich und Rußland der billigſte und 
am beſten ausgedachte geweſen. Jedoch weil es ihnen ſchien, 
als ob der Wiener Hof dem pfälziſchen Hauſe keine Ent— 
ſchädigung in Land geben wollte, ſchlugen ſie dem König einen 
andern Plan vor. Während fie früher zwei Bezirke zugeſtan⸗ 
den hatten, boten ſie jetzt nur einen an, nämlich das Land, 
welches, zwiſchen Donau, Inn und Salzach gelegen und an 
Oberöſterreich grenzend, dieſe Provinz trefflich abrundet und mit 
Tirol verbindet; dafür ſollte der Wiener Hof aber auch Lim— 
burg und Geldern behalten und nur eine Million Thaler be— 
zahlen ſowie gewiſſen oberlehens herrlichen Rechten entſagen, von 
denen ſchon in Berlin die Rede geweſen war. Die Miniſter 
glaubten nicht, daß dieſer Bezirk eine Million einbrächte, jedoch 
ſie hielten das auch nicht für notwendig, und überdies meinten 
ſie, daß man ja bei der Unterhandlung das Gebiet noch aus— 
dehnen könnte, wenn nur die Salzwerke bei Bayern blieben. 
Inbezug auf Ansbach und Baireuth wiederholten Fincken— 
ſtein und Hertzberg den früheren Vorſchlag; weil ſich aber der 
Kurfürſt von Sachſen einem Tauſche bisher abgeneigt erwieſen 
hatte, ſo meinten ſie, man könnte nichts über eine eventuelle 
Huldigung beſtimmen, ſondern ſich nur verſprechen laſſen, daß 
Oſterreich gegen einen ſolchen Tauſch keinen Einwand erheben 
und, wenn er zuſtande käme, jedem Rückkaufs⸗ und Heimfalls⸗ 
recht entſagen würde, das es auf die Lauſitz hätte. Die 
Miniſter meinten, wenn man ſchon den Kurfürſten Friedrich 
Auguſt von dieſen Rechten, die ihm ſo ſehr läſtig wären, be— 
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freien ließe, ſo würde derſelbe niemals in jenen Tauſch ein⸗ 
willigen. Sachſen ſollte die von Oſterreich zu zahlende Million 
Thaler ſowie Mindelheim und den ganz kleinen im Gebiete 
von Nürnberg liegenden Bezirk von Rothenburg empfangen, 
dagegen müßten alle Reichslehen, welche der Kaiſer als erledigt 
eingezogen, von dieſem an Karl Theodor gegeben und für den 
künftigen Übergang aller Gebiete, welche letzterem aus der 
bayeriſchen Hinterlaſſenſchaft verbleiben würden, auf die Linie 
Zweibrücken geſorgt werden. Die Miniſter wollten jeden neuen 
Zündſtoff vorſichtig beiſeite ſchaffen und unter der Mitwirkung 
des Königs die Angelegenheit ſoweit ordnen, daß alle Neben⸗ 
unterhandlungen zwiſchen einzelnen beteiligten Mächten weg— 
fielen. Den Anſpruch, welchen Mecklenburg erhob, hielten ſie 
für wenig begründet, jedoch ſie glaubten, daß man dem Herzog 
das Recht de non appellando verſchaffen könnte, welches jede 
Berufung von den Landesgerichten an die Reichsgerichte verbot. 
Die Miniſter ſahen darin einen Vorteil ſowohl für den Herzog, 
als auch für die Könige von Preußen, wenn Mecklenburg eine 
mal an fie fallen ſollte ). 

Dieſe Vorſchläge hielten Finckenſtein und Hertzberg für ge⸗ 
eignet, nicht allein ebenfo wie die vom 20. Mai, ſondern viel- 
leicht noch mehr die Höfe von Verſailles und Petersburg zu 
befriedigen. Der König erklärte ſich mit ihrem Plan einver— 
ſtanden, und indem er ihn, um die Unterhandlung abzukürzen, 
am 28. Juli nach Wien ſchickte, bat er Maria Thereſia, ſie 
möchte ſeine Vorſchläge, wenn ſie dieſelben nicht annähme, 
wenigſtens als einen Beweis von der Aufrichtigkeit, mit welcher 
er auf ihre friedlichen Abſichten einginge, betrachten und ſie 
von ſeinem Wunſch herleiten, ſo vielen unſchuldigen Völkern die 
Leiden, welche der Krieg unvermeidlich nach ſich zöge, zu er— 
{paren ). 

Maria Thereſia mußte nun von neuem überlegen. Sie 
fand die zuletzt aufgeſtellten Bedingungen ſchlechter als die vom 

1) Finckenſtein und Hertzberg an den König 27. Juli (Geh. K.-Akt.). 


2) Der König an die Miniſter 28. Juli (Geh. Kab.⸗Akt.), Oeuvres 
VI, 202. 
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17. Juli; doch es wunderte ſie nicht. „Das iſt echt preußiſch“, 
meinte ſie, „und vielleicht hat die Ankunft der Miniſter dazu 
beigetragen, die an Sachſen und Zweibrücken verkauft ſind.“ 
Kaunitz gab ihr den Rat, ſie ſollte ſich bereit erklären, dem 
Kurfürſten von Bayern alles, was ſie in Beſitz genommen 
hätte, zurückzuſtellen und ihn von dem Vertrage vom 3. Januar 
zu entbinden, wenn der König für ſich und ſeine Nachfolger 
verſpräche, ſolange von der Vereinigung der fränkiſchen Mart. 
grafſchaften mit Preußen abzuſehen, als jüngere Prinzen des 
Hauſes Hohenzollern lebten ). Maria Thereſia war auch 
wirklich geneigt, alles wieder herauszugeben, wenn nur der 
Schein gewahrt würde. Letzteres geſchah nach ihrer Anſicht, 
wenn Friedrich den Vorſchlag des Staatskanzlers annahm. 
Ja ſie zog eine ſolche Beilegung des Streites allen übrigen vor. 
Aber daß der König darauf eingehen würde, bezweifelte ſie 
ebenſo ſehr wie Kaunitz. Dieſer wollte Preußen als eigen— 
nützig hinſtellen und dadurch den Haß, welchen fic) Oſterreich 
durch fein Verhalten in der bayeriſchen Erbfolgeſache zugezogen, 
auf Friedrich ablenken. Aber ſelbſt wenn das der Wiener Hof 
erreichte, ſo gelangte man auf dieſe Weiſe doch zu keinem 
Frieden. Daher wollte Maria Thereſia noch weitere Vor— 
ſchläge folgen laſſen. Im Januar hatte Joſeph neben der Er— 
werbung von ganz Bayern auch ein geringeres Gebiet ins Auge 
gefaßt, es ſollte nämlich der obere Teil des Inn bis Waſſer— 
burg die Grenze bilden und von da über Landshut, Langquaid, 
Perbing, Donauſtauf, Nittenau, Neunburg, Roetz und Wald— 
münchen eine Linie gezogen werden. Nur dem Sohne zuliebe 
gewann es Maria Thereſia jetzt über ſich, dieſen Vorſchlag 
dem Könige zu machen. „Wenn Friedrich durchaus die Lauſitz 
haben will“, meinte ſie, „ſo kann er darüber hinweggehen, indem 
er ſeinen Verbündeten verrät; aber gern wird er nicht zu— 
ſtimmen.“ 

Die zweite Linie erſtreckte ſich, wie es in dem Schreiben 
hieß, von Kufſtein an den Grenzen von Salzburg hin bis an 


1) Arneth X, 484. 485. 
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die Salzach, darauf dieſen Fluß und den Inn entlang bis nach 
Paſſau; von dort bis Waldmünchen hatte die Kaiſerin⸗Königin 
eigenhändig und ohne daß Kaunitz darum wußte, durch Punkte 
die Grenze bezeichnet. Sie wünſchte nun, daß Joſeph und 
Lascy hier Verbeſſerungen anbringen möchten, wenn ihnen ſolche 
notwendig ſchienen. „Mit Braunau und Schärding würden wir 
immerhin“, ſchrieb ſie, „eine ſchöne Erwerbung machen; Burg— 
hauſen, welches jenſeit 1) des Fluſſes liegt, würde nicht dabei 
ſein.“ Was hiernach auf dem linken Ufer der Donau an 
Oſterreich fallen ſollte, wiſſen wir nicht genau, weil uns die 
mitgeſchickte Karte fehlt. Ob Maria Thereſia dann außer dem 
ſogenannten Innviertel noch ein Stück von Bayern in Anſpruch 
nahm, muß ebenfalls dahingeſtellt bleiben, da in dem Schreiben 
nicht angegeben wird, wie die Grenze von Kufſtein bis an das 
ſalzburgiſche Gebiet gehen ſollte; doch bot dieſer Antrag ohne 
Zweifel Ausſicht auf Verſtändigung. 

Um Joſeph willfähriger zu machen, ſchrieb ihm Maria 
Thereſia, daß ihr Abgeſandter in Anſehung der von Karl Theo— 
dor zurückverlangten Amter die Sache ſehr zweifelhaft gefunden 
hätte; neun müßten bereits erwieſenermaßen wieder an Bayern 
kommen, und von den übrigen fürchtete ſie, daß mindeſtens 
acht für Oſterreich ebenfalls verloren wären. Die Entgegnung 
ihres Abgeſandten nannte ſie geradezu pedantiſch und ſophiſtiſch, 
und die Zurückgabe der erſten neun Amter hatte ſie nur in 
der Hoffnung hinausgeſchoben, daß man ſich über die Grenze 
bald verſtändigen würde. 

Maria Thereſia legt nun das Geſchick der Monarchie in 
die Hände des Kaiſers; aber darauf macht ſie ihn aufmerkſam, 
daß er ſein Handeln auch vor ſich und bei Gott verantworten 


1) Maria Thereſia ſchreibt en dega de la rividre, während wir en 
delà erwarten. Das Umgekehrte thut Kaunitz bei Beer (Hiſtor. Zeitſchr. 
XXXVIII, 460, Anm.). In dem Briefe Maria Thereſias muß es 
natürlich ſtatt conquérir heißen concourir (Arneth II, 2; p. 3, Z. 2 
v. u. fehlt hinter couper noch court, auch wenn Maria Thereſia es weg⸗ 
gelaſſen haben ſollte, und Z. 8 v. u. kann es nicht heißen qu'ainsi on 
peut le tenter, ſondern vielleicht qu’alors. On peut le tenter). 
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müſſe. Sie ruft ihm ins Gedächtnis zurück, wie die erſten 
Leiden des Krieges ihn gerührt haben, und fragt, ob er etwa 
ſchon mit deſſen unglücklichen Folgen vertraut geworden ſei. 
Sie ermahnt ihn, mit Bedacht und ohne Vorurteil zu über— 
legen. Die Entſcheidung, die er treffen wird, verſpricht ſie 
auszuführen; aber ſie verlangt, daß dieſelbe deutlich ſei und daß 
Joſeph, wenn er ſich für den Frieden erkläre, keineswegs an 
der Stelle der von ihr bezeichneten Grenzen ganz andere vor— 
ſchlage, ſondern nur kleine Berichtigungen anbringe. Tritt er 
dagegen für die Fortſetzung des Krieges ein, ſo fordert ſie von 
den vier Feldmarſchällen ein rein militäriſches Gutachten, ob es 
möglich ſei, in der gegebenen Lage bei den Streitkräften, die 
beide Teile haben, ſo in der Verteidigung zu bleiben, daß der 
Feind nirgends auf öſterreichiſchem Boden memes bee 
ziehen könne, und den Übergang zum Angriffe von den Ereig— 
niſſen zu erwarten. 

Im Augenblicke war ein ſolches Gutachten wirklich ſchwer 
abzugeben; aber die Kaiſerin wußte noch nicht, wie gewaltig 
die militäriſche Lage ſich inzwiſchen geändert hatte. Mit der 
äußerſten Beſtürzung empfing ſie die betrübende Kunde davon, 
und die Ausſicht auf einen verzweifelten Kampf, welche Joſeph 
ihr machte, war für ſie ſchrecklich. Sie ſchickte ſein Schreiben 
vom 2. Auguſt, welches ſie am 4. erhielt, an Kaunitz mit 
einigen begleitenden Zeilen: „Nach dieſem Briefe muß Thugut 
ohne Säumen zurückgeſchickt werden. Jetzt iſt mir Ihr Rat, 
Ihre Standhaftigkeit ſehr notwendig; denn die meinige fängt 
an zu wanken.“ 

Vermutlich mahnte der Staatskanzler aus Furcht vor 
Joſeph, man möge noch deſſen Antwort abwarten. Dieſelbe 
traf am 5. mittags ein. Der Kaiſer ſtellte zwar die Ent— 
ſcheidung gänzlich dem Willen der Mutter anheim, äußerte ſich 
aber diesmal nicht ſo ergeben, wie in den Tagen vorher; denn 
die neuen noch ungünſtigeren Bedingungen hatten ohne Zweifel 
ſeinen Stolz empfindlich verwundet. Er ſprach wiederum davon, 
entweder müſſe die Mutter den letzten Mann und den letzten 
Thaler wagen, alle Mittel gebrauchen und den Krieg auf Tod 
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und Leben führen, oder ſie müſſe, wenn ſie dieſes große Spiel 
nicht ſpielen wolle, ſo ſchnell als möglich und auf jede Be— 
dingung hin Frieden ſchließen. Ihrer Entſcheidung verhieß er 
ſich zu fügen und von ſeiner Mitregierung kein Recht des Cin- 
ſpruchs herzunehmen; aber er ſtellte der Mutter zugleich in 
Ausſicht, daß er die notwendigen Maßregeln treffen würde, 
damit der Staat unter dieſer Meinungsverſchiedenheit nicht 
mehr litte. Die Punkte, welche Maria Thereſia auf der mit⸗ 
geſchickten Karte gezogen, mißfielen ihm gänzlich, und wenn ein⸗ 
mal ein ſolcher Schritt geſchehen ſollte, ſo erſchien es ihm viel 
beſſer, dem Kurfürſten Karl Theodor alles zurückzugeben, die 
Entſcheidung inbezug auf Sachſen und die übrigen Prätendenten 
dem Reichstage zu übertragen und den König nichts gewinnen 
zu laſſen. Joſeph wünſchte wenigſtens eine Leidenſchaft zu be— 
friedigen, den Haß gegen Preußen. Er verlangte von den 
Marſchällen kein Gutachten: „Was könnten Sie mir ſagen“, 
ſchrieb er, „das ich nicht wüßte?“ Da Laudon bereits daran 
verzweifelte, die Iſer zu behaupten, ſo begehrte der Kaiſer einen 
ſchnellen Entſchluß von ſeiner Mutter, und ſie willfahrte denn 
auch dieſem Wunſche des Sohnes gern. Mit den Bedingungen, 
welche Joſeph geſehen, reiſte Thugut in der folgenden Nacht 
zum Könige, den er vor 19 Tagen verlaſſen. 

Maria Thereſia bat alsdann ihre Tochter, die Bemühungen 
des Grafen Merch bei Ludwig XVI. zu unterſtützen. Sie vers 
langte keine wirkliche Teilnahme am Kriege; ſie wollte zufrieden 
fein, wenn Regimenter und Generäle beſtimmt oder zuſammen⸗ 
gezogen würden, die den Oſterreichern zuhilfe kommen ſollten, 
falls die Hannoveraner oder andere mit dem Feinde ſich ver- 
bänden. „Frankreich wird niemals einen aufrichtigeren Freund 
und Verbündeten haben als uns“, bemerkte ſie, „ſo viel wir es 
auch äußerlich an Aufmerkſamkeiten und Schmeicheleien fehlen 
laſſen.“ Ferner ſetzte ſie Joſeph von der Abreiſe Thuguts in 
Kenntnis. Sie beſchwor ihn wieder, ſich zu ſchonen und zu 
erhalten und nicht in Verzweiflung zu fallen. Jeden Schimpf 
war ſie bereit auf ſich zu nehmen, ſie wollte mit Freuden in 
die Grube fahren, wenn ſie nur ihn und ihre Länder retten 
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und auf ſein Herz rechnen könnte, daß er ſie beklagen und 
nicht haſſen, und die treue Liebe, die ſie ihm vor allen ihren 
Kindern geſchenkt, anerkennen würde. Die große Herrſcherin 
ſuchen wir vergebens; aber mit gerührter Seele begleiten wir 
die zärtlichſte der Mütter auf ihrem leidvollen Pfade. 

In denſelben Tagen nagte der Unmut auch an dem Herzen 
Friedrichs. Er ſchätzte die Truppen, die ihm gegenüberſtanden, 
auf 80000 Mann, fie ſollten 1000 Kanonen und 300 Minen 
haben; die Feinde vermehrten letztere noch immer und fuhren 
fort, ſich zu verſchanzen. „Eher könnte man Lille in Flandern 
belagern als ſie“, meinte der König. Er ſann umſonſt auf 
Mittel, den Oſterreichern in den Rücken zu kommen; die Wege, 
welche ſich dafür etwa finden ließen, waren für die Geſchütze 
nicht zugänglich und deshalb unbrauchbar. Die Schwierigkeit 
der Verpflegung hielt ihn ſchlechterdings ab, nach Hohenelbe, 
wie der Prinz Heinrich ihm vorgeſchlagen, ein Corps zu ſchicken; 
er fürchtete ferner, wenn dasſelbe nach Gabel zu gelangen ſuchte, 
daß die Sſterreicher ihre dritte Linie ſamt der Reſerve dagegen 
abſenden würden, und er wollte ſeine Truppen um keinen Preis 
einem Unfall ausſetzen, wie er im Jahre 1759 bei Magen ſich 
ereignet hatte. 

Je weniger nun Friedrich ſelbſt in der Lage war, Vorteile 
zu gewinnen, deſto mehr erfreuten ihn die Nachrichten von dem 
Vordringen ſeines Bruders; er dankte daher demſelben äußerſt 
herzlich. Dem Generallieutenant v. Belling hatte der Prinz Hein— 
rich 1000 Thaler zum Lohne für die geleiſteten großen Dienſte 
geſchenkt und ihn dann noch dem König empfohlen. Friedrich 
verehrte dem tapfern und glücklichen Kriegsmanne den Schwarzen 
Adlerorden und eine jährliche Zulage von 1000 Thalern, er 
bewilligte ferner mit Vergnügen drei Beförderungen, ebenſo 
viel Adelsbriefe und zwölf Verdienſtkreuze, um welche Heinrich 
gebeten. Ein bedeutender Mehltransport war ihm von dem 
kecken Feind im Glätziſchen verbrannt worden. „Aber du haſt 
ein gutes Pflaſter auf dieſe Wunde gelegt, und ich denke darum 
nicht mehr daran“, ſcherzte der König. 

Auch aus Petersburg empfing Friedrich um dieſe Zeit 
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fröhliche Botſchaft, die er dem Bruder ſchleunig mitteilte. „Du 
haſt weit mehr gethan“, ſchrieb er, „als Du glaubſt. Ein 
feindliches Corps haſt Du in Böhmen aufgehoben; das iſt viel. 
Aber Dein Brief an die Kaiſerin von Rußland hat mehr be— 
wirkt als eine Schlacht. Sie hat ſogleich beſchloſſen, ſich offen 
für uns zu erklären; ſie will die Oſterreicher aus Lodomirien 
und Pokutien vertreiben und das Haus Habsburg zwingen, 
Gerechtigkeit und Billigkeit in Deutſchland wieder herzuſtellen. 
Was bin ich Dir nicht ſchuldig? Sei verſichert, daß die Er— 
innerung daran nur mit meinem Leben erlöſchen und meine 
Erkenntlichkeit, ſobald ich nur imſtande bin, es zu thun, nicht 
unfruchtbar ſein wird.“ 

Inzwiſchen war der Gefeierte nicht müßig geblieben, ſondern 
ſchon am 4. wieder aufgebrochen und bis nach Schwoike ge— 
kommen. Er lagerte ſich dergeſtalt, daß er jeden Verſuch des 
Feindes auf Gabel vereiteln konnte; denn er wollte ſich um 
keinen Preis den Rückzug über Zittau abſchneiden laſſen. In 
dieſe Stadt wurde die Feldbäckerei verlegt. Auf dem rechten 
Flügel marſchierte Möllendorf am 5. bis Langenau; der Huſaren⸗ 
oberſt von Uſedom beſetzte Sandau mit ſeinem Regiment und 
einem Freiwilligen-Bataillon und ging, als ihm ein Grenadier— 
bataillon am 6. gefolgt war, mit ſeinen Truppen auf Kund— 
ſchaft nach Graber. Der Feind wich nach kurzem Scharmützel 
zurück, worauf ein Rittmeiſter mit 100 Pferden bis nad) Leite 
meritz vordrang und die in dem dortigen Magazin befindlichen 
Vorräte verzeichnete. Denſelben Tag war Heinrich in Gabel, 
wo er Belling und Podgurski anwies, einen Streifzug gen 
Aycha zu unternehmen. Die vielen Wälder, an denen Böhmen 
reich iſt, erſchwerten es dem eindringenden Feldherrn ſehr, genaue 
Nachricht von der Stellung der Kaiſerlichen zu erlangen. Platen 
empfing nun auch Befehl, wenn Liechtenſtein Türmitz verlaſſen 
haben ſollte, von Maxen und Hausdorf aufzubrechen. 

Dachte denn aber Laudon, ſo fragt man verwundert, an 
gar keinen Widerſtand mehr? Am 5. hatte Joſeph ihm acht 
Bataillone zur Verſtärkung und den Feldmarſchall- Lieutenant 
Rouvroy, um den er gebeten, mit dem Auftrage geſchickt, daß 
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er am folgenden Tage verſuchen follte, wenigſtens die feindliche 
Vorhut zurückzuwerfen. Aber er wagte das nicht, er ſuchte 
vielmehr eine neue Stellung, wo er den Prinzen Heinrich auf- 
halten und deſſen Annäherung an den König verhindern könnte. 
Laudon hatte den einen Teil des geſamten Verteidigungsplanes 
durchlöchert, und wenn er noch weiter zurückging, ſo verdarb 
er auch den andern. Schon traf Joſeph in der Stille Bore 
bereitungen, um das Heer von Jaromirſch ohne Verluſt hin— 
wegzuführen; denn unangreifbar ſchien ihm der König in ſeinen 
Bergen. Doch nur der äußerſten Notwendigkeit wollte der 
Kaiſer weichen. Niedergeſchlagenheit und Stolz kämpften in 
ſeiner vom höchſten Unmut erfaßten Seele. Da empfing er 
die Nachricht von der Abreiſe Thuguts, und ein neuer Stich traf 
ſein todwundes Herz. Daß er trotz der frühzeitigen Warnungen 
der Mutter den Streit heraufbeſchworen, vergaß er gänzlich, 
er dachte nur an die durch den preußiſchen Einmarfch erlittene 
ſchwere Kränkung und konnte damit die Unterhandlung, welche be— 
vorſtand, nicht zuſammenreimen. Er hatte von den Vorſchlägen 
Maria Thereſias noch am meiſten den gebilligt, daß Karl 
Theodor die abgetretenen Gebiete zurückerhalten ſollte. Jetzt 
bildete ſein herriſcher Sinn dieſen Gedanken um. Nach ſeiner 
Auffaſſung hätte man dem Könige folgendes erklären müſſen: 
man zeige ſowohl in Regensburg als in München an, daß man 
alles wieder herausgebe; man befehle den öſterreichiſchen Zivil— 
und Militärbehörden, Bayern zu räumen, und weil dadurch 
der Grund des Krieges aufhöre, ſo erwarte man den unverzüg— 
lichen Rückzug der Preußen; die andern Anſprüche ſollen dann 
dort Erledigung finden, wo man es für gut halten werde. 
Kein Wort wollte der Kaiſer dagegen über Ansbach und Bai— 
reuth geſagt haben, ſondern ſpäter auf dem Reichstag, in Ver— 
ſailles und in Petersburg erklären laſſen: der Wiener Hof 
ſtelle die Vereinigung der fränkiſchen Markgrafſchaften mit 
Brandenburg auf eine Linie mit ſeiner bayeriſchen Erwerbung 
und werde demgemäß handeln. Joſeph dachte ſich weiter, daß 
man, bis jener Fall eintrete, das Heer vermehren, alles noch 
beſſer inſtand ſetzen und eine und die andere Feſtung bauen 
Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 10 
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müßte. Übrigens blieb er dabei, den Schritt, welchen Maria 
Thereſia gethan, zu verurteilen. Mochte ſie die Schmach der 
Erniedrigung auf ſich nehmen wollen, dem Kaiſer ſchien es un⸗ 
möglich, daß die Welt zwiſchen ihr und ihm unterſchiede. „Man 
wird ſich auf meine Koſten luſtig machen“, ſchrieb er an ſie. 
Er ſah die Arbeiten und Verbeſſerungen der letzten 16 Jahre, 
das Anſehen und den Kredit, welchen man im Auslande ge— 
wonnen, auf immer oder wenigſtens auf lange verloren, und 
er empfand es aufs bitterſte, daß er gerade in dieſem Zeitab— 
ſchnitte leben und eine ſolche Rolle ſpielen mußte. Auf wieviel 
Mißgeſchick er ſich auch gefaßt gemacht hatte, was die Mutter 
gethan, war ihm völlig unerwartet gekommen, und er meinte, 
daß er lieber Einſiedler geworden wäre, wenn er ſo etwas hätte 
ahnen können. Erfolgte nun noch ein ſchimpflicher Friede, ſo 
blieb er der Anſicht, er müßte ſich vor aller Welt rechtfertigen. 
Er wollte dann das Heer verlaſſen und, ohne Wien zu be— 
rühren, nach Italien zu ſeinem Bruder reiſen und ſich bei 
Lebzeiten der Mutter von allen Geſchäften fern halten. 

Aber noch war das Maß ſeines Leides nicht voll. Durch 
die erwähnten Streifzüge hatte der Prinz Heinrich erfahren, 
daß nicht allein Ausſig, ſondern auch Leitmeritz von dem Feinde 
geräumt war, Laudon zwiſchen Münchengrätz und Backofen 
ſtand, und ein vorgeſchobenes Corps bei Turnau die Zelte auf— 
ſchlug. Er marſchierte nun mit dem Hauptheer am 9. nach 
Niemes. Die koſtſpieligen Verſchanzungen, welche die Ojter- 
reicher hier und bei Gabel in den letzten beiden Monaten ge— 
macht, befanden ſich in den Händen der Preußen, und die von 
Türmitz waren durch den Rückzug Liechtenſteins ebenfalls unnütz 
geworden. Den alten Feldmarſchall ergriff abermals der 
Schrecken. Er wartete, weil die einlaufenden Nachrichten ein— 
ander widerſprachen, noch die Beſtätigung ab und ſchrieb erſt 
am folgenden Tage, nachdem er ſichern Aufſchluß über die 
neuen Stellungen des Feindes erlangt, an den Kaiſer. Er 
vermutete, daß die Preußen in drei Kolonnen anrücken und 
ſuchen würden, ihn in beide Flanken zu nehmen. Der Poſten 
von Turnau ſchien ihm nun zwar ſo beſchaffen, daß ſie da 
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ſchwerlich durchdringen könnten, wohl aber hielt er dies zwiſchen 
jenem Ort und Münchengrätz für möglich, weil das Gebirge, 
welches auf ſeinem rechten Flügel lag, ihn hinderte, das Corps 
in Turnau zu unterſtützen; denn er liefe ſchlechterdings Gefahr, 
wenn er deswegen ſeine Stellung verließe, von der großen 
Armee und der Elbe abgeſchnitten zu werden. „Ich muß alſo“, 
fuhr er fort, „hier den Prinzen Heinrich erwarten und, unge⸗ 
achtet es wider alle Regeln der Kriegskunſt iſt, mit dem Feinde 
gezwungen zu ſchlagen, es doch nach Eurer Majeſtät höchſtem 
Befehl auf den Zufall ankommen laſſen.“ Laudon verſicherte 
weiter, bei einer Niederlage würde der größte Teil des Heeres 
und der Geſchütze völlig verloren gehen, und der Kaiſer ſelbſt 
einem äußerſt gefährlichen Rückzug ausgeſetzt werden. „Ich ſehe 
mich alſo genötigt“, ſchrieb Laudon weiter, „Eurer Majeſtät von alle⸗ 
dem die ſchleunigſte Meldung zu machen und ebenſo ſchleunig um 
den klaren und entſcheidenden Befehl zu bitten, daß ich ſtehen 
bleiben und mit dem Feinde ſchlagen ſoll; denn nachdem ich 
immer zu verſichern die Ehre gehabt habe, daß die Iſer gegen 
einen ſo überlegenen Feind unmöglich zu verteidigen ſei, würde 
ich denſelben hier auch nie erwarten, wenn Eure Majeſtät des— 
wegen nicht ſtets in mich gedrungen hätten.“ Weil aber Joſeph 
bisher zugleich Laudons eigener Beurteilung noch etwas einge— 
räumt hatte, ſo erklärte jetzt der alte Feldmarſchall, daß er es 
auf dieſen äußerſten Fall nicht würde ankommen laſſen und ſich 
daher als ein ehrlicher Mann, um fein Gewiſſen und ſeine er— 
worbene Ehre rein zu behalten, durch einen ausdrücklichen Be- 
fehl des Kaiſers gedeckt wiſſen müßte. „Ich kann hierbei“, 
fuhr er fort, „nichts anderes als mein Leben opfern, und 
dieſes will ich gern hingeben, das mögen Eure Majeſtät über⸗ 
zeugt ſein. Ob aber durch den Verluſt einer Schlacht die 
gegenwärtigen Umſtände gebeſſert oder verſchlimmert werden, 
unterwerfe ich Allerhöchſt der eigenen Einſicht.“ 

Schon ſeit etlichen Tagen ſtand Joſeph auf dem Sprunge, 
zu Laudon zu gehen. Jetzt beſann er ſich nicht lange, ſondern 
ſchickte das empfangene Schreiben an Maria Thereſia, welcher 
er mit wenigen Worten ſeinen Entſchluß anzeigte, ſelber nach 
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den Dingen zu ſehen, weil alles darauf ankäme, dieſe Stellung 
nur im äußerſten Notfall aufzugeben. Er eilte dann nach 
Münchengrätz, wo er noch in der nämlichen Nacht eintraf. Er 
fand den alten Feldmarſchall ſehr unruhig und unentſchloſſen 
und bereit, noch weiter zurückzugehen, die Zelte waren ſchon 
abgebrochen. Der Feind ſtand wohl noch in ziemlicher Ent⸗ 
fernung, aber Huſaren ließen ſich am 11. ſehen, und man 
glaubte daher, daß die Preußen wieder vordrängen. Doch be- 
ſtätigte ſich die Vermutung nicht. Joſeph ließ nun ſorgfältig 
unterſuchen, ob es möglich wäre, dem Feinde den Übergang 
über die Iſer zu verwehren. Am 12. kamen einige Tauſend 
walloniſche Truppen, Fußvolk und Reiterei ins Lager, und im 
ganzen belief ſich nun die Streitmacht an der Iſer auf un⸗ 
gefähr 70000 Mann. 

Zuerſt faßte ſich der Kaiſer in den Meldungen an ſeine 
Mutter kurz; aber am 13. ſchrieb er ausführlicher: „Wir 
ſchwimmen hier noch immer in derſelben Ungewißheit; fern 
vom Feinde, durch große Wälder und Schluchten von ihm gee 
trennt, haben wir keine Nachrichten, folglich verbringt man den 
Tag damit, daß man hin und her überlegt, ohne zu wiſſen, 
was vorgeht, und ohne Beſchäftigung zu haben . . . . Ich glaube, 
wenn ich nicht gekommen wäre, würden wir nicht mehr hier 
ſtehen, noch mein Heer an der Elbe. Ich bürge nicht dafür, 
wie lange das dauern wird; immerhin aber gewinnt man 
etliche Tage, welche ſehr vorteilhaft werden könnten, wenn 
die begonnene Unterhandlung ſich vorher beendigen ließe.“ Kein 
Ausdruck des Unwillens folgte dieſen Worten; wie bei Heinrichs 
erſtem Vorrücken, ſo hatte ſich Joſeph, wie es ſcheint, auch 
jetzt in ſein Schickſal gefunden. 

Über den alten Feldmarſchall berichtete der Kaiſer: dem⸗ 
ſelben fehle faſt alles Vertrauen zu ſeinen Generälen, er ſtimme 
mit ihnen ſchlecht und mache ihnen zuweilen ſehr empfindliche 
Komplimente, z. B. daß er ſich auf keinen Menſchen verlaſſen 
noch jemandem einen Auftrag geben könne, er ſchwatze ferner 
mit ſeiner Umgebung zuviel über alles. Noch ſchärfer und 
unumwundener äußerte ſich Joſeph am folgenden Tage. „Hier 
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iſt weder Haupt noch Ordnung“, ſchrieb er. „Bei Heinrichs 
Einfall hat Laudon den Kopf verloren, und zwar vollſtändig. 
Anſtatt nach dem verabredeten Plane die Verſchanzungen und 
die Stellung von Niemes zu behaupten, hat er ſich, man kann 
es ſo nennen, bis hierher geflüchtet, ohne nur einen Schuß zu 
thun oder den Feind geſehen zu haben. Er hat die Elbe da⸗ 
durch aufgegeben und ohne den geringſten Widerſtand den 
Gegner aus den Bergen herauskommen laſſen . . .. Er iſt in 
Verzweiflung über das, was er gethan, er fühlt es und wünſcht 
ſich den Tod; aber das Übel iſt unheilbar, und eines ſchönen 
Tages werden wir hinter der Elbe ſtehen, wenn der Friede 
nicht vorher kommt, was, wenn es geſchehen ſoll, je früher, 
deſto beſſer ſein würde . ... Morgen will ich von hier wieder 
abreiſen. Ich gehe mit Kummer weg; denn ich fürchte, daß 
der geringſte Lärm unſern Abzug bewirken wird. Aber es iſt 
unmöglich, die Widerſprüche, die Verwirrung, welche hier herrſcht, 
zu ſchildern. Jedermann iſt erſchöpft, beſonders die leichten 
Truppen find über die Maßen abgemattet, und ich kann das 
nicht abſtellen, ohne dem Marſchall alles Anſehen zu nehmen, 
das ich ihm doch für eine große Gelegenheit bewahren muß, 
wo er uns vielleicht ſehr notwendig und nützlich ſein wird.“ 
Auch aus dem Fürſtentume Troppau erfuhr Joſeph einen 
Unfall, der ihn ſehr erbitterte. Die preußiſchen Heerführer 
Werner und Stutterheim hatten dort den General v. Knebel 
am 11. Auguſt bei dem Dorfe Glomnitz überfallen und mit 
geringem eigenen Verluſte geworfen; 6 Offiziere, 24 Unter- 
offiziere, 2 Trompeter und 359 Gemeine waren in Gefangen⸗ 
ſchaft geraten, und 400 Pferde ſamt dem ganzen Gepäck er— 
beutet worden. „Eine Überrumpelung am hellen Tage iſt für 
jeden General unverzeihlich“, bemerkte Joſeph und befahl, 
Knebel feſtzunehmen und die Sache genau zu unterſuchen. 
Die verwundete Waffenehre ſchmerzte mit Recht das 
empfindliche Soldatenherz des Kaiſers; aber für den Fortſchritt 
des Krieges blieb die kleine Niederlage gänzlich ohne Bedeutung. 
Schwer fiel es dagegen ins Gewicht, daß der Prinz Heinrich 
um dieſe Zeit auch auf dem linken Ufer der Elbe ſich feſtſetzte. 
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Platen, den er angewieſen, nach Linay am Bielefluſſe ſüdweſtlich 
von Ausſig zu marſchieren, war über Nollendorf am 11. dahin 
gekommen und am folgenden Tage noch bis Lowoſitz gerückt, 
ſeine Vorhut aber unter dem Generalmajor v. Sobeck hatte 
Leitmeritz beſetzt, deſſen Brückenſchanze faſt eine Art von Be⸗ 
lagerung unter andern Umſtänden notwendig gemacht haben 
würde; denn ſie war mit gemauerten Feſtungswerken verſehen 
und mit 14 Fuß ſtarken eiſenbeſchlagenen Palliſaden, doppelten 
Wolfsgruben und Verhauen umgeben und konnte drei Regi- 
menter faſſen; 1976 Zentner Mehl, 2943 Scheffel Gerſte, 
193 Scheffel Hafer, 1307 Zentner Heu und 35 Faden Holz, 
die in dem Magazine der Stadt lagen, fielen den Preußen in 
die Hände. Die Stellung Leitmeritz-Niemes, welche Laudon 
hatte behaupten ſollen, war unrettbar verloren. 

In hellem Glanze ſtrahlte ſo das Feldherrntalent des 
Prinzen Heinrich, deſſen Siegeszug der hocherfreute König mit 
wachſenden Beifallsbezeigungen begleitete. „Du haſt meine 
Erwartung übertroffen“, ſchrieb Friedrich am 9. Auguſt, und 
zwei Tage nachher: „Ich lerne mit Entzücken Deine ganzen 
Erfolge kennen. Wir ſtehen mit untergeſchlagenen Armen, be⸗ 
wundern Deine Thaten und beſchränken uns auf das Verdienſt, 
die geduldigſten der Menſchen zu ſein.“ Der König verſprach 
näher an Hohenelbe zu rücken und zu unterſuchen, ob ſich trotz 
tauſend Schwierigkeiten dort etwas finden würde, was ein ver⸗ 
ſtändiger Menſch unternehmen könnte. 

Wenn es den beiden preußiſchen Heeren gelang ſich zu 
vereinigen, ſo war der Tag einer großen Entſcheidung nicht 
fern; denn bei den Verhaltungsbefehlen, welche Thugut nach 
Welsdorf mitgenommen, blühte doch der von Maria Thereſia 
ins Werk geſetzten Unterhandlung kein gutes Ende. Die 
Kaiſerin⸗Königin ſelbſt entſagte der Hoffnung, als ſie die Kunde 
von den fortgehenden Erfolgen des Prinzen Heinrich vernahm. 
Beinahe noch mehr peinigte ſie das üble Verhältnis, in welches 
ſie zu Joſeph durch ihren Friedenseifer geraten war. Sie be⸗ 
rief ſich wohl auf die guten Abſichten, die ſie gehabt, und ſie 
tröſtete ſich mit dem Gedanken, daß die Menſchen nur Werk⸗ 
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zeuge der Vorſehung wären; aber es ſchmerzte ſie doch tief, 
daß ſie beſtimmt ſein ſollte, wie eine Geißel das Liebſte, das 
ſie auf der Welt hatte, zu martern. „Ich bin troſtlos“, 
ſchrieb ſie am 9. an den Sohn, „ich habe für den Reſt meiner 
Tage die Freundſchaft und das Vertrauen desjenigen verloren, 
welcher mich ſeit 36 Jahren allein aufrecht erhalten hat. Ich 
betrübe ihn, ich bringe ihn zur Verzweiflung.“ Sie ſchloß 
ihren Brief mit der erneuten Bitte, Joſeph möge ſie beklagen 
und ja nicht haſſen. In einem wechſelvollen Leben hatte ſie 
viel Trauriges erfahren. Doch eine lange Reihe beſſerer Tage 
ſchied ſie von den gewaltigen Stürmen jener früheren Zeiten, 
und die Wunden der Vergangenheit brannten nicht mehr. So 
erſchien ihr denn die Gegenwart ſchrecklicher als alles, was ſie 
vormals gelitten. Ihr ganzes Sein ging auf in dem Wunſche, 
daß ihr der geliebte Sohn erhalten bleiben und die Sache zu 
Ende kommen möchte. Darum ſah ſie den Nachrichten aus 
Welsdorf geſpannt entgegen; denn am ſchwerſten trennt ſich 
der Menſch von der Hoffnung. 


Sechſtes Kapitel. 


Die Braunauer Unterhandlung und der Rückzug der 
Preußen aus Böhmen. 


Auch die aufrichtigſte Friedensliebe kann einen falſchen Weg 
einſchlagen. Maria Thereſia erbot ſich zuerſt, wie erwähnt 
worden iſt, alles, was ihre Truppen in Bayern und der Ober— 
pfalz beſetzt hielten, wieder herauszugeben und den Kurfürſten 
Karl Theodor von den durch den Vertrag vom 3. Januar 
eingegangenen Verpflichtungen zu entbinden, wenn Friedrich der 
Vereinigung der fränkiſchen Markgrafſchaften mit Brandenburg 
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für ſich und ſeine Nachfolger entſagte, ſo lange jüngere Prinzen 
des Hauſes Hohenzollern lebten. Dieſer Vorſchlag aber, welchen 
Thugut am 10. Auguſt dem Könige kundgab, erregte gewaltig 
deſſen Arger. Friedrich war feſt überzeugt, es könnte niemand 
ihm dieſe Vereinigung unterſagen, während umgekehrt Kaunitz 
wußte, daß Oſterreich kein eigenes Recht hätte dagegen Einſpruch 
zu erheben. Sollte der König von Preußen gleichſam Strafe 
dafür zahlen, daß er es gewagt hatte, fic) in die bayeriſche 
Sache zu miſchen? Dieſer Vorſchlag verdarb die Unterhand⸗ 
lung von vornherein. Der König erklärte denſelben für un⸗ 
annehmbar; bei einer zweiten Unterredung, die er mit Thugut 
hatte, ließ er ſich ihn ſchriftlich geben. Er ſah hierauf noch 
die Grenzlinie, welche der Wiener Hof dem Kurfürſten Karl 
Theodor im Februar angeboten, war aber damit ebenfalls un⸗ 
zufrieden. Die Ablehnung überließ er ſeinen Miniſtern, denen 
er noch am 10. auftrug nach Braunau oder, wenn ihnen dieſes 
Kloſter nicht ſicher genug erſchiene, nach dem ſchleſiſchen Fried⸗ 
land zu gehen. Sie ſollten die unannehmbaren Vorſchläge 
ſich ſchriftlich geben laſſen, damit dieſelben in Petersburg und 
an anderen Höfen mitgeteilt werden könnten, und dem Ab— 
geſandten zeigen, wie unzulänglich ſie wären. Nur aus Rück⸗ 
ſicht gegen Maria Thereſia brach der König die Unterhandlung 
nicht ſogleich ab. 

Am 13. gegen Mittag kam Thugut in Braunau an und 
hatte ſogleich eine Zuſammenkunft mit den preußiſchen Miniſtern. 
Er überreichte zuerſt den ſchriftlichen Vorſchlag, geſtand aber, 
daß der König von Preußen denſelben bereits abgelehnt hätte. 
Nachdem ihn Finckenſtein und Hertzberg gleichfalls zurückgewieſen, 
übergab Thugut eine Homannſche Karte mit der Grenzlinie, 
welche dem Kurfürſten Karl Theodor im Februar angeboten 
worden war. Doch verſtand ſich Maria Thereſia zu einem 
größeren Erſatze; denn ſie wollte von ihren Anſprüchen nur 
eine Million Einkünfte voraushaben und das pfälziſche Haus 
für das Übrige durch die zerſtreut liegenden öſterreichiſchen Be⸗ 


ſitzungen in Schwaben entſchädigen, und reichte dies nicht hin, 


ſo war ſie bereit, auch noch einige niederländiſche Stücke dazu⸗ 
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zufügen oder einen Teil der bayeriſchen Landesſchuld zu über— 
nehmen. Verglichen mit der urſprünglichen Forderung war 
die neue bedeutend geringer; jedoch die Abſchätzung nach dem 
Ertrage mußte den Gewinn des Wiener Hofes beträchtlich ver— 
mehren, da die öſterreichiſchen Länder weit höher mit Steuern 
belaſtet waren als die bayeriſchen. Auch die Zuſammenſetzung 
der Kommiſſion, welche den Umfang der zu leiſtenden Bere 
gütigung ausmitteln ſollte, war zu Ungunſten des pfälziſchen 
Hauſes eingerichtet; denn der Vorſchlag legte die Ernennung 
der drei Bevollmächtigten derſelben in die Hände Maria 
Thereſias, des Kurfürſten Karl Theodor und des Herzogs von 
Zweibrücken. Es war alſo zu fürchten, daß letzterer ſtets in 
der Minderheit bleiben und folglich übervorteilt werden würde. 
Der König von Preußen hatte ja nach dem Plane des Wiener 
Hofes mit der weiteren Regelung der Angelegenheit nichts mehr 
zu thun. Endlich ging Reichenhall bei dieſer Grenzlinie für 
Bayern verloren. Im Juni 1772 hatte Joſeph, als er die 
Stücke bezeichnete, die man den Polen abnehmen ſollte, beſon— 
deren Wert auf die Erwerbung des Salzbergwerkes von Wie— 
liczka gelegt; die vorgeſchlagene Grenze würde dem Wiener 
Hof eine neue Einnahmequelle der Art gegeben haben. 

Aber wenn auch eine gerechtere Weiſe der Abſchätzung feſt— 
geſetzt worden wäre, ſo hätte doch Oſterreich noch immer einen 
überaus großen Vorteil erlangt. Den Kern des neuen wittels— 
bachiſchen Staates bildeten Ober- und Niederbayern mit der 
Oberpfalz. Dieſe zuſammenhängende Ländermaſſe von mehr 
als 700 Quadratmeilen der Länge nach ungefähr in zwei 
Hälften teilen, hieß Bayern furchtbar ſchwächen und Oſterreich 
ſehr erheblich ſtärken. Der Wiener Hof würde dann Herr von 
Süddeutſchland geworden ſein und eine Aufſtellung an der 
oberen Donau gewonnen haben, die ihm bei einem Kriege 
mit Frankreich außerordentlich zuſtatten kommen mußte. So 
bedeutende Vorteile machen es begreiflich, daß Maria Thereſia 
ſich entſchloß, Friedrichs Uneigennützigkeit einer größeren Ver⸗ 
ſuchung auszuſetzen. Im April hatte Joſeph dieſem nur zu⸗ 
geſtehen wollen, die Niederlauſitz einzutauſchen; es ſchien ihm, 
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wie er am 5. Mai an ſeine Mutter ſchrieb, hundertmal beſſer, 


Krieg zu führen, als auch die Ober-Vaufig an Preußen ge⸗ 
langen zu laſſen. Jetzt erklärte ſich dagegen Maria Thereſia 
bereit, dem Könige die Erwerbung des ganzen Landes zu ge⸗ 
ſtatten. Wir ſehen, wie die Mutterliebe die Kaiſerin auf 
einen bedenklichen Weg leitete; denn Friedrich bedeckte ſich mit 
Schmach, wenn er den Herzog von Zweibrücken ſo gröblich 
verriet. Auch für ſeinen andern Verbündeten, deſſen Truppen 
neben den preußiſchen im Felde ſtanden, war in dem Vorſchlage 
wenig Sorge getragen. Maria Thereſia verſprach zwar, zu- 
gunſten des Kurfürſten Friedrich Auguſt ihren Rechten auf 
einige ſächſiſche Lehen zu entſagen, aber wenn die Entſchädigung 
des pfälziſchen Hauſes von einer neuen Unterhandlung abhängig 
gemacht wurde, ſo konnte doch die Befriedigung Sachſens nicht 
füglich eher feſtgeſetzt werden, und die Folgezeit hat gelehrt, 
wie wenig Karl Theodor geneigt war, gerade nach dieſer 
Richtung hin Opfer zu bringen. Die preußiſchen Miniſter 
urteilten: eigentlich würde der Wiener Hof ſeinen Zweck erreicht 
haben, und Sachſen und Zweibrücken preisgegeben ſein, wenn 
der König den Vorſchlag annähme. Friedrich ſtimmte ihnen 
bei und ermächtigte ſie, die Unterhandlung abzubrechen und nach 
Berlin zurückzukehren. Infolge dieſes Befehles übergaben ſie 
dem Abgeſandten am 15. morgens eine Schrift, worin ſie die 
Gründe für die Ablehnung der Vorſchläge nannten. 

Thugut behauptete jetzt in einer Note, daß es der Kaiſerin⸗ 
Königin nicht ſowohl auf eine Vergrößerung als auf eine Ver⸗ 
bindung ihrer Länder ankäme. Kurz vor ſeiner Abreiſe von 
Wien war er noch angewieſen worden, ein kleineres Gebiet zu 
verlangen, da keine Ausſicht vorhanden ſei, die große Innlinie 
zu gewinnen. Maria Thereſia hatte ſich bereit erklärt, vorder⸗ 
öſterreichiſche Stücke dafür zu geben und, was dieſe weniger 
brächten, in Geld zu erſetzen 1). Thugut wies jetzt auf eine 


1) Arneth X, 486. Die Linie, von welcher Maria Thereſia am 
2. Auguſt geglaubt hatte, daß ſie allein Hoffnung auf einen Ausgleich 
gäbe, ſcheint ſie aus Furcht vor ihrem Sohne nicht haben anbieten wollen. 


n 
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andere Homannſche Karte hin, wo eine neue Grenzlinie mit 
roter Tinte gezogen war. Dieſelbe ſtimmte bis Waſſerburg 
mit der vorigen überein, ſie ging dann über Mühldorf, Marktl, 
Pfarrkirchen, Oſterhofen und Viechtach nach Waldmünchen. 
Thugut verſuchte doch noch, eine Million Gulden Einkünfte 
voraus zu erhalten, erbot ſich aber außerdem, wenn kein Aus⸗ 
gleich über die Entſchädigung zuſtande käme, neue Befehle von 
Wien einzuholen. Von den fränkiſchen Markgrafſchaften war 
hier keine Rede mehr und noch weniger von einer Vertauſchung 
derſelben gegen andere Gebiete. 

Finckenſtein und Hertzberg meldeten Friedrich dem Großen 
noch am 15. mittags den neuen Vorſchlag, aber ſie fragten 
nicht weiter an, ſondern brachen die Unterhandlung auf Grund 
der früheren Ermächtigung ab. „Thugut will uns glauben 
machen“, ſchrieben ſie dem Könige, „daß ſein Hof nur eine 
Verbindungslinie zwiſchen ſeinen Staaten erſtrebe; doch das 
widerlegt ein Blick auf die Karte. Oſterreich wünſcht vielmehr 
eine bedeutende Vergrößerung, nämlich einen Teil der Donau, 
die ganze Salzach und den ganzen Inn, die Hälfte des Strau— 
binger Bezirks, den geſamten beträchtlichen Bezirk Burghauſen 
und beſonders die Salzwerke von Reichenhall, deren Verluſt 
Bayern zu Grunde richten und dem Wiener Hofe das Salz— 
monopol in Oberdeutſchland verſchaffen würde.“ Friedrich 
billigte das Verfahren ſeiner Miniſter und befahl ihnen Ruß— 
land und Frankreich über die Braunauer Unterhandlung zu 
unterrichten. Am 16. reiſten Finckenſtein und Hertzberg ab, 
und Thugut mußte das Gleiche thun; von Neuſtadt aus ſchrieb 
er noch am 17. an den König: er könne nicht weggehen, ohne 
ihm anzuzeigen, wie ſehr es ihn ſchmerze, daß er keinen Erfolg 
gehabt, obwohl er ſich ſogar einigermaßen von ſeinen Ver⸗ 
haltungsbefehlen entfernt habe. Thugut klagte beſonders da— 
rüber, daß man nicht einmal gewartet hätte, bis er neue An⸗ 
weiſungen aus Wien empfangen ). 


1) Der Notenwechſel ſteht in der Vollſtändigen Sammlung III, 386 ff., 
wo auch die beiden Grenzlinien angegeben ſind, welche Thugut vorgezeigt 
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Offenbar wollte der König mit hoffnungsloſen Friedens⸗ 
verſuchen die Zeit nicht verſchwenden, und niemand kann ihn 
tadeln, der ſich die Mühe nimmt, die neue Unterhandlung mit 
der vorhergehenden zu vergleichen. Im Juli hatte Maria 
Thereſia ſich erboten, nur ein Gebiet von einer Million 
Einkommen zu behalten und dieſes ſo auszuwählen, daß Bayern 
nicht mitten entzwei geſchnitten würde. Jetzt entfernte ſie ſich 
in beiden Stücken wieder hiervon und noch mehr von dem 
Plane, welchen Friedrich nach Wien geſchickt hatte. Mußte da 
letzterer nicht glauben, daß es dem Wiener Hofe kein Ernſt 
mit der Unterhandlung ſei und daß Joſeph von neuem die 
Oberhand gewonnen habe? Maria Thereſia hatte wegen der 
Nachrichten vom Kriegsſchauplatze der Abreiſe Thuguts hoff— 
nungslos nachgeſehen; ſollte Friedrich es verſäumen, von der 
günſtigen militäriſchen Lage der Preußen Vorteil zu ziehen? 
Aus dem feindlichen Lager war ihm die Kunde gekommen, daß 
die Oſterreicher im Begriff ſtänden, ihren Rückzug nach Czas⸗ 
lau anzutreten, vorher aber Laudon dem Prinzen Heinrich eine 
Schlacht liefern ſollte. Für die Echtheit der Nachricht bürgte 
Friedrich keineswegs; aber ſie erſchien ihm doch ſo wichtig, daß 
er den Bruder am 11. Auguſt unverzüglich davon in Kenntnis 
ſetzte. Den Tag zuvor war Thugut bei ihm in Welsdorf ge— 
weſen. Von ſchwebenden Unterhandlungen ſprachen ſchon die 
öffentlichen Blätter. Dennoch hatte der König bisher gegen 
den Prinzen darüber geſchwiegen. Jetzt aber hielt er es für 
gut, demſelben mitzuteilen, daß Maria Thereſia alles in Beſitz 
genommene Gebiet wieder herausgeben wollte, wenn er für 
immer auf Ansbach verzichtete. „Man muß dieſe Leute ſchlagen“, 
fuhr er fort, „um ihnen vernünftigere Geſinnungen einzuflößen!“ 
Der verletzende Vorſchlag eignete ſich ſehr, das Herz des Bruders 
für den bevorſtehenden Kampf zu entflammen, weil er einem 
Lieblingswunſche desſelben entgegenlief, und ſo brach denn der 


hat; den Briefwechſel zwiſchen Friedrich und ſeinen Miniſtern vom 10. 
bis 16. Auguſt enthalten die Geh. Kab.-Akten. Auch das Schreiben. 
Thuguts an Friedrich befindet ſich daſelbſt. 
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kluge König fein Stillſchweigen, ohne der Fortſetzung der Unter— 
handlungen mit einem Worte zu gedenken. 

Heinrich empfing am 13. dieſen Brief. Er befand ſich 
damals noch in Niemes, ihm zur rechten hatte Möllendorf 
in Neuſchloß ſein Quartier aufgeſchlagen, jenſeit der Elbe 
lagerte Platen bei Lowoſitz und deſſen Vorhut bei Leitmeritz. 
Auf der andern Seite ſtanden die Sachſen in Merzdorf zwiſchen 
Wartenberg und Olſchwitz und in Paulsdorf bei Reichenberg; 
nördlich von dieſer Stadt, bei Katharinenberg, ſchloſſen die 
Truppen Podgurskis, an das Iſergebirge gelehnt, den linken 
Flügel. Der Raum, welchen die preußiſchen Waffen beherrſchten, 
war ſehr ausgedehnt; aber die einzelnen Heeresabteilungen 
konnten ſich in drei Stunden die Hand reichen, und keine 
leichten Truppen des Feindes vermochten dazwiſchen durch— 
zudringen. Der Prinz wußte ziemlich genau die Stärke des 
Gegners und die Stellungen, welche die Kaiſerlichen einnahmen. 
Die Hauptſache jedoch entging ihm; denn er freute ſich, daß 
er imſtande wäre, die Lauſitz und Berlin vor allen Anſchlägen 
Laudons erfolgreich zu ſchützen. Er ſah in dem alten Feld— 
marſchall noch immer den Mann des Siebenjährigen Krieges 
und handelte daher mit der äußerſten Vorſicht. Ihm wäre 
zwar eine Schlacht erwünſcht gekommen; aber er meinte, hinter 
der Iſer könne der Feind nicht angegriffen werden, abgeſehen 
davon, daß die Nähe der beiden öſterreichiſchen Heere das 
Unternehmen noch mehr erſchwere. Die Ausſicht auf ein 
ruſſiſches Hilfscorps begrüßte Heinrich froh, er fürchtete jedoch 
die Langſamkeit der Ausführung und bemerkte deshalb: „Wenn 
die Kaiſerin Katharina nur dem Wiener Hof eine ſtarke Er— 
klärung thun wollte, das würde ſicherlich einen großen Eindruck 
auf Maria Thereſia machen!“ 

In dieſem Augenblicke traf die wichtige Nachricht aus Wels- 
dorf ein. Der Prinz bezweifelte, daß ihn in ſeiner gegen- 
wärtigen Stellung Laudon angreifen würde; zugleich geſtand er 
aber, daß er ſelber gegen den Feldmarſchall auch nichts unter- 
nehmen könnte, und die Mitteilung von dem kränkenden Vor⸗ 
ſchlage Maria Thereſias rief keineswegs die Wirkung hervor, 
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welche der König gehofft. „Ich ſehe mit Kummer“, antwortete 
der Prinz, „daß es unmöglich ſein wird, den Krieg anders als 
mit Gewalt der Waffen zu beendigen.“ Warum denn aber 
mit Kummer? Ein zweiter Brief von demſelben Tage löſt 
uns das Rätſel. Heinrich zeigte ſich tief gerührt über die An⸗ 
erkennung, die ihm der König wiederholt ausgeſprochen, jedoch 
er fügte dann hinzu: „Ich habe niemals einen andern Wunſch 
gehabt, als den, Dein Wohlwollen zu verdienen; alle meine 
Handlungen haben dahin gezielt. Ich werde desſelben am 
meiſten bedürfen, wenn ich mich wegen einer zu ſchwachen 
Leibesbeſchaffenheit werde vergeſſen, vielleicht ſogar verurteilt 
ſehen, und in Bitterkeit und Kummer meine letzten Tage ver⸗ 
fließen werden.“ 

Wir ſtehen hier an dem Wendepunkte des Krieges. Laudon 
würde, wenn er um den 10. Auguſt auf Joſephs Drängen 
eine Schlacht geliefert hätte, wahrſcheinlich beſiegt worden ſein. 
Indem er es nicht wagt, verhütet er ein großes Unglück. 
Dann erwirbt ſich der junge Kaiſer das Verdienſt, daß er den 
in den Waffen ergrauten Mann bewegt, in der Stellung, die 
er eben eingenommen, noch einige Zeit auszuharren, und die 
früheren Thaten decken den angſtvollen Feldherrn gleich einem 
Schilde. Das Glück aber lächelt ungeſehen den Oſterreichern 
in dem gefährlichſten Augenblicke des Krieges. Den Anſtrengungen 
des höchſt beſchwerlichen Marſches nicht gewachſen, erliegt der 
Körper des Helden, welcher mit vorſichtiger Kühnheit bis jetzt 
einhergeſchritten war; banger Trübſinn, den er vergeblich zu 
verſcheuchen ſucht, umnachtet ſeine Seele, der vorwärts drängende 
Mut erliſcht, und er bleibt unthätig ſtehen. Wenn er noch 
einen Marſch unternahm, Hühnerwaſſer beſetzte, Möllendorf 
gen Weiswaſſer ſchickte, dann hätte ſich Laudon unfehlbar wieder 
auf die Flucht begeben, und der Kaiſer wäre nach Pardubitz 
gegangen. 

Ein neues kurzes Schreiben des Königs vom 12. beſtätigte 
dem Prinzen die bereits gegebene Nachricht von den Vor⸗ 
bereitungen, die Joſeph wirklich für den Rückzug traf. Friedrich 
ſah darin ganz richtig die Folge der Furcht, welche Heinrich 


Friedrich rückt nach Burkersdorf vor. 159 


den Oſterreichern einflößte, daß er ihnen in den Rücken kommen 
könnte. Der König verſprach, dem fliehenden Feinde ſo weit 
als möglich zu folgen und deſſen Nachhut anzugreifen, wenn 
es ſich thun ließe. Der Prinz antwortete darauf am 15. Aue 
guſt: „Ich wünſche von Grund meines Herzens, daß die Nach— 
richt ſich beſtätige; doch, um frei heraus zu ſprechen, ich zweifle 
daran; die beiden feindlichen Heere nehmen eine zu vorteilhafte 
Stellung ein, und ich ſehe nicht, was ſie nötigen könnte, dieſelbe 
zu verlaſſen . . .. Ich wollte gern Laudon angreifen, um auf 
die eine oder andere Weiſe zu Ende zu kommen; aber ſie haben 
alle Brücken über die Iſer abgebrochen.“ Am 17. verkündigte 
Heinrich ſogar ſchon ſeinem Bruder, daß er aus Futtermangel 
in 10—12 Tagen nach Gabel und von da in die Lauſitz würde 
marſchieren müſſen. Als er um dieſe Zeit einen Angriffsplan 
von Möllendorf empfing, welcher vorſchlug, man ſolle den 
Feind auf dem linken Flügel umgehen und dadurch zwingen, 
ſeine günſtige Stellung hinter der Iſer zu verlaſſen und ſich 
gen Prag zurückzuziehen, war der Prinz darüber ſehr aufgebracht. 
Er fürchtete, Möllendorf werde ſich brüſten, daß er offenſiver 
habe zu Werke gehen wollen als der Oberbefehlshaber. Der 
Graf Henckel v. Donnersmarck, welcher mit dem thatenluſtigen 
Generallieutenant von Jugend an befreundet war, erhielt den 
Auftrag, die ablehnende Antwort nach Neuſchloß zu tragen. 
Angſtlich bemüht, den erworbenen Ruhm unverſehrt zu be— 
wahren, ſtrebte der Prinz nach keinen neuen Vorteilen und 
erſehnte das Ende des Krieges, um ſich dann ganz von der 
militäriſchen Laufbahn zurückziehen zu können. Noch wochen— 
lang blieb er in ſeiner Stellung unthätig ſtehen. 

Bald nach dem Einmarſch in Böhmen hatte der König, 
wie erwähnt, in der Einſicht, daß er gegen die ſtarken Be— 
feſtigungen der Oſterreicher nichts ausrichten würde, den Krieg 
nach Mähren ſpielen wollen; aber durch den vortrefflichen Plan, 
welchen der Prinz Heinrich entworfen, war er davon wieder 
abgebracht worden. Das Stilleſitzen, wozu ihn die Verhältniſſe 
nun zwangen, behagte ſeiner Sinnesweiſe ſehr wenig, und er 
ſpottete wohl ſelbſt über ſeine Lage, obgleich er ſich geduldig 
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in die Notwendigkeit ergab. Er blieb in ſeiner erſten Stellung, 
bis ihn der äußerſte Futtermangel forttrieb. Am 15. Auguſt 
ging der General Wunſch von Nachod in die Grafſchaft Glatz 
auf den Ratſchenberg hinter Lewin zurück, und das Hauptheer 
brach, vom Feinde nicht beläſtigt, in vier Kolonnen nordwärts 
gen Burkersdorf auf, wo den König die glänzenden Erinnerungen 
an den heißen, aber ruhmvollen Schlachttag von Soor um⸗ 
gaben. Er wollte nun verſuchen, bei Arnau und Neuſchloß 
über die Elbe zu gelangen; es fragte ſich nur, ob er Kanonen 
würde mit ſich führen können. 

Joſeph vermutete ſogleich, wohin Friedrichs Abſichten zielten. 
Er war von Münchengrätz noch zeitig genug zurückgekehrt, um 
Zeuge des Abmarſches der Preußen zu ſein, und wartete ge— 
ſpannt auf die Meldungen, welche die nachgeſchickten Huſaren 
bringen würden. Er war bereit, noch in derſelben Nacht gen 
Arnau zu marſchieren und, wenn ſich der König mit ihm am 
andern Tage meſſen wollte, „mit ſeiner ganzen Bude“ dort zu 
ſein oder nach Hohenelbe zu gehen, wenn die Preußen bei 
dieſem Städtchen den Übergang verſuchen ſollten. „Jedermann 
wünſcht eine Schlacht mit wahrer Ungeduld“, ſchrieb er, „und 
ich ſicherlich am meiſten.“ Warum er den abziehenden Feind 
nicht verfolgt hatte, darüber verlor er kein Wort. 

Die Meldungen, welche dann einliefen, müſſen von keiner 
beunruhigenden Art geweſen ſein; denn der hitzige Kaiſer fand 
es für gut, noch ſtehen zu bleiben. Folgenden Tages erfuhr 
er durch Maria Thereſia, daß der König ihr erſtes Anerbieten 
abgelehnt und Thugut nach Braunau geſchickt hätte. Solche 
Nachrichten pflegten Joſeph immer ſehr aufzuregen, und weil 
er an dem verhaßten Gegner ſeinen Zorn nicht kühlen konnte, 
ſo trafen die Pfeile ſeiner üblen Laune die unglückliche Mutter. 
Es ließ ihn ungerührt, daß ſie für ſeine winzige Geſundheit 
eine ſo große Teilnahme bezeigte, während ſie ihm doch für 
ſeine Ehre, ſeinen guten Ruf keine zu beſitzen ſchien, und er 
glaubte zu fühlen, daß er nur der Vorwand ſein ſollte für den 
Schritt, welchen fie gethan und von dem fie wohl einſähe, daß 
er ohne Beiſpiel wäre. Joſeph bat abermals um die Gnade, 
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nichts weiter von der Sache zu hören, als was beſchloſſen 
worden, oder die tröſtliche Kunde von dem Abbruch der Unter— 
handlungen zu empfangen. Er ſchob jetzt auch die Schuld der 
unterlaſſenen Verfolgung, welche das Heer verwundert zu haben 
ſcheint, auf die unſeligen Friedensverſuche, während es ihm 
leicht geweſen wäre, dem Feinde Verluſt an Menſchen und Gepäck 
zuzufügen. „Dieſe Gelegenheit“, ſchrieb er grollend, „iſt vorbei, 
und wir werden vielleicht keine ſo vorteilhafte mehr bekommen.“ 
Er hielt es für notwendig, in den Zeitungen ſich zu rechtfertigen. 

Am 17. Auguſt brach der Kaiſer mit ſeinem linken Flügel 
nach Saleſel bei Königinhof auf, und in das Lager, das er 
bisher inne gehabt, ließ er den Herzog Albert einrücken. Um 
ſelber ſeiner Gewohnheit gemäß nach den Dingen zu ſehen, 
begab ſich Joſeph auch zu Alton, der bei Arnau ſtand, und es 
ſchien ihm, daß der König bei Hohenelbe den Übergang vere 
ſuchen würde. Die Truppen der preußiſchen Generalmajore 
v. Anhalt und v. Dalwig marſchierten wirklich um dieſe Zeit 
nordweſtlich und beſetzten unter der Anführung des Erbprinzen 
von Braunſchweig die Gegend von Tſcherma und Mohren. 
„Wir werden morgen“, ſchrieb Friedrich am 18. an ſeinen 
Bruder, „die leichten Truppen über die Elbe zurückjagen, und 
wenn eine Möglichkeit vorhanden iſt, dieſen Fluß bei Pelzdorf 
zu überſchreiten, ſo werden wir es unternehmen; dann ſind 
die Poſten von Arnau und Neuſchloß im Rücken gefaßt, und 
indem hierauf das geſamte Heer nach Petzkau marſchiert, hat 
es die ganze Stellung des Kaiſers umgangen.“ Vorſichtig 
fügte jedoch der König hinzu: er könne noch nicht mit Sicher— 
heit ſagen, ob das alles ausführbar ſei. Folgenden Tags ward 
er noch bedenklicher, als man ihm meldete, daß feindliche Truppen 
in der Richtung auf Hohenelbe marſchierten. „Das ſetzt mich 
unendlich in Verlegenheit“, ſchrieb er an Finckenſtein, „und 
läßt mich zweifeln, ob es möglich ſein wird, den beabſichtigten 
Plan glücklich auszuführen.“ Unter dieſen Umſtänden ſchien 
es dem König, als wenn nur Rußland helfen könnte, indem 
es ihm durch eine Diverſion die Arme frei machte ). 

1) Geh. Kab.⸗Akten 18. Auguſt. 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 11 
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In der That ftellten ſich auch dem Plan ungeheure Schwierig⸗ 
keiten entgegen. Von allem Terrain, welches Friedrich in ſeinem 
Leben geſehen, erſchien ihm dies als das abſcheulichſte. Wie in 
den Alpen gab es Hohlwege und Berge von Viertelmeile zu 
Viertelmeile; mit großem Zeitaufwand und vieler Mühe mußte 
man Straßen für die Kanonen und Brotwagen herſtellen. 
Trotzdem verfolgte der König ſein Unternehmen weiter. „Mor⸗ 
gen machen wir“, ſchrieb er am 21. dem Bruder, „eine Be⸗ 
wegung vorwärts. Ich ſchweige von all den fürchterlichen 
Schwierigkeiten, auf die man hier ſtößt; aber wenn die Sache 
nicht ſchlechterdings unmöglich iſt, will ich den Übergang über 
die Elbe verſuchen und mich bemühen, die Truppenteile zu 
vernichten, welche mir der Feind entgegenſtellt. Bin ich ihm 
in der Seite, ſo muß er meiner Meinung nach ſeine ganze 
Stellung verändern, und wir werden dann vielleicht imſtande 
ſein, über Turnau zwiſchen unſern Heeren eine Verbindung zu 
gewinnen. Ungefähr in vier Tagen wird das geſchehen können, 
wenn die Sache ſich unternehmen läßt.“ 

Was dem Prinzen Heinrich verhältnismäßig leicht geweſen 
wäre zu vollführen, das trachtete jetzt alſo der König zuſtande 
zu bringen. In drei Kolonnen brach er am folgenden Morgen 
mit einem Teile des Heeres auf, um die Höhen von Tſcherma 
bis Leopold zu beſetzen. Nachdem er die feindlichen Huſaren 
und Kroaten hatte vertreiben laſſen, befahl er das Lager auf⸗ 
zuſchlagen, ging mit 400 Huſaren vom Regimente Ziethen zu 
den Truppen, die unter dem Erbprinzen von Braunſchweig bei 
Hermannſeifen und Langenau ſtanden, und beſichtigte Hohenelbe. 
Den Fingerberg und den Wachuraberg, die in der Nähe dieſes 
Städtchens auf dem linken Ufer der Elbe neben einander liegen 
und die Gegend beherrſchen, fand er unbeſetzt und machte dae 
nach ſeinen Plan. Die Zahl der ihm gegenüberſtehenden Truppen 
ſchien ihm 30000 Mann zu betragen. „Wenn das Glück den 
Greiſen noch hold iſt“, ſchrieb er aus dem Lager von Leopold 
an ſeinen Bruder, „ſo hoff' ich, dieſes Corps bald zu ſchlagen.“ 

Der Marſch des Königs veranlaßte natürlich den Kaiſer, 
die geeigneten Gegenvorkehrungen zu treffen. Joſeph befand 
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ſich in ſehr mißmutiger Stimmung. Während die Ruhr ſchon 
ſeit längerer Zeit das preußiſche Lager verheerte, fing ſie nun 
auch bei den Oſterreichern an zu wüten. Der Kaiſer ſchwebte 
ferner in fortwährender Beſorgnis vor einem Rückzuge Laudons; 
er fürchtete, daß der Prinz Heinrich zugleich mit dem Könige 
ſich in Bewegung ſetzen und beſonders der bei Reichenberg auf⸗ 
geſtellte Truppenteil vordringen würde. Noch unbekannt mit 
dem, was in Braunau geſchehen war, ſchrieb er am 21. an 
ſeine Mutter: „Wir führen einen Scheinkrieg; man erwartet 
den Frieden, und zwar einen ſchimpflichen, erniedrigenden und 
ſchädlichen; zu derſelben Zeit wird das Land verwüſtet, wäh⸗ 
rend wir nichts Entſcheidendes wagen können, um die Unter⸗ 
handlungen nicht zu ſtören. Ich geſtehe, daß dieſe Lage ſchrecklich 
iſt, und daß ich gewiß nicht hier ſein würde, wenn es möglich 
geweſen wäre, ſie vorherzuſehen. Aber Gott gebe nur auf irgend— 
eine Weiſe das Ende; für die Zukunft werd' ich Sorge 
tragen.“ 

Den Tag vorher hatte Maria Thereſia erfahren und dem 
Sohne ſogleich gemeldet, daß Thugut in Braunau nicht glück⸗ 
licher geweſen war als in Welsdorf. Schlecht belohnt für ihre 
Zärtlichkeit, wollte fie ihm fortan mit Friedens vorſchlägen nicht 
mehr läſtig fallen und ſich dadurch viel Unannehmlichkeiten er— 
ſparen. Der Brief traf den Kaiſer in Ols bei Arnau, wohin 
er mit Verſtärkungen geeilt war. Er forderte die Mutter auf, 
nun alle Kräfte gegen den ebenſo mächtigen als gefährlichen 
Feind anzuſpannen, und er gelobte für des Vaterlandes Rettung 
es an ſich nicht im geringſten fehlen zu laſſen. „Wir ſind hier 
in den Bergen“, ſchrieb der Kaiſer weiter, „im Augenblick 
eines entſcheidenden Ereigniſſes.“ Er erwartete, daß ein Kampf 
bei Hohenelbe den nächſten Tag (24. Auguſt) unternommen 
und vielleicht durch einen Scheinangriff auf Königinhof, wo 
ſein Schwager mit dem rechten Flügel ſtand, unterſtützt werden 
würde. Deshalb zog er Colloredo mit 8 Bataillonen, ferner 
ſeinen linken Flügel und noch einige Reiterei vom Herzog von 
Teſchen an ſich, die in der Nacht und am nächſten Morgen 


eintrafen. Die Oſterreicher hatten inzwiſchen auch den Finger⸗ 
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und Wachuraberg mit Truppen beſetzt ). „Es iſt unbezahlbar“, 
frohlockte Joſeph am 24., „daß uns der König den heutigen 
Tag zu unſern Anordnungen gelaſſen hat; denn ich ſchmeichle 
mir nun, daß wir ihm werden widerſtehen können, wenn er 
uns angreift. Aber ich habe zwei grauſame Tage zugebracht, 
die mich ſehr beunruhigten.“ Seit dem 21. war er nicht aus 
den Kleidern gekommen. 

Wenn der König die günſtige Zeit ungenützt verſtreichen 
ließ, ſo geſchah es, weil ſeine Kanonen ſich nur ſehr langſam 
durch die Hohlwege von Wildſchütz, Silberſtein, Mohren und 
Hermannſeifen bewegten; man brauchte drei Tage für die drei 
Meilen. Und von Niemes her blieb Friedrich ganz ohne Unter— 
ſtützung. Er hatte dem Bruder am 18. Auguſt geraten, zur 
Deckung der Lauſitz eine Heeresabteilung ſtehen zu laſſen und 
kühn bei Leitmeritz die Elbe zu überſchreiten, und im nächſten 
Briefe war der Vorſchlag noch einmal gemacht worden. „An⸗ 
genommen, Du wäreſt entſchloſſen, nichts zu unternehmen“, 
ſchrieb der König am 20. weiter, „ſo würdeſt du wenigſtens 
auf Koſten des Feindes das Heer ernähren, und das iſt beſſer, 
als wenn du nach einem ſo ſchönen Anfang in die Lauſitz um⸗ 
kehrſt.“ Briefe, die den Preußen in die Hände gefallen waren, 
ſchilderten die Beſtürzung, worin ſich Prag befand; Friedrich 
ſchickte ſie dem Prinzen zu. Vielleicht wußte dieſer ſchon davon 
durch eigene Kundſchafter; aber er blieb unbeweglich. Er war 
froh, daß er durch die Stellung, die er inne hatte, den Feind 
außer Stand ſetzte, gegen ihn etwas zu unternehmen, und er 
glaubte ſelber nicht das Geringſte thun zu können. Die Kette von 
Wäldern, Felſen und Hohlwegen, die vor ihm lagen, hielt ihn 
ab, nach der Iſer hin vorzudringen, und ebenſo wenig war er 
geneigt, über die Elbe zu gehen; er fürchtete, daß ihm alsdann 


1) Der preußiſche Generalmajor v. Anhalt, welcher am 21. den Be⸗ 
fehl erhalten, am nächſten Morgen dieſe Berge zu beſetzen, war dahin 
auch aufgebrochen, aber er hatte dann, wie wenn er ein Nacheiferer des 
Prinzen Heinrich wäre, plötzlich und ohne Grund Halt gemacht und ſo 
den Oſterreichern Zeit gegeben, den Preußen zuvorzukommen. Bericht 
Lindenaus bei Preuß IV, 383. Vgl. Urkundenbuch V. 177—180. 
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bei Leitmeritz in einem verſchanzten Lager, deſſen Plan er hatte, 
Laudon 20000 Mann entgegenſtellen, mit dem übrigen Heere 
nach der Lauſitz aufbrechen und die Zufuhr aus Sachſen ab⸗ 
ſchneiden würde. 

Der Prinz bemerkte weiter: „Ich bin, mit Ausnahme des 
Generals Möllendorf, ohne jeden Rat, und ich habe für die 
großen Bewegungen des Krieges niemanden, auf den ich mich 
verlaſſen kann. Dazu kommt, daß die Sachſen, obwohl ſie 
von dem beſten Willen beſeelt ſind, nicht zu ſehr ausgeſetzt 
werden dürfen; denn wenn ihnen ein Unglück widerführe, ſo 
würde bei mir eine ganze Flanke bloßgeſtellt ſein. Ich habe 
den General Belling für die Ausführung, wenn er geleitet 
wird. Übrigens giebt es keinen Ort, den ich nicht ſelber be— 
ſuche; ſogar in den ſchleſiſchen Gebirgen bin ich geweſen. Aber 
meine Kräfte ſchwinden täglich, außerdem töten mich Gram 
und Schwermut. Ich thue, was ich nur kann, um mich auf— 
zuraffen; aber meine Lage iſt ſo, wie ich ſie beſchreibe.“ Der 
König verlor kein Wort über die körperliche Schwachheit des 
Prinzen und wiederholte ſeinen Rat. „Ich bin feſt überzeugt“, 
ſchrieb er am 24., „wenn Du den Oſterreichern einige Be— 
ſorgnis um Prag einflößeſt, werden dieſe ſich insgeſamt dorthin 
wenden. Will man Ruhe haben, ſo muß man den Feind be— 
unruhigen oder erwarten, daß man von ihm beunruhigt wird.“ 

Der König ſelbſt war damals noch entſchloſſen, das Wagnis 
zu beſtehen, das er ſich vorgenommen; aber er verkannte keines⸗ 
wegs die großen Schwierigkeiten, welche ſich ſeinem Plan in- 
zwiſchen entgegengetürmt hatten. „Die erſte wird ſein“, ſchrieb 
er an Heinrich, „den Feind von zwei Bergen zu vertreiben, 
die er diesſeit der Elbe beſetzt hält, die zweite, durch die Stellung 
hindurch, welche die öſterreichiſchen Truppen inne haben, den 
ſehr mißlichen Übergang zu verſuchen. Gelingt die Sache nicht, 
ſo wird mein Unternehmen für eine bloße Kanonade gelten.“ 

Am 25. marſchierten die Truppen, die noch in Burkersdorf 
geblieben waren, nach Wildſchütz, wobei die Nachhut von dem 
Grafen Wurmſer hitzig angegriffen ward und einigen Verluſt 
erlitt. Darauf zog auch Joſeph neue Verſtärkungen an ſich, 
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indem er dem Herzoge von Teſchen befahl, mit 13 Bataillonen 
und einem Reiterregimente zu ihm zu ſtoßen. „Ich mache mich“, 
ſchrieb er an Maria Thereſia, „morgen mit Ergebung, Ruhe 
und Mut auf etwas Wichtiges gefaßt. Im Heer und bei den 
Offizieren iſt die Stimmung der Art, daß ſie ſich für unüber⸗ 
windlich halten. Wir werden ſicherlich alles thun, was in 
unſeren Kräften ſteht.“ Wirklich brach am andern Tage der 
König zu dem Erbprinzen von Braunſchweig, der zwiſchen 
Schwarzthal und Langenau ſtand, von Leopold auf. Das Wetter 
war ſehr unfreundlich geworden, ein kalter Wind wehte fürchter⸗ 
lich, und ein feiner Regen näßte Berg und Thal. Friedrich 
lagerte ſich auf den Höhen von Lauterwaſſer, aber er unter⸗ 
ließ den Angriff auf Hohenelbe; denn er wollte nicht tollkühn 
handeln ). 


1) Am 30. Auguſt meldet Friedrich dem Grafen Finckenſtein, daß er 
ſein Unternehmen nicht habe ausführen können wegen der Schwierigkeiten 
inbezug auf den Transport der ſchweren Artillerie. „On a été obligé“, 
fuhr er fort, „ d'eraployer trois jours tout entiers pour la faire avancer 
un mille et demi. L'ennemi a profité de ce tems pour attirer toutes 
les forces qu'il avoit du coté de Jaromirs et pour les placer sur les 
plus hautes montagnes depuis les sources de I'Elbe et de l'Iser jusqu’ 
ici, de sorte qu'il est impossible de l'entamer. Avec cela il a fouragé 
tout le pais un mille en arriére de son camp, et comme nous en avons 
fait autant de notre coté quatre milles 4 la ronde le long des fron- 
tiéres, cela l'empéchera de tenir pendant I’hyver un corps tant soit 
peu considérable assemblé sur les frontiéres. Mon frére en agit de 
méme du coté de la Saxe et de la Lusace; mais quoique ces mésures 
nous feront passer probablement I'hyver tranquillement, cela ne laisse 
pourtant pas que de rendre pour la totalité cette campagne assez 
chétive en soi-méme.... La maniére actuelle de faire la guerre 
des Autrichiens doit leur devenir insoutenable à la longue. Elle est 
non seulement ruineuse au pais, mais leur fait aussi consumer in- 
utilement l’argent d’ou je crois que l'on peut inférer qu'ils souhaite- 
ront volontiers de terminer la querelle par la négociation.“ Ahnlich 
Friedrich an Solms 27. und 31. Auguſt. Am 7. September ſchreibt er 
an letzteren: die öſterreichiſchen Verſchanzungen nehmen einen Raum 
von vier Meilen Länge ein, ſeien mit 700 Kanvnen beſetzt und durch 
100 000 Mann verteidigt, aber nicht ſowohl dieſe furchtbare Artillerie 
habe ihn zurückgehalten, als daß man, um zum feindlichen Lager zu 
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So jah der wachſame Joſeph in ſeiner Vermutung ſich ge— 
täuſcht. Da der Herzog von Teſchen mit den Verſtärkungen 
inzwiſchen angelangt war und die Oſterreicher die letzten Tage 
gut benutzt hatten, um ihre Stellung noch mehr zu befeſtigen, 
konnte der Kaiſer nun mit Ruhe die weiteren Unternehmungen 
Friedrichs abwarten. Allein von der Iſer her kam jetzt eine 
Kunde, die ihn in die größte Beſtürzung verſetzte. „Nichts 
vermag in dieſem Augenblicke“, ſchrieb er am 26. Auguſt an 
Maria Thereſia, „den größten Teil von Böhmen zu retten, 
als eine glückliche Schlacht, die morgen und nicht ſpäter ge— 
liefert würde; denn der Prinz Heinrich ſollte heute nach 
allen Berichten Laudons aufbrechen, und der Marſchall hat 
mir den Fürſten Liechtenſtein eigens herübergeſchickt, um mir 
ſagen zu laſſen, daß er ſich an der Iſer nicht halten könnte, 
ſondern hinter Brandeis würde marſchieren müſſen. Ich laufe 
dann die größten Gefahren; ich werde tauſend Not haben, aus 
den hohen Bergen meine Geſchütze zu retten, wenn ich nicht zu 
rechter Zeit abziehe. Das Klügſte würde ohne Zweifel ſein, 
wenn ich ſchon heute dieſen Entſchluß faßte; doch ich will noch 
den morgenden Tag abwarten, und ich glaube, daß ich es kann. 
Eine Laune des Königs verſchafft uns vielleicht eine glückliche 
Schlacht, die unſere ganzen Angelegenheiten wiederherſtellt.“ 
Joſeph überließ es der Mutter, ſich auszumalen, was Körper 
und Geiſt unter ſolchen Umſtänden empfinden müßten. Am 
folgenden Tage trieb ihn die innere Unruhe frühzeitig hinaus; 
ohne jemanden geweckt zu haben, war er ſchon um 2 Uhr im 
Freien, um zu beobachten, was geſchehen würde. Doch alles 
blieb ſtill, der Tag verging ruhig, keine Laune wandelte den 
König an, und aus den ſchützenden Verſchanzungen wagte ſich 
Joſeph doch nicht hervor, um den erſehnten Kampf ſelbſt herbet- 
zuführen, obwohl ihm keine ſchwebenden Unterhandlungen mehr 
die Hände banden. 

Allerdings war von Wien her ſchon wieder ein diplomatiſches 


kommen, hätte müſſen ſchreckliche Defileen paffieren und ſich formieren 
unter dem Feuer des petites armes, und das ſei unthunlich. 
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Wetter im Anzuge; denn bald nach Thuguts Rückkehr aus 
Braunau hatte ſich Maria Thereſia ängſtlich nach anderen 
Mitteln umgeſehen, die Feindſeligkeiten zu ſchließen. Sie wollte 
den Weg betreten, auf welchen Joſeph ſie gewieſen. Von ſeiner 
großen Lebhaftigkeit und ſeinem ungemein ſtarken Ehrgefühle 
fortgeriſſen, bekannte ſich dieſer leicht zu verzweifelten Ent⸗ 
ſchlüſſen. Er würde, wenn es auf ihn angekommen wäre, den 
Krieg bis zum äußerſten fortgeführt haben, gleichviel wie lange 
derſelbe dauerte, und ob man auch vorläufig gezwungen wäre, 
dem Feinde Prag und ganz Böhmen zu überlaſſen. Sollte 
dagegen um jeden Preis der Friede wieder hergeſtellt werden, 
ſo verfuhr man nach ſeiner Anſicht falſch, wenn man mit dem 
verhaßten Gegner unterhandelte. Joſeph war bereit geweſen, 
der neuen Erwerbung zu entſagen, aber er hatte nachträglich 
verlangt, daß man dieſen Entſchluß dem Reichstag und den frem— 
den Mächten kundgeben müßte; denn dadurch würde Friedrich 
genötigt werden, entweder das Schwert in die Scheide zu 
ſtecken oder es nur für ſeinen eigenen Vorteil weiter zu 
ſchwingen. 

Dem wiederholt ausgeſprochenen Rate wollte Maria Thereſia 
nun folgen, und die Schriftſtücke wurden fertig gemacht. Aber 
ſie wagte nicht, dieſelben abzuſenden, bevor ſie von ihrem Sohne 
geſehen worden wären. Sie wünſchte ſich überhaupt in allen 
Stücken mit ihm zu verſtändigen und das alte trauliche Ver— 
hältnis zu erneuern. Jedoch auf brieflichem Wege glaubte ſie 
ihr Ziel nicht ſo gut erreichen zu können; ſie kündigte daher 
dem Kaiſer an, daß ſie den Grafen Roſenberg an ihn ab— 
ſchicken würde. Sogar zu dieſem Schritt hätte ſie gern vor⸗ 
her die Einwilligung des Sohnes gehabt; aber als letzterer 
auf ihre Anzeige nicht ſogleich antwortete, ließ ſie den Oberſt⸗ 
kämmerer doch abreiſen. Joſeph hielt die Sendung in der 
That für ganz überflüſſig. Es widerſtrebte ſeinem Gefühle, 
mit einem Dritten über das Verhältnis zu ſeiner Mutter zu 
ſprechen. Er war überdies ein harter Kopf, und ſolche Men⸗ 
ſchen kennen leicht nur zwei äußerſte Fälle. Verlange die Kaiſerin 
ſeine Meinung, ſchrieb er am 27., ſo gebe er dieſelbe frei⸗ 
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mütig und ohne Umſchweif; wenn ſie ihm befehle, ſo wiſſe er 
buchſtäblich zu gehorchen. Übrigens war er nun der Meinung, 
man dürfte nach dem Abbruch der Unterhandlungen das ſchwere 
Opfer nur bringen, wenn man ſicher wäre, daß der Friede 
dann ſofort erfolgen würde. Wie ſollte man ſich aber darüber 
Gewißheit verſchaffen? Bei der Verſchiedenheit der erhobenen 
Anſprüche konnte dieſes Ziel auf keinen Fall unverzüglich er⸗ 
reicht werden. 

Am 28. Auguſt kam Roſenberg an. Jedoch die Beſprechungen 
dauerten nicht lange; denn Laudon meldete, daß der Prinz 
Heinrich elb⸗wärts aufgebrochen ſei, und er ſelber ſogleich nach 
Beſtätigung dieſer Nachricht gen Brandeis marſchieren werde. 
Der Kaiſer nahm ſich nun nicht die Zeit, die Papiere zu leſen, 
welche der Abgeſandte gebracht; die Anträge, mit denen der— 
ſelbe betraut war, wurden beiſeite gelegt, und weil die Ge— 
ſinnungen Maria Thereſias einen Kampf, wie er ihn wünſchte, 
nicht möglich machten, fo gab Joſeph auf die Bitten Rofen- 
bergs und Lascys dem Verlangen ſeiner Mutter nach und ver— 
ſprach, in alles zu willigen, was ſie dem Könige würde vor— 
ſchlagen laſſen, um ſchnell den Frieden wiederherzuſtellen. Tief 
gebeugt traf er Anſtalten zum Abzuge für den nächſten Morgen. 
Er befürchtete ſogar, daß er, weil er nicht ſofort aufbrach, 
durch einen Angriff der Preußen feſtgehalten werden könnte. 
Joſeph faßte leicht einen äußerſten Entſchluß und zögerte dann 
mit der Ausführung. Folgenden Tags empfing er aus München— 
grätz drei Briefe; nach dem erſten wollte Laudon bleiben, nach 
dem zweiten marſchieren und endlich nach dem letzten wieder 
warten. So wich denn auch Joſeph nicht von der Stelle; 
doch er litt fürchterlich unter der drohenden Ausſicht. Am 
30. klangen Laudons Nachrichten ſo beſtimmt, daß er annahm, 
derſelbe ſei bereits von Münchengrätz aufgebrochen, und er 
kündigte der Mutter an, daß er am nächſten Tage notwendig 
das Gleiche thun müßte. Die Hartnäckigkeit aber, die er in 
der Mitte des Monats bewieſen, verließ ihn auch bei dieſer 
Gelegenheit nicht. Er munterte den Feldmarſchall auf und 
ſchickte ihm abermals eine Verſtärkung von 6 Bataillonen und 
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15 Schwadronen. Laudon entſchloß ſich infolge deſſen wirklich, 
noch beſtimmtere Nachrichten abzuwarten, bevor er ſeine Stellung 
aufgäbe. 

Was aber ſetzte denn den berühmten Heerführer des Sieben⸗ 
jährigen Krieges abermals in Schrecken? Er hatte ſich anfangs 
ohne Zweifel nicht erklären können, warum der gewaltige Gegner 
unerwartet auf ſeiner Siegeslaufbahn inne hielt. Der Marſch 
des Königs von Preußen nach Burkersdorf und die Mit⸗ 
teilungen aus dem kaiſerlichen Hauptquartier mußten ihn dann 
auf die Vermutung bringen, die beiden preußiſchen Heere würden 
ſich zuſammen in Bewegung ſetzen und ſuchen, eine Verbindung 
zu gewinnen. Als nun Friedrich gen Leopold aufbrach und 
Joſeph demſelben eilfertig und beſorgt auf der andern Seite 
des Fluſſes folgte: da mag Laudon in der Meinung, daß für 
den Prinzen der Zeitpunkt zum Handeln gekommen wäre, den 
Kopf zum zweitenmale verloren haben. Am nächſten Tage 
meldete Joſeph ſeiner Mutter nichts Beſonderes aus München- 
grätz, wahrſcheinlich deshalb, weil ſich der Feldmarſchall über— 
zeugt hatte, daß Heinrich noch immer nicht gegen die Iſer vor— 
drang. Aber in größerer Entfernung, an den beiden Ufern 
der Elbe, rückten damals wirklich preußiſche Truppen weiter 
in das Land hinein. Mit zehn Schwadronen und drei Baz 
taillonen war nämlich Platen am 27. von Lowoſitz aufgebrochen 
und ebenſo Möllendorf von Neuſchloß mit acht Bataillonen und 
30 Schwadronen. Ein großes Ziel verfolgte der Prinz Hein⸗ 
rich nicht; er wollte nur dem dringenden Wunſche nachkommen, 
welchen der König am 24. ausgeſprochen, und den Feind beun⸗ 
ruhigen; die beiden Generäle hatten den Auftrag, einen Streif- 
zug zu machen, der eine bis Melwarn, vier kleine Meilen von 
Prag, der andere bis Melnik, und ſie erreichten ſchon am fol⸗ 
genden Tage das kurze Ziel. Nun meldete wahrſcheinlich Laudon, 
dem ſich alles in ſeinem aufgeregten Zuſtande vergrößerte, daß 
Heinrich nach der Elbe zu gezogen wäre. 

Man ſoll das Eiſen ſchmieden, wenn es heiß iſt. Hier 
blieb es lange heiß, aber es wurde nicht geſchmiedet; denn nach⸗ 
dem Platen und Möllendorf ihren Verhaltungsbefehlen nach⸗ 
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gekommen waren und mehrere Magazine zerſtört hatten, da 
ſie aus Mangel an Wagen die entdeckten Vorräte nicht fort⸗ 
bringen konnten, gingen ſie wieder zurück und trafen am letzten 
Auguſt in ihren Standquartieren ein. Niemals hat ein win⸗ 
zigeres Unternehmen einen ſtärkeren Schrecken verurſacht; aber 
was für ein anderes Anſehen würde der Feldzug erhalten haben, 
wenn der Prinz Heinrich den Rat, welchen ihm ſein Bruder 
ſchon am 18. gegeben, befolgt hätte, und die zur Beunruhigung 
des Feindes abgeſchickten Truppen nur die Vorhut des nach— 
rückenden Hauptheeres geweſen wären! 

Langſam und traurig ſchlichen indes der armen Kaiſerin 
die Stunden dahin. Sie hatte den Sohn mit ihren Klage— 
liedern verſchonen wollen und fuhr doch fort, über ſein hartes 
Los in ihren Briefen zu jammern. Unaufhörlich empfiehlt ſie 
ihm Schonung. Sie will es nicht Wort haben, daß ſie ihm 
verboten, eine Schlacht zu liefern, und wenn er einen ent- 
ſcheidenden Kampf in Ausſicht ſtellt, ſo ſchrickt ſie zuſammen. Sie 
ergreift mit Freuden jede Gelegenheit, wo ſie ihrem Liebling 
ein Lob ſpenden kann. Zu Zeiten entweicht ihr Kleinmut vor 
einem ſchwachen Hoffnungsſchimmer; aber im Grunde bleibt 
ihr Herz verzagt, und ſie lechzet nach Frieden. Als Roſenberg 
wider Erwarten ſchnell zurückkehrte, war ihr Entſchluß bald 
gefaßt, und ſie ſchrieb an Kaunitz: „Die Zeit drängt; es giebt 
kein anderes Mittel mehr als auf der Stelle Frieden zu 
ſchließ en Man kann nicht trauriger ſein, als ich es 
bin. Ziehen Sie mich aus dieſem Labyrinth.“ Der Staats- 
kanzler machte Gegenvorſtellungen; aber ſie blieb feſt und ſchritt 
ans Werk. Sie wollte dem Kurfürſten von Bayern alles 
zurückgeben und keinen Einſpruch gegen die Vereinigung der 
fränkiſchen Markgrafſchaften mit Preußen erheben. Nur ſo— 
viel bewirkte Kaunitz noch, daß die neuen Vorſchläge nicht un- 
mittelbar an Friedrich den Großen, ſondern zuvor in das 
kaiſerliche Hauptquartier abgingen (2. September). Maria 
Thereſia überließ es dem Sohne, dieſelben mit einigen 
Zeilen ſeiner Hand oder ſo, wie ſie waren, an den König 
abzuſenden oder ſie auch zurückzubehalten; doch geſtand ſie, 
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daß eine ſchnelle Beförderung ihren Wünſchen entſprechen 
würde. a ' 

Noch am letzten Auguſt hatte Joſeph der Mutter ſeinen 
alten Text gepredigt. Aber während das Wetter fortfuhr, un— 
freundlich zu ſein, ein anhaltender Regen die Wege gründlich 
verdarb und die Ernährung der Heere ſehr erſchwerte: hatte 
ſich auf der öſterreichiſchen Seite der militäriſche Himmel einiger⸗ 
maßen aufgeklärt, die Zeit der höchſten Not war vorüber, es 
zeigte ſich, daß der Prinz Heinrich noch immer in Niemes un⸗ 
beweglich ſtand. So atmete denn der Kaiſer wieder auf, und 
er handelte vollkommen richtig, wenn er der Mutter die Pa⸗ 
piere zurückſchickte. Liebenswürdig verfuhr er dabei freilich 
nicht, ſondern er antwortete wie ein pedantiſcher und poltern— 
der Schulmeiſter. : 

Maria Thereſia mißbilligte gerade nicht, daß der Kaiſer 
ihr Schreiben an den König zurückgehalten, doch würde ſie die 
Abſendung desſelben in das feindliche Hauptquartier lieber ge— 
ſehen haben; denn ihre Sehnſucht nach dem Frieden blieb un— 
vermindert, und ihre Hoffnung war ſchwächer als ihr Wunſch, 
daß die eingetretene Beſſerung von Dauer ſein möge. 

Der König unternahm aber wirklich nichts mehr. Nach- 
dem er gleich am 26. Auguſt eingeſehen hatte, daß er den 
Übergang keineswegs erzwingen könnte, gingen ſeine Pläne nicht 
weit. Er wollte nur in Böhmen ſo lange ſich halten als 
möglich, das Land aufzehren und ſo Schleſien durch eine Wüſte 
von den Oſterreichern trennen ). Denſelben Rat gab er dem 


1) „Die öffentlichen Blätter“, ſchrieb der König am 6. September an 
Finckenſtein, „ſollen voll ſein von den Verwüſtungen der preußiſchen Armee. 
Aber das kommt davon her, weil die Einwohner ſich über die Elbe haben 
zurückziehen müſſen, und das gab a la valetaille de Parmée, wenn fie 
Waſſer und Holz holte, Gelegenheit, Verwüſtungen anzurichten. Es 
fehlten dann die Ankläger, und man erfuhr nichts davon, bis man in 
die Dörfer kam, und dann wußte man nicht, wer es gethan. Die haupt⸗ 
ſächlichſten Verwüſtungen waren zerbrochene Fenſter und Thüren. Das 
iſt geſchehen trotz der ſtrengen Befehle, die Bauernhäuſer nicht zu rui⸗ 
nieren.“ (Geh. Kab.⸗Akten.) 
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Prinzen Heinrich, der ſich auf dieſe Weiſe ruhige Winterquartiere 
verſchaffen und die Unkoſten des Krieges vermindern würde. 
„Jetzt müſſen wir jeden Pfennig ſparen“, ſchrieb der König, 
„um den letzten Thaler zu haben, wenn der Friede geſchloſſen 
wird. Das entſcheidet über die Geſchäfte faſt eben ſo ſehr 
als eine Schlacht.“ 

Das Wetter war auf der preußiſchen Seite beinahe noch 
rauher als auf der öſterreichiſchen; am 1. September bedeckten 
ſich die umliegenden Berge mit Schnee, der eine Woche liegen 
blieb und, als er ſchmolz, den entſetzlichen Moraſt noch ver— 
mehrte. Als die Zeit des Aufbruches heranrückte, wurde das 
grobe Geſchütz vorausgeſandt; aber auf den grundloſen Wegen 
kam der ſchwere Zug nur äußerſt langſam und mühevoll weiter. 
Am 8. verließen die Preußen ihre Stellung bei Hohenelbe. 

Das Heer rückte, nachdem es nicht mehr als 17 Tote ge- 
habt und 30 Mann verwundet worden waren, in das Lager 
von Wildſchütz. Auch der Prinz von Preußen verließ an dieſem 
Tage den ſchwierigen Poſten von St. Katharinenberg bei Neu— 
ſchloß, um nach Pilnikau zu gehen; er traf ſeine Anordnungen 
ſo geſchickt, daß die Oſterreicher nicht imſtande waren, etwas 
gegen ihn zu unternehmen, und erwarb ſich die volle Zufrieden— 
heit des Königs. Über den ganzen Marſch bemerkt das preußiſche 
Tagebuch ſehr richtig: „Es wird der Nachwelt allezeit unbe— 
greiflich ſcheinen, wie ein ſo zahlreiches Heer mit einer ſo be— 
deutenden Menge ſchweren Geſchützes im Angeſicht eines über— 
legenen Feindes, dem ſelbſt die Elemente zuhilfe kamen, mit 
ſo geringem Verluſte ſeinen Rückzug hat nehmen können.“ 

In Wildſchütz hoffte der König Futter für ſechs Tage zu 
finden, eben ſo viel in Trautenau, und indem er alsdann bei 
Schatzlar ſein Lager aufſchlüge, bis zum 24. oder 26. Sep⸗ 
tember ſich zu halten. „Nachher wird mich“, ſchrieb er am 
9. an ſeinen Bruder, „der Hunger allein aus Böhmen jagen.“ 
Der Kaiſer dagegen frohlockte, daß den beiden preußiſchen Heeren 
die geſuchte Verbindung mißlungen war. Er bat nun die 
Mutter, in der nächſten Zeit keinen Schritt für den Frieden 
zu thun und dabei ſtehen zu bleiben: man wolle Bayern zurück- 
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geben, wenn der König auf die Vereinigung der fränkiſchen 
Markgrafſchaften verzichte. Joſeph blickte nun wieder in eine 
lichtere Zukunft; er hoffte ſogar, die Dinge würden ſich noch 
zum Ruhme der öſterreichiſchen Waffen wenden. Er wollte, 
wenn der König ganz nach Schleſien zurückkehrte, einen Teil der 
Truppen gegen ihn ſtehen laſſen, mit den übrigen an die Iſer 
marſchieren und zuſammen mit Laudon auch dem Prinzen Heinrich 
eine glückliche Reiſe wünſchen. Eben damals aber war dieſer ſchon 
unterwegs, nur nicht in der Richtung, welche der Kaiſer begehrte. 

Seit dem 18. Auguſt hatte der König ſeinem Bruder un⸗ 
aufhörlich geraten, bei Leitmeritz die Elbe zu überſchreiten; aber 
dieſer mochte ſich dazu nicht entſchließen, hauptſächlich weil er 
glaubte, daß Laudon alsdann in die Lauſitz einfallen würde. 
Weiter ging ſeine Meinung dahin: die beiden preußiſchen 
Heere müßten ihren Rückzug nach Sachſen und Schleſien zu 
gleicher Zeit antreten. Am 27. Auguſt glaubte Heinrich ſein 
Heer noch bis zum 8. oder 10. September in der Gegend, 
wo es ſtand, ernähren zu können, und er wünſchte nun, zu er⸗ 
fahren, ob er dann beſtimmt über die Elbe gehen ſollte, wie 
lange Friedrich in Böhmen bleiben und was er nachher be— 
ginnen würde. Den Tag zuvor aber hatte der König ihm 
noch einmal den Rat erteilt, 20000 Sachſen und Preußen in 
der Lauſitz zu laſſen und mit den übrigen Truppen nach Leit⸗ 
meritz zu marſchieren, wenn das Land um Niemes ſo aufge⸗ 
zehrt wäre, daß der Feind ſich dort nicht halten könnte. Dieſer 
Brief machte dem Schwanken des Prinzen ein Ende. Am 7. 
und 8. September ſetzten fic) die Munitions- und Brotwagen 
und die Backöfen in Bewegung, am 9. ging das ſchwere Ge⸗ 
ſchütz dem Heere voraus nach Neuſchloß, und am 10. brach 
das Hauptheer auf. Die ſchlechten Wege machten den Marſch 
beſchwerlich, und das Gepäck wurde vom Regen über und über 
naß. Der Feind beſetzte ſogleich Friedland und Niemes und 
wagte ſogar, die Bellingſchen Huſaren anzugreifen; aber wäh⸗ 
rend dieſe nur einen Mann verloren, gerieten vom Regiment 
des Kaiſers 63 Dragoner nebſt ihrem Rittmeiſter in n 
ſchaft, und 7 wurden getötet. 
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Der folgende Tag brachte die ſchlimmſten Straßen und 
Hohlwege. Die Bataillonskanonen und Geldwagen blieben im 
Moraſt und in den Lehmbergen ſtecken, weil die Pferde ſie 
nicht mehr ziehen konnten, und die meiſten davon langten erſt 
am 12., einige ſogar noch ſpäter bei ihren Regimentern an. 
Vor Auſche, bei Pleiswedel, ſtieß Heinrich auf die Artillerie, 
welche durch den beſtändigen Regen und die ſchlechten Wege 
ſehr aufgehalten worden war. Deſſenungeachtet rückte der 
Prinz weiter und lagerte ſich auf den Höhen bei Kuttendorf. 
Die Nachhut mußte warten, bis ſämtliche Geſchütze fortgeſchafft 
waren; dieſelben kamen erſt am 12. gegen Mittag dorthin. 
Darauf marſchierte noch der eine Teil des Heeres nach Tſchis⸗— 
kowitz bei Lowoſitz, und am nächſten Morgen folgte der Prinz. 
Dagegen blieb Möllendorf auf dem rechten Ufer zurück; denn 
von dem nach Ausſig geſandten Wagenzuge liefen die traurigſten 
Meldungen ein. Hinter Mertendorf war die ganze lange Reihe 
zum Stehen gekommen. In welche grauſame Verlegenheit ge— 
riet aber der Prinz, wenn die Feldbäckerei nicht aus dem Mo— 
raſte gezogen werden konnte? Was für einen ſchönen Fang 
machten die Oſterreicher, wenn ſie mit genügenden Streitkräften 
beherzt einen Angriff unternahmen? Der Prinz dachte mit dem 
äußerſten Schrecken an die Möglichkeit eines ſo ſchweren Ver— 
luſtes und that alles, was in ſeiner Macht lag, um ein ſolches 
Unheil zu verhüten. Er traf die notwendigen militäriſchen An⸗ 
ſtalten zur Abwehr der leichten Truppen des Feindes, wenn 
dieſelben kommen ſollten; außerdem ward eine bedeutende An— 
zahl von Pferden an den Ort der Verwirrung und Ratloſig⸗ 
keit geſchickt. Mit ihrer Hilfe gelang es, den größten Teil der 
Fuhrwerke glücklich auf die Höhe bei Wernſtädtel zu bringen; 
nur ungefähr 80 Munitions: und Proviantwagen, die entweder 
zerbrochen waren oder denen es an Zugtieren fehlte, hatten 
zurückbleiben müſſen und wurden deshalb ſamt ihrer Ladung 
vernichtet. Die übrigen ſetzten die beſchwerliche Reiſe fort und 
erreichten endlich am 17. ihr Ziel. Die Truppen, welche ſich 
noch auf dem rechten Ufer befanden, überſchritten an dieſem 
Tage gleichfalls die Elbe. 
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Der Umzug war alſo glücklich vonſtatten gegangen, erſchwert 
durch die Elemente, nicht aber durch den Feind, welcher ſich 
ruhig verhalten hatte. Der Prinz vermutete nun, der Kaiſer 
würde durch den Marſch des Königs nach Schleſien die Fret- 
heit erlangen, mit einem Teile ſeiner Truppen Laudon zu ver— 
ſtärken, damit dieſer die Preußen auf dem linken Elbufer zur 
Räumung Böhmens nötigen könnte. Heinrich dachte weiter an 
die Berge, die hinter ihm lagen, ſowie an den ſchlimmen Zu— 
ſtand, in welchem ſeine Brotwagen und Artilleriepferde ſich be— 
fanden. Endlich erſchwerte der Mangel an Fuhrwerk und Zug- 
vieh das Verpflegungsweſen; denn man vermochte deshalb nicht 
das Futter aus großer Entfernung zu holen. Unter dieſen 
Verhältniſſen hielt es der Prinz für ein Gebot der Klugheit, 
den letzten Augenblick keineswegs abzuwarten, ſondern im Lager 
von Tſchiskowitz nur ſo lange zu verweilen, als notwendig, 
und den Rückzug weder zu früh noch zu ſpät anzutreten. 

Die Nachricht, daß die Preußen von Niemes aufgebrochen 
wären, hatte den Kaiſer wieder ſehr beunruhigt. Er vermutete 
ſogleich einen neuen Angriffsplan und hielt den ihm gefährlich— 
ſten zugleich für den wahrſcheinlichſten, nämlich daß Heinrich 
ſich in Leitmeritz feſtſetzen und der König über Friedland oder 
Gabel nach Melnik marſchieren würde. „Ich wäre dann in 
großer Verlegenbeit“, ſchrieb Joſeph am 12., „denn ich müßte 
gegen Schleſien hin ein ziemlich beträchtliches Corps ſtehen 
laſſen und in einer ausgeſogenen Gegend leben, ohne noch daz 
zu einen rechten Stützpunkt zu haben.“ Er hatte Laudon auf⸗ 
gefordert, ſich dem Prinzen Heinrich zu nähern; doch er konnte 
den Feldmarſchall nicht dazu bewegen, dieſer machte vielmehr 
am 13. einen Marſch rückwärts nach Benatek. Abermals bat 
ihn Joſeph, wenigſtens nach Melnik zu ziehen; allein ſo großer 
Dinge mochte ſich Laudon keineswegs unterfangen, er gedachte 
vielmehr, einen Umweg zu nehmen, überſchritt die Elbe bei 
Brandeis und kam den 19. nach Weltrus an der Moldau. 

Inzwiſchen hatte der König den Rückzug fortgeſetzt. Um 
den Bewegungen ſeines Bruders Zeit zu verſchaffen, war er 
bis zum 14. in Wildſchütz geblieben. An dieſem Tage ging 
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er ſelbſt unbeläſtigt nach Altſtadt, der Prinz von Preußen 
marſchierte nach Trautenau und der Erbprinz von Braunſchweig 
nach Jungbuchau. Des letzteren Nachhut wurde hitzig verfolgt; 
dasſelbe geſchah, als Friedrich am 19. nach Trautenbach und 
am 21. nach Schatzlar rückte. Doch war es nicht ſowohl der 
Feind, welcher dem Könige Verlegenheit bereitete, als vielmehr 
die durch den vierzehntägigen Regen faſt unbrauchbar gewordenen 
Wege, die bei den Preußen wie bei den Oſterreichern die Zu⸗ 
fuhr von Lebensmitteln erſchwerten und die Pferde zu Grunde 
richteten. Jetzt aber klärte ſich der Himmel auf, und die Gin- 
wohner des Landes verkündigten ſchönes Wetter. 

Dem Könige war fälſchlich gemeldet worden, daß die Ojter- 
reicher 30000 Mann in Ungarn aushöben, die in Oberſchleſien 
einfallen und dort ſengen und brennen ſollten. Um nun einer 
ſolchen Gefahr zu begegnen, ſchickte er den Erbprinzen von 
Braunſchweig mit 10 Bataillonen, zu denen ſich ſpäter 20 
Schwadronen geſellten, am 21. September dahin. Jedoch nicht 
allein zur Abwehr brachen dieſelben auf; denn in neuen Plänen 
und Anſtrengungen ſucht und findet ein ſtarker Charakter den 
beſten Troſt für ein verunglücktes Unternehmen. Der König 
faßte die Möglichkeit ins Auge, vermittelſt jener Truppen das 
Fürſtentum Teſchen in ſeine Gewalt zu bringen. Außerdem 
belebten die Nachrichten, die aus Rußland einliefen, die Schwingen 
ſeiner Hoffnung. Die Kaiſerin Katharina wollte ſich danach 
nicht begnügen, als Verbündete zu handeln, ſondern als krieg— 
führende Macht auftreten. Friedrich ſah im Geiſte ſchon in 
Mähren eine neue Bühne ſich eröffnen. Er behielt inzwiſchen 
feſten Fuß in Böhmen und wünſchte ſehr, daß auch ſein Bruder 
nicht zu eilig abziehen möchte. 

Am 24. aber ſetzte fic) der Prinz Heinrich mit dem Haupt- 
heer in Bewegung. Ein dichter Nebel begünſtigte die Preußen. 
Die kaiſerlichen Truppen, welche bei Leitmeritz ſtanden, bemerkten 
den Abmarſch erſt gegen 9 Uhr. Da Laudon ruhig hinter der 
Eger ſtehen blieb und nur leichte Truppen vorſchickte, ſetzte 
Heinrich ſeinen Rückzug bei ſchönem Wetter unbeläſtigt über 
Nollendorf fort. Es ging hier noch viel 3 zu als 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 
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bei den Märſchen von Hohenelbe nach Schatzlar, und am Ende 
des Monats befand ſich der Prinz mit ſeinem Heere wieder 
auf ſächſiſchem Boden. Er rechnete, daß er während des ganzen 
Feldzuges an Überläufern, Getöteten und Verſtorbenen 2000 
Mann eingebüßt. Größer war der Verluſt an Pferden, von 
denen ungefähr 3000 zugrunde gegangen waren, beſonders 
auf den letzten Märſchen. Man hatte daher, als die eine 
Hälfte der Geſchütze nach Sachſen gebracht worden war, die 
Beſpannung zurückſchicken müſſen, um die andere holen zu 
laſſen, und einen Teil der Regimentsmunition war man ge⸗ 
nötigt geweſen, auf Bauernwagen fortzuſchaffen. übrigens 
rechtfertigten den für den Rückzug gewählten Zeitpunkt die 
ſtarken Regengüſſe, welche bald nachher wieder eintraten; fie 
würden nicht nur den Marſch bedeutend erſchwert, ſondern 
auch ohne Zweifel den Verluſt an Pferden beträchtlich ver— 
größert haben. Friedrich war ſchon über die Zahl, die ihm 
Heinrich meldete, ſehr betroffen, und er rechnete demſelben wider— 
holt vor, daß die notwendigen Ergänzungen, die er angeordnet, 
150000 Thaler verſchlingen würden. Er wollte nur 700 
Pferde verloren und eben ſo viel Überläufer gehabt haben. 
Er wäre vielleicht weniger ungehalten geweſen, wenn ſein Bruder 
den Rückzug nicht ſo eilig angetreten hätte. Dieſer wußte ſich 
zwar wohl zu verantworten; aber er geriet hierüber und aus 
anderen Gründen in ſehr üble Laune und ſprach gegen Ver— 
traute davon, daß er ſich völlig vom Heer und den öffent— 
lichen Geſchäften zurückziehen wolle, um ohne jegliches Gepränge 
nur als Philoſoph zu leben. Er ſetzte zu dem Ende ſogar 
einen Brief an den König auf und war bis zu Thränen ge⸗ 
rührt, als er dem Oberſten Henckel v. Donnersmarck den Ent⸗ 
wurf vorlas. Aber er hat dieſes Schreiben erſt nach zwei 
Monaten abgeſendet. 

Friedrich blieb noch etwas länger in Böhmen. Er freute 
ſich über das Abnehmen der Lagerkrankheit, an welcher er ſelbſt 
viermal gelitten. Er hatte den 29. September, wo er aufs 
neue von dem Übel befallen worden war, ſeinem Bruder ge⸗ 
klagt: „Es beläſtigt und ſchwächt dermaßen, daß man einige 
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Tage braucht, um ſeine Kräfte wiederzugewinnen.“ Am 6. Ok⸗ 
tober ſchrieb er: „Die Ruhr hat eine ſo allgemeine Verbreitung 
im Heere gefunden, daß niemand davon befreit geweſen iſt. 
Die einen haben ſie früher, die anderen ſpäter gehabt; aber 
jedermann hat dieſen Zoll der Schwäche zahlen müſſen, mag 
es nun von dem ſchlechten Waſſer herkommen oder von der 
Verderbtheit der Luft. Gegenwärtig nimmt das übel ab, 
und ich glaube wenigſtens, daß die Epidemie bald aufhören 
wird.“ 

Als am 12. ein ſtarker Schneefall eintrat, beſchloß Fried⸗ 
rich, Böhmen nun auch zu räumen. Am 15. marſchierten ſeine 
Truppen in die Gegend von Landshut; er ſelbſt nahm in der 
Stadt Quartier. Von da ſchrieb er am folgenden Tage dem 
Bruder: „Du kannſt nicht glauben, was für einen Eindruck 
der Anblick von Männern, Weibern und Tieren aller Art, wo- 
mit hier die Dörfer und Städte bevölkert ſind, bei unſerer 
Rückkehr auf jedermann gemacht hat! Einer, der aus Sibirien 
käme, würde keine größere Augenweide haben. Ich wohne bei 
einem Kaufmann; als ich in das Haus trat, glaubte ich mich 
im Vergleich zu den Hütten von Lauterwaſſer in Großmoguls 
Palaſte zu befinden. Kurz, alles widert in Böhmen an, und 
hier gefällt alles. Ich muß auch zu meiner großen Befriedi⸗ 
gung ſagen, daß ich mit unſerem Neffen ſehr zufrieden bin, er 
hat eine ganz andere Richtung genommen und ſich erſtaunlich 
zu ſeinem Vorteile verändert, und ich fange an, guten Mut zu 
haben.“ In den Denkwürdigkeiten, welche der König über 
dieſen Feldzug hinterlaſſen, erwähnt er ebenfalls an mehreren 
Stellen ehrenvoll des Thronerben. 

So hatten die Preußen Böhmen geräumt; auf die gefähr⸗ 
lich anſtürmende Flut war die Ebbe langſam gefolgt. Und in 
Mähren wiederholte ſich in weit kürzerer Friſt und viel kleinerem 
Maßſtabe dieſes Schauſpiel. Wie gegen Sachſen und die Graf⸗ 
ſchaft Glatz hin, ſo hatten die Oſterreicher vor dem Feldzuge 
auch hier eine gute Stellung aufgeſucht, bei Heidenpiltſch an 
der Mora eine ſolche gefunden und wohlbefeſtigt. Nach dem 
Überfalle, welchen Knebel im Auguſt erlitten, war auf dieſem 

12 * 
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Schauplatze nichts Erhebliches vorgekommen; aber als der Erb- 
prinz von Braunſchweig am 1. Oktober in Troppau anlangte, 
wich der kaiſerliche Feldmarſchall-Lieutenant Botta auf der 
Straße von Olmütz, ohne den Feind geſehen zu haben, bis 
Deutſch⸗Lodenitz zurück. Dagegen drangen die Preußen vor, 
beſetzten das Schloß von Grätz und nahmen eine vorteilhafte 
Stellung zwiſchen zwei in der Nähe gelegenen Dörfern, wo— 
durch ſie Meiſter der nach Mähren führenden Päſſe wurden. 

Wie ein in Gedanken verſunkener Reiter erſchrickt, wenn 
ſein ſanftes Tier plötzlich ſcheu wird: alſo fuhr Joſeph auf, 
als er von Bottas Rückzug hörte. Den Fehler wieder gut 
zu machen, ging am 3. Oktober der Feldmarſchall-Lieutenant 
Freiherr v. Elrichshauſen mit neuen Truppen nach Mähren 
ab, und nach ſeiner Ankunft änderte ſich die Lage der Dinge. 
Die Oſterreicher kehrten am 10. Oktober zurück nach Heiden⸗ 
piltſch, die Vorpoſten wurden abermals über die Mora geſetzt, 
beſondere Truppenabteilungen marſchierten in die Gegend von 
Ziegenhals und Johannisberg. 

Infolge der großen Verſtärkungen, die in Mähren einge⸗ 
troffen waren, zog ſich der Erbprinz nach Troppau zurück. 
Dieſe Stadt blieb allein in den Händen der Preußen. 

Der Menſch duldet gern Beſchwerden, wenn er Erfolge 
ſieht; tft das nicht der Fall, fo wird er verdroſſen. Die An⸗ 
ſtrengungen und Leiden des fruchtloſen Feldzuges, durch die 
verdoppelte Strenge Friedrichs gegen die Soldaten noch erhöht, 
riefen unter den Truppen eine allgemeine Unzufriedenheit her- 
vor. Das Vertrauen auf die Fähigkeit des Königs und die 
Begeiſterung für ſeine Perſon, welche das Heer beim Aus⸗ 
marſche belebten, nahmen ab. Alter und Krankheit, urteilte 
man, hindern ihn, mit ſeiner früheren Schnelligkeit an die 
verſchiedenen Punkte ſich zu begeben, wo Anordnungen zu treffen 
ſind, und ſo gehen Gelegenheiten verloren, aus denen ſich großer 
Vorteil hätte ziehen laſſen. Friedrich hat dagegen mit ſeinem 
klaren Blicke den eigentlichen Urheber des Mißgeſchicks heraus⸗ 
gefunden und der Nachwelt bezeichnet. Aber vielleicht würden 
wir ſeiner Behauptung keinen Glauben beimeſſen, wenn nicht 
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die Briefe, die er an den Prinzen Heinrich geſchrieben, und 
die Berichte des Kaiſers an das Tageslicht getreten wären 8 
Dadurch iſt die Wahrheit durch den Nebel gedrungen, und 
wir verſtehen die lange Unthätigkeit des weiſen Königs, der in 
richtiger Erkenntnis der militäriſchen Lage ſich dem Bruder 
willig unterordnete; doch der ſchöne Ruhmeskranz, welcher für 
den Prinzen ſchon gewunden wurde, hat dann unfertig liegen 
bleiben müſſen. 


1) Der Herzog von Teſchen bei Arneth X, 534 ſtimmt in ſeinem 
Urteil über den Feldzug in der Hauptſache mit Friedrich dem Großen 
überein. „Wir können uns nicht rühmen“, ſchreibt er, „heldenmütige 
Thaten verübt oder glänzende Erfolge davongetragen zu haben. Gewiß 
iſt es übrigens, daß die vorteilhaften Stellungen, welche man auszufinden 
und rechtzeitig einzunehmen verſtand, nicht wenig dazu beitrugen, den 
Unternehmungen des Königs Halt zu gebieten und ihn zu zwingen, faſt 
ohne Schwertſtreich und ohne irgendwelchen erwähnenswerten Verluſt von 
unſerer Seite Böhmen wieder zu verlaſſen, nachdem ſeine Armee durch 
Krankheiten und Deſertion ſehr beträchtlich geſchwächt worden war, wäh— 
rend die unfrige wenigſtens in letzterer Beziehung gar nicht gelitten hatte. 
Unſeren leichten Truppen hingegen, welchen faſt allein die Kriegführung 
oblag, war Gelegenheit geboten, ſich durch kleine Vorteile, die ſie ſehr 
häufig über die des Feindes davontrugen, im Kampfe zu üben. Dennoch 
können wir nicht beſtreiten, daß, wie verſtändig und klug auch die Wahl 


dieſer Stellungen, und wie beſonnen und vorſichtig die Leitung der Ope— 


rationen geweſen ſein mag, die infolge des einmal angenommenen Syſtems 
der ſtrengſten Verteidigung ausgeführt wurden, ſie die Wirkung, welche 
ſie hervorbrachten, ſicher verfehlt haben würden, wenn Prinz Heinrich ſich 
nicht durch Urſachen, die ich nicht kenne, hätte davon abhalten laſſen, mit 
größerem Nachdrucke zu handeln und Nutzen aus den Vorteilen zu ziehen, 
die ihm die Überlegenheit ſeiner Streitkräfte mehrmals und beſonders im 
Anfang über Laudon gab.“ Vgl. Joſeph an Kaunitz 5. September, bei 
Arneth X, 523. 
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Siebentes Kapitel. 
Anbahnung einer franzöſiſch⸗ruſſiſchen Vermittelung. 


Maria Thereſia konnte nach den trüben Erwartungen, die 
beim Beginne der Feindſeligkeiten ſie gequält, und nach den 
ſchweren Bedrängniſſen, welche die Mitte des Krieges gebracht, 
mit dem Ausgange des Feldzuges wohl zufrieden ſein, und ſie 
freute ſich deſſen auch von ganzem Herzen. Aber die Sorge 
wich darum nicht von ihrer Seite; denn ſie fragte ſich ver— 
gebens, ob der Feind im nächſten Frühjahre abermals und mit 
gewachſener Erbitterung in ihre unglücklichen Länder einbrechen 
oder ob der kommende Winter den heißerſehnten Frieden bringen 
würde. Seitdem die Unterhandlungen mit dem Könige von 
Preußen fehlgeſchlagen waren, wollte ſie die Mitwirkung des 
Reiches und der Höfe von Verſailles und Petersburg gewinnen, 
um dem Kampfe, der ihr ſchon fo viele ſchwere Stunden be- 
reitet, ein Ende zu machen. Indem wir nun den dahin gehen⸗ 
den Schritten der Kaiſerin-Königin unſere Aufmerkſamkeit zu⸗ 
wenden müſſen, betrachten wir zuerſt ihr Verhältnis zu Lud⸗ 
wig XVI. 

An dem Tage, wo ſie Thugut, aufs tiefſte gebeugt, mit 
neuen Vorſchlägen nach Welsdorf geſendet, hatte ſie, wie oben 
erwähnt worden iſt, Marie Antoinette dringend gebeten, die 
Bemühungen des Grafen Mercy zu unterſtützen. Die gehor⸗ 
ſame Tochter war darauf am 13. Auguſt zu ihrem Gemahle 
gegangen, um ihn zu beſtimmen, daß er ſeine Vermittelung an⸗ 
bieten möchte; fie hatte mit Abſicht die Zeit gewählt, wo Lud⸗ 
wig XVI. mit ſeinen Miniſtern Maurepas und Vergennes 
arbeitete. Während man darüber beriet, trafen Depeſchen Bre⸗ 
teuils ein und wurden in Anweſenheit der Königin geleſen. Sie 
meldeten ohne Zweifel die Abreiſe Thuguts in das preußiſche 
Hauptquartier und die Vorſchläge, die er mitgenommen. Von 
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Zeit zu Zeit erhob Maurepas Schwierigkeiten. Mit dem Ent⸗ 
ſchluſſe des Wiener Hofes inbezug auf Ansbach und Baireuth 
war er offenbar unzufrieden, weil er fürchtete, daß dadurch 
der Friede nicht gefördert werden würde. Man einigte ſich 
dahin, daß Vergennes in ſehr beſtimmter Weiſe nächſten Mon⸗ 
tag, den 17., an den franzöſiſchen Geſchäftsträger in Berlin, 
Gauſſen, ſchreiben ſollte. Nachmittags um 3 Uhr empfing 
Mercy Depeſchen aus Wien; er ſtand ſogleich von der Tafel 
auf, ſetzte fic) im den Wagen und fuhr zur Königin. Unter- 
wegs las er die Aufträge, die Kaunitz ihm ſchickte. Er ward 
angewieſen, die letzten Vorſchläge, welche Thugut empfangen, 
dem Kabinette von Verſailles mit der Bitte mitzuteilen, daß 
es dieſelben ohne Verzug recht ernſtlich unterſtützen möchte; 
aber es müſſe, wenn ein ſolcher Schritt die erwünſchte Wir— 
kung haben ſolle, deutlich zu erkennen geben, daß es, wenn 
Preußen die gemachten Vorſchläge zurückweiſe, ſich nicht ent— 
brechen könne und werde, ſeine Pflichten als Verbündeter und 
als Garant des Weſtfäliſchen Friedens werkthätig zu erfüllen. 
Merch empfing weiter den Auftrag, bei ſchicklicher Gelegenheit 
fallen zu laſſen, daß, wenn Frankreich eine Abſicht auf gleiche 
oder ähnliche Vorteile wie in dem letzten Kriege haben ſollte, 
Oſterreich gewiß alle Willfährigkeit an den Tag legen würde ). 

Um 6 Uhr war Merch im Kabinett der Königin. Er 
hat aber nicht nur mit ihr verhandelt, ſondern auch mit Ver— 
gennes; das Nähere wiſſen wir nicht. Der franzöſiſche Miniſter 
nahm ſich jetzt noch mehr Zeit und vollzog erſt am 20. den 
empfangenen Auftrag. Das Schreiben war ſehr umfangreich. 
Vergennes befürwortete die öſterreichiſchen Vorſchläge und er— 


1) Beer in Sybels Zeitſchr. XXXVIII, 437 u. 438 (Depeſche vom 
6. Auguſt). Gemeint ſind wohl die Herrſchaften Chimay und Beaumont, 
ferner die Städte Oſtende, Nieuport, Ypern, Furnes und Mont, das Fort 
Knocke und eine Meile Gebiet im Umkreiſe dieſer Städte und dieſes Forts, 
ſowie das Recht freien Durchzugs auf den großen Straßen und freier 
Schiffahrt auf den Kanälen und Flüſſen, welche dahin führen. (Art. XI 
des Vertrages vom 1. Mai 1757, bei Schäfer, Geſch. des Siebenjähr. 
Krieges I, 283.) 
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mahnte den König von Preußen, fie nicht zurückzuweiſen, damit 
der Krieg ſeinen Charakter nicht änderte; derſelbe würde ſonſt 
nur noch eine perſönliche Urſache haben, ein Kampf zwiſchen 
zwei Nebenbuhlern werden, deſſen Folgen unberechenbar wären, 
und vielleicht dem Wiener Hofe Grund geben ſeine Verbündeten 
und die Bürgen des Weſtfäliſchen Friedens, die man geglaubt 
hätte gegen ihn aufbieten zu können, ſelbſt in Anſpruch zu 
nehmen. Wir ſehen, wie das franzöſiſche Kabinett hier den 
einen Teil der Wünſche des Fürſten Kaunitz ohne Rückhalt 
und den andern mit Behutſamkeit erfüllte. Vergennes ſtellte 
ſich, als ob die Unterhandlung noch fortbeſtände; „ſollten ſich 
Schwierigkeiten darbieten, welche der Dazwiſchenkunft eines 
dritten bedürften“, ſchrieb er am Ende, „ſo würde Seine 
Allerchriſtlichſte Majeſtät auf den Wunſch der beiden Parteien 
ſich nicht weigern ſie beſeitigen zu helfen“. Mit der gleichen 
Behutſamkeit, wie vorher, that hier Vergennes, was Marie 
Antoinette verlangt hatte, indem er ſchüchtern die franzöſiſche 
Vermittelung anbot. 

Am 27. kam die umfangreiche Depeſche nach Berlin. Der 
franzöſiſche Gefandte, Marquis de Pons, war abweſend; um 
ſich der Königin gefällig zu erweiſen, hatte man ihm einen Ur⸗ 
laub gegeben, und ſo mußte der Geſchäftsträger Gauſſen dem 
Grafen Finckenſtein Mitteilung von den Aufträgen machen, die 
er ſoeben erhalten; er zeigte zugleich die nahe Wiederkunft des 
Marquis de Pons an. Finckenſtein nahm den Schritt des 
Hofes von Verſailles nicht ſehr ernſthaft. Er glaubte, daß 
Vergennes ihn nur aus Rückſicht für die Königin gethan und 
um ſich allmählich den Weg zur Vermittelung zu bahnen. 
Auch Friedrich war dieſer Meinung, die ihm dann von ſeinem 
Geſandten in Paris beſtätigt ward, und er befahl bereits am 
31. Auguſt ſeinen Miniſtern: ſie ſollten zuerſt angeben, wes⸗ 
halb man die Unterhandlung mit Thugut hätte abbrechen 
müſſen, und dann erklären: wenn der Hof von Verſailles 
Oſterreich dahin bringen wollte, klare und beſtimmte Vorſchläge 
zu machen, ſo würde man den König immer entgegenkommend 
und außerdem bereit finden, eine franzöſiſche und ruſſiſche Ver⸗ 
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mittelung anzunehmen, allerdings unter der Bedingung, daß 
nichts an den Satzungen des Reiches und dem Weſtfäliſchen 
Frieden geändert würde ). 

Begreiflicherweiſe konnte und wollte Friedrich, wenn eine 
Vermittelung eintreten ſollte, Rußland nicht miſſen; hauptſächlich 
aber wünſchte er, von dort bewaffneten Beiſtand zu erlangen. 
Zwei Mittel, hatte er am 22. Juli an Solms geſchrieben, 
könnte der Petersburger Hof anwenden, erſtens eine kräftige 
Erklärung in Wien und dann die Sendung von 6000 Koſaken; 
dadurch würden die Oſterreicher in Schrecken geſetzt und be— 
wogen werden, ſeinen Vorſchlägen williges Gehör zu ſchenken 7). 
Die Kaiſerin Katharina befand ſich aber noch nicht in der 
Lage, für ihren Verbündeten einzutreten. Bald nach dem Aus⸗ 
bruche der Feindſeligkeiten hatte Panin dem Grafen Solms 
geſagt: in zwei Kriege, die beide lang und blutig ſein und viel 
Geld koſten würden, könnte ſich Rußland nicht einlaſſen, und 
es müßte das erwidern, wenn Preußen förmlich ſeinen Bei— 
ſtand verlangte. Vierzehn Tage ſpäter äußerte ſich Panin 
günſtiger. Er zeigte dem Grafen Solms ein Billet der 
Kaiſerin. Sie hatte die Erklärung des Königs von Preußen 
über die Gründe, die ihn bewogen, ſich der bayeriſchen Zer— 
gliederung zu widerſetzen, ſoeben geleſen. „Wenn ich nicht die 
Verbündete dieſes Fürſten wäre“, hieß es darin, „ſo würde 
mir dieſes Aktenſtück Luſt machen, es zu werden. Erinnern 
Sie ſich an das, was ich Ihnen am 2. Juli geſagt habe, 
handeln Sie danach. Ich hoffe, daß der nächſte Kurier des 
Grafen Romanzoff uns wird klarer ſehen laſſen.“ Panin er— 
zählte weiter, was der Petersburger Hof für Abſichten hätte. 
Wenn der Bund der Kreiſe, welchen Friedrich zu gründen 
ſuchte, Rußland um Schutz und Hilfe gebeten, würde die 
Kaiſerin die Rechtmäßigkeit ihrer Beſchwerden anerkennen, 
Truppen in Galizien einrücken laſſen und auf dieſe Weiſe fo- 


1) Finckenſtein an den König 28. Auguſt, mit genauer Inhaltsangabe 
der franzöſiſchen Depeſche. Friedrich an Finckenſtein 31. Auguſt. (Geh. 
Kab.⸗Akten.) 

2) Immediat 22. Juli. 
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wohl dem Könige nützlich ſein als auch den eigenen Intereſſen 
dienen, wenn ſie die Oſterreicher aus Polen jagen könnte. Be⸗ 
fragt über den Zeitpunkt, äußerte ſich Panin dahin: man müſſe 
vorher über den Ausgang des Streites mit den Türken nicht 
mehr in Ungewißheit ſein, doch werde man das Ende des 
Krieges nicht abwarten; auf einige Monate komme es ja nicht 
an +). 

Katharina brannte vor Ehrgeiz, auch in die deutſchen An⸗ 
gelegenheiten einzugreifen, und ſie wollte von ſo vielen Fürſten 
als möglich um Beiſtand angegangen werden?). Daß nun 
Panin aufs neue mit dieſer Forderung hervortrat, hörte Frie⸗ 
drich ſehr ungern. „Das wird ſehr ſchwer ſein“, ließ er dem 
Grafen Solms antworten, „um nicht zu ſagen unmöglich. Sie 
fürchten Oſterreichs Rache und beſchränken ſich deshalb auf 
Neutralität, und man hat genug zu thun, ſie in Regensburg 
zum Sprechen zu bringen“ 2). Auch das gelang dem Könige 
nicht einmal. Was aber den Bund der Kreiſe betrifft, ſo war 
der Erfolg der preußiſchen Unterhandlungen äußerſt gering. 
Alles kam auf Hannover an. Im Juni hatte der König von 
England ſagen laſſen, daß er mit Preußen Hand in Hand 
gehen und einen Bund der Kreiſe für die Verteidigung ihrer 
Länder in Ober⸗ und Niederſachſen bilden wollte, und zwar 
ſollten ſich zuerſt die drei Kurfürſten von Brandenburg, Sachſen 
und Hannover vereinigen. Finckenſtein und Hertzberg ſchlugen 
hierauf dem hannöverſchen Miniſterium vor, man möge noch 
den weſtfäliſchen Kreis dazu nehmen und Kleve durch ein kleines 
Truppencorps ſchützen. Sie warteten dann mit Ungeduld auf 
einen Beſcheid aus London, worauf Edelsheim nach Köln, Kaſſel, 
Hildesheim und Paderborn gehen ſollte. Jedoch der König von 
England nahm ſich viel Zeit, und erſt am 25. Juli ſchickten 


1) Solms 10. und 24. Juli. 

2) Solms 10. März: Les affaires d' Allemagne font un objet prin- 
cipal de l’ambition de cette Cour etc. Vgl. Solms 31. März: Panin 
ließe durchblicken, daß es eine gute Wirkung machen könnte, wenn der 
Reichstag en corps ou en partie ſich an die Kaiſerin wenden wollte. 

3) An Solms 10. Auguſt (Mediat). 
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die hannöverſchen Räte einen Plan. Man wolle neutral bleiben, 
antwortete man, und verhindern, daß das Kriegsfeuer weiter 
um ſich greife; daher müſſe der oberſächſiſche Kreis wegen des 
Kurfürſtentums Sachſen ausgeſchloſſen bleiben und nur Nieder- 
ſachſen und Weſtfalen in Betracht kommen; die Union ſolle 
defenſiv ſein und den andern Reichsfürſten offen ſtehen. 

Finckenſtein und Hertzberg erkannten wohl, daß Hannover 
durch dieſen Bund ſich nur vor einem franzöſiſchen Einfalle zu 
ſchützen ſuchte; jedoch ſie meinten, eine ſolche Vereinigung würde 
immerhin auf den Wiener Hof und ſeine Anhänger einen 
ſtarken Eindruck machen; mit Frankreich müßte man ſich fret 
lich offen ausſprechen, um es nicht zu erzürnen. 

An einer Defenſivunion war dem Könige nicht viel gelegen; 
aber indem der Petersburger Hof von dem Bunde der Kreiſe 
jetzt um Schutz angegangen werden wollte, mußte man die 
Unterhandlung weiter fortführen. Die Miniſter hielten es für 
unmöglich, ohne Hannover, welches das Vertrauen der Mehr⸗ 
zahl der evangeliſchen und katholiſchen Fürſten beſäße, das 
Werk zuſtande zu bringen, und fie ſchlugen dem Könige des- 
halb vor, es ſollte die Furcht vor den Wirren, welche die 
bayeriſche Sache verurſachen könnte, als Hauptgrund für die 
Errichtung des Bundes angegeben werden und außerdem die 
Mitglieder in einem geheimen Artikel ſich verpflichten, die 
ruſſiſche Dazwiſchenkunft anzurufen. Edelsheim wurde wirk— 
lich dahin angewieſen ). Um aber die furchtſamen Fürſten 
etwas eifriger zu machen, wollte man weiter denſelben zu ver— 
ſtehen geben, daß eine Defenſivunion unzureichend wäre, da 
niemand daran dächte Hannover anzugreifen; weigerten ſie ſich, 
mit dem Könige gemeinſchaftliche Sache zu machen, ſo würde 
ſich dieſer gezwungen ſehen, von der Verteidigung der deutſchen 
Freiheiten abzuſtehen und Oſterreich über die Erbfolge der 
Fürſten nach Gefallen verfügen zu laſſen ?). Es war der Ge— 


1) Die Korreſpondenz ſteht in dem bereits erwähnten Volumen: die 
Sendung Edelsheims (Berl. Arch.). 
2) Friedrich an Finckenſtein 25. Auguſt (Geh. Kab.⸗Alten). 
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danke des Freiherrn v. Hertzberg, aber nur als Drohung vere 
wendet. ‘ 

So viel that Preußen, um von Rußland womöglich mili⸗ 
täriſchen Beiſtand oder doch wenigſtens eine ſtarke Erklärung 
zu erlangen. Am 5. September kam der Marquis de Pons 
nach Berlin zurück und ſagte zu den Miniſtern: Ludwig XVI. 
ſei ſehr gerührt von dem Vertrauen, welches ihm Friedrich in 
der bayeriſchen Angelegenheit gezeigt, er wünſche die Herſtellung 
des Friedens und werde jederzeit mit Vergnügen dazu beitragen ). 
Gegen den preußiſchen Geſandten äußerten freilich Maurepas 
und Vergennes auch noch ihr Bedauern über den Abbruch der 
Braunauer Unterhandlung, und als Goltz die öſterreichiſchen 
Vorſchläge unannehmbar nannte, da verneinten ſie das und 
ſagten, daß dieſelben ſich denen des Königs vom 20. Mai ſehr 
näherten. Einige Zeit ſpäter erklärte Maurepas weiter dem 
preußiſchen Geſandten: man habe nichts gegen eine politiſche 
Verbindung mit den Kreiſen einzuwenden, aber ein Heer be- 
ſtehend aus Truppen des Königs von England oder von 
Fürſten, über die er verfüge, könne man nicht dulden, ſondern 
man müſſe dann gleichfalls ein Heer und zwar an der Saar 
aufſtellen ). 

Frankreich kam aber nicht in dieſe Notwendigkeit. Am 
24. September ſchickte nämlich Edelsheim einen Vertrags- 
entwurf, welchen Georg III. nach Hannover geſendet hatte, nach 
Berlin; darin verbanden ſich die beiden Könige als Kurfürſten 
zur Verteidigung ihrer in Niederſachſen und Weſtfalen gelegenen 
Beſitzungen gegen jeden feindlichen Anfall, den fie bei Gelegen- 
heit der bayeriſchen Irrungen erleiden könnten. Sie verſprachen 
darin zweitens einander, einmütig auf dem Reichstage zu han⸗ 
deln und alle möglichen Maßregeln zu nehmen, damit die 
bayeriſche Erbfolge gemäß den Rechten der beteiligten Parteien 
und den Satzungen des Reiches entſchieden würde. Man 
wollte drittens andere Fürſten zum Beitritt einladen. 


1) Mediat an Goltz 8. September. 
2) Goltz 10. und 25. September. f 
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Dieſer Entwurf befriedigte die preußiſchen Miniſter ſehr 
wenig, da die Hauptſache weggeblieben war; denn ein Ver— 
ſprechen, daß man ſich an Rußland wenden würde, fand ſich 
darin nicht, und außerdem verzweifelten Finck und Hertzberg, 
außer Kaſſel und vielleicht Braunſchweig einen Fürſten zum 
Beitritt bewegen zu können, ehe nicht Preußen ein größeres 
Übergewicht im Kriege gewonnen hätte. Sie wieſen noch da— 
rauf hin, daß der kölniſche Miniſter Belderbuſch den Sieg über 
den münſterſchen Miniſter Fürſtenberg bei dem Kurfürſten von 
Köln davongetragen hätte. 

Der König hielt den hannöverſchen Entwurf für unnütz, 
und da der Petersburger Hof inzwiſchen auf neue Anrufungen 
vonſeiten der deutſchen Fürſten Verzicht geleiſtet hatte, lag für 
ihn kein Grund vor, die Unterhandlung fortzuſetzen; aber er 
konnte ſich doch noch nicht entſchließen ſie abzubrechen, ſondern 
er befahl ſeinen Miniſtern ſie hinzuziehen, bis man Rußlands 
Abſichten genau wüßte ). Daß dieſes mit einer Erklärung 
anfangen wollte, war ihm bereits angezeigt worden. Da 
Preußen weder angegriffen worden ſei, noch in Gefahr ſich be— 
finde, hatte Panin dem Grafen Solms um die Mitte des 
Septembers mitgeteilt, komme das Bündnis von 1764 nicht 
in Betracht; aber man halte die Sache des Königs für ge— 
recht. Man wolle die Erklärung drucken laſſen und veröffent— 
lichen und Frankreich, England, Schweden und Dänemark zum 
Anſchluß auffordern ). 


1) Finkenſtein und Hertzberg an den König 29. September, in dem 
angeführten Volumen; Finckenſtein an den König 29. September, und 
Antwort des Königs vom 3. Oktober in den Geh. Kab.-Akten. Die 
Sendung Edelheims war von jetzt ab ohne Bedeutung. Am 31. Okt. 
ſchrieb Finckenſtein an ihn, ob es nicht am beſten wäre, wenn man bei 
der Unruhe, welche Frankreich zeigte, nur gleichmäßiges Handeln auf dem 
Reichstag in der bayeriſchen Sache verabredete, ohne eines Armeecorps 
zu erwähnen. In Hannover war man nicht allein damit einverſtanden, 
ſondern man erklärte ſogar Ende November, daß die weitere Unterhand— 
lung verſchoben werden könnte, bis neue Umſtände die Wiederaufnahme 
derſelben nötig machten; und Preußen ging darauf ein (5. Dezember). 
2) Solms 15. September. 


190 III. Buch. 7. Kapitel. 


Katharina war durch die Verwickelung mit der Pforte, wie 
wir geſehen haben, bisher abgehalten worden, ihrem Verbün⸗ 
deten zu Dienſten zu ſein; denn ſie wußte nicht, wie weit die 
Hartnäckigkeit der Türken gehen würde. Mit 12 Linienſchiffen 
war im Mai der Kapudan Paſcha nach dem Schwarzen Meer 
ausgelaufen; der Diwan hatte ihm anfänglich vorgeſchrieben, 
den erſten Schlag ſo viel als möglich zu vermeiden, und nur 
auf die Vorſtellung, daß ihm ſeine Verhaltungsbefehle zu ſehr 
die Hände bänden, ward es ihm geſtattet, nach den Umſtänden 
zu verfahren. Eben dieſe begünſtigten ihn aber keineswegs; 
denn die Peſt und ein großer Sturm thaten den Truppen und 
Schiffen großen Schaden. Daneben ſuchten die Höfe von Berlin 
und Verſailles beſänftigend in Konſtantinopel einzuwirken. Ver⸗ 
gennes wünſchte weder eine neue Schwächung der Türken noch 
ein ruſſiſch⸗engliſches Bündnis, welches auch gegen Frankreich 
gerichtet geweſen wäre, da dieſes inzwiſchen in den Krieg wider 
Georg III. eingetreten war. Im Auhguſt bot fic) Vergennes 
der Pforte zur Vermittelung an. Die Unfälle des Kapudan 
Paſcha mögen ſchon vorher den Kriegseifer in Konſtantinopel 
merklich abgekühlt haben, und ſo faßte der Diwan am 14. Sep⸗ 
tember den Beſchluß, man wolle den von dem Petersburger 
Hofe beſchützten Chan anerkennen, wenn die ruſſiſchen Truppen 
aus der Krim zurückgezogen würden. Damit war eine Aus⸗ 
ſicht für den Frieden gewonnen. Wenn aber auch Katharina 
das erſt im Oktober erfuhr, ſo rechnete ſie doch zunächſt auf 
keinen Krieg mehr mit den Türken, und ſo ließ ſie denn eine 
Erklärung aufſetzen, die ihr am 22. September zur Unterſchrift 
vorgelegt ward, aber noch einige Zeit in ihrem Kabinette liegen 
blieb. 

Im Sommer war Katharina gegen Friedrich etwas kühler 
geworden, ohne daß es dem Grafen Solms gelang, den eigent⸗ 
lichen Grund zu erfahren. Als er im Auguſt eine ſehr freund- 
ſchaftliche Unterredung mit Potemkin hatte, riet dieſer, es möchte 
doch der König ſelbſt an Katharina ſchreiben, das würde ſeine 
Sache bedeutend fördern. Solms erwiderte: ſein Herr ſei da⸗ 
rüber ſehr empfindlich geweſen, daß die letzte Antwort, die er 
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von der Kaiſerin empfangen, nicht von ihrer Hand herrühre, 
ſondern durch einen Sekretär geſchrieben worden ſei, und er 
werde ſich vielleicht ein zweites Mal dem nicht ausſetzen wollen. 
Potemkin aber wiederholte nicht nur ſeinen Rat, ſondern er 
kam nach kurzer Zeit noch einmal darauf zurück. Friedrich 
fügte ſich, und an demſelben Tage, wo der preußiſche Geſandte 
das königliche Schreiben übergeben ließ, ſchickte Katharina die 
Erklärung von ihr unterzeichnet an Panin, der fie nun beför— 
dern ſollte 1). Doch ging wieder beinahe noch eine Woche da— 
rüber hin. 

Als Friedrich hörte, wie ihm Katharina helfen wollte, da 
ward er über die Maßen verdrießlich. In ſeinem Arger ſah 
er darin faſt einen Bruch des Bündniſſes; denn er verſprach 
ſich von dieſem Schritte des Petersburger Hofes keine Wirkung. 
„Bloße Worte thun nichts Böſes“, ſchrieb er eine Woche ſpäter, 
„aber Mannſchaften, Waffen, Pferde und Kanonen können 
einer Macht diejenige Aufmerkſamkeit einflößen, welche ſich Rupe 
land von ſeiner Erklärung verſpricht.“ Indem nun Friedrich 
von Petersburg her keinen bewaffneten Beiſtand empfing, der 
Kurfürſt von Hannover ſich nicht aus ſeinen Landen rühren 


1) Solms 28. Auguſt, 4. und 29. September. Im Sbornik XX, 
374 iſt Nr. 123 (die Antwort auf Nr. 132) als nicht von der eigenen 
Hand der Kaiſerin herrührend bezeichnet. Das Schreiben Friedrichs aus 
dem September fehlt. Am 28. Mai 1779 meldete Solms, Potemkin 
habe viel dazu beigetragen, à mettre les ressorts du Gouvernement en 
action et à déterminer la résolution de sa Souveraine a réaliser a 
tems ses bonnes intentions pour faire connoitre l’intimité de ses liai- 
sons avec Votr. Maj. Kaunitz glaubte ſpäter (an Cobenzl 10. Nov. 
1779, abgedruckt bei Beer, Leopold II., Franz II. und Katharina, 
S. 240ff.), Friedrich habe dem Fürſten Potemkin Hoffnung auf Kurland 
gemacht und ihn dadurch gewonnen. Das iſt aber nicht richtig. Erſt 
am 18. April 1779 hat Friedrich an Solms geſchrieben (Immediat): er 
glaube fic) nicht zu täuſchen, wenn er annehme, daß Potemkin Kurland 
begehre. Der König wollte dieſe Abſichten ſo ſehr als möglich fördern, 
wenn Potemkin die Kaiſerin vermöge, nicht ſo viel auf die Klagen der 
Polen über ihn inbezug auf ihren Handel zu hören. Später (15. Juni) 
war Friedrich doch zweifelhaft, ob Potemkin Kurland oder den polniſchen 
Thron erſtrebe; auch hierin war er bereit, ihn zu unterſtützen. 
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noch irgendwie mit ihm zuſammenwirken wollte, und er von 
nirgends her unterſtützt wurde, da meinte er, daß er ſuchen 
müßte durch die franzöſiſche Vermittelung aus dem Kriege 
wieder herauszukommen )). 

Kurze Zeit vorher, gegen Ende des Septembers, hatte der 
Hof von Verſailles das an Gauſſen gerichtete Schreiben, worin 
er ſich gegen den König von Preußen erbot eine Vermittelung 
zu übernehmen, dem Staatskanzler mitgeteilt und dadurch die 
Zufriedenheit desſelben gewonnen. Doch beging Kaunitz die 
Unklugheit, zu bekennen, daß Vergennes den Wiener Hof zuviel 
hätte ſagen laſſen, wenn er in deſſen Namen erklärte, derſelbe 
wolle jetzt und für immer allen ſeinen Rechten und Anſprüchen 
auf Bayern entſagen. Mußte das Kabinett von Verſäilles 
unter ſolchen Umſtänden nicht dem preußiſchen Miniſter Fincken— 
ſtein beipflichten, welcher auf die zweideutige Faſſung des Haupt⸗ 
vorſchlages in ſeiner Erwiderung aufmerkſam gemacht hatte? 
Letztere las Breteuil dem Staatskanzler vor. Die Unterredung, 
welche dann folgte, war ſehr wichtiger Art. Kaunitz wünſchte 
die Anſicht des Hofes von Verſailles über die Berliner Ant 
wort zu hören. Sein Herr, erklärte der franzöſiſche Geſandte, 
bedauere die Ablehnung des erſten Vorſchlags, aber Gauſſen 
glaube Grund zu der Annahme zu haben, daß der König von 
Preußen keinesfalls einem Vergleiche nach dem Wunſch Sſter— 
reichs beipflichten werde. Lebhaft entgegnete Kaunitz: „Es 
handelt ſich nicht mehr darum, ſondern die Kaiſerin will alles, 
was ſie in Bayern gewonnen hat, wieder herausgeben, wenn 
der König von Preußen die Markgrafſchaften in ihrer natür⸗ 
lichen und durch das Haus Brandenburg feſtgeſtellten Ordnung 
läßt.“ Breteuil war mit dem Entſchluſſe Maria Thereſias 
einverſtanden; „aber“, fuhr er fort, „wenn man den König 
von Preußen nicht dazu bringen kann, die angehängte Be— 
dingung zu erfüllen, ſo wird es wünſchenswert ſein, andere 
Wege der Verſtändigung zu finden.“ Kaunitz wußte nur ein 


1) An Solms 1. Oktober (Immediat). An Finckenſtein 5. Oktober 
(Geh. Kab.⸗Akten). 
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Mittel, den König von Preußen zum Frieden zu zwingen, 
nämlich wenn Ludwig XVI. die Sprache, die in dem Schreiben 
an Gauſſen herrſche, nicht allein weiter rede, ſondern noch 
verſchärfe. 

Lange ſtritten beide nun hierüber. Umſonſt bemühte ſich 
Breteuil, den Staatskanzler zu überzeugen, daß das Kabinett 
von Verſailles keinen drohenden Ton annehmen könne, ſondern 
in ſeiner gemeſſenen Haltung verbleiben müſſe. Wenn er end— 
lich rund heraus erklärte, ſein Hof werde ſich keinesfalls mit 
Preußen überwerfen, zumal da Frankreich im Kriege mit Eng— 
land begriffen ſei: ſo kann man ſich leicht vorſtellen, welchen 
Verdruß dieſe Worte dem Staatskanzler verurſachten. Aber 
ſeine Auslaſſungen brachten den Baron Breteuil nicht aus der 
Faſſung, er riet vielmehr, eine neue Friedensgrundlage zu 
ſuchen, indem man zwiſchen dem letzten Vorſchlage Thuguts 
und dem, welchen Friedrich II. gemacht, die Mitte halte. 
Kaunitz warf dem Geſandten hierauf mit einiger Empfindlichkeit 
vor, daß Frankreich immer auf die Gedanken des Königs von 
Preußen eingehe, der nur damit beſchäftigt ſei, die gerechten 
Vorteile des Erzhauſes zu ſchmälern. Nachdem er ſich wieder 
etwas beruhigt hatte, bat er Breteuil, eine ſolche Grundlage 
zu nennen; aber der Geſandte lehnte das trotz allem Drängen 
des Staatskanzlers ab, ebenſo vergeblich blieben des letzteren 
Bemühungen, dem Grafen Vergennes das heikle Geſchäft auf— 
zubürden, und als er nun erklärte, daß die Angelegenheit ganz 
allein durch die Kriegsereigniſſe würde beendigt werden, wenn 
Frankreich die Leitung der Vermittelung nicht entſchiedener in 
die Hand nehmen wollte, da ſtellte Breteuil abermals nur die 
Beobachtung der größten Unparteilichkeit vonſeiten ſeines Hofes 
in Ausſicht. 

Um die nämliche Zeit ſuchte Kaunitz noch die Verwendung 
der Reichsſtände zu gewinnen. Eine ſchwere Ladung Druckſachen 
ging nach Regensburg, die alle den Titel führten: „Ihro 
Kaiſ. Kgl. Majeſtät Gerechtſame und Maßregeln in Abſicht 
auf die bayeriſche Erbfolge in der wahren Geſtalt vorgelegt 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 13 
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und gegen die Widerſprüche des Berliner Hofes verteidiget.“ 
Es war hohe Zeit, daß die Schrift erſchien; denn bereits vor 
einem halben Jahr hatte man ihr Erſcheinen angeſagt. Dafür 
trat man jetzt aber auch mit einem ſtarken Buch auf den 
Kampfplatz, freilich ohne die öſterreichiſchen Anſprüche recht⸗ 
fertigen zu können. 

Wichtiger als dieſe ſchalen Blätter waren die ſieben Seiten, 
welche den Titel führten: „Vorſtellung und Erſuchen an die 
hohen Mitſtände gegen die widerrechtlichen und friedbrüchigen 
Handlungen Sr. Kgl. Majeſtät bei Gelegenheit der bayeriſchen 
Erbfolge.“ Maria Thereſia erzählte darin die Weſenheit der 
Sache ſo, wie Kaunitz in ſeinen Noten an den Berliner Hof 
es gethan, und in gleichfalls bekannter Weiſe beſtritt ſie darauf 
die Berechtigung der preußiſchen Einmiſchung. Zum Beweiſe, 
wie ſie ihre Billigkeit, Mäßigung, Nachgiebigkeit, Friedensliebe 
und Vorſorge für das Wohl Deutſchlands auf das höchſte ge— 
trieben, führte ſie die Erklärung an, welche ſie abgegeben, daß 
ſie bereit ſei, alles in Gemäßheit des Vertrages vom 3. Januar 
in Beſitz Genommene zurückzuſtellen gegen die weſentliche und 
unabweichliche Bedingung, daß auch Friedrich II. die Sekundo— 
genitur in Ansbach und Baireuth beſtehen laſſe; denn es handle 
fic) hierbei um das allgemeine Beſte des Reiches, um die Er⸗ 
haltung des Gleichgewichts in demſelben, um die Bewahrung 
des bisherigen Verhältniſſes in dem fränkiſchen und den benach- 
barten Kreiſen, um die Abwendung aller jener gefährlichen und 
bedenklichen Folgen, die unvermeidlich entſtehen würden, wenn 
der preußiſche Hof ſeine Vergrößerungsabſicht einſeitig durch⸗ 
ſetzen ſollte. Zuletzt erſuchte die Kaiſerin-Königin angelegent⸗ 
lichſt ihre Mitſtände, dieſelben möchten gemeinſchaftliche nach- 
drückliche Vorſtellungen an den König von Preußen wegen 
unverzüglicher Einſtellung ſeiner widerrechtlichen friedbrüchigen 
Handlungen gelangen laſſen, mit der Kaiſerin⸗Königin vereinigt 
auf die unverletzte Erhaltung und Beobachtung der brandenz 
burgiſchen pragmatiſchen Hausſanktion unabweichlich beſtehen, 
mit ihr gegen die preußiſche Störung des Land- und Weſt⸗ 
fäliſchen Friedens gemeinſchaftliche Sache machen, mit aus⸗ 
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giebiger Hilfe ſie unterſtützen und den Beiſtand der Garanten 
des zuletzt genannten Friedens öffentlich nachſuchen. 

Dieſe beiden Schriftſtücke ſollte der Freiherr v. Borié den 
Geſandten der deutſchen Fürſten mitteilen. Allerdings hatte 
der Reichstag ſeit dem 21. Auguſt Ferien, die bis zum 9. No⸗ 
vember dauerten. Preußen war mit dieſem Beſchluſſe gar 
nicht zufrieden, ſondern der Meinung geweſen, Schwarzenau 
hätte zuſammen mit dem hannöverſchen Geſandten auf die Un⸗ 
ſchicklichkeit aufmerkſam machen ſollen, die Reichsverſammlung 
auf eine ſo lange Zeit in Unwirkſamkeit zu verſetzen. Jedoch 
der Verteilung von Schriftſtücken ſtand nichts im Wege. Nur 
zwei Geſandte, die von Kurköln und Kurpfalz, waren abweſend, 
und fie konnten binnen 24 Stunden von ihren Gütern herbei— 
geholt werden; die übrigen ſamt den Direktorien blieben in 
Regensburg, bereit bei wichtigen Vorfällen zuſammenzutreten 
und die Notdurft zu beſorgen. Und was hatte denn der 
Reichstag vor den Ferien geleiſtet? Zu Verhandlungen war 
es nicht gekommen. Die Leitung der fürſtlichen und kurfürſt— 
lichen Verſammlung lag in den Händen von Oſterreichern oder 
öſterreichiſch-geſinnten Männern, und dieſe konnten eine Bee 
ratung nicht gerade wünſchen, obwohl ſie eine ſolche auch nicht 
gar zu ſehr zu fürchten hatten. Nach dem Berichte Schwarzenaus 
war der größte Teil der Stände heimlich mehr für Preußen 
als für Oſterreich, aber durch hingeworfene Drohungen ab— 
geſchreckt, ſich zu erklären; ſollten ſie Mut erhalten, meinte der 
preußiſche Komitialgeſandte, fo müßten Kurbraunſchweig und 
Heſſen⸗Kaſſel vorangehen und ein Obſervations- oder Proteftions- 
corps aufſtellen. Und noch einen anderen Mangel betonte 
Schwarzenau ſchon ſeit längerer Zeit. Im Fürſtenrat hatte 
der Graf Bünau die Stimmen von Weimar-Eiſenach, Gotha- 
Altenburg, Wolfenbüttel, Darmſtadt, Schwerin, Strelitz, 
Schwarzburg zu führen gehabt, war aber wegen ſeiner Krank— 
heit fern von Regensburg geweſen, und als er endlich ſeine 
Stelle niederlegte, blieb ſie unbeſetzt. Schwarzenau warf in 
ſeinen Depeſchen den Evangeliſchen vor, daß fie meiſtens auf 
eine unzeitige Erſparnis ſähen, keine tüchtigen Leute hätten und 
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daher nichts ausrichteten. „Es ſcheint faſt“, ſchrieb er, „als 
ob die beträchtlichſten Höfe, die vor kaum 20 oder mehr Jahren 
eigene rechtſchaffene Geſandte aufzuſtellen, zu bezahlen und zu 
ſchützen gewußt, nunmehr beginnen wollten die Unterhaltungs⸗ 
gelder, welche ſie von ihren Unterthanen beziehen, zu andern 
Ausgaben zu verwenden ). 

Am 23. September entledigte fic) Boris ſeines Auftrages; 
aber viel Hoffnung wird der Staatskanzler ſchwerlich auf dieſen 
Schritt geſetzt haben. Er war überhaupt etwas demütiger ge⸗ 
worden. Mit welchem Stolz hatte er vor einem halben Jahre 
Maria Therefia auf die klugen Maßregeln hingewieſen, welche 
der Wiener Hof ſowohl vor als nach dem Tode Maximilian 
Joſephs ergriffen hätte, mit welcher Geringſchätzung auf den 
König von Preußen herabgeſehen, welcher bei dieſer Gelegenheit 
durch Kniphauſen die fränkiſchen Markgrafſchaften zu gewinnen 
gedächte 2). Jetzt aber zeigte ſich der Staatskanzler friedfertig 
und beſcheiden und war geneigt, durch den Beiſtand des ver- 
bündeten Hauſes zu einem Vergleiche zu gelangen). Aus 
Verſailles hatte man gehört, daß der König von Preußen ſich 
eine franzöſiſche Vermittelung gefallen laſſen würde; darauf 
beſchloß man, eben ſolche Bereitwilligkeit in Petersburg anzu⸗ 
zeigen. Der Staatskanzler ſchickte die gedruckte Antwort auf 
das preußiſche Manifeſt, die in Regensburg überreicht worden 
war, und außerdem ein Schreiben folgenden Inhalts an den 
ruſſiſchen Hof: die Kaiſerin-Königin habe ihre Rechte auf 
Bayern aufgeben wollen, wenn Friedrich II. der Vereinigung 


1) Schwarzenau 10. 17. 21. September. Seine Berichte vom Jahre 
1778 bilden vier Volumina, aber wie gering iſt die Ausbeute! Am 
10. Dezember ſchreibt er: „In den bisherigen wenig beſuchten Rats- 
zuſammenkünften iſt nichts Erhebli ches vorgekommen und bei den bevor- 
ſtehenden Chriſttagsferien wird wohl auch vor der Hälfte des Januars 
nichts zu thun ſein.“ 

2) Arneth X, 803, Anm. 604. 


3) Mitteilungen aus den Referaten des Staatskanzlers vom 7. Sept. 
und 2. Okt. bei Beer in Sybels Zeitſchr. XXXVIII. 425 —427, und 
bei Arneth X, 524—525 und 539 — 540. 
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der fränkiſchen Markgrafſchaften mit Brandenburg entſage; das 
ſei aber nicht angenommen worden, alſo handle der König von 
Preußen nicht zum Schutze der Gerechtigkeit und der Reichs⸗ 
geſetze, ſondern aus perſönlicher Eiferſucht gegen Oſterreich. 
Weil er nun in ſeiner Antwort an den Hof von Verſäailles 
die von dieſem angebotene Vermittelung nicht ganz verworfen 
und ſogar erklärt habe, daß er Rußland hinzufügen wolle, ſo 
bitte die Kaiſerin⸗Königin vertrauensvoll um die guten Dienſte 
der Kaiſerin von Rußland zur Herſtellung des Friedens ). 
Zum Unglück für Oſterreich kreuzte ſich dieſes Schreiben 
mit der Erklärung, die am 4. Oktober nach Wien, London, 
Verſailles, Stockholm, Kopenhagen und Regensburg abgegangen 
war; die Fürſten des Reiches wurden von der ruſſiſchen Kaiſerin 
eingeladen, mit ihr zuſammen Vorſtellungen in Wien zu machen 
und weitere Maßregeln zu verabreden. Katharina drückte ſich 
über die ſtreitige Frage ziemlich fo aus wie Friedrich und riet 
hierauf dringend der Kaiſerin-Königin, fic) ſowohl mit dieſem 
als mit den andern beteiligten Parteien über die ganze batye- 
riſche Erbfolgeſache nach den Satzungen des Reiches freundſchaft— 
lich zu vergleichen, ſonſt würde fie den in Deutſchland augge- 
brochenen Krieg nicht länger mit Gleichgültigkeit anſehen können 
und in gebührende und ernſthafte Betrachtung ziehen müſſen, 
was die Intereſſen ihres Reiches, die der Fürſten, die ihre 
Freunde wären und ihren Beiſtand angerufen hätten, und vor 
allem ihre Verpflichtungen gegen ihren Verbündeten erheiſchten. 
Katharina machte dann in einem eigenhändigen Schreiben dem 
Könige Mitteilung von dem Schritte, den ſie eben that. Wenn 
derſelbe keinen Erfolg hätte, dann ſollte der Fürſt Repnin, 
welchen ſie zu Friedrich zu ſenden verſprach, über die zu treffen⸗ 
den Maßregeln fic) mit ihm verſtändigen. Aus den Berhal- 
tungsbefehlen desſelben, hoffte ſie, werde der König erkennen, 
daß ſie die Abſicht habe, trotz der eigenen ungewiſſen Lage, 
worin ſie ſich der Pforte gegenüber befinde, einem ſo engen 


1) Solms 20. Oktober; er ſagt, in dieſen Tagen habe der Wiener 
Hof beides übergeben laſſen. 
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Verbündeten, wie er ſei, die Aufrichtigkeit ihrer Freundſchaft 
zu beweiſen. Am 13. Oktober übergab Panin dieſes Schreiben 
und die ruſſiſche Erklärung dem Grafen Solms mit den 
Worten: der König werde daraus erkennen, daß die Kaiſerin 
zu ihrer alten Freundſchaft und zu dem alten Vertrauen zu— 
rückgekehrt ſei. 

Friedrich freute ſich beſonders, daß Repnin ſich über be— 
waffneten Beiſtand mit ihm verſtändigen ſollte; denn er meinte, 
der Wiener Hof kümmere ſich um Worte wenig, er fürchte nur 
die Soldaten. Als er mit ſeinen Truppen nach Schleſien 
zurückgekehrt war, ließ er 17 Bataillone bei Landshut Quartier 
nehmen, und 19 Bataillone marſchierten mit 20 Schwadronen 
gen Neiße. Der König wollte Troppau beſetzt halten, teils 
um Oberſchleſien zu decken und den Oſterreichern die Verbin⸗ 
dung mit Teſchen und Galizien abzuſchneiden, teils wegen der 
Hilfe, die er von der Kaiſerin von Rußland erwartete. Im 
nächſten Jahre hatte er die Abſicht, in Mähren den Krieg zu 
führen und dabei 20000 Mann, wobei ihm Koſaken ſehr nütz⸗ 
lich ſein würden, gen Presburg zu ſenden. Er wollte die 
Oſterreicher dadurch hindern, aus Ungarn Futter zu holen; 
ja, er dachte noch weiter daran, Koſaken und andere leichte 
Truppen dort über die Donaubrücke zu ſchicken und ſie Streif— 
züge bis nach Wien machen zu laſſen +). 

Über den Eindruck der ruſſiſchen Erklärung auf das Wiener 
Kabinett, ob der Hochmut oder die Weisheit dort den WAus- 
ſchlag geben würde, darüber wagte Friedrich keine Meinung zu 
äußern. „Es iſt ſicher“, ſchrieb er am 16. an ſeinen Bruder, 
„daß die Franzoſen die lebhafteſten und ſtärkſten Vorſtellungen 
dazufügen, um zu gütlicher Beilegung zu überreden; auch wünſcht 
vielleicht die Kaiſerin den Frieden. Aber wenn ich mir den 
frechen Dünkel des Fürſten Kaunitz denke, ſo fange ich an zu 
vermuten, daß der öſterreichiſche Stolz den Sieg davontragen 
wird.“ 


Das eigentliche Hindernis der Verſtändigung lag im Kaiſer, 


1) An Solms bei Smitt II, 229 8q . 
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der ſchon Vorbereitungen für den künftigen Feldzug traf. Er 
freute ſich ſehr, Böhmen endlich von Friedrich geräumt zu 
finden und die Oſterreicher wieder in Heidenpiltſch zu wiſſen. 
Es gehörte nur noch zu ſeinen Wünſchen für das ablaufende 
Jahr, daß die Preußen aus Troppau gejagt würden, und er 
befahl am 21. dem Feldmarſchall-Lieutenant Elrichshauſen, 
dieſen Verſuch zu machen, es möge koſten, was es wolle, ſogar 
wenn die Stadt angezündet werden müßte. Zwei Tage ſpäter 
empfing er von ſeiner Mutter die Erklärung des Petersburger 
Hofes, die am 20. in Wien übergeben worden war. Ungern 
vermiſſen wir den Brief, welchen die Kaiſerin-Königin mit⸗ 
ſchickte; jedoch wenn ſchon Kaunitz gänzlich außer Faſſung kam, 
als ihm das ruſſiſche Schriftſtück übergeben wurde !), fo wird 
man ſich leicht vorſtellen, was für einen niederſchmetternden 
Eindruck es auf Maria Thereſia gemacht haben muß. Auch 
Joſeph geſtand die große Bedeutung des Schrittes ein, welchen 
Katharina gethan, und er fand die Erklärung ſtark; aber er 
verharrte bei dem Glauben, daß die ruſſiſche Kaiſerin keine 
Truppen abſenden würde, ſie müßte denn toll ſein und ihr 
Miniſter ein durch Geld gewonnener Schuft, dann wäre freilich 
alles möglich. Er war geneigt, die Vorſtellung des Peters— 
burger Hofes für ein Gegenſtück zu dem zu halten, was das 
Kabinett von Verſailles im Auguſt in Berlin erklärt hatte. 
Die Erinnerung an die Franzoſen erregte ſeinen Grimm beinah 
noch ſtärker, als das Verhalten Rußlands, und er wünſchte, 
daß man jene Perückenmacher lieber ſchlafen ließe, die weder 
Herz noch Geld hätten. 

Der großen Überraſchung folgte noch eine kleinere auf dem 
Fuße. An demſelben Tage, wo Joſeph dieſes ſchrieb, hieß es, 
daß neue Truppen und der König ſelbſt nach Troppau kommen 
würden. Der Kaiſer wollte das wieder nicht glauben; aber 
die Anzeige war in der Hauptſache richtig. Mit dem Ver⸗ 
pflegungsweſen und den Quartieren viel beſchäftigt, hatte ſich 
Friedrich am 19. nach Neiße begeben. Er beabſichtigte zugleich 


1) Solms meldet das am 11. Dezember nach dem Berichte Gallizins. 
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alles für den künftigen Feldzug, den er in Mähren zu eröffnen 
gedachte, wohl vorzubereiten. Darum ging er weiter bis 
Jägerndorf, welches er auch deshalb beſetzen wollte, um dem 
Erbprinzen, der in Troppau ſtand, die rechte Seite zu decken. 
Am 22., wo er anlangte, ließ er ſofort die leichten öſter⸗ 
reichiſchen Truppen aus der Umgegend vertreiben. 

Eben damals arbeitete der Kaiſer in Gitſchin eifrig an 
der Auseinanderlegung der Mannſchaften. Am 25. war er 
mit ſeinen Anordnungen fertig; einzelne Regimenter befanden 
ſich bereits auf dem Marſche; der Herzog von Teſchen, Laudon 
und Lasch trafen Anſtalten für ihre Rückkehr nach Wien. Da 
erfuhr Joſeph, der König wäre mit Verſtärkungen in Troppau 
angelangt. „Auf die erſte Kunde, daß die Preußen wieder 
vorrücken“, ſchrieb er an ſeine Mutter, „reiſe ich ſofort dahin. 
So unglaublich dieſe neue Bewegung erſcheint, ſo kann ſie doch 
ſehr wohl zu ſeinen Plänen gehören, und wenn er die Fürſten⸗ 
tümer den Winter hindurch behalten will, ſo mag er ſich darauf 
gefaßt machen, immer unter den Waffen zu ſtehen; denn ich 
gedenke mich nicht vom Platze zu rühren, bis ich ihn wieder 
vertrieben habe.“ Die Ungeduld ließ aber den Kaiſer nicht 
warten; er eilte noch an demſelben Tage von Gitſchin weg. 
Zur Vorſicht empfingen 6 Infanterieregimenter und ein Reiter⸗ 
regiment Befehl, nach Leitomiſchl zu marſchieren. 

Wie raſch folgten einer kurzen Erholung wieder ſorgenvolle 
Zeiten! Joſeph war ſo unruhig, wie er noch nie geweſen; 
die Erklärung des Petersburger Hofes lag ihm ſchwer in den 
Gliedern. „Man wird mehr Feſtigkeit als je haben müſſen“, 
ſchrieb er am 26. an ſeine Mutter. Als er die nächſte Poſtſtation 
erreicht hatte, traf ihn ein Eilbote, den Elrichshauſen geſendet. 
Der Feldmarſchall-⸗Lieutenant meldete: der König befeſtige ſich 
in Jägerndorf, aber er ſcheine nicht weiter vorrücken, ſondern 
nur dieſe Stadt und Troppau als die äußerſten Punkte ſeiner 
Winterquartiere behalten zu wollen. Für den Augenblick er⸗ 
achtete Elrichshauſen jedes Unternehmen für ganz unnütz, weil 
die Lage beider Ortſchaften ſo wäre, daß ſie eher von den 
Preußen, als von den Oſterreichern behauptet werden könnten; 
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der König würde ſie mit ſeiner ganzen Heeresmacht verteidigen 
und zuletzt anzünden. 

Elrichshauſen hatte Friedrichs Abſichten richtig erkannt; 
dieſer wollte wirklich keineswegs vordringen, ſondern nachdem 
er alles in der Art angeordnet hatte, daß er ſeine Truppen 
gegen Überraſchungen geſichert glaubte, ging er nach Breslau 
zurück. Er wollte furchtbar rüſten, um den künftigen Feldzug 
entſcheidender zu machen als den eben abgelaufenen, wenn nicht 
die nächſten Monate den Frieden brächten, und dieſer Hoffnung 
gab er ſich höchſtens vorübergehend hin. Er fürchtete mehr, daß 
die Sſterreicher die Vermittelung der Franzoſen und Ruſſen 
nur anrufen würden, um ihn des militäriſchen Beiſtandes der 
letzteren zu berauben, und er machte ſich deshalb auf eine 
keineswegs ernſthaft gemeinte Unterhandlung gefaßt, zumal da 
Joſeph nicht nach Wien ging, um ſich über die Bedingungen 
mit der Kaiſerin⸗Königin und dem Staatskanzler zu einigen. 
In der Meinungsverſchiedenheit zwiſchen Mutter und Sohn 
erblickte der König mit Recht das Haupthindernis des Friedens. 

Maria Thereſia hätte dem Kriege, bei welchem nichts zu 
gewinnen und alles zu verlieren wäre, von Herzen gern ein 
ſchnelles Ende bereitet, und ſie wünſchte darum, daß Joſeph 
das Heer auf einige Tage verlaſſen möchte, damit ſie in ge— 
meinſchaftlicher Beratung erwägen könnten, was geſchehen ſollte. 
Zu dem Ende ſtellte Kaunitz dem Kaiſer vor: wenn während 
des Winters kein Ausgleich zuſtande komme und Rußland als— 
dann teil am Kriege nehme, ſo werde der Wiener Hof nicht 
umhin können, im Laufe des nächſten Feldzugs einen ſolchen 
Frieden zu ſchließen, wie ihn der König von Preußen haben 
wolle. Von dieſer traurigen Wahrheit eben ſo ſehr überzeugt 
als beunruhigt, habe er in den letzten Tagen wiederholt über 
die Mittel nachgedacht, die in einer für das Haus Oſterreich 
ſo kritiſchen Lage anzuwenden ſeien, und die Frucht ſeiner Über— 
legungen aufgezeichnet; aber er halte es für unmöglich, über 
Dinge von ſolcher Bedeutung und Schwierigkeit, die zugleich 
einen ſchnellen Entſchluß erheiſchen, brieflich zu verhandeln. Die 
Sache müſſe zwiſchen Kaiſerin-Königin und dem Kaiſer erörtert 
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und endgültig entſchieden, und das undurchdringlichſte Geheim⸗ 
nis bewahrt werden. Unter dieſen Umſtänden fordert der 
Staatskanzler Joſeph auf, ſobald als möglich wenigſtens für 
einige Tage nach Wien zu kommen. Eben darum bat Maria 
Thereſia dringend ihren Sohn. „Die Nachrichten aus Rußland“, 
ſchrieb ſie am 29. Oktober, „ſind die ſchlimmſten, und die 
aus Frankreich die ſchwächſten.“ Näher ſprach ſie ſich hierüber 
nicht aus, weil ſie hoffte, den Kaiſer bald in Wien zu ſehen. 
„Die Monarchie“, bemerkte ſie weiter, „ſteht auf dem Punkte, 
zuſammenzubrechen; man muß wiſſen Opfer zu bringen und 
der politiſchen Lage gemäß ſeine Entſchlüſſe faſſen. Es iſt keine 
Zeit zu verlieren.“ 

Nichts Unangenehmeres konnte dem Kaiſer zugemutet werden 
als dieſe Reiſe nach Wien. Er ſah wohl ein, in welche ſchwierige 
Lage man geriet, wenn die Ruſſen ihrem Verbündeten milt- 
täriſche Hilfe gewährten; es mußten dann Beſchlüſſe gefaßt 
werden, gegen welche ſich ſein ganzer Stolz auflehnte. Zwar 
tauchte der Gedanke eines Kampfes auf Tod und Leben aus 
der Tiefe ſeiner Seele wieder auf; aber er wußte, daß ihm 
die Mutter auf ſo wilden Bahnen nicht folgen würde. Mochte 
ſie denn nachgeben, nur ſollte ſie nicht verlangen, daß er die 
Verantwortlichkeit für eine ſolche Politik mittrüge. Daher 
ſtellte Joſeph der Kaiſerin-Königin die Unmöglichkeit vor, ihren 
Wunſch zu erfüllen, weil die Anordnungen für den künftigen 
Feldzug, die im vollen Gange wären, auf ihm ganz allein 
laſteten, und er überdies leicht nach Mähren gerufen werden 
könnte, wo der Kampf noch fortdauerte. Doch verſprach er, 
dem beſtimmten Befehle, daß er kommen ſolle, pünktlich Folge 
leiſten zu wollen. Er erklärte ſich weiter bereit, alles, was 
Maria Thereſia beſchließen würde, blind zu unterſchreiben. 
Glaube man wirklich, fuhr er fort, daß im nächſten Jahre 
Rußland handeln werde und die Franzoſen nicht, ſo bleibe nur 
übrig, Bayern zurückzugeben und über die Markgrafſchaften zu 
ſchweigen. Es ſchien ihm, daß es der Kaiſerin⸗Königin nicht 
ſchwer fallen könnte, ſich ohne ihn zu entſcheiden. Am folgen⸗ 
den Tage ſchrieb er: die Mutter würde ihm eine ganz beſondere 
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Gunſt erweiſen, wenn ſie vor ſeiner Rückkehr einen Entſchluß 
faßte. Er entſagte dann doch der ausgedehnten Reiſe, die er 
ſich vorgenommen; er wollte, wie er am 4. November anzeigte, 
nur die neuen Befeſtignngen, an denen man arbeitete, beſichtigen, 
von da geradeswegs nach Mähren gehen und hierauf in die 
Hauptſtadt zurückkehren. 

Mit Bedauern hatte ſich inzwiſchen Maria Thereſia in die 
Abweſenheit ihres Sohnes gefügt, deſſen Hartnäckigkeit ſie ge⸗ 
nügend kennen gelernt. „Ich werde denn trachten“, antwortete 
ſie, „uns den Frieden ſo gut als möglich zu verſchaffen; aber 
das hängt nicht mehr von uns ab, der andere muß es auch 
wollen.“ Sie erwartete damals täglich die Antwort des 
Petersburger Hofes inbezug auf die angerufene Vermittelung. 
Bereits am 20. Oktober hatte Panin den Inhalt derſelben 
dem Grafen Solms mitgeteilt, und zwar folgendermaßen: die 
Kaiſerin werde ſich mit Frankreich verſtändigen und zugleich, 
um die Anſichten ihres Verbündeten zu erfahren, ſofort Repnin 
an den König von Preußen abordnen. Dem Grafen Solms 
gab natürlich Panin als Hauptzweck der Sendung des Fürſten 
an, daß derſelbe ſich über den Feldzugsplan mit dem Könige 
verſtändigen ſollte, wenn kein Friede zuſtande fame. Am 
21. Oktober war dann ein Eilbote nach Paris abgeſchickt worden; 
er brachte dem ruſſiſchen Geſandten den Befehl, zu fragen, ob, 
wann und wie Frankreich ſeine guten Dienſte thun wollte ). 
Maurepas und Vergennes fertigten ihrerſeits ungefähr um 
dieſelbe Zeit, nämlich am 25. Oktober, einen Eilboten nach 
Berlin ab, von wo er dann weiter nach der ruſſiſchen Haupt- 
ftadt reiſen ſollte. So wurden die Einleitungen zu einer Ver⸗ 
mittelung getroffen, ohne daß Maria Thereſia davon etwas 
wußte. Am 4. November kam endlich aus Rußland die zu— 
ſagende Antwort, auf welche die Kaiſerin-Königin bereits mit 
Sehnſucht wartete ). 

Während man aber in Petersburg und Paris eilte, ſtockte 


1) Solms 20. und 23. Oktober. 
2) Arneth X, 561. 
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die Handlung ſo zu ſagen in Wien; denn wenn auch Joſeph 
ſeiner Mutter alles überlaſſen hatte, ſo ſchrieb er ihr doch aus 
Furcht vor einer zu ſchnellen Entſcheidung und zu großer Nach⸗ 
giebigkeit fortwährend über die Angelegenheit und hinderte da⸗ 
durch gewiſſermaßen einen Entſchluß. Er meinte: während die 
Feinde nach einem ſchnellen Ende des Krieges trachten müßten, 
hätte Maria Thereſia das entgegengeſetzte Intereſſe. Sie 
möchte daher nichts überſtürzen, ſondern auch fernerhin ihre 
Friedensliebe zeigen, dem Petersburger Hofe fo ſehr als mög— 
lich ſchmeicheln, eine Unterhandlung anfangen und langſam fort- 
ſpinnen; dann würden Preußen und Sachſen mehr Nachgiebig⸗ 
keit an den Tag legen. 

Die beiden weſentlichen Punkte, auf die es dem Kaiſer an⸗ 
kam, waren erſtlich die Zurückgabe der in Beſitz genommenen 
Teile Bayerns, mit der Erklärung, daß der Wiener Hof 
niemals in die Vereinigung der fränkiſchen Markgrafſchaften 
mit der preußiſchen Monarchie einwilligen würde, zweitens die 
entſchiedenſte Weigerung, dem Kurfürſten von Sachſen eine 
Geldentſchädigung zu gewähren oder irgendein Recht abzutreten. 
„So und nicht anders könnte man, glaub' ich, an den Frieden 
denken“, ſchrieb der Kaiſer, „es müßte denn möglich ſein, heim⸗ 
lich einen Tauſch von ganz Bayern gegen die Niederlande zu— 
ſtande zu bringen.“ Für den großen Vorteil, welchen Karl 
Theodor dabei gewänne, verlangte Joſeph, daß derſelbe die 
Befriedigung Sachſens übernehme und ſich außerdem anheiſchig 
mache, den unverzüglichen Beitritt des Herzogs von Zweibrücken 
und ſeines Bruders zu erwirken; alle drei ſollten alsdann mit 
Maria Thereſia die Beſtätigung dieſes Vergleiches bei dem 
Kaiſer nachſuchen und zugleich den König von Preußen, die 
Garanten des Weſtfäliſchen Friedens und den Petersburger 
Hof davon in Kenntnis ſetzen, daß ſie mit dem Tauſche voll⸗ 
kommen zufrieden wären. 

So trat Joſeph mit dem gefährlichen Plane, der ihn ſchon 
ſo viel beſchäftigt hatte, plötzlich wieder hervor. Wegen der 
Schwäche Großbritanniens erſchien ihm der Beſitz der Nieder⸗ 
lande weit unſicherer als ehedem und gänzlich von dem guten 
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Willen Frankreichs abhängig. Ob ſich die Sache noch hätte 
durchführen laſſen, vermöchte niemand zu ſagen. Jedenfalls 
war Eile notwendig, wenn man einen Verſuch machen wollte. 
Der Kaiſer wußte, wie wenig ſeine Mutter geneigt war, die 
Niederlande wegzugeben. Er hätte darum, anſtatt zu ſchreiben 
und dann die beabſichtigte Reiſe zu unternehmen, ohne Verzug 
nach Wien fahren ſollen. Dahin riefen ihn überhaupt Klug⸗ 
heit und Pflicht; denn durch Briefe konnte man ſich nun ein⸗ 
mal weder gut noch ſchnell verſtändigen. 

Die Vorſtellungen Joſephs fanden bei Maria Thereſia 
keinen Eingang; am meiſten mißfiel ihr der Rat, die Unter⸗ 
handlung abſichtlich in die Länge zu ziehen. „Ein ſchnelles 
Ende thut allein not“, ſchrieb ſie dem Staatskanzler. Aber 
die Vorſchläge, welche dieſer ihr machte, fanden ebenfalls nicht 
ihren Beifall, und fo kam man zu keinem Entſchluß. In- 
zwiſchen hatte Joſeph die Befeſtigungen in Böhmen geſehen; 
indem er jetzt noch Mähren beſuchte, rückte der Zeitpunkt näher, 
wo er verſprochen, nach Wien zurückzukehren. Er betonte die 
Notwendigkeit, endlich den Ruſſen zu antworten. „Man nehme“, 
ſchrieb er am 16. November, „die Vermittelung an oder ſtelle 
ein Ultimatum oder übertrage die ganze Frage der Entſcheidung 
des Reichstages und laſſe die Vermittler einen Waffenſtillſtand 
oder einen Frieden zwiſchen Preußen und uns herſtellen.“ 
Übrigens enthielten die Ratſchläge, welche der Kaiſer nun gab, 
keineswegs dasjenige, was ihm als zweckmäßig und wünſchens— 
wert erſchien. Er würde vielmehr geſagt haben: Ich beſitze 
Bayern von Rechts wegen und durch Abtretung; man nehme 
mir es, ich werde mich verteidigen. Er bekannte der Mutter 
offen, daß er gegen ſich und ſeine Neigungen ſpräche. „Aber 
wie ich die Dinge betrachte“, fuhr er fort, „iſt nichts weiter 
zu machen. Ich halte mich um ſo mehr verpflichtet, es zu 
ſagen, als eine recht unparteiiſche Prüfung ergiebt, daß der 
Krieg nicht ſowohl der Monarchie gilt als mir perſönlich.“ 
Dem Wohle des Staates war er bereit, ſeine Anſichten zum 
Opfer zu bringen, obgleich er wußte, daß der ungünſtige Aus— 
gang der Angelegenheit auf ihn allein fallen würde. 
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Joſeph wollte wenigſtens militäriſch das Jahr ehrenvoll 
abſchließen und darum die Preußen wo möglich aus Jägerndorf 
vertreiben; aber die mähriſchen Führer, Elrichshauſen, Stein 
und Botta, glaubten nicht an die Möglichkeit des Gelingens, und 
ſo gab er das Unternehmen auf. „Wie ſoll man mit ſo vorein⸗ 
genommenen Leuten die einfachſte Sache ausführen?“ ſchrieb 
er am 19. November ärgerlich an Lascy; „ich reiſe deshalb 
traurig und betrübt von hier weg, jedoch laß ich den Befehl 
zurück, daß man das Unmögliche verſuchen ſolle, um dahin zu 
gelangen“ 1). Am 23. kam er endlich nach Wien, und nun 
mußte man eine Entſcheidung treffen. Da man ſich über die 
Friedensbedingungen nicht hatte verſtändigen können, ſo unter⸗ 
ließ man, ſolche zu nennen und beſchloß nur anzuzeigen, daß 
man die Vermittelung Frankreichs und Rußlands annehme. 
Den 25. November ging ein Eilbote mit dieſer Erklärung 
nach Petersburg, und ein anderer begab ſich nach Paris, um 
dort von der Entſchließung des Wiener Hofes Mitteilung zu 
machen. 

An demſelben Tage ſchrieb Maria Thereſia auch an Mercy. 
„Wenn ich mich jemals in einer mißlichen Lage befunden habe“, 
klagte ſie, „ſo iſt es in dieſem Augenblicke der Fall, wo es ſich 
darum handelt, den ſicherſten und kürzeſten Weg einzuſchlagen, 
um zu einem möglichſt guten Frieden zu kommen. Ich fühle 
den ganzen Schmerz, welchen der Kaiſer und der Fürſt Kaunitz 
darüber empfinden, daß ſie als Urheber eines nicht eben ſehr 
ehrenvollen Friedens erſcheinen ſollen; aber da ich die unum⸗ 
gängliche Notwendigkeit eines ſolchen einſehe, läßt mich die Liebe 
zu meinem Hauſe, zur Monarchie und zur Humanität über 
allen Tadel hinweggehen, den man wegen meiner friedlichen 
Abſichten wird auf mich werfen wollen, ſobald dieſelben nur 
den von mir gewünſchten Erfolg haben.“ Maria Thereſia ge⸗ 
ſtand, daß Kaunitz diesmal ihren Erwartungen keineswegs ent⸗ 
ſprochen hätte; ſie wünſchte Vorſchläge, die ſchnell zum Frieden 
führten, und zwar ohne daß von Entſchädigungen, Abtretungen, 


1) Arneth X, 818, Anm. 863. 
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Austauſch die Rede wäre. Feſt entſchloſſen, ſolche Zumutungen 
abzulehnen, wollte ſie nicht einmal von ihren Beſitzungen in 
Schwaben oder in den Niederlanden ein geringes Stück fort⸗ 
geben. „Ich würde vielleicht darauf eingegangen ſein“, fuhr 
fie fort, „hätte man durch die Erwerbung Bayerns eine be- 
trächtliche Abrundung erlangen können; aber man darf daran 
nicht mehr denken, und ich will, daß die Monarchie ganz ſo 
bleibe, wie ſie gegenwärtig iſt, es müßte ſich denn der König 
von Preußen entſchließen, mir einen Teil von Schleſien oder 
Glatz abzutreten.“ Freilich glaubte ſie nicht im entfernteſten 
daran, daß letzteres geſchehen würde ). 

„Mit der lebhafteſten Rührung“ empfing Katharina das ſo 
vollkommene Zeugnis der Achtung und des Vertrauens, welches 
ihr Maria Thereſia durch die Erteilung einer uneingeſchränkten 
Vollmacht zu der mit Sr. Allerchriſtlichſten Majeſtät über⸗ 
nommenen Vermittelung gegeben, und ſchickte ſogleich nach 
Berlin und Paris Eilboten, um die Angelegenheit zu beſchleu⸗ 
nigen. Indem nun aber Rußland und Frankreich die Her- 
ſtellung des Friedens übernahmen, wurde jede Mitwirkung des 
Reichstages überflüſſig; doch verlangt es die Vollſtändigkeit, 
daß wir noch ſchnell einen Blick nach Regensburg werfen, bevor 
wir den Schritten der Vermittler nachgehen. 

Früher iſt erzählt worden, daß Oſterreich den Beiſtand der 
Körperſchaft, welche Deutſchland vertrat, im September ange- 
rufen hatte. Darauf waren preußiſcherſeits am 21. Oktober 
zwei Schriften in Regensburg verteilt worden. Ausführlich 
wies die eine das Recht der brandenburgiſchen Hauptlinie nach, 
Ansbach und Baireuth mit dem Kurſtaate wieder zu verbinden; 
die andere ſtellte die mit Thugut gepflogene Unterhandlung 
dar. Man wollte den Schein von Mäßigung und Friedens- 
liebe, welchen ſich der Wiener Hof gegeben, zerſtören und die 
Vorwürfe von Vergrößerungsplänen und Abneigung gegen einen 
Vergleich, mit denen man belaſtet worden war, zurückweiſen. 
Am Schluſſe der ausführlichen Berichterſtattung verſprach ſich 


1) Arneth et Geffroy III, 268. 
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der König von der Einſicht und den patriotiſchen Geſinnungen 
ſeiner Mitſtände ſowohl als der Garanten des Weſtfäliſchen 
Friedens, daß ſie ſich nun bewogen finden würden, gemein⸗ 
ſchaftliche Sache mit ihm zu machen, um den Wiener Hof 
nicht nur durch Vorſtellungen, ſondern auch durch nachdrücklichere 
Mittel dahin zu bringen, daß er die bayeriſche Erbſchaft den 
natürlichen Erben ganz überlaſſe und ſich nicht weiter anmaße, 
dem Kurhauſe Brandenburg die ihm allein zuſtehende freie 
Verfügung über die Erbfolge ſeiner Länder in Franken ſtreitig 
zu machen, welches das wahre Mittel ſei, den vom Wiener 
Hofe geſtörten Ruheſtand völlig wiederherzuſtellen. Der König 
ſprach die Hoffnung aus, der Reichstag werde nun nicht länger 
zögern, fic) hierüber und über die ganze bahyeriſche Erbſchafts⸗ 
angelegenheit patriotiſch zu erklären. 

Auch Kaunitz hatte die Abſicht gehabt, nach dem Ende der 
Ferien — im November — die Sache von neuem aufzunehmen. 
Der Kaiſer ſollte dann ein Kommiſſionsdekret nach Regensburg 
ſenden und die Stände darin erſuchen, ſie möchten ein Ab— 
mahnungsſchreiben an den König von Preußen erlaſſen und die 
Garanten des Weſtfäliſchen Friedens anrufen. Zuvor wünſchte 
man aber verſichert zu ſein, daß der Antrag die Mehrheit der 
Stimmen für ſich haben würde. Eine ſolche Ausſicht ſcheint 
aber der Wiener Hof nicht erlangt zu haben; denn das Kom— 
miſſionsdekret iſt nicht nach Regensburg abgeſchickt worden. 
Dagegen ließ Preußen dort am 14. Dezember zwei neue 
Schriften verteilen, welche die allgemeine Aufmerkſamkeit er⸗ 
regten. In der einen wurde der Brief veröffentlicht, welchen 
Karl Theodor am 22. Januar an ſeinen Neffen gerichtet; die 
andere behandelte wiederum die Urkunden, auf welche ſich die 
öſterreichiſchen Rechte ſtützten, ſowie den ſogenannten Verzicht— 
brief; durch letzteren ſoll der Herzog Albrecht, wie bereits er⸗ 
wähnt, am 30. November 1429 gegen gewiſſe Vorteile, die 
ihm von den vier bayeriſchen Herzögen bewilligt worden, allen 
ſeinen Anſprüchen entſagt haben. Wenn das Dokument echt 
war, ſo mußte der Wiener Hof beſchämt verſtummen. Daher 
hatte derſelbe die Diplomatik zuhilfe gezogen, um die höchſt 
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unbequeme und widerwärtige Urkunde zu verdächtigen und als 
falſch hinzuſtellen, und die Gründe, die er angeführt, waren 
zum Teil von erheblicher Art. Nun ſuchte wiederum der 
Berliner Hof die erhobenen Bedenken zu zerſtreuen. Er brachte 
weiter der Welt in Erinnerung, daß Michael Prieſt, der Aus⸗ 
ſteller der beiden Urkunden, auf welche die öſterreichiſchen An⸗ 
ſprüche ſich ſtützten, im Jahre 1426 vom Kaiſer Sigismund 
öffentlich beſchuldigt worden war, dem Herzog Erich von Lauen⸗ 
burg einen falſchen Lehnbrief verfertigt und um acht Jahre 
zurückdatiert zu haben. Es wurde dann weiter gefolgert, daß 
derſelbe Mann jene beiden Schriftſtücke gleichfalls fälſchlich ge⸗ 
macht, entweder ohne oder wohl richtiger mit Wiſſen des 
Kaiſers, welcher nach der Hand auf den Gedanken gekommen 
wäre, ſeinem Schwiegerſohne Niederbayern zu verſchaffen, und 
nun erſt die beiden Urkunden hätte ausſtellen und mit einer 
früheren Zeitbeſtimmung verſehen laſſen. Wie weit man hier⸗ 
mit auch über das Ziel hinausſchoß, bei den Freunden der 
bayeriſchen Integrität fand man einen leichten Glauben. 

Die beiden Schriften erregten ungeheures Aufſehen. Be⸗ 
ſonders erſtaunte die Welt über Karl Theodors eigenes Ge— 
ſtändnis, daß er durch Drohungen zu der Übereinkunft vom 
3. Januar gezwungen worden ſei; die Echtheit des Albertiniſchen 
Verzichtbriefes und die Betrügereien Michaels von Prieſt galten 
für erwieſen. „So tief iſt wohl das Wiener Miniſterium in 
den Augen der gelehrten und ungelehrten Welt noch nicht 
herabgeſetzt worden!“ heißt es in einem Bericht aus Regens⸗ 
burg. Längere Zeit ſprach man hier in allen Geſellſchaften 
von den preußiſchen Enthüllungen. Als der Freiherr v. Borie 
gegen einen Reichstagsgeſandten äußerte, daß er ſich nicht für 
ermächtigt halte, die heftigen Anzüglichkeiten jener Schriften 
ohne den ausdrücklichen Befehl ſeines Hofes zu beantworten, 
da ward ihm entgegnet: „Man finde dergleichen darin nicht, 
wohl aber Thatſachen und Wahrheiten, von denen es ſcheine, 
daß fie nicht jo leicht zu widerlegen fein dürften.“ Kaum 
hatten Se. Excellenz dieſes vernommen, meldet ein anderer 
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Regensburger Bericht, ſo machten ſie ohne weiteres links um ). 
In verſchiedenen Städten wurden die beiden Schriften nach⸗ 
gedruckt und gingen reißend ab. Als der öſterreichiſche Geſandte 
in München, Freiherr v. Lehrbach, erfuhr, daß 800 Exemplare 
fertig wären, gab er den wohlmeinenden Rat: der Kurfürſt 
möge den Verkauf unterſagen; denn der Wiener Hof müßte 
ſonſt glauben, daß er fic) gänzlich auf die preußiſche Seite ge- 
ſtellt habe. Sogleich wurde befohlen, den Buchhändler zu ver⸗ 
nehmen, warum er ohne Anfrage dieſe Schriften drucken laſſen, 
und ihm den Verkauf zu verbieten. Die Ausführung ver⸗ 
zögerte ſich jedoch ſo lange, bis beinahe 400 Exemplare abge⸗ 
ſetzt waren; die übrigen wurden verſiegelt. Allein das Volk 
drohte, dem Freiherrn v. Lehrbach das Haus zu ſtürmen, und 
ſo ſah die Polizei ſich genötigt, heimlich dem Buchhändler die 
Erlaubnis zum Verkaufe zu erteilen. 

Während die Bayern über dieſe Enthüllungen frohlockten, 
dachten ſie mit Trauer an die ihnen drohende Zergliederung. 
Sie wünſchten begreiflicherweiſe nichts an Oſterreich abzutreten, 
welches ſie eben ſo ſtark haßten, wie der Engländer den Fran⸗ 
zoſen. Dagegen war man ſchon im Januar geneigt geweſen, 
die Oberpfalz abzutreten, und ſo wendete ſich der Herzog von 
Zweibrücken an Friedrich II. und bat ihn, lieber dieſe Land⸗ 
ſchaft als Entſchädigung anzubieten als das Innviertel. 


1) Schwarzenau erzählt dieſelbe Geſchichte in ſeiner Depeſche vom 
21. Dezember. 
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Durch den unausgeſetzten Zwieſpalt zwiſchen der Kaiſerin⸗ 
Königin und ihrem Mitregenten macht die öſterreichiſche Politik 
während des Jahres 1778 keinen angenehmen Eindruck; die 
preußiſche dagegen iſt einig und entſchieden. Außerdem hielt 
Friedrich immer darauf, vorbereitet zu ſein. Kaum war er 
aus dem Felde nach Breslau zurückgekehrt, als er ſeine Maß⸗ 
regeln traf, um ſich das Wohlwollen des ruſſiſchen und fran⸗ 
zöſiſchen Hofes zu bewahren. Am letzten Oktober befahl er 
ſeinen Miniſtern, zu ihm zu kommen; fie ſollten einen Friedens- 
entwurf aufſetzen mit Anführung der Gründe, warum man auf 
dem einen Punkte beſtehen müßte, dagegen in einem andern 
nachgeben könnte. 

Am folgenden Tage zeigte der Marquis de Pons in Berlin 
an, daß Oſterreich bereit wäre, die Vermittelung der Höfe 
von Verſailles und Petersburg anzunehmen. Der König 
wollte die Hand aufrichtig zum Frieden bieten, aber für den 
Fall, daß die Unterhandlungen erfolglos blieben, den ruſſiſchen 
Beiſtand nicht verlieren; er wünſchte ferner, daß die Frage 
der Erbfolge in Ansbach und Baireuth keineswegs der Zukunft 
überlaſſen, ſondern ſchon jetzt entſchieden würde. Darum ſollte 
der Freiherr v. d. Goltz in Paris von der ruſſiſchen Garantie 
der fränkiſchen Markgrafſchaften Anzeige machen und rund 
heraus ſagen, daß man auf eine Nachgiebigkeit des Königs in 
dieſer Angelegenheit nun und nimmermehr rechnen dürfte. 
Damit aber Oſterreich um fo eher darauf einginge, war Fried- 
rich bereit, in eine mäßige Erwerbung des Wiener Hofes ein⸗ 
zuwilligen; doch wurde diesmal nicht angegeben, worin dieſelbe 
beſtehen ſollte, ſondern die Entſcheidung darüber der Unter⸗ 


handlung vorbehalten. Am 12. November unterzeichnete der 
14 * 
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König dieſes Schriftſtück ). Mit der getroffenen Entſcheidung 
war Hertzberg keineswegs einverſtanden geweſen; er meinte, 
man räume dadurch dem Wiener Hofe zu viel ein; derſelbe 
werde den beſten Teil von Bayern nehmen, der König aber 
den ganzen Zweck ſeiner Oppoſition verfehlen, das Vertrauen 
des Reiches und Europas verlieren und wider ſeine gegen den 
Herzog von Zweibrücken eingegangenen Verpflichtungen handeln. 
Friedrich hätte den Rat Hertzbergs an und für ſich gern be⸗ 
folgt, und er unterließ es nur, weil der Feldzug nicht eben 
glücklich verlaufen war. Als aber dieſer Miniſter ſeine Vor⸗ 
ſtellungen ſchriftlich erneuerte, gab der König etwas nach und 
befahl, daß auch der andere Vorſchlag abgeſendet würde; danach 
ſollten einige an Böhmen ſtoßende Bezirke der Oberpfalz dem 
Wiener Hofe gegeben werden ). 

Der Friedensentwurf ging nicht allein nach Petersburg, 
ſondern er ward auch nach Paris geſchickt, und hier kam er 
ohne Zweifel beſonders erwünſcht an, da ſich das franzöſiſche 
Kabinett eben bemühte, die Bedingungen der beteiligten Par⸗ 
teien kennen zu lernen. In den letzten Tagen des November 
hatte der Marquis de Pons drei Unterredungen mit dem Ge⸗ 
ſandten des Herzogs von Zweibrücken in Berlin, dem Freiherrn 
v. Hofenfels. Dieſer wollte gar nichts abtreten, ſondern es ſollte 
ſich nach ſeiner Meinung vielmehr Frankreich in Wien dahin 
verwenden, daß der Kaiſerhof die bayeriſche Erbfolge wieder in 
den Stand ſetze wie vor dem 3. Januar und ſeinen Anſprüchen 
entſage oder die Entſcheidung darüber dem Reichstag überlaſſe, 


1) Schreiben des Königs in den Geh. Kabinetts-Akten vom 27. und 
31. Oktober und 5., 7. und 13. November. Das Mémoire oder Projet 
de pacification raisonné ſelbſt iſt mir nicht zu Geſichte gekommen; was 
ich darüber erwähne, ſteht in dem Mediatſchreiben an Solms vom 
12. November, wo es am Schluſſe heißt: „Ce n'est qu'un Esquisse de 
mon Ultimatum.“ 


2) In einem zweiten Mediatſchreiben an Solms von demſelben Tage 
ſteht dieſes „Second Projet de l' Ultimatum“. Ich benutze hier noch 
eine Aufzeichnung Hertzbergs in ſeiner Immediatkorreſpondenz mit dem 
Prinzen von Preußen. (Rep. 92, fol. 44.) 
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zugleich aber auch den ungerechten Widerſpruch gegen die Ver⸗ 
einigung der fränkiſchen Markgrafſchaften mit Brandenburg 
aufgebe. Der Marquis de Pons war hiermit natürlich gar 
nicht einverſtanden und ſagte denn auch dem Freiherrn v. Hofen⸗ 
fels, daß das keine Mittel zu einem Vergleiche wären, ſondern 
man müßte lieber daran denken, welches größere oder geringere 
Opfer man bringen wollte, damit Oſterreichs Autorität und 
Ehre nicht verwundet würde und ſein politiſches Anſehen er⸗ 
halten bliebe. Wenn der Krieg fortdauerte, würde ſich der 
Wiener Hof weiter in der Verteidigung halten und dadurch 
die Geldmittel und Streitkräfte des Königs von Preußen zu 
ſchwächen ſuchen. Gleich darauf erhielten die franzöſiſchen Mi⸗ 
niſter das Schriftſtück, welches Friedrich ihnen geſchickt hatte; 
ſie erſahen daraus, daß er bereit war, zu gewähren, was der 
Marquis de Pons verlangte ). 

Zu derſelben Zeit ſuchte Breteuil vom Fürſten Kaunitz 
in Erfahrung zu bringen, welche Friedensbedingungen der Wiener 
Hof wohl annehmen würde. Der Staatskanzler nannte zuerſt, 
was Oſterreich niemals zugeben würde, wenn es nicht einen 
gleichen Vorteil davon trüge, nämlich den Austauſch der fran- 
kiſchen Markgrafſchaften gegen die Ober- und Niederlauſitz; 
deshalb könne man auch, erklärte Kaunitz weiter, ſeinen Rechten 
auf die letztere nicht entſagen, und ebenſo wenig werde man 
ſich zu einer Entſchädigung an Land und Leuten für dasjenige, 
was man etwa in Bayern erlangen ſollte, jemals verſtehen. 
Mit Sachſen endlich werde man nicht unmittelbar unterhandeln. 
Dagegen ſei man bereit, in die Vereinigung von Ansbach und 
Baireuth mit Preußen zu willigen und den Anſprüchen auf 
Mindelheim ſowie den Lehnrechten, die man in der Oberpfalz, 
in Baireuth und den Herrſchaften der Grafen Schönburg be— 
ſitze, zu entſagen, letzteren aber zugunſten des Kurfürſten von 
der Pfalz, damit dieſer ein Mittel empfinge, die ſächſiſchen 
Allodialforderungen zu befriedigen. Für die Aufgabe der Lehns⸗ 


1) Finckenſtein und Hertzberg an den König 1. Dezember, und Goltz 
30. November. 
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rechte in Baireuth verlangte man den gleichen Verzicht inbezug 
auf die brandenburgiſchen Lehnsrechte in Oſterreich. Was end⸗ 
lich die Erwerbung betraf, mit welcher ſich Maria Thereſia 
begnügen wollte, ſo nannte Kaunitz zwei verſchiedene Gebiete, 
nämlich entweder dasjenige, welches Karl Theodor im Anfang 
des Jahres zum Austauſch angeboten hatte, nämlich den Teil 
der Oberpfalz und des Herzogtums Sulzbach, der auf der 
linken Seite der Nab liegt, oder den Bezirk, welchen bereits 
Friedrich am 28. Juli zugeſtanden hatte, von Paſſau den Inn 
entlang bis zur Salzburgiſchen Grenze. Der letzteren Er— 
werbung gab man den Vorzug vor der anderen ). 

Wenn hier, wie man deutlich ſieht, Maria Thereſia ent- 
ſchieden hat, ſo muß anderſeits Joſeph ſeine Unzufriedenheit 
darüber zu erkennen gegeben haben; denn man verſuchte nach— 
träglich noch etwas mehr zu erreichen. Am 3. Dezember ſtellte 
ſich den preußiſchen Miniſtern ein Fürſt Lichnowsky vor und 
ſagte: die Kaiſerin-Königin habe ihm die Erlaubnis erteilt, feine 
ſchleſiſchen Güter zu beſuchen und von da mit des Königs Ge— 
nehmigung nach Breslau zu gehen, um daſelbſt anzuzeigen, wie 
ſehr ſie die Herſtellung des Friedens wünſche; wenn er nicht 
noch dieſen Winter zuſtande komme, ſo ſei daran nicht mehr 
zu denken; aber in einem ſolchen Falle könnte ſie die Krone 
niederlegen, und ihr Sohn würde dann ohne jede Schonung 
handeln. Lichnowsky behauptete weiter, er habe mit Kaunitz 
geſprochen, und dieſer das Ende des Krieges darin erblickt, 
wenn der König die zweite Grenzlinie, welche Thugut in 
Braunau vorgeſchlagen, annehme. Oſterreich würde dann von 
jedem Widerſtande gegen die Vereinigung der fränkiſchen Mark⸗ 
grafſchaften mit Brandenburg abſtehen. Letzteres hatte der 
Staatskanzler zwar ſchon vor einigen Tagen dem franzöſiſchen 
Geſandten verſprocheu; aber in Braunau war ein ſolches Bue 
geſtändnis noch nicht gemacht worden, und ſo verſuchte man 
jetzt hiervon einen Nutzen zu ziehen. 


1) Arneth X, 582. Beer in der Gift. Zeitſchr. XXXVIII, 460. 
Ob man etwa den zuerſt erwähnten Bezirk auf das Drängen des Kur⸗ 
fürſten von der Pfalz nannte, das erfahren wir nicht. 
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Friedrich wollte ſowohl ſeine Friedfertigkeit bezeigen als 
auch die Unterhandlung erleichtern; daher ließ er dem Fürſten 
ſagen: er habe mit Vergnügen die Denkungsart der Kaiſerin⸗ 
Königin kennen gelernt, er hege die nämlichen Geſinnungen, 
und um ihr einen neuen Beweis davon zu liefern, erkläre er 
ſich bereit, jene zweite Linie zur Grundlage der Unterhand⸗ 
lungen in der damals vorgeſchlagenen Weiſe nehmen zu wollen, 
ſodaß Oſterreich einen Strich, der eine Million Gulden jähr⸗ 
lich bringe, ohne Entſchädigung erhalten, für das übrige da⸗ 
gegen andere Stücke dem pfälziſchen Hauſe geben ſolle. Jedoch 
den Reichenhaller Salzbezirk wollte Friedrich auf keinen Fall 
an Oſterreich kommen laſſen. Er verlangte ferner, Maria 
Thereſia müßte jedem Anſpruch auf Bayern entſagen, alle 
damit im Zuſammenhange ſtehenden Fragen mit ihm gemein- 
ſchaftlich regeln, zur Befriedigung Sachſens beitragen und ſein 
Erbfolgerecht in Ansbach und Baireuth anerkennen ). 

Der Wiener Hof hatte nur erfahren wollen, wie ſich Fried— 
rich zu einem ſolchen Vorſchlage ſtellen würde. Lichnowsky 
ſchrieb ſich die Antwort des Königs auf, und eine Stunde 
ſpäter gab er vor, aus der Staatskanzlei die Anweiſung emt 
pfangen zu haben, daß er ſich auf ſeine Privatgeſchäfte be— 
ſchränken ſollte. In Wahrheit aber ſchickte er aus Breslau 
einen Bericht ab, allerdings in der Art verfaßt, als ob er 
keinen Auftrag erhalten, ſondern aus eigenem Antriebe gehandelt 
hätte; jedoch ſobald man denſelben in Wien empfangen, machte 
der Staatskanzler dem franzöſiſchen Geſandten wirklich einen 
ſolchen Vorſchlag. Die Friedensbedingungen, die er früher 
genannt, ſprach er, ſeien nur für den übelſten Fall be— 
rechnet, wenn ſich auf gar keine Weiſe Günſtigeres durchſetzen 
laſſe; dagegen erwarte die Kaiſerin-Königin von der Freund— 
ſchaft ihres Verbündeten, daß er ſtufenweiſe zu Werke gehen 
und nichts unverſucht laſſen werde, was ihr zu größerem Vor— 
teil gereichen könne. Dann ſchlug Kaunitz ganz dieſelbe Linie 
vor, die Thugut in Braunau und Lichnowsky in Breslau ge⸗ 


1) Mediatſchreiben an Solms und Goltz 5. Dezember. 
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nannt hatten, nur mit Ausnahme des Salinenbezirkes, im 
übrigen ſollte die Grenze von Kufſtein, längs des Inn bis 
Waſſerburg, dann über Mühldorf, Marktl, Pfarrkirchen, Oſter⸗ 
hofen, Deggendorf, Viechtach und Waldmünchen nach Böhmen 
gehen. Als nun aber Breteuil die Hoffnung ausſprach, daß 
man in Wien das Ultimatum nicht zurückziehen werde, da 
entgegnete Kaunitz: man habe nicht die Abſicht das zu thun, 
man wünſche nur, daß Frankreich damit erſt hervortreten möge, 
wenn jede Ausſicht, eine beſſere Linie zu erlangen, gänzlich ge 
ſchwunden ſei ). 

Friedrich kam nicht hinter das Geheimnis; er mußte glauben, 
daß der Staatskanzler den Fürſten Lichnowsky erſt dann auf 
ſeine Privatgeſchäfte verwieſen hätte, als Joſeph aus dem Felde 
nach Wien zurückgekehrt war, und er ſchloß natürlich daraus, 
daß die Gewalt des Sohnes über ſeine Mutter wieder zunähme. 
Mehr aber als das, was er dem Fürſten Lichnowsky angeboten, 
war er nicht geſonnen zu bewilligen. „Der Ehrgeiz des Kaiſers 
muß ſicherlich in Schranken gehalten werden“, ſchrieb er am 
14. an Solms; „wenn er unter den gegenwärtigen Umſtänden 
ſeinen Willen durchſetzte, ſo würde dieſer Ehrgeiz, darauf könnte 
man ſich verlaſſen, ſo ausſchweifend werden, daß es keinen 
Damm mehr gäbe, denſelben zurückzuhalten. Nicht wegen der 
Übel, die jetzt entſtehen könnten, bin ich in den Krieg gezogen, 
ſondern um denjenigen zuvorzukommen, mit welchen die Zukunft 
bedroht iſt.“ Wir ſehen, wie richtig Joſeph urteilte, als er 
die Meinung ausſprach, daß der Kampf nicht ſowohl der 
Monarchie als ihm perſönlich gälte. 

Maria Thereſia war übrigens ganz derſelben Meinung wie 
Friedrich. Einige Tage ſpäter hatte ſie eine Unterredung mit 
Breteuil, die über eine Stunde dauerte; ſie ſprach meiſtenteils 
allein und benutzte, wie es ſcheint, einmal die Gelegenheit, ihr 
Herz auszuſchütten. Sie bedauerte, daß ſie dem ehrgeizigen 
Antriebe des Kaiſers nachgegeben, und fand es gerechtfertigt, 


1) Arneth X, 584. Beer a. a. O., S. 461, nach Kaunitz an 
Mercy 11. Dezember. Hertzberg in der angeführten Aufzeichnung R. 92. 
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wenn ſich die Welt über dieſe reißend aufeinander folgenden 
gewaltſamen Landerwerbungen entſetzte. Sie fürchtete große 
Gefahren für ihre Krone und für den Kaiſer, wenn ihm die 
ſtarke Lektion, die er jetzt empfinge, nicht zeigte, daß er das 
Feuer ſeiner Wünſche beſchränken müßte. Sie beklagte den 
unnatürlichen Zuſtand, worin ſich alle Teile der öſterreichiſchen 
Verwaltung befänden, und glaubte, daß die Mittel den Krieg 
fortzuſetzen fehlten. „Sie ſieht die allgemeine Unzufriedenheit 
der Offiziere ihres Heeres“, meldet Breteuil weiter, „ſie weiß, 
wie ſehr die unerträgliche Steuerlaſt ihr Volk entfremdet ); 
aber während ſie mir alle dieſe Wahrheiten entwickelt und die 
Pein zeigt, welche ſie darüber empfindet, läßt ſie mich ihre 
Schwäche und Unterordnung unter den Willen des Kaiſers in 
ihrem ganzen Umfange ſehen. Mit einem Wort, dieſe Fürſtin 
hat mir vollends bewieſen, daß ſie nicht mehr anders als dem 
Namen nach regiert und regieren wird.“ Zum Schluſſe ſagte 
Maria Thereſia: „Ich ſehe wohl, daß der Kaiſer unzufrieden 
und in einem ſehr hohen Grade traurig iſt; aber ich ſuche 
nicht zu ergründen, ob deshalb, weil er ſieht, daß der Friede 
mein einziger Wunſch iſt, oder weil er ihn mit mir für eine 
Notwendigkeit hält, welcher man ſo raſch als möglich nach— 
geben muß“ ). 

Eben damals beriet man in Wien über die Bedingungen, 
welche Ludwig XVI. vorgeſchlagen, und die am 9. Dezember 
von Paris abgeſchickt worden waren. In dieſem Plane konnte 
von der zweiten Thugutſchen Linie natürlich keine Rede ſein, 
weil ja Kaunitz erſt am 11. Dezember an Mercy darüber ge— 
ſchrieben hatte, ſondern man ſtellte dem Wiener Hofe die beiden 


1) Davon wußte man auch in Berlin. Hertzberg ſchließt die mehr— 
mals erwähnte Aufzeichnung: „Nous apprimes le 24. Décembre par 
M. d'Assebourg et le Prince de Hesse que la Déclaration de Russie 
avoit tellement décontenancé la cour de Vienne, que le manque d’ar- 
gent et les cris du public contre I’énormité des nouveaux impéts 
avoient si fort découragé l’Empereur et le Pr. Kaunitz qu'ils avoient 
pris le parti décidé de faire la paix et de restituer la Baviere.“ 


2) Saint-Priest, Etudes diplomatiques et littéraires I, 338 sqq. 
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Bezirke zur Auswahl, welche dieſer ſelbſt angegeben, und zwar 
zuerſt Burghauſen bis an die Salzach und den Inn; das andere 
Gebiet gehörte größtenteils der Oberpfalz an und ſollte von 
Nab, Regen und Cham eingeſchloſſen werden. Ludwig überließ 
es ſeiner Schwiegermutter, zwiſchen beiden Vorſchlägen zu 
wählen ). In dem Vertrage zwiſchen Oſterreich und dem 
pfälziſchen Hauſe ſollte weiter die Übereinkunft vom 3. Januar 
als ungültig erklärt werden; die in der Oberpfalz gelegenen 
Lehen der Krone Böhmen und die Reichslehen in Bayern und 
Schwaben ſollten bei Bayern verbleiben; endlich ſollte ſich 
Oſterreich verpflichten, zur Entſchädigung Sachſens eine gewiſſe 
Summe zu zahlen und die Oberherrlichkeit über die Gräflich 
Schönburgſchen Lehen aufzugeben. In dem Vertrage mit Fried- 
rich dem Großen ſollte Maria Thereſia die Befugnis desſelben 
und ſeiner Nachfolger, Ansbach und Baireuth mit Preußen zu 
vereinigen oder darüber anderweitig zu verfügen, ausdrücklich 
anerkennen und den Rechten der Krone Böhmen auf gewiſſe 
dort gelegene Lehen entſagen, wogegen aber Friedrich inbezug 
auf einige von jenen Markgrafſchaften abhängige Lehen in Oſter⸗ 
reich das Gleiche zu thun hätte. 

Der franzöſiſche Plan erregte doch manchen Anſtoß in 
Wien. Man wollte weder in die freie Verfügung über Ans⸗ 
bach und Baireuth willigen, noch die Übereinkunft vom 3. Januar 
ausdrücklich für ungültig erklären laſſen, noch an Sachſen eine 
Geldſumme zahlen, und außerdem gedachte man Mindelheim 
und die Oberherrlichkeit über die Gräflich Schönburgſchen Lehen 
dem Kurfürſten Karl Theodor zu überlaſſen. Der Herzog 
Karl von Zweibrücken ſollte teil an dem Vertrage nehmen. 
In allen dieſen Punkten fügte ſich Breteuil in die Wünſche 
des Wiener Hofes, und ebenſo war er bereit, die Abtretung 
von Burghauſen in den Friedensentwuf aufzunehmen, nur den 
Verſuch, die Erwerbung zu erweitern und das Land von Vils— 
hofen bis an die Mündung der Salzach dazuzufügen, verwarf 
er, und ſo ſtand man hiervon ab. Man bezeichnete das Übrige 


1) Flass an VII, 228. 
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dann als das äußerſte, wozu man ſich herbeilaſſen könnte; 
wenn Preußen darauf nicht einginge, ſo müßte man den Krieg 
auf das kräftigſte fortſetzen oder die Entſcheidung über die Erb⸗ 
folge in Bayern und den fränkiſchen Markgrafſchaften dem 
Deutſchen Reich überlaſſen ). 

Bereits in der Mitte des Monats Dezember waren der 
Marquis de Pons und Repnin nach Breslau gekommen. 
Letzterer brachte von der Kaiſerin von Rußland ein Schreiben 
vom 10. November; danach war er zunächſt abgeſendet, um 
den Frieden vermitteln zu helfen und, wenn es dazu nicht 
käme, mit dem König über den ruſſiſchen Beiſtand zu unter⸗ 
handeln. Doch geſtand Katharina ihren lebhaften Wunſch ein, 
ohne Waffengewalt die Ruhe wieder hergeſtellt zu ſehen, und 
ſie bat ihren Verbündeten recht ſehr, er möchte ſich durch die 
bisherigen erfolgloſen Bemühungen doch nicht abſchrecken laſſen. 
Sie begehrte ferner von ihm zu erfahren, wie weit er in den 
Friedensbedingungen gehen wollte. Wenn die Vermittelung 
keinen Erfolg hätte, war Repnin beauftragt anzugeben, was 
die Kaiſerin für den König zu thun gedächte; doch hoffte ſie, 
ihr Verbündeter würde dann die zu ergreifenden Maßregeln ſo 
nehmen laſſen, daß ſie zugleich den Intereſſen ihres Reiches 
und der Unterſtützung ihres Türkenkrieges dienten 7). 

Der König antwortete am 18. Dezember, von ihm 
würden die Schwierigkeiten nicht kommen. Er wußte, daß 
Panin ebenſo dachte, wie die Franzoſen, und bereit war, dem 
Wiener Hof, um deſſen Würde zu retten, ein kleines Stück 
von Bayern zu überlaſſen ). Deshalb enthielten die Vor⸗ 
ſchläge, die er zwei Tage ſpäter nach Petersburg ſchickte, ein 
ſolches Zugeſtändnis, und da er vielleicht die dem Fürſten 
Lichnowsky gemachte Zuſage nicht zurücknehmen mochte, ſo legte 
er zwei Pläne vor, einen, bei welchem noch ein Tauſch ſtatt— 
finden mußte, und einen andern, worin davon keine Rede war; 


1) Arneth X, 587. 
2) Sbornik XX, 379 sqq. 
3) Solms 20. November. 
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letzteren zog er aber dem erſteren vor ). Er unterhandelte 
dann mit Repnin über den militäriſchen Beiſtand. Seine 
Wünſche gingen dahin, daß die Ruſſen, durch preußiſche Truppen 
verſtärkt, im künftigen Frühling durch Galizien und Lodomirien 
in Ungarn eindringen und ſowohl hier als in Kroatien und 
Siebenbürgen die griechiſche Bevölkerung aufwiegeln ſollten. 
In Petersburg aber hatte man die Abſicht, die Hilfsvölker 
nach Mähren zu ſchicken. Friedrich machte deswegen keine 
Schwierigkeiten und fügte ſich wie immer in das Unvermeid⸗ 
liche; dagegen war er über die Bedingungen, die man ihn 
ſtellte, ſehr erſtaunt. Die 18000 Mann, welche man hergeben 
wollte, würden ihn jährlich 34 Million gefoftet haben. Aber 
nicht genug; man verlangte ferner 20000 Mann Hilfsvölker, 
wenn Oſterreich infolge jenes Beiſtandes an Rußland den Krieg 
erklären ſollte. Der König fand, daß dieſe Bedingungen, wenn 
er darauf einginge, ſeinen Intereſſen außerordentlich entgegen⸗ 
liefen; er unterhandelte zwar darüber noch weiter, aber er 
wünſchte nun weniger die Fortſetzung des Krieges. Um ſo 
vergnügter war er deshalb, als er die Antwort des Wiener 
Hofes auf die ruſſiſche Erklärung endlich zu Geſichte bekam und 
den franzöſiſchen Friedensplan erhielt; denn er fand jene ziem⸗ 
lich beſcheiden und dieſen annehmbar. Er fing jetzt an zu 
glauben, daß er der ruſſiſchen Hilfsvölker nicht bedürfen würde 2). 

Am 27. früh waren die Vorſchläge des Hofes von Ver⸗ 
ſailles in der Geſtalt, welche fie durch die Unterhandlung zwiſchen 
Kaunitz und Breteuil erhalten hatten s), in Berlin eingetroffen 
und durch den Marquis de Pons ſogleich den preußiſchen 
Kabinettsminiſtern mitgeteilt worden. Am andern Tage ging 
der Eilbote weiter, um denſelben Friedensplan nach Petersburg 


1) An Solms 20. Dezember (Mediat). 

2) An Solms 28. und 31. Dezember (Immediat). 

3) Es waren drei Schriftſtücke, nämlich 1) Plan à suivre pour la 
pacification de I Allemagne, 2) Projet d'un Traité (zwiſchen Ofterreid) 
und Preußen), 3) Projet d'arrangement entre IImpératrice- Reine et 


YElecteur Palatin. Jeder Entwurf enthält 7 Punkte (Berl. Arch., R. il 
124, Vol. 5. 
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zu tragen. Da er von Wien kam, ſchloſſen der König und 
ſeine Miniſter, daß Oſterreich wohl vorher befragt worden 
wäre und ſeine Zuſtimmung gegeben hätte. Mit den Vor⸗ 
ſchlägen waren Finckenſtein und Hertzberg im ganzen zufrieden; 
aber ſie hatten doch Ausſtellungen zu machen und holten am 
folgenden Tage darüber die Befehle Friedrichs ein. Sie 
wünſchten, daß ſtatt des Bezirks von Burghauſen der andere 
gewählt werde, welchen der König zwiſchen Nab und Schwarzach 
in der Oberpfalz vorgeſchlagen habe +); derſelbe fet größer und 
enthalte die Lehen, auf die Oſterreich eine Art von Anſpruch 
habe. Der Herzog von Zweibrücken, fügten ſie hinzu, wolle 
Burghauſen nicht miſſen, um Bayern nicht zu zerſtückeln, und 
weil dieſer Bezirk der fruchtbarſte und bevölkertſte ſei. Noch 
weiter ging Hertzberg. Anf den Knieen beſchwor er in einem 
beſonderen Schreiben den König, er möge doch an ſeinem früheren 
Vorſchlage feſthalten; er würde, ſagte der Miniſter, untröſtlich 
ſein, wenn Friedrich ſein Hauptverdienſt verlöre, den Grundſatz 
der Unteilbarkeit Bayerns und die Nichtigkeit der öſterreichiſchen 
Anſprüche zu behaupten. Des Königs Antwort an Hertzberg 
zeigt ſeine ganze Überlegenheit; fie ijt freundlich, aber ab- 
weiſend: er wäre mit den Ideeen desſelben einverſtanden, aber 
ſie ließen ſich nicht durchführen. In dem Schreiben an beide 
Miniſter befiehlt er, nichts an dieſem Punkte zu ändern; aber 
es wäre ſchön, wenn man die Kaiſerin⸗Königin gutwillig dahin 
brächte, ſeinen Vorſchlag anzunehmen 7). 

Der vorläufige Beſcheid, welchen Finckenſtein und Hertzberg 
nun dem Marquis de Pons in Friedrichs Auftrage gaben, 
lautete freundlich. Eine ausführliche und beſtimmte Antwort 
vermöge der König erſt alsdann zu erteilen, wenn er mit Zwei⸗ 
brücken und Sachſen geſprochen und Rußlands Anſicht gehört 
habe; jedoch er könne ſchon jetzt erklären, daß er immer dafür 
geweſen ſei, dem Wiener Hofe zum Beſten des Friedens etwas 


1) Denkwürdigkeiten des Freiherrn v. d. Aſſeburg 341. Nach Mediat 
an Goltz 30. Januar 1779 ward ein preußiſches Memoire im November, 
das andere im Dezember abgeſchickt. 

2) Geh. Kab.⸗Akten, 28. und 29. Dezember. 
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zu gönnen, und daß er in den Vorſchlägen nichts finde, was 
ihm widerſtrebe, wofern nur auf die Intereſſen von Zweibrücken 
und Sachſen die notwendige Rückſicht genommen werde. Darum 
aber ziehe er den von ihm empfohlenen oberpfälziſchen Bezirk 
zwiſchen Nab und Schwarzach vor, welcher 70 (◻I Meilen groß 
ſei, Böhmen auch abrunde und die Lehen in ſich faſſe, auf die 
Oſterreich wenigſtens einen Schein von Anſpruch habe, während 
das bei dem Bezirke Burghauſen, welcher überdies nur 50 
Meilen enthalte, nicht der Fall ſei. Der König verlangte 
weiter, daß die Übereinkunft, welche die Entſchädigung des Kur⸗ 
fürſten von Sachſen feſtſetze, mit den übrigen Verträgen an 
einem Tage unterzeichnet werde. Friedrich ſchlug Mindelheim 
oder dafür einige oberpfälziſche Gebietsteile ſowie ein paar 
Millionen Thaler als Entſchädigung vor; aber Oſterreich müſſe 
hierbei zuhilfe kommen, allen Rechten in Sachſen und der Lauſitz 
entſagen, und wenn es durchaus Burghauſen wähle, mit der 
Hälfte der darauf haftenden Schulden ſich belaſten, welche 
Summe dann an Sachſen gegeben werden könne. In Bezug 
auf die fränkiſchen Markgrafſchaften verlangte der König volle 
Freiheit, darüber zu verfügen. Er war endlich bereit, mit 
dem Herzoge von Zweibrücken und Frankreich Vereinbarungen 
über Jülich und Berg zu treffen 1). „Der franzöſiſche Ge⸗ 
ſandte, dem wir unſere Antwort gegeben, ſchrieb der König am 
4. Januar 1779 an ſeinen Bruder, hat in unſern Bemer⸗ 
kungen über die erſten Vorſchläge nichts Unvernünftiges ge⸗ 
funden.“ 

Der Marquis de Pons konnte ſo denken; aber in Wien 
urteilte man ganz anders. Kaunitz behauptete, daß die Schrift⸗ 
ſtücke, welche gegen Ende des vergangenen Monats in Berlin 
eingetroffen waren, das Ultimatum ſeines Hofes bildeten; ſeine 
Abſicht ſei es geweſen, die Artikel desſelben nur nach und nach 
zu nennen und ſich das letzte Wort vorzubehalten. Er war 


1) Réponse préalable et verbale donnée au M. de Pons et portant 
en substance etc. (Berl. Arch., R. 1, 124, Vol. 5.) Mediat an Solms 
und Goltz 30. Dezember. 
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damit unzufrieden, daß der Marquis de Pons in Berlin ſo— 
gleich den ganzen Plan vorgelegt hatte ). Er ſah ferner eine 
Demütigung für Oſterreich darin, wenn dieſes dem Kurfürſten 
von Sachſen mehrere Vorteile gewähren und dadurch gewiffer- 
maßen den kleinen Bezirk von Burghauſen erkaufen ſollte. Der 
Wiener Hof würde weder eine Million Thaler zahlen noch 
ſeinen Lehensrechten in Sachſen und der Lauſitz entſagen noch 
mit einem Teile der bayeriſchen Landesſchuld fic belaſten, ſon— 
dern lieber alles, was er in Beſitz genommen, wieder heraus⸗ 
geben und den Reichstag über die Erbfolge ſowohl in Bayern 
als in den fränkiſchen Markgrafſchaften entſcheiden laſſen ). 
Bereits hatte der dem Hauſe Habsburg ergebene kurmainziſche 
Gefandte dem hannöverſchen in Regensburg vertraulich vor- 
geſchlagen, daß man letztere Angelegenheit vor die Stände 
bringen ſollte; doch war er ſogleich abgewieſen worden ö). 
Übrigens erklärte ſich der Wiener Hof nun bereit, dem Könige 
von Preußen und ſeinen Nachfolgern freie Verfügung über 
Ansbach und Baireuth einzuräumen, auch ſollte der Vergleich 
zwiſchen Pfalz und Sachſen an einem Tage mit dem Friedens- 
vertrage zur Unterzeichnung gelangen, dagegen die Übereinkunft 
über Jülich und Berg nicht allein mit dem Herzoge von Zwet- 
brücken, ſondern auch mit dem Kurfürſten Karl Theodor ab— 
geſchloſſen werden. Am 14. Januar ging die öſterreichiſche 
Note nach Berlin ab und wurde natürlich auch nach Paris 
und Petersburg geſendet ). 

Katharina wollte den günſtigen Zeitpuntt benutzen, um ſich 
einen dauernden Einfluß auf die deutſchen Angelegenheiten zu 


1) Auch Maria Thereſia ſchreibt an Merey: „De Pons s'est mal 
acquitté des ouvertures, et je crois que Breteuil en a fait de méme.“ 
Arneth et Geffroy III, 284. 

2) Note pour M. le Baron de Breteuil (R. 1, 124, Vol. 5) vom 
11. Januar 1779. Gallitzin an Repnin, R. 1, 123, undatiert, aber 
ohne Zweifel vom 15. Januar. An Solms Mediat 15. Januar. 

3) Mediat an Solms 13. Januar 1779 (noch im Vol. von 1778 
befindlich). 

4) Den 14. Januar nennt Goltz 27. Januar. 
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verſchaffenn. Daher waren im Anfange des Januars Vor⸗ 
ſchläge nach Berlin gekommen, von denen der letzte dahin lau⸗ 
tete: „Die Kaiſerin überläßt es dem Urteil des Königs, ob es 
nicht gut und notwendig ſei, auch das Reich dem Frieden bei⸗ 
treten zu laſſen, damit, weil derſelbe unter der Vermittelung 
und Garantie Frankreichs und Rußlands geſchloſſen werde, das 
ganze Reich und jedes Glied allezeit die Garantie Rußlands an⸗ 
rufen könne, wenn der Wiener Hof die Geſetze des Reiches 
verletzen, ſeine Macht mißbrauchen und ſeine ehrgeizigen und 
despotiſchen Abſichten zu weit treiben wolle. Finckenſtein und 
Hertzberg bemerkten ſehr wohl, was die Kaiſerin Katharina 
anſtrebte, jedoch ſie meinten, daß der Vorſchlag den preußiſchen 
Intereſſen nicht entgegenliefe; Friedrich fand ſogar, daß der⸗ 
ſelbe für ihn eher vorteilhaft wäre. Deutſche Gedanken lagen 
damals außerhalb des Geſichtskreiſes der Menſchen. Der König 
verſprach darauf beſtehen zu wollen, daß das Reich dem Frieden 
beitrete ). Die übrigen Forderungen Rußlands waren durch 
die raſchere Vermittelung Frankreichs überflüſſig geworden. 
Dem Berliner Hofe lag es in dieſer Zeit auch ob, mit 
Sachſen und Zweibrücken zu unterhandeln, und das war kein 
leichtes Werk. Der Herzog Karl beſtand auf der Unteilbarkeit 
Bayerns; aber er legte doch ſein Schickſal zuletzt in Friedrichs 


1) Finckenſtein und Hertzberg an den König 5. Januar und deſſen 
Antwort vom 6. in den Geh. Kab.-Akten. Mediat an Solms 9. Januar 
(noch in dem Vol. von 1778). Schon am 2. (ebd.) war Solms an⸗ 
gewieſen worden zu erklären: die Kaiſerin von Rußland werde einen 
großen Einfluß auf die deutſchen Angelegenheiten durch die Garantie des 
künftigen Friedensvertrages gewinnen, in welchem der Weſtfäliſche Friede 
muß werden rappellée, ce qui fournira à la Cour de Russie l'occasion 
de jouer un role gloricux dans ces affaires toutes les fois que l’on 
voudra faire des infractions a cette loi fondamentale de l’Empire; 
mais elle reconnaitra aussi que je lui ai procuré cet avantage en 
reclamant sa médiation et en insistant sur sa garantie. Vgl. Aſſe⸗ 
burg 1. Februar: „Je regois des lettres de plusieurs des plus con- 
sidérables des Princes qui marquent 4 l’Impératrice leur reconnaissance 
de son intervention aux affaires de I Empire. On ne demande pas 
mieux que de voir l'influence de la Russie augmenter et s’affermir de 
plus en plus dans I' Empire.“ 
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Hände. Der Geſandte des Kurfürſten Friedrich Auguſt über⸗ 
gab eine Schrift, worin die Anſprüche Sachſens auf mehr als 
24 Millionen berechnet waren. Die preußiſchen Miniſter 
glaubten, daß es unmöglich ſein würde, ſo viel zu erreichen; 
für das äußerſte, was durchzuſetzen wäre, hielten ſie die beiden 
Herrſchaften Mindelheim und Wieſenſteig in Schwaben im 
Werte von mehr als zwei Millionen, einige kleine Bezirke der 
Oberpfalz und ein paar Millionen Thaler; ſie hofften auch, 
daß der Wiener Hof allen ſeinen Lehensrechten in Sachſen, 
welche ſehr beträchtlich und zahlreich wären, entſagen würde. 
Friedrich antwortete den Miniſtern: „Es koſtet nichts, For⸗ 
derungen zu machen; aber man muß ſehen, was fic) wird aus. 
richten laſſen.“ } 

Für die Entſchädigung Sachſens hatte das franzöſiſche Kabinett 
im Dezember keinen Plan aufgeſtellt, weil es nicht wußte, wie 
hoch ſich das Allodium beliefe. Als der Freiherr von der Goltz 
um die Mitte des Januars eine lange Unterredung mit Vere 
gennes hatte, da empfahl er unter anderem dringend, was 
Preußen in dieſer Hinſicht wünſchte. Jedoch der Miniſter be- 
fürchtete, daß Oſterreich nichts würde geben wollen. „Dieſe 
zwei Millionen Thaler“, fuhr er fort, „kann der Kurfürſt von 
der Pfalz, dem ſo viel erhalten bleibt, in jährlichen Friſten 
zahlen, meinte Vergennes, und ſo würde die Schuld voraus— 
ſichtlich abgetragen ſein, ehe noch der Herzog von Zweibrücken 
zur Regierung kommt.“ Übrigens riefen Sachſen und Pfalz 
in dieſer Zeit auch die Vermittelung Frankreichs an, Karl 
Theodor ſogar nicht bloß in der Allodialangelegenheit, ſondern 
auch gegen den Wiener Hof, inſofern dieſer noch immer einige 
Amter wider die Übereinkunft vom 3. Januar 1778 beſetzt 
hielte ). 

Der Miniſter äußerte ſich weiter über das Gebiet, welches 
an Ofterreich fallen ſollte. Frankreich, ſprach er, würde dem 
Wiener Hofe nicht abreden, das Land zwiſchen Nab und 


1) Goltz 29. Januar 1779. Maurepas äußerte ſein Erſtaunen über 
dieſen Mut des Kurfürſten. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 15 
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Schwarzach zu nehmen, doch dieſer wird nicht wollen; denn 
Burghauſen iſt zwar kleiner, aber fruchtbarer und einträglicher. 
Das andere Gebiet iſt überdies durch das Gebirge von Böhmen 
getrennt, und Oſterreich müßte daher dort eine Feſtung bauen, 
was dem Kurfürſten nicht angenehm ſein würde. Nab und 
Schwarzach ſind endlich wegen ihrer Kleinheit keine ſo guten 
Grenzflüſſe, wie Inn und Salzach.“ Der Miniſter meinte, 
daß Karl Theodor ſelbſt unter dieſen Umſtänden lieber müßte 
Burghauſen abtreten wollen. 

Endlich glaubte Vergennes, daß Oſterreich den Tauſch der 
Markgrafſchaften gegen die Lauſitz nicht zulaſſen würde; er hatte 
ſchon früher auf die Anwartſchaft hingewieſen, welche der Wiener 
Hof auf die Lauſitz beſaß für den Fall, daß das regierende 
Kurhaus in Sachſen erlöſchen ſollte ). 

Wir ſehen, wie Maurepas und Vergennes für Oſterreich 
eintraten, und bald gingen ſie darin noch weiter. Als am 
23. Depeſchen von Breteuil mit der Erwiderung des Wiener 
Hofes vom 11. ankamen, da glaubten ſie aufs wärmſte die 
Forderungen desſelben empfehlen zu müſſen. Vergennes that 
dies in einem Schreiben, welches er an den Marquis de Pons 
richtete; e mehr Mäßigung Maria Thereſia gezeigt habe, hieß 
es darin, deſto weniger könne man von ihr noch neue Opfer 
verlangen. Auch mündlich drängten Maurepas und Vergennes 
zur Nachgiebigkeit. Sie verſicherten mehrmals dem preußiſchen 
Geſandten, ſie wären überzeugt, daß der kaiſerliche Hof ſein 
Ultimatum gegeben hätte; nähme der König es nicht an, ſo 
würde die nicht ſchwache Kriegspartei in Wien die Oberhand 
gewinnen. Sie hofften aber von ſeiner Großmut und ſeinem 
Edelſinn, daß er das Werk des Friedens fördern werde. Am 
27. ging der franzöſiſche Eilbote nach Breslau ). 

Hier wartete der König mehr auf einen Beſcheid aus Rupe 
land als aus Frankreich; aber zu ſeinem großen Arger zögerte 
man diesmal noch länger als ſonſt in Petersburg, ſich über 


1) Goltz 18. Januar. 
2) Goltz 27. und 29. Januar. 
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die ſchwebenden Fragen zu äußern. Friedrichs Ungeduld ſtieg, 
als die Nachrichten aus Wien ihn wieder befürchten ließen, 
daß ihn Oſterreich nur bis zum Frühjahr hinziehen und dann 
die Unterhandlung abbrechen würde. Um Zeit zu gewinnen, 
gab er Befehl, das Schriftſtück im voraus abzufaſſen, da kleine 
Anderungen ja noch immer würden angebracht werden können. 
Am 30. war es fertig. In ſeiner Sehnſucht nach Frieden 
begrüßte der König mit Freuden die guten Nachrichten aus der 
türkiſchen Hauptſtadt, wo durch Frankreichs gute Dienſte die 
Ausſicht auf einen Vergleich immer beſſer geworden war. 
„Wenn jener kriegeriſche Hof“, ſchrieb er am 4. Februar an 
ſeinen Bruder, „ſich ehrlich zum Frieden neigt, ſo muß man 
es nur dieſer Nachricht aus Konſtantinopel zuſchreiben, auf die 
er nicht vorbereitet war. Ich verharre trotzdem in meinem 
Skepticismus, und ich werde an den Frieden erſt glauben, wenn 
die Präliminarien unterzeichnet ſind. Denke Dir, daß alle 
Papiere, die unſere Unterhandlungen enthalten, ſeit zehn Tagen 
im Kabinett der ruſſiſchen Kaiſerin liegen, und daß es unmöglich 
iſt, die Antwort zu erlangen, welche ſo notwendig iſt, um die 
Schritte der Vermittler zu beſchleunigen. Ich geſtehe, daß mir 
zuweilen die Geduld ausgeht. Übrigens habe ich noch vieles 
andere auf dem Herzen, wovon ich nicht ſprechen will, was 
aber eben ſo unangenehm und unſchicklich iſt. Jedoch man 
muß ſich das Geſetz machen, die Leute zu nehmen, wie ſie 
ſind, zumal da niemand unverbeſſerlicher iſt als die großen 
Potentaten.“ 

An dem Tage, wo Friedrich ſeinem Unmut über die Ruſſen 
Luft machte, bekam er Grund, auch über die Franzoſen ſich 
zu verwundern, indem jene Depeſchen anlangten, worin die 
Forderungen des Wiener Hofes ſo ſtark befürwortet wurden. 
Finckenſtein meinte, das Schreiben des Miniſters vom 24. Ja⸗ 
nuar ſei eine Apologie des öſterreichiſchen Ultimatums und trage 
den Stempel einer Parteilichkeit, die ſich wenig mit der Eigen⸗ 
ſchaft einer vermittelnden Macht vereinigen laſſe. Er hielt es 
für das beſte, das preußiſche Ultimatum als Antwort zu geben; 
denn daraus werde der franzöſiſche Hof ſehen, daß der König 

18 * 
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den Wünſchen desſelben zuvorgekommen ſei und daß er darin 
alles erſchöpft habe, was man von ſeiner Mäßigung für die 
Herſtellung des Friedens erwarten könne ). 

Der König, der inzwiſchen zu ſeinen Truppen nach Schweidnitz 
und Reichenbach gegangen war, dachte ungefähr ebenſo, wie 
ſeine Miniſter. Er ärgerte ſich übrigens immer mehr über 
das ruſſiſche Zögern, und er würde ſein Schriftſtück ſchon früher 
abgeſchickt haben, wenn er nicht von Repnin gebeten worden 
wäre, noch einige Tage zu warten. Am 8. ſchrieb er ſeinen 
Miniſtern, er wünſche, daß ſie dasſelbe nun abſenden; denn 
wenn dieſer Mongt verſtriche, ohne daß etwas beſchloſſen würde, 
ſo müßte man dem Frieden entſagen. Finckenſtein und Hertz⸗ 
berg aber, welche die Ungeduld ihres Gebieters kannten, hatten 
ſchon dem Fürſten Repnin geſagt, daß man dem Wiener Hofe 
keinen Vorwand geben dürfte, die Unterhandlung abzubrechen, 
und die Verabredung mit ihm getroffen, daß er das Schrift⸗ 
ſtück am 10. Februar an Breteuil ſchicken und ſie es dem 
Marquis de Pons geben würden. Das geſchah denn auch ). 
Um den 20. gedachte der König Antwort zu haben; aber ſeine 
Hoffnung auf Frieden wurde durch die Nachrichten aus Wien 
gedämpft. „Der Kaiſer“, ſchrieb er am 11. Februar an ſeinen 
Bruder, „will durchaus Krieg. Ungehalten darüber, daß ich 
mich der Machtvollkommenheit widerſetze, die er im Reich aus⸗ 
üben will, nennt er mich einen von den Ruſſen beſchützten 
Gegenkaiſer“ ). Auf der andern Seite waren feine Vorſchläge 

1) Finckenſtein an den König 5. Februar. Goltz 3. Februar zeigt, 
daß Friedrich der franzöſiſchen Heftigkeit nicht bedurft hätte. 


2) Der König 7. und 8. Febr., Finckenſtein und Hertzberg 9. Febr., 
Finckenſtein 11. Febr. (Geh. Kab.⸗Akten.) 

3) Am 9. Februar ſchickt Finckenſtein dem König einen Brief des 
Prinzen Karl von Heſſen an Görtz vom 30. Januar mit vielen Nach⸗ 
richten aus Wien; darin heißt es: „II (Joſeph) qualifie le Roi du titre 
d’Anti-César sous protection Russienne.“ Darin findet fic) auch die 
Bemerkung: der Kaiſer fürchte les actions décisives soit par caractére, 
ſei es aus Rückſicht auf die Kaiſerin; doch ſprächen verſchiedene Thatſachen 
mehr für erſteres. Übrigens hatte ſchon Kaunitz 1764 geſchrieben, daß 
Preußen ſich ſozuſagen als einen Anti⸗-Cäſaren darſtelle. Archiv für 
öſterr. Geſch. XLVIII, 65. 
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ſo, daß die Oſterreicher ſich vor den vermittelnden Mächten 
bloßſtellten, wenn ſie dieſelben zurückwieſen. 

Die Bedingungen glichen ungefähr denjenigen, welche Friedrich 
am 28. Juli des vergangenen Jahres aufgeſtellt. Er ver— 
langte für ſich nichts als die Anerkennung ſeines Rechtes, die 
fränkiſchen Markgrafſchaften nach dem Erlöſchen der regierenden 
Linie mit Brandenburg zu vereinigen; er wünſchte nur noch, 
daß man bei dieſer Gelegenheit die Lehensrechte, welche die Krone 
Böhmen in Ansbach und Baireuth, die Markgrafen im Herzog— 
tum Oſterreich hatten, gegenſeitig aufheben möchte. Der Wiener 
Hof ſollte das Innviertel erhalten, ohne den entſprechenden 
Teil der bayeriſchen Landesſchuld zu übernehmen und ohne die 
früher geforderte Summe von einer Million Thaler zur Be— 
friedigung Sachſens beizutragen. Schon in den franzöſiſchen 
Vorſchlägen hatte derſelbe ſich erboten, ſeine Lehensrechte über 
die Beſitzungen der Grafen Schönburg zugunſten Karl Theodors 
aufzugeben, welcher ſie natürlich dem Kurfürſten Friedrich Auguſt 
überlaſſen ſollte. Oſterreich gewährte dadurch ſeinem Verbün⸗ 
deten eine kleine Beiſteuer zur Befriedigung Sachſens, ohne 
doch letzterem ſelbſt etwas abzutreten. Es wollte ſeinen An— 
ſprüchen auf Mindelheim in gleicher Art entſagen; aber der 
König von Preußen wünſchte, daß dieſe Herrſchaft und jene 
Rechte dem Kurfürſten Friedrich Auguſt unmittelbar gegeben 
würden. Die weiteren Beſtimmungen inbezug auf die Ent— 
ſchädigung desſelben überließ er klugerweiſe den vermittelnden 
Mächten und dem Wiener Hofe; nur das ſchlug er noch vor, 
daß letzterer auch auf ſeine andern Lehensrechte in Sachſen ver— 
zichten ſollte mit Ausnahme derjenigen, die er auf die Lauſitz 
hätte. Zugleich erklärte Friedrich, daß er den Plan, die frän— 
kiſchen Markgrafſchaften gegen die Ober- und Nieder-Lauſitz zu 
vertauſchen, habe fallen laſſen, ſeitdem er auf Schwierigkeiten 
geſtoßen ſei. Für Mecklenburg verlangte er das privilegium 
de non appellando. Außerdem erbot er ſich, nicht allein mit 
dem Herzog von Zweibrücken, ſondern auch mit Karl Theodor 
das Abkommen von 1741 über die Erbfolge in Jülich und 
Berg zu erneuern, und zwar unter Vermittelung des fran— 
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zöſiſchen Hofes; dasſelbe ſollte keinen Teil des Friedens vertrages 
bilden ). 0 ‘ 

Wurde das Ultimatum unverändert angenommen, fo verlor 
Bayern nur das Innviertel und Mindelheim; denn auch die 
Lehen, welche Joſeph durch das Patent vom 16. Januar 1778 
als dem Reich eröffnet eingezogen hatte, ſollte Karl Theodor 
behalten, und die Nachfolge dem ganzen pfälziſchen Hauſe und 
namentlich der Linie Zweibrücken geſichert werden. Endlich 
verlangte Friedrich, daß nicht nur der Kaiſer den Verträgen 
beitrete, ſondern auch das Reich von allen beteiligten Parteien 
darum erſucht werde. 

Der König bezeichnete dieſe Bemerkungen als Ultimatum. 
Er hielt es für notwendig, fic) ausdrücklich dagegen zu ver⸗ 
wahren, daß man fortführe, die Erbfolge in den fränkiſchen 
Markgrafſchaften mit der bayeriſchen auf eine Linie zu ſtellen 
und die Rechte des Hauſes Brandenburg zu beſtreiten, da er 
dann nicht unterlaſſen würde, dieſelben mit allen möglichen 
Mitteln zu behaupten. Er wartete jetzt ungeduldig auf die 
Antwort aus Wien; wenn ſie da wäre, ſollte Finckenſtein ihm 
das Vergnügen machen, mit zwei Worten zu ſchreiben, ob Hoff— 
nung vorhanden oder nicht 2). Seinen beſten Helfer ſah er in 
dem großen Geldmangel Oſterreichs; denn er erfuhr von der 
Grenze, daß die feindlichen Truppen, welche dort ſtanden, ſeit 
einer Woche keine Löhnung mehr erhielten. „Dieſer Grund“, 
ſchrieb er am 19. Februar an Heinrich, „wäre genügend, den 
Frieden zu beſchleunigen; aber bei einem Hofe, wo die Phantaſie 
des Augenblicks und bisweilen eine Laune über alles entſcheiden 
kann, würde es mir ſehr ſchwer fallen zu ſagen, was daraus 
erfolgen wird.“ Jedoch am folgenden Tage konnte Finckenſtein 
ihm melden, daß das Ultimatum in allen weſentlichen Artikeln 
angenommen worden ſei. 

Die Antwort des Wiener Hofes war freundlich. Maria 
Thereſia begrüßte froh die Ausſicht auf Frieden und glaubte, 


1) Bei Flass an VII, 236 ſteht fälſchlich sans P'intervention de la 
cour de France ſtatt sous l’int. etc. 


2) An Finckenſtein 13. Febr. (Geh. Kab.⸗Akten.) 
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man könnte nun an die Ausarbeitung der Verträge gehen, da 
ſie die preußiſchen Vorſchläge angenommen hätte. Doch blieb 
ſie dabei, die Lehensrechte Böhmens über die Schönburg ſchen 
Beſitzungen nur an den Kurfürſten von der Pfalz zu geben; 
auch weigerte ſie ſich, den böhmiſchen Lehensrechten in Sachſen 
zu entſagen, da dieſelben ausgedehnter ſeien, als man denke. 
Sie hoffte nun auf die Wiederherſtellung des Friedens. In 
einem Schreiben an Gallitzin meinte Kaunitz, das pfälziſche 
Haus könnte ja Mindelheim und den Verzicht auf die Lehens⸗ 
gerechtſame über die Gräflich-Schönburg ſchen Beſitzungen dem 
Kurfürſten von Sachſen geben ). 

Auch der König freute ſich. „Dem Himmel ſei Dank“, 
frohlockte er; „durch die Wendung, welche die Angelegenheiten 
genommen haben, ſind recht viele Sorgen überflüſſig geworden, 
und bald wird jedermann friedlich zu ſeinem Herde zurückkehren 
können.“ Und an Finckenſtein ſchrieb er: „Jetzt hat man A 
geſagt; wir wollen ſehen, ob Bü und dann das ganze Alphabet 
der Reihe nach folgen wird.“ Weil die Ofterreicer an dem 
Tage, wo Kaunitz die Note dem Baron Breteuil ſchickte, vere 
ſchiedene Eilboten abgeſendet hatten, um alle Vorbereitungen, 
die für die Fortſetzung des Kampfes im Gange waren, wieder 
aufzuheben, befahl auch Friedrich den Miniſtern Hoym und 
Schulemburg, ſie ſollten mit allen Kriegsausgaben, die einigen 
Anſtand haben könnten, innehalten, da es jetzt den Anſchein 
genommen habe, als ob die Sachen zum Vergleich kommen 
werden. Daß die Ojterreicher fo leicht über die Befriedigung 
Sachſens hinweggingen, mißfiel ihm freilich; deshalb ſollten die 
Miniſter dem Fürſten Repnin und dem Marquis de Pons 
rund herausſagen, daß man ſich keinen Frieden verſprechen 
könnte, wenn Sachſen nicht entſchädigt würde. Er war auch 
entſchloſſen, in dieſem Falle nichts inbezug auf Jülich und Berg 
einzuräumen. Eigenhändig ſchrieb er noch an Finckenſtein: „Ich 


1) Note pour Mr. le Baron de Breteuil, von Kaunitz am 16. über⸗ 
ſchickt; von demſelben Datum iſt das Schreiben von Kaunitz an Gallitzin. 
Jenes liegt in R. 1, 124, Vol. 5, dieſes in R. 1, 123. 


232 III. Buch. 8. Kapitel. 


geſtehe, daß ich mich eher auf den Teufel verlaſſen würde, 
wenn es einen giebt, als auf die Oſterreicher; deshalb muß 
man jetzt alle Aufmerkſamkeit darauf verwenden, daß die Sachſen 
nicht deſſen beraubt werden, was ihnen von Gott und Rechts⸗ 
wegen gebührt !).“ Friedrich hoffte, daß auch die Vorſtellungen 
Rußlands, die ſeitdem erfolgt waren, auf den Wiener Hof 
Eindruck machen würden. 

Der Petersburger Hof hatte bisher wegen der großen 
Entfernung und wegen der Langſamkeit Panins an dem Ver⸗ 
mittelungswerke nur einen ſehr geringen Anteil genommen. 
Auf die preußiſche Kundgebung aus dem Ende des vergangenen 
Jahres war man geneigt geweſen, ſich mit Frankreich dahin zu 
verſtändigen, daß beide Höfe Maria Thereſia zur Annahme 
des Bezirkes zwiſchen Nab und Schwarzach bewegen ſollten; 
wenn aber die Kaiſerin⸗Königin an Burghauſen feſthielte, wollte 
man Friedrich bitten, nicht darauf zu beſtehen, daß ſie die 
Million Thaler zahlen müßte. Als Panin aber in dieſer 
Weiſe nach Paris und Berlin zu ſchreiben gedachte, da empfing 
er die öſterreichiſche Antwort vom 11. Januar. Nun gab 
Katharina dem Könige von Preußen Ratſchläge, die ungefähr 
den franzöfiſchen entſprachen; fie trugen das Datum des 
5. Februars und übten, da ſie erſt am 17. nach Breslau 
kamen, auf den Gang der Dinge keinen Einfluß aus. Dagegen 
war der Vorſchlag, welcher ſich in dem Schreiben an den 
ruſſiſchen Geſandten in Paris fand, von Wichtigkeit. Es ſei 
zu wünſchen, hieß es darin, daß die Vermittler die Auseinander- 
ſetzung zwiſchen Pfalz und Sachſen in die Hand nehmen und 
ſich darüber mit einander verſtändigen. Katharina ſchlug vor, 
Karl Theodor ſollte Mindelheim an Sachſen abtreten und 
zwei Millionen Thaler bezahlen. Außerdem empfahl ſie ſehr 
dringend, daß Oſterreich die böhmiſchen Lehensgerechtſame über 
die Schönburgſchen Beſitzungen aufgeben möchte 2). 


1) Friedrich 21. und 22. Februar. Gallitzin an Repnin 18. Febr. 
(P. S. zu dem Schreiben vom 17.) 


2) Am 17. Februar gingen dem Grafen Finckenſtein zu: 1) Note d'une 


Unzufriedenheit Hertzbergs. 233 


Repnin meinte nun, die vermittelnden Mächte würden 
wohl ein Mittel finden, den Kurfürſten von der Pfalz zu 
einer Entſchädigung zu verpflichten. Er ſchrieb in dieſer An⸗ 
gelegenheit an Breteuil, und dieſer war nicht nur hiermit ein⸗ 
verſtanden, ſondern er ſprach auch mit Kaunitz darüber, und 
Maria Thereſia erklärte ſich bereit, bei dem Vertrage zwiſchen 
Pfalz und Sachſen mitzuwirken. Man wollte Mindelheim 
und Wieſenſteig nebſt einer Summe Geldes, alles zuſammen 
im Werte von vier Millionen Thaler — ſo viel verlangte der 
König von Preußen — dem Kurfürſten Friedrich Auguſt ver⸗ 
ſchaffen ). 

Für den bevorſtehenden Kongreß ſchlug Finckenſtein am 
22. Februar Hertzberg vor. „Ich glaube nicht“, ſchrieb er an 
den Geheimen Kabinettsſekretär Coeper, „daß mein Kollege, 
nachdem die Dinge bis hierher gediehen ſind, ebenſo ſchwierig 
ſein wird, wie er im Anfange der Unterhandlung geweſen iſt, 
beſonders wenn ihm der König recht deutlich ſeine Abſichten 
in dieſer Beziehung kundgiebt ſo wie die Notwendigkeit, den 
Frieden nicht durch Spitzfindigkeiten und Formalitäten auf. 
zuhalten.“ Unglücklicherweiſe hatte der König an demſelben 
Tage ſeinen früheren Geſandten in Wien, den Freiherrn von 
Riedeſel für den Kongreß beſtimmt; er verletzte dadurch Hertz 
berg auf das ſchwerſte. Dieſer ſchrieb an Coeper, indem er 
einen Brief für Friedrich den Großen mitſchickte: er mache 
ſich auf keine gnädige Antwort gefaßt, aber er bitte den Ge— 
heimen Sekretär, womöglich dahin zu wirken, daß ihn dieſelbe 
nicht verunehre. Er ſei niedergedrückt von Kummer und von 
Zufällen, die ihn mit einem Schlaganfall bedrohen. „So iſt 
es für mich der beſte Ausweg“, fuhr er fort, „wenn ich mich 
zurückziehe. Ich werde jedoch morgen noch unſern Friedens 


représentation amicale et confidentielle de la part de S. M. J. de 
toutes les Russies à S. M. le Roi de Prusse, 2) Points d'un arrange- 
ment en bloc entre Velecteur palatin et la cour de Saxe, und 3) 
Schreiben Panins an Galigin in Wien und Baratinsky in Paris. 

1) Finckenſtein und Hertzberg 21. Februar, 3. März; Finckenſtein 
4. März. 
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vertrag aufſetzen, wie ich den ruſſiſchen, den ſchwediſchen, den 
Hubertsburger und den polniſchen Teilungsvertrag aufgeſetzt 
habe, letzteren zu einer Zeit, wo meine ganze Seite gelähmt 
und ohne Gefühl war. Ich habe niemals dahin gelangen 
können, die Zufriedenheit meines Herrn zu verdienen; ich wünſche 
nur, mir den Beifall des Publikums und ſolcher Perſonen zu 
ſichern, welche ſo gerecht und ſo aufgeklärt ſind, wie Sie.“ 
In dem längeren Schreiben, welches er am 24. Februar 
an den König richtete, beklagte ſich Hertzberg, daß er für eine 
Aufgabe, die er für ſchwieriger hielt, als man dächte, nicht 
gewählt worden wäre, obwohl er bei ſeiner großen Kenntnis 
der Angelegenheit hätte bewirken können, daß der Friede, wenn 
auch nicht ganz ſo rühmlich wie der Hubertsburger, doch 
wenigſtens ehrenvoll abgeſchloſſen würde. Hertzberg ſcheint ge⸗ 
glaubt zu haben, daß er allein auf eine unzweifelhafte Weiſe 
dem königlichen Hauſe die fränkiſchen Markgrafſchaften und 
vielleicht auch die Erbfolge in Jülich und Berg nach dem 
Ausſterben der nicht zahlreichen Linie der Herzöge von Zwei⸗ 
brücken hätte ſichern können, ohne dadurch den Frieden zu 
hindern. Da nun aber Riedeſel auf den Kongreß geſchickt 
werden ſollte, ſo betrachtete Hertzberg ſeine Dienſte für un⸗ 
nütz und überflüſſig und bat den König um die Erlaubnis, 
nach Berlin zurückkehren zu dürfen, um ſeine zerrüttete Ge⸗ 
ſundheit womöglich noch wiederherzuſtellen; er war ſogar bereit 
ſich auf ſein Landgut zurückzuziehen, wenn der König es wünſchte. 
Dieſer ſchrieb ihm aber umgehend zurück: „Ihr thut unrecht, 
wenn ihr darin, daß ich den Freiherrn v. Riedeſel zum Kongreß⸗ 
bevollmächtigten ernannt, einen Mangel an Vertrauen zu Euch 
erblickt; nur um die Gleichheit zu beobachten, bin ich auf ihn 
verfallen.“ Der Wiener Hof hatte nämlich hierzu ſeinen 
früheren Geſandten in Berlin, den Grafen Ludwig Cobenzl, 
auserſehen. Friedrich verſprach, wenn etwa Maria Thereſia 
einen Mann von höherem Range ſchickte, ſo würde er ſeine 
Intereſſen in keine andern Hände legen als in die Hertzbergs. 
„Alſo beruhigt Euch“, ſchloß er, „und zweifelt nicht an meinem 
Wohlwollen.“ Hertzberg blieb auch in Breslau und arbeitete 
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fleißig an dem Vertragsentwurfe, welcher als Inſtruktion für 
Riedeſel aufgeſetzt wurde, wobei es nicht ausblieb, daß er mit 
dem Fürſten Repnin manchmal über einzelne Wendungen in 
Streit geriet ). 

Während an den Höfen die Wolken ſich immer mehr ver⸗ 
zogen, entlud ſich plötzlich ein kleines Wetter an einer Stelle, 
wo man es gar nicht erwartete. Als die Vermittelung ins 
Werk geſetzt wurde, hatte Maria Thereſia dringend einen 
Waffenſtillſtand gewünſcht; aber der König von Preußen war 
darauf nicht eingegangen, weil er glaubte, daß der Wiener 
Hof den Frieden alsdann nicht mit Ernſt betreiben würde. 
Daher blieben die Truppen auch während des Winters nicht 
unthätig. So drang der General v. Wunſch, welcher die 
Grafſchaft Glatz zu ſchützen hatte, am 14. bis Zuckmantel 
vor; aber er ſtieß auf tapfere Gegenwehr und mußte un- 
verrichteter Sache wieder umkehren. Dieſes Unternehmen be- 
wog den thätigſten der öſterreichiſchen Generäle, Wurmſer, 
einen Einfall in die Grafſchaft zu machen. Zwei Oberſten 
überraſchten am 18. Januar vor Tagesanbruch die Stadt 
Habelſchwert, nahmen trotz tapferer Gegenwehr der Preußen 
787 Mann gefangen und erbeuteten 10 Fahnen und 3 Kanonen. 
Zwei andere Kolonnen, bei denen ſich Graf Wurmſer ſelbſt 
befand, erſtürmten das Blockhaus von Ober⸗Schwedeldorf, eine 
Meile von Glatz; 348 Mann ergaben ſich hier, und zwei 
Kanonen wurden genommen. Wurmſer faßte nun in Rückers 
feſten Fuß und beherrſchte von dort einen Teil der Grafſchaft. 
Alſo vergalten die Kaiſerlichen den Überfall bei Glomnitz mit 
hohen Zinſen. Schwer hatte ſich Joſeph damals geärgert; 
ebenſo ungehalten war Friedrich jetzt, und als er hörte, daß 
20 Bataillone von Prag nach Glatz marſchieren ſollten, was 
ſich ſpäter als ein leeres Gerücht erwies, mußte der Prinz 
Heinrich einen Einfall in Böhmen machen laſſen. Im Anfange 
des Februars drang Möllendorf bis Brix vor; bei dem Dorfe 


1) Die verſchiedenen Schreiben liegen in den Geh. Kab.⸗Akten vom 
22. Februar bis zum 3. März. 
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Wedehlen blieben 5 Offiziere und 80 Mann der Oſterreicher 
auf dem Platze, 2 Offiziere und 106 Mann gerieten in Ge⸗ 
fangenſchaft. Der Reſt des Feindes zog ſich eilig zurück und 
glaubte ſich erſt hinter der Eger in Sicherheit. 

Als der Prinz Heinrich am Ende des Septembers den 
Rückzug aus Böhmen glücklich bewerkſtelligt hatte, war Möllen⸗ 
dorf von ihm angelegentlich dem König empfohlen worden; 
aber Friedrich hatte geantwortet: „Die großen Belohnungen 
muß man für Unternehmungen aufbewahren, die mehr ent⸗ 
ſcheiden und auf das Ganze Einfluß ausüben können.“ Jetzt 
begnügte ſich der Prinz nicht, ſeinen beſten General zu empfehlen, 
ſondern er erbat für denſelben geradezu den Schwarzen Adler⸗ 
orden, indem er noch bemerkte, daß er dieſe Gnade ſo anſehen 
wollte, als ob ſie ihm ſelbſt widerfahren wäre. Darauf 
empfing Möllendorf die Auszeichnung. Inzwiſchen war der 
König nach Schweidnitz und Reichenbach gegangen; aber Schnee 
und dann Tauwetter hinderten ihn, etwas zu unternehmen. 
Am 10. Februar war ſein Ultimatum abgeſendet worden; was 
er jetzt ausführen wollte, das konnte, wie er wohl wußte, 
keinen Einfluß auf Krieg und Frieden ausüben. „Aber der 
Ruf iſt etwas Unſchätzbares“, ſchrieb er am 13. an ſeinen 
Bruder, „und gilt mehr als die Macht. So lange noch ein 
Atemzug in mir iſt, will ich ihn anwenden, um den Ruhm 
der Truppen und unſerer Nation aufrecht zu halten.“ 

Es ſcheint, daß ſchon die Überſiedelung des Königs nach 
Reichenbach eine Wirkung ausübte; denn am 16. ging Wurmſer, 
nachdem er faſt einen Monat in der Gegend von Wünſchelburg 
und Habelſchwert geblieben, in ſeine vorigen Quartiere nach 
Böhmen zurück und behauptete nur den wichtigen Poſten von 
Rückers, Reinerz und Lewin. Am folgenden Tage marſchierte 
der preußiſche Generalmajor v. Anhalt in die Gegend von 
Braunau, wo er bis zum Ende des Krieges ſtehen blieb. 

Vier Tage ſpäter erfuhr Friedrich, daß ſein Ultimatum in 
Wien angenommen worden war. Die Bevollmächtigten ſollten 
in Teſchen das angefangene Werk zu Ende bringen, und ein 
Waffenſtillſtand eintreten. So ſchienen weitere Sorgen für die 
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Sicherheit Schleſiens überflüſſig zu werden; da befahl Joſeph 
mit unehrenhafter Hinterliſt noch einen Rachezug gegen das 
beklagenswerte Neuſtadt. Er ſagte ſeiner Mutter nichts davon, 
ſie erfuhr es aber und war in Verzweiflung über dieſen An⸗ 
griff, welchen ſie für ganz unzeitig hielt, weil er den König 
ſehr aufbringen und üble Folgen für den Frieden haben könnte. 
„Auch in der Offentlichkeit“, ſetzte ſie noch hinzu, „wird er 
einen recht üblen Eindruck hervorbringen“ ). Von ſittlicher 
Entrüſtung iſt keine Rede. 

Am letzten Februar erſchien der Graf von Wallis vor 
Neuſtadt, um die Beſatzung aufzuheben. Das gelang ihm 
freilich nicht; denn der Oberſt von Winterfeld verteidigte ſich 
mit Tapferkeit und Geſchick, und der Feind mußte ruhmlos 
abziehen. Aber die arme Stadt büßte ſchwer. Sie war an 
mehreren Stellen in Brand geraten. Während alle Spritzen 
in den Vorſtädten wirkten, brach an zehn verſchiedenen Stellen 
zugleich das Feuer im Innern aus, wo die zitternden Bewohner 
angſtvoll in Kellern und Gewölben ſaßen. Der Oberſt wollte 
die brennenden Häuſer einreißen und Waſſer herzutragen laſſen. 
Allein der Wind miſchte ſich ſo heftig darein, daß bald an 
keine Rettung mehr zu denken war. Von den Thoren wurde 
gemeldet, die Wachen könnten der Hitze wegen dort nicht länger 
bleiben, und ſämtliche Gerüſte ſtänden in Feuer. Nun mußten 
die Soldaten die unglückliche Stadt räumen. Kaum war das 
geſchehen, ſo ſtürzten die Thore nebſt den angrenzenden Häuſern 
zuſammen. Um die Bürger zu retten, ſah man ſich genötigt, 
Löcher durch die Mauern zu brechen. Schon funkelte der 
Morgenſtern des Friedens, da zeigte ſich der Krieg noch ein- 
mal in ſeiner häßlichſten Geſtalt. 

Der König freute ſich über die tapfere Verteidigung. „Wir 
ſind wenigſtens nicht die letzten, die geſchlagen worden“, ſchrieb 
er am 1. März dem Bruder von Silberberg aus; er nahm 
ſich vor, den Schaden, welchen die Haubitzenkugeln und Gra⸗ 


1) Arneth X, 923. A. 912; aber ſtatt 17. Februar muß es wohl 
heißen 27. Februar. 
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naten angerichtet, nach hergeſtelltem Frieden wieder gut zu 
machen. Aber der umſtändliche Bericht über die greuliche Ver⸗ 
wüſtung der Stadt erregte furchtbar ſeinen Grimm. Nachdem 
er drei Tage ſpäter dem Prinzen Heinrich gemeldet, daß 240 
Häuſer, nicht mehr und nicht weniger, eingeäſchert worden 
wären, ſchrieb er weiter: „Ich bin ſo erbittert auf jene ganze 
Brut, daß ich gern mein Leben verlieren würde, wenn ich mich 
nur ordentlich an ihnen rächen könnte.“ 

Gewiß drückte Friedrich hier aus, was er fühlte; jedoch die 
Staatsklugheit verließ ihn bei dieſer Gelegenheit keineswegs. 
In einem Schreiben an Goltz ſprach er ſich nur dahin aus, 
daß er für den Angriff auf Neuſtadt, welcher nach der An- 
nahme des Ultimatums erfolgt und daher unerhört fet, Ver⸗ 
geltung üben könne, da er viele öſterreichiſche Plätze beſetzt 
halte; jedoch er werde das ſicherlich nicht thun ). Der König 
wollte den Frieden um ſo weniger gefährden, je läſtiger ihm 
die Bedingungen erſchienen, auf denen Rußland inbetreff der 
Militärkonvention beſtand; er meinte, ſie wären unendlich 
drückender, als wenn er ſelber Truppen aushöbe. Nach ſeiner 
Rechnung würden ihn die 16000 Mann jährlich 3 300 000 
Thaler koſten, wenn er ſie von Rußland empfinge; dagegen 
würde er nur 1500000 brauchen, wenn er fie von andern 
Fürſten entlehnte. Friedrich glaubte, und wohl nicht mit Un⸗ 
recht, daß Katharina eigentlich keine Soldaten zu ſtellen wünſchte 
und daß dazu der ſchlechte Zuſtand ihres Heeres, wie Solms 
meinte, und außerdem die Furcht, allmählich in einen Krieg 
mit Oſterreich gezogen zu werden, beigetragen haben möchte. 
Er hielt es daher für gut, die Militärkonvention abzulehnen, 
damit ſie nicht ein ſchädlicher Vorgang für die Zukunft werden 
könnte 7). 


1) An Goltz 7. März (Immediat). 

2) An Solms 12. und 17. März. Noch am 26. März berichtete 
Solms: Panin ſage, er wolle keine Subſidien, außer wenn Rußland in 
offenen Krieg mit der Pforte gerate, wozu jetzt wegen der guten Dienſte, 
die Frankreich geleiſtet hätte, wenig Ausſicht ſei. Dagegen könne er nicht 

auf die Hilfstruppen verzichten, wenn die Oſterreicher Rußland in Polen 
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angriffen aus Haß für die Hilfe, welche es dem Könige von Preußen 
geleiſtet. Am 1. März hatte der König an Finckenſtein geſchrieben: „Un 
des principaux motifs, Je veux bien vous le confier, qui dans ces 
circonstances me rend si coulant pour la pacification et qui m'engage 
& ne pas pousser plus que Je ne fais les Autrichiens, c’est la 
maniére molle d’agir de la Russie qui parait bien elairement.“ 


Neuntes Kapitel. 
Der Friede zu Teſchen. 


Eben damals begannen die Unterhandlungen in Teſchen. 
Aus Breslau waren Repnin und Riedeſel, ferner der kur— 
ſächſiſche Geſandte Graf Zinzendorf und eben ſo die Vertreter 
Karl Theodors und des Herzogs von Zweibrücken, nämlich der 
Graf Törring⸗-Seefeld und Hofenfels, dahingekommen und aus 
Wien Breteuil und der Graf Johann Philipp Cobenzl an 
Stelle ſeines ernſtlich erkrankten Vetters, des früheren Geſandten 
in Berlin. Die Vertreter der vermittelnden Mächte ſuchten 
vor allem ein Ultimatum für Pfalz und Sachſen aufzuſtellen. 
Karl Theodor glaubte freilich keine Verpflichtung gegen letzteres 
zu haben. Er berief ſich auf den Verzicht, welcher von der 
Mutter des Kurfürſten Friedrich Auguſt im Jahre 1747 bei 
ihrer Verlobung ausgeſtellt worden war; ſie hatte darin für 
ſich und ihre Erben und Nachkommen allen Anforderungen und 
Zuſprüchen entſagt zugunſten ihres Bruders Maximilian Joſeph, 
ſeiner Leibeserben und der ſämtlichen Hausagnaten. Dieſes 
letzte Wort bezogen Karl Theodor und der Herzog von Zwei— 
brücken nicht bloß, wie Sachſen, auf die bayeriſche, ſondern auch 
auf die pfälziſche Linie. Sie glaubten ſich demnach berechtigt 
alles abzulehnen; um aber doch einige Nachgiebigkeit zu be⸗ 
weiſen, hatten ſie in den Schriften, welche ſie dem Reichstag 
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übergaben, ihre Bereitwilligkeit ausgeſprochen, 250 000 Thaler 
in Rückſicht auf die Erbverträge von 1766 und 1771 zu 
zahlen und eben ſo den Wert der fahrenden Habe nach Abzug 
der Schulden des verſtorbenen Kurfürſten, wobei jedoch an— 
gedeutet wurde, daß die letzteren viel mehr betrügen. Nach 
einiger Zeit erfuhr freilich Vergennes das Gegenteil, nämlich 
daß dieſelben gering wären, das Mobiliar dagegen beträcht⸗ 
lich ). 

Am 19. März verlangten die Vermittler vier Millionen 
Thaler teils in Land teils in Geld für Sachſen. Seefeld ſtieg 
nun bis zu einer Million Gulden, und außerdem bot er noch 
die Lehensgerechtſame über die Schönburgſchen Beſitzungen an; 
aber hiermit konnten ſich Breteuil und Repnin nicht begnügen, 
und Seefeld mußte deshalb nach München berichten, von wo 
man in 12— 14 Tagen Antwort zu erhalten hoffte. Der 
Baron Goldhagen, welcher den Tag vorher zur Unterſtützung 
des pfälziſchen Geſandten nach Teſchen gekommen war, gab zu 
verſtehen, daß ſein Herr, wenn er durchaus vier Millionen 
Thaler zahlen müßte, ſie lieber in Geld entrichten würde. 
Breteuil neigte ſich ebenfalls nach dieſer Seite hin; denn ſeine 
Weiſungen aus Verſailles lauteten anders als diejenigen, welche 
Repnin aus Petersburg empfangen hatte. Zwar erkannte das 
franzöſiſche Kabinett die Gerechtigkeit einer Entſchädigung 
Sachſens an, und es fand auch, daß die Summe von vier 
Millionen Thaler in Land und Geld kaum dem Werte des 
Mobiliars gleichkäme, welches Maximilian Joſeph hinterlaſſen; 
aber weil es keinen Einfluß auf den Kurfürſten von der Pfalz 
hätte, ſollte Breteuil nicht das Ultimatum ſtellen, ohne vorher 
zu wiſſen, ob der Wiener Hof es annähme und verſpräche, 
Karl Theodor dahin zu bringen. Der franzöſiſche Geſandte 
kam nur einem Wunſche des Grafen Vergennes zuvor, wenn 
er der Geldentſchädigung das Wort redete, und Repnin gab 
die Entſcheidung darüber dem König anheim, der auch ſogleich 


1) Goltz 26. März. 


Unterhandlungen in Tefden. 241 


Anſtalten traf, um zu hören, ob Friedrich Auguſt hierzu ſich 
würde beſtimmen laſſen +). 

Da ferner Oſterreich ſowohl den Friedensvertrag als die 
Übereinkunft mit dem Kurfürſten von der Pfalz in einer neuen 
Form vorgelegt hatte, mußte ſich Friedrich darüber ausſprechen, 
und er that dies in einem beſonderen Schriftſtück. Die Forde⸗ 
rungen, die er ſtellte, waren zum Teil ſchon früher ein Gegen- 
ſtand der Erörterung zwiſchen Hertzberg und Repnin geweſen. 
Bereits in dem preußiſchen Ultimatum hatte dieſer eine Milde 
rung herbeigeführt, indem er bewirkte, daß die Überlaſſung der 
böhmiſchen Lehensrechte über die Schönburgſchen Beſitzungen 
unmittelbar an Sachſen nicht zu einer unabwbeichlichen Be⸗ 
dingung gemacht würde 2). Dann war er über zwei Punkte 
mit Hertzberg in Streit geraten. Er hatte nämlich nichts da- 
gegen, wenn in dem Eingange der öſterreichiſch-pfälziſchen Über⸗ 
einkunft des Vertrages vom 3. Januar 1778 gedacht würde, 
da ja die Kaiſerin gleich im erſten Artikel den Kurfürſten von 
der Pfalz davon entbinden ſollte. Repnin wollte ferner von 
einer preußiſchen Garantie der neuen Übereinkunft nichts wiſſen; 
denn da letztere doch einen Teil des Friedensvertrages bilden 
müßte, ſo würde der König dadurch mehr Recht erhalten, ſich 
nötigenfalls einzumiſchen, als durch eine Garantie ). Als nun 
auch in Teſchen ſich Breteuil dagegen ausſprach, da konnte 
Repnin nicht umhin, die Richtigkeit ſeiner Gründe anzuerkennen, 
und Riedeſel neigte ſich gleichfalls dieſer Auffaſſung zu). Der 


1) Riedeſel 16. und 20. März. Finckenſtein an Repnin 22. März. 
Jene Schreiben ſtehen in der Korreſpondenz des Königs und ſeines 
Miniſteriums mit Riedeſel während der Unterhandlung zu Teſchen, und 
dieſes in der „Korreſpondenz Finckenſteins mit Riedeſel, Repnin, Törring⸗ 
Seefeld während der Teſchener Unterhandlungen“. 

2) Am 6. Februar empfahlen die preußiſchen Miniſter dieſe Anderung 
dem Könige. (Geh. Kab.⸗Akten.) 

3) Finckenſtein an den König 28. Februar in R. 1, conv. 123; es 
iſt dieſe ſogen. Korreſpondenz mit dem kaiſerlichen Hofe nichts als die 
andere Reihe der Geh. Kab.-⸗Akten und enthält die eigenhändigen P. 8. 
des Königs. 

4) Repnin 15. und Riedeſel 16. März an Finckenſtein, in dem Volumen 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 16 
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König ſchrieb am 17. März an Finckenſtein, daß er bereit wäre, 
von ſolch armſeligem Ruhm abzuſtehn, wenn die vermittelnden 
Mächte dem Herzoge von Zweibrücken das verbürgten, worüber 
man übereinkommen würde ). Trotzdem ward in den preußiſchen 
Bemerkungen, welche Riedeſel einige Tage ſpäter in Teſchen 
übergab, die Garantie, wahrſcheinlich auf Hertzbergs Drängen, 
abermals gefordert, und zwar auch für das Abkommen, welches 
Pfalz und Sachſen ſchließen würden. „Sie iſt notwendig, hieß 
es darin, für die Sicherheit des pfälziſchen Hauſes und für die 
Bewahrung der Würde des Königs, welcher für die Sache dieſes 
Hauſes gekämpft hat“ 2). 

In dem andern Punkte, welchen Repnin bereits angefochten 
hatte, blieb man ebenfalls feſt. Nach dem franzöſiſch⸗öſter⸗ 
reichiſchen Eingange ſchließen Maria Thereſia und Karl Theodor 
infolge der Übereinkunft vom 3. Januar 1778 einen neuen 
Vertrag; nach der preußiſchen Faſſung dagegen verſtändigen ſie 
ſich über die bayeriſche Erbfolge freundſchaftlich und unter Mit⸗ 
wirkung des Herzogs von Zweibrücken. Letzterer wünſchte näm⸗ 
lich, nicht ſowohl dem Vertrage beizutreten, als ihn mitzu— 
ſchließen. Dem Könige von Preußen war es gleichgültig, ob 
das eine oder das andere geſchah; aber er wollte dem Herzoge 
gern den Gefallen erweiſen ). Er verlangte weiter für ihn, 
daß die Familienverträge von den vermittelnden und frieg- 
führenden Mächten garantiert würden. Ferner ſollte Maria 
Thereſia den Kurfürſten von der Pfalz ausdrücklich von der 
Übereinkunft vom 3. Januar 1778 entbinden, und wenn ſie 
aus beſonderer Zuneigung ſowohl Mindelheim als die Lehens- 
rechte über die Schönburgſchen Beſitzungen an Karl Theodor 
abtreten wollte, ſo widerſprach Preußen inſoweit, als es 


5 N Korreſponden Finckenſteins mit Riedeſel u. ſ. w.“ Arneth X, 823, 
N. 923 und 924. 

ay) St Ra e 
Observations sur la suspension d'armes et sur les Projets du 


a File paix et de la Convention à conclure. (Berl. Arch.) 
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forderte, daß die Worte „aus beſonderer Zuneigung“ und „ab— 
treten“ ſich nicht auf die Herrſchaft Mindelheim beziehen ſollten, 
welcher die Kaiſerin-Königin vielmehr entſagen müßte. Die 
Antwort des Wiener Hofes auf dieſe Bemerkungen erwartete 
Breteuil erſt gegen den 28. bis 30. März zu erhalten, und 
ſo ſtockte zunächſt die Unterhandlung. 

Weil Maria Thereſia verſprochen hatte, die gerechten und 
vernünftigen Vorſtellungen des Herzogs von Zweibrücken gern 
anzuhören, ſo wendete ſich Hofenfels, welcher die Intereſſen 
ſeines Herrn ſehr eifrig und manchmal mit einer gewiſſen 
Hitze verfocht, an den Grafen Cobenzl mit dem Wunſche, daß 
er vom Wiener Hofe die Grafſchaft Falkenſtein, welche dem 
Kaiſer gehörte, und von Karl Theodor die Erhöhung ſeiner 
Apanage bis auf 300000 Thaler empfangen möchte ). 

Das waren die Punkte, die noch entſchieden werden mußten, 
ehe die Heere wieder in ihre heimatlichen Quartiere zurück— 
kehren konnten. Zuerſt gelangte die Antwort des Kaiſerhofes 
nach Teſchen. Über die Beratungen, welche deshalb in Wien 
ſtattgefunden haben, ſind wir nicht unterrichtet; wir haben nur 
die Bemerkungen, welche Joſeph ſchriftlich kundgab. Er war 
vor allem gegen die Garantie der neuen Übereinkunft durch 
Preußen. „Wenn man ſie bewilligt“, ſchrieb er, „ſo trium— 
phiert der König, erlangt das Anſehen eines Protektors und 
ſetzt uns tauſend Schikanen aus.“ Joſeph hält es alſo für 
weſentlich, in dieſem Punkte nicht nachzugeben. Der Herzog 
von Zweibrücken iſt ihm faſt ebenſo verhaßt wie der König 
von Preußen; er will ihn daher nur der Übereinkunft beitreten 
laſſen, und er würde es für die größte Schmach halten, wenn 
demſelben Land oder Geld gegeben würde; höchſtens ijt er be- 
reit, das Verhalten des Herzogs von Zweibrücken zu vergeſſen 
und ihm nach hergeſtelltem Frieden dieſelbe Auszeichnung zu 
gewähren, die er im Februar 1778 ihm zugedacht hatte, nämlich 
den Orden des Goldenen Vlieſes. Joſeph hatte kein Gefühl 
dafür, wie lächerlich er ſich mit einem ſolchen Vorſchlage zum 


1) Riedeſel 24. März. 
1 


244 III. Buch. 9. Kapitel. 


zweitenmal machte. Indem er dieſe Punkte für ſolche erklärte, 
von denen er niemals abgehen könnte, ſang er wieder ſein 
altes Lied: wenn wir feſtbleiben, fo werden wir fie alle durch⸗ 
ſetzen; aber man muß überzeugt ſein, daß wir lieber den Krieg 
weiterführen als nachgeben wollen, und dann möchte ich beinahe 
für den Erfolg einſtehen ). 

Die Antwort des Wiener Hofes entſprach den hier aus— 
geſprochenen Meinungen des Kaiſers. Man verwarf die 
preußiſche Garantie und weigerte ſich, den Herzog von Zwei— 
brücken als vertragſchließenden Teil anzuerkennen. Man wünſchte 
ferner inbezug auf Mindelheim keine Anderung in der Aus— 
drucksweiſe. Dagegen war man bereit, die pfälziſchen Familien- 
verträge zu garantieren, wenn Karl Theodor es wollte; ferner 
nahm man mit unweſentlichen Anderungen den preußiſchen 
Eingang zu dem neuen Abkommen mit dem Kurfürſten von 
der Pfalz an und entband letzteren von der Übereinkunft vom 
3. Januar 1778 2). Am 30. März übergab Cobenzl das 
Schriftſtück. Infolge deſſen ward ihm nun inbetreff der preußi— 
ſchen Garantie hart zugeſetzt. Breteuil, Repnin und Riedeſel 
verteidigten ſie und ſtellten vor, daß ja der Kaiſer die pfälziſche 
und ſeine Mutter die ſächſiſche Übereinkunft mitgarantieren 
könnten. Jedoch Cobenzl entgegnete: ſein Hof werde niemals 
darein willigen “). 

Der König und ſeine Miniſter waren mit der Antwort im 
ganzen zufrieden. Hertzberg freute ſich beſonders darüber, daß 
der preußiſche Eingang durchgeſetzt und die Übereinkunft vom 
3. Januar 1778 entfernt worden war; ja, er zeigte ſich bei⸗ 
nahe wie Joſeph, indem er meinte, bei genügender Feſtigkeit 
hätte fic) auch noch erreichen laſſen, daß Oſterreich nicht Burge 
hauſen, ſondern einen oberpfälziſchen Bezirk angenommen. Be⸗ 
reits am 1. April ſchickten ſie ihre Bemerkungen über die öſter⸗ 


1) Arneth X, 824, Anm. 927, vom 26. März. 


2) Réponses aux observations sur la suspension d'armes et sur les 
projets ete. 


3) Riedefel 30. Marz. 
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reichiſche Antwort nach Teſchen +); fie beharrten darin auf der 
preußiſchen Garantie, ſie verlangten ebenſo wieder, daß der 
Herzog als vertragſchließender Teil zugelaſſen und inbezug auf 
Mindelheim die von ihnen vorgeſchlagenen Ausdrücke ange- 
nommen würden. Wenn wir dieſes Schriftſtück leſen, ahnen 
wir unmöglich, daß Friedrich damals von dem größten Miß— 
trauen gegen den Wiener Hof erfüllt war. Um einen Druck 
auf denſelben auszuüben und die Unterhandlungen zu beſchleu— 
nigen, hatte er nur in einen Waffenſtillſtand bis zum 6. April 
eingewilligt. Am 30. März bat ihn Repnin um eine Ver⸗ 
längerung; aber der König wollte davon nichts wiſſen, weil er 
glaubte, daß man in Wien ſein Spiel mit ihm triebe. Nur 
ſo viel erreichte Finckenſtein noch durch mündliche Vorſtellungen, 
daß Friedrich erklärte, es wäre ja noch Zeit, ſich hierüber zu 
entſcheiden, wenn die Antwort Karl Theodors eingetroffen ſein 
würde. 

Das Mißtrauen war inſofern begründet, als Seefeld ſelbſt 
in Teſchen das niedrige Angebot, welches er machte, damit 
entſchuldigt hatte, daß er ſich auf den Rat berief, der vom 
Freiherrn v. Lehrbach in München gegeben worden wäre 7). 
Dieſe Mitteilung, welche der König am 18. März erhalten, 
erregte ganz gewaltig ſeinen Zorn und prägte ſich ſeinem Geiſte 
ſo ſtark ein, daß ihn andere Meldungen ungläubig fanden. 
Cobenzl erzählte dem Freiherrn v. Riedeſel: Lehrbach thue fein 
möglichſtes, um Karl Theodor zu überreden; aber dieſer bleibe 
dabei, an den Reichstag oder ein Reichsgericht Berufung ein— 
legen zu wollen. Der öſterreichiſche Geſandte ſagte zur Ent— 
ſchuldigung ſeines Hofes weiter, daß dieſer unmöglich Drohungen 
anwenden und zu dem Kurfürſten ſagen könnte, man würde, 
wenn er nicht willig wäre, den Straubinger Bezirk ihm vore 


1) Remarques sur les réponses de la Cour de Vienne aux obser- 
vations etc. 

2) ,,Menez votre béte de Seefeld le moins mal que possible“, 
ſchrieb Sofeph im März an Cobenzl. Brunner, Corresp. intimes de 
Joseph II, 16. 
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enthalten ). Als Repnin den König um die Verlängerung 
des Waffenſtillſtandes bat, meldete er zugleich, daß der Staats⸗ 
kanzler ſowohl dem Baron Breteuil als dem Fürſten Gallitzin 
die beſtimmteſten Verſicherungen gegeben hätte, ſie würden für 
die Befriedigung Sachſens nach Kräften eintreten. „Es iſt 
möglich“, ſchrieb er weiter, „daß der Wiener Hof aus Rückſicht 
für ſeinen Verbündeten nicht den erſten Säbelhieb thun will, 
um dieſen Knoten zu zerhauen; aber er hat ſicherlich nicht die 
Abſicht, hinter den Kurfürſten ſich zu ſtecken und mit deſſen 
Hilfe den Frieden aufzuhalten; ich glaube vielmehr, daß er 
letzteren aufrichtig wünſcht“ 2). 

Aber der König ließ ſich nicht belehren, ſondern wie ein 
Geſchichtsforſcher in Unruhe gerät, wenn ihm hiſtoriſche Auf⸗ 
zeichnungen, die er benutzen ſoll, den Verdacht erwecken, als 
ob ſie unecht wären: ebenſo fürchtete Friedrich ſich hintergangen 
zu ſehen. „Einmal betrogen zu werden“, ſchrieb er an Repnin 
zurück, „das kann jedem Menſchen begegnen, wenn man es 
mit Schurken zu thun hat; wird man es aber zweimal, ſo iſt 
man ein Gimpel, und nach dieſem Titel ſtreb' ich nicht.“ Er 
hielt Karl Theodor für die Drahtpuppe, welche der Schuft 
von Kaunitz in Bewegung ſetze; jedoch er wolle ſich nicht länger 
hinziehen laſſen, ſondern lieber den Krieg bis aufs Meſſer 
führen und jene niederträchtigen öſterreichiſchen Spitzbuben mit 
Feuer und Schwert zum äußerſten treiben. Er fügte noch 
eine Lieblingsredensart hinzu: „Dieſes Orakel iſt ſicherer als 
das des Kalchas.“ Er erklärte ſich nur bereit, bis zum 
15. April den Stillſtand zu verlängern ). 

Der maßloſe Zorn des Königs gegen den Wiener Hof 
war übrigens grundlos, und was Repnin in ſeinem Schreiben 
an Friedrich vermutete, das ſtimmte mit der Wirklichkeit ziem⸗ 
lich überein. „Wir wollen von Gott und Rechts wegen“, hatte 


1) Riedeſel 24. März. 

2) Repnin an den König 30. März. : 

3) Hertzberg an Riedeſel, der König an Riedeſel (Immediat und 
Mediat), der König an Repnin 1. April. 
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Joſeph am 25. März an ſeinen Bruder geſchrieben, „daß ſie 
das Gehäſſige auf fic) nehmen und den Vorſchlag machen.“ 
Freilich wünſchte Maria Thereſia, die über den Gang der 
Unterhandlungen ſich ſchon wieder ſehr beunruhigte, ein wenig 
Billigkeit und Gleichheit. „Man kann von uns nicht ver⸗ 
langen“, ſchrieb ſie am 1. April an ihre Tochter, „daß wir 
unſern Kurfürſten allein ſchinden laſſen, während unſere Gegner, 
die unter dem Schutze von Preußen und Rußland ſtehen, über 
uns und Frankreich triumphieren.“ Letzteres Land nannte Maria 
Thereſia freilich nur aus Politik; denn Breteuil ſtand hier 
auf der Seite Preußens. 

Inzwiſchen waren aus München neue Nachrichten einge⸗ 
troffen. Der franzöſiſche Geſchäftsträger Odune erkannte die 
Anderung in dem Verhalten Lehrbachs an. Letzterer hatte, 
nachdem er mehrere reitende Boten aus Wien empfangen, dem 
Kurfürſten dringende Vorſtellungen gemacht und ſogar zu ver— 
ſtehen gegeben, daß er die kaiſerlichen Lehen ſonſt verlieren 
könnte. Karl Theodor verſammelte nun ſeinen Miniſterrat, 
der ihn dahin brachte, die Hälfte zu bewilligen; ja, dem Ge— 
ſchäftsträger ward ins Ohr geflüſtert, er werde wohl noch eine 
Million Gulden hinzufügen. Umgekehrt freilich machten die 
Stände Gegenvorſtellungen und ſagten, daß die Allodial-Forde⸗ 
rungen ſich nicht ſo hoch belaufen und bei der Verſchuldung 
Bayerns unmöglich fo große Summen gezahlt werden könnten ). 

Am 1. April teilte Breteuil in Teſchen mit, daß Karl 
Theodor drei Millionen Gulden angeboten hätte. Riedeſel 
drohte nun, es würde das Beſte ſein, dem Kurfürſten von 
Sachſen die kaiserlichen Lehen oder Mindelheim oder ein anderes 
Gebiet zu überlaſſen; er verſicherte weiter, daß der König von 
Preußen den Vertrag von 1741 über Jülich und Berg nicht 
erneuern würde. 

Repnin und Breteuil unterſtützten Riedeſel kräftig, außer⸗ 
dem ſchrieben ſie in demſelben Geiſte jener an Gallitzin, dieſer 
nach München, und da ſie von Karl Theodor erſt am 14. 


1) Riedeſel 1. April. 
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Antwort zu empfangen dachten, ſodaß der König ſie am 16. 
haben könnte, ließ Repnin letzteren ſehr bitten, er möchte ſich 
doch bis dahin gedulden. Aber Friedrich war gar nicht ſo 
ungehalten, wie man erwarten mußte, ſondern er ſchöpfte mit 
ſeinen Miniſtern aus dem Angebot der Hälfte die Hoffnung, 
daß man auch das ganze geben werde, und verlängerte den 
Waffenſtillſtand bis zum 28. April 1). Zugleich konnte Fincken⸗ 
ſtein gute Nachrichten aus Dresden melden. Als hier der 
preußiſche Geſandte ſeinen Vorſchlag gemacht hatte, da erhob 
man anfangs begreiflicherweiſe Schwierigkeiten und verſuchte 
wiederholt, es dahin zu bringen, daß wenigſtens Mindelheim 
in der Summe von vier Millionen Thaler begriffen wäre. 
Jedoch endlich erklärte man: wenn das durchaus nicht zu er- 
reichen wäre, ſo würde der Kurfürſt aus Rückſicht gegen die 
Höfe von Berlin und Petersburg — denn auch Repnin hatte 
deswegen geſchrieben, — und um nicht die Friedensunterhand- 
lung aufzuhalten, vier Millionen Thaler in Geld nehmen ). 

Bevor Joſeph erfuhr, daß Friedrich den Waffenſtillſtand 
verlängert hatte, ließ er in die Zeitung einrücken, daß die 
Feindſeligkeiten mit Anbruch des 16. April wieder beginnen 
würden. Sobald Maria Thereſia das hörte, wurden alle 
Exemplare dieſer Nummer zurückgezogen bis auf etwa hundert 
Stück, die man nicht wiedererlangen konnte. Darauf ließ Jo- 
ſeph ein Extrablatt des nämlichen Inhalts an die Abonnenten 
verteilen. „Das iſt ſehr kleinlich“, ſagte Breteuil, als er in 
ſeiner ſchneidenden und abſprechenden Weiſe das dem Fürſten 
Repnin erzählte; „der Kaiſer wird niemals ein großer Mann 
werden“ ). 5 

Während man begierig auf Nachricht aus München wartete, 
gab Karl Theodor neuen Arger. Als Riedeſel die Bemerkungen 
ſeines Hofes über die öſterreichiſche Antwort vorgeleſen und 
übergeben hatte, da entſtand unerwartet ein Streit über die 


1) Riedeſel 1. April. Der König an ihn 3. April. 
2) Finckenſtein an Repnin 3. April. 
3) Riedeſel 11. April. 
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Garantie der pfälziſchen Hausverträge von 1766, 71 und 74 
durch die kriegführenden und die vermittelnden Mächte. Wäh⸗ 
rend man nämlich glaubte, daß Karl Theodor mit dieſer Maß— 
regel einverſtanden ſei, zog Cobenzl zum größten Erſtaunen 
der übrigen einen Brief des Grafen Seefeld aus der Taſche, 
worin letzterer anzeigte, daß er ſich geirrt habe; ſein Herr 
verlange keine ſolche Garantie und laſſe den Herzog von Zwei— 
brücken dem Vertrage nur beitreten. Repnin, Breteuil und 
Riedeſel wurden nun ſehr heftig und erklärten, das heiße ſein 
Spiel mit den Vermittlern treiben. Der ruſſiſche Bevoll- 
mächtigte nannte die Befriedigung des Kurfürſten von Sachſen 
und die Sicherheit des Herzogs von Zweibrücken die beiden 
Hauptpunkte der Unterhandlung. Vergebens warf Cobenzl die 
Schuld auf Karl Theodor; man hielt ſich an ihn, und er 
mußte viel anhören. Als er nichts mehr zu ſagen wußte, nahm 
er ſogar zu Thränen ſeine Zuflucht. Breteuil ſchrieb außer— 
ordentlich energiſch an ihn, und ebenſo Repnin an den Fürſten 
Gallitzin. Am folgenden Abend kam Cobenzl zu Riedeſel und 
las ihm zum Beweiſe der Aufrichtigkeit des Wiener Hofes eine 
Depeſche des Staatskanzlers an Lehrbach in München vor und 
verſprach außerdem in kurzem die Garantie der pfälziſchen Haus— 
verträge von Karl Theodor verlangen zu wollen, dann werde 
auch ſein Hof darein willigen ). 

Indem nun in der letzten Sitzung der Bevollmächtigten 
wieder von ſchädlichen Einflüſterungen Lehrbachs die Rede ge— 
weſen war, brauſte der König von Preußen abermals auf und 
hieß den Freiherrn v. Riedeſel erklären, daß er den Waffen— 
ſtillſtand nicht mehr verlängern werde; der Friedensvertrag 
müſſe bis dahin unterzeichnet ſein, oder er fange die Feind— 
ſeligkeiten wieder an. Er würde, fuhr er fort, wenn die Kon— 
greßmitglieder bis dahin nicht fertig wären, ein großer Narr 


1) Riedeſel 6. und 8. April. Am 6. ſchrieb er auch an Finckenſtein, 
und zwar: er habe ſeinen Bericht vom 6. April fo mild als möglich ge- 
macht, ohne die Wahrheit zu verletzen. Er ſpricht hier von dem Übel⸗ 
wollen und der Doppelzüngigkeit des Wiener Hofes. 
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ſein, von dieſem Schufte Kaunitz an der Naſe ſich herumführen 
zu laſſen. „Dieſes Orakel“, ſchrieb er abermals, „iſt ſicherer 
als das des Kalchas.“ Am andern Morgen ſprach er zu 
Finckenſtein: jene Art und Weiſe, die Schwierigkeiten zu ver⸗ 
mehren und ſogar neue entſtehen zu laſſen, zeige nicht ſehr 
friedfertige Geſinnungen und mache ihn mißtrauiſcher als je. 
Die Miniſter müßten ein Reſkript aufſetzen und darin noch⸗ 
mals fordern, daß der Herzog von Zweibrücken als vertrag⸗ 
ſchließender Teil zugelaſſen und die pfälziſchen Hausverträge 
von den kriegführenden und vermittelnden Mächten garantiert 
würden ). 

Unglücklicherweiſe traf zwei Tage ſpäter ein Schreiben des 
Prinzen Heinrich in Breslau ein, worin dieſer die Meinung 
äußerte, daß der Kurfürſt wohl eine etwas geringere Summe 
nehmen würde, wenn die Vermittler ſie ihm anböten. Schon 
einmal hatte der König ihm abweiſend geſchrieben: „Wenn 
ich in der Notwendigkeit wäre, den Frieden zu erbetteln, ſo 
könnte ich zu den von dir empfohlenen Mitteln meine Zuflucht 
nehmen; aber ſo weit iſt es Gott ſei Dank mit mir noch nicht 
gekommen. Empfängt Sachſen keine anſtändige Genugthuung, 
ſo wird ſich niemand künftig mit Preußen verbinden wollen.“ 
Auch jetzt nahm Friedrich den Schritt, welchen Heinrich aus freien 
Stücken gethan, ſehr ungnädig auf und bat ihn, durch unnütze Ein⸗ 
flüſterungen, welche den Geſchäften eher ſchadeten als förderlich 
wären, den Kurfürſten nicht zu beunruhigen. Er teilte ferner 
mit, daß allem Anſchein nach ein Bruch des Kongreſſes erfolgen 
würde. „Wenn der öſterreichiſche Stolz die Oberhand behält“, 
ſchrieb er, „ſo werden wir Krieg haben, und in dieſem Falle 
will ich ſogleich den Erbprinzen von Braunſchweig nach Dresden 
abgehen laſſen, damit Du Deinem Wunſche gemäß für Deine 
Geſundheit Sorge tragen kannſt.“ 

An demſelben Tage, dem 11. April, wandte ſich der König 
unmittelbar an Möllendorf und gab ihm den Auftrag, famte 


1) Der König und Finckenſtein an Riedeſel 8. April. 
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liche Regimenter, die Artillerie und das Proviantfuhrweſen je 
eher, je beſſer vollfommen in Ordnung zu bringen. 

Heinrich war wie vom Schlage getroffen. An zwei Gründen 
ſuchte der tief Gekränkte ſich wieder aufzurichten, erſtens, er ſei 
hinlänglich bekannt, als daß man ſeine Tüchtigkeit bezweifeln 
ſollte, dann, er beſitze Mut genug, das Unglück zu ertragen. 
Strafte ſich aber der bedauernswerte Prinz nicht gleichſam 
ſelber Lügen, wenn er noch einen dritten Troſtgrund hinzu⸗ 
fügte, nämlich den, daß ſeine Laufbahn zu Ende ſei, und er 
bald an der Grenze anlange, welche von allem menſchlichen 
Elende befreie? Friedrich entſprach übrigens nur einem alten 
Wunſche des Bruders; denn am 3. Dezember hatte dieſer ihn 
um einen Nachfolger gebeten, weil ſeine Nerven zu ſehr zer⸗ 
rüttet wären, und am 9. ſein Geſuch wiederholt. Damals 
war es aber dem König unmöglich geweſen, Heinrichs Ver- 
langen zu erfüllen, weil er den Erbprinzen von Braunſchweig 
nicht glaubte von Troppau fortſchicken zu können; er hatte 
daher ſchmeichelhaft geantwortet: „Männer, wie du, ſind nicht 
leicht zu finden“, und den Bruder gebeten zu warten, bis 
man wüßte, ob Frieden oder Krieg folgen würde. Den neuen 
Feldzug wollte Friedrich um jeden Preis erfolgreicher führen. 
Wenn aber der Kampf wieder ausbrach, ſo war es in der 
That notwendig, an die Spitze des in Sachſen lagernden Heeres 
einen kühneren und thätigeren Mann zu ſtellen. 

Wenn der Telegraph bereits im diplomatiſchen Dienſte ge- 
ſtanden hätte, würde dieſer große Arger dem Prinzen erſpart 
geblieben ſein. Schon am 5. April hatte der franzöſiſche Ge— 
ſchäftsträger in München eine Audienz erbeten, um den Auf— 
trag, den er aus Teſchen empfangen, zu vollziehen, und in der 
darauffolgenden Nacht war noch aus Verſailles ein Eilbote ge- 
kommen. Odune brachte dann zuerſt das Schreiben Breteuils 
vor, und als er bemerkte, daß dieſes eine kleine Wirkung übte, 
zog er auch die andere Depeſche noch aus der Taſche und ſetzte 
ihren Inhalt dem Kurfürſten auseinander. Karl Theodor be- 
ſann ſich nun ziemlich lange, klagte, daß ihn alle Welt ver— 
ließe, und bewilligte endlich die ſechs Millionen Gulden. Lehr⸗ 
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bach, welcher den gleichen Auftrag erhalten, kam zu ſpät und 
brauchte ſich nicht mehr zu bemühen 1). Karl Theodor ſchrieb 
ſelbſt an Breteuil, den er bat, vor den pfälziſchen Miniſtern 
ſich zu zieren und zuerſt ein geringeres Angebot zu machen. 
Land wollte der Kurfürſt auf keinen Fall abtreten; der König 
von Preußen führe, ſchrieb er, für die Erhaltung Bayerns 
und der Familienverträge Krieg, und ſo wolle er dieſes Prinzip 
nicht verletzen. Breteuil ſpielte ſeine Rolle gut, indem er noch 
nicht in der Morgenſitzung, ſondern erſt am Nachmittage die 
Bereitwilligkeit Karl Theodors anzeigte, die vier Millionen 
Thaler zu zahlen. Niemand freute ſich über dieſe Nachricht 
mehr als Friedrich der Große. Gelegener hätte ſie nicht 
kommen können, ſchrieb er an Riedeſel zurück; denn er habe 
bereits angefangen, am Erfolge der Unterhandlung zu ver— 
zweifeln 2). Er teilte die frohe Botſchaft ſogleich ſeinem Bruder 
mit, und zwar ſo zuverſichtlich und rückhaltlos, als ob keine 
Verwickelung mit dem Wiener Hofe mehr ſchwebte. 

Während in Breslau die lichte Freude das Herz des greiſen 
Herrſchers wohlthuend erwärmte, ſah es in der Hofburg an 
der Donau wieder ſehr trübſelig und düſter aus. Man mußte 
noch auf die letzten preußiſchen Bemerkungen antworten, und 
auch diesmal konnten ſich Mutter und Sohn nicht einigen. 
Es handelte ſich hauptſächlich darum, ob der Wiener Hof ſeinen 


1) Goltz 16. April. Arneth X, 622. 

2) Riedeſel 11. und 12. April; der König an ihn 13. April. Fried⸗ 
rich erfuhr damals auch von jenem, daß die Ruſſen und Türken ſich ver⸗ 
ſtändigt hätten, und dieſe Nachricht hielt er für fo wichtig, als wenn er 
eine Schlacht gewonnen hätte. Nun iſt es wahr, Riedeſel hatte gemeldet: 
„Le Cte Cobenzl a pali lorsqu’il a entendu prononcer ceci au B. Bre- 
teuil“, und Kaunitz wies in ſeinem Vortrage vom 10. April (Beer in 
der Hiſt. Zeitſchr. XXXVIII, 474) auf den ruſſiſch⸗türkiſchen Friedens ſchluß 
hin, um Joſeph nachgiebiger zu machen. Aber daß dieſes Ereignis zur 
Beendigung der Teſchener Unterhandlungen viel beigetragen, kann ich nicht 
glauben, obwohl Friedrich dem Baron Goltz am 24. April meldet: 
Oſterreich habe ſeitdem eine ganz andere Haltung angenommen und wolle 
alles anwenden, um Karl Theodor dahin zu bringen, daß er thue, was 
man von ihm verlange. 
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Vertrag mit Karl Theodor von Preußen garantieren laſſen 
wollte oder nicht. Joſeph verlangte, daß man lieber die Unter— 
handlungen abbrechen als in dieſem Stücke nachgeben ſollte; 
Maria Thereſia und Kaunitz konnten ſich nicht entſchließen, der 
Herſtellung des Friedens zu entſagen. „Ihre Majeſtät fürchtet 
fortwährend“, ſchrieb Joſeph am 14. April an ſeinen Bruder, 
„und quält fic) und alle diejenigen grauſam, die unglücklicher⸗ 
weiſe damit etwas zu thun haben. Ich bin der ganze Hiob; 
Widerſpruch, Kleinmut, alles wird aufgeboten. Der Fürſt 
Kaunitz iſt nicht mehr zu ſehen; jedes Schreiben, das er em— 
pfängt, muß man ihm entreißen, und ebenſo iſt es mit den 
Antworten. Kurz, hundertmal möchte man des Teufels werden. 
Und obendrein täuſchen ſie uns vielleicht nur und treffen in— 
zwiſchen ihre Maßregeln, damit wir unverſehens überfallen 
werden; denn für die Eröffnung des Feldzuges fehlt unendlich 
viel.“ 

Inzwiſchen wartete man in Teſchen ungeduldig auf den 
Eilboten aus Wien. Am 15. bat Breteuil den König von 
Preußen, er möchte doch zur Beruhigung Maria Thereſias den 
Stillſtand aus eigenem Antriebe verlängern, während der Wiener 
Hof bisher immer habe darum nachſuchen müſſen. Friedrich 
ließ dem franzöſiſchen Botſchafter am 17. zurückſagen: er werde 
das gern thun und warte nur die Ankunft des Wiener Eil— 
boten ab, um ſich zu erklären. Mittlerweile war aber der— 
ſelbe bereits nach Teſchen gekommen. Er brachte keine ſchrift— 
liche Antwort inbetreff der Punkte, welche noch ſchwebten; aber 
ein vertrauliches Schreiben des Staatskanzlers an Breteuil 
ermächtigte letzteren, die Beſchlüſſe des Wiener Hofes kundzu— 
geben. Inzwiſchen hatte der Geſandte des Herzogs von Zwei— 
brücken mit Repnin an einem Plane gearbeitet, durch welchen 
er hoffte, ſeinem Herrn nützlich zu werden; er wollte nämlich 
darauf verzichten, daß dieſer vertragſchließender Teil würde, 
dafür aber ſollte der Wiener Hof die pfälziſchen Hausverträge 
garantieren und ſeine guten Dienſte verſprechen, um dem geld— 
bedürftigen Herzog eine Vermehrung ſeiner Apanage zu ver— 
ſchaffen. Repnin übernahm dieſe Aufgabe, jedoch ohne daraus 
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eine unabweichliche Bedingung machen zu wollen ), und der 
Wiener Hof erklärte ſich zu beidem bereit; dagegen die preußiſche 
Garantie des öſterreichiſch⸗pfälziſchen Vertrages wies er wieder⸗ 
um zurück und hielt auch feſt an der Abtretung Mindelheims 
aus beſonderer Zuneigung. Breteuil teilte ferner dem Frei⸗ 
herrn v. Riedeſel ganz im geheimen mit, was Kaunitz dem 
Grafen Cobenzl über den Streit zwiſchen Joſeph und Maria 
Thereſia vertraulich ſchrieb und was ihm ſelber der franzöſiſche 
Geſchäftsträger in Wien meldete. Letzteren hatte nämlich die 
Kaiſerin⸗Königin ihrerſeits von dieſem Zwieſpalt unterrichten 
laſſen mit der Bitte, daß er Breteuil davon in Kenntnis ſetzen 
und ihn beſchwören möchte, alles aufzubieten, um ſie aus 
dieſen perſönlichen Verlegenheiten zu ziehen und das Unglück 
einer Fortſetzung des Krieges von ihr zu nehmen 2). 

Bisher hatte Breteuil auf Befehl ſeines Hofes auch dieſe 
preußiſche Forderung unterſtützt; nun aber ließ er den König 
erſuchen, hierin ſowie in jenen bedeutungsloſen Ausdrücken und 
Redewendungen dem Wiener Hofe nachzugeben; Friedrich werde 
dadurch der Kaiſerin das Mittel gewähren, alle beſonderen 
Hinderniſſe zu beſiegen, welche des Kaiſers ungemein ſtarkes 
Ehrgefühl inbezug auf den Inhalt und die Form des Friedens 
ihr bereite. Auch Repnin meinte, daß das Schickſal des Kon⸗ 
greſſes jetzt in den Händen des Königs von Preußen läge >). 
Dieſer entſprach ohne weiteres dem Wunſche der Vermittler, 
jedoch unter der Bedingung, daß die Übereinkunft zwiſchen 
Maria Thereſia und Karl Theodor ſeinem eigenen Vertrag 
angehängt und als ein Teil desſelben betrachtet würde. Der 
König willigte jetzt auch in die Verlängerung des Waffenſtill⸗ 


1) Riedeſel 8 und Repnin 12. April an Finckenſtein. 

2) Cobenzl berichtet in ſeinen Memoiren (Arch. für öſterr. Geſchichte 
LXVII, 127): „Je recevais de temps & autre tantdt de I'Imperatrice 
tantot de I' Empereur des lettres familiéres qui ne s’accordaient pas 
entre elles ni avec mes ordres officiels. L’Impératrice désirant ar- 
demment la paix, m'exhortait à ne pas trop faire le difficile, et Em- 
pereur de son côté me préchait de tenir ferme.“ : 

3) Riedeſel 16. April. 
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ſtandes bis zur Unterzeichnung des Friedens und wünſchte dem 
Freiherrn v. Riedeſel Glück dazu, eine fo wichtige Angelegen⸗ 
heit zu einem guten Ende geführt zu haben ). „Eigentlich 
kann ich erſt heute“, ſchrieb er am 18. an ſeinen Bruder, 
„den Krieg als geendigt anſehen; denn es fehlt jetzt an Stoff 
zum Hader, und nichts bleibt mehr übrig, was die Dinge von 
neuem in Verwirrung bringen könnte.“ 

Nach dem Sprichworte ſoll man den Teufel nicht an die 
Wand malen. An demſelben Tage traf in Teſchen ein unan⸗ 
genehm überraſchendes Schreiben aus München ein; plötzlich 
wollte Karl Theodor den Herzog von Zweibrücken als vertrag— 
ſchließenden Teil zulaſſen und dafür ſeine Genehmigung, daß 
die Hausverträge von den vermittelnden und kriegführenden 
Mächten garantiert würden, zurückziehen. 

Dieſer ſchnelle Wechſel, der recht geeignet war, dem kaum 
beſchwichtigten Mißtrauen des Königs von Preußen neue Nah⸗ 
rung zu verleihen, brachte den ſchlechteſten Eindruck hervor. 
Repnin und Riedeſel meinten, ſie müßten nun zu den ſtärkſten 
Mitteln greifen. Breteuil hatte geahnt, daß der unerwartete 
Schritt des Kurfürſten eine große Bewegung verurſachen würde; 
jedoch er ſah ſeine Befürchtungen noch übertroffen. Er that 
ſein möglichſtes, um ſchnelle Beſchlüſſe zu verhindern, und be— 
nachrichtigte dann den Grafen Seefeld und die beiden kurfürſt— 
lichen Räte von der entſtandenen Aufregung. Um dann auf 
ihre Bitte zu bewirken, daß Repnin und Riedeſel bis zum 
nächſten Morgen keinen Kurier nach Breslau ſchickten, beraumte 
Breteuil auf den 19. früh um 9 Uhr eine Sitzung an. Die⸗ 
ſelbe dauerte zwei Stunden, und es wurde ſehr hitzig geſtritten. 
Riedeſel ſprach davon, er wolle ſich auf die Abreiſe vorbereiten, 
weil er vorausſehe, daß er einen ſolchen Befehl empfangen 
werde. Endlich erklärte Seefeld, er ſei ermächtigt, in die Ga⸗ 
rantie der Familienverträge zu willigen, da der König von 
Preußen nicht anders Friede ſchließen möge. Übrigens waren 
Breteuil, Repnin und Riedeſel ſchon vorher von dieſem zweiten 


1) An Riedeſel 18. April. 
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geheimen Befehl durch den Grafen Cobenzl unterrichtet worden ). 
Wie am Anfange, ſo benahm ſich der Kurfürſt auch am Ende 
ſehr ungeſchickt und zeigte Schwäche und Stärke am unrechten 
Orte. 

Damit aber keine neuen Anderungen mehr eintreten könnten, 
ſetzte die Verſammlung den betreffenden Artikel des preußiſch⸗ 
öſterreichiſchen Vertrags in ſeinem Wortlaute feſt, ebenſo den 
beſonderen Artikel, durch welchen Karl Theodor und der Herzog 
von Zweibrücken einander auf die förmlichſte und verbindlichſte 
Art verſprachen, daß fie die Hausverträge beobachten und voll- 
ziehen und denſelben auf keinerlei Weiſe zuwiderhandeln wollten, 
und endlich die Beitrittserklärungen des Herzogs von Zwei⸗ 
brücken zu den Verträgen, die ſein Oheim mit Oſterreich und 
Sachſen ſchloß. Maria Thereſia hat ſich in München ihrem 
Verſprechen gemäß dafür verwendet, daß Karl Theodor die 
Apanage ſeines Neffen erhöhen möge; aber dieſer weigerte ſich 
deſſen, weil er Burghauſen abtreten und an Sachſen eine große 
Summe zahlen müßte 2). 

So waren nach einer mühevollen Unterhandlung von vier 
Monaten endlich alle Schwierigkeiten überwunden. Maria 
Thereſia fühlte ſich nun ſehr erleichtert; ſie ließ Ludwig XVI. 
für ſeine Vermittelung durch ihre Tochter danken. Ein Zu⸗ 
ſammengehen mit Frankreich erſchien ihr jetzt notwendiger als 
je, nachdem ſich der Petersburger Hof dem Könige Friedrich ſo 
hilfreich erwieſen. Auch von England fürchtete ſie, daß es wohl 


1) Riedeſel 19. April. 

2) Riedeſel 30. April. Friedrich II. ließ nicht nach, in dieſer Rich⸗ 
tung zu wirken; ſo empfing z. B. Goltz den Auftrag, das franzöſiſche 
Miniſterium günſtig für die Vermehrung der Apanage zu ſtimmen. Aber 
dem Herzoge ſchadete in Paris der Gebrauch, den er von dem Gelde 
machte. „II a des troupes dont on croit qu'il peut se passer. Son 
équipage de chasse et surtout le nombre de ses chevaux est énorme; 
au lieu d'habiter des maisons convenables baties par son Prédécesseur, 
il en construit partout de nouvelles. Une maitresse lui cofite beau- 
coup, pendant que la Duchesse est fort négligée. Voila ce que le 
Ministére croit étre exact.“ (Goltz 24. Dezember 1779.) Trotzdem 
bemühte ſich Friedrich II. weiter dem Herzoge zu helfen. : 
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einmal auf des letzteren Seite ſtehen könnte; denn Hannover 
hätte ſich nur zu ſehr entlarvt. „Sachſen“, ſchrieb ſie weiter an 
Marie Antoinette, „wird mehr als je preußiſch werden, und 
die beiden fränkiſchen Markgrafſchaften verleihen eine ſo große 
Überlegenheit, Nachbarſchaft und Einfluß im Reich und unſern 
Ländern, daß unſere Lage immer ſchwieriger wird. Leider trägt 
noch die Religion viel dazu bei, da die Katholiken und ſogar 
die geiſtlichen Fürſten nicht zuſammenhalten oder keine genügenden 
Streitkräfte beſitzen, was bei den Proteſtanten der Fall iſt.“ 
Dringend legte deshalb Maria Thereſia ihrer Tochter ans 
Herz, für das gute Einvernehmen zwiſchen den Höfen von Ver— 
ſailles und Wien beſtändig Sorge zu tragen. Als vor fünf 
Vierteljahren die Übereinkunft vom 3. Januar 1778 von Karl 
Theodor unterzeichnet in Wien eingetroffen war, da hatte ſie 
Kaunitz den größten europäiſchen Staatsmann genannt. Als 
dieſer jetzt, am 6. Mai, die Verträge von Teſchen ihr zur 
Ratifikation ſandte, da ſchrieb ſie ihm, dieſelben wären zwar 
nicht das rühmlichſte, gewiß aber das mühſamſte und ſowohl 
für die Monarchie als auch für ſie ſelbſt nützlichſte ſeiner Werke. 
Sie verſicherte den Staatskanzler ihrer Erkenntlichkeit und 
Freundſchaft, ſo lange ſie leben werde. Dem Baron Breteuil 
wollte ſie gleichfalls die guten Dienſte, die er ihr bei dieſer 
Gelegenheit geleiſtet, nie vergeſſen. 

Am 13. Mai, dem Geburtstage Maria Thereſias, fand in 
Teſchen die Unterzeichnung der Verträge ſtatt. Wenn die 
Kaiſerin-Königin mit gemiſchten Gefühlen den Tag begrüßte, 
der ihrem Herzen die lang entbehrte Ruhe wiedergab, ſo konnte 
dagegen Friedrich der Große mit Wohlgefallen das glücklich 
zuſtande gebrachte Werk betrachten ). Die Abſicht zwar, die 

1) Repnin an Finckenſtein 13. Mai: „Les intentions du Roi ont 
été complies, la paix est certainement glorieuse pour S. M..... Son 
désintéressement personel a mis le comble a Sa gloire.“ Hertzberg 
mußte den Prinzen von Preußen über den Frieden von Teſchen ausführ⸗ 
lich unterrichten, und er meldete am 7. Juni dem Könige, daß er es 
gethan (Geh. Kab.⸗Akt.). Der Krieg hatte Friedrich, wie er am 2. Nov. 
1779 an Görtz ſchreibt, 17 Millionen Thaler gekoſtet und Oſterreich 
40 Millionen Thaler. 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 12 
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er anfänglich gehegt, den Wiener Hof kein Dorf nehmen zu 
laſſen, war nicht erreicht worden; aber er hatte wenigſtens den 
Verluſt Bayerns auf das geringſte Maß beſchränkt. In dem 
neuen Vertrage, welchen Maria Thereſia mit Karl Theodor 
eingegangen war, entband ſie dieſen von der Übereinkunft vom 
3. Januar 1778 auf die förmlichſte und verbindlichſte Weiſe 
für ſich, ihre Erben und Nachfolger. Das Mindelheimer 
Ländchen hatte wegen ſeiner Kleinheit in dem Streite, der über 
die Rechtstitel des Hauſes Habsburg geführt worden war, nur 
eine Nebenrolle geſpielt; die Urkunde, worauf Ofterreich ſeine 
Forderung ſtützte, ſcheute das Licht, und bis auf den heutigen 
Tag iſt ſie verborgen geblieben. Aber der König von Preußen 
gewährte dem Wiener Hofe das Vergnügen, dieſe Herrſchaft 
an Karl Theodor aus beſonderer Zuneigung abtreten zu dürfen. 
Ferner überließ Maria Thereſia letzterem und ſeinem ganzen 
Hauſe die oberpfälziſchen Lehen. Sie verſprach endlich Kaiſer 
und Reich zu bitten, daß ihm auch die durch das Patent vom 
16. Januar 1778 eingezogenen Reichslehen in Bayern und 
Schwaben übertragen würden. Wenn dagegen die Kaiſerin⸗ 
Königin den ſchon oft genannten Landſtrich, welchen ſie im 
Jahre 1745 eintauſchen wollen, von Karl Theodor empfing, 
ſo geſchah es unter der ausdrücklichen Bedingung, daß weder 
fie, noch ihre Erben und Nachfolger jemals irgendwelchen An⸗ 
ſpruch auf einen andern Teil Bayerns erheben dürften. 

Der Friedensvertrag, welchen Maria Thereſia mit Sachſen 
ſchloß, war frei von allen Bedingungen; denn der Wiener Hof 
hatte darauf beſtanden, die Rechte der Krone Böhmen über die 
den Grafen von Schönburg gehörigen Herrſchaften Glauchau, 
Liechtenſtein und Waldenburg an Karl Theodor abzutreten, um 
ihm die Befriedigung des Kurfürſten von Sachſen zu erleichtern. 
In einem beſonderen Vertrage gab er denn auch letzterem die 
empfangenen Rechte und verſprach außerdem, die bedungenen 
vier Millionen Thaler in beſtimmten Friſten zu bezahlen. 
Friedrich Auguſt entſagte dafür allen Anſprüchen auf die Allo⸗ 
dien, welche mit dem Stammbeſitze zu einer untrennbaren Maſſe 
vereinigt wurden. 
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So verlor Bayern nur das Innviertel. Die Bevoll- 
mächtigten hatten ferner die größte Sorgfalt angewendet, um 
den ruhigen Übergang aller Wittelsbachiſchen Länder auf den 
Herzog von Zweibrücken und ſeine Linie zu ſichern. Nicht 
allein war ſeiner Mitwirkung in den beiden Verträgen gedacht, 
welche Karl Theodor abſchloß, ſondern er trat auch denſelben 
in beſonderen Erklärungen noch ausdrücklich bei. Oheim und 
Neffe gelobten außerdem einander feierlich, die Familienab⸗ 
kommen von 1766, 1771 und 1774 unverbrüchlich zu halten; 
dieſes Verſprechen und die Hausverträge ſelbſt wurden endlich 
nicht nur von den beiden vermittelnden Mächten, ſondern auch 
von Preußen und Oſterreich gewährleiſtet. Die nämliche doppelte 
Garantie ſchützte die ſächſiſch⸗pfälziſchen Abmachungen. Dagegen 
war Karl Theodors Übereinkunft mit der Kaiſerin-Königin 
nur unter die Hut der vermittelnden Mächte geſtellt; aber weil 
dieſe Feſtſetzungen zugleich in dem Hauptvertrage berührt waren, 
ſo würde bei einer Verletzung Preußen immer einen Grund, 
Einſpruch zu erheben, gehabt haben. 

So hatte der König dem Herzoge von Zweibrücken redlich 
Wort gehalten und dem andern Verbündeten das Erreichbare 
verſchafft. Auch der Herzog von Mecklenburg war unvergeſſen 
geblieben; Friedrich und Maria Thereſia machten ſich anheiſchig, 
ihm das unbeſchränkte privilegium de non appellando beim 
Kaiſer auszuwirken. : 

Für fic) erlangte der König von Preußen ebenfalls, was er 
hatte gewinnen wollen; denn Oſterreich entſagte jedem Widerſpruch 
gegen die Vereinigung der fränkiſchen Markgrafſchaften mit 
Brandenburg und verhieß, dem Rechte der preußiſchen Herrſcher, 
darüber nach Gefallen zu verfügen, niemals entgegen zu ſein. 

Am 16. Mai vollzog Joſeph als Mitregent und Erbe der 
Länder Maria Thereſias die Beitrittserklärung, welche Friedrich 
dann am 20. entgegennahm. Sieben Tage ſpäter ſah dieſer 
ſeine Hauptſtadt wieder, in die er zwar nicht ruhmvoll, aber 
ſiegreich zurückgekehrt war; denn er hatte wirklich den Kaiſer 
gelehrt, Waſſer in ſeinen Wein zu gießen. Aber er zog fret- 
lich auch mit großen Beſorgniſſen in Berlin ein. Davon war 

We 
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er allerdings überzeugt, daß Maria Thereſia ſich in keinen Krieg 
mehr einlaſſen würde; dagegen fürchteteter den Unternehmungs⸗ 
geiſt ihres Sohnes gegen die Türken, in Italien und wider die 
deutſchen Fürſten +). 

Dem Vertrage von Teſchen gemäß mußte noch das Reich 
dem Frieden beitreten. Am meiſten war hieran der Kaiſerin 
Katharina gelegen, und da Breteuil an Repnin ſchrieb, er 
glaube nicht, daß es eine Aufgabe der vermittelnden Mächte 
ſei, die Erfüllung dieſer Vertragsbeſtimmung zu fordern, ſo 
wendete ſich Panin an Solms und ſagte: „Rußland könne 
nicht gut eine zu große Neigung blicken laſſen, auf die deutſchen 
Angelegenheiten einzuwirken; dagegen ſtehe nichts im Wege, daß 
Friedrich den Wiener Hof treibe, ſich mit ihm darüber zu ver— 
ſtändigen, wie die Sache vor Kaiſer und Reich zu bringen ſei.“ 
Da der König von Preußen in Wien noch keinen Geſandten 
hatte, ſo empfing Schwarzenau in Regensburg Befehl, mit 
Oſterreich, Sachſen und den pfälziſchen Fürſten die notwendigen 
Verabredungen zu treffen 2). Darauf wendeten ſich der König 
von Preußen, die Kurfürſten Karl Theodor und Friedrich 
Auguſt und der Herzog von Zweibrücken im letzten Drittel des 
Juli und Maria Thereſia im Anfange des folgenden Monats 
an den Kaiſer, der infolge deſſen ein baldiges Gutachten von 
den Ständen des Reiches einforderte ?). Jedoch in Regensburg 
ging man niemals ſchnell. Überdies liefen Beſchwerden gegen 
einzelne Beſtimmungen des Friedensvertrages ein. Die mecklen— 
burgiſche Ritterſchaft und Bürgermeiſter und Rat der Seeſtadt 
Roſtock betrachteten die Verleihung des unbeſchränkten privilegii 
de non appellando als einen Eingriff in ihre Rechte; die 
Herren von Schönburg ſträubten ſich gegen das, was inbezug 
auf ſie feſtgeſetzt worden war; Salzburg, Augsburg und ein 
Graf Rechtern machten auf verſchiedene Stücke der Hinterlaſſen⸗ 
ſchaft Maximilian Joſephs Anſprüche; der ſchwäbiſche Kreis 


1) An Solms 4. Mai (Immediat). 
2) Solms 22. Juni, Mediat an Solms 10. Juli. 
3) Abh. und Materialien VI, IIff. 
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verlangte ſogar, daß Donauwörth wieder zu einer Reichs⸗ 
ſtadt erhoben würde. Dieſe Beſchwerden und Forderungen 
fanden Anklang, und es bildete ſich die Meinung, daß man 
dem Frieden keineswegs ohne weiteres beitreten könnte, fon- 
dern die Rechte des Reiches und die Rechte Dritter ausnehmen 
müßte. 2 

Als das Berliner Kabinett davon hörte, ließ es in Wien 
die ſtärkſten Vorſtellungen gegen eine ſolche Klauſel machen und 
bewirkte dadurch, daß die öſterreichiſchen Reichstagsgeſandten 
angewieſen wurden, einfach für den Beitritt ohne jeden Bore 
behalt zu ſtimmen. Die letzteren thaten das auch, erklärten 
aber zugleich, daß es nicht die Abſicht der Kaiſerin-Königin 
wäre, die Stimmfreiheit der andern Stände zu beſchränken. 
Die Folge war, daß die drei geiſtlichen Kurfürſten und Hannover 
die Klauſel annahmen, wodurch im Kurfürſtenrate Stimmen- 
gleichheit entſtand. Im Fürſtenrate traten faſt alle Biſchöfe 
und katholiſchen Fürſten mit dem Hauſe Hannover für die 
Klauſel ein, während Preußen, Pfalz, Sachſen, beinahe alle 
proteſtantiſchen Fürſten, einige Biſchöfe, wie Lüttich und 
Regensburg, und alle Reichsſtädte den einfachen Beitritt ver⸗ 
langten 1). 

Am 28. war man im Fürſtenrat immer noch zu keinem 
Beſchluſſe gekommen. Im andern Rate las der preußiſche 
Reichstagsgeſandte Freiherr v. Schwarzenau eine Denkſchrift 
vor und wiederholte darin alles, was gegen die Annahme der 
Klauſel geſagt worden war. Indem er dabei unter anderm 
den böhmiſchen Reichstagsgeſandten aufforderte, dieſe Meinung 
zu unterſtützen, weil die Kaiſerin-Königin als vertragſchließender 
Teil doch unmöglich der entgegengeſetzten Anſicht ſein könnte, 
da erwiderte der Angerufene, gerade deshalb, weil die 
Kaiſerin⸗Königin bei dem Frieden beteiligt jet, werde fie ſich in 
die Erörterung dieſer Frage nicht miſchen, weil ihr Zartgefühl 
ihr verbiete, für die eigene Sache zu ſtimmen. Aus dieſer un⸗ 


1) Finckenſtein und Hertzberg an den König 14. März 1780. (Geh. 
Kab.⸗Akten). 
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erwarteten Erklärung leuchtete die Abſicht hervor, den Anhängern 
der Klauſel die Mehrheit zu verſchaffen. Als der Mainziſche 
Direktorialgeſandte mit einem ſolchen Entwurfe nun hervor⸗ 
trat, entbrannte wiederum der Kampf, bis man einen Ausweg 
darin fand: die beteiligten Höfe ſollten ſich als Mitſtände des 
Reiches noch einmal die zu Teſchen eingegangenen Verbindlich⸗ 
keiten garantieren ), und dieſe neue Garantie ſollte ſowohl in 
dem Reichsgutachten als in der kaiſerlichen Ratifikation aus⸗ 
geſprochen werden. Nun ließen die Anhänger des unbedingten 
Beitritts faſt alle Vorbehalte zu, die verlangt worden waren. 
Das vom Kurfürſtenrat angenommene Gutachten ging hierauf 
an den Fürſtenrat, der ſich noch nicht hatte einigen können, und 
wurde von dieſem ebenfalls gebilligt. Am 8. März beſtätigte 
der Kaiſer dasſelbe, und am folgenden Tage übertrug er die 
erledigten Reichslehen in Bayern und Schwaben an Karl 
Theodor 2). 

Das Verhalten Oſterreichs kann ſchwerlich ein ehrliches 
genannt werden. Nicht Maria Thereſia, wohl aber Joſeph war 
einer ſolchen kleinlichen Rache fähig; außerdem liebäugelte man 
ohne Zweifel mit den Anhängern, welche dem Wiener Hofe 
treu geblieben waren. Dagegen wollte man wahrſcheinlich keines⸗ 
wegs eine Handhabe ſich vorbehalten, um an den Beſtimmungen 


1) Finckenſtein und Hertzberg berichten am 4. April 1780 an Görtz 
und Goltz: Schwarzenau habe (zuletzt) zugelaſſen die clauses réservatoires 
qu'il prétend n’étre aucunement préjudiciables, et croit y avoir mis 
un correctif suffisant en faisant insérer au commencement, qu'on n'avoit 
aucune, vue de se porter un préjudice et qu'on se garantissoit réci- 
proquement les stipulations de la paix. Die hier gemeinten Worte des 
conclusum lauten: „Anderen Theils haben Kurfürſten, Fürſten und 
Stände des Reichs keineswegs die Meinung und Abſicht, durch die bei 
ihrem Beytritt dienſam und nöthig findende Vorſorge dem gedachten 
Friedensſchluſſe und denen darin ſtipulierten Verbindlichkeiten an ihrer 
Kraftentwicklung weder jetzt noch in Zukunft einigen Abbruch zu thun, 
weshalben ſich die Paciscenten die wechſelsweiſe unverbrüchliche gewäh⸗ 
rung nochmals einmütig zuſichern und verſprechen.“ 


2) Aſſeburg 2. März, in den Denkwürdigkeiten des Freih. v. Aſſeburg, 
S. 294. Abh. u. Materialien VI, 359. 360. 
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des Friedens künftig einmal zu rütteln; man hätte ja damit 
zugleich die Rechtmäßigkeit der eigenen Erwerbung erſchüttert. 
Faſt noch mehr als über das öſterreichiſche Verhalten wunderte 
ſich Finckenſtein über das hannöverſche; er leitete letzteres von 
einem geheimen Einverſtändnis zwiſchen den Höfen von Wien 
und London her. Vielleicht aber nahm Georg III. dafür Rache, 
daß Friedrich in Petersburg das franzöſiſche Intereſſe unter⸗ 
ſtützt und geholfen hatte, eine engliſche Unterhandlung zum 
Scheitern zu bringen ). 

Die Entſcheidung des Reichstages mißfiel in Berlin aufs 
höchſte. Jedoch als der Freiherr von der Goltz dem Grafen 
Vergennes auf eigene Hand andeutete, die vermittelnden Höfe 
könnten wohl noch einmal dazwiſchen treten, da ſchrieb ihm das 
Berliner Miniſterium: man wolle ſich nun zufrieden geben 
und nicht zu viel Mißvergnügen oder Unruhe zeigen; denn man 
ſei überzeugt, daß Frankreich und Rußland ihre Garantie wirkſam 
zur Geltung bringen würden, wenn jemand etwa in der Folge 
von der oder jener Klauſel gegen eine Beſtimmung des Friedens 
von Teſchen Gebrauch machen wollte ). 

Mit dem Verhalten des Reichstages war man auch in 
Petersburg unzufrieden. Aber der Freiherr von der Aſſeburg 
ſchrieb tröſtend an den Grafen Panin: „Es iſt ein wahres 
Glück für Deutſchland, daß die Garantie unſeres erhabenen 
Hofes, welche durch den Beitritt des Reiches und ſeines Ober⸗ 
hauptes zu dem Frieden von Teſchen jetzt anerkannt iſt, ein 
Gegengewicht von der größten Bedeutung gegen alles errichtet, 


1) Finckenſtein an Aſſeburg 21. März, in den Denkwürdigkeiten S. 297. 
Finckenſtein an den König 24. Februar: Marquis de Pons habe ihn von 
ber Dankbarkeit in Kenntnis geſetzt, welche Ludwig XVI. darüber empfinde, 
daß Friedrich die franzöſiſchen Intereſſen ſo freundſchaftlich wahrgenommen 
en faisant échouer la négociation du Chevalier Harris à la cour de 
Russie. (Geh. Kab.⸗Akten.) Und am 13. Juni ſchreiben die Miniſter 
an Goltz in Paris: „Pai servi la cour de France plus efficacement 
(als Frankreich mir jetzt in der Angelegenheit der Kölniſchen Koadjutor⸗ 
wahl). 

2) An Goltz 1. April (Mediat). 
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was ſeine Verfaſſung in Gefahr bringen kann. Vermittelſt 
dieſer Garantieen wird Rußland nach Gefallen an den welt⸗ 
lichen und geiſtlichen Angelegenheiten des Reiches teilnehmen.“ 
Der deutſche Freiherr ſah hierin ein unſchätzbares Glück für 
unſer Vaterland, und dem Grafen Finckenſtein gab das Ver⸗ 
halten des Regensburger Reichstages Anlaß darauf hinzuweiſen, 
daß die Höfe von Berlin und Petersburg enger als je ver⸗ 
bunden bleiben müßten. 

Als das Kabinett von Verſailles im Frühjahr 1778 der 
Garantie des Weſtfäliſchen Friedens gegenüber ſich ſehr lau 
verhielt, hatte der Graf Görtz geglaubt, daß eine günſtige Ge- 
legenheit erſchienen wäre, den Einfluß des franzöſiſchen Hofes 
auf das Reich zu brechen. „Das würde“, ſchrieb der Freund 
Herders, „ein dem größten Könige geziemender Ruhm ſein!“ 
Freudig wird jedes deutſche Herz dieſer einſamen Anffaſſung 
begegnen. Jedoch es war anders gekommen. Ohne Bedenken 
hatten die beiden kriegführenden Mächte die franzöſiſch⸗ruſſiſche 
Vermittelung angenommen; zu dem althergebrachten Einfluß 
im Reiche geſellte ſich noch ein neuer. Aber niemand erblickte 
damals hierin etwas Anſtößiges. Wie ſollte denn auch in einer 
Zeit, wo man von einer bayeriſchen, einer pfälziſchen Nation 
ſprach, ein deutſches Gemeingefühl rege ſein und wachſam Be⸗ 
rückſichtigung fordern? Mit ganz anderen Augen betrachtet 
dagegen unſer Jahrhundert die ruſſiſche Garantie, es ſieht darin 
einen Flecken, der auf dem Teſchener Frieden und auf dem 
großen Herrſcher laſtet, der ihn herbeigeführt. Die Gerechtigkeit 
verlangt aber, daß wir wenigſtens die Hälfte der Schuld ihm 
abnehmen und auf Joſeph wälzen. Und ſind nicht auch die 
Stände des Reiches anzuklagen, die trotz wiederholter Auffor⸗ 
derungen dem Könige weder ihre Stimme noch ihren Arm 
liehen, die nur Rechte kannten und keine Pflichten? 

Mit eingebildeten Größen kann der Staatsmann nicht rechnen. 
Friedrich, der ſich überhaupt mehr als europäiſchen Fürſten 
anſah, nahm von daher Hilfe, wo er ſie fand. Und müſſen 
wir ihm für das, was er geleiſtet, nicht dankbar ſein? Wenn 
Joſeph Bayern und die Oberpfalz gewonnen hätte, ſo würde 
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der Wiener Hof wahrſcheinlich ſeine Herrſchaft bis an den Rhein 
allmählich ausgebreitet haben. Indem Friedrich den Plänen 
des Kaiſers kühn entgegentrat und fie vereitelte, hat er une 
bewußt für das neue Deutſche Reich gearbeitet. Das Wirken 
der großen Männer erſtreckt ſich immer in weite Zukunft 9. 


1) Ich entlehne dieſe Betrachtungen dem Schluſſe meiner Geſchichte 
des baveriſchen Erbfolgekrieges. 


Viertes Buch. 
Die letzten Jahre Friedrichs des Großen. 


Erſtes Kapitel. 


Siege des Wiener Hofes über Preußen in Köln und 
Petersburg. 


Die hohe Stellung, welche Preußen durch Friedrich II. in 
Europa gewonnen, entſprach keineswegs dem Umfange des 
Landes und der Zahl ſeiner Bewohner; daher konnte man 
wohl fragen, ob es den erworbenen Rang unter den Nach— 
folgern behaupten oder — wie Schweden und die Niederlande — 
wieder verlieren würde. Mit dieſem Rätſel hat ſich der große 
König ohne Zweifel ſelbſt häufig beſchäftigt; aber auch andere 
ſannen darüber nach. Als in den Jahren 1774 —76 Friedrichs 
Geſundheit zu verſchiedenen Malen ſehr gefährdet war, ſuchte 
Jakob Harris, welcher Georg III. in Berlin vertrat, in der 
Zukunft zu leſen. „Das Land“, weisſagte der Geſandte, „wird 
von vielen Miniſtern regiert werden und von einem jungen 
Fürſten, der in Europa kaum durch etwas anders bekannt iſt, 
als durch ſeine Vergnügungen, während jetzt ein Monarch von 
erprobter Geſchicklichkeit und großem Ruf an ſeiner Spitze 
ſteht. Es wird nicht mehr dasſelbe Volk ſein, welches ſämt— 
liche Nachbarn fürchten, und um deſſen Bündnis alle buhlen. 
Es wird auf ſein natürliches Maß zurückſinken und binnen 
wenigen Jahren kein Recht mehr haben, den erſten Mächten 
Europas beigezählt zu werden! )“ 


1) Die Beweisſtellen für das Folgende finden ſich großenteils in 
meiner Abhandlung „Über die erſte Zuſammenkunft Joſephs II. und 
Katharinas II.“ in der Zeitſchrift f. preuß. Geſch. VI, 653 ff. 
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Die Verſtimmung iſt ein ſchlechter Prophet. Harris wurde 
von dem Könige gut behandelt, aber der ehrgeizige Mann 
kam ſich wie auf einem Ruhepoſten vor; denn zwiſchen England 
und Preußen herrſchte ſibiriſche Kälte, ſeitdem Lord North den 
von tauſend Gefahren umringten Löwen treulos im Stiche ge⸗ 
laſſen. Das hat Friedrich feſt im Gedächtniſſe behalten. 
Wenn der engliſche Geſandte ſieben Wochen ſpäter, am 18. März 
1776, die Thronveränderung als nicht ſehr entfernt bezeichnete, 
fo wurde fein Wort glücklicherweiſe zuſchanden. Der Tod gee 
traute ſich noch nicht, den ruhmgekrönten Helden zu bezwingen, 
der vielmehr mit ungeſchwächter Geiſteskraft wachſam das 
Steuerruder des preußiſchen Staates weiter lenkte und ſogar 
noch einmal gegen Oſterreich ins Feld zu ziehen vermochte. 

Während des bayeriſchen Erbfolgekrieges empfing Friedrich 
wiederholt Beweiſe von der Friedfertigkeit der Kaiſerin⸗Königin, 
und er fürchtete deshalb von ihrer Seite keine Feindſeligkeiten 
mehr; dagegen nahm er als ſicher an, daß Joſeph nach dem 
Tode ſeiner Mutter das Haus Hohenzollern befehden würde. 
Der König wollte darum alles aufbieten, um die Bande zwiſchen 
den Höfen von Wien und Verſaäilles zu lockern, jedoch nicht 
ſogleich, ſondern erſt, wenn Maria Thereſia geſtorben wäre. 
„Man muß warten“, ſchrieb er an Solms, „bis die Birne 
reif iſt, ehe man fie pflückt“ 1). Er betrachtete den Kurfürſten 
von Sachſen als einen ſicheren Anhänger und hielt es auch 
nicht für ſehr ſchwer, die proteſtantiſchen Fürſten zu gewinnen; 
um dagegen die katholiſchen zu ſeiner Politik herüberzuziehen, 
dazu glaubte er der franzöſiſchen Hilfe zu bedürfen 2). Und 
ſchneller, als er es ahnte, kam eine Gelegenheit, wo er einen 
ſolchen Beiſtand gebrauchen konnte. Bereits im Auguſt 1779 
wurde der General v. Wolffersdorf nach Münſter geſchickt; er 
ſollte dort erkunden, ob der Wiener Hof einen Bruder des 
Kaiſers, den Erzherzog Maximilian, zum Kurfürſten von Köln 


1) Am 22. Juni 1779. 
2) Friedrich an Solms 4. Mai, 5. und 22. Juni 1779. 
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machen wolle, und dahin wirken, daß das Kapitel keinen Fremden 
wähle !). 

Ob ſchon damals ein ſolcher Plan beſtand, iſt zweifelhaft; 
aber im September gedachte der Staatskanzler, dem Kurfürſten 
Maximilian Friedrich von Köln, welcher bereits im 72. Lebens⸗ 
jahre ſtand, einen Koadjutor geben zu laſſen. Es war an⸗ 
fangs die Rede davon, einem Sohne des Großherzogs von 
Toskana ein geiſtliches Fürſtentum zu verſchaffen. Als man 
aber die Sache näher erwog, fürchtete man, daß die Söhne 
Leopolds ihrer Jugend wegen ſchwerlich gewählt werden würden, 
und man richtete daher ſein Augenmerk auf einen Bruder des 
Kaiſers, den Erzherzog Maximilian. Allein dieſer erklärte, 
keinen Beruf für den geiſtlichen Stand zu haben. Der Kaiſerin⸗ 
Königin hatte nun aber die Ausſicht, die ihr eröffnet worden 
war, ſo gefallen, daß ſie auf einen Ausweg ſann. Sie ſchlug 
vor, Maximilian ſollte ſich wählen laſſen, die Erlaubnis, die 
Weihen nicht nehmen zu dürfen, nachſuchen und die Stelle be- 
halten, bis einer von Leopolds jüngeren Söhnen ſo weit heran— 
gewachſen wäre, daß er ſie ihm abtreten könnte. Damit war 
Maximilian zufrieden; er wollte nur nicht Prieſter werden. 
Mit vielem Grunde bemerkte nun zwar Joſeph gegen dieſes 
Auskunftsmittel: eine Stelle, die man durch Wahl erhalten, 
dürfe man nicht abtreten, es ſei dann vielmehr eine neue Wahl 
notwendig; aber er redete vergebens. Im November empfingen 
ſowohl die Reichskanzlei als auch die des Fürſten Kaunitz den 
Auftrag, die Angelegenheit zu betreiben. 

Die Sache war von keiner geringen Bedeutung. Maxi⸗ 
milian Friedrich beſaß nicht nur Köln, ſondern auch Münſter, 
und auf beide Länder richtete ſich die Abſicht des Wiener Hofes. 
Von 1583—1761, alſo beinahe zwei Jahrhunderte lang, hatten 
bayeriſche Prinzen das Erzſtift behauptet. Konnte dem Kaiſer⸗ 
hauſe nicht das gleiche Glück zuteil werden? Als Maria 
Thereſia im tiefſten Geheimnis dem Grafen Mercy die Sache 


1) Friedrich an Finckenſtein 6. Auguſt 1779. Geh. Kab.⸗Akten. Man 
ſuchte dann die Anſicht der Niederlande über ſolche Pläne zu erfahren. 
(Finckenſtein 4. Oktober, der König 5. Oktober.) 
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meldete, da antwortete dieſer: „Die Geſchichte lehrt uns, 
welchen Einfluß ein Kurfürſt von Köln und Biſchof von Münſter 
im Reiche ſich zu verſchaffen vermag, und wenn beide Stellen 
vereinigt auf den Erzherzog fielen, ſo würden ſie noch eine 
ganz andere Bedeutung gewinnen, da man ſie leicht auf die 
Länge behaupten und benutzen könnte, um die katholiſche Partei 
im Reiche für die Dauer in die Höhe zu bringen.“ Mercy 
erwartete weder, daß Frankreich, Holland und Hannover ent- 
gegenwirken, noch daß Friedrich zur Gewalt greifen würde; 
doch riet er, von dem Vorhaben noch nichts in Verſailles zu 
ſagen. Ganz anders urteilte Joſeph. „Alle Mächte“, ſchrieb 
er am 14. Dezember an Leopold, „müſſen dagegen fein.“ 
Zunächſt aber fand die Angelegenheit durch den Kurfürſten 
ſelbſt ein Ende, welcher erklärte, daß er von der Wahl eines 
Koadjutors noch nichts wiſſen wolle. Maria Thereſia mochte 
nicht um ſeine Einwilligung betteln, ſondern ſie beſchloß, die 
Sache zwar nicht aufzugeben, aber beſſere Zeiten abzuwarten. 
In Berlin erfuhr man ſogleich, wie ſich der Kurfürſt ablehnend 
gegen die Wünſche des Wiener Hofes verhalten hätte. Man 
legte deshalb aber die Hände nicht in den Schoß, man traf 
vielmehr Anſtalten, um ſowohl in Münſter als in Köln 
günſtige Wahlen herbeizuführen ). Und auch anderwärts be— 
mühte ſich Friedrich der Große, dem Kaiſer Schranken zu 
ziehen. 

Es iſt früher der Streitigkeiten gedacht worden, die über 
die Unabhängigkeit der Tataren zwiſchen Rußland und der 
Türkei entſtanden waren und zum Kriege zu führen ſchienen. 
Aber die Pforte gab nach und unterzeichnete den Vertrag von 
Ainali Kawak am 21. März 1779. Darin verpflichtete ſich 
der Sultan, jedem rechtmäßig gewählten Chan, der ihn als 
Kalifen anerkenne, ſeinen Segen zu erteilen, aber dieſen geiſt⸗ 
lichen Einfluß nie zum Vorwand ungeſetzlicher Beſchränkung 
der bürgerlichen und politiſchen Gewalt der Chane zu gebrauchen 


1) Arneth et Geffroy III, 364. 373. 395. Finckenſtein an 
Friedrich 15. Januar 1780. (Geh. Kab.⸗Akten.) 
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und überhaupt die Unabhängigkeit aller Horden und Stämme 
der Tataren zu achten. Auch einige andere Punkte des Frie⸗ 
dens von Kutſchuk⸗Kainardſche beſtimmte man genauer, um 
künftige Verwickelungen zu verhüten. Mit gerechtem Stolze 
konnte Katharina auf das blicken, was fie in Konſtantinopel 
erreicht hatte. 

Nach dem Frieden von Teſchen wechſelte Friedrich der 
Große ſeinen Geſandten in Petersburg. Der Graf Solms, 
welcher ſo lange dort geweſen, hatte ſchon im Anfange des 
Jahres 1778 um ſeine Entlaſſung gebeten, war aber dann 
auf die Bitte des Königs, der ſeinen bewährten Vertreter bei 
dem Ausbruche des bayeriſchen Erbfolgeſtreites nicht gut miſſen 
konnte, noch in Petersburg geblieben. Jetzt erhielt er in dem 
Grafen von Görtz einen geſchickten Nachfolger. 

Die Inſtruktion, welche der neue Geſandte mitnahm, iſt 
vom 23. Juli 1779. Die Wichtigkeit, eine Annäherung zwiſchen 
Oſterreich und Rußland auf jede Weiſe zu hindern und da— 
gegen das gute Einvernehmen mit Frankreich ſo viel als mög— 
lich zu pflegen und zu bewahren, wird darin ſtark betont. 
Was das Verhältnis des Petersburger Hofes zur Pforte be— 
trifft, ſo freute man ſich in Berlin aufrichtig über die glück— 
liche Beilegung der Streitigkeiten zwiſchen den beiden Mächten 
durch den Vertrag von Ainali-Kawak. „Es iſt jedoch leicht 
vorherzuſehen“, hieß es in der Inſtruktion weiter, „daß dieſe 
Mißhelligkeiten ſich von Zeit zu Zeit erneuern werden. Jede 
Wahl eines Chans wird ſie wieder ins Leben rufen, und die 
Unabhängigkeit der Tataren ſtets ein Zankapfel bleiben, deſſen 
ſich der Hof von Wien mit Geſchick bedienen wird, um die 
Türken, ſo oft es nur ſein Intereſſe verlangen dürfte, gegen 
die Ruſſen aufzuwiegeln. Es ſcheint, daß dies ein Grund mehr 
ſein müßte, Frankreichs Freundſchaft zu pflegen. Denn dieſes 
kann durch den großen Einfluß, den es auf die Angelegenheiten 
der Türken gewonnen hat, den öſterreichiſchen Umtrieben immer 
die Wage halten und dem osmaniſchen Miniſterium friedliche 
Geſinnungen einflößen.“ 

Zu derſelben Zeit erwog in weiter Ferne der neue Reis 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 18 
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Effendi Abdurriſak die Zukunft ſeines Volkes. Er hatte den 
jüngſten Vertrag mit dem Petersburger Hofe hauptſächlich zu⸗ 
ſtande gebracht und war bald darauf zur Leitung der aus— 
wärtigen Angelegenheiten berufen worden. Von dem Wunſche 
beſeelt, den Frieden auf die Dauer zu ſichern, ſchlug er dem 
Herrn v. Gaffron, dem Geſchäftsträger Friedrichs des Großen, 
ein Bündnis zwiſchen Preußen, Rußland und der Pforte durch 
Mittelsperſonen in aller Stille vor. Gaffron erbot ſich, hier- 
von ſeinen Herrn zu benachrichtigen. Seine Depeſche vom 
5. Auguſt 1779 ſchickte der Reis Effendi an den Paſcha von 
Choczim, der ſie dann durch Tataren nach der Hauptſtadt von 
Polen befördern mußte; denn der gewöhnliche Weg über Wien 
erſchien nicht ſicher genug, und die Koſten einer außerordentlichen 
Sendung über Warſchau mochte der Geſchäftsträger nicht über— 
nehmen, aus Furcht, daß ſie ihm am Ende zur Laſt fallen 
dürften. Am 11. September traf das wichtige Schreiben in 
Berlin ein. Da Görtz dieſe Stadt bereits am 26. Auguſt 
verlaſſen, um ſich in ſeinen neuen Wirkungskreis zu begeben, 
ſchickte der König ihm die Depeſche mit dem Befehle nach, ſie 
dem Grafen Panin mitzuteilen und ſich deſſen Anſicht über den 
Vorſchlag auszubitten. 

Der Leiter der ruſſiſchen auswärtigen Politik billigte die 
Idee einer ſolchen Tripelallianz, die ihm ſehr geeignet ſchien, 
der Gier des Kaiſers einen Zügel anzulegen; er verſprach, ſo— 
bald als möglich mit der Kaiſerin davon zu reden, und hoffte 
den günſtigſten Erfolg. Ganz anders aber urteilte Katharina; 
ſie erklärte mit ſichtlichem Mißfallen, das an Gereiztheit grenzte, 
ſie fühle gegen den Plan des Reis Effendi einen entſchiedenen 
Widerwillen und erſuche daher den König, ihn abzulehnen. Sie 
ſei überzeugt, daß das Bündnis, welches glücklicherweiſe zwiſchen 
den Höfen von Berlin und Petersburg beſtehe, genügen werde, 
dem maßloſen Ehrgeize des Kaiſers Grenzen zu ſetzen; ſie müſſe 
ſogar befürchten, daß eine Allianz, wie die vorgeſchlagene, leicht 
Folgen haben könnte, die ſchwer vorherzuſehen ſein dürften.“ 
Aus dem ſcharfen und beſtimmten Tone, mit welchem Katha⸗ 
rina das alles ſagte, gewann Panin die Überzeugung, daß es 
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vergeblich ſein würde, ſie zu einer andern Anſicht bekehren zu 
wollen. Er meldete dies dem preußiſchen Geſandten mit dem 
Erſuchen, den König fo ſchnell als möglich hiervon zu unter- 
richten. „Ich bin in Verzweiflung darüber“, ſchrieb Görtz am 
1. Oktober an Friedrich, „daß die erſte Angelegenheit, die ich 
hier zu beſorgen hatte, ſo fehlgeſchlagen iſt. Wenn ich länger 
an dieſem Hofe geweſen wäre, hätte ich die Sache vielleicht von 
mehr als einer Seite betreiben können; in dieſem Augenblick 
aber hab' ich weiter nichts wagen wollen.“ 

Eben damals war der König wieder mit dem Plane be— 
ſchäftigt. Er hatte ſeinen Miniſtern am letzten September 
den Auftrag gegeben, die einzelnen Artikel dieſer Allianz ſchrift— 
lich aufzuſetzen, und ſchon am folgenden Tage ſchickten ihm 
Finckenſtein und Hertzberg einen vollſtändig ausgearbeiteten Ent— 
wurf zu, den er ſogleich an Görtz beförderte. Die Urſache 
dieſer Eile war Joſeph II., deſſen Ehrgeiz der König, wie er— 
wähnt, ſchon lange fürchtete. Um die Mitte des Septembers 
empfing er von ſeinem Geſandten in Dresden einen Brief, 
der ihn in dieſer Anſicht nur beſtärken konnte. Danach hatte 
der General Nugent, als er vor einiger Zeit gefragt worden 
war, ob denn die Erwerbung Bayerns dem Kaiſer ſo ſehr 
am Herzen läge, die Antwort gegeben: „Nicht allein Bayern, 
ſondern auch Schleſien ſind ihm zu wertvoll, als daß er nicht 
die erſte Gelegenheit, welche ſich darbietet, benutzen ſollte, das 
zu erreichen, und wir müſſen deshalb Geld ſparen. Nur Ruß— 
land wird uns Schranken ſetzen; denn wir wiſſen ja, wie ſehr 
man in Petersburg an der einmal ergriffenen Politik feſthält. 
Auch geht jetzt unſere Hauptſorge dahin, dieſem Hofe Mißtrauen 
gegen den König einzuflößen, und das iſt einer von den Auf— 
trägen, mit denen Graf Cobenzl — der als Geſandter nach 
Rußland geſchickt wurde — betraut iſt; aber ich zweifle, ob 
es ihm glücken wird, trotzdem daß er, wie ich weiß, Befehl 
hat, kein Geld zu ſparen, um dahin zu gelangen ). 

Eben damals reiſte der Kaiſer in Böhmen umher. Er 


1) Alvensleben 13. September 1779. (Berl. Archiv.) 
18 * 
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wollte die Orte beſichtigen, welche für die Anlage von Feſtungen, 
deren Notwendigkeit der letzte Krieg bewieſen, von dem General⸗ 
direktor des Genie⸗ und Forttfikationsweſens Pellegrini aus⸗ 
gewählt worden waren. Er hatte ferner ſchon im Oktober 
1778 die Abſicht gehabt, die Gegenden kennen zu lernen, 
wo der Prinz Heinrich in Böhmen eingefallen war, aber auf 
das Begehren der Kaiſerin-Königin, die ſeine Rückkehr nach 
Wien dringend wünſchte, den Plan wieder aufgegeben; er be⸗ 
nutzte nun die Muße, deren er genoß, um das Verſäumte 
nachzuholen und ſeine Wißbegier zu befriedigen. Er beſuchte 
Reichenberg, das Thal von Gabel, Rumburg, Peterswalde, 
Osſeg, Brix, Poſtelberg und prüfte die hauptſächlichſten Aus⸗ 
gänge, welche durch das Gebirge von Sachſen nach Böhmen 
führen. „Da wir keine Huſaren bei uns hatten“, heißt es in 
einem Briefe an ſeine Mutter, „ſo hat uns niemand erkannt.“ 
Aber die Nachricht davon gelangte ſehr bald zu den Ohren 
des mißtrauiſchen Königs. Am 2. Oktober ſchrieb er an 
Finckenſtein: „Dieſer ſonderbare Beſuch kommt mir ganz ſo 
vor wie ein vorbereitendes Anzeichen zu einem neuen Kriege, 
ſodaß Ihr mit mir einverſtanden fein werdet, man dürfe keinen 
Augenblick verlieren, dem Hofe von St. Petersburg eine Tripel⸗ 
allianz zwiſchen mir, Rußland und der Pforte als den einzigen 
Damm gegen das Überſtrömen der kriegeriſchen und unruhigen 
Leidenſchaften dieſes Fürſten in Vorſchlag zu bringen. Ich habe 
deshalb auch nichts Eiligeres zu thun gehabt, als dem Grafen 
Görtz den Entwurf des Vertrages, den Ihr mir vorgelegt habt, 
zuzuſchicken und ihm zu befehlen, daß er ihn dem Grafen Panin 
zeige, damit dieſer die Anderungen daran mache, die ihm etwa 
angemeſſen erſcheinen.“ 

Der Geſandte war bei einem zweiten Verſuche, den er in— 
zwiſchen gewagt, nicht glücklicher geweſen als das erſte Mal; 
auch der Vizekanzler Graf Oſtermann und der Fürſt Repnin 
hatten abgeredet. Trotzdem ſah ſich Görtz genötigt, als der 
von Finckenſtein und Hertzberg ausgearbeitete Plan aus Pots⸗ 
dam eintraf, die Angelegenheit von neuem zur Sprache zu 
bringen. Aber Panin erklärte nun: er ſei zu ſehr den Inter⸗ 
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eſſen des Königs ergeben, als daß er ihn nicht inſtändig bitten 
ſollte, den Gedanken, die Kaiſerin für dieſe Tripelallianz ge⸗ 
winnen zu wollen, gänzlich fallen zu laſſen. Er kenne ſie ſeit 
zwanzig Jahren; durch die Art, wie ſie ſich gleich anfangs 
geweigert habe, darauf einzugehen, ſei er überzeugt worden, 
daß er dem Könige, anſtatt ihm zu nützen, vielmehr ſchaden 
würde, wenn er es wagte, die Sache bei ihr nochmals in Vor⸗ 
ſchlag zu bringen. Panin riet dem Geſandten freundſchaftlich, 
von jedem weiteren Verſuche durchaus abzuſtehen. 

Dem Könige kam der Widerwille der Kaiſerin gegen die 
Tripelallianz höchſt unerwünſcht; denn er betrachtete dieſe Maß⸗ 
regel als das beſte Mittel, den europäiſchen Frieden zu ſichern. 
Er gab zu, daß die Verbindung zwiſchen Preußen und Ruß⸗ 
land ein ſehr achtbares Bollwerk gegen den Strom des öſter⸗ 
reichiſchen Ehrgeizes wäre; jedoch er meinte, nach dieſer Seite 
hin könnte der Damm nicht ſtark genug ſein, und man müßte 
nur zu ſehr wünſchen, ihn durch alle möglichen Mittel befeſtigt 
zu ſehen gegen einen Fürſten, der alles zu unternehmen fähig 
wäre, ſogar bis zur Verwegenheit. So ſprach er ſich aus, 
als er die Nachricht von Katharinens Antwort empfangen, 
und er konnte ſich nicht entſchließen, die Sache fallen zu laſſen. 
Görtz hatte geraten, man ſollte den Vertrag mit Rußland in 
der Art erneuern, daß man einen Artikel hinzufügte, welcher 
den ſchließenden Teilen die Freiheit vorbehielte, je nach den 
Umſtänden auch andere befreundete Mächte mit in das Bünd— 
nis aufzunehmen; denn es wäre dem Könige dann Gelegenheit 
gegeben, ſpäter, wenn er es für angemeſſen erachtete, die Pforte 
noch hineinzuziehen. Friedrich wies den Rat nicht zurück; aber 
weil ſein Bündnis ſchon im Mai 1777 auf die Jahre 1780 
bis 1788 erneuert worden war, hielt er es für beſſer, einen 
beſonderen Vertrag abzuſchließen, welchem die gefabrdrohenden 
Pläne des Kaiſers, die Angelegenheiten des Deutſchen Reiches 
und die von Rußland bereits übernommene Garantie des 
Teſchener Friedens als Grundlage dienen könnten. Und am 
9. November trug er dem Grafen Görtz auf, zu ergründen, 
ob es nicht der Hof von St. Petersburg wenigſtens gern ſehen 
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würde, wenn Preußen allein mit der Pforte wegen eines Ver⸗ 
teidigungsbündniſſes unterhandeln wollte. Bei dieſer Gelegen⸗ 
heit ſchrieb Friedrich noch: „Übrigens iſt nur zu wünſchen, daß 
Umſtände mit der Zeit eintreten, wo ich Rußland von dem 
Nutzen meines Bündniſſes mit ihm überzeugen kann, obgleich 
in dieſer Hinſicht aus ſeinem letzten Kriege mit der Pforte be⸗ 
reits hinlängliche Beweiſe vorliegen; denn abgeſehen von den 
beträchtlichen Hilfsgeldern, die ich ihm während der ganzen 
Dauer des Krieges zukommen laſſen, haben auch meine Unter⸗ 
handlungen in Konſtantinopel dem Hofe von St. Petersburg 
Vorteile gebracht, deren Wert er ſeinerzeit ſelbſt wohl er⸗ 
kannt hat.“ 

Gegen Ende des Novembers brachte Panin jenen beſon— 
deren Vertrag als ein letztes Auskunftsmittel und eine kluge 
Vorſichtsmaßregel gegen die etwaigen herrſchſüchtigen Pläne 
Joſephs der Kaiſerin mit dem Bemerken in Vorſchlag, der 
König würde ſich nur unter der Bedingung darauf einlaſſen, 
daß die erſten Schritte von Rußland ausgingen. Wozu brauche 
man denn einen ſolchen Vertrag? erwiderte Katharina; das 
bereits beſtehende Bündnis zwiſchen Preußen und Rußland ſei 
ja unauflöslich, und im Notfalle werde ſie nicht anſtehen, dem 
Könige die erforderliche bewaffnete Hilfe zu leiſten. Nach 
dieſer Antwort gelangte Görtz, wie es ſcheint, nicht dahin, Fried- 
richs letzten Vorſchlag an Katharina zu bringen. „Ich muß 
es“, ſchrieb er am 30. November, „der höheren Weisheit Ew. 
Majeſtät anheimgeben, ſich weiter zu entſcheiden; allein ich habe 
noch geſtern Gelegenheit gehabt zu bemerken, daß der Graf 
Panin ſich durchaus ſträubt, auf die Sache nochmals bei der 
Kaiſerin zurückzukommen.“ 

Die Tripelallianz war geſcheitert “). Görtz hat mehrere 


1) Kaunitz bei Arneth X, 832, Anm. 1037 ſpricht ſogar von einer 
Quadrupelallianz, und es iſt wahr, daß Friedrich vorübergehend eine 
ſolche durch den Beitritt von Frankreich zu bilden wünſchte, verleitet durch 
einen franzöſiſchen Dragonerhauptmann, Namens Dezoteux, der ihm 
falſche Verſprechungen machte. Der König betrachtete eine ſolche Ver⸗ 
bindung comme la seule ligue pour arréter les projets ambitieux de 
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Gründe für das Verhalten Katharinas angegeben, aber den 
wahren ſpäter erſt entdeckt. Als im Jahre 1778 die Türken 
ihre Schwäche verrieten, und England und Frankreich in einen 
neuen Krieg ſich verwickelt hatten: da regte ſich der Ehrgeiz 
abermals mächtig in dem Herzen Katharinas. Ihre Schwieger⸗ 
tochter, die Gemahlin des Großfürſten Paul, näherte ſich der 
zweiten Entbindung, und die Kaiſerin rechnete wiederum auf 
einen Enkel. Sie wollte die Türken aus Europa vertreiben, 
das oſtrömiſche Kaiſertum herſtellen und jenes Kind auf den 
neugeſchaffenen Thron ſetzen. Die phantaſtiſche Frau ließ im 
voraus ſechs Ammen von den Inſeln des Archipels kommen, 
welche mit unverfälſchter griechiſcher Milch den künftigen Kaiſer 
nähren ſollten. Sie ordnete ferner an, daß die Taufe des⸗ 
ſelben nach dem von dem ruſſiſchen Brauch etwas abweichenden 
griechiſchen Ritus vollzogen würde. 

Katharinas Hoffnung erfüllte ſich wirklich; im Januar 1779 
kam ein kleiner Großfürſt auf die Welt. Aber die Ammen 
erwieſen ſich leider als unbrauchbar, und man ſah ſich 
genötiget, das Kind ſtolzer Erwartungen mit einheimiſcher 
Milch aufzuziehen. Darüber ſoll die Kaiſerin ärgerlich ge— 
worden fein, und fie ließ nun auch die Taufe nach landes- 
üblichem Herkommen vornehmen. Wenn man aber glaubte, 
daß ihre Idee ſich verlieren würde wie die Milch der griechi— 
ſchen Ammen, fo irrte man ſich !). Katharina entſagte keines⸗ 
wegs ihrem Plane. Der großfürſtliche Säugling erhielt den bez 
deutungsvollen Namen Konſtantin, und als das Hofſtaatsamt 
anfragte, welche Summe für ſeinen Unterhalt ausgeſetzt werden 
ſollte, da gab die Kaiſerin zur Antwort: „Ohne Zweifel dte- 
ſelbe, wie für ſeinen älteren Bruder; denn er wird von Kind— 
heit an ein ebenſo großer Herr ſein, wie es dieſer erſt nach 
dem Tode von zwei Perſonen werden wird.“ Auch eine brauch— 
bare griechiſche Amme fand ſich noch nachträglich, welche den 


VEmpereur. Friedrich an Finckenſtein 26. September 1779 (Geh. Kab.⸗ 


Akten) und Goltz 24. Dezember 1779. 
1) Görtz 26. Dezember 1780 ſchreibt: On erut alors que cette idée 


se perdroit comme le lait des nourrices. 
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ebenfalls bedeutungsvollen Namen Helena führte oder annehmen 
mußte, und ſo fehlte nur noch die Vertreibung der Türken. 

Im Anfange des Juni unterhielt ſich einmal Katharina 
mit Harris, welcher jetzt in Petersburg Geſandter war. Sie 
brachte das Geſpräch auf die alten Griechen, ſchrieb die geiſtigen 
Vorzüge derſelben auch den Nachkommen zu und behauptete 
dann, daß die letzteren wieder das erſte Volk werden könnten, 
wenn ſie gehörig unterſtützt würden. Sie wollte die Rede nur 
deshalb hierauf gelenkt haben, weil ſie wüßte, daß der Vater 
des Geſandten ein Bewunderer der Griechen wäre; ſie drückte 
die Hoffnung aus, daß der Sohn dieſe Vorliebe teile. Harris 
verſtand aber die Kaiſerin. Durch den Fürſten Potemkin, deſſen 
Vertrauen er bis zu einem gewiſſen Grade gewonnen, war 
ihm bekannt, wohin ſie damals verlangende Blicke warf. „Die 
Idee“, ſchrieb er am 4. Juli 1779, „welche gegenwärtig hier 
herrſcht und alle anderen verdrängt, iſt die Errichtung eines 
neuen Reiches im Oſten, in Athen oder Konſtantinopel.“ Der 
Geſandte glaubte daher, daß man den ruſſiſchen Beiſtand nur 
gewinnen könnte, wenn man dieſe romantiſche Idee beförderte. 
Großbritannien befand ſich damals in ſchwerer Not. Es be⸗ 
mühte ſich vergebens, die aufgeſtandenen Kolonieen von Nord⸗ 
amerika wieder zu unterwerfen, es führte mit Frankreich, das 
ihnen Hilfe leiſtete, Krieg und beſaß in Europa keinen Ver⸗ 
bündeten. Fruchtlos hatte ſich Harris bisher angeſtrengt, um 
Katharinas Unterſtützung zu erlangen; er meinte jetzt, eine 
Brücke für ein engliſch⸗ruſſiſches Bündnis gefunden zu haben, 
und er fürchtete von einer ſolchen Unterhandlung keinen Schaden, 
da ſich jener Plan bei ernſthafter Betrachtung ſogleich als un⸗ 
ausführbar erweiſen würde. Die Gefahr ſtieg, als auch Spanien 
den Engländern den Krieg erklärte, bis zu einer erſchreckenden 
Höhe. Daher bot der Hof von London alles auf, um die 
ruſſiſche Vermittelung zu gewinnen. 

Katharina II., welche die Künſte der weiblichen Koketterie 
mit ſtaunenswerter Geſchicklichkeit auf die Politik übertrug, 
hörte den armen Harris gütig an, gab Ausſicht und ließ dann 
den Abſagebrief ſchreiben, ohne jedoch den Hoffnungsfaden zu 
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zerſchneiden; durch neue Freundlichkeiten bannte ſie vielmehr 
den verzweifelten Geſandten wieder in ihren beſtrickenden Kreis. 
Für gewöhnlich gebrauchte ſie die Hilfe des Grafen Panin, 
zuweilen mußte der Fürſt Potemkin ihren Abſichten dienen; 
denn ſie allein kannte das ganze Geheimnis der ruſſiſchen 
Politik, welche ſie mit unüberbotener Kunſt der Verſtellung 
lenkte ). Sie widmete den europäiſchen Angelegenheiten die 
größte Aufmerkſamkeit und war empfindlich, wenn ſie Nach⸗ 
richten nicht ſchnell genug erhielt. Sie ſchien geneigt, überall 
mit einzugreifen, ließ aber durch keine Macht der Überredung, 
durch kein verlockendes Anerbieten zu einer Teilnahme ſich fort⸗ 
reißen, welche ſie von ihren Zielen entfernen konnte. Dieſe 
letzteren feſt im Auge behaltend, förderte ſie die Intereſſen der 
andern, auch wenn es ihre Verbündeten waren, nur ſo weit, 
als ſie verpflichtet war. Sie wußte die fremde Verwirrung 
mit leiſer Hand zu vermehren, um ſich ſelber freien Spielraum 
zu verſchaffen?). Als fie am 22. Juli 1779 dem engliſchen 
Geſandten die Gunſt einer geheimen Unterredung gewährte, 


1) Görtz ſchreibt (25. Auguſt 1780): es ſei bekannt, daß Katharina 
possède au supréme degré Part de savoir cacher ses sentimens, et par 
conséquent il est difficile de juger d’aprés ce qu'elle pourroit dire, 
souvent méme d’aprés ce qu'elle fait, et il n'y a que le tems qui 
dans touttes les affaires décéle insensiblement les vrais sentimens de 
cette princesse. 

2) Ich betrachte fie hier nur als Leiterin der auswärtigen Politik 
Rußlands. Bemerkenswert iſt, was Gunning am 8. Auguſt 1772 über 
fie ſchreibt im Sbornik XIX, 298: die Kaiſerin fet durchaus nicht beliebt 
in Petersburg und wolle es auch gar nicht werden; ſie habe keine Liebe 
zur Nation, noch dieſe zu ihr. Sie beſitze an unbounded desire of fame; 
wollten wir dieſes nicht annehmen, fo müßten wir fie anklagen of in- 
consequence and folly in undertaking many great public works, in- 
stituting colleges and academies upon very extensive plans and at an 
enormous expence and yet carrying scarcely any to the least degree 
of perfection or finishing the buildings allotted to them.... Ohne 
dieſe Schwäche würde fie fein a most extraordinary character, few things 
being above her spirit to attempt or her abilities to accomplish.... 
Drei Kinder leben aus der Verbindung mit Orlow. .... She sees the 
children sometimes, though not often. 


282 IV. Buch. 1. Kapitel. 


deutete ſie auf die Möglichkeit hin, den Frieden dadurch wieder 
herzuſtellen, daß König Georg auf die nordamerikaniſchen Kolo⸗ 
nieen verzichtete. Harris fragte ſie, ob ſie eine ſolche Ver⸗ 
mittelung annehmen würde. Mit großer Heftigkeit antwortete 
ſie: „Ich würde lieber den Kopf verlieren.“ Sie hätte ge⸗ 
wiß in einem ſolchen Falle den äußerſten Widerſtand geleiſtet; 
aber ſie machte und unterſtützte jenen Vorſchlag, um den fremden 
Kampf in die Länge zu ziehen, die Weſtmächte zu beſchäftigen 
und dadurch der Ausführung ihres geheimen Planes die Wege 
zu bahnen. Doch auch von dem Wiener Hofe mußte ſie Hin⸗ 
derniſſe befürchten, wenn es ihr nicht glückte, mit demſelben 
zu einer Verſtändigung zu gelangen oder Friedrich den Großen 
wie im Jahre 1771 zu gewinnen, damit er Oſterreich im 
Zaume hielte. 

Um die Türken aus Europa zu verjagen, verfolgte ſie, 
wie bereits erwähnt worden iſt, ſchon lange den Plan, einen 
Bund mit Oſterreich und Preußen zu ſchließen. Was 1772 
nicht zuſtande gekommen war, das verſuchte ſie, wie es ſcheint, 
nunmehr zu erreichen, indem ſie eben damals, wo Joſeph durch 
ſeine Reiſen in Böhmen dem Könige von Preußen jo viel Arg— 
wohn einflößte, den Fürſten Potemkin, ihren Günſtling, als 
Kundſchafter ausſchickte. Dieſer ereiferte ſich im Geſpräch mit 
dem Grafen Görtz über die Unruhe der Polen und rief dann 
plötzlich aus: „Das einzige Mittel dagegen würde ſein, wenn 
man durch eine neue Teilung dem Daſein Polens ein Ende 
machte. Man hätte das gleich thun ſollen, niemand würde 
es gehindert haben und auch kein größeres Geſchrei entſtanden 
ſein.“ Nach einer kurzen Entgegnung des preußiſchen Ge— 
ſandten fragte Potemkin: „Was wird wohl der König hier- 
über für eine Meinung haben?“ Friedrich antwortete durch 
den Grafen Görtz: er ſei weit entfernt davon, ſich eine folche 
Begierde zu geſtatten, indem er glaube, man müſſe vielmehr 
daran denken, das, was man habe, zu erhalten, als abermals 
auf Koſten ſeiner Nachbarn ſich zu vergrößern; ſeine Haupt⸗ 
ſorge gehe dahin, den Wiener Hof zu zügeln. Damit aber 
Görtz die Antwort dem Fürſten Potemkin zeigen könnte, hatte 
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Friedrich eine Nachſchrift aufgeſetzt, in welcher er den Vorſchlag 
zwar ablehnte, jedoch dem Günſtlinge der Kaiſerin die größten 
Lobeserhebungen ſpendete. Wie leicht war es möglich, daß 
dieſer der Nachfolger des Grafen Panin wurde, weil deſſen 
Geſundheit außerordentlich erſchüttert war! Natürlich zeigte 
Görtz das Blatt dem Fürſten und verſprach ihm, wenn er 
Abſichten auf Kurland hätte, daß der König ihm hierbei behilf⸗ 
lich ſein würde. Zum Danke wollte Potemkin den Kaiſer 
zügeln helfen; er fühle, ſprach er, nicht allein die Notwendig— 
keit davon, ſondern er wünſche ſogar, daß die beiden Mächte 
ſich ſchon jetzt über die Mittel verſtändigten und zu dieſem 
Zweck einen Vertrag ſchlöſſen. Waren das Redensarten oder 
dachte Potemkin auch auf dieſem Wege zum Ziele zu kommen? 
Friedrich erklärte ſich natürlich bereit und wünſchte, daß der 
Fürſt den Petersburger Hof bewegen möchte, Vorſchläge zu 
machen ). 

Der Günſtling Katharinas würde, wenn er nur die eigenen 
Gedanken vorgebracht hätte, nicht ausdrücklich die Antwort des 
Königs verlangt haben. Ohne Zweifel ſprach er im Auftrage 
der Kaiſerin, die auf die Ideeen, welche Panin gegen den Grafen 
Solms im Jahre 1769 geäußert hatte, zurückging. Augen- 
ſcheinlich wollte ſie ſich zuerſt mit dem Könige von Preußen 
und dann mit Ofterreich verſtändigen, und angenehm wird es 
ihr nicht geweſen ſein, daß jener der Lockung widerſtand. 

Zu derſelben Zeit, wo Friedrich eine neue Teilung Polens 
ablehnte, beſchuldigte Kaunitz ihn, nach dem Beſitze von Groß— 
polen zu ſtreben; von Oſterreich dagegen behauptete der Staaté- 
kanzler, daß es ſogar bereit wäre, Galizien wieder herauszu— 
geben, wenn es anderswo dafür einen Erſatz empfinge ). Wo 
man die Entſchädigung ſuchen könnte, darüber ſprach er ſich 


1) Görtz 11. Oktober und 19. November. Friedrich an Görtz 2. No⸗ 
vember und 1. Dezember 1779. Gemeldet hat die Sache ſchon Dohm 
im 2. Bande, Zuſätze und Berichtigungen, S. xuv, aber mit vielen Irr⸗ 
tümern. 

2) Kaunitz 10. November 1779 bei Beer, Leopold II., Franz II. 
und Katharina, S. 242. 
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nicht aus; aber als Maria Thereſia im Jahre 1772 verlangte, 
daß nicht in Polen die Herſtellung des Gleichgewichts geſucht 
würde, da hatte man auch die Karte der Türkei ſtudiert, und 
ſeit dem Frieden von Kutſchuk⸗Kainardſche war der Staats⸗ 
kanzler der Meinung geworden, daß das Reich des Sultans 
dem Untergange entgegeneilte. Hatte man doch letzterem die 
Bukowina gefahrlos entriſſen! Daß Rußland die Pforte gänz⸗ 
lich über den Haufen werfen und das orientaliſche Kaiſertum 
an ſich bringen wollte, davon ſprach der Staatskanzler bereits 
am Ende des Jahres 1776; er glaubte ferner, daß Oſterreich, 
wenn es dieſen Plan beförderte, große Eroberungen machen 
könnte, das türkiſche Dalmatien und Kroatien, Bosnien, Ser⸗ 
bien, die Walachei und Moldau und andere Provinzen. Trotz 
dieſer Anſicht ging er nicht ungeſtüm auf den Sturz der Türken 
los, weil dieſe aufgehört hätten, gefährlich zu ſein, während die 
Ruſſen es geworden wären. Hierzu kam noch ein anderer 
wichtiger Umſtand, der bei ihm ſchwer in die Wagſchale fiel. 
Wenn der Wiener Hof mit dem Petersburger ein Bündnis 
wider die Pforte ſchloß, mußte Preußen auch Vorteile zuge⸗ 
ſtanden erhalten, und Frankreich konnte leicht aus einem Ver⸗ 
bündeten ein Feind werden. Deshalb wollte Kaunitz die Hand 
zum Angriff gegen die Pforte nicht bieten, aber auf der andern 
Seite doch auch dem Petersburger Hofe keineswegs alle Hoffnung 
benehmen ). 

Es ſcheint nicht, als ob der Staatskanzler in den nächſten 
Jahren dieſe Anſichten geändert hätte, und ſo würde Katharina 
wohl auch hier keine aufrichtige Unterſtützung gegen die Pforte 
gefunden haben. Wenn ſie im nächſten Frühlinge beſchloß, die 
von Polen abgeriſſenen Provinzen zu beſuchen, ſo iſt es nicht 
unmöglich, daß ſie dabei an eine Zuſammenkunft mit dem Kaiſer 
gedacht hat, um, wie Potemkin bei Preußen, ſo ſelber bei 
Oſterreich für die Tripelallianz zu wirken. Mag fie nun aber 
ein ſolches Ereignis im voraus ins Auge gefaßt haben oder 
nicht, die Umſtände ſind ihren türkiſchen Plänen wirklich zuhilfe 


1) Archiv für öſterr. Geſch. XLVIII, 83 ff. 
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gekommen. Als Joſeph ihre Abſicht vernahm, Weißrußland zu 
beſuchen, ſprach er wie im Scherze zu ſeiner Mutter, daß er 
Luſt empfände, mit Katharina zuſammenzutreffen. Maria 
Thereſia, die mit den vielen Reiſen ihres Sohnes überhaupt 
nicht einverſtanden war, hörte von dieſer mit Schrecken. Sie 
wünſchte die noch übrigen Tage ihres Lebens in Ruhe zu ver⸗ 
bringen und weder ihrem Verbündeten noch ihrem Feinde Ver⸗ 
druß und Arger zu bereiten. Sie glaubte aber, daß Frank⸗ 
reich die Nachricht von der Reiſe des Kaiſers nach Rußland 
übel aufnehmen würde, und der König von Preußen dadurch 
vielleicht ſogar zu neuen Feindſeligkeiten angetrieben werden 
könnte. Die ſittenreine Frau fühlte ferner einen Abſcheu vor 
einer Kaiſerin, die in der Liebe ein Gegenſtück zu Ludwig XV. 
bildete, wie ſehr ſie auch den König von Frankreich als große 
Herrſcherin übertraf. Aber Maria Thereſia hatte keine Macht 
über ihren Sohn. Am 1. Februar 1780 beſuchte dieſer ohne 
Vorwiſſen des Staatskanzlers den ruſſiſchen Geſandten, den 
Fürſten Galitzin, und teilte demſelben ſeine Abſicht mit. Katha— 
rina handelte nun nicht ſo ungeſchickt wie Joſeph im Jahre 
1766 gegen Friedrich. Sie gab unverhohlen über den Plan 
des Kaiſers ihre Freude zu erkennen und beſtimmte ſogleich 
Mohilew, wo ſie am 7. Juni einzutreffen gedächte, zum Orte 
der Zuſammenkunft; aber ſie ließ die Antwort durch ihren 
Geſandten dem Staatskanzler übergeben, der ſich gekränkt eine 
Zeit lang weigerte, ſie in Empfang zu nehmen und ſie nicht ohne 
Empfindlichkeit alsdann dem Kaiſer übermittelte. 

So hatte Joſeph ſeinen Plan mit einer gewiſſen Hinterliſt 
ins Werk geſetzt. „Es iſt das ein neuer Beweis“, ſchrieb 
Maria Thereſia an den Grafen Merch, „wie wenig ich imſtande 
bin, die Gedanken des Kaiſers aufzuhalten, obwohl ich mich 
ſtets in dem Falle befinde, den Tadel teilen zu müſſen . 

Ich ſehe mit Bedauern, daß man immerfort Anlaß giebt, den 
Groll des Königs von Preußen zu vermehren und unſere Ver— 
bündeten zu beunruhigen ).“ 


1) Arneth et Geffroy III, 404. 
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Ebenſo wie Maria Thereſia dachte bei dieſer Angelegenheit 
auch Katharina ſogleich an den König von Preußen; denn es 
geſchah ſicherlich nur im Einverſtändnis mit ihr, wenn Potemkin 
ohne von dem bevorſtehenden Beſuch etwas zu ſagen, dem 
Grafen Görtz auf eine geſchickte Weiſe vorſchlug, der König 
möchte den Prinzen von Preußen nach Petersburg gehen laſſen. 
Der Günſtling wollte, wenn Friedrich die Reiſe genehmigte, 
die Kaiſerin davon unterrichten. „Das würde mich ſehr glück— 
lich machen“, ſprach er mehrmals. Der Geſandte ſchwieg dar- 
über noch, weil er es für unmöglich hielt, daß der Prinz bei 
den heikligen Verhältniſſen des Hofes das richtige Betragen 
inne halten würde ). Er ſetzte den König erſt in Kenntnis, 
als ihm Panin am 2. März von der beabſichtigten Zuſammen⸗ 
kunft des Kaiſers und der Kaiſerin Nachricht gab. Ungern 
hörte der Geſandte letzteres; er fürchtete, der des Wortes 
mächtige, geiſtreiche Fürſt werde von der Schmeichelei Gebrauch 
machen, und dieſes Gift ſei recht gefährlich. „Wenn man ſo 
ſtarke Vorurteile hat wie wir“, entgegnete Panin, „wird das 
wohl ſehr ſchwer halten.“ Als Gegengift ſchlug er eine Reiſe 
des Prinzen von Preußen nach Petersburg vor, und zwar 
ſollte der König auf eine ſchmeichelhafte Weiſe die Kaiſerin um 
Erlaubnis dazu bitten, ehe noch die Abſicht Joſephs bekannt 
würde, weil man ſo den Schein vermiede, als ſollte der Prinz 
nur kommen, um gegen die Umtriebe der Feinde des gegen— 
wärtigen politiſchen Syſtems zu arbeiten. Einige Tage ſpäter 
änderte Panin ſeine Meinung; er wollte nun den Antrag des 
Königs bis zur Wiederkunft der Kaiſerin aus Weißrußland 
verſchoben wiſſen; denn wenn der Verdacht entſtände, das er 
das Geheimnis verraten hätte, ſo könnte das ſchlimme Folgen 
für ihn haben. So ängſtlich war der leitende Miniſter gee 
worden. Umgekehrt erzählte dagegen Potemkin dem Grafen, 
daß er mit ſeiner Gebieterin geſprochen und ſie geantwortet 


1) Dohm, Bd. II, in den Zuſätzen und Berichtigungen zum erſten 
Bande, S. xvi. Das Übrige erzähle ich nach den Depeſchen des Grafen 


Görtz und nicht nach dem, was er dem Herrn von Dohm einige Jahre 
ſpäter ſchrieb. 
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hätte, der Beſuch des Prinzen würde ihr Vergnügen machen. 
Friedrich hatte gleich auf die erſte Nachricht von der drohenden 
Zuſammenkunft Katharinas und Joſephs dem Grafen Görtz 
den Auftrag gegeben, durch Potemkin die Erlaubnis nachzu⸗ 
ſuchen, welche dann auch mit Artigkeit für den September er— 
teilt wurde +). 

Panin bemühte ſich weiter, den beſorgten Geſandten wieder 
aufzurichten, und man glaubt nur zu gern, was man wünſcht. 
Außerdem kannte Görtz noch keineswegs die türkiſchen Pläne 
Katharinas. Er war wohl überzeugt, daß die Zuſammenkunft 
nicht wenig dazu beitragen würde, die Eitelkeit der Kaiſerin, 
des Hofes und der Nation zu vermehren. „Dazu fehlte“, 
ſchrieb er am 19. April an den König, „eben weiter nichts 
als das Phänomen, daß der Kaiſer von Deutſchland, der erſte 
Souverän Europas, der Sprößling dieſes ſonſt ſo ſtolzen 
Hauſes Oſterreich, fo weit herkommt, um der Kaiſerin ſeine 
Huldigung darzubringen. Das wird die Art, mit dieſem Hofe 
zu verhandeln, immerhin etwas erſchweren, und es leidet keinen 
Zweifel, daß er ſich verpflichtet fühlen wird, eine Zeitlang ſolche 
Herablaſſung mit Gefälligkeiten zu erwidern.“) Aber Görtz 
überredete ſich doch, daß dabei nichts Weſentliches herauskommen, 
das beſtehende Bündnis nicht erſchüttert werden würde. 

Ungefähr ebenſo dachte Friedrich. Er ſtellte ſich ruhig, 
aber er war aufgeregt; denn er fürchtete, daß die Schmeicheleien, 
welche der Kaiſer an Katharina verſchwenden und bei Potemkin 
nicht ſparen würde, doch einigen Einfluß auf die Geſchäfte haben 
könnten. „Aber mit Panin muß man hoffen“, ſchrieb er am 
22. April an Finckenſtein, „daß es nur kurze Zeit dauern 
und das gegenwärtige Syſtem davon keineswegs berührt werden 
wird. Ich glaube deshalb, daß ich nichts Beſſeres thun kann, 
als eine vollſtändige Gleichgültigkeit zu heucheln und nicht die 
geringſte Unruhe zu zeigen“ 2). 

Während König Friedrich und ſein Geſandter mit einer 


1) Görtz am 3., 7., 14. und 31. März und 11. April. 
2) Geh. Kab.⸗Akten im Berl. Archiv. 
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Miſchung von Furcht und Hoffnung der bevorſtehenden perſön⸗ 
lichen Begegnung des Kaiſers und Katharinas entgegenſahen, 
hütete ſich Joſeph, mit zu großen Erwartungen die Reiſe nach 
Rußland anzutreten. Er verließ Wien am 26. April 1780. 
Mit welchen Geſinnungen er fortging, zeigen zwei Außerungen 
aus jener Zeit. Er wünſchte durch ſein Vorhaben die Galle 
ſeines lieben Friedrich ſo aufzuregen, daß derſelbe vor Arger 
platzte, und er wollte ferner keine Geſchenke von der Kaiſerin 
empfangen; denn die einzigen Juwelen, die ihm Vergnügen 
machen könnten, wären Koſel, Neiſſe, Glatz und Schweidnitz, 
aber die Juweliere würden viel Zeit brauchen, fie zu faſſen “). 
Wie für die Reiſe zu Friedrich dem Großen und zu Lud⸗ 
wig XVI., ſo hatte Kaunitz auch jetzt wieder Ratſchläge für 
den Kaiſer aufgeſetzt und ſogar zwei Denkſchriften abgefaßt, 
deren Inhalt Joſeph, während er in Galizien verweilte und 
die Verhältniſſe des neuerworbenen Landes ſtudierte, in freien 
Stunden ſorgfältig erwog. Er ſollte nach dem Wunſche des 
Staakskanzlers der ruſſiſchen Kaiſerin einen echten Begriff von 
ſeiner Denkungsart und von der Geſamtpolitik des Wiener 
Hofes beibringen und ſie dadurch antreiben, in eine engere 
Verbindung mit Oſterreich zu treten. Er ſah ganz richtig ein, 
daß letzteres nur geſchehen könnte, wenn die Freundſchaft zwiſchen 
Rußland und Preußen erkaltete, und er glaubte wahrſcheinlich, 
er würde ſchwerlich ſo weit gelangen. Es erſchien ihm ſogar 
nicht unmöglich, daß Friedrich und Katharina ſich über die 
Fragen verſtändigt hätten, welche die letztere an ihn richten 
ſollte, um von der Antwort alsdann Mißbrauch zu machen. 
Er wollte ferner mit Potemkin nicht unterhandeln. Er be⸗ 
merkte unter anderem, daß Panin doch jederzeit Recht behielte, 
weil die Kaiſerin ſeiner bedürfte, und er allein die Feder führte; 
dagegen könnte ſich Potemkins Anſehen, da es weder auf 
Talente noch auf Verdienſte, weder auf Redlichkeit, noch auf 
allgemeine Hochachtung fic) ſtützte, leicht in nichts auflöſen. 
Dem Staatskanzler bereiteten dieſe Gedanken des Kaiſers 


1) Arneth X, Anm. 1025 und 1038. 
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kein Vergnügen. Er meinte: durch den Verkehr allein, wenn 
er auch noch ſo verbindlich und freundſchaftlich wäre, würde 
ſich nichts erreichen laſſen; nur die entſprechenden Erklärungen 
könnten die erwünſchte Wirkung hervorbringen. Er riet alſo 
dem Kaiſer, ſich hierzu des erſten Privatgeſpräches zu bedienen, 
da ihm ſpäter vielleicht gar nicht mehr die Gelegenheit gegeben 
werden würde, dies zu thun. Joſeph empfing das neue 
Schreiben des Fürſten Kaunitz, als er eben im Begriff ſtand, 
in den Wagen zu ſteigen und Lemberg zu verlaſſen. Er ver— 
ſprach dem Staatskanzler, ſeine weiſen Ratſchläge zu befolgen 
und ſo wenig Schaden als möglich anzurichten. Deutlicher 
äußerte er ſich gegen die Mutter: „Die Antwort des Fürſten 
Kaunitz bejagt jo viel“, ſchrieb er am 19. Mai zurück, „daß 
er wünſcht, ich möchte die Zuſammenkunft nützlich machen. Ich 
werde ſicherlich keine Gelegenheit vorübergehen laſſen; aber vor 
allem muß man damit anfangen, ſie nicht ſchädlich zu machen, 
nachher kann man erſt an die Vorteile denken.“ 

Als Graf Falkenſtein begab ſich Joſeph alsdann über Kiew 
nach Tſchernigow. Durch ein Schreiben Cobenzls erfuhr er 
hier, die Kaiſerin von Rußland würde durch Abkürzung des 
Aufenthaltes an verſchiedenen Orten vier Tage früher in Mohi— 
lew anlangen, als urſprünglich beſtimmt worden war. Er be— 
ſchleunigte nun ſeine Reiſe gleichfalls, und zwei Tage, nachdem 
er in Mohilew eingetroffen war, kam auch Katharina dahin. 
Joſeph ſah im Frack den ſchönen Einzug an, warf ſich dann 
in Uniform und wurde von dem Fürſten Potemkin in die 
kaiſerlichen Gemächer geführt, wo er die Ankunft Katharinas 
abwartete. Als ſie erſchien, wollte er ihr die Hand küſſen, 
aber ſie litt es nicht, und ſo umarmten ſich die beiden ver— 
witweten Majeſtäten. Als gegen Abend Joſeph zu dem pol— 
niſchen Kaufmann zurückkehrte, wo er Wohnung genommen, 
ſchrieb er an Maria Thereſia: „Ich habe bis jetzt allen Grund, 
mit der freundſchaftlichen und ungezwungenen Aufnahme zu— 
frieden zu ſein, mit welcher man mich hier hat empfangen 
wollen.“ f 

Das Leben, welches Katharina auf Reiſen führte, geſtattete 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 19 
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nicht, daß ſie ſich jemals mit Joſeph allein befand. Bei Tiſche, 
wo er neben ihr ſaß, auf den Bällen, beim Spiel und in der 
Oper hatten ſie häufige Geſpräche, wobei die Kaiſerin ihre aus⸗ 
gebreiteten Kenntniſſe ſpielen ließ und die ganze Anmut in der 
Unterhaltung, deren ſie fähig war, entfaltete. Die Hauptſache 
bilden aber die heimlichen Worte, deren doch etliche gewechſelt 
werden konnten. Am 8. Juni erſtattete Joſeph ſeiner Mutter 
kurzen Bericht. Er hatte den Tag zuvor im Theater Gelegen— 
heit gehabt, von den ſchlimmen und falſchen Einflüſterungen, 
welche der König von Preußen gegen ihn ausſtreue, zu reden. 
Sie verſicherte, das ſei nichts weiter als Geſchwätz; Friedrich 
werde durch kleinliche Menſchen ſchlecht unterrichtet und bewirke 
durch ſeine unwahren Nachrichten nur, daß man ihm ſchließlich 
nicht mehr glauben werde. Sie ſchrieb ſeine üble Laune — 
denn ſie mußte dem Gaſte doch etwas erwidern — dem Alter 
und der Einſamkeit zu, in welcher er lebe. 

So hatte Joſeph einen von ſeinen Aufträgen glücklich an— 
gebracht. Aber auch die Kaiſerin wagte ſich einen Schritt vor, 
indem ſie dem Gaſte die Frage vorlegte, ob ihm Italien und 
beſonders der Kirchenſtaat als das Patrimonium des römiſchen 
Kaiſers und als ein ſo gutes und ſchönes Land nicht behagen 
würde. Der Überraſchte nahm es zuerſt als Scherz auf; er 
antwortete dann ernſthaft: der gegenwärtige Beſitzſtand in 
Italien intereſſiere gar viele Mächte ſo lebhaft, daß es nicht 
einmal etwas helfen würde, wenn er die Rechte ſeit Auguſtus 
geltend machen wollte; dagegen ſei ihr Rom — nämlich Kon— 
ſtantinopel — leichter zu erobern. Die verſchlagene Kaiſerin 
entſchuldigte ſich wegen ihrer Frage, ſchien verwirrt, daß ſie 
dieſelbe gethan, und beteuerte, ſie wünſche nur den Frieden und 
denke keineswegs an dieſe Eroberung. 

Joſeph blieb mit ſeiner Aufnahme zufrieden. Mit jedem 
Tage wurden die Geſpräche natürlicher und anziehender, weil 
ſich ein wenig Vertrauen einſtellte. Katharina lud den Kaiſer 
ſogar dringend ein, nach ihrer Hauptſtadt zu kommen, wo er 
allein von dem eine Vorſtellung empfangen könnte, was Peter 
der Große und ſie gethan hätten; er habe nichts geſehen, wenn 
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er ihre Reſidenz nicht in Augenſchein genommen. Sie wollte 
ferner ihre drei Geſchwader zeigen, die ihm einen Begriff von 
ihrer Seemacht geben würden. Gründe genug für einen wiß⸗ 
begierigen Mann, wie Joſeph war. Aber auch die Hauptſache 
verſchwieg Katharina nicht. Sie gehe, ſagte ſie, dort aufs 
Land, wo man leichter und bequemer mit einander verkehren 
könne. Joſeph willigte gern ein. Er wünſchte nicht allein 
Petersburg zu ſehen, ſondern auch der Kaiſerin zu gefallen, 
und da ſie die Reiſe vorſchlage, bemerkte er weiter, ſo erwecke 
das bei dem Könige von Preußen und den andern Mächten 
den Anſchein, daß er Erfolg gehabt habe. Ferner hielt es 
Joſeph für wichtig, den Großfürſten Paul und den Grafen 
Panin kennen zu lernen und im voraus den Eindrücken zu be— 
gegnen, welche zu ſeinem Nachteile der Prinz von Preußen im 
Herbſte ſuchen würde auf dieſe beiden Männer hervorzubringen. 
Endlich glaubte Joſeph erſt dort zu einer feſten Abmachung 
gelangen zu können. 

Dem urſprünglichen Plane gemäß begleitete der Kaiſer 
Katharina bis nach Smolensk. Er nahm in ihrem ſechsſitzigen 
Wagen Platz und fuhr zwei und einen halben Tag ſehr bequem 
und angenehm; „denn liebenswürdiger und unterrichteter als 
ſie kann man nicht ſein“, ſchrieb er. Ebenſo lange dauerte der 
Aufenthalt in Smolensk. In dieſer Zeit wurden wieder einige 
heimliche Geſpräche geführt. Als Joſeph abermals der Ver— 
leumdungen des Königs von Preußen gedachte, verſicherte ſeine 
Wirtin von neuem, daß ſie denſelben keinen Glauben ſchenke. 
Bei einer andern Gelegenheit erklärte der Kaiſer, der Wiener 
Hof ſei feſt entſchloſſen, ihr in allen wichtigen Fällen ſeine Ge— 
danken freundſchaftlich mitzuteilen und ſie um ihren Rat zu 
bitien. Sie bezeigte darüber unendliches Vergnügen und be— 
teuerte, daß ſie denſelben ſtets mit der größten Aufrichtigkeit 
geben würde. 

Sie ſprachen einmal auch von dem letzten Türkenkriege, 
von dem Vertrage, welchen Oſterreich damals mit der Pforte 
geſchloſſen, und von der Erklärung, welche der Petersburger 
Hof im bahyeriſchen Erbfolgekriege zugunſten des Königs von 
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Preußen gethan. Katharina bedauerte den genannten Vertrag, 
ſie ſtellte dem Kaiſer alle Vorteile dar, welche das Haus 
Oſterreich hätte davon tragen können; ſie habe dieſelben mit 
dem Ausdruck „unabhängig von jeder anderen Verpflichtung“ 
angeboten und darunter eine ſolche, die ſie gegen den König 
von Preußen eingegangen fet, verſtanden. Sie legte jenes Ver⸗ 
halten den Franzoſen zur Laſt, welche die Türken mehr als 
jede andere europäiſche Macht liebten. „Dieſer große Moment“, 
fügte ſie hinzu, „dieſe ſchöne Gelegenheit wird vielleicht niemals 
wiederkehren.“ Sie ſchien ein Mittel angeben zu wollen, wie 
man das noch gut machen könnte, doch beſann ſie ſich und 
ſagte nur, der Kaiſer habe ſeine Hauptſtadt nicht. So oft ſie 
aber von Rom redete, ſprach Joſeph lachend von Konſtantinopel. 
Einmal erklärte ſie beſtimmt, daß ſie es, ſelbſt wenn ſie es 
damals erobert hätte, doch nicht behalten, ſondern einen an— 
deren Gebrauch davon gemacht haben würde. 

Joſeph ſchloß aus dem allen, daß Katharina noch daran 
dächte, ihr Reich zu teilen und ihrem Enkel Konſtantin das 
öſtliche Kaiſertum zu geben, wenn ſie es in Beſitz genommen. 
Er nennt den Plan ein Hirngeſpinſt. „Inzwiſchen ſcheinen“, 
meldet er weiter, „die ſtärkſten Vorurteile gehoben. Ihre Maje⸗ 
ſtät erweiſt mir tauſend Freundlichkeiten und ſcheint mit mir 
zufrieden; das wird gelegentlich den Weg zu weiteren Vor— 
ſchlägen bahnen, die ich jedoch, glaub' ich, nicht beſchleunigen 
darf, weil es die Umſtände nicht ſogleich erfordern, und zu 
ſtarkes Drängen mehr ſchaden als nützen würde, zumal da dies 
alles vielleicht nur ein Köder iſt, um mich zum Schwatzen zu 
bringen und dann einen ſchlechten Gebrauch davon zu machen; 
denn ich verlaſſe mich auf niemanden, und niemand, ſcheint es, 
traut hier dem andern.“ 

Joſeph freute ſich nun auf den Aufenthalt in Petersburg, 
auf den Großfürſten, den er wünſchte kennen zu lernen; er 
wollte ſuchen, deſſen Freundſchaft zu gewinnen, ohne der Kaiſerin 
Anſtoß zu geben. „Der Prinz von Preußen“, fügte Joſeph 
hinzu, „kommt im September hin, um wieder zu verderben, 
wenn ich etwas gut gemacht habe. Ich bedauere, daß wir dort 
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nicht zuſammentreffen; denn es würde mir angenehm ſein, die 
Bekanntſchaft mit ihm zu erneuern.“ 

In Smolensk trennten ſich die beiden kaiſerlichen Maje⸗ 
ſtäten. Joſeph beſuchte Moskau und begab ſich von da nach 
Petersburg, wo er am 28. Juni eintraf. Auch hier konnte 
man nicht ganz ungeſtört reden; aber er fand doch Gelegenheit, 
nach und nach alles vorzubringen, was ihm Kaunitz aufgeſetzt 
hatte. Den 4. Juli gab er ſeiner Mutter von den politiſchen 
Geſprächen Nachricht, die bis dahin wieder vorgekommen waren. 
Katharina, meldet er, fühle keinen Haß mehr und glaube den 
Streich, den ihr der Wiener Hof geſpielt, als er ſich weigerte, 
gegen die Türken ihr Beiſtand zu leiſten, durch die Erklärung, 
welche fie im bayeriſchen Erbfolgekriege gethan, vollkommen ver⸗ 
golten zu haben. Er hielt ſie ferner für nicht ſo abgeneigt, 
Oſterreich faſt auf gleichem Fuße mit dem König von Preußen 
zu behandeln, nur werde ſie für den Augenblick nichts thun, 
um ſich mit dieſem zu entzweien. Sie wolle, meinte Joſeph, 
daß man ihr von beiden Seiten um die Wette den Hof 
mache. 

Die Türken bildeten auch diesmal den Hauptgegenſtand des 
Geſpräches. Daß Katharina Abſichten gegen dieſelben habe 
und der Plan, ein öſtliches Kaiſertum zu errichten, ſie auf das 
lebhafteſte beſchäftige, davon wurde Joſeph nun überzeugt. So 
ſagte ſie einmal, ſie begreife nicht, warum die Franzoſen durch— 
aus Muſelmänner in Konſtantinopel haben wollten, und daß 
ihnen eine andere unabhängige Nation nicht ebenſo behagte. 
Sie verſicherte mit der größten Beſtimmtheit und mit Wärme, 
ſie würde ſich nimmer mit den Türken verbinden, nicht einmal 
zum Zweck eines Handelsvertrages, und ſie ſchalt den König 
von Preußen, daß er trotz ſeines Alters in der Politik oft 
unbeſonnen ſei und Unvereinbares zu vereinigen ſuche, daß er 
von ſeinen Miniſtern getäuſcht werde oder ſich ſelbſt täuſche, 
wenn er andern etwas aufbinden wolle; das alles komme von 
ſeiner einſamen, zurückgezogenen, melancholiſchen Lebensart, die 
ihn zu den ſeltſamſten Ideeen führe. Man ſieht, wie un⸗ 
angenehm der Vorſchlag der Tripelallianz Katharina berührt 
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hatte. Wiederholt beteuerte ſie endlich, ſie würde keinen Krieg 
beginnen, nicht einmal mit den Türken; aber wenn die letzteren 
ſie angriffen, dann würde ſie ſich gut zu verteidigen ſuchen. 
Auf den Einwand, den der Kaiſer machte, daß ſie ſich nach der 
harten Lektion, welche ſie empfangen, davor wohl hüten würden, 
entgegnete Katharina die bedeutungsvollen Worte: nie ſei man 
ihrer ſicher, und man werde wegen der Nachbarſchaft, ſo oft 
man wolle, kleine Gelegenheiten finden, um größere daraus 
hervorgehen zu laſſen. 

Katharina wies hier beinahe mit Fingern darauf hin, wie 
ſie zum Angriff entſchloſſen wäre, wenn ſich der Wiener Hof 
mit ihr verſtändigte. Doch darüber hatte Joſeph keine Ver⸗ 
haltungsbefehle. Wenn auf Italien und beſonders auf Rom 
die Rede kam, ſo wiederholte ſie nicht ohne Wärme: das wäre 
ſeine Hauptſtadt, er würde dort ein reiches Feld haben, Ruhm 
zu erlangen und ſich unſterblich zu machen. Aber hierauf ging 
der Kaiſer nicht ein, und ebenſo mußte Cobenzl, mit welchem 
Potemkin ſprach, ſich kurz faſſen. Dieſer Günſtling Katharinas 
hatte ſowohl in Mohilew und Smolensk als auch in Moskau 
vermieden, von Politik zu reden. Aber nun ward es anders. 
Er verkehrte viel mit dem öſterreichiſchen Geſandten, zeigte für 
die Wiedervereinigung der beiden Höfe großen Eifer und ver- 
ſicherte mit Beſtimmtheit, die Zeit wäre gekommen, wo ſich die 
Kälte, die bisher geherrſcht, leicht fortſchaffen, das alte Ver⸗ 
trauen und die alte Innigkeit wieder herſtellen ließe. Jedoch 
über die Wege, die dahin führen könnten, ſprach er ſich nicht 
aus. Nun hielt es Joſeph für gut, mit dem Vorſchlage, 
welchen ihm Kaunitz an die Hand gegeben, hervorzutreten; 
Cobenzl ſollte denſelben machen, ihn als ſeinen eigenen dem 
Fürſten Potemkin bezeichnen und ſagen: einer der erſten Schritte, 
der unſchuldigſte, der niemandem Anſtoß geben könnte, würde 
ſicherlich der ſein, wenn ſich die beiden Mächte gegenſeitig ihre 
Beſitzungen gewährleiſteten; das wäre rein defenſiv, und es 
bliebe dem Hofe von St. Petersburg unbenommen, mit dem 
Könige von Preußen dasſelbe zu thun. Der Geſandte ward 
außerdem vom Kaiſer angewieſen, die Gelegenheit zu ſolcher 
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Eröffnung nicht aufzuſuchen, ſondern an ſich herankommen zu 
laſſen. „Man muß jetzt ihre Antwort abwarten“, ſchrieb 
Joſeph am 4. Juli ſeiner Mutter; „dieſer erſte Schritt könnte 
zu weiteren führen.“ 

Als Cobenzl etwas von der gegenſeitigen Garantie erwähnte, 
nahm das Potemkin wohl auf und verſprach, Erkundigung ein⸗ 
zuziehen. Er ging nun mehrere Tage lang zwiſchen der Kaiſerin 
und dem Geſandten hin und her. Jene wünſchte zu wiſſen, 
ob auch die Eroberungen, die ſie etwa machen würde, darin 
mitbegriffen wären, und auf den Einwand, died fet nicht gegen- 
ſeitig, erwiderte Potemkin: man wolle dem Wiener Hofe gleich— 
falls alle künftigen Eroberungen außerhalb Deutſchlands und 
Polens gewährleiſten. Als das nicht genügend erſchien, drückte 
der Vermittler den Wunſch aus, Joſeph ſolle mündlich ver: 
ſprechen, daß Oſterreich nie mehr ein Bündnis mit den Türken 
gegen Katharina ſchließen werde. Was man hierauf geantwortet 
hat, vergaß der Kaiſer zu berichten, doch kann es nicht ab— 
lehnend gelautet haben; denn in ſeinem Briefe vom 12. Juli 
heißt es weiter: „Wenn Ihre Maj. mit mir ſpricht, will ich 
ihr die Zuſicherung verbürgen, daß wir uns nicht mehr mit 
den Türken gegen ſie verbinden wollen unter der Bedingung 
der Garantie, vermöge welcher ſie an einem Angriffskriege gegen 
uns keinen Teil mehr wird nehmen können, und eben ſo wir 
nicht gegen ſie.“ 

Joſeph erwartete nun, daß Katharina ſelbſt mit ihm reden 
würde; denn er glaubte ſeinen guten Willen hinreichend be— 
wieſen zu haben und wollte nicht die Meinung erwecken, als 
bedürfte der Wiener Hof dieſer Garantie und müßte darum 
betteln. Und als keine Eröffnung weiter erfolgte, ſchwieg er 
hartnäckig. „Ich ſehe immer wieder die nämlichen Ideeen“, 
ſchrieb er am 18. Juli, kurz vor ſeiner Abreiſe; „man will 
Deutſchland retten, und von Italien möchte man uns gern ein 
Stück geben, um nach Gutdünken mit den Türken verfahren zu 
können .... Ich habe der Kaiſerin wiederholt erklärt, wir 
wünſchten keine Vergrößerung, weder in Deutſchland noch an- 
derswo, aber wir würden auch nie dulden, daß der König von 
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Preußen, abgeſehen von dem, was der Friede von Teſchen über 
die Markgrafſchaften beſtimmt hat, mehr erwerbe, nicht einmal, 
daß er ſich durch Tauſch abrunde; denn bei allen Gelegenheiten 
offenbare ſich zu ſehr ſeine Erbitterung. Die Kaiſerin hat mir 
unter anderm angeführt, daß Peter der Große zu dem Vater 
des Königs von Polen, Poniatowski, einmal geſagt hätte, ſie 
würden in einer Stunde mehr ausrichten, als Miniſter in 
einem Monat. Alles das beweiſt, daß ſie von Geſchäften und 
Plänen ſprechen möchte, daß aber ihre Eigenliebe ſich ſträubt, 
und ſie nicht wagt oder Liſten übt. In beiden Fällen kann 
und muß ich ruhig den Ausgang abwarten.“ Wie ihm an⸗ 
gedeutet worden, rechnete Katharina darauf, daß er einen Brief⸗ 
wechſel ihr anbieten würde. Jedoch nicht einmal das war er 
geneigt zu thun, ſondern er wollte ſie den Vorſchlag machen 
laſſen. Er fürchtete, man könnte nur ſein Spiel mit ihm 
treiben, und mochte nicht in die Schlinge fallen. Er war 
offenbar enttäuſcht. Von Geſchäften ſprach man wirklich nicht 
mehr, nur den Wunſch eines Briefwechſels gab man zu er— 
kennen, und er verpflichtete ſich wenigſtens, hin und wieder bei 
großen Gelegenheiten an die Kaiſerin zu ſchreiben. 

Ehe man ſich trennte, wußte Katharina den Verſtimmten 
durch die „zarte, gefühlvolle, freundſchaftliche Weiſe“, mit 
welcher ſie von ihm Abſchied nahm, zu rühren; auch diesmal 
umarmte ſie ihn. Schade, daß wir nicht wiſſen, mit was für 
Augen ſie jetzt auf die Zuſammenkunft blickte. Gewiß hatte 
ſie mehr Entgegenkommen gehofft. Sie wies ja den Kaiſer 
darauf hin, daß er ſich ihr frei eröffnen ſollte. Sie wird ſeine 
Zurückhaltung lebhaft bedauert und eben deshalb den Brief- 
wechſel angeboten haben, um bei günſtiger Gelegenheit den an⸗ 
gefangenen Faden weiter zu ſpinnen. 

Immerhin konnte Joſeph mit dem Erfolge ſeiner Reiſe 
zufrieden ſein. Mittlerweile tobte der Kampf zwiſchen den 
Höfen von Wien und Berlin auch anderwärts. Es iſt bereits 
erwähnt worden, daß Maria Thereſia geſucht hatte, dem Erz⸗ 
herzoge Maximilian, ihrem jüngſten Sohne, die Nachfolge in 

den Stiftern von Köln und Münſter zu verſchaffen, der Kur⸗ 


Die Koadjutorwahl in Köln und Münſter. 297 


fürſt Maximilian Friedrich aber davon nichts wiſſen wollte. 
Der Plan wurde jedoch vertagt, nicht aufgegeben. Ebenſo 
verlor Preußen die Angelegenheit nicht aus den Augen, ja, es 
begann früher ſeine Thätigkeit als Oſterreich. Der Wunſch 
Friedrichs des Großen ging dahin, daß die Wahl an beiden 
Orten auf ein Mitglied des Domkapitels fallen möchte, und 
zwar wollte der König in Köln den Prinzen von Hohenlohe— 
Bartenſtein und in Münſter den Freiherrn von Fürſtenberg 
unterſtützen. Letzterer regierte das Stift im Namen des Kur⸗ 
fürſten Maximilian Friedrich verſtändig und ſegensreich, wäh⸗ 
rend der öſterreichiſch geſinnte Freiherr v. Belderbuſch in Köln 
die Leitung hatte. 

Im Januar 1780 ſetzte Fürſtenberg den Berliner Hof in 
Bewegung, indem er durch den ihm befreundeten General— 
lieutenant v. Wolffersdorf ſeine Wünſche kundgab; dieſelben 
gingen dahin, daß dem Kurfürſten von Köln die erſten Eröff— 
nungen über die Vornahme einer Koadjutorwahl in Münſter 
durch die Niederlande gemacht werden ſollten, deren Intereſſe 
ja bei dieſer Gelegenheit mit dem preußiſchen Hand in Hand 
ginge. Fürſtenberg hielt ſich der perſönlichen Zuneigung des 
Prinzen von Oranien verſichert und glaubte, auf deſſen Unter— 
ſtützung rechnen zu können 1). Herr v. Thulemeyer, welcher 
den Berliner Hof im Haag vertrat, empfing demgemäß Wei— 
ſungen und ſuchte die Ernennung eines Geſandten am Bonner 
Hofe zu beſchleunigen. Man nahm auch ſogleich den Herrn 
v. Landsbergen dafür in Ausſicht; aber es dauerte ſehr lange, 
bis die Ernennung wirklich vollzogen ward. Inzwiſchen ſuchte 
Hohenlohe die Stimmen für ſeine Wahl in Köln zu gewinnen. 
Er wendete ſich auch an Belderbuſch und erhielt von dieſem 
Verſprechungen, von denen der König von Preußen nur wünſchte, 
daß ſie aufrichtiger wären, als ſeine Neigung für Oſterreich 
erwarten ließe 7). 


1) Finckenſtein an den König 15. Januar 1780 in den Geh. Kab.- 
Akten. 
2) Friedrich in Finckenſtein 17. und 28. Januar. Ebd. 
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Zwiſchen den Beſtrebungen der Generalſtaaten und des 
Berliner Hofes gab es einige Verſchiedenheiten. Jene wendeten 
eigentlich nur der Wahl für Münſter ein beſonderes Intereſſe 
zu, und ſie glaubten nicht, daß Fürſtenberg hier viel Ausſicht hätte. 

Landsbergen behauptete ſogar, der Freund dieſes Domherrn, 
der General Wolffersdorf, könne ſich nicht verhehlen, daß die 
Mehrzahl des Kapitels keineswegs zu ſeinen Gunſten geſtimmt 
ſei. Sie meinten weiter, daß die beiden Stifter ſich nicht gut 
trennen ließen, weil das Erzbistum zu wenig Einnahmen hätte. 
Sie waren deshalb dafür, daß Hohenlohe der Kandidat ſowohl 
für Köln als für Münſter ſein ſollte. Der König von Preußen 
überließ die Entſcheidung über dieſe Frage ſeinen Miniſtern. 
Letztere hielten an Fürſtenberg feſt, aber wenn die Wahl des⸗ 
ſelben auf unüberſteigliche Hinderniſſe ſtieße, dann wollten ſie 
damit zufrieden ſein, daß die Stimmen beider Kapitel ſich auf 
Hohenlohe vereinigten. Friedrich erklärte ſich mit der getroffenen 
Entſcheidung einverſtanden. 

Die Niederländer waren bekannt durch ihre Langſamkeit, 
und ſo wurde denn Landsbergen erſt am Ende des Monats 
März zum Geſandten bei dem Kurfürſten von Köln und bei 
dem weſtfäliſchen Kreiſe ernannt. Er ſtand bereits in Ver⸗ 
bindung mit Hohenlohe, für welchen er gern allein gewirkt 
hätte; doch war des letzteren Ausſicht ſchon etwas geſunken, 
und er inbezug auf das Gelingen unruhig geworden. Lands⸗ 
bergen ſetzte Belderbuſch von ſeiner nahen Ankunft in Kenntnis 
und empfing alsdann eine Antwort, die nicht ungünſtig für die 
Abſichten Hohenlohes lautete; die andern Staatsmänner im 
Haag trauten aber dem Herrn v. Belderbuſch nicht, und Thule⸗ 
meyer fragte Landsbergen, was er thun würde, wenn jener die 
Wahl des Erzherzogs unterſtützte. „Das wäre ſehr ſchlimm“, 
entgegnete Landsbergen; er wollte dann den Einfluß der 
Maitreſſe des Kurfürſten, Namens Mattioli, aufbieten. Er 
wußte nicht, wie ſehr inzwiſchen die Lage der Dinge ſich in 
Köln verändert hatte “). 


1) Ich benutze hier die Korreſpondenz Thulemeyers aus dem Jahre 
1780 (Geh. St.⸗Archiv). 
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In der zweiten Hälfte des März erſchien ein Domherr aus 
Münſter, ein Herr v. Brabeck, in Wien, wo er Privatgeſchäfte 
zu haben vorſchützte; jedoch da er freundlich von Kaunitz auf- 
genommen ward und ſich lange mit ihm unterhielt, urteilte 
man ganz richtig in Berlin, daß er in Sachen der Koadjutor 
wahl und vermutlich zugunſten des Erzherzogs dorthin gegangen 
ſei ). Noch wichtiger war ein Schritt, welchen Belderbuſch in 
Wien that. Er wiederholte den Rat, den er ſchon im Januar 
gegeben, die Kaiſerin⸗Königin möge ſich mit einem eigenhändigen 
Schreiben an den Kurfürſten wenden, den er mittlerweile für 
die Wahl eines Koadjutors und für die Perſon des Erzherzogs 
günſtiger geſtimmt zu haben glaubte. Maria Thereſia folgte 
der Aufforderung, nannte ſelbſt ihren Wunſch dem Kurfürſten 
und empfing jetzt einen günſtigen Beſcheid. Am 19. April 
antwortete Maximilian Friedrich, er habe Belderbuſch mit den 
weiteren Unterhandlungen über die Schritte betraut, welche zur 
Erreichung dieſes Zweckes geſchehen ſollten ?). Eben das war 
es, was Maria Thereſia wünſchte. Man bewarb ſich jetzt um 
die Stimmen der Domherren in beiden Kapiteln und ſuchte die 
Hilfe Frankreichs nach. Maria Antoinette ward angewieſen, 
für ihren Bruder Maximilian thätig zu ſein. 

Wenn Belderbuſch es früher für gut gehalten hatte, den 
Prinzen von Hohenlohe-Bartenſtein über ſeine Abſichten zu 
täuſchen, damit der Kurfürſt auch von einer andern Seite noch 
auf die Notwendigkeit einer Koadjutorwahl hingewieſen würde d): 
ſo zeigte ſich jetzt allmählich, daß die Befürchtungen, die man 
in Berlin und im Haag hatte, ganz gegründet waren, und als 
Graf Metternich, der öſterreichiſche Geſandte, mehrere Audienzen 
bei dem Kurfürſten gehabt hatte, da hielt es Landsbergen für 
notwendig, auch eine ſolche nachzuſuchen und im Namen der 
Republik zu erklären, daß dieſe wünſchte, die Wahl ſollte nur 


1) Findenftein und Hertzberg an Thulemeyer 1. April in der ge⸗ 
nannten Korreſpondenz. 

2) Arneth X, 704. 705. 
3) Arneth X, 835, Anm. 1096. 
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auf ein Mitglied der Kapitel fallen. Er fügte dann hinzu, er 
habe den Auftrag, Hohenlohe zu empfehlen. 

Landsbergen hielt es für gut, daß der preußiſche Reſident, 
der Geheime- und Kreisdirektorialrat v. Emminghaus, die 
gleiche Eröffnung in Bonn machte. Das geſchah denn auch. 
Aber am 30. Mai kam Wolffersdorf ſelbſt nach Potsdam und 
berichtete, in welcher kritiſchen Lage ſich die Angelegenheit be— 
fände. Nach der Ausſage des Generals meinte Fürſtenberg, 
der Wiener Hof würde von der Wahl in Köln abſtehen, wenn 
er in Münſter ohne Ausſicht wäre, und er bat nun, der König 
möge ſowohl an den Kurfürſten als an die beiden Kapitel 
Briefe ſenden; der Inhalt, welchen er vorſchlug, entſprach der 
bereits abgegebenen mündlichen Erklärung. Um ſo eher konnte 
man alſo dem Wunſche Fürſtenbergs nachkommen; man forderte 
damit nur, was die Statuten der beiden Kapitel vorſchrieben. 
Ferner ſuchte man die Unterſtützung Frankreichs nach und bat 
beſonders, Maurepas und Vergennes ſollten auf die neun 
Kölner Domherren, die zugleich Mitglieder des Straßburger 
Kapitels waren, dahin einwirken, daß ſie für Hohenlohe 
ſtimmten?). Im Haag ermahnte man fortwährend zum kräf— 
tigen Handeln und bemühte ſich hauptſächlich, die Gleichgültig— 
keit der niederländiſchen Regierung gegen die Kölner Wahl aus 
dem Felde zu ſchlagen. Da man hörte, daß der Wiener 
Hof große Geldſummen an den Juden Baruch in Köln geſchickt 
hätte, glaubte man natürlich, daß dieſelben zu Beſtechungen 
verwendet werden ſollten, und beſchloß, das gleiche Mittel auch 
zu gebrauchen. Thulemeyer mußte fragen, wie viel die Nieder⸗ 
lande wohl für dieſen Zweck verwenden würden. 

Wir ſehen, der Berliner Hof that alles, was in ſeinen 
Kräften ſtand, um die öſterreichiſchen Abſichten zu vereiteln, 
und er hätte ſein Ziel wohl erreichen können, wenn er von 
den Mächten, die ein gleiches Intereſſe beſaßen, wirkſam unter⸗ 
ſtützt worden wäre. Das geſchah aber nicht. Die Niederlande 
hatten, wie geſagt, mehr Münſter als Köln im Auge. Hannover 


1) Finckenſtein und Hertzberg an Goltz 27. Mai (Geh. St.⸗Archiv). 
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begiinftigte ſogar die Wahl des Erzherzogs, und in Verſailles 
lebte die Königin, die von ihrer Mutter fortwährend beſtürmt 
wurde, dem Lande doch einen Thronerben zu geben, eben da— 
mals in der engſten Vertraulichkeit mit ihrem Gemahle. Konnten 
Maurepas und Vergennes unter ſolchen Umſtänden es wagen 
in der Angelegenheit der Koadjutorwahl auf die Seite von 
Preußen zu treten? Als Hohenlohe in Wien, wohin er, um 
ſeine Sache zu fördern, im April gegangen war, mit dem 
franzöſiſchen Geſandten ſprach, erwiderte Breteuil: „In Frank⸗ 
reich kann man nicht gegen den Bruder der Königin auftreten“, 
und er ermahnte ſogar den Prinzen, dem Erzherzog ſeine 
Stimme zu geben ). Der Kurfürſt von Köln hielt an letzterem 
feſt und antwortete Friedrich dem Großen am 9. Juni ab⸗ 
lehnend. Die meiſten Domherren erklärten ſich für die Wahl 
Maximilians, alle Vorſtellungen, die Emminghaus ihnen und 
dem Kurfürſten machte, blieben wirkungslos, und ſo geſtalteten 
ſich denn in Köln die Dinge ganz und gar zugunſten des Wiener 
Hofes. Auch Hohenlohe verzweifelte jetzt an ſeiner Sache. 
Am 22. Juni ſchrieb er an den Erzherzog; er verſicherte deme 
ſelben, daß er von ſeiner Bewerbung zurücktrete, und erneuerte 
das Verſprechen, welches er bereits früher der Kaiſerin-Königin 
gegeben, daß er für ihren Sohn ſtimmen werde 7. 

Stärker war der Widerſtand, welcher ſich in Münſter ent- 
wickelte. Friedrich hatte, wie erwähnt, an die beiden Kapitel 
geſchrieben und ſie ermahnt, entweder noch keinen Koadjutor 
oder wenigſtens einen aus ihrem Schoße zu wählen; das 
würde nicht nur den Grundgeſetzen der Hochſtifter gemäßer ſein, 
ſondern auch die Sicherheit und die Vorteile des Kreiſes beſſer 
befördern, ſowie das Vernehmen mit den benachbarten Staaten 
mehr befeſtigen. Fürſtenberg riet, entgegenkommend zu ant— 
worten. Man ſolle, heißt es in ſeiner Erklärung vom 7. Juni, 
nichts über die zu wählende Perſon ſagen, damit es nicht den 
Anſchein gewinne, als ob man ſich in eine Einſchränkung des 


1) An Goltz 10. Juni, Goltz 11. Juni. 
2) Arneth X, 836, Anm. 1112, 
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freien Wahlrechts einlaſſe; man ſolle dagegen verſichern, da das 
Domkapitel ebenfalls die eifrigſten Geſinnungen für die Aufrecht⸗ 
haltung ſeiner Verfaſſung und die Sicherheit und Wohlfahrt 
des Kreiſes hege, ſo verſehe man ſich zu allen einzelnen Mit⸗ 
gliedern, daß ſie ihr Augenmerk hierauf bei der Wahl vorzüg⸗ 
lich mit richten würden. Aber die Mehrheit antwortete un— 
beſtimmt und abweiſend ). 

Auch bei dem Lieutenant v. Schenkendorf und dem Kriegs- 
rat Dohm, die in Münſter im preußiſchen Sinne thätig waren, 
beſtand Fürſtenberg darauf, daß bei allen ihren Schritten ſein 
Name nicht genannt würde. Das Miniſterium in Berlin 
ſchloß daraus, daß Fürſtenberg, der ja beſſer als ein anderer 
wiſſen müßte, was bei ſeinen Kollegen ſich ausrichten ließe, zu— 
nächſt es für gut fände, nur auf die Ausſchließung des Erz⸗ 
herzogs hinzuarbeiten. Wenn übrigens Friedrich der Große 
mit der Thätigkeit der Niederlande nicht gänzlich zufrieden war, 
jo begehrten auf der anderen Seite die Anhänger Hohenlohes 
und Fürſtenbergs von ihm noch mehr, als er leiſten wollte. 
Sie verlangten drohende Erklärungen. Aber der König er— 
widerte: „Das ließe ſich nicht rechtfertigen und würde nur die 
entgegengeſetzte Wirkung hervorbringen. Ich kann die freie 
Wahl der Kapitel nicht beſchränken oder hindern; ich kann ihnen 
nur ihre wahren Intereſſen vorführen und auf die gefährlichen 
Folgen hinweiſen, denen ſie ſich ausſetzen, wenn ſie einem mäch— 
tigen Prinzen ihre Stimme geben“ 2). 

Der Kurfürſt gedachte zuerſt in Münſter die Entſcheidung 
herbeizuführen, wahrſcheinlich weil der Erzherzog nur dann ſein 
Nachfolger in Köln werden wollte, wenn er auch dort Erfolg 
hätte. Maximilian Friedrich forderte das Kapitel auf, einen 
Koadjutor mit der Ausſicht auf künftige Nachfolge zu wählen, 


1) Das preußiſche Schreiben vom 30. Mai und Fürſtenbergs Er⸗ 
klärung ſtehen S. 11—14 in dem Aufſatze von A. H. Erhard: „Die 
beiden letzten Münſterſchen Fürſtenwahlen“, der in Ledeburs Archiv für 
die Geſchichtskunde des preußiſchen Staates abgedruckt iſt und den fünf⸗ 
zehnten Band eröffnet. ‘ ; 

2) An Thulemeyer 17. Juni (Mediat). 
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und ſchlug hierzu den Erzherzog Maximilian vor. In der 
Sitzung, die infolge deſſen am 15. Juni ſtattfand, ſprach Fürſten⸗ 
berg gegen das Verlangen des Kurfürſten, jedoch vergebens. 
Die Mehrheit beſtimmte den 16. Auguſt für die Wahl, ließ 
ſich aber bewegen, am folgenden Tage noch eine Sitzung ab— 
zuhalten. In dieſer gab Fürſtenberg ausführlicher ſeine Mei⸗ 
nung ſchriftlich ab. Er riet, das Kapitel ſolle den Kurfürſten 
bitten, daß er die Regierung, ohne die Wahl eines Koadjutors 
zu fordern, noch weiter fortführen möge. Wenn derſelbe darauf 
nicht eingehe, jo müſſe zuerſt eine General verſammlung, d. h. 
eine ſolche, zu welcher auch die abweſenden Domkapitulare etn- 
geladen worden wären, die Frage entſcheiden, ob eine Koadjutor— 
wahl vorzunehmen ſei. Fürſtenberg rügte weiter, daß die 
Perſon der Kandidaten ganz deutlich in dem kurfürſtlichen 
Reſkripte bezeichnet und ihm ſelbſt eine Abſchrift des letzteren 
verweigert worden jet. Die Mehrheit blieb aber unerſchütter— 
lich bei ihrem Beſchluſſe vom vorhergehenden Tage ſtehen ). 

Trotz dieſer ſehr ſchlimmen Lage der Dinge verzweifelte 
Preußen noch nicht. Die Niederlande hatten ſich erboten, 
150000 Gulden auf Beſtechungen zu verwenden. Friedrich 
wünſchte, es wäre mehr; er ſelbſt wollte 30 — 40 000 Thaler 
dazu hergeben, und da Fürſtenberg glaubte, der Freiherr 
v. Edelsheim würde ſich am beſten eignen, auf den Kurfürſten 
zu wirken, weil er im Jahre 1778 deſſen Vertrauen gewonnen, 
ſo ging ein Eilbote nach Hanau, um die Sendung ihm anzu— 
vertrauen. Neue kräftige Abmahnungsſchreiben ſollten an 
Maximilian Friedrich und ſeine beiden Kapitel gerichtet werden. 
So hoffte man die patriotiſche Partei, wie ſich die Minderheit 
nannte, zu ermutigen und zu ſtärken. „Wenn wir nur dahin 
gelangen, daß wir die Mehrheit gegen die Wahl eines Koad— 
jutors in Münſter erlangen, ſchrieben die preußiſchen Miniſter 
am 20. Juni an Thulemeyer, ſo vereiteln wir vielleicht noch 


1) Das Votum Fürſtenbergs findet fic) a. a. O., S. 15-18, und 
eine Ergänzung dazu vom 21. Juli, S. 27ff. Hier legt er die Nach- 
teile der Wahl eines Fürſten aus einem großen Hauſe vor. 
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die Wahl des Erzherzogs. Das muß jetzt unſer einziges Ziel 
ſein, nicht die Wahl Hohenlohes oder Fürſtenbergs; das muß 
man verſchieben.“ Sie wünſchten, daß auch Landsbergen, ſtatt 
in Köln zu bleiben, wo nichts mehr auszurichten wäre, nach 
Münſter ginge und dort ebenfalls den Verſuch machte, die 
Mehrheit durch Geld zurückzugewinnen. 

Edelsheim nahm den Auftrag nicht an, wie er ſagte, wegen 
einer Unpäßlichkeit. Da empfing Emminghaus die 40000 
Thaler und die Schreiben. „Wir ſind weit entfernt“, hieß es 
darin, „den Kapiteln einen Kandidaten vorzuſchlagen oder auf— 
zudringen. Jeder, den ſie aus ihrem eigenen und wahren 
Mittel wählen, ſoll uns angenehm ſein. Wenn ſie gar keinen 
wählen, wird es uns ebenſo lieb ſein, und es ſcheint ſolches 
auch bei dem nicht hohen Alter Eurer Kurfürſtl. Würden und 
Liebden gar nicht nötig zu ſein. Mit einem Worte, wir ſind 
gar nicht gemeinet, die Wahlfreiheit im geringſten einzuſchränken; 
wenn es aber von andern geſchehen ſollte, ſo würden wir ſie 
gegen alle Zudringlichkeiten ſchützen, wozu wir durch unſere 
Pflichten eines Kur- und Reichsfürſten wie auch Mitvorſtehers 
des niederrheiniſch-weſtfäliſchen Kreiſes ein vollkommenes Recht 
und einen zulänglichen Beruf zu haben glauben.“ Emminghaus 
übergab aber nicht bloß die Schreiben, ſondern er fügte noch 
mündlich die ſtärkſten Vorſtellungen hinzu, von denen das 
Kölner Domkapitel glaubte, daß ſie mit der Wahlfreiheit, welche 
der König von Preußen ihm zugeſtände, nicht vereinbarlich 
wären ). 

Die Verſuche, 5—6 von den 25 Stimmen, die für den 
Erzherzog gewonnen waren, zurückzuerobern, blieben erfolglos. 
Den beiden Domherren v. Böſelager boten der holländiſche 
Geſandte und der Landdroſt in Osnabrück und Domdechant 
von Preußiſch-Minden v. Vincke vergeblich 50 000 Thaler an 9). 


1) Hertzberg, Recueil des déductions, manifestes ete. II, 379. 
387. Vgl. Erhard a. a. O., S. 22—23, welcher anführt, was Em⸗ 
minghaus mündlich hinzuſetzte. 


2) Finckenſtein an den König 24. Okt. Geh. Kab.⸗Akten. 
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Letzterer machte dann dem Könige den Vorſchlag, er ſolle ſich 
am 10. Auguſt der Stadt Münſter nach einem beiliegenden 
Plane bemächtigen und die öſterreichiſche Partei zwingen den 
Wahltag hinauszuschieben, um Zeit zu gewinnen !). Hierauf 
aber mochte ſich Friedrich nicht einlaſſen; dagegen that er der 
Minderheit noch einen Gefallen. Dieſelbe beſtand aus 15 Dom— 
herren. Zwölf von dieſen hatten ſich an den Kaiſer und die 
Kurfürſten gewandt und gegen die verletzte Wahlfreiheit pro⸗ 
teſtiert, inſofern als Maximilian Friedrich einen Koadjutor 
namentlich bezeichnet hätte, und die Frage über die Notwendig⸗ 
keit einer ſolchen Wahl nicht durch ein General-, ſondern durch 
ein wenig beſuchtes Partikularkapitel entſchieden worden wäre. 
Friedrich forderte die zwölf Domherren auf, ihre Beſchwerden 
an den Reichstag zu bringen, wo er fie unterſtützen würde 7). 
Jedoch das war ein ſehr weitläufiger Weg, der keinen Erfolg 
verſprach und die Wahl nicht aufgehalten hätte. 

Außerdem wollte der König den Proteſtierenden durch ein 
drittes Schreiben an den Kurfürſten Maximilian Friedrich und 
die beiden Kapitel zuhilfe kommen, aber er mochte keine Gewalt 
brauchen; denn ein ſolcher Schritt könnte leicht ihn ſo weit 
führen, wie in der bayeriſchen Angelegenheit, ohne daß er Aus— 
ſicht auf Erfolg oder die Unterſtützung irgendeiner Macht gehabt 
hätte. 

Gerade an dem Tage, wo ſich in Köln die Wahl des Erz— 
herzogs entſchied, nämlich am 7. Auguſt, unterzeichnete Friedrich 
die drei Schreiben, und ſo konnte nur dasjenige, welches an 
das Kapitel in Münſter gerichtet war, noch benutzt werden. 
Fürſtenberg aber ſah voraus, daß es nichts mehr helfen würde, 
und er wollte den König durch eine neue unangenehme Ant⸗ 
wort, die zu erwarten ſtand, nicht noch mehr gegen das Kapitel 
und das Land aufbringen. Er widerriet deshalb die Über⸗ 
reichung ), trat mit dem öſterreichiſchen Geſandten, dem Grafen 


1) Das Schreiben liegt in den Geh. Kab.⸗Akten. 

2) Erhard a. a. O., S. 35ff. Hertzberg an Goltz 29. Juli. 

3) Die drei Schreiben ſtehen bei Hertzberg, Recueil II, 38884. 
Der Herausgeber unterläßt es zu bemerken, daß ſie nicht abgegeben wor⸗ 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 20 
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Metternich, in Unterhandlung, und erklärte im Namen der 
Minderheit ſchriftlich, daß ſie wegen der üblen Folgen, die aus 
der Fortſetzung des Streites für das Hochſtift hervorgehen 
könnte, ihren Widerſpruch gegen die Wahl und den Wahltag 
zurücknähme. Fürſtenberg erfüllte damit den Wunſch, welchen 
ihm der Kurfürſt hatte anzeigen laſſen, daß ihm dadurch ein 
perſönlicher Gefallen geſchehen würde. So folgten die zwölf 
anweſenden Gegner des Erzherzogs in Münſter dem Beiſpiele, 
welches in Köln die kleine Minderheit von fünf Domherren 
bereits gegeben, und indem fie auf die Seite Maximilians 
traten, wurde dieſer am 16. Auguſt auch in Münſter einhellig 
gewählt 2). 

Die Niederlande wollten 50—60090 Gulden ausgegeben 
haben; Hertzberg bezweifelte das aber. Dagegen flojjen die 
40 000 Thaler, welche Friedrich nach Münſter geſendet, in die 
königliche Kaſſe zurück; denn es war beſtimmt worden, daß ſie 
nur dann angegriffen werden ſollten, wenn man der Mehrheit 
ſicher wäre. Emminghaus und Dohm berechneten ihre Koſten 
nur auf 2000 Thaler 2). Wie viel Oſterreich bei diefer Ge- 
legenheit verwendet hat, iſt nicht mit Sicherheit bekannt ge— 
worden. Der Kaiſer freute ſich natürlich ſehr über den Erfolg, 
welchen ſein Bruder davongetragen; aber er war auch begierig 
zu erfahren, welche Geldſummen die Angelegenheit verſchlungen 


den ſeien; aber das Datum (7. Aug.) zeigt, daß ſie zu ſpät nach Köln 
kamen. Alle drei haben ferner keine Antwort bei Hertzberg, und Erhard 
ſagt ausdrücklich von dem dritten, daß es nicht überreicht worden ſei; 
die Kölner Wahl behandelt er nicht und ſchweigt deshalb von den erſten 
beiden Schreiben. Über das, was in Münſter ſeit dem Anfange des Juni 
geſchah, nicht über das Vorhergehende, iſt er ſehr wohl unterrichtet; denn 
ſeine Erzählung gründet ſich auf das handſchriftliche Tagebuch der ganzen 
Wahlgeſchichte, welches der Domkapitular v. Schmiſing, ein Anhänger 
Fürſtenbergs, verfaßt hat, und ſtimmt ſehr gut zu den preußiſchen Akten, 
während das bei der Darſtellung Dohms nicht der Fall iſt. Die Berichte 
des Herrn v. Emminghaus habe ich nicht bekommen können. 


1) Hertzberg an Thulemeyer 15. und 22. Auguſt. 


2) Hertzberg an den König 26. Auguſt (Geh. Kab.⸗Atten). Thule⸗ 
meyer 11. Auguſt, Hertzberg an Thulemeyer 19. Auguſt. 
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hätte; es ſchien ihm denkbar, daß die Koſten größer wären als 
der Nutzen +). 

Nach geſchehener Wahl bemühte ſich Maria Thereſia, die 
Furcht anderer Mächte vor weiteren ſolchen Vergrößerungs⸗ 
plänen des Wiener Hofes zu beſchwichtigen. Sie erklärte dem 
franzöſiſchen Geſandten, dem Herrn v. Breteuil, mit aller Be⸗ 
ſtimmtheit, daß man keine andern Bistümer erwerben wolle. 
Das nämliche mußte Cobenzl in Petersburg ſagen und zugleich 
die Kaiſerin bitten, ſie möge davon den Holländern und den 
Mächten, die über die vermeintlichen Abſichten Oſterreichs in 
Beſorgnis ſchwebten, d. h. vor allen Dingen dem Könige von 
Preußen, Mitteilung machen 2). 

Die Annäherung, welche zwiſchen Rußland und Oſterreich 
eben ſtattfand, offenbarte ſich auch bei dieſer Gelegenheit. Im 
Juli hatte Panin dem Grafen Cobenzl die Neutralität ſeines 
Hofes in der Koadjutorwahl angezeigt, und er wollte folgende 
Antwort auf die Bitten und Vorſtellungen Friedrichs gegeben 
haben: die Kaiſerin ſehe nicht, mit welchem Rechte ſie ſich 
in dieſe Sache miſchen könne; von den Folgen, die er daraus 
herleite, halte ſie keine für begründet; ſie wolle darum auch 
der Angelegenheit fremd bleiben und die Mehrheit der Stimmen 
in den Kapiteln gewähren laſſen. Aber Panin ſprach hier die 
Unwahrheit; er hat vielmehr dem Grafen Görtz erklärt, daß 
alle Schritte des Petersburger Hofes zu ſpät kommen würden. 
Er bemerkte ferner, er werde dem Kaiſer, wenn ſich das Ge— 
ſpräch auf dieſe Angelegenheit wende, nicht verhehlen, daß er 
den Schritt des Wiener Hofes weder für gut noch für politiſch 
halte. Doch waren das ohne Zweifel nur Worte, die zur 
Beſchwichtigung dienen ſollten, nicht Ernſt. Er verſprach endlich, 


1) Arneth, Maria Thereſia und Joſeph, III, 290 (23. Juli). 
Nach Erhard a. a. O., S. 43, erhielt jeder Domkapitular der öſter⸗ 
reichiſchen Partei 8000, jeder Prälat 10000, und der Domdechant 12 000 
Thaler nebſt anderen Geſchenken an goldenen Uhren, Doſen u. dergl., 
von denen die für die Prälaten beſtimmten mit Edelſteinen beſetzt waren. 

2) Hertzberg an Thulemeyer 26. September. Goltz 15. September. 


Finckenſtein und Hertzberg an Goltz 26. September. 
20 * 
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in einiger Zeit die letzte Hand an die Ernennung des Frei⸗ 
herrn v. Aſſeburg zum ruſſiſchen Geſandten im Reiche zu 
legen ). 

Panin und Vergennes meinten, man müßte jetzt weitere 
Vergrößerungsabſichten des Wiener Hofes zu verhüten ſuchen; 
auch England äußerte ſich in dieſer Weiſe. Friedrich vernahm 
das gern, aber er ließ es dabei nicht bewenden, ſondern war 
ſchon jetzt thätig, um dem Hauſe Habsburg den Weg zu den 
Stiftern in Paderborn, Hildesheim und Lüttich zu verſperren 2). 
Die Niederländer unterſtützten ihn hierbei und zahlten dem 
Biſchofe von Lüttich 120000 Gulden gegen die winzige Ver⸗ 
pflichtung, bei ſeinen Lebzeiten keinen Koadjutor zuzulaſſen, der 
ihnen nicht genehm wäre !). 

Der König von Preußen erwartete ferner gute Wirkungen 
von der Reiſe ſeines Neffen nach Petersburg; aber bei den 
Plänen, welche Katharina verfolgte, konnte der Beſuch keine 
Frucht bringen. Das Verhältnis der beiden Thronfolger 
ſteigerte ſich zwar bis zu inniger Vertraulichkeit, und beim Ab⸗ 
ſchiede verpflichteten ſie ſich in Panins Gegenwart, das zwiſchen 
Rußland und Preußen beſtehende Bündnis als unauflöslich zu 
betrachten; aber zunächſt hatte der Großfürſt Paul noch wenig 
Ausſicht zur Regierung zu gelangen, und Katharina beſchleunigte 
ſogar die Abreiſe des Prinzen Friedrich Wilhelm. Sie liebte 
die dramatiſche Kunſt und hat ſelbſt Luſtſpiele geſchrieben. 
Jetzt übte ſie ſich auch in rührenden Auftritten, indem ſie dem 
Neffen Friedrichs des Großen die letzte Audienz auf ihrem 
Krankenlager erteilte; denn ſie war zum Glück von rheumatiſchen 
Leiden heimgeſucht. Und mit ſo großem Geſchick ſpielte ſie die 
Rolle, welche ſie ſich auferlegt, daß ſie das weiche Gemüt des 
Prinzen von Preußen gefangen nahm. Hinterdrein erkundigte 
ſie ſich bei den Hofleuten über die Wirkung, welche der Abſchied 
auf ihn gemacht, und als ſie erfuhr, daß er mit ſichtlicher 
Rührung weggegangen wäre, lobte ſie die Güte ſeines Herzens. 

1) Görtz 16. Juni, 11. Juli. : 

2) Hertzberg an Görtz 26. Auguſt. Goltz 4. September. 

3) Thulemeyer 17. Oktober und 28. November. 
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Görtz ließ von der Schauſpielerin ſich nicht irre führen. 
Er hatte von dem Traumbilde, welchem ſie nachjagte, ſo viel 
inzwiſchen erfahren, daß er es endlich für angemeſſen hielt, den 
Grafen Panin zu befragen. Dieſer leugnete die Sache nicht; 
aber er betrachtete den Plan wie Joſeph und Harris als un⸗ 
ausführbar und bat den preußiſchen Geſandten, von der ſchwachen 
Seite der Kaiſerin keine Mitteilung nach Potsdam zu machen. 
Görtz that ihm auch den Gefallen, bis ein Ereignis eintrat, 
welches die Wünſche Katharinas beflügeln konnte. Maria 
Thereſia ſtarb am 29. November 1780. Als die Kunde davon 
nach Petersburg gelangte, war der preußiſche Geſandte wie be- 
täubt. Er hörte ferner: Joſeph ſtreue dem griechiſchen Plane 
der Kaiſerin von Rußland noch immer Weihrauch und ſage 
ſeine Hilfe zu, er ſolle ſich ſogar ſchon erboten haben, ein— 
tretendenfalles dafür zu ſorgen, daß in Deutſchland die Ruhe 
nicht geſtört werde; wenn ſie ſeiner bedürfe, ſo brauche ſie es 
ihn nur wiſſen zu laſſen und die Bedingungen des Bündniſſes 
aufzuſetzen; er verlange weiter nichts, als daß die ganze Sache 
zwiſchen ihnen verhandelt werde, weil die Miniſter, wie er aus 
Erfahrung wiſſe, die Angelegenheiten immer verderben. Nun 
ſäumte Görtz keinen Augenblick, dem Könige von den gegen die 
Pforte gerichteten Abſichten der Kaiſerin Nachricht zu geben, 
und außerdem bat er den Marquis von Veérac, er möge den 
Hof von Verſailles veranlaſſen, auch ſeinerſeits einen Plan 
ſchärfer ins Auge zu faſſen, welcher dem Syſtem und den Inter- 
eſſen Frankreichs in nicht geringerem Grade zuwider ſei. 

Was Görtz meldete, war falſch; aber eine gewiſſe Bers 
änderung war unleugbar eingetreten. Der König wünſchte 
dringend, mit den Hauptſtaaten des Deutſchen Reiches einen 
Verteidigungsbund mit ruſſiſcher Hilfe zu ſchließen, und deshalb 
ſollte der Freiherr v. Aſſeburg, welchen man dafür längſt aus⸗ 
erſehen, endlich als Bevollmächtigter des Petersburger Hofes 
nach Frankfurt am Main gehen, von wo aus er am beſten 
für jenen Bund würde thätig ſein können. Wiederholt ſprach 
Görtz hierüber mit Panin, und dieſer erklärte ſich mit dem 
Gedanken einverſtanden; aber er that nichts. Er entſchuldigte 
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ſich wohl damit, daß die Errichtung der bewaffneten Neutralität 
ſeine ganze Aufmerkſamkeit in Anſpruch nähme; aber er deutete 
doch auch an, daß er ſeine Stellung gegen Günſtlingseinfluß 
behaupten müßte. Ja, er geſtand zuletzt ein, wie er in dieſer 
Angelegenheit nichts thun könnte. Er hatte damals einen kleinen 
Streit mit der Kaiſerin. „Ich werde das Syſtem nicht ändern“, 
ſprach er zu Görtz, „ich bin zu alt dazu, ſondern lieber meinen 
Platz verlaſſen“ ). 


Zweites Kapitel. 


Erkaltung der preußziſch⸗ ruſſiſchen Beziehungen infolge 
des Bündniſſes zwiſchen Joſeph und Katharina. 


Achtzehn Jahre lang hatten der König von Preußen und 
die Kaiſerin von Rußland gut miteinander gelebt, und beinahe 
zweimal war ihr Bündnis abgelaufen, da drohte die neue Be⸗ 
kanntſchaft, welche letztere gemacht, den Himmel dieſer politiſchen 
Ehe zu trüben. Kaum erfuhr Katharina den am 29. Novem⸗ 
ber erfolgten Tod Maria Thereſias, da ſchrieb ſie nicht nur 
mit vergnügten Augen ihren wohlgeſetzten Troſtbrief an Joſeph, 
ſondern ſie erklärte ſich zugleich nicht abgeneigt, ein Bündnis 
mit ihm zu ſchließen, worin ſich beide gegenſeitig ihre Staaten 
ganz oder teilweiſe verbürgten. Eifrig ging der Kaiſer darauf 
ein und befahl dem Fürſten Kaunitz, den Grafen Cobenzl mit 
den notwendigen Anweiſungen zu verſehen. Das Urteil, welches 
er aus Petersburg über ſeine neue Freundin mitgebracht, lau⸗ 
tete: „Sie iſt eine Frau, die ſich nur um ſich kümmert und 
um Rußland nicht mehr als ich; folglich muß man ihr ſchmei⸗ 


1) Görtz 24. Oktober bis 8. Dezember 1780. 
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cheln. Die Eitelkeit iſt ihr Abgott )). Ein raſendes Glück 
und die übertriebene Huldigung, die ihr ganz Europa um die 
Wette erweiſt, haben ſie verdorben. Man muß ſchon mit den 
Wölfen heulen; wenn nur das Gute geſchieht, ijt es gleich- 
gültig, unter welcher Form man es erlangt.“ Er meldete 
dann am 1. Januar 1781 der Kaiſerin, daß fein Geſandter 
mit den ruſſiſchen Miniſtern abmachen und ſchließen ſollte, was 
fie für gut finden würde. „So muß man“, ſchrieb er an 
Katharina weiter, „mit einer Fürſtin unterhandeln, die, un⸗ 
endlich weiſer als ich, auch ſo wohl abſchätzet, was einem jeden 
nützlich iſt, und zugleich mit ſo viel Zartgefühl empfindet, was 
Schicklichkeit und Ehre verlangen.“ 

Der häufige, durch Eilboten unterhaltene Verkehr beun- 
ruhigte den König von Preußen und ſeine Miniſter anfänglich 
nicht; derſelbe betreffe, meinten fie, nur die Vermittelung Ruß⸗ 
lands und Oſterreichs in dem amerikaniſchen Kriege, von welcher 
damals viel die Rede war. Und ſie blieben bei ihrer Anſicht 
auch noch ſtehen, als Görtz ihnen ſchrieb, er zweifle beinahe 
nicht, daß es fic) um einen Vertrag handele. Nur eine Nach- 
richt machte großen Eindruck auf Friedrich, nämlich daß Ka⸗ 
tharina ſich die Abkommen, welche ſie mit ihm geſchloſſen, 
ſämtlich habe vorlegen laſſen. Aber man ſträubt ſich, das 
Unerwünſchte zu glauben. „Je mehr ich über die Wolken nach— 
ſinne, die am ruſſiſchen Horizont aufziehen“, ſchrieb Friedrich 
am 8. Februar an Finckenſtein, „deſto mehr habe ich Grund 
zu glauben, daß ſie keinen ſo furchtbaren Sturm ankündigen, 
wie ihre Dicke und Schwärze befürchten läßt. Ich betrachte ſie 
lieber wie jene Nebel, die ein heller Sonnenſtrahl zerſtreuet“ 7). 

Aber als wenige Tage ſpäter beſtimmte Nachrichten mit 
Einzelheiten kamen, da konnte ſich der König nicht mehr der 
Wahrheit verſchließen, und es erging ihm nun, wie dem Manne, 


1) Bei Beer, Joſeph II., Leopold II. und Kaunitz, S. 31, lieſt 
man: „La vanité est son idéale.“ Das müßte wenigſtens idéal heißen, 
giebt aber keinen richtigen Sinn. Joſeph hat ohne Zweifel geſchrieben: 
„Sa van. est son idole.“ 

2) In der Korreſpondenz des Grafen Görtz (Berl. Archiv, Mediat). 
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welchem der Arzt erklärt hat, daß eine ſehr ſchwere Krankheit 
im Anzuge ſei. Er bemerkte mit Kummer, daß die Vorurteile, 
welche Katharina ſchon 1769 gehabt, über die Notwendigkeit 
eines Bündniſſes mit Oſterreich, um die Pforte im Zaume zu 
halten, wieder die Oberhand gewonnen hätten, und daß ihr 
Lieblingsplan mit dem Prinzen Konſtantin ſie darin nur be⸗ 
ſtärken könnte ). „So groß ijt die Macht der weiblichen Ein⸗ 
bildungskraft“, ſchrieb er am 13. Februar an ſeinen vertraute⸗ 
ſten Miniſter, „daß ſie, wenn ſie einmal von einem Gegenſtand 
eingenommen iſt, der ihrer Hauptleidenſchaft ſchmeichelt, auf 
die Stimme der Vernunft und ihre wahren Intereſſen nicht 
mehr hört. Durch ſeine Schmeicheleien und Schliche hat es 
der Kaiſer verſtanden, dieſe Fürſtin bei ihrer ſchwachen Seite 
zu faffen, und indem ſie ſich durch dieſen Sirenengeſang hat 
verführen laſſen, wird ſie bald in jeder Hinſicht getäuſcht werden. 
Sie hat gut reden, daß ſie nur Europa beſſer im Gleichgewicht 
halten will, im Grunde genommen iſt ſie doch nur durch ihren 
phantaſtiſchen Plan eines griechiſchen Kaiſertums bewogen worden, 
zu dieſem Vertrage ſich herzugeben. Ich bin wirklich überzeugt, 
Haß und Groll haben keinen Teil daran, und ſie denkt nicht 
einmal, es könnte dieſer Vertrag meiner Monarchie einen un⸗ 
mittelbaren Nachteil bringen, obgleich es doch auf der anderen 
Seite nicht in Ordnung iſt, wenn ſie, ohne mich, ihren treuen 
Bundesgenoſſen, in Kenntnis davon zu ſetzen, eine Verbindung 
eingeht und noch dazu mit einem Herrſcher, deſſen Geſinnungen, 
wie ſie nicht verkennen kann, gegen mich feindſelig ſind.“ Der 
König lud den Miniſter ein, zu ihm nach Potsdam zu kommen, 
und eigenhändig trug er ihm noch auf, mit dem Grafen Solms 
vorher zu ſprechen. „Ich habe viele Gedanken“, ſchrieb er, 
„um aus dieſem Labyrinthe mich zu ziehen, in welches Herr 
Joſeph mich verlocken will“ 2). 

Wir wiſſen nicht, was Friedrich und Finckenſtein mit ein⸗ 
ander geſprochen haben; aber ſo viel iſt gewiß, hier konnte 


1) An Finckenſtein 10. Februar 1781, in den Geh. Kab.-Akten. 
2) In der Korreſpondenz des Grafen Görtz (Mediat). 
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weder Solms helfen, noch der Miniſter raten, noch der König 
einen Ausweg finden. Die weiteren Nachrichten gewährten 
ebenfalls keinen Troſt. Panin beſaß nicht mehr das Vertrauen 
der Kaiſerin; er und der Vizekanzler meldeten dem Grafen 
Görtz über die Unterhandlungen nichts Näheres, ſo ſehr er darum 
bat. Der Geſandte bemerkte ſcharfſinnig weiter: „Wenn erſt 
ein Bündnis zu gegenſeitigem Schutz abgeſchloſſen iſt, wird die 
Kaiſerin durch unmittelbaren Verkehr mit dem Kaiſer die An⸗ 
gelegenheiten bald ſo weit führen, daß ſie mit den Türken 
brechen kann.“ 

Inzwiſchen ging die Unterhandlung in Petersburg raſch 
vonſtatten; nur zwei Punkte hielten dieſelbe auf. Wir wiffen, 
daß Katharina ſchon im Juli des verfloſſenen Jahres den von 
Oſterreich angebotenen Freundſchafts⸗ und Garantievertrag 
durch einen gegen die Pforte gerichteten Artikel hatte erweitern 
wollen. Der Vorſchlag, den ſie nun machen ließ, erwarb ſich 
aber nicht den Beifall des Fürſten Kaunitz, und noch mehr 
war dieſer über den Anſpruch betroffen, welchen Katharina 
machte, dem Kaiſer ſtets gleichgeſtellt zu werden, ſo daß ihr 
Name bei der Unterſchrift keineswegs immer die zweite Stelle 
einnähme, ſondern in dem einen Exemplare ſie, in dem andern 
Joſeph den Vorrang hätte. Der Staatskanzler argwöhnte 
ſogar, daß die beiden Anſtände von der Bosheit des Grafen 
Panin erſonnen worden wären ). 

Umgekehrt atmete Friedrich auf, als er von dem Streit 
über den Vorrang hörte, doch blieb er unruhig; denn er 
fürchtete, Joſeph und ſein verſchmitzter Mentor möchten die 
Kaiſerin überliſten und unmerklich in ihre Netze ziehen. „Wenn 
ein bloßer Freundſchaftsvertrag abgeſchloſſen würde“, ſchrieb er 
am 13. März an den preußiſchen Geſandten in Petersburg, 
„ſo könne er beitreten, um zu verhindern, daß etwas für ihn 
Nachteiliges hineinkomme, nicht aber, wenn es ſich um eine Be- 
ſtimmung gegen die Pforte oder gegen den Geiſt ſeines Bünd— 
niſſes handle.“ Der Staatskanzler vermutete ganz richtig, wie 


1) A. Beer, Joſeph II., Leopold II. und Kaunitz, S. 38 (2. März). 
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Friedrich geſinnt war, und er wünſchte deshalb vor allen 
Dingen, daß der die Türken betreffende geheime und beſondere 
Artikel nicht zur Kenntnis des Königs gelangen möchte; denn 
derſelbe würde dann das franzöſiſche Kabinett und die Pforte 
davon unterrichten und vielleicht ſogar an allen Höfen Sturm 
läuten, um Gegenmaßregeln im voraus herbeizuführen. Auch 
könnten manche mit dem Verlangen kommen, ſie wollten den 
Kuchen teilen helfen !). ; 

Der Türkenartikel erledigte ſich nicht leicht; denn Oſterreich 
wollte doch genauer beſtimmt haben, in welchen Fällen es ver— 
pflichtet wäre, der Pforte den Krieg zu erklären 2). Die Haupt⸗ 
ſchwierigkeit aber erregte die Frage über den Vorrang. Wäh⸗ 
rend die Unterhandlung ſtillſtand, am Ende des Monats März, 
ließ die Kaiſerin dem alten Verbündeten durch den Grafen 
Oſtermann ſagen: es ſei niemals ihre Abſicht geweſen, das 
Bündnis und die Freundſchaft, welche zwiſchen ihnen beſtehe, 
woran ſie immer feſthalten werde und wobei ſie ſich ſo glück— 
lich befinde, durch irgendeine Handlung aufzugeben oder auch 
nur zu ſchwächen. Der Vertrag, den ihr der Kaiſer vorge- 
ſchlagen, würde daran nichts geändert haben, und ſo habe ſie 
geglaubt, ihn nicht zurückweiſen zu dürfen. Noch ſei nichts 
abgeſchloſſen worden. Hoffentlich aber kenne ſie der König zu 
gut, um zu wähnen, ſie würde ſich weiter fortreißen laſſen, 
als ſie ſelbſt wollte. Ihre Politik ſei ebenſo wie die ſeinige 
friedlich, und ſo werde ſie niemals auf Einflüſterungen gegen 
ihn ) hören. 

Der König glaubte wohl, daß die Kaiſerin ſich zu nichts 


1) Beer a. a. O., S. 32. Friedrich an Görtz 13. März. 

2) Beer, Die drientaliſche Politik Oſterreichs ſeit dem Jahre 1774, 
enthält leider nichts hierüber. Nach Martens, Recueil des traités 
conclus par la Russie II, 104, war der Wiener Hof dazu nur erbbtig, 
wenn die Pforte ſich durchaus weigerte, ihren Verpflichtungen nachzu⸗ 
kommen, oder, wenn ſie einen offenbaren Friedensbruch beginge und in 
das Land des Verbündeten wirklich einfiele. b 

3) Contre elle. Zinkeiſen VI, 308 falſch: Einflüſterungen, die 
ihren eigenen Intereſſen zuwider ſeien. 
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verſtehen würde, was ſeinen Intereſſen nachteilig fein könnte; 
aber er befürchtete, daß ſie nicht genug bedächte, wie ſie Gefahr 
liefe, durch dieſe neuen Bande an der Erfüllung ihrer alten 
Verpflichtungen gegen ihn gehindert zu werden, wenn den Kaiſer 
die Luft anwandelte, ſich mit ihm zu entzweien 1). Und handelte 
ſie nicht ſehr balb gegen ſein Intereſſe? Friedrich that alles, 
um den jungen Hof an ſich zu feſſeln, und er ging damit um, 
die Schweſter der Großfürſtin Paul, die Prinzeſſin Eliſabeth 
von Württemberg, mit dem däniſchen Thronfolger zu ver⸗ 
heiraten; aber Katharina trat dieſem Vorhaben in den Weg. 
Joſeph hatte bereits in Petersburg mit ihr und dem großfürſt⸗ 
lichen Paar eine Heirat zwiſchen ſeinem Neffen Franz und jener 
Prinzeſſin verabredet; denn er wünſchte die politiſche Verbin⸗ 
dung mit Rußland ſo weit als möglich zu verlängern. Die 
Sache war keineswegs eilig, aber als Katharina und die Groß— 
fürſtin von Friedrichs Abſichten hörten, gaben ſie dem Kaiſer 
einen Wink, und dieſer, ergrimmt, daß der König von Preußen, 
dieſer eingefleiſchte Teufel, ihm ſchon wieder in den Weg käme, 
ſchrieb ſogleich an ſeinen Bruder Leopold und brachte die Sache 
nach empfangener Erlaubnis in Gang 7). 

Um einen offenen Bruch zu vermeiden, hat Friedrich zuletzt 
einwilligen müſſen. Da ſah er ſehr düſter in die Zukunft. 
„Unſere ganze Partei am Hofe dieſer Verbündeten iſt, wenn 
nicht bereits niedergeworfen, wenigſtens nahe daran, es zu 
werden“, ſchrieb er am 17. April an Finckenſtein. „Wenn 
der Fürſt Potemkin dahin gelangt, den Grafen Panin zu ent— 
fernen, dann iſt es mit dem gegenwärtigen Syſteme vorbei. 
Er wird ſich des Steuerruders bemächtigen. Alle Geſchäfte 
werden durch ſeine Hände gehen, und der Wiener Hof wird 
ſeinen Zweck erreichen und Rußland uns gänzlich wegnehmen. 
Das wird meine Stellung noch viel mißlicher machen, als ſie 
ſchon gegenwärtig ijt.” Der König fürchtet, ganz allein da⸗ 
zuſtehen, wenn der Vertrag zuſtande kommt). Finckenſtein 

1) An Finkenſtein, 15. März (Geh. Kab.⸗Akten). 


2) Arneth, Joſeph und Leopold I, 325ff. 
3) An Finckenſtein 17. und 19. April (Geh. Kab.⸗Akten). 
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und Hertzberg ſchlagen ihm vor, er möge der Kaiſerin eigen⸗ 
händig danken, weil ſie den preußiſchen Handelsfahrzeugen den 
Schutz ihrer Kriegsſchiffe verſprochen hätte, und dabei des 
Bündniſſes gedenken, welches er mit ihr geſchloſſen. Friedrich 
ging darauf ein. Er offenbarte bei dieſer Gelegenheit noch, 
warum der Syſtemwechſel in Rußland ihn ſo ſehr beunruhigte. 
Nicht um ſeine Perſon war er in Sorge, ſondern um den 
Nachfolger; denn er lebte nunmehr der Überzeugung, der 
Kaiſer warte nur auf ſeinen Tod, um Preußen anzugreifen; 
dann werde ſein Neffe ganz allein daſtehen und die Hilfe nicht 
erhalten, welche durch das Bündnis von 1764 ausgemacht 
worden ſei. Darüber zerbrach er ſich, wie er ſich ausdrückte, 
den Kopf. Die künftigen Übel, fuhr er in dem Brief an 
Finckenſtein fort, wenn er nicht mehr ſein werde, das ſei der 
Stein der Weiſen, den er gern entdecken möchte und bisher 
nicht habe finden können ). 

An demſelben Tage noch ſchrieb Friedrich an die Kaiſerin 
ſehr freundſchaftlich. Er verſicherte ſie, daß er die Bande, die 
ihn mit ihr verknüpfen, niemals lockern, eher noch enger machen 
und über die Tage ſeines Lebens hinaus verlängern wolle. 
Dort unten aber in den elyſäiſchen Gefilden verſprach er 
Peter I., den er in ſeiner Jugend gekannt, von den Groß⸗ 
thaten Katharinas zu unterrichten und, wenn ihm nicht geglaubt 
würde, Maria Thereſia ſamt dem Sultan Muſtapha zu Zeugen 
zu nehmen. Die Antwort Katharinas war gleichfalls im freund⸗ 
ſchaftlichſten Tone gehalten. Sie dankte dem Könige für die 
guten Empfehlungen, die er ihr bei Peter I. in der andern 
Welt verheißen; aber ſie bat ihn zugleich, ſeine Reiſe bis in 
das künftige Jahrhundert zu verſchieben, damit ſie ihn begleiten 
und der erſten Unterredung beiwohnen könnte. Sie wollte be⸗ 
ſonders gern ſehen, wie Marc Aurel, Cäſar und Alexander 
um die Wette dem König entgegeneilen und nicht ohne Neid 
und Erröten über ſeine Thaten mit ihm fic) unterhalten würden ). 


1) Oeuvres XXV, 315. 


2) Sbornik XX, 392—396. Damit ſchließt der Briefwechſel zwiſchen 
Friedrich und Katharina. 
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Während Katharina mit dem alten Verbündeten Schmeiche⸗ 
leien wechſelte, beſtritt fie dem neuen, wie erwähnt, das Bor- 
recht, welches ihm bisher von allen Herrſchern bereitwillig zu⸗ 
geſtanden worden war; denn ſie beſaß einen gewaltigen Stolz. 
Friedrich hat einmal boshaft, aber richtig bemerkt: ſie würde, 
wenn ſie mit Gott dem Vater in Briefwechſel träte, wenigſtens 
Gleichheit des Ranges in Anſpruch nehmen ). Dieſer Ge⸗ 
ſinnung gemäß mochte Katharina nicht nachgeben. Mit dem 
Phariſäertone, den ihr Hochmut zuweilen anſchlug, ſchrieb fie 
am 21. Februar an ihren Geſandten in Wien, den Fürſten 
Galitzin: „Wir haben nicht die Gewohnheit, uns nach dem 
Beiſpiel anderer zu richten, ſondern geleitet durch die natiir- 
liche Gerechtigkeit gehen wir den Weg, welchen uns der wahre 
Ruhm, die Macht und Würde des von Gott uns anvertrauten 
Reiches führen. Indem wir auf dieſe Prinzipien unſere Hand— 
lungen gründen, werden wir ſicherlich niemals und um nichts 
in der Welt darein willigen, einen Schritt zu thun, der uns 
erniedrigte und von der Höhe unſerer Majeſtät herabſteigen 
ließe“ 2). 

Der Staatskanzler war auch ſtolz, er fand ihre Forderung 
wider Recht und Gerechtigkeit ?). Joſeph aber beklagte ſein 
Schickſal, daß ihn ein bloßer Ehrentitel hindern ſollte, jemals 
mit Rußland in nähere Verbindung zu treten oder Verträge 
zu ſchließen; denn er nähme natürlich als Souverän der öſter— 
reichiſchen Monarchie kein Vorrecht in Anſpruch und möchte, 
wenn es anginge, den Kurfürſten gern die Kaiſerwürde zurück— 
geben, um nur das heißerſehnte Bündnis zuſtande zu bringen. 
Bei der Unmöglichkeit, die verlangte Gleichheit zu bewilligen, 
bat er Katharina, ſich dem Herkommen zu fügen; wenn das 
aber nicht geſchähe, ſo ſollten die beiden Höfe wenigſtes bei 
allen Gelegenheiten im Geiſte des Vertrages mit einander 
freundſchaftlich verkehren. Er ſagte letzteres nur für den Not- 
fall; denn die förmliche Unterzeichnung zog er natürlich vor, 


1) An Görtz 6. September 1783. 
2) Martens II, 103. 
3) Beer, Joſeph II., Leopold II. und Kaunitz, S. 50. 
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beſonders gegenüber den Mächten, die jene engere Verbindung 
ungern ſähen und der entſtandenen Schwierigkeit nicht fremd 
ſein dürften, zumal da ſie davon unterrichtet wären und andere 
nach ihrer bekannten Weiſe davon unterrichteten. Daß dieſe 
Worte hauptſächlich auf Friedrich den Großen zielten, bedarf 
kaum der Erwähnung. 

Katharina wußte zunächſt wirklich nicht, was ſie machen 
ſollte. Sie ſchrieb am 3. April an Joſeph, aber nur über 
den Plan, welchen ſie angeregt, die Schweſter ihrer Schwieger— 
tochter mit dem älteſten Sohne des Großherzogs von Toskana 
zu verheiraten. „Die Kaiſerin verſchiebt es von Tage zu 
Tage“, meldete der engliſche Geſandte am 6. nach London, 
„ihren letzten Entſchluß inbezug auf die Unterzeichnung des 
Vertrages mit dem Kaiſer zu faſſen. Sicherlich wünſcht ſie 
ſehr, dieſes Bündnis einzugehen, und wird jetzt nur durch den 
Streit über den Vorrang davon zurückgehalten.“ 

Die Sache war inzwiſchen an allen Höfen ruchbar geworden 
und hatte großes Aufſehen erregt; um ſo ſchwerer ward es 
der ſtolzen Katharina nachzugeben. Und ſie konnte ja einige 
ſtichhaltige Gründe für ihre Meinung anführen. Dem Ziele 
freilich, welchem ſie nachſtrebte, rückte ſie dadurch um keinen 
Schritt näher, und vielleicht zum erſtenmal in ihrem Leben 
ward ihr Stolz ihr läſtig. Endlich am 17. April, vier Wochen 
nachdem fie Joſephs Antwort empfangen, ſandte fie ihm Vor⸗ 
ſchläge zu, die ihr geeignet ſchienen, die beſtehenden Schwierig 
keiten zu heben, und ſah dann ohne Zweifel mit größter Span⸗ 
nung der Antwort aus Wien entgegen. 

Auch hier beſann man ſich lange Zeit, und Kaunitz war 
ſehr ärgerlich; denn er verhehlte ſich nicht, daß das Beiſpiel 
Rußlands die andern Höfe bewegen werde, das Vorrecht eben⸗ 
falls nicht mehr zuzugeſtehen. Indem dasſelbe nur auf dem 
Herkommen beruhte, wollte der Staatskanzler daran nicht 
rütteln laſſen, und er verwarf deshalb nicht allein die beiden 
Auskunftsmittel, die Galitzin bereits im Auftrage Katharinas 
ihm angezeigt hatte, ſondern auch das dritte, welches er noch 
nicht kannte. Er meinte ſogar, daß es überhaupt keines gäbe, 
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welches nicht die nämlichen Übelſtände mit ſich führte; darum 
ſollten ſie alle verworfen werden. „Ja, ich wage zu behaupten“, 
ſchrieb er am 11. Mai weiter an Joſeph, „wenn Eure Kaiſer⸗ 
liche Majeſtät dem Vorrang entſagten, dann würde, abgeſehen 
von der Mühe, die man hätte, dieſen Beſchluß vor dem Reichs 
tage zu rechtfertigen, niemand auf der Welt, wenn er den 
Vertrag ohne die geheimen Artikel ſähe, zu begreifen imſtande 
ſein, wie der Kaiſer für eine ſo geringfügige Sache darauf 
hätte verzichten können.“ Hieraus zog Kaunitz den Schluß: 
man würde deshalb Abmachungen von größter Tragweite ver- 
muten, Gegenmaßregeln treffen, neue Verbindungen eingehen, 
und es würde ſo nach und nach der Umſturz des europäiſchen 
Staatenſyſtems erfolgen. 

Auch der letzte Vorſchlag, welchen Galitzin machte, übte 
keine Wirkung auf den Fürſten Kaunitz aus. In dem Schreiben, 
das er am folgenden Tage dem Kaiſer ſchickte, ſprach er von 
dem Gipfel des Unverſtandes des Petersburger Hofes. Anders 
dachte Joſeph. Er meinte, nach all dem Überzeugenden, das 
inzwiſchen geſagt worden ſei, könne man ſich nicht ſchmeicheln, 
daß die Kaiſerin von ihren Anſprüchen abſtehen werde. „Wenn 
die Verbindung mit ihr wünſchenswert iſt, wenn man nicht 
ganz und gar dem Könige von Preußen gewonnenes Spiel 
geben will, ſo wird man doch auf ein Auskunftsmittel denken 
müſſen“, ſchrieb Joſeph weiter, und er empfahl ein ſolches, 
welches bewirke, daß die Übereinkunft am wenigſten ein Ver⸗ 
trag genannt oder von andern als Beiſpiel angezogen werden 
könne. Nach dem zweiten Vorſchlage der Kaiſerin ſollten die 
Verpflichtungen durch einen Brief übernommen werden. Hier⸗ 
auf ging der Kaiſer zurück und bezeichnete dieſe Form oder 
etwas Ahnliches als den einzigen Weg, der aus der Schwierig⸗ 
keit herausführe. Kaunitz arbeitete hierauf der empfangenen 
Weiſung gemäß ſeinen Vortrag aus, und er rühmte jetzt an 
dieſem Auskunftsmittel, daß es den beiden Höfen die Möglichkeit 
gewähre, wenigſtens nach der Wahrheit im buchſtäblichen Ver⸗ 
ſtande zu ſagen, daß die Unterhandlung fic) zerſchlagen habe ). 

1) Beer a a. O., S. 52 — 55. Der Staatskanzler bei Ranke 
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Joſeph ſchrieb jetzt in Form von zwei Briefen mit eigener 
Hand auf, worüber man einig geworden war, und bat die 
Kaiſerin, dasſelbe zu thun; aber er verlangte zugleich, daß ſie 
die Unterhandlung für abgebrochen erklären ſollte. So werde 
man nicht allein das erwünſchte Ziel erreichen, ſondern auch 
den Gegenplänen der andern Höfe vorbeugen. Hauptſächlich 
dürfe der die Pforte betreffende beſondere und geheime Artikel 
nicht vor der Zeit bekannt werden; denn ſchon jetzt mache der 
König von Preußen auf die Kunde, die er von einer ſolchen 
Abſicht habe, ſowohl in Frankreich als in Konſtantinopel den 
gehäſſigſten Gebrauch davon. 

Mit dem fröhlichſten Herzen empfing Katharina die lang⸗ 
erſehnten Schriftſtücke, wahrſcheinlich am 4. Juni, dem Tage, 
wo ſie das Jahr zuvor Joſeph in Mohilew zum erſtenmale 
geſehen. Sie ſchickte nun dem Kaiſer unverzüglich die Gegen- 
verträge. Sie hatte dieſelben ebenfalls mit eigener Hand ge⸗ 
ſchrieben und ihnen rückſichtsvoll jenes Datum gegeben. Die 
vollendete Schmeichlerin nannte bei dieſer Gelegenheit den 4. Juni 
1780 den ſchönſten und denkwürdigſten Tag ihres Lebens. Den 
Miniſtern gebot ſie dagegen, die Unterhandlung nicht weiter 
fortzuſetzen, und ihren Geſandten an den auswärtigen Höfen, 
welche ſie von dem Abbruch unterrichten ließ, befahl ſie zugleich, 
deſſenungeachtet mit den öſterreichiſchen ſtets einträchtig und ver⸗ 
trauensvoll zu verkehren in anbetracht des guten Einvernehmens 
und der Freundſchaft, welche zwiſchen den beiden Herrſchern be- 
ſtände. 

Das Bündnis, welches Joſeph und Katharina mit einander 
geſchloſſen hatten, war rein auf die Verteidigung berechnet und 
ſollte frühere Verpflichtungen, wie beſonders hervorgehoben 
ward, nicht aufheben. Es blieben daher das öſterreichiſch⸗fran⸗ 
zöſiſche und das ruſſiſch⸗preußiſche Bündnis in kraft; der Friede 
von Teſchen ward ausdrücklich beſtätigt und ebenſo der Vertrag 


XXXI/XXXIT, 490. Aus dem Moskauer Archive hat Tratſchewsky 


Mitteilungen über dieſen Streit gebracht in der Hiſtor. Zeitſchr. 1875, 
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über die polniſche Teilung vom 5. Auguſt 1772. Die Garantie 
bezog ſich nicht auf die ruſſiſchen Beſitzungen in Aſien und die 
öſterreichiſchen in Italien. 

Erfährt einer von beiden Teilen einen Angriff, ſo leiſtet 
ihm der andere drei Monate nach geſchehener Aufforderung 
mit 10000 Mann Infanterie und 2000 Mann Kavallerie 
ſamt Feldartillerie und Munition Beiſtand, welcher jedoch durch 
eine jährliche Summe von 400 000 Rubeln erſetzt wird, wenn 
es ſich hier um die an Schweden grenzenden, dort um die 
niederländiſchen Provinzen handelt. Erleidet aber der Hilfe 
gewährende Teil ſelbſt einen Angriff, ſo kann er zwei Monate, 
nachdem er den andern davon benachrichtigt hat, ſeine Truppen 
zurückziehen, und ebenſo ruht die Verpflichtung, wenn er zur 
Zeit, wo er um Beiſtand angegangen wird, ſelbſt in einen 
Krieg verwickelt iſt. Kein Teil wird anſtehen, über eine größere 
Truppenſendung ſich ohne Zeitverluſt mit dem andern zu ver— 
ſtändigen, wenn die feſtgeſetzte Hilfe nicht ausreicht. Die beiden 
Herrſcher geloben endlich, einſeitig keinen Waffenſtillſtand oder 
Frieden einzugehen. 

Wenn die Geſandten der beiden Höfe im allgemeinen Be— 
fehl erhalten ſollen, ſich gegenſeitig gute Dienſte zu leiſten und 
einträchtig zu handeln, ſo wurden inbezug auf Polen noch be— 
ſondere Beſtimmungen getroffen. Joſeph und Katharina ver— 
ſprachen einander, über die Aufrechterhaltung der Ordnung und 
Ruhe im Innern dieſer Republik zu wachen und ſowohl die 
vom Reichstag 1773 feſtgeſtellte Verfaſſung, als auch den Be— 
ſitzſtand nach den Verträgen, welche derſelbe mit den Höfen 
von Petersburg und Wien in dem nämlichen Jahr abgeſchloſſen 
hat, zu garantieren. 

Am wichtigſten iſt der geheime Artikel. Beide Teile ver— 
ſprechen darin einander, die Pforte zur genaueſten Erfüllung der 
von ihr eingegangenen Verpflichtungen anzuhalten und im Fall 
einer Übertretung ihr die kräftigſten Vorſtellungen zu machen. 
Wenn dieſelben aber nicht den gewünſchten Erfolg haben, und 
man ſich in Konſtantinopel beharrlich weigert, ſeine Verbind— 
lichkeiten zu erfüllen, oder gar einen offenbaren Friedensbruch 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. PA 
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ſich zu Schulden kommen läßt und in die ruſſiſchen oder öſter⸗ 
reichiſchen Provinzen einfällt, ſo wird der nicht angegriffene 
Teil drei Monate nach geſchehener Aufforderung vonſeiten der 
andern der Pforte den Krieg erklären. 

Wir erſtaunen über die Größe der Zuſagen, welche der 
Kaiſer machte; ſo unvorſichtig jedoch war er keineswegs, um 
ſich mit gebundenen Händen dem Ehrgeize der ruſſiſchen Herr⸗ 
ſcherin zu überliefern. Sein Streben ging vielmehr dahin, 
die Beute zu teilen. Da jeder Krieg Koſten und Ausgaben 
mit ſich bringe, hieß es nämlich weiter, die ein unbeſtreit⸗ 
bares Recht auf Entſchädigung gewähren, ſo behalte man ſich 
vor, darüber mit einander, entweder wenn der Fall des gegen⸗ 
wärtigen Artikels eintrete, oder ſogar ſchon auf die Möglichkeit 
hin und gleich jetzt eine Verabredung zu treffen und ebenſo 
den zu befolgenden Operationsplan feſtzuſetzen. Wenn ferner 
etwa ein Teil während der Dauer eines ſolchen Türkenkrieges 
von einer fremden Macht angegriffen werde, fo ſolle der an- 
dere mit ihm auch gegen dieſe gemeinſchaftliche Sache machen, 
mit allen ſeinen Streitkräften, ſo weit er es thun könne, ohne 
die Sicherheit ſeiner eigenen Staaten in Gefahr zu bringen, 
dem Verbündeten Hilfe leiſten und keinen Frieden oder Waffen⸗ 
ſtillſtand für ſich allein ſchließen. 

Alles dieſes verſprachen Joſeph und Katharina in ihrem 
Namen und für ihre Erben und Nachfolger, und ſie verſicherten 
zugleich, daß ſie die in dieſen Briefen bedungenen Verpflich⸗ 
tungen für ſo heilig und unverletzlich anſähen, wie wenn die⸗ 
ſelben in dem allerfeierlichſten Vertrage niedergelegt wären. 

Wie wurde Friedrich der Große getroffen, wenn die Pläne 
Katharinas zur Reife kamen! Er wußte freilich nicht, was 
geſchehen war, und hatte ſich außerordentlich gefreut, als er 
vernahm, daß die Unterhandlung abgebrochen worden wäre. 
Jedoch er gab ſich keiner falſchen Sicherheit hin, ſondern fuhr 
fort, auf den Wiener Hof ein wachſames Auge zu haben; 
denn er meinte, Joſeph werde ſchon noch mit Hilfe ſeines 
ſchlauen Mentors ein Auskunftsmittel in dem Etikettenſtreite 
finden, und Katharina bei ihrer Neigung für den Kaiſer und 
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ihren griechiſchen Plan die Hand dazu bieten. Der König legte 
ferner Gewicht auf die Worte, mit welchen der Vizekanzler 
dem Grafen Görtz den Abbruch der Unterhandlung anzeigte, 
daß nämlich hierdurch die große Liebe der Kaiſerin für den 
Kaiſer und ihr enger gegenſeitiger Verkehr nicht den mindeſten 
Eintrag erfahren würden ). Noch mehr fiel ihm ein anderer 
Umſtand auf. Katharina nötigte beinahe den Großfürſten, für 
den Herbſt eine weite Reiſe mit ſeiner Gemahlin ſich vorzu— 
nehmen, wobei Wien beſucht und Berlin vermieden werden 
ſollte. Görtz und Kaunitz betrachteten das als ein Vorſpiel 
für die gänzliche Entfernung Panins 2), der eben damals einen 
vierwöchentlichen Urlaub auf dem Lande verlebte. 

Bei dieſer Lage der Dinge überlegte Friedrich, mit welcher 
Macht er wohl ein neues Bündnis ſchließen könnte, wenn ihm 
der Kaiſer wirklich Rußland entriſſe; denn er wollte ſich nicht 
von den Greigniffen überraſchen laſſen, ſondern alles thun, um 
ihre Wirkungen wenn nicht aufzuheben, ſo doch zu ſchwächen. 
Sein Bündnis dauerte zwar noch bis 1788; aber er fürchtete, 
daß die freundlichen Beziehungen zu Rußland in 18 — 24 Mo⸗ 
naten ſich löſen würden. Beſonders war die Reiſe des jungen 
Hofes für ihn ſchmerzlich, und er wünſchte, er könnte Frau 
v. Benckendorff, die auf die Großfürſtin einen ſo großen Ein— 
fluß habe, wie dieſe auf den Großfürſten, durch Beſtechung gee 
winnen. Ja, was ihn bei der düſteren Ausſicht in die Zu⸗ 
kunft am meiſten betrübte, war die Beſorgnis, daß der junge 
Hof ihm gänzlich entriſſen, und das neue Miniſterium vielleicht 
aus Männern gebildet werden könnte, die dem gegenwärtigen 
Syſteme feindlich geſinnt wären. „Ich werde dann mit Ruß⸗ 
land auf demſelben Punkte ſtehen, ſchrieb er an Finckenſtein, 
wie zur Zeit der Kaiſerin Eliſabeth. Vielleicht aber ſehe ich 
zu ſchwarz in die Zukunft, und wird mir dieſe nicht fo ver⸗ 
derblich ſein, wie ſie ſich jetzt mir darſtellt. Um ſo beſſer 
dann.“ Der König will lieber zu wenig hoffen, ſich auf alle 


1) An Finckenſtein 23., 26. und 30. Juni. 
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möglichen Ereigniſſe vorbereiten und von dem oberſten Lenker 
der menſchlichen Geſchicke den Erfolg aller ſeiner Sorgen er⸗ 
warten ). 

Eben damals geſchah, was Friedrich gefürchtet und Kaunitz 
gehofft hatte; Graf Oſtermann trat an die Stelle Panins. 
Bald darauf ernannte die Kaiſerin einen Geſandten, welcher 
im Reich und zwar in Frankfurt am Main ſeinen Sitz er⸗ 
halten ſollte. Der Freiherr v. Aſſeburg, welcher ſchon lange 
für dieſen Poſten beſtimmt war, hatte den Anſpruch gemacht, 
einige Monate jährlich auf ſeinen Gütern zubringen zu dürfen. 
Darauf ging aber Katharina nicht ein, ſondern wählte nun 
Nikolaus Romanzoff. Als Oſtermann dem Grafen Görtz dieſe 
Mitteilung machte und der Geſandte ſeine Freude darüber be— 
zeigte, da entgegnete der Vizekanzler: „Sie ſehen, was ich 
Ihnen immer geſagt habe, daß die Kaiſerin nicht in ihrem 
Syſteme gewechſelt hat, und ich habe ſogar Befehl, es Ihnen 
zu wiederholen. Sie wiſſen, daß ich es nicht ſagen würde, 
wenn es nicht ſo wäre. In der Lage, worin die Kaiſerin ſich 
den Türken gegenüber befindet, wo Sie nicht wiſſen kann, was 
ihr bevorſteht, iſt ihr die Freundſchaft des Wiener Hofes nütz⸗ 
lich, und ſie wünſcht dieſelbe nur deshalb, ohne daß dies ihre 
übrigen Verpflichtungen ändern kann“ 2). : 

Ohne Zweifel hatte der Vizekanzler den Auftrag, fo zu 
ſprechen. Als Görtz im Januar 1782 der Kaiſerin die Ge⸗ 
burt eines Sohnes des Prinzen von Preußen anzeigte, da 
äußerte die Kaiſerin ſelbſt: ihre Freundſchaft für den König 
ſei unwandelbar und ſo, wie vom erſten Jahr ihrer Regierung 
an, und ſie werde ſtets die gleiche Verbündete und Freundin 
ſein. Sie betonte darauf beſonders die Worte: ſie wünſche 
nur zu erfahren, daß der König davon überzeugt fet s). 

Die Beteuerung war ſtark und klang ſehr angenehm, aber 
ſie befreite Friedrich den Großen nicht von der Unruhe, die 


1) An Görtz 18. Juli, 15. September, an Finckenſtein 17. Sept. 
2) Görtz 28. Sept. 1781. 
3) Görtz 30. Januar 1782. 
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ihn quälte. Fortwährend ſann er nach, wie er Preußens Lage 
zum beſſeren wenden könnte. Am liebſten war es ihm, wenn 
das ruſſiſche Bündnis fortbeſtände; doch mußte dann das 
Schönthun mit Oſterreich aufhören. Außer dem Petersburger 
Hofe kam für ihn nur noch Frankreich und England in Be⸗ 
tracht, welches letztere ſich eben damals ihm näherte. „Die 
Politik iſt nicht für heute“, ſchrieb er am 25. April 1782 an 
Finckenſtein. Die Augen müſſen ſo weit als möglich vorwärts 
dringen, und ich bin jetzt nicht ſowohl mit der Gegenwart als 
vielmehr damit beſchäftigt, die Unannehmlichkeiten, welche die 
Zukunft uns vorbereitet, zu entfernen. Ich bin ganz Auge 
und ganz Ohr, um mich über alles zu unterrichten, was an 
jenen Höfen vorgeht, und um ihnen Schritt vor Schritt zu 
folgen.“ 

Gelingt es ihm unglücklicherweiſe nicht, ſo tröſtet er ſich 
damit, daß er wenigſtens ſeine Pflicht gethan habe; denn für 
die künftigen Ereigniſſe könne niemand einſtehen. Der junge 
Hof bildet einen fortwährenden Gegenſtand ſeiner Aufmerkſam— 
keit. Er freut ſich, daß wenigſtens der Großfürſt ihm treu 
bleibt; aber auch hier verfolgen ihn düſtere Gedanken. „Seit 
dem Tode Peters J.“, bemerkt er einmal, „ſind die Ruſſen 
daran gewöhnt, von Frauen regiert zu werden; ſie finden da— 
bei einen gewiſſen Vorteil, weil eine weibliche Regierung nie 
ſo kraftvoll iſt wie eine männliche und mehr der ariſtokrati— 
ſchen Form gleicht als der monarchiſchen. Der Großfürſt iſt 
lebhaft und jähzornig. Ich fürchte, wenn er einmal Herrſcher 
iſt, wird er vielleicht mit zu großer Härte regieren, vielleicht 
zu viel Strenge bei Beſtrafungen zeigen. Es bedarf wenig, 
um die ruſſiſche Nation zum Aufſtande zu reizen. Man macht 
ſich in jenem Lande nicht mehr aus dem Kaiſer als aus 
einer Ratte. Es wäre wohl möglich, daß man den Groß— 
fürſten beiſeite brächte, und die Großfürſtin als Vormünderin 
ihrer beiden Söhne folgte.“ Natürlich würde das dem Könige 
eben fo unangenehm geweſen fein wie der Tod Peters III. ). 


1) An Görtz 27. April 1782. 
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übrigens wunderte ſich Friedrich, daß von dem griechiſchen 
Plane gar nichts mehr verlautete, während doch die Zeit da⸗ 
für inſofern günſtig war, als England und Frankreich noch 
mit einander im Kriege lagen, und er fragte daher bei dem 
Grafen Görtz an, was denn aus dem Steckenpferde der Kaiſerin 
geworden ſei. Zunächſt konnte dieſer keine richtige Auskunft 
geben; aber es währte nicht lange, da fachte ſich der Streit 
zwiſchen Rußland und der Pforte, der nie ganz erloſchen war, 
wieder ſtärker an, und es waren die Tataren auf der Halb- 
inſel Krim, welche der Kaiſerin eine günſtige Gelegenheit boten, 
ihren orientaliſchen Plan in Angriff zu nehmen. 

Katharina hatte dieſe Völkerſchaften frei gemacht, d. h. von 
der Pforte losgeriſſen und dem ruſſiſchen Einfluß unterworfen. 
Der Chan Schahin Girai hatte das löbliche Beſtreben, die euro— 
päiſche Kultur einzuführen; aber er ging dabei viel zu eilfertig zu 
Werke und beleidigte ferner durch ſeine maßloſe Unterwürfigkeit 
gegen Katharina die Gefühle ſeiner Unterthanen. Als er nun gar 
in der Uniform eines ruſſiſchen Gardekapitäns öffentlich erſchien, 
da kam die Bewegung, an deren Spitze ſich ſeine eigenen Brüder 
ſtellten, zum Ausbruch, und er mußte Schutz bei den Ruſſen 
ſuchen. Daß Katharina das nicht dulden würde, lag auf der 
Hand. Mit leichter Mühe führten ihn ihre Truppen zurück, 
die Ruhe wurde wiederhergeſtellt, und die Gefahr wäre bes 
ſeitigt geweſen, wenn ſie hierbei hätte ſtehen bleiben wollen. 
Das war aber nicht der Fall, ſondern ſie gedachte vielmehr 
die Gelegenheit zur Ausführung ihres orientaliſchen Planes zu 
benutzen. 

Kaum war die Nachricht von dem Aufſtande nach Peters⸗ 
burg gelangt, da wendete ſich die Kaiſerin, obwohl ſie Kräfte 
genug beſaß, um allein die Sache durchzuführen, an ihren 
neuen Freund in Wien. Das Ereignis war zu geringfügig, 
als daß ſie eigenhändig hätte ſchreiben und ihren Entſchluß, 
Schahin Girai aufrecht zu halten, dem Kaiſer anzeigen müſſen. 
Aber ſie will vorläufige Verabredungen mit ihm treffen, und 
ſo dunkel ſie ſich ausdrückt, er verſteht ſie und antwortet, wie 
er ihr meldet, in den nächſten 24 Stunden; denn es bedürfe 
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bei ihm keiner Überlegung, wenn ſein Herz rede und wenn es 
ſich darum handele, ſeiner Kaiſerin, ſeiner Freundin, ſeiner 
Verbündeten, ſeiner Heldin zu dienen. „Ja, ich bin immer 
und in jeder Weiſe bereit“, fuhr er fort, „mich mit Ew. Kaiſ. 
Majeſtät über alle möglichen Fälle zu verſtändigen, welche die 
Wirren in der Krim, wovon ich durch Sie die erſte Nachricht 
empfange, veranlaſſen könnten. Ich bitte Sie alſo, daß Sie mich 
von Ihren Ideeen und Plänen unterrichten, und Sie werden, 
wie ich wage zu verſichern, in mir einen wahren und treuen 
Freund finden, wie Sie in jeder Hinſicht es verdienen. Sie 
werden in Ihrer Weisheit, ich zweifle nicht, auf Mittel denken, 
uns beide vor allen Nachteilen und beſonders vor den Ab— 
ſichten des mächtigen und ſchlimmen Nachbars, den wir im 
Rücken haben, zu bewahren. Ich kann mir nicht vorſtellen, 
daß die Pforte die Aufſtändiſchen der Krim unterſtützen und 
ſich dadurch dem gerechten Zorn Ew. Kaiſ. Majeſtät ausſetzen 
will; denn Sie haben volles Recht, von ihr die Beobachtung 
des Friedens, welchen Sie ihr zu Kainardſche diktiert haben, 
zu verlangen.“ 

Katharina las die Erbietungen des Kaiſers mit außer— 
ordentlichem Vergnügen und ſchrieb dann einen Brief, ſo lang, 
daß fie meinte, derſelbe würde mit einem reichs hofrätlichen Re— 
ferate nicht übel verglichen werden können. Sie ſchlug nun 
wirklich vor, was man ſchon ſeit geraumer Zeit vermutete. 
Im Bunde mit Joſeph wollte fie die Türken aus Europa vere 
treiben, ihren zweiten Enkel Konſtantin auf den freigewordenen 
Thron ſetzen und ſo das griechiſche Kaiſertum wiederherſtellen. 
Sie gedachte weiter, die große Walachei, die Moldau und 
Beſſarabien zu einem Fürſtentum unter dem Namen Dacien 
zu vereinigen und einen erblichen Herrſcher griechiſchen Glaubens 
ihm zu geben. Sie hatte dabei, wie ſie ſagte, nur die Abſicht, 
Rußland, Oſterreich und die Türkei durch dieſe Schöpfung von 
einander zu trennen und auf ſolche Weiſe Streitigkeiten zwiſchen 
ihnen zu verhüten ). Aller Wahrſcheinlichkeit nach aber vere 


1) Ein alter Gedanke. Bereits am 18. Juni 1770 meldete Solms 
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folgte ſie noch andere Zwecke. Wie, wenn der Kaiſer nun 
verlangte, was er unklugerweiſe 1772 verſchmäht hatte, die 
Moldau und die große Walachei? Sollte ſich Katharina den Land— 
weg nach Konſtantinopel verſperren laſſen? Denn daß Sojeph 
von einer ſolchen Erwerbung ſehr geringſchätzig dachte, wußte 
Katharina doch wohl nicht. Sie ſtellte ſich ferner von Anfang 
ihrer Regierung an, als ob ſie eine ſtrenge Liebhaberin der 
natürlichen Gerechtigkeit wäre und dem befreundeten Hofe gern 
die gleichen Vorteile gönnte. Das war aber nur Schein. 
Dieſes neue Dacien ſollte ſicherlich nicht mehr als ein Vaſallen⸗ 
ſtaat von Rußland ſein und deſſen Macht verſtärken, aber doch 
dem Namen nach ein unabhängiges Daſein führen. Als un⸗ 
mittelbare Erwerbung nahm Katharina nur Oczakow und den 
Bezirk zwiſchen dem Bog und dem Dnieſtr ſowie ein bis zwei 
Inſeln im Archipelagus in Ausſicht. 

Was die Ausführbarkeit des großen Planes betrifft, ſo 
ſchilderte Katharina den Verfall des türkiſchen Reiches in leb— 
haften Farben. In dieſem Stücke hatte ſie unzweifelhaft Recht 
und ebenſo, wenn ſie von ihren Nachbarn Polen, Dänemark 
und Schweden wenig oder nichts beſorgte. 

Als denjenigen Herrſcher, von welchem beide das meiſte zu 
fürchten hätten, bezeichnete Katharina den König von Preußen; 
aber ſie meinte, daß er bei ſeinem Alter es nicht wagen würde, 
gegen ihre vereinigten Monarchieen vorzugehen, wenn ihn Eng— 
land und Frankreich nicht nachdrücklich unterſtützten, und dieſe 
beiden Mächte lagen damals noch im Kriege mit einander. 
Sollte der Streit aber ein Ende finden, ſo glaubte Katharina 
nicht, daß die Franzoſen und Engländer begierig ſein würden, 
für ganz entfernte Intereſſen neue Koſten und Kämpfe ſich 
aufzuladen, und überdies müßten die letzteren auf ihren Handel 
mit den Ruſſen Rückſicht nehmen. 


(Sbornik, p. 302): L’Impératrice n'est nullement intentionnée de faire 
de la Moldovie et de la Valachie des provinces russiennes; si elle 
voudrait les soustraire 4 la domination turque, ce serait dans Pin- 
tention d'en faire une espèce de puissance intermédiaire. 
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Endlich wenn der König von Preußen, während Joſeph 
und Katharina mit den Türken Krieg führten, wider alles 
Erwarten den Kaiſer angreifen wollte, ſo würden ſie beide, 
meinte Katharina, noch imſtande ſein, ihm Streitkräfte ent⸗ 
gegen zu ſchicken und ſeine Bemühungen zu vereiteln; denn die 
Stärke ihrer Vereinigung dürfte nicht nach den Erfahrungen 
des Siebenjährigen Krieges bemeſſen werden. Außerdem aber 
wollte die Kaiſerin einen öſterreichiſchen Fürſtenbund in einem 
ſolchen Falle gründen helfen, was um fo leichter würde ge— 
ſchehen können, wenn Joſeph, woran ſie nicht zweifelte, den 
Friedensvertrag von Teſchen beobachtete. 

Aus Dankbarkeit für die Unterſtützung bei dieſem gewaltigen 
Unternehmen wollte Katharina dem Kaiſer, wenn er neben 
anderen Erwerbungen auch einige Handelsniederlaſſungen am 
Mittelländiſchen Meere wünſchte, ſehr gern behilflich ſein. Sie 
ſchloß den überaus wichtigen Brief vom 21. September mit 
den Worten: „Wie groß und weitausſehend dieſe Pläne auch 
erſcheinen mögen, ich glaube, daß es wenig Dinge giebt, welche 
für unſere beiden eng verbundenen Staaten unmöglich ſind“ ). 

Diesmal antwortete Joſeph nicht innerhalb der nächſten 
24 Stunden nach Empfang des Briefes; denn die Ausführ— 
barkeit der darin vorgetragenen Ideen war ihm zu wenig in 
Betracht gezogen, und er glaubte daher, man werde wohl, ohne 
geradezu ſich zu widerſetzen, eine die Entſcheidung hinausſchiebende 
Antwort geben und einige Zweifel äußern müſſen 2). 

Nach dieſer Weiſung vom 10. Oktober mag der Staats— 
kanzler gearbeitet haben; aber als er fertig war, konnte der 
Kaiſer, den eine Kopfroſe quälte, weder leſen noch ſchreiben 
und höchſtens einige Worte diktieren, und weil er einen Auf— 
ſchub von 14 Tagen nötig zu haben glaubte, mußte Kaunitz 
eine Nachricht hiervon eilig nach Petersburg ſenden ). Endlich 


1) Arneth, Katharina und Joſeph II., S. 143 ff. 

2) Beer a. a. O., S. 124. 

3) Beer a. a. O., S. 125. In ſeiner „Geſchichte der orientaliſchen 
Politik Oſterreich ſeit 1774“ geht er darauf nicht ein, und ebenſo wenig 
teilt er uns das Gutachten des Staatskanzlers vom 28. Oktober mit. 
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am 10. November ſetzte Joſeph, obwohl er noch ſehr leidend 
und ſchlaflos war, eine Antwort auf und ſchickte ſie an den 
Staatskanzler mit der Bitte, ſie mit Aufmerkſamkeit zu leſen 
und am Rande zu verbeſſern; denn der Inhalt wäre von gar 
zu großer Wichtigkeit +). 

Das Schreiben, welches Joſeph dann abſchickte, war vom 
13. November datiert und entſprach im ganzen genommen 
ſeiner Weiſung vom 10. Oktober. Er erklärte ſich nicht allein 
mit der Erwerbung, welche Katharina machen wollte, ſondern 
auch mit der Gründung der neuen beiden Staaten einver— 
ſtanden, wenn das Kriegsglück das geſtatte und er die Stücke, 
die er in Ausſicht genommen, erlange. Er forderte zunächſt 
die Stadt Chotzim mit einem geringen Gebiet zur Deckung 
Galiziens und der Bukowina, die kleine Walachei und beide 
Ufer der Donau von Nikopolis bis Belgrad, ſodaß letztere 
Stadt, Orſowa und Widdin Ungarn deckten. Ferner ſollte 
von Belgrad eine gerade Linie bis zum Golf von Drino ge— 
zogen werden. Aber hier hielt Joſeph noch nicht inne, ſondern 
indem er nur ſeine Wünſche, die immer grenzenlos waren, in 
Betracht zog, verlangte er ferner nicht allein Iſtrien und Dal⸗ 
matien, ſoweit es zu Venedig gehörte, ſondern auch das große 
und fruchtbare Gebiet, welches dieſe Republik auf dem Feſt⸗ 
lande beſaß, alſo das Land zwiſchen dem Adriatiſchen Meer 
und der Adda. Joſeph verfuhr, als ob die übrige Welt nur 
um Oſterreichs willen vorhanden wäre, und Venedig verdiente 
nach ſeiner Anſicht ohnehin ein ſolches Schickſal; denn die Re⸗ 
publik habe mit Liſt und indem ſie von den Umſtänden und 
Augenblicken der Schwäche Nutzen zog, alles, was ſie beſitze, 
ſeinem Staate genommen. Doch wollte Joſeph nicht gar zu 
ſtrenge mit Venedig ins Gericht gehen, und ſo wies er denn 
mit kaiſerlicher Milde auf Morea, Kandia, Cypern und die 
vielen Inſeln des Archipelagus hin, welche dasſelbe reichlich 
entſchädigen könnten. 

So weit äußerte ſich Joſeph zuſtimmend; was dagegen die 


1) Arneth, Katharina II. und Joſeph II., Vorrede S. xrx, Anm. 
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Ausführbarkeit betrifft, ſo hatte er mehr Bedenken als Katha⸗ 
rina. Er fürchtete, und wir dürfen ſagen, mit Recht, daß 
Friedrich ungeachtet ſeines Alters nicht würde ruhig bleiben, 
und er behauptete weiter, daß die beiden bourboniſchen Höfe 
durch ihre Flotten die Operationen der Ruſſen mindeſtens ſehr 
erſchweren und durch ihre Landheere ſeine Beſitzungen in Italien, 
am Rhein und in den Niederlanden bedrohen könnten. Daher 
müßte man, ſchrieb er, wenn man auf Erfolg rechnen wollte, 
Frankreich gewinnen, indem man ihm Agypten und einige kleinere 
Stücke der Türkei anböte, damit es, wenn es nicht mitwirkte, 
doch wenigſtens kein Hindernis in den Weg legte. Man müßte 
ferner Preußen in der Art im Zaume halten, daß die Kaiſerin 
40 — 50 000 Mann an der livländiſchen Grenze oder noch beſſer 
in Polen längs der Weichſel und Wartha aufſtellte, und er das 
Hauptheer in Böhmen und Mähren verſammelte, wobei er 
immer noch 60-80 000 Mann anderswo gegen die Pforte 
würde verwenden können. Außerdem müßte man Sachſen von 
Preußen losmachen. Wenn die Kaiſerin den von ihm genannten 
kleinen Erwerbungen ihre Zuſtimmung gebe, und er Sicherheit 
gegen Frankreich und Preußen bekomme, ſchrieb er zehn Tage 
ſpäter, ſo wolle er ihr mit aller Kraft und Schnelligkeit bei 
ihren Plänen helfen. Seine wahre Meinung aber ging keines- 
wegs dahin; er verſicherte nämlich am folgenden Tage ſeinem 
Bruder Leopold: „Ich wünſchte aufrichtig, daß der Krieg nicht 
ſtattfände und die Türken klug genug wären, den Umſtänden 
zu weichen und zu thun, was die Kaiſerin verlangt“ ). 

Auch Leopold fand es unbegreiflich, wie eine Herrſcherin 
von ihrem Talent und ihrer Erfahrung ein jo großes Unter— 
fangen ſo leicht nehmen könnte. Mit der Erwerbung, welche 
der Bruder forderte, war er ganz einverſtanden; fie fet die 
vorteilhafteſte für die Monarchie, ſchrieb er, aber er bezweifelte 
die Ausführbarkeit des Planes. Die Türken waren ihm noch 
nicht geſchwächt und die Ruſſen nicht ſtark genug in Cherſon 


1) Arneth a. a. O., S. 169 ff. und 175. Arneth, Joſeph und 
Leopold I, 140; vgl. S. 141 (16. Dezember); Leopolds Antwort S. 144. 
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und auf dem Schwarzen Meere. Das Haupthindernis aber 
ſah er, wie Joſeph, in Frankreich und Preußen. „Niemals 
werden dieſe“, ſchrieb er, „eine ſolche Teilung des türkiſchen 
Reiches zugeben, welche die Stärke der beiden Kaiſerhöfe und 
beſonders die Deinige ſo beträchtlich vermehren und Dir Ge— 
legenheit geben würde, eine Seemacht zu werden und den 
Franzoſen den ganzen Levantehandel zu entreißen.“ Darum 
erachtete Leopold es für wünſchenswert, daß England und 
Frankreich noch einige Jahre mit einander Krieg führten und 
ſich gegenſeitig ſchwächten. „Wenn letzteres alle Hände voll 
zu thun hätte“, fuhr er fort, „und es ihm an Geld und an— 
dern Hilfsmittel mangelte, würde Preußen nichts allein zu 
unternehmen wagen und durch die beiden Kaiſerhöfe im Zaume 
gehalten werden können. Man wird imſtande fein, nach Be— 
lieben zu verfahren, und die Türken ſind verloren. Aber 
wenn Frankreich handeln kann und will, und beſonders wenn 
es mit England Frieden ſchließt und ſich ſchlechterdings dieſem 
Plane widerſetzt, alsdann muß man ihm, glaub' ich, entſagen; 
denn man dürfte nicht hoffen, eine Erwerbung zu machen, welche 
fo vorteilhaft wäre, daß fie die Übel aufwöge, die ein allge- 
meiner Krieg der Monarchie verurſachen würde.“ 

Joſeph und Leopold hatten ganz recht, wenn ſie Frankreich 
und Preußen fürchteten. Jenes war noch mit dem engliſchen 
Kriege beſchäftigt, aber Friedrich hatte die Hände frei und ſann 
fortwährend auf Gegenmaßregeln, wenn er auch von den Ver— 
abredungen der beiden Kaiſerhöfe keine nähere Kenntnis beſaß. 
Merkwürdig iſt es, daß er eine Zeit lang ernſtlich an ein 
Bündnis mit Rußland und England dachte, wozu allenfalls 
auch noch Dänemark treten könnte. Wir ſehen, in welchem 
Irrtum er befangen war, und er würde ſehr verwundert ge— 
weſen ſein, wenn er gehört hätte, wie Katharina gleichfalls 
eine ſolche Tripelallianz in einem gewiſſen Fall als wünſchens⸗ 
wert bezeichnete, jedoch nicht mit ihm, ſondern mit Oſterreich. 

Aber nur kurze Zeit jagte der König dem Traumbilde nach 
und kehrte dann von dem falſchen Pfade zurück. „Es muß 
einen geheimen Vertrag, ein mündliches Verſprechen oder irgend⸗ 
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eine perſönliche Verbindung geben“, ſchrieb er am 23. Auguſt 
an Görtz, „woraus allein das gegenwärtige Verhalten der 
Kaiſerin hervorgeht.“ Die Zeit für die Ausführung ihres 
großen Planes erſcheint ihm ſehr günſtig, und er meint, ſie 
müſſe jetzt es thun oder nie. Er hört, daß die ruſſiſchen 
Kriegsvorbereitungen ſich vervielfältigen, und er ſchreibt eigen⸗ 
händig an ſeinen vertrauteſten Miniſter: „Ich möchte wetten, 
die Ruſſen werden noch die Unverſchämtheit haben, von mir 
Hilfsgelder zu verlangen.“ Um ſo mehr freut er ſich über 
die Friedensausſicht, die im Weſten erglänzt, und er glaubt 
nicht mit Unrecht, daß Frankreich eben wegen der im Oſten 
drohenden Verwickelungen ſich bereitwilliger gezeigt habe, dem 
Hofe von St. James näher zu treten ). 

Am 19. Dezember ſchreibt Friedrich eigenhändig eine ganze 
Quartſeite politiſcher Betrachtungen an Finckenſtein. Preußen, 
meinte er, muß ſich ruhig verhalten und ſehen, ob die beiden 
Kaiſerhöfe die Entwürfe, die man ihnen zuſchreibt, in Angriff 
nehmen, und was Frankreich und England in dieſem Falle 
thun werden. Auf zwei Arten, glaubt er, könne er ſich dann 
entſcheiden. Wenn Rußland und Preußen einerſeits und die 
Höfe von Wien und Verſailles anderſeits ganz und gar ſich 
entzweien, ſo müſſe er ein Bündnis mit letzterem ſchließen. 
Oder vielleicht könnten ihm einige kriegeriſche Bewegungen, die 
er nach dem zweiten Feldzuge vornähme, eine Abrundung auf 
der polniſchen Seite verſchaffen, ohne daß es zu einem Bruche 
mit Rußland käme. „Der Vorteil der zweiten Entſcheidung 
würde darin beſtehen“, ſchrieb Friedrich, „daß er trotz des un— 
gleichen Beſitzes ein gewiſſes Gleichgewicht der Macht bewahrte 
gegenüber den großen Erwerbungen, welche Rußland und Oſter— 
reich unfehlbar machen würden.“ Friedrich dachte ganz ebenſo 
wie Maria Thereſia im Jahre 1771. Daß die beiden Kaiſer⸗ 
höfe die Türkei mit einander teilen ſollten, will er um keinen 
Preis zugeben, wenn fie ſich nicht vorher mit ihm verſtändigen )). 


1) Ss gur, Politique de tous les cabinets de I' Europe III, 203. 
2) An Görz 4. Januar 1783. 
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Daher iſt es für ihn die Hauptfrage, ob Katharina den großen 
Plan ausführen oder auf die Krim ſich beſchränken werde. 

Der Kaiſerin lag alles daran, die Türken aus Europa zu 
verjagen und dadurch einen unvergleichlichen Ruhm zu erwerben. 
Deshalb gab ſie in der Unterhandlung mit dem öſterreichiſchen 
Geſandten, die im Dezember 1782 in Petersburg geführt 
wurde, ſo viel als möglich nach. Da der Kaiſer durchaus 
Frankreich gewinnen wollte, ſagte ſie zu dem Grafen Cobenzl: 
„Ich werde wie Harpagon im Luſtſpiel ſprechen: Geben wir, 
aber fo wenig als möglich“ ). Und in ihrem Antwortſchreiben 
vom 15. Januar 1783 überließ ſie es gänzlich ihrem neuen 
Bundesgenoſſen, zu der Zeit, wenn er es für gut finden würde, 
mit Frankreich über die Vorteile zu unterhandeln, die es für 
ſeine Unthätigkeit erhalten ſollte. 

Desgleichen erklärte Katharina ſich damit einverſtanden, 
daß Joſeph zur Beobachtung Friedrichs ein Heer in Böhmen 
und Mähren aufſtellte. Dasſelbe wollte ſie an der ſchwediſchen 
und polniſchen Küſte thun; ſie hielt es aber für unklug, die 
Truppen weiter hinein nach Polen zu ſchicken. Man würde 
dadurch, meinte fie, den König von Preußen beunruhigen, wäh— 
rend es gerade darauf ankäme, ihn zum Stillſitzen zu bewegen; 
und letzteres ſchien ihr möglich, wenn er nichts für ſeine Länder 
zu fürchten hätte. Sachſen wollte ſie, gewarnt durch den 
Siebenjährigen Krieg, keinen thätigen Anteil nehmen laſſen, 
ſondern es ſollte beſſer neutral bleiben und durch die Ausſicht 
auf ein ſäkulariſiertes Bistum oder einen ähnlichen Vorteil 
gewonnen werden, in Reichsangelegenheiten mit dem Kaiſer zu 
gehen. ö 

Man ſieht, Katharina nimmt die Vorſchläge Joſephs an, 
ſie weicht nur wenig ab, und wo ſie es thut, bringt ſie gute 
Gründe vor. Dagegen bei den vom Kaiſer ins Auge gefaßten 
Erwerbungen fand ſie mehr zu bemerken. Es mißfiel ihr, daß 
das neue griechiſche Reich ſo ſehr verkleinert werden ſollte, und 
ſie wünſchte darum, daß Morea und der Archipelagus davon 


1) Beer, Die oriental. Politik Oſterreichs feit 1774, S. 59. 
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keineswegs losgeriſſen werden möchten. Noch weniger wollte 
ſie ſich die Venetianer zu Feinden machen. Sonſt aber war 
ſie bereit, dem Kaiſer die gleichen Vorteile wie ſich ſelber zu 
verſchaffen, und da beide jetzt in den weſentlichſten Punkten 
einig wären, ſchlug ſie vor, daß Joſeph über die von ihnen 
zu machenden Erwerbungen und den Operationsplan mit ihr 
in Unterhandlung treten ſollte. Sie ahnte nicht, wie empfind⸗ 
lich ſie den Eigenſinn des Kaiſers verwundete, welchem gerade 
die venetianiſchen Beſitzungen ſehr am Herzen lagen. Katharina 
habe ſo lange nachgedacht, und es ſei wenig dabei heraus⸗ 
gekommen, ſpottete Joſeph, oder vielmehr viel; denn man ſehe 
deutlich, es gelüſte ſie nur, ihn zum Narren zu halten. Jedoch 
ſie habe ſich nicht an den Rechten gewendet, der an ihren Köder 
anbeißen wolle. Er nahm ſich vor, ihr darüber die Augen zu 
öffnen ). 

Auch Joſeph ließ einige Wochen verſtreichen. Als er dann 
die von ihm aufgeſetzte Antwort dem Staatskanzler zeigte, da 
erſchrak dieſer doch über die Faſſung, die vielleicht einen Bruch 
herbeiführen könnte. Der Kaiſer nahm nun wohl einige Ande- 
rungen vor, aber fo weit ging er keineswegs, wie Kaunitz ge— 
raten. Er ſchickte demſelben eine Abſchrift ſeines Briefes am 
24. Februar 1783 mit der Erklärung, die Augen ſeien ihm 
davon ſo angeſtrengt worden, daß er ohne beſonders wichtige 
Gründe die Arbeit nicht noch einmal machen möchte. 

Wir wiſſen nicht, ob das Schreiben in der That ungeändert 
geblieben iſt; aber auch ſo, wie es lautet, klang es ſchrill. 
Katharina hatte drei Forderungen an die Pforte geſtellt, und 
Joſeph fie hierbei nicht nur durch Vorſtellungen in Konftantin- 
opel, ſondern auch durch Rüſtungen, die er machte, ſehr unter— 
ſtützt. Dadurch waren die Türken veranlaßt worden, durch 
ihre Antwort Rußland zufrieden zu ſtellen. Es wäre das, 
meinte nun Joſeph, in einer ſolchen Weiſe geſchehen, daß die 


1) Arneth, Katharina II. und Joſeph II., Vorrede, S. XXI, Anm. 
Hiernach muß der Brief des Kaiſers an Leopold bei Arneth, Joſeph II. 
und Leopold II, 148 nicht vom 3. Januar, ſondern vom 3. Februar 
ſein, und mit dieſem Datum ſtimmen auch die andern Angaben. 
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Kaiſerin auch bei der weiteſten Auslegung der Verträge, welche 
ſie mit dem Sultan geſchloſſen, nicht mehr in Anſpruch nehmen 
könnte, und ſie hätte ja nur dann ihren großen Plan aus⸗ 
führen wollen, wenn die Pforte ihre drei Forderungen ab- 
lehnte. 

So war allerdings in Katharinas Briefe vom 21. Sep⸗ 
tember 1782 zu leſen geweſen. Aber gab ihr Joſeph nicht 
Grund zu zürnen, wenn er das, was ſie des Scheines wegen 
geſchrieben, ſo wörtlich nahm? Er verhehlte dann keineswegs, 
wie er, wenn die Lage der Dinge durch die Antwort der Pforte 
nicht ganz und gar verändert worden wäre, nachdrücklich und 
unwiderruflich auf den Forderungen, die er früher geſtellt hätte, 
beſtehen müßte. Indem er noch hinzufügte, daß ein Jahr 
früher oder ſpäter in der Politik einen ſehr großen Unterſchied 
inbezug auf die Wahrſcheinlichkeit des Erfolges ausmache, wies 
er auf den Abſchluß der Friedenspräliminarien zwiſchen Frank⸗ 
reich und England hin; doch würden vielleicht weder jene Ant⸗ 
wort der Pforte noch dieſer Umſtand ihm Zurückhaltung ge- 
predigt haben, wenn ſeine Vergrößerungspläne gebilligt worden 
wären. 

Heftig erſchrak Katharina über den Brief des Kaiſers. 
Viele Jahre hatte ſich ihre Seele mit dem Plane der Ver⸗ 
treibung der Türken getragen, und als ihr die Zeit der Ere 
füllung gekommen zu fein ſchien, empfing fie eine Abſage. 
Niedergeſchlagen antwortete fie: „Die Erfahrung hat mich 
längſt gelehrt, wie wenig auf die Verſprechungen der Türken 
zu rechnen iſt. Ich habe mich deshalb, von der höchſten 
Achtung und dem größten Vertrauen gegen Joſeph II. erfüllt, 
an Ew. Kaiſerl. Maj. gewendet, indem ich nicht zweifelte, daß 
er wie Cäſar einen nützlichen, großen und eines Cäſars würdigen 
Plan nicht allein annehmen, ſondern auch ungeſäumt ausführen 
würde. Ein Augenblick hat alle Hoffnung zerſtört; Ew. Kaiſerl. 
Maj. finden, daß die Dinge ſich geändert haben. Es iſt wahr, 
zwiſchen den kriegführenden Mächten iſt Friede geſchloſſen worden. 
Trotzdem können die gemeinſchaftlichen Intereſſen beider Staaten 
ſich nicht ändern.“ Die Worte der Kaiſerin klingen gelaſſen; 
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aber der Unmut nagte ſo ſtark an ihrem Herzen, daß ſie ſehr 
krank ward, ein hitziges Fieber bedrohte ſie, und nach 14 Tagen 
war ſie noch nicht gänzlich wiederhergeſtellt ). 

Welche Freude würde das Schreiben des Kaiſers vom 
25. Februar dem Könige von Preußen bereitet haben! Er 
hatte wohl Streitigkeiten über die Teilung der Beute zwiſchen 
den beiden Kaiſerhöfen erwartet, jedoch nicht am Anfang des 
Krieges, ſondern erſt nach dem zweiten Feldzuge. Mittler⸗ 
weile waren von Görtz einige nicht unwichtige Nachrichten ein⸗ 
gelaufen. Bereits im Beginn des Januars ſprach man laut 
in den Hofkreiſen von Petersburg davon, daß die Krim dem 
ruſſiſchen Reiche gänzlich einverleibt werden müſſe. Hierüber 
jedoch beunruhigte ſich der König nicht; es fet ihm ſehr gleich- 
gültig, ſchrieb er zurück, ob man das thue oder den Chan 
fortbeſtehen laſſe 29. Weit mehr fiel dagegen ins Gewicht, 
was er über die Teilung der Türkei vernahm. Görtz erwähnte 
ſowohl der Herſtellung des griechiſchen Reiches als auch der 
Gründung eines neuen, unabhängigen, die Walachei und Mol— 
dau umfaſſenden Fürſtentums, und nach dem, was er erfahren, 
wollte Katharina nicht allein Oczakow und Gebiet, ſondern auch 
die Krim nehmen und Bosnien, Serbien und Belgrad an den 
Kaiſer überlaſſen. Und ungefähr dahin mag die Abſicht der 
Kaiſerin gegangen ſein. Ihre Schwiegertochter trug damals 
das dritte Kind unter dem Herzen. „Das muß der Groß— 
mogul werden“, ſagte Friedrich, als er davon hörte ). 

In Exwartung des ruſſiſch-türkiſchen Krieges dachte der 


1) Joſephs Brief iſt vom 25. Februar 1783. Ein ruſſiſcher Eilbote 
kam den 12. März mit einem Briefe des Kaiſers nach Petersburg (Rau⸗ 
mer V, 574). Die Antwort Katharinas trägt das Datum des 29. Febr. 
a. St., obwohl 1783 kein Schaltjahr war, und ſie muß bald geantwortet 
haben, da ſich ihr Schreiben am 28. März in Joſephs Händen befand. 
Am 1. April meldete Görtz, die Kaiſerin ſei ſeit etwa 10 Tagen ſehr 
krank, und am 4. April: der Großfürſt habe zu ſeiner Gemahlin geſagt, 
eine Nachricht vom Kaiſer ſei die Urſache der Krankheit. 

2) Görtz 7. Januar 1783. Friedrich 21. Januar. 

3) Eſterno 4. Februar bei Raumer, Beiträge V, 569. 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 22 
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König daran, nach einiger Zeit Frankreich zu fragen, was es 
thun wolle, da es nach abgeſchloſſenem Frieden mit größerem 
Freimute darüber ſich äußern könne. Jedoch in Paris war 
man ſchon auf die drohenden Veränderungen der Karte des 
öſtlichen Europas aufmerkſam geworden. Bereits im Januar 
hatte Vergennes eine Denkſchrift über die Notwendigkeit, jede 
Zergliederung der europäiſchen Türkei zu verhindern, im Staats⸗ 
rate vorgeleſen ). Der Handel, welchen die Franzoſen mit 
dem türkiſchen Reiche trieben, war zu bedeutend und einträglich, 
als daß man die Teilungspläne der Kaiſerhöfe hätte begünſtigen 
können. Vergennes riet alſo, man ſolle das Heer auf 180 000 
Mann bringen; dazu brauche man 3 Jahre, und 5 Jahre 
würden Rußland und Sſterreich zur Ausführung ihrer Ent- 
würfe nötig haben. In einer zweiten Unterredung, welche der 
franzöſiſche Miniſter mit Goltz hatte, ſprach er von der Un- 
geduld, mit welcher er zu erfahren wünſchte, was für einen 
Eindruck die Nachricht von den abgeſchloſſenen Präliminarien 
auf Katharina gemacht hätte. Vergennes gedachte weiter eines 
Briefes, den Joſeph geſchrieben, um ihr begreiflich zu machen, 
welchen Einfluß auf die Pläne der beiden Kaiſerhöfe der Friede 
haben könnte. Wenn der franzöſiſche Miniſter darin einen Be⸗ 
weis von der Klugheit Joſephs erblickte, ſo konnte er dagegen 
es nicht faſſen, daß der Kaiſer trotzdem mitwirken und eine 
ruſſiſche Kreatur ſo nahe bei ſich als Hospodar dulden wolle. 
Der Miniſter wünſchte ferner, mit Preußen vertraulich und ge— 
heim Nachrichten auszutauſchen. Er ſchickte weiter eine Denk⸗ 
ſchrift an die beiden Kaiſerhöfe, fragte nach ihren neuen Be— 
ſchwerden und erklärte ſich mit Vergnügen bereit, an der 
Abſtellung derſelben mitzuarbeiten. Übrigens teilten ſich in den 
Hofkreiſen die Anſichten über das Verhalten, welches Frankreich 
einſchlagen ſollte. Die einen ſagten: die Gefahr einer Zer⸗ 
ſtückelung der Türkei müßte die Höfe von Verſailles und Berlin 


1) Friedrich an Finckenſtein 4. Februar 1783, Nachrichten aus Paris 
vom 24. Januar, inliegend in dem Schreiben Friedrichs an Finckenſtein 
vom 6. Februar (Geh. Kab.⸗Akten). 
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einander nähern, weil nur dieſe beiden ſie verhindern könnten. 
Die andern meinten: von dieſer Lage der Dinge müßte man 
Nutzen ziehen, Brabant von Oſterreich verlangen und Agypten 
erobern ). 

Inzwiſchen hatte ſich die Kaiſerin von Rußland wieder er— 
holt und einen Entſchluß gefaßt. Ihre drei Forderungen waren 
zwar von den Türken angenommen worden, und große Vor— 
teile ſtanden für den ruſſiſchen Handel durch einen Vertrag, 
über welchen damals ihr Geſandter mit dem Divan beriet, 
in naher Ausſicht; aber dadurch ließ Katharina ſich nicht ab— 
halten, eine neue ſchwere Wunde der Pforte beizubringen, indem 
ſie vorgab, ein türkiſcher Offizier hätte die Halbinſel Taman 
im Namen des Sultans in Beſitz genommen und dem Ab— 
geſandten des Chans, welcher nach dem Grunde ſich erkundigte, 
den Kopf abſchlagen laſſen?). Ohne den Türken auch nur die 
neue Beſchwerde vorzulegen, beſchloß Katharina, ihrem Reiche 
die Krim, die Halbinſel Taman und den Kuban einzuverleiben. 
Am 18. April machte ſie dem Kaiſer davon Mitteilung. Sie 
habe, ſchrieb ſie, da der größere Plan zunächſt unausführbar 
wäre, ſich einen beſchränkteren ausgeſucht, der weniger die 
Eiferſucht der Nachbarn erregen und ihren Widerſtand hervor— 
rufen würde. Sie rechnete bei ihrem gegenwärtigen Unter— 
nehmen auf die Unthätigkeit des franzöſiſchen Hofes teils wegen 
der Erſchöpfung ſeiner Finanzen und teils wegen der Gefahr, 
die er liefe, das Bündnis mit Oſterreich zu verlieren. Damit 
deutete fie dem Kaiſer an, wie er ihr in Verſäilles nützlich 
werden könnte. Sie ſuchte weiter Joſeph vor Preußen zu be— 
ruhigen, indem ſie vorſtellte, daß Friedrich II. zur Vereinigung 
der ruſſiſchen und öſterreichiſchen Streitkräfte nicht ein zweites 
Mal Anlaß geben würde. Katharina hielt ſich für ſtark genug, 
um dieſen Plan allein auszuführen; aber ſie unterließ weder 
hier, noch in dem folgenden Briefe, geſchickt einzuflechten, ob 
Joſeph nicht das, was in früheren Jahrhunderten an die 


1) Goltz 17. März. 4. April. 
2) Was die Türken darüber erfuhren, erzählt Zinkeiſen VI, 387. 
22 * 
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Pforte verloren gegangen wäre, wiedergewinnen und durch aus⸗ 
gezeichnete Siege ſowohl als nützliche Eroberungen ſeine Regie⸗ 
rung verherrlichen möchte ). 

Der Kaiſer weilte damals fern im ſüdlichen Ungarn; Kaunitz 
aber ſchickte nicht nur das Schreiben Katharinas nach, ſondern 
auch ſein Gutachten, und diesmal riet er, mit Rußland ge- 
meinſchaftliche Sache zu machen. In Peterwardein antwortete 
Joſeph der Kaiſerin und dem Staatskanzler. Er ſtutzte, wie 
im Anfange des bayeriſchen Erbfolgekrieges, vor der Stunde 
der Entſcheidung und wollte Zeit gewinnen, um noch beſſere 
Vorkehrungen zu treffen und unter günſtigeren Umſtänden einen 
Schlag zu verſetzen. Er wünſchte der Kaiſerin Glück zu der 
ſehr wichtigen Erwerbung, welche ſie ſich anſchickte zu machen, 
und drückte die Hoffnung aus, daß dies ohne Krieg geſchehen 
würde. Er wollte ſeinerſeits durch Vorſtellungen in Konſtantin⸗ 
opel und Rüſtungen an ſeiner Grenze dazu beitragen. Er 
rechnet aber auch auf Vergeltung, wenn für ihn eine günſtige 
Gelegenheit ſich bietet. Die Lockſpeiſe, die ihm Katharina vor⸗ 
hält, bleibt unberührt; er weiſt vielmehr abermals auf ſein 
Schreiben vom 13. November hin, wo er angegeben habe, 
was die Pflichten gegen ſeinen Staat und die Intereſſen ſeiner 
Monarchie von ihm verlangen. Dem Staatskanzler trägt er 
außerdem noch auf, in Petersburg geltend zu machen: wenn 
man zu den Waffen greife, ſo entzünde man einen allgemeinen 
Krieg, welcher die ſchlimmſten Folgen nach ſich ziehen könne, 
beſonders vonſeiten Frankreichs und Preußens, während man, 
ſo lange man nichts thue, die Türken und die Höfe von Berlin 
und Verſailles im Schach und in der Schwebe halte ?). In 
Konſtantinopel wollte Joſeph den Frieden mit den Ruſſen 
empfehlen und von Frankreich eine beſtimmte Antwort über 


1) Arneth, Katharina und Joſeph, S. 198. 201. 


2) Ich leſe tenir en échec et suspens ſtatt des ſinnloſen suspects 
bei Beer, Joſeph II. Leopold II. und Kaunitz, S. 132. Der 
Kaiſer braucht dieſelbe Redensart (tenir en suspens) an demſelben Tage 
noch einmal in dem Brief an die Kaiſerin (Arneth, S. 203). 
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die Stellung, die es zu dem Plane Katharinas einzune men 
gedenke, verlangen, um genau zu wiſſen, ob es im Vereine mit 
Preußen der Kaiſerin von Rußland entgegentreten oder ſich 
willfährig zeigen würde und welchen Vorteil es haben wollte, 
wenn das türkiſche Reich aufhörte zu beſtehen. Man ſieht, 
Joſeph beſcheidet ſich, aber nicht, ohne dabei eine weite Ausſicht 
zu nehmen. Er rüſtete dann mit ſolchem Eifer, daß die Fonds 
um 2 Prozent fielen, und der erſchreckte franzöſiſche Geſchäfts— 
träger einen Eilboten nach Paris ſandte ). 

Dort hatte man in den letzten Tagen des Monats Mai 
von dem neuen Plane Katharinas gehört, und es fragte ſich 
nun, was man thun ſollte. Briefe, die aus Konſtantinopel 
von dem franzöſiſchen Geſandten kamen, veranlaßten dann zwei 
Kabinettsſitzungen. Vergennes empfahl, ein ſtarkes Geſchwader 
im Archipel kreuzen zu laſſen, vorher ſolle man ſich aber mit 
England verſtändigen und dann die Kaiſerin Katharina von 
den Schritten benachrichtigen, die Frankreich nicht umhin könne 
zugunſten der Türken zu thun. 

Der Ratſchlag, welchen Vergennes gab, ward angenommen. 
Nach Toulon ging der Befehl, eine Anzahl Linienſchiffe zum 
Auslaufen fertig zu halten; außerdem ſorgte man dafür, 
nötigenfalls den Türken Geſchütze mit Kanonieren und Ingenieuren 
ſchicken zu können. Wenn die ſtarken öſterreichiſchen Rüſtungen 
die Franzoſen erſchreckten, ſo daß ſie an einen nahen Ausbruch 
des Krieges glaubten, ſo erregten umgekehrt die 12 Schiffe, 
die in Toulon, und die 17, die in Cadix ausgerüſtet lagen, 
die Aufmerkſamkeit der ruſſiſchen Geſandten 2). In Wien über⸗ 
gab der franzöſiſche Geſchäftsträger eine Note, worin der Kaiſer 
dringend aufgefordert wurde, fic) mit Ludwig XVI. zu ver⸗ 
ſtändigen oder wenigſtens bei Katharina II. ſeinen ganzen Gin- 
fluß aufzubieten, um die ruſſiſche Beſitznahme der tatariſchen 
Landſchaften zu verhindern 2). Nach Petersburg trug ein Eil— 


1) Friedrich an Goltz 10. Juni (Mediat). 

2) Friedrich an Goltz 10. Juni (Mediat). Goltz 6., 20., 27. und 
30. Juni. 

3) Flassan VII, 378. 
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bote wichtige Papiere, deren Inhalt „ der Große zuvor 
kennen lernen ſollte. 

Von ihrer Abſicht, die Krim ſich e hatte den 
König von Preußen die Kaiſerin ſelbſt in Kenntnis geſetzt. 
Als Oſtermann dem Grafen Görtz die Mitteilung gemacht, 
fragte letzterer, ob die Türken zugeſtanden hätten, das, was 
auf Taman geſchehen war, verſchuldet zu haben. Der Bize- 
kanzler antwortete: „Die Leute dort haben geſagt, daß ſie auf 
Befehl der Pforte handelten“ ). In Berlin ſelbſt überreichte 
der ruſſiſche Geſandte, Fürſt Dolgorukt, am 31. Mai eine 
Erklärung über denſelben Gegenſtand. Friedrich ließ nur für 
die Mitteilung danken; er wollte keinen Krieg billigen, deſſen 
Folgen er nicht vorherſehen konnte, über welchen er nicht zu 
Rate gezogen und der mit einer Macht verabredet worden 
war, die er Grund zu haben glaubte als ſeinen geheimen Feind 
zu betrachten 2). 

Am 26. Juni traf der Eilbote, welcher acht Tage zuvor 
Paris verlaſſen, auf ſeinem Wege nach Petersburg in Berlin 
ein. Der Graf Eſterno unterrichtete den Miniſter Hertzberg 
von den Beſchlüſſen des Hofes von Verſailles, und Friedrich 
war nun ſehr begierig zu erfahren, wie fic) Joſeph gegen Frank— 
reich erklären würde ). Letzteres geſchah im Anfange des fol⸗ 
genden Monats. Durch den Grafen Mercy ließ der Kaiſer 
ſagen: er könne ſchwer neutral bleiben, wenn die Türken dar⸗ 
auf beharrten, Rußlands Forderungen zu verwerfen, und ſo 
geneigt er geweſen ſei, den Verpflichtungen, die er gegen die 
Kaiſerin eingegangen, auszuweichen, ſo ſehe er jetzt keine Mög⸗ 
lichkeit mehr, weiter fo zu verfahren 4). 

Offenbar wollte Joſeph durch dieſe Erklärung nur ſeiner 
Verbündeten hilfreich ſein, welcher beinahe zu derſelben Zeit 
der Marquis de Veérac die Befehle ſeines Hofes ausrichtete. 


1) Görtz 20. Mai. 

2) An Görtz 7. Juni (Mediat). 

3) Hertzberg 27. Juni (Geh. Kab.⸗Akten). Friedrich an Goltz 29. Juni 
(Mediat). 

4) Sandoz Rollin (bei der preußiſchen Geſandtſchaft in Paris) 4. Juni. 
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Ludwig XVI. bot, indem er ſein Erſtaunen darüber ausdrückte, 
daß Rußlaud von den Zugeſtändniſſen der Pforte nicht be— 
friedigt wäre, ſeine Vermittelung mit dem Bemerken an, daß 
die Beſitznahme der Krim unberechenbare Folgen nach ſich ziehen 
müßte. Der Vizekanzler entgegnete: „Der Entſchluß der Kaiſerin, 
ſich jener Gebiete zu bemächtigen, ſteht feſt; in dieſem Augen⸗ 
blicke ſind ſie wahrſcheinlich bereits unterworfen und haben die 
Huldigung geleiſtet. Die Kaiſerin kann alſo keinen Schritt 
zurückthun, ohne ihrer Würde zu vergeben, und fie wird ge⸗ 
nötigt ſein, die angetragene Vermittelung abzulehnen ). 

Oſtermann that, als ob er der Kaiſerin erſt Mitteilung 
machen würde; jedoch er ſagte ganz ohne Zweifel nur das, 
was ihm befohlen worden war. Katharina behandelte Frank⸗ 
reich trocken abweiſend; dagegen ſuchte ſie wie ſchon früher ſo 
auch jetzt wieder Preußen durch Freundlichkeit zu beruhigen und 
zu feſſeln. Am 4. Juli verlangte der Fürſt Dolgoruki eine 
Zuſammenkunft mit Hertzberg und las ihm dann ein ſehr wich— 
tiges Schreiben des Grafen Oſtermann vor, worin das, was 
vor zwei Jahren geſchehen war, als ein ganz neues Ereignis 
dargeſtellt wurde: die beiden kaiſerlichen Majeſtäten hätten 
durch unmittelbaren Briefverkehr die alten Verträge durch Be— 
ſtimmungen erneuert, die eine gegenſeitige Garantie aller ihrer 
Beſitzungen und ein Schutzbündnis enthielten nach Art und 
Weiſe desjenigen, welches die Kaiſerin mit Preußen und Däne⸗ 
mark geſchloſſen; die Verträge mit dieſen beiden Mächten und 
der Friede von Teſchen würden alſo davon nicht berührt und 
blieben in Kraft; durch das neue Bündnis wolle man haupt⸗ 
ſächlich die Pforte in gehörigen Schranken?) halten und fie 
außerſtand ſetzen, die Ruhe ihrer Nachbarn zu ſtören. 

„Da haben wir unſern Abſchied vom Petersburger Hofe“, 
ſchrieb der König mit eigener Hand unter die Weiſung, durch 


1) Görtz 8. Sut. 

2) Dans de justes bornes und nicht des, wie bei Zinkeiſen VI, 
931 abgedruckt iſt; der Brief Friedrichs, ebd. S. 932, iſt vom 5. (nicht 
vom 4.), und der folgende von Hertzberg vom 6., nicht vom 7. Die 
Zahlen ſind ganz deutlich. 
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welche der Miniſter den Auftrag empfing, für die Mitteilung 
einfach zu danken. Er begnügte ſich aber keineswegs mit der 
Auskunft, die er von Dolgoruki erhalten, ſondern er ließ in 
Petersburg fragen, ob die beiden Kaiſerhöfe den Vertrag von 
1746, auf Grund deſſen er im Siebenjährigen Kriege von ihnen 
bekämpft worden war, ebenfalls erneuert hätten. Oſtermann 
verneinte dies mit Beſtimmtheit und ſetzte noch hinzu: von 
Anfang ihrer Regierung an bis zu dieſem Tage habe die Kaiſerin 
dem Könige die ſchlagendſten Beweiſe von Freundſchaft und 
treuer Erfüllung der einmal übernommenen Verpflichtungen 
gegeben; es würde ſie betrüben, wenn darüber in Zukunft ein⸗ 
mal vonſeiten des Königs der geringſte Zweifel aufkäme, wah- 
rend ſie alles vermeiden würde, was die zwiſchen ihnen be— 
ſtehende Freundſchaft irgendwie ſtören könnte ). 

Die Antwort klang ſehr freundſchaftlich und enthielt auch 
viel Wahrheit; aber auf der andern Seite war doch richtig, 
was Görtz im April dem Grafen Oſtermann einmal ange- 
deutet hatte, daß das alte Vertrauen zwiſchen den Höfen von 
Berlin und Petersburg nicht mehr vorhanden wäre, wie denn 
der König über die türkiſchen Angelegenheiten nichts erführe 7). 
Katharina wollte mit Friedrich dem Großen Freundſchaft halten, 
wenn er ſie nach Belieben ſchalten ließe. Sollte er ihrer maß— 
loſen Vergrößerung und noch mehr der des Kaiſers ruhig zu— 
ſehen? Welchen ungeheuren Preis Joſeph verlangte, wenn er 
bei der Zerſtörung des türkiſchen Reiches in Europa mitwirkte, 
das wiſſen wir, und er hatte die Kaiſerin am 19. Mai noch 
einmal daran erinnert. Aber auch für den Fall, daß Katha⸗ 
rina die Krim ohne Krieg erwürbe, wünſchte Joſeph einen 
kleinen Gewinn zu machen. Noch nicht zurückgekehrt von ſeiner 
Reiſe, ſchrieb er am 5. Juli darüber aus Ungarn an den 
Staatskanzler. Er wollte die kleine Walachei, die beiden Ufer 


1) Görtz 1. Auguſt. Die Unterredung fand am 30. Juli und nicht 
am 29. ſtatt, wie Zinkeiſen VI, 414 ſchreibt. Auch habe ich nicht 
gefunden, daß Oſtermann das ewige Drängen des Geſandten ſehr übel 
aufgenommen hätte. 

2) Görtz 22. April. 
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der Save von Sabatſch bis zur Unna und das Gebiet dieſes 
Fluſſes zwiſchen Slavonien und Kroatien gewinnen und außer— 
dem noch die Schleifung der wieder aufgebauten Feſtungswerke 
von Belgrad und Orſova verlangen. Er rechnete dabei nicht 
allein auf den neuen, ſondern auch auf den alten Verbündeten, 
daß ſie ihm hierzu behilflich ſein würden, obwohl er doch ge— 
ſchrieben hatte: „Frankreich ſcheint nichts mehr zu fürchten als 
den Krieg und meine Vergrößerung.“ Aber er glaubte, daß 
die traurige Lage dieſes Landes ihm helfen werde; der Friede 
mit England ſei noch nicht endgültig geſchloſſen, die Finanzen, 
das Landheer, die Reiterei befinde ſich in einem ſehr ſchlechten 
Zuſtande. Könne da Frankreich das Bündnis mit ihm löſen 
und ihn auf die Seite von Rußland und England treiben, ohne 
daß es einen andern Beiſtand als den König von Preußen habe? 
Und der werde wohl auch nicht geneigt ſein, den Schild gegen 
die beiden Kaiſerreiche zu erheben und vielleicht die Zeche zu 
bezahlen ). 

Bei ſeiner Rückkehr von der Reiſe wollte Joſeph hören, 
was der Staatskanzler von dieſem Plane dächte. Wie war 
er aber erſtaunt, als Kaunitz ihm vorſchlug, er ſolle in die 
Moldau und Walachei marſchieren und ſo Krieg anfangen, 
oder er ſolle den Frieden von Belgrad für abgelaufen erklären und 
zurückverlangen, was die Monarchie zu Paſſarowitz gewonnen 
hatte. Der Kaiſer begriff nicht, wie ein Mann von Geiſt ſich 
ſo etwas feſt in den Kopf ſetzen und ſchon Depeſchen für dieſen 
Zweck fertig machen konnte. Er dagegen freute ſich, daß er 
völlig bereit war eben ſowohl wider die Türken als wider 
Preußen zu ziehen. „Ich will alle meine Freunde und meine 
Ruhe behalten“, ſchrieb er am 10. Auguſt an ſeinen Bruder 
Leopold, „wofern ich nicht imſtande bin, einen großen Streich 
auszuführen und eine Erwerbung mir zu verſchaffen, welche die 
Koſten und Gefahren eines Krieges aufwiegt. Ich ſpreche, wie 
Du merkſt, von einer andern Seite. Ich behalte ſie im Auge 
und lauere auf die erſte gute Gelegenheit; ich will zu Ende 


1) Beer, Joſeph II., Leopold und Kaunitz, S. 134 (aus Schmöllnitz). 


346 IV. Buch. 2. Kapitel. 


ſein, bevor man auch nur von dem Unternehmen hört. Es 
macht einen großen Unterſchied aus, ob man das, was man 
genommen hat, nur verteidigt, oder es erſt mit großer Mühe 
erobern ſoll“ ). Zwei Tage ſpäter übergab ſein Geſandter 
in Verſailles eine ſchriftliche Antwort. Der Kaiſer behauptete, 
zuſammen mit Frankreich in Konſtantinopel für den Frieden 
gearbeitet und ſehr koſtſpielige Maßregeln zu dem Ende ge- 
troffen zu haben; er verſprach, in dieſer Geſinnung zu ver⸗ 
harren, aber er meinte dann, es könnte doch der Fall eintreten, 
daß er den Ruſſen helfen und für die eigene Sicherheit Sorge 
tragen müßte. 

Die Antwort des Wiener Hofes erregte das größte Miß⸗ 
behagen in Verſailles und führte zu ſehr ernſten Beratungen. 
Da Frankreich von dem letzten Kriege noch gänzlich erſchöpft war 
und nach einem neuen kein Verlangen trug, wünſchte Vergennes, 
die Pforte möchte die Krim freiwillig abtreten, weil dadurch 
vielleicht der Durſt der Kaiſerin nach Eroberungen geſtillt und 
Oſterreich gehindert würde, gleichfalls Anſprüche zu erheben. 
Aber einen ſolchen Rat wollte der Leiter der franzöſiſchen Po— 
litik nicht geben, damit die Pforte nicht etwa glauben könnte, 
ſie würde von ihren Freunden verlaſſen, und nun Forderungen 
erfüllte, die geeignet wären, die osmaniſche Macht in Europa 
zu vernichten 2). Jetzt aber ſtellte der Wiener Hof die Mög— 
lichkeit einer Teilnahme am Kriege gegen die Türken und an 
der Eroberung in Ausſicht; wie ſollte da das franzöſiſche Raz 
binett nicht in Harniſch geraten? Vergennes meinte, die Kaiſerin 
benutze die tatariſche Sache nur, um daran die Ausführung 
des großen Planes zu knüpfen, und Joſeph unterſtütze ſie darin 
ganz und gar, teils um ſich zu vergrößern, hauptſächlich aber, 
um die Bande zwiſchen den Höfen von Petersburg und Berlin 
zu zerreißen. 

Vergennes hegte nur geringe Hoffnung, den Kaiſer durch 
neue Vorſtellungen von dieſem Gedanken abzubringen; trotzdem 


1) Arneth, Joſeph und Leopold II., 165. 
2) Goltz 28. Juli. 
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richtete man noch ein Abmahnungsſchreiben an ihn und ver— 
langte zugleich, daß er ebenfalls die Kaiſerin drängen ſollte, 
von der Einverleibung der Krim Abſtand zu nehmen. Wenn 
er aber etwa deshalb ſchon bindende Verpflichtungen eingegangen 
wäre, ſo wollte man im ſchlimmſten Falle die Erwerbung zu⸗ 
laſſen, jedoch unter der Bedingung, daß Rußland keine Kriegs⸗ 
flotte dort errichten dürfte und die Höfe von Verſailles, Wien 
und Berlin dieſe Verpflichtung garantierten. 

Daß ſich der Kaiſer zu einer ſolchen Tripelallianz würde 
bewegen laſſen, glaubte Vergennes freilich nicht, ſondern er 
hielt, um ihm Furcht einzuflößen, ein Zuſammengehen mit 
Preußen für notwendig und glaubte, daß letzteres ſich dazu 
verſtehen würde. Der Gang, welchen er in dieſem Falle vor⸗ 
zeichnete, war folgender. Zuerſt fordern beide Mächte gemein⸗ 
ſchaftlich den Kaiſer auf, nicht allein ſelber von ſeinen orien- 
taliſchen Plänen abzuſtehen, ſondern auch Katharina II. dahin 
zu bringen. Schlägt er nun letzteres ab und entſagt er für 
ſeine Perſon jeder Entſchädigung, ſo will man ſich aller dro— 
henden Truppenbewegungen enthalten und die Ruſſen und 
Türken ſich ſelber überlaſſen. Denkt er dagegen gleichfalls eine 
Erwerbung zu machen, dann iſt die preußiſche Mitwirkung not— 
wendig. 

Wie wenig kriegsluſtig war doch Vergennes! Er meinte, 
wenn die Türken ſich den Übergang der tatariſchen Landſchaften 
in ruſſiſche Herrſchaft gefallen ließen und Joſeph ein bis zwei 
türkiſche Provinzen wegnähme, jo würde das Gleichgewicht 
zwiſchen dem Kaiſer, Frankreich und Preußen geſtört, aber es 
könnte dadurch leicht wieder hergeſtellt werden, daß auch die 
beiden letzteren auf einen Erſatz dächten. „Der König von 
Preußen wird einen ſolchen in ſeiner Nachbarſchaft finden“, 
ſchrieb der Miniſter, „und Frankreich hat ihn zur Hand.“ 
Vergennes wies damit auf Polen und die Niederlande hin. 
Dieſe Methode ſchien ihm nützlicher und ſicherer als ein Krieg, 
welcher große Koſten verurſachen und deſſen Ausgang ebenſo 
ungewiß ſein würde, wie ſeine Dauer. Und von Friedrich dem 
Großen glaubte Vergennes, daß er bei ſeinem Alter ebenfalls 
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friedliche Erwerbungen vorziehen würde. Sollten dagegen die 
Höfe von Petersburg und Wien an die Ausführung ihres 
großen Planes gehen wollen, ſo erſchien der Krieg dem Mi⸗ 
niſter unvermeidlich; das Bündnis mit Oſterreich müßte dann 
als aufgelöſt betrachtet und ein Freundſchafts- und Garantie⸗ 
vertrag mit Preußen geſchloſſen werden ). 

Nach der Denkſchrift des Grafen Vergennes hing der euro— 
päiſche Friede gänzlich von der Antwort ab, welche der Kaiſer 
auf die franzöſiſche Note geben würde. Zugleich aber ſetzte 
ſich der Miniſter mit Spanien und Sardinien ſowie mit dem 
Berliner Hofe ſchnell in Verbindung. Bereits am 22. Auguſt 
erſchien Eſterno, der franzöſiſche Geſandte, bei dem Grafen 
Finckenſtein und erklärte, der König von Frankreich ſei unruhig 
über den Beſchluß der Kaiſerin von Rußland, die Krim zu 
nehmen, und er empfinde Schmerz über das Bündnis der 
beiden Kaiſerhöfe, von welchem Joſeph II. bisher keine Nach⸗ 
richt gegeben; dasſelbe könne nur als ein Plan, die Pforte zu 
unterdrücken, und als ein Ereignis betrachtet werden, das in 
ſeinen Folgen das europäiſche Gleichgewicht zu ſtören imſtande 
ſei. Eſterno verſicherte weiter, daß Marie Antoinette keinen 
Einfluß im öſterreichiſchen Sinne mehr ausübe, beſonders ſeit 
dem Tode der Mutter, ſie ſei jetzt mit feſteren Banden an 
Frankreich geknüpft 7). 

Friedrich der Große, welcher ſich damals in Schleſien be— 
fand, freute ſich über das Erwachen Frankreichs, aber er wollte 
doch bedächtig vorgehen und die Unterhandlung in die Länge 
ziehen. In dieſem Sinne mußte daher Finckenſtein antworten 5). 
Eſterno hörte wenigſtens mit Vergnügen, daß der König ſein 
Bündnis mit Rußland als gelöſt betrachtete. Noch an dem- 
ſelben Tage kam ein Eilbote mit wichtigen Papieren aus Frank⸗ 
reich, und jo begab fic) Eſterno zum zweitenmale zu dem preußi⸗ 
ſchen Miniſter und fragte, ob der König nicht geneigt wäre, 
mit Frankreich über Maßregeln ſich zu vereinigen, um den 

1) Die Denkſchrift ſteht bei Flass an VII, 384 ff. 


2) Finckenſtein an Friedrich 22. Auguſt. 
3) Friedrich an Finckenſtein 26. und 28. Auguſt. 
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Sturm, welcher das europäiſche Staatenſyſtem mit einem all⸗ 
gemeinen Umſturz bedrohe, zu beſchwören ). 

Friedrich war damals durch übertriebene Nachrichten aus 
Petersburg beſonders aufgeregt. Obwohl er am 3. September 
ſehr ermüdet von ſeiner Reiſe zurückkehrte, ſetzte er ſich doch 
noch an den Schreibtiſch, um dem Grafen Finckenſtein mitzu⸗ 
teilen, daß er bei dieſer Lage der Dinge das Bündnis mit der 
Kaiſerin unmöglich feſthalten könnte; das würde ja heißen, auf 
Gnade und Ungnade ſich ihr ergeben. Und er glaubte, einer 
Frau, die ihren Mann habe umbringen laſſen, nicht ſo viel 
Vertrauen ſchenken zu dürfen. Er hielt es darum für unum- 
gänglich notwendig, ſich mit derjenigen Macht zu verbinden, 
die ſich ihm darböte, nämlich Frankreich. Und bei dieſen An- 
ſichten blieb er, obwohl Hertzberg, der ſich manchmal veran- 
laßt fühlte, ſeine abweichenden Meinungen dem Könige mitzu— 
teilen, von einem ſolchen Bündnis abriet. Soll er ruhig zu— 
ſehen, wie die beiden Kaiſerhöfe die Pforte bekriegen und Er— 
werbungen machen? Soll er ſich dann, ohne Bundesgenoſſen 
zu haben, von ihnen angreifen laſſen? „Wenn die Vorſehung 
nicht augenſcheinlich Beiſtand leiſtete“, ſchrieb er an Finckenſtein, 
„ſo würden ſie Preußen wahrſcheinlich zertrümmern können.“ 

Zwei Mittel ſieht Friedrich hiergegen: gute Allianzen ſchließen 
und dem Feinde zuvorkommen. Er hält es für beſſer, wenn 
ſich die Ruſſen und Ojterreicher im Kriege mit den Türken 
befinden und von den Spaniern und Franzoſen in Italien, 
von den Franzoſen in Flandern angegriffen werden, dieſen 
Mächten ſich zuzugeſellen. Jedoch er will nichts übereilen, fon- 
dern bedächtig handeln, um bei Schließung des Vertrages das 
Jahr 1784 zu gewinnen; „dann haben“, meint er, „Oſterreich 
und Rußland die Ausgaben für zwei Feldzüge gemacht, Menſchen 
durch die Peſt verloren, vielleicht auch noch andere Unfälle er— 
litten, und wir werden leichteres Spiel haben.“ 

Indem aber der König über ſeine Lage weiter nachdenkt, 
erinnert er ſich an einen alten Gedanken, und er hält es für 


1) Finckenſtein an Friedrich 2. September. 
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notwendig, von den Franzoſen zu verlangen, daß ein Fürſten⸗ 
bund zur Aufrechterhaltung der Verfaſſung und der Privilegien 
des Reiches gebildet würde. Der Kaiſer hatte das Land ob 
der Enns eigenmächtig von der Diöceſe Paſſau getrennt, und 
dieſe Angelegenheit wollte Friedrich als Vorwand gebrauchen ). 
Er meinte: „wenn der Kurfürſt von der Pfalz ſtirbt, werden 
wir ſeinen Nachfolger und den Kurfürſten von Sachſen und 
vielleicht auch noch andere haben“ ). 

Das waren die Betrachtungen, welche Friedrich damals an⸗ 
ſtellte, die Heilmittel, die er in Ausſicht nahm. Zunächſt aber 
mußte man dem Grafen Eſterno antworten. Nach der Wei⸗ 
ſung des Königs erklärte Finckenſtein am 5. September dem 
franzöſiſchen Geſandten: der König werde durch nichts gehindert, 
mit anderen Staaten in Verbindung zu treten; aber es ſei 
keine Kleinigkeit, fo furchtbaren Mächten ſich zu widerſetzen, 
und er müſſe darum fragen, ob der Vertrag von Verſailles 
zunichte ſei oder teilweiſe noch beſtehe. Der Geſandte konnte 
darüber natürlich nicht ſofort Auskunft geben, aber er ſagte 
doch, die Antwort werde von der Erwiderung des Kaiſers auf 
die deutliche und energiſche Frage Frankreichs abhängen ö). 
Eſterno hatte weiter gemeldet, das Kabinett in Verſailles habe 
das britiſche Miniſterium gefragt, ob es ſich mit ihm vereinigen 
wolle, um die Kaiſerin von ihren Plänen gegen die Türkei 
abzubringen, und einen zwar höflichen, aber nichts bedeutenden 
Beſcheid empfangen. Vergennes wünſchte nun, daß Friedrich 
das Kabinett von St. James ausforſchen ließe. Das geſchah, 
und Fox antwortete: König Georg habe keine nähere Verbindung 
mit den Höfen von Petersburg und Wien, von letzterem ſei 
ihm keine Mitteilung gemacht worden, und mit Rußland be- 
ſtehe nur das alte freundſchaftliche Einvernehmen )). 

1) Joſeph an Leopold bei Arneth 1, 156: L’évéque de Passau 
étant mort, j'ai créé un évéché a Linz .... Cela va me donner 


bien des bistoires avec le chapitre et peut-étre le Pape, mais je 
tiendrai bon. 

2) Friedrich an Finckenſtein 3., 4. und 5. September 1783. 

3) Finckenſtein 5. und 6. September. 

4) Finckenſtein 2. und 20. September. 
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Die Auskunft mag richtig ſein, aber Friedrich glaubte nicht 
daran, ſondern er hielt an der Meinung feſt, daß eine Tripel⸗ 
allianz England und die Höfe von Petersburg und Wien mit 
einander verbände. So blieb allein Frankreich für ihn übrig, 
welches aber doch nur dann ſich von dem Kaiſer abwenden 
wollte, wenn dieſer zuſammen mit Rußland die Waffen gegen 
die Türken ergriffe. Friedrich wünſchte letzteres, um aus ſeiner 
Vereinzelung herauszukommen. Der Prinz von Preußen ſchrieb 
an Hertzberg, mit welchem er ſchon ſeit einigen Jahren in 
Briefwechſel ſtand, am 24. September: „Se. Majeſtät ſcheint 
ſehr geneigt, nächſtes Jahr Krieg zu führen, und hält ſich 
Frankreichs ganz verſichert. Der König hat ſogar ſchon von 
den Manifeſten geſprochen, die er alsdann veröffentlichen wird. 
Er will darin nur von der Notwendigkeit reden, in welcher er 
ſich befinde, den ehrgeizigen Abſichten des Kaiſers zuvorzukommen, 
und, wie er ausdrücklich geſagt hat, mit keinem Worte Ruß— 
lands erwähnen.“ In ſeiner Antwort drückte Hertzberg die 
Befürchtung aus, daß der Krieg ebenſo wenig, wie die von 
1756 und 1778, notwendig fein würde 1). Er wollte lieber die 
Gelegenheit benutzen, um Eroberungen in Polen zu machen 2); 
aber er hätte das auf keinen Fall erreicht, da die ſchwärzeſten 
Wolken ſich zerſtreuten. 

Joſeph allerdings hatte dem franzöſiſchen Kabinette nicht 
entgegenkommend geantwortet und zugleich noch einen Brief an 
ſeine Schweſter, die Königin Marie Antoinette, geſchrieben, der 
eigentlich für ihren Gemahl beſtimmt war. Der Kaiſer machte 
darin ſeinem großen Arger Luft über die ſchlimme Haltung, 
welche Frankreich ſeit Choiſeuls Entfernung dem Wiener Hofe 
gegenüber beobachtete; die Koadjutorwahl in Köln und Münſter 


1) In dem Nachlaß Hertzbergs (Berl. Arch.). 

2) In dem Ratſchlag vom 3. September heißt es: On doit encore 
considérer que, si V. M. s'allie avec la France, Elle doit renoncer a 
toute perspective des acquisitions qu’Elle pourroit faire en Pologne 
à Voccasion de ces troubles de l'Orient, en y prenant part dans un 
moment favorable, ou Elle pourroit obliger les deux Cours Impériales 
de L’admettre au partage. 
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überging er. Mit welcher Schonung, ſchalt er, behandle man 
Rußland, welches drei Provinzen nehme, und wie rückſichtslos 
gehe man gegen ihn mit der Sprache heraus, bloß aus Furcht, 
er könnte fic) auch einen Vorteil verſchaffen. Wenn er be— 
hauptete, keinen einzigen ſolchen Schritt gethan zu haben, ſo 
war das doch nur die halbe Wahrheit. Wie ſtimmte ferner 
mit dieſer Verſicherung, was er unmittelbar dahinter hervor— 
hob, daß er den Franzoſen eine Erwerbung — nämlich Agyp⸗ 
ten — angeboten habe! Man überſehe, bemerkt er an einer 
anderen Stelle, daß ihm die Mittel zu Gebote geſtanden, ſich 
einige türkiſche Stücke zu nehmen, wenn er gewollt hätte. Sollte 
das heißen, daß er darauf verzichtet habe? 

Marie Antoinette las den langen Brief des Kaiſers ihrem 
Gemahle vor; dieſer aber mochte mit ihr nicht ſtreiten, die 
abermals unter dem Herzen ein Pfand ſeiner Liebe trug, 
ſondern er berief ſich auf die Verſchiedenheit der Intereſſen, 
die eine Verſchiedenheit der Anſichten zur Folge hätte ). Wie 
falſch war es aber, was Eſterno dem Grafen Finckenſtein von 
der Königin rühmend erzählt hatte! 

Als Marie Antoinette dem Bruder drei Wochen ſpäter, 
am 28. September, antwortete, da hob ſie auch hervor, daß 
die Miniſter ſich wieder beruhigt hätten. Das war in der 
That der Fall. Vergennes behauptete, mehr als einen Grund 
zu der Annahme zu haben, daß der Kaiſer auf eine Vergröße— 
rung ſeit kurzem verzichtet hätte. Das drohende Zujammen- 
wirken von Frankreich, Spanien, Sardinien und Preußen übte 
ferner wahrſcheinlich auch einen mäßigenden Einfluß auf Katha— 
rina aus. Im Anfange des Juli hatte ſie erklärt, ſie werde 
die franzöſiſche Vermittelung ablehnen müſſen, und am Ende 
des Septembers, als man in Verſailles eine Antwort längſt 


1) Arneth, Marie Antoinette, Joſeph II. und Leopold II., S. 30 ff. 
Wir find inbezug auf die öſterreichiſche Politik auf wenige Angaben be- 
ſchränkt. Wie viel Aufklärung hätte Beer aus der Korreſpondenz des 
Wiener Hofes mit Petersburg und Verſailles geben können! Aber er 


thut es nicht, er faßt nicht einmal die Muschel! des Grafen Vergennes 
richtig auf. 
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nicht mehr erwartete, da übergaben die ruſſiſchen Geſandten 
eine ſolche, die in einem weit höflicheren Tone gehalten war. 
Die Kaiſerin nahm die guten Dienſte des franzöſiſchen Hofes 
mit Vergnügen an und wünſchte, daß derſelbe ſobald als mig- 
lich eine Unterhandlung über alle Streitpunkte außer über die 
Krim eröffne; denn hier könne ſie nicht mehr zurück. Ver— 
gennes entgegnete darauf, der franzöſiſche Geſandte in Konſtan⸗ 
tinopel werde ſogleich von den friedlichen Geſinnungen der 
Kaiſerin unterrichtet und angewieſen werden, ſie dem Divan 
mitzuteilen. Frankreich wünſche lebhaft, daß dieſer ſich geneigt 
zeige, zur Erhaltung der allgemeinen Ruhe mitzuwirken; aber 
man könne ſich nicht ſehr ſchmeicheln dahin zu gelangen, wenn 
nicht auch die Kaiſerin die Stärke der Opfer, die ſie fordere, 
begreife und etwas nachgebe 1). Vergennes meinte ohne Zweifel 
die Bedingung, die er in der Denkſchrift vom Auguſt bereits 
aufgeſtellt hatte, daß Rußland in der Krim keinen Standort 
für ſeine Kriegsfahrzeuge errichten dürfte und daß die andern 
Großmächte dieſe Beſchränkung garantierten. 

Ob die Kaiſerin eine ſolche Verpflichtung eingehen würde, 
darüber konnte man Zweifel hegen, und ebenſo ungewiß war 
es, ob die Pforte nachgeben würde. Zwei Parteien hielten 
ſich in Konſtantinopel das Gegengewicht, und es kamen bis— 
weilen gefährliche Auftritte vor. „Die Türken ſind noch gar 
nicht entſchieden“, ſchrieb Joſeph am 13. Oktober an ſeinen 
Bruder Leopold; „es hat neulich einen ärgerlichen Auftritt ge— 
geben, und ohne die Klugheit des Großveziers würde der 
Kapudan Paſcha den Sieg davon getragen haben und der Krieg 
erklärt worden ſein .. .. Man muß hoffen, daß Frankreich 
im Verein mit mir Mittel finden wird, einen Ausbruch zu 
verhindern. Inzwiſchen hab' ich mir für meinen Handel und 
meine Flagge alle möglichen Vorteile und Sicherheiten im 
Schwarzen Meere und gegenüber den Barbareskenſtaaten ver- 
ſchafft 2). Wir ſehen, Joſeph hat, wie jo oft, Waſſer in ſeinen 


1) Goltz 3. Oktober. 
2) Arneth, Joſeph II. und Leopold II., J, 173. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 23 
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Wein gegoſſen. Auch England trat, nachdem der Friede mit 
Frankreich endlich zuſtande gekommen war, mehr hervor und 
begehrte von dem Könige von Preußen, daß er den Türken 
raten möge, die Krim aufzugeben ). 

Friedrich der Große würde, wenn das alte Verhältnis mit 
Rußland noch ungeſchwächt fortbeſtanden hätte, dieſes Anſinnen 
ohne jedes Bedenken eifrig unterſtützt haben. Aber er weigerte 
ſich jetzt, weil er nur durch den orientaliſchen Krieg zu einem 
Bündnis mit Frankreich gelangen konnte. Wie ſehr mußten 
ihm daher die letzten Schritte des Grafen Vergennes miß— 
fallen! Nach der Mitte des Oktobers ward er davon amtlich 
in Kenntnis geſetzt, und zugleich erklärte der Graf Eſterno: 
der König von Frankreich ſei außerſtande, das Bündnis mit 
Oſterreich als zerriſſen anzuſehen, weil der Kaiſer noch nichts 
weiter dagegen gethan habe; jedoch er wache über die Be— 
ziehungen der Höfe von Petersburg und Wien zu einander. 
Wenn das Einvernehmen zwiſchen Ludwig XVI. und Fried- 
rich II. jene Mächte in ihren Plänen aufhalte, jo fet der Haupt- 
zweck der Vereinigung der beiden Könige erreicht und zugleich 
der Beweis geliefert, daß Frankreich wiſſe, wenn es ſeine Inter— 
eſſen von den öſterreichiſchen trennen müſſe. England, welches 
einem Krieg im Morgenlande zuvorzukommen wünſche, habe 
Ludwig XVI aufgefordert, ebenfalls auf den Divan einzu⸗ 
wirken; aber während man in London der Kaiſerin einfach das 
in Beſitz genommene Land erhalten wolle, ſchlage Frankreich 
derſelben Modifikationen vor. Aus Wien habe der König eine 
Antwort empfangen, welche ſchließen laſſe, daß die Pläne des 
Kaiſers denen Katharinas untergeordnet werden. Um ſo mehr 
halte ſich Ludwig XVI. für berechtigt, den Türken zu raten, 
daß ſie den Weg der friedlichen Verſtändigung einem Kriege 
vorziehen 2). 

Dieſer Entſchluß entſprach den Intereſſen Frankreichs, welches 
eben erſt aus einem ſchweren Kriege getreten war und an der 


1) Friedrich an Luſi, ſeinen Geſandten in London, 9. Oktober. 
2) Finckenſtein an Friedrich 17. Oktober. 
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Pforte ſelbſt einen ſchwachen Gehilfen gehabt hatte, da ihr 
Heerweſen in einem ſehr verwahrloſten Zuſtande ſich befand. 
Aber hierauf nahm Friedrich keine Rückſicht. Er bedachte nur, 
wie ſehr der Hochmut der Ruſſen zunehmen und wie ſchwierig 
ſeine Stellung werden würde ). Der Kaiſer, ſchrieb er an 
Finckenſtein, werde die guten Dienſte, die er bei dieſer Ge— 
legenheit geleiſtet habe, geltend machen und Katharina mehr 
als je an ſich feſſeln. Wolle ſich dann Preußen noch als den 
Verbündeten Rußlands anſehen, ſo müſſe es der Sklave des 
Kaiſers werden. Aus einer ſo grauſamen Lage könne nur ein 
Schutzbündnis mit dem franzöſiſchen Hofe retten, welches dem 
Vertrage von 1756 nicht entgegenſtehe. Friedrich gab alſo 
dem Grafen Finckenſtein den Auftrag, zu erforſchen, wie man 
in Verſailles darüber dächte; er that das, wie er ſagte, nicht 
ſeinetwegen, ſondern um künftigen Gefahren zu begegnen 7). 

Während ſich Friedrich zu Frankreich neigte, ſuchte Katha— 
rina den Kaiſer von ſeiner Verbindung mit dieſem Lande gänz— 
lich loszumachen. So ſchrieb wenigſtens Joſeph am 17. No⸗ 
vember an ſeinen Bruder Leopold; er ſpricht von der Falle, 
die ſie ihm ſtelle. Was für ein Sündenregiſter hatte er vor 
zwei Monaten ſeinem Schwager durch Marie Antoinette zu— 
gejendet! Nun hielt er doch an der Verbindung mit Frank— 
reich feſt, um nicht gänzlich der Kaiſerin zu Dienſten ſtehen zu 
müſſen. „Das könnte für ſie ſehr bequem ſein“, ſchrieb er, 
„aber ſehr wenig paſſend für mich; folglich wird nichts daraus 
werden.“ Übrigens war Joſeph mit dem Laufe, welchen die 
Dinge nahmen, ſehr zufrieden. „Ich werde Rußland an mich 
feſſeln“, ſchrieb er, „und Frankreich behalten, ich werde mir 
wertvolle Handelsvorteile vonſeiten der Türken verſchaffen und 
dem ganzen Europa meine Uneigennützigkeit beweiſen, während 
ich den König von Preußen für immer mit Rußland entzweie“ “). 
Von einer Landerwerbung iſt hier nicht mehr die Rede. 


1) An Finckenſtein 18. Oktober. 
2) Vgl. Friedrich an Heinrich 3. Oktober 1782. Oeuvres XXVI, 492. 
3) Arneth, Joſeph und Leopold J, 180. Ein Jahr vorher hatte 
Friedrich an Heinrich geſchrieben: „La politique de la cour de Vienne, 
238 
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Inzwiſchen drängten die Geſandten der großen Mächte die 
Pforte zur Nachgiebigkeit. Nur Preußen mochte keinen ſolchen 
Rat erteilen; denn es wünſchte ja, daß die Türken ſich zur 
Wehre ſetzen möchten. Es lehnte zwar ein Bündnis mit ihnen 
ab, jedoch nur, weil die Franzoſen noch immer an dem öſter⸗ 
reichiſchen feſthielten; letztere ſollte daher der Großvezier um 
Beiſtand drängen, wenn die Türken einen Krieg wagen wollten, 
um ihre Rechte zu behaupten ). 

Katharina ließ übrigens in Verſailles eine Erklärung über⸗ 
geben, worin ſie verſprach, daß ſie nach Abtretung der Krim 
und des Kuban an den alten Grenzen feſthalten und den Ver- 
trag von 1774 als die Grundlage des neuen anſehen wolle. 
Vergennes freute ſich, daß hiernach die Erwerbung von Ocza— 
koff ausgeſchloſſen wäre, und ſchickte ſogleich einen Eilboten 
nach Konſtantinopel mit dieſer Erklärung. Der Geſandte ſollte 
dort keineswegs geradezu die Abtretung anraten, aber die Ge⸗ 
fahr der Lage vorſtellen und es der Pforte überlaſſen, zu er— 
wägen, ob es nicht beſſer wäre, durch einige Opfer fic) los⸗ 
zukaufen, als den Wechſelfällen eines Krieges ſich auszuſetzen, 
deſſen Folgen man nicht vorherſehen könnte 2). Dann ſetzte 
Vergennes auch den König von Preußen hiervon in Kenntnis, 
und er lehnte zugleich das angetragene Schutzbündnis ab, um 
den Kaiſer nicht unruhig zu machen. Da Finckenſtein zu der 
keineswegs angenehmen Eröffnung ſchwieg, fuhr Eſterno zu 
reden fort und entſchuldigte das Verfahren Frankreichs, indem 
er ſagte: man wiſſe nicht, wie weit die Verbindung der Höfe 
von Petersburg und Wien gehe, und wolle den Kaiſer nicht 
dahin bringen, ſich mehr als je in Rußlands Arme zu werfen 3). 
tant que le prince Kaunitz la dirigera, sera de demeurer constamment 
unie avec la France, pour se conserver le dos libre, et la politique 
de la cour de Versailles ne se départira pas non plus de Ualliance 
de J'Autriche, 4 moins que lEmpereur ne rompe lui-méme les liens 


par des démarches immédiatement contraires aux intéréts de la France.“ 
Oeuvres XXVI, 495. 

1) Zinkeiſen VI, 937. 

2) Goltz 16. November. 

3) Finckenſtein 26. November. 
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Friedrich mußte ſich das gefallen laſſen, ſo ſchmerzlich die 
Nachricht ihn berührte, und was er aus Konſtantinopel erfuhr, 
war gleichfalls nicht geeignet, ihn zu erheitern. Eine Ver⸗ 
mittelung fand dort nicht ſtatt, ſondern Rußland unterhandelte 
ganz allein mit den Türken, die ſich hartnäckig ſträubten, die 
Beſitznahme der tatariſchen Landſchaften durch die Ruſſen aus⸗ 
drücklich gut zu heißen. Das war die Klippe, woran die Unter⸗ 
handlung noch ſcheitern konnte ?). Doch fand man endlich 
einen Ausweg. Die Verträge von 1774 und 1779 wurden 
erneuert, aber die Artikel davon ausgenommen, welche ſich auf 
jene Landſchaften bezogen. Am 8. Januar 1784 unterzeichneten 
der ruſſiſche Geſandte Bulgakoff und die türkiſchen Unterhändler 
zu Ainali Kawak den neuen Vertrag. Der Kaiſer hat hierauf 
noch geſucht, eine kleine Landerwerbung zu machen, aber wegen 
der hartnäckigen Weigerung der Türken davon zuletzt abſtehen 
müſſen. 

Friedrich hatte ſich auf ein ſolches Ende bereits gefaßt ge— 
macht, und dennoch war er betroffen, als er davon hörte. 
„Dieſer Friede“, ſchrieb er an Finckenſtein, „welchen die Türken 
ſo feig eben erkauft haben, iſt für uns ein ſehr nachteiliges 
Ereignis.“ Er meinte, weil Katharina ihren griechiſchen Plan 
nicht ganz ausgeführt hätte, bliebe dem Kaiſer ein Mittel, ſie 
noch lange feſtzuhalten. Außerdem erwog er die, wie er die 
Dinge betrachtete, feige Nachgiebigkeit des franzöſiſchen Mini— 
ſteriums gegen alles, was den öſterreichiſchen Namen trage, 
ferner die Erſchöpfung Englands, die es zu einer langen Un— 
thätigkeit nötigen werde. So ſtehe Preußen leider ganz allein 
da. „Wir werden nicht einmal eine Macht finden können“, 
ſchrieb er, „die uns den Schatten eines Bündniſſes bietet, ge— 
ſchweige denn ein wirkliches Bündnis .... Iſt man aber in 
einer ſolchen ohne Zweifel ſehr unangenehmen Lage, ſo muß 
man nicht ein langes und breites über das Übel reden, ſondern 
mit aller möglichen Klugheit auf ein Heilmittel ſinnen, wenn 
es eins giebt.“ So ſehr ihn übrigens die Verlaſſenheit 


1) Friedrich an Goltz 27. Dezember (Mediat). 
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Preußens betrübte, ſo kam der Witz ihm doch nicht gänzlich 
abhanden. „Wir wiſſen ſchon von dem Friedensſchluß“, ſchrieb 
er zwei Tage ſpäter an Görtz in Petersburg, „und ich bilde 
mir ein, Katharina II. wird in der Eingangsformel zuerſt ge- 
nannt werden und nach ihr die Vorſehung“ ). 

Indem Friedrich aber daran verzweifelte, bei Lebzeiten der 
Kaiſerin das ruſſiſche Bündnis zu neuem Leben zu erwecken, 
und weder auf Frankreich noch auf England mit Sicherheit 
rechnen konnte, fand er für ſich keinen anderen Ausweg als 
die Gründung eines Fürſtenbundes mit dem ausgeſprochenen 
Zwecke, das Reich in der Verfaſſung, worin es ſich befände, 
zu erhalten. Wenn ihn die Kaiſerhöfe nachher bekriegten, ſo 
wollte er denjenigen, welche ſich mit ihm verbunden hätten, 
Hilfsgelder zahlen, und er hoffte dann ſtark genug zu ſein, 
um den furchtbaren Streitkräften jener beiden Länder Wider- 
ſtand zu leiſten 2). 


1) An Finckenſtein 5. Februar, an Görtz 7. Februar. 

2) Friedrich an Finckenſtein 21. Februar, in der hiſtoriſchen Zeitſchr. 
XII, 433, Beilage zu dem Aufſatze: „Der Urſprung des Fürſtenbundes“ 
von P. Bailleu. Der Verfaſſer behandelt darin die auswärtige Politik 
Friedrichs von 1779 bis 1784 nach den Materialien des Geh. Staats⸗ 
archivs, von denen die meiſten zum erſtenmal von ihm benutzt worden 
ſind. Ich verdanke der Arbeit und dem Verfaſſer manche nützliche Hin⸗ 
weiſung. 
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Gründung des Fürſtenbundes. 


Ein Bund, wie ihn Friedrich der Große ſich dachte, war 
nur dann möglich, wenn auch die anderen deutſchen Fürſten 
Anlaß hatten, einen ſolchen zu ſchließen. Zum Glück für ihn 
herrſchte ſchon im Anfange des Jahres 1783 gegen den Kaiſer 
Unzufriedenheit teils wegen der Übergriffe, die man dem Reichs⸗ 
hofrate ſchuld gab, teils weil der Reichstag aus einer überaus 
geringfügigen Urſache ſeine winzige Thätigkeit gänzlich eingeſtellt 
hatte. Die weſtfäliſchen Grafen ſtritten heftig über die Frage 
mit einander, ob ſie durch einen Proteſtanten oder Katholiken 
vertreten werden ſollten. Das Fürſtenkollegium entſagte bis 
zur Entſcheidung dieſer Sache jeder andern Thätigkeit und 
lähmte dadurch jahrelang den Reichstag. Der Wiener Hof 
aber wurde beſchuldigt, den Stillſtand der Geſchäfte gern zu 
ſehen und deshalb nichts für den Austrag des unangenehmen 
Streites zu thun. 

Im Laufe des Jahres traten neue Beſchwerden hinzu. Der 
Kaiſer trennte, wie erwähnt, unerwartet und eigenmächtig das 
Land ob der Enns von der Diöceſe Paſſau; denn er wollte 
keine ausländiſchen Biſchöfe über ſeine Unterthanen gebieten 
laſſen. Wir begreifen dieſes Verlangen; aber die geiſtlichen 
Fürſten verletzte dieſe Eigenmächtigkeit ſehr. Ebenſo hob Joſeph 
den Barrierevertrag einſeitig auf, um keine fremden Beſatzungen 
in ſeinen niederländiſchen Feſtungen zu haben, und beunruhigte 
dadurch die weltlichen Fürſten, welche zu fürchten anfingen, 
daß ſie auch einmal ſo behandelt werden könnten, wenn der 
Vorteil die Verbindlichkeit eines Vertrages aufhöbe. 

Wie ſollte man ſich aber gegen den Kaiſer ſchützen? Der 
Gedanke tauchte auf, daß man einen Bund unter dem Schutze 
Preußens errichten müßte. Der Markgraf von Baden machte 
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dem Fürſten von Deſſau und dieſer wiederum dem Prinzen 
Friedrich Wilhelm von Preußen die Mitteilung, daß mehrere 
Fürſten, darunter der Biſchof von Würzburg, die Abſicht 
hätten, eine ſolche Vereinigung ins Leben zu rufen. Der Neffe 
Friedrichs des Großen äußerte ſich günſtig über dieſen Plan, 
welcher natürlich zunächſt in das tiefſte Geheimnis eingehüllt 
bleiben ſollte. Schon ſeit Jahren ſtand er in ſchriftlichem 
Verkehr mit dem Miniſter Hertzberg, der ihn von Zeit zu Zeit 
mit Nachrichten über die laufenden politiſchen Angelegenheiten 
verſah. Umgekehrt ſetzte dieſen der Prinz am 4. Juli 1783 
von dem, was er gehört, unter dem Siegel der größten Ver— 
ſchwiegenheit in Kenntnis, indem er noch hinzufügte, daß der 
Fürſt von Deſſau im Begriff ſtände, nach Karlsruhe zu reiſen, 
um ſich mit dem Markgraſen über den Plan zu beſprechen. 

Auch Hertzberg billigte die Idee, die er aber ganz geheim 
zu halten riet; denn wenn Oſterreich davon etwas erführe, 
würde es dem Bunde einen andern entgegenzuſtellen trachten 
und dieſes Ziel auch erreichen, indem es ſeine neue Verbindung 
mit Rußland und ſeine alte mit Frankreich benutzte, die Reichs⸗ 
fürſten einzuſchüchtern. Gegen die Biſchöfe war Hertzberg miß⸗ 
trauiſch. Seine Meinung ging dahin: man ſolle die Fürſten 
in ihren guten Geſinnungen beſtärken, den preußiſchen Schutz 
ihnen verheißen und ſie dadurch vorbereitet halten, daß man 
den Bund ſchließen könne, ſobald der Wiener Hof etwas Ge- 
fährliches unternehme oder ein günſtiger Zeitpunkt — er meint 
ohne Zweifel den Tod Friedrichs — eintrete. Man müßte 
warten, ſchrieb er weiter, bis der Herzog von Zweibrücken dem 
Kurfürſten Karl Theodor folgte; denn er würde das mächtigſte 
Glied und die Stütze des Bundes ſein und Sachſen mit fort⸗ 
ziehen, auf welches man ſonſt nicht rechnen könnte, weil Friedrich 
Auguſt ſchwach und bigott ſei und von Prieſtern und Leuten, 
die ſich dem Wiener Hofe leicht verkaufen würden, geleitet 
werde ). 


1) Die Korreſpondenz des Prinzen von Preußen mit Hertzberg findet 
ſich in des letzteren Nachlaß im Geh. Staatsarchiv in Berlin. 
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Von den Fürſten, welche ſich in dieſem Plane zuſammen⸗ 
fanden, werden uns noch die Herzöge von Weimar, Gotha und 
Zweibrücken genannt; aber die Seele des Ganzen ſcheint der 
Markgraf von Baden geweſen zu ſein. Bei ihm ſtand jener 
Herr v. Edelsheim in Dienſten, welcher bereits im Jahre 1778 
im Auftrage Friedrichs des Großen thätig geweſen war, eine 
Vereinigung verſchiedener Fürſten ins Leben zu rufen. Er 
machte jetzt einen Entwurf für einen Bund zur Erhaltung der 
Reichsfreiheit und des Reichsſyſtems, worin ſchon eine gemein⸗ 
ſchaftliche Kaſſe und ein vereinigtes Heer eine Stelle fanden. 
Die Union ſollte bei dem Ausbruch des Türkenkrieges, der be⸗ 
vorzuſtehen ſchien, ins Leben treten und die Garantie von 
Preußen und Frankreich, ja, womöglich auch von Rußland ge- 
wonnen werden !). Auf heimlichem Wege ſuchte Baden zu er⸗ 
forſchen, wie ſich das Kabinett von Verſailles zu einem ſolchen 
Plane ſtellen würde, und der Herzog von Braunſchweig ſchickte 
den Entwurf, welchen er von dem Fürſten von Deſſau empfangen, 
am 5. Januar 1784 an den Herrn v. Hertzberg 7). 

Der preußiſche Miniſter erklärte ſich damit einverſtanden, 
daß der Bund ins Leben treten ſollte, wenn ein Türkenkrieg 
ausbräche; doch war inzwiſchen die Ausſicht auf einen ſolchen 
geſchwunden. Er riet alſo, man ſolle ſich im ſtillen mit wenigen 
verſtändigen und daran arbeiten, daß der Reichstag wieder in 
Thätigkeit trete. Nach dem Tode Karl Theodors aber dürfe 
man die Sache nicht länger verſchieben, ſondern man müſſe 
auf Grund der erſten geheimen Vereinigung zwiſchen den Nite 
gliedern derſelben und den Kurfürſten von Sachſen und der 
Pfalz ein ſtärkeres und den Umſtänden nach öffentliches Bünd⸗ 
nis machen, dem hierauf alle anderen gutgeſinnten Reichsfürſten 
und Stände leichter und ſicherer beitreten werden. Dieſe könn⸗ 
ten alsdann, ſchloß Hertzberg ſein Gutachten, den König von 


1) W. A. Schmidt, Geld. der preußiſch-deutſchen Unionsbeſtrebungen 
ſeit der Zeit Friedrichs des Großen, S. 17ff. 

2) Ranke XXXI/KXXII 471. Schmidt, S. 23. Über den Ur⸗ 
ſprung der Unzufriedenheit der Fürſten berichtet Hofenfels ebd. 93ff. 
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Preußen einladen, das Haupt eines ſolchen Bundes zu ſein; 
derſelbe werde das unter allen Umſtänden niemals verſagen 
und hoffentlich auch Gelegenheit finden, andere große auswärtige 
Mächte, welche mit ihm ein gleiches Intereſſe haben, herein⸗ 
zuziehen 1). Dem Prinzen von Preußen gab Hertzberg von 
allen dieſen Schriftſtücken Kenntnis. 

Ahnliche Anſichten äußerte Hofenfels. Als er im Herbſte 
des vergangenen Jahres in Berlin war, um ſeinen Herrn aus 
peinlicher Geldverlegenheit zu retten, da hatte der Prinz von 
Preußen vergebliche Anſtrengungen gemacht, ihm zu helfen. Der 
Herzog dankte demſelben dennoch in einem Schreiben vom 
9. Januar 1784; er ſpielte darin auch auf die Union an, 
über welche Hertzberg und Hofenfels mit einander geredet hatten, 
und er glaubte gleichfalls, daß es gefährlich ſein würde, früher 
mit einer ſolchen Abſicht hervorzutreten. Hofenfels verfaßte 
dann eine Denkſchrift, die eigentlich nur eine ſcharfe Kritik des 
von Edelsheim verfaßten Entwurfes war. Er zeigte gerade wie 
fein Herr die größte Furcht vor Oſterreich und fand es rätlicher, 
noch nicht an ein förmliches Schutzbündnis, ſondern nur an 
einen vertraulichen ſchriftlichen Verkehr unter den Ständen zu 
denken, welcher die Aufrechthaltung ihrer Freiheiten und der 
Verfaſſung zum Gegenſtand hätte. Nach Berlin iſt die Denk— 
ſchrift erſt viel ſpäter gekommen e). 

Es iſt immer merkwürdig, daß Hertzberg zwar den Prinzen 
von Preußen von dem Entwurf Edelsheims in Kenntnis ſetzte, 
dem König aber davon keine Mitteilung machte, weil er fürch⸗ 
tete, dieſer würde dann ſeine Miniſter antreiben, vor der Zeit 
eine zu große Thätigkeit zu entwickeln, die Sache würde ruch⸗ 
bar werden und ein Gegenbund entſtehen. Aber Friedrich kam 
von ſelbſt auf den Gedanken einer Union zurück, und am 
6. März befahl er ſeinen Miniſtern, ſie ſollten, da Preußen 
ohne alle Verbündete ſei und auf Rußland ganz und gar nicht 
zählen könne, an einem Fürſtenbund arbeiten, den er noch vor 


1) Schmidt, S. 25ff. 
2) Ebd., S. 31. 34ff. 
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ſeinem Tode zu gründen wünſchte. Und am folgenden Tage 
ſchrieb Friedrich: „Glaubet nicht, daß man ſo viele Köpfe 
binnen 14 Tagen unter einen Hut zu bringen vermag. Weil 
das Zeit verlangt, könnt Ihr eine ſolche Unterhandlung immer 
ganz ſachte fördern und zu erfahren ſuchen, auf wen wir zählen 
können und auf wen nicht, damit alles vorbereitet ſei, wenn 
die Umſtände den Abſchluß dieſes Bündniſſes verlangen.“ 
Finckenſtein hielt es wie Hertzberg für ſchwer, wenn nicht 
für unmöglich, vor dem Tode des Kurfürſten von der Pfalz 
einen ſolchen Bund zu ſchließen. „Um die kleinen und ſogar 
die mittleren Reichsfürſten dazu zu bringen“, ſchrieb er nicht 
unverſtändig dem Könige, „müſſen ihnen einige der größten und 
mächtigſten notwendig das Beiſpiel gegeben haben. Unter dieſen 
kann man fic) nur von Bayern, wenn der Herzog von Zwei— 
brücken Kurfürſt geworden iſt, und von Sachſen verſprechen, 
daß fie werden beitreten wollen. Mit Hannover iſt im gegen- 
wärtigen Augenblicke nichts anzufangen, da es immer der eng— 
liſchen Politik folgen wird, und ein Bündnis mit letzterem 
Lande kann gegenwärtig Eurer Majeſtät nicht behagen; niemals 
aber wird Sachſen allein und zuerſt eine Verpflichtung dieſer 
Art übernehmen wollen.“ Der König leugnete das auch nicht. 
„Ich weiß wohl“, ſchrieb er zurück, „es wäre für uns ein 
großer Vorteil, wenn der Teufel den Kurfürſten geholt hätte; 
jedoch er iſt noch auf der Welt, und nach dem Sprichwort 
„Unkraut verdirbt nicht‘ wird er vielleicht länger leben als manche 
brave Menſchen, wie deren täglich ſterben und deren Verluſt 
bedauernswert iſt“ ). Trotzdem aber blieb Friedrich bei ſeiner 
Meinung und fügte noch eigenhändig in einer Nachſchrift hinzu: 
„Man muß dieſen Bund nicht als eine Kleinigkeit betrachten; 
denn laſſen wir unſere Feinde ſich rühren und legen wir die Hände 
in den Schoß, ſo ſind wir verloren.“ Friedrich hoffte nach andert— 
halb bis zwei Jahren am Ziele zu ſein. „Wenn wir unterdeſſen 


1) Karl Theodor war vor einiger Zeit todkrank geweſen. Jetzt empfing 
Hofenfels die beſten Nachrichten über ſeine Geſundheit, und die Folgen 
ſeines Umgangs mit einer Schauſpielerin wurden ſichtbar. 
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vorteilhaftere Bündniſſe finden“, ſchrieb er, „deſto beſſer; wenn 
nicht, ſo wird ein ſolcher Bund noch immer beſſer ſein als 
nichts, obgleich wir werden Hilfsgelder zahlen müſſen, wenn 
wir dieſe Leute brauchen“ ). 

Aber ſo ſehr der König drängte, die Miniſter verfuhren 
läſſig., Hertzberg hielt fernerhin den Zeitpunkt für ungünſtig 
und wollte lieber warten, bis des Kaiſers Pläne ſich enthüllen 
und die beiden großen Veränderungen eintreten würden, die 
man in Bayern und Preußen vorherſehen könnte, d. h. der 
Tod Karl Theodors und Friedrichs II. Ohne Zweifel dachte 
der Miniſter alsdann ſelbſt unter den Auſpicien des neuen 
Herrſchers, mit welchem er bereits in einem geheimen ſchrift⸗ 
lichen Verkehr lebte, der geprieſene Urheber des Fürſtenbundes 
zu werden. Im April gab er endlich dem Könige Nachricht 
von den An⸗ und Abſichten der uns bekannten Fürſten und 
dem Entwurfe des Herrn v. Edelsheim. Wenn dann dieſe 
Angelegenheit während des Sommers um gar keinen Schritt 
vorwärts rückte, ſo trägt hauptſächlich Hertzberg die Schuld; 
ſchrieb er doch einmal an den preußiſchen Geſandten in Dres⸗ 
den: „Da der König uns drängt, müſſen wir etwas thun, um 
ihn zufriedenzuſtellen“ ). 

Am 24. September antwortete das hannöverſche Miniſterium 
dem preußiſchen: „Es ſcheint uns vor allen Dingen hierbei zu⸗ 
erſt auf die drei evangeliſchen kurfürſtlichen Höfe, zwiſchen 
welchen ohnehin bereits ein glückliches, freundſchaftliches Ein⸗ 
verſtändnis beſteht, und hiernächſt darauf anzukommen, auch 
die katholiſchen Kurhöfe, ſo weit deren Denkungsart und Lage 
es verſtattet, in das Vertrauen zu ziehen, wobei wir vorzüglich 
auf die patriotiſchen Geſinnungen, welche der kurmainziſche und 
kurpfälziſche Hof ſeither gezeigt haben, unſer Augenmerk richten.“ 
Das hannöverſche Miniſterium wiederholte damit einen Vor⸗ 
ſchlag, welchen es bereits vor ſechs Jahren gemacht hatte. 

Einen ähnlichen Rat gab am 15. Oktober Karl Wilhelm 


1) Schmidt, S. 60ff. 
2) Ebd., S. 74. 
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Ferdinand von Braunſchweig, als ihm der König von der Note 
wendigkeit eines ſolchen Bundes geſchrieben hatte; denn die 
ſchwachen Fürſten würden ſonſt nicht wagen beizutreten. Fried⸗ 
rich der Große teilte den Brief dem Grafen Finckenſtein mit, 
und dieſer erklärte ſich nicht nur mit dem Vorſchlage des 
Herzogs einverſtanden, ſondern er glaubte dem König auch nicht 
verhehlen zu dürfen, wie wenig Bereitwilligkeit ſogar Sachſen 
und Hannover zeigten. 

Sollte denn wirklich die Gründung eines Fürſtenbundes noch 
außer dem Bereiche der Möglichkeit liegen? Der König wollte 
das nicht glauben. Es ſei ja der Zweck einer ſolchen nicht 
offenſiven, nur defenſiven Vereinigung, meinte er, die Rechte 
und Freiheiten aller Fürſten zu ſchützen. Einzeln könne man 
bekanntlich einem Pferde die Schweifhaare leicht ausreißen, 
aber nicht im ganzen; ebenſo ſolle verhindert werden, daß nicht 
ein ehrgeiziger und unternehmender Kaiſer die Reichsverſaſſung 
ſtückweiſe zerſtöre. Der König ſetzt auseinander, welche Beweg— 
gründe ſowohl die geiſtlichen als die weltlichen Fürſten hätten, 
einem ſolchen Bunde beizutreten, und welche Vorteile derſelbe 
bieten würde; dann meint er, Hertzberg werde ſehr wohl das, 
was er eigenhändig aufgeſchrieben hatte, weiter ausführen können. 
Der aufgeforderte Miniſter erklärte ſich natürlich bereit, die 
Arbeit zu übernehmen; aber er und Finckenſtein betonen doch 
in ihrer Antwort, daß man ein fo wichtigs Werk, deſſen Aus⸗ 
gang über das Schickſal des Deutſchen Reiches und ſogar des 
ganzen Erdteils entſcheiden könne, zur rechten Zeit, weder zu 
früh, noch zu ſpät, unternehmen müſſe. 

Ehe noch Hertzberg mit der Denkſchrift fertig war, kam 
ein langer Brief von Hofenfels mit der Anzeige der Schliche, 
die der Wiener Hof anwendete, um den Herzog von Zweibrücken 
für ſich zu gewinnen. Nichts Widerwärtigeres konnte dem 
Könige begegnen. „Da ſeht Ihr deutlich“, ſchrieb er an die 
Miniſter, „was ich Euch zu ſagen nicht müde werde, daß der 
Kaiſer mit ſeiner Thätigkeit zuletzt über unſere Läſſigkeit den 
Sieg davontragen wird!“ Er ſchloß die Mahnung mit den 
Worten: „Feuer! Feuer! meine Herren; ſehet nicht gleichgültig 
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den erſten Schritten zu, die Joſeph thut; denn die Folgen 
würden verderblich für das Reich und für alle Herrſcher 
Europas werden“ ). 

Die Miniſter hörten ebenſo ungern wie Friedrich von dieſen 
Umtrieben Joſephs; aber ſie blieben ihrer Anſicht treu, daß 
die Zeit ungeeignet wäre, da der Kaiſer auf dem Punkte ſtände, 
mit Holland Krieg anzufangen und ein Heer mitten durch das 
Reich dorthin zu ſenden. Hiernach müſſe man annehmen, daß 
er ſich des ruſſiſchen Beiſtandes und der franzöſiſchen Zu— 
ſtimmung verſichert halte. „Oder er läßt ſich“, fuhren ſie 
fort, „wenn das nicht der Fall iſt, in eine der gewagteſten 
Unternehmungen ein, und dann iſt es vielleicht gut, ihn ſo 
weit, als er will, vorgehen zu laſſen, ohne ihn durch die Bil— 
dung eines Bundes vor der Gefahr, die er läuft, zu warnen.“ 
Finckenſtein und Hertzberg glauben weiter, daß man nicht zum 
Ziele gelangen werde, wenn man ſich nicht vorher der Mit— 
wirkung Sachſens und Hannovers verſichert habe. 

Was die Miniſter hier vorbringen, kann man nicht anders 
als verſtändig finden, und ſo weit hat ihnen die Geſchichte 
recht gegeben. Sie wollen alſo die Angelegenheit noch nicht 
öffentlich und förmlich betrieben wiſſen noch zu Fürſten davon 
reden, deren man nicht vollkommen ſicher ſei. Dagegen ſolle 
der preußiſche Reichstagsgeſandte im Verein mit dem hannöver⸗ 
ſchen und ſächſiſchen, welche dazu ſehr bereit find, die Wieder 
herſtellung der Thätigkeit des Reichstages verlangen und dann 
die Punkte, über welche die Fürſten ſich beklagen, zur Beratung 
bringen. Der Kaiſer werde ſich widerſetzen. Dann möge man 
mit den mächtigſten und ſicherſten Fürſten unterhandeln und 
alles vorbereiten, damit, wenn die Umſtände es erlauben, der 
Bund geſchloſſen werden könne. 

Der König antwortete den Miniſtern bereits am folgenden 
Tage. „Man muß damit anfangen“, ſchrieb er am 1. No⸗ 
vember, „daß man fic) mit den Reichsfürſten über ihre gegen- 
wärtige Lage verſtändigt und über diejenigen, in welche ſie eines 
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Tages kommen können Thun wir nichts und legen 
wir die Hände in den Schoß, dann wird ebenſo ſicher, wie 
2X 2 = 4 iſt, niemand an ein ſolches Bündnis denken, 
und man wird dem Kaiſer den Zügel ſchießen laſſen, ſo daß 
er machen kann, was er will. Aber wenn wir durch unſere 
Geſandten das Terrain ſondieren, ſo wird man hören, was 
jene Leute ſagen, und wenn ſich der Kaiſer dann einen Über⸗ 
griff erlaubt, wird man ganz ſicher einmütig Vorſtellungen 
machen.“ 

Friedrich lud Hertzberg ein, für etliche Tage zu ihm zu 
kommen, damit er ihm ausführlich ſeine Gedanken über den 
Bund auseinanderſetzen könne ). Von dieſen Unterredungen 
beſitzen wir leider nicht die geringſte Kenntnis; wir wiſſen nur, 
daß monatelang von dem Fürſtenbunde keine Rede war. Wahr- 
ſcheinlich iſt alſo Hertzberg bei ſeiner Anſicht ſtehen geblieben. 
Und dieſer Verkehr zwiſchen Friedrich und ſeinen Miniſtern 
liefert einen wichtigen Beitrag zur Charakteriſtik des großen 
Königs. In den meiſten Fällen leitet er die preußiſche Politik, 
zuweilen weiſt er Ratſchläge Hertzbergs eingehend oder kurzer 
Hand ab; hier giebt er offenbar den vereinigten Vorſtellungen 
beider Miniſter nach. Dieſe hielten, wie ſie am 18. Juli an 
den König geſchrieben hatten, den Tod des Kurfürſten von der 
Pfalz für den geeigneten Zeitpunkt, aber ſie hatten hinzugefügt: 
„es müßte denn der Kaiſer in Deutſchland einige große Pläne 


1) Schmidt, S. 113-118. In dem Schreiben der Miniſter vom 
31. Oktober wird einer Denkſchrift erwähnt, von welcher Schmidt aber 
ſagt, daß ſie nicht bei den Akten liege. Dagegen findet ſich hinter der 
Antwort des Königs eine ſolche, und Hertzberg bemerkt, dieſelbe ſei in— 
folge dieſer Antwort und der Unterredung mit Friedrich verfaßt worden. 
Betrachten wir nun aber dieſe Denkſchrift näher, ſo ergiebt ſich, daß ſie 
ganz und gar dem Begleitſchreiben vom 31. Oktober entſpricht, offenbar 
zu demſelben gehört und nur falſch eingeheftet iſt. Wäre ſie eine neue, 
ſo würde ſie auch ein Begleitſchreiben haben. Daß ſie falſch eingeheftet 
iſt, hat Hertzberg ohne Zweifel zu ſeinem Irrtum verleitet. Einen an- 
dern Fehler weiſt ihm Schmidt kurz vorher (S. 119 Anm.) nach. Wenn 
aber Hertzberg recht hätte, ſo würde das nur anzeigen, daß Friedrich zu 
der Anſicht ſeiner Miniſter geradezu übergegangen ſei. 
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ausführen wollen, die man ihm ohne ſchweren Nachteil nicht 
durchlaſſen könnte !). Und ſchneller, als die Miniſter es ahnten, 
kam dieſe Gelegenheit; denn eben war Joſeph eifrig mit einem 
ſolchen Vorhaben beſchäftigt. Er beſtellte damit wider Willen 
ſorgfältig den Boden, in welchen Friedrich dann den Baum des 
Fürſtenbundes eingepflanzt hat. 

Unter den Befürchtungen, welche die Fürſten vor Joſeph 
hegten, hatte Hofenfels früher auch die aufgezählt, daß Katha⸗ 
rina demſelben aus Dank für die Dienſte, die er ihr inbezug 
auf die Krim geleiſtet, ihren Beiſtand leihen könnte 2). Gerade 
damals, als dies geſchrieben wurde, nahm der Kaiſer ſo die 
Unterſtützung Rußlands in Anſpruch. Er wollte Bayern ge⸗ 
winnen und dafür die öſterreichiſchen Niederlande abtreten. Im 
April 1784 beriet er ſich hierüber mit Kaunitz. Dieſer hielt 
einen ſolchen Tauſch für ſehr vorteilhaft in politiſcher, vielleicht 
auch in finanzieller Beziehung und den damaligen Zeitpunkt 
für den allergünſtigſten; aber ſo ſehr er den Erfolg wünſchte, 
fo verbarg er ſich doch die großen Hinderniſſe dieſes Unter- 
nehmens nicht, und er ſah die Hauptſchwierigkeit darin, ſo viele 
Köpfe unter einen Hut zu bringen. 

Nach reiflicher Überlegung entſchied ſich Joſeph, die Tauſch⸗ 
angelegenheit wirklich in Angriff zu nehmen. In ſeiner Gier 
fand er aber, daß die Abtretung der geſamten öſterreichiſchen 
Niederlande eine zu große Entſchädigung ſein würde. Deswegen 
dachte er daran, noch ein anderes nützliches Geſchäft zu machen, 
das Erzbistum Salzburg zu gewinnen und dafür Namur, 
Limburg und Luxemburg zu geben. Zunächſt aber wollte er 
nur ſehen, ob Karl Theodor und der Herzog von Zweibrücken 
geneigt wären, auf den Handel einzugehen. Das größte Still⸗ 
ſchweigen mußte beobachtet werden, ſollte die Sache nicht fo- 
gleich fehlſchlagen. Daher machte Joſeph auch der Kaiſerin 
von Rußland Mitteilung von ſeiner Abſicht, für die Nieder⸗ 
lande Bayern, die Oberpfalz und Salzburg einzutauſchen, und 
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bat ſie um ihre Unterſtützung. Aber kaufmänniſch berechnend, 
wie er war, verfiel er noch auf einen andern Gedanken: der 
Erzbiſchof von Salzburg ſolle nur Luxemburg und Limburg 
erhalten, außerdem aber, damit er einen Sprengel habe, das 
eben erledigte Bistum Lüttich empfangen; Namur dagegen werde 
noch an Karl Theodor abgetreten werden, welcher dafür einen 
größeren Teil der Landesſchuld zu übernehmen habe. Doch 
ſcheint der Gedanke nicht ernſtlich verfolgt worden zu ſein. 
„Das Eiſen liegt nun im Feuer“, ſchrieb Joſeph am 8. Juni 
an ſeinen Bruder Leopold; „man muß abwarten, welchen Aus— 
gang die Sache nehmen wird ).“ 

Der Kaiſer betrieb damals noch eine andere Unterhandlung 
mit den Holländern. Die letzteren hatten ihren ehemaligen 
Brüdern, den Belgiern, ein unerträgliches Joch auferlegt, in— 
dem ſie es im Frieden zu Münſter 1648 durchſetzten, daß die 
Schelde denſelben verſchloſſen würde, damit Amſterdam und 
Rotterdam nichts von einem neu aufblühenden Antwerpen zu 
fürchten hätten. Die Kaufleute ſind nun einmal der ver— 
körperte Eigennutz. Joſeph fand die Beſchränkung mehr ſchmach— 
voll als ſchädlich, er wünſchte derſelben ledig zu werden und 
dachte ſich hierbei der Mithilfe des Hofes von Verſailles zu 
bedienen. Er wollte die Franzoſen, welche ſeit vier Jahren den 
Amerikanern Beiſtand gegen die Engländer leiſteten, dadurch 
für ſeinen Plan gewinnen, daß er in Ausſicht ſtellte, die 
Streitigkeiten, in denen er ſich mit den Generalſtaaten über 
die Grenzen befand, für die Offnung der Schelde aufzugeben. 
Kaunitz aber riet alles Ernſtes ab, und er führte zwei Gründe 
dafür an, nämlich die Rechtsverbindlichkeit des Vertrages von 
Münſter und die Notwendigkeit, welcher Frankreich unterläge, 
die Generalſtaaten, die ſich ebenfalls im Kriege mit England 
befanden, zu ſchonen; Amſterdam und Rotterdam würden aber 
niemals freiwillig die Offnung der Schelde zulaſſen. In dieſem 


1) Arneth, Joſeph II. und Katharina II., S. 224. Arneth, 
Joſeph II. und Leopold J, 212. 215. Beer, Joſeph II., Leopold II. 
und Kaunitz, S. 169. 174. 184. 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 24 
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Sinn antwortete Kaunitz dem Kaiſer am 24. September 1782, 
indem er noch hinzufügte, daß man trotzdem an den öſter⸗ 
reichiſchen Geſandten in Paris darüber ſchreiben könnte. Das 
geſchah, und Frankreich wagte nicht nein zu ſagen, ſondern riet 
nur, daß man bis zum Frieden warten ſollte, und auch als 
dieſer 1783 geſchloſſen worden war, gab es weiter freundliche 
Verſicherungen ). 

Der Kaiſer erhob noch andere Forderungen an Holland, 
und dieſes ſandte daher im März 1784 Kommiſſarien nach 
Brüſſel zur gütlichen Schlichtung der Streitigkeiten. Bevor 
Joſeph aber denſelben ein Verzeichnis aller ſeiner Forderungen 
zuſtellte, ging er auf dem Wege der Thatſachen vor. Ein 
öſterreichiſches Schiff ließ ſich, indem es eine Weiſung des 
Kaiſers vorzeigte, nicht mehr wie bisher bei dem Fort Lillo 
viſitieren, und zwei heftige Schriftſtücke wurden hierauf den 
Holländern übergeben. In dem einen behauptete man, die 
Schelde gehöre dem Kaiſer allein, und man habe deswegen 
nicht glauben können, daß der holländiſche Kommandant in 
Lillo es wagen werde die Kanonen auf ein Fahrzeug, welches 
die kaiſerliche Flagge führe, zu richten. In dem andern be— 
ſchwerte man ſich, daß es in dem Fort eine Batterie gebe, 
von wo aus man auf öſterreichiſches Gebiet ſchießen könne. 
Bald darauf fuhren drei öſterreichiſche Schiffe die Schelde hin⸗ 
unter ins Meer, und der holländiſche Admiral widerſetzte ſich 
nicht; denn er hatte die Weiſung erhalten, dieſe Punkte würden 
in Brüſſel geordnet werden. Als der Kaiſer hierauf verlangte, 
das Wachtſchiff ſollte fortgenommen werden, gaben die Holländer 
vorläufig auch darin nach 2). 

Die Kommiſſarien hatten den Auftrag erhalten, inbezug 
auf die flandriſche Grenze nachgiebig zu ſein, dagegen ſich der 
Offnung der Schelde zu widerſetzen; aber wie erſtaunten ſie, 
als fie die Menge und Größe der kaiſerlichen Anſprüche vers 


1) Beer, S. 118ff. Arneth, Joſeph II. und Leopold I, 232. 
2) Thulemeier 20. Januar, 19. März, 6., 9., 13. und 16. April 
1784 (Berl. Archiv). 
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nahmen. Joſeph forderte die Feſtung Maſtricht, Regulierung 
der flandriſchen Grenze nach dem Vertrage von 1664, Abtretung 
von 17 Dörfern, Schleifung von zwei Forts an der Schelde 
und Beſchränkung des dritten, Lillo; endlich ſollte die Fregatte, 
die hier bisher ihren Standort gehabt hatte und nun bei 
Saftingen lag, für immer zurückgezogen werden. Die Holländer 
mußten jetzt in die Vergangenheit zurückgehen, um veraltete, 
zum Teil lächerliche Forderungen zurückzuweiſen. Sie ant⸗ 
worteten im Juli. Nur bei einigen Punkten erboten ſie ſich 
zu weiterer Erörterung. Auch ſie erhoben nun Geldforderungen. 
Von Abtretung der Feſtung Maſtricht und Offnung der Schelde 
mochten fie nichts wiſſen !). 

Eben damals dachte der Kaiſer daran, die holländiſche und 
die bayeriſche Frage zu verbinden. Die Generalſtaaten unter⸗ 
handelten über ein Bündnis mit den Franzoſen, und letzteren 
glaubte Joſeph einen Gefallen zu erweiſen, wenn er von ſeinen 
Forderungen an die erſteren abſtände; dann würde man in 
Verſailles um ſo eher den bayeriſchen Tauſch annehmen und 
bei dem Herzoge von Zweibrücken dahin wirken, daß er dad. 
ſelbe thäte. Wenn das geſchah, ſo war die Sache nach des 
Kaiſers Anſicht abgemacht, weil er des Kurfürſten von der 
Pfalz und der Kaiſerin von Rußland ſicher zu ſein meinte. 
Kaunitz aber widerriet. Karl Theodor hatte ſich zwar im 
allgemeinen zuſtimmend geäußert, jedoch weiter war man bis⸗ 
her nicht gekommen, und die Unterhandlung konnte noch febl- 
ſchlagen, wenn der Kurfürſt unannehmbare Bedingungen ſtellte. 
Kaunitz glaubte ferner, daß der Kaiſer ein beſſeres Tauſchgeſchäft 
machen würde, wenn er wenigſtens einige ſeiner Forderungen 
von den Holländern bewilligt erhielte. Er wünſchte daher zu— 
nächſt die Fortſetzung der Unterhandlungen im Haag und in 
München. Von Frankreich verſprach ſich der Staatskanzler 
wenig Hilfe bei dem Herzoge von Zweibrücken; dieſen werde 
man nur beſtimmen können, indem man von ſeinen Geld- 
verlegenheiten Nutzen ziehe, und durch Perſönlichkeiten, die man 


1) Thulemeier 7. Mai, 13. Juli. 
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ſelbſt hinſchicke. Wenn dann Kaunitz auch hier die Unterhand- 
lungen nicht geſtört wiſſen will, ſo meint er wohl ſolche, die 
Rußland betrieb !). 

Katharina II. hatte dem Kaiſer auf die Anzeige von dem 
beabſichtigten Tauſchplane mit den beſten Verſprechungen ge— 
antwortet und zugleich dem Grafen Romanzow, ihrem Ge— 
ſandten in Frankfurt a. M., befohlen, er ſolle kein Mittel un⸗ 
verſucht laſſen, um den Herzog von Zweibrücken zu der Über⸗ 
zeugung zu bringen, daß er ſein Los nur verbeſſern könnte, 
wenn er ſich in ein gutes Verhältnis zum Kaiſer ſetzte. Romanzow 
gab ſich auch wirklich die größte Mühe und empfing von dem 
Herzoge mündlich das Verſprechen, er wolle ſich dem Wiener 
Hofe nähern, mit dem Kurfürſten Karl Theodor ausſöhnen und 
um die Erlaubnis zu einem Beſuch in München bitten ). 

Die Tauſchangelegenheit übertraf bei Joſeph an Wichtigkeit 
bei weitem die holländiſche; doch ward auch dieſe mit Eifer be— 
trieben. Am 23. Auguſt überreichte der öſterreichiſche Gee 
ſandte den Miniſtern im Haag merkwürdige Vergleichsvorſchläge. 
Der Kaiſer verzichtet auf Maſtricht und auf ſeine Geld— 
forderungen, welche durch die holländiſchen aufgehoben werden 
können; dagegen verlangt er, daß die Grenzen von Brabant 
und Flandern nach dem Vertrage von 1664 und nicht nach 
den ſpäteren geregelt werden. Er betrachtet die Schelde ferner 
als offen und die Schiffahrt auf derſelben als frei und fordert, 
daß dem Handel nach Oſt- und Weſtindien nichts in den Weg 
gelegt werde. Dafür verſpricht er den Holländern ewige 
Freundſchaft; aber zugleich erklärt er: der erſte Kanonenſchuß, 
den ſie auf ein öſterreichiſches Schiff abgeben ließen, würde den 
entſchiedenen Bruch herbeiführen und das Signal eines 
Krieges ſein. 

Die Regierung im Haag antwortete: fie werde die Off- 
nung der Schelde niemals einräumen, da ihr das Recht der 


1) Beer, S. 180 ff. (4. Juli). 
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Schließung auf das feierlichſte verbrieft ſei und der holländiſche 
Handel vernichtet werden würde, wenn ſie es thäte; und in 
Bezug auf die Gründung einer oſtindiſchen Compagnie in Oſt— 
ende oder Antwerpen verwies ſie auf die Verpflichtungen, welche 
Karl VI. eingegangen war. Gegen die Franzoſen, die ihre 
guten Dienſte anboten, erklärte man ſich im Haag bereit, 
einiges nachzugeben; man wollte den Zoll bei Lillo aufheben 
und die Forts an der Schelde ſchleifen. Als der öſterreichiſche 
Geſandte dann nochmals auf der Freiheit dieſes Stromes be— 
ſteht, ſprechen die Holländer die Hoffnung aus, daß man keinen 
Verſuch machen werde, ihn zu öffnen; jedenfalls würden ſie für 
die Folgen nicht verantwortlich ſein. 

Wie im Haag, ſo kam Joſeph auch in München nicht ans 
Ziel; er empfing zwar keine ſchroffe Ablehnung, aber auch keine 
Zuſage. „Es giebt Menſchen“, ſchrieb er am 4. Oktober an 
Katharina, „die ſich nicht entſchließen können, und zu ihnen 
gehört der Kurfürſt, welcher mich ſeit Monaten hinzieht und 
aufhält, indem er mir fortwährend ſeine Willfährigkeit bezeigt, 
ohne doch jemals etwas Beſtimmtes zu ſagen.“ 

Auch Kaunitz war ärgerlich darüber geworden, daß ſie gar 
nicht vom Flecke kämen. Er ſchlug vor, an den Herzog von 
Zweibrücken den Fürſten von Waldeck zu ſchicken, dem er ſelbſt 
mündlich Weiſungen geben wollte; ſo wichtig erſchien ihm die 
Sendung mit Recht ). 

Schon vorher hatte man verſucht, den Herzog in das 
öſterreichiſche Intereſſe zu ziehen. Man adelte ſeinen Finanz— 
direktor und deſſen Schwiegerſohn, ſchickte dann den Agenten, 
welchen der Kurfürſt von Köln, Joſephs Bruder, in Wien 
hatte, Namens Mayer, zum Herzog, ließ ihm eine Summe 
Geldes anbieten und verſprach, bei dem Kurfürſten Karl 
Theodor für die Vermehrung ſeiner Apanage ſich ernſtlich zu 
verwenden. Auf den Rat des Herrn v. Hofenfels ließ der 
Herzog den Sendling gar nicht vor; aber die Verſuche, ihn 
umzuſtimmen, hörten darum nicht auf. Bei jeder neuen Geld- 
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verlegenheit, in die er geriet, wies der Finanzdirektor auf die 
Hilfe des Wiener Hofes hin, und endlich erſchien der Fürſt 
von Waldeck im Oktober mit verführeriſchen Anerbietungen. 
Die nimmer aufhörende Geldnot iſt ein ſchreckliches Übel. Die 
Gefahr, daß der Herzog endlich ermüdet die Rettung annähme, 
war groß. Da fand Hofenfels einen Ausweg. Er wendete 
ſich an Vergennes, und dieſer ſchickte einen Abgeſandten, um 
den Herzog aus den Klauen ſeiner Feinde zu retten. Der 
treue Ratgeber unterrichtete ferner den Berliner Hof von 
dieſen Umtrieben ), welche dann, wie erwähnt, den Zorn des 
Königs hervorriefen und in ihm die Sehnſucht nach einem 
Fürſtenbunde noch verſtärkten. Sein Neffe, der Prinz Friedrich 
Wilhelm von Preußen, ſandte damals den Major pon Biſchofs⸗ 
werder mit hunderttauſend Thalern, die ihm gerade zu Gebote 
ſtanden, an den Herzog von Zweibrücken. Das Anerbieten 
rührte dieſen, aber er nahm es nicht an, da er inzwiſchen 
ſechs Millionen Livres von Frankreich zugeſagt erhalten hatte. 
Die Geldverlegenheit hörte zunächſt auf, und er konnte der 
Sache der deutſchen Fürſten um ſo beſſer treu bleiben. Das 
hielt ihn aber nicht ab, ſich über ſeine Ernennung zum fran⸗ 
zöſiſchen Generallieutenant zu freuen und in der ſchöngeſtickten 
Uniform dieſes militäriſchen Grades zu prangen ). 

Mit bitterem Arger werden Kaunitz und Joſeph den Aus⸗ 
gang der Sendung des Fürſten von Waldeck erfahren haben. 
Inzwiſchen war auch die Angelegenheit der Scheldeſchiffahrt in 
ein neues Stadium getreten. Am 6. Oktober erklärte der 
Baron Reiſchach dem Prinzen von Oranien und den Miniſtern: 
der Kaiſer beſtehe unwandelbar auf der Offnung der Schelde, 
und es werden deshalb auf ſeinen Befehl mehrere Schiffe den 
Fluß hinunterfahren. Vergennes hatte geraten, man möge das 
geſtatten und alsdann Vorſtellungen oder Klagen über den 
Bruch des Vertrages von Münſter erheben. Der franzöſiſche 
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Geſandte im Haag unterſtützte dieſen Rat und äußerte: ſo viel 
könnte man ſchon thun, um die Würde des Kaiſers zu retten. 
Aber im Haag mochte man nicht länger nachgeben. Als am 
8. Oktober ein Kauffahrteiſchiff mit kaiſerlicher Flagge in Sicht 
eines holländiſchen Kriegsſchiffes kam, ſchoß dieſes, anfänglich 
nur mit Pulver und dann über das Ziel hinweg. Endlich 
wurden die Segel und Maſte getroffen, und die Mannſchaft 
ergab ſich. Ein anderes Fahrzeug, welches unter kaiſerlicher 
Flagge von Oſtende nach Antwerpen fuhr, ſetzte ſich nicht erſt, 
als es bei Vliesſingen angehalten worden war, dem Feuer der 
Artillerie aus, ſondern unterwarf ſich ſofort. 

Ein folgenſchwerer Schritt war geſchehen, das wußten die 
Generalſtaaten, als ſie die Nachricht empfingen, und ſie hielten 
eine außerordentliche Sitzung ab, welcher der Prinz von Oranien 
beiwohnte. Sie dauerte von 114 Uhr früh bis 2 Uhr nach 
Mitternacht, worauf Eilboten nach Brüſſel, Verſailles und 
Wien gingen. Der Großpenſionarius ſagte zum preußiſchen 
Geſandten, dem Herrn v. Thulemeier: „Der Kaiſer hat für 
einige ſehr gewagte Anſprüche einen unannnehmbaren Erſatz 
angeboten, und er verlangt, daß ſeine Entſcheidung ein Geſetz 
für Holland ſein ſolle. Die Offnung der Schelde kann nie— 
mals Gegenſtand der Unterhandlung werden“ ). 

In Verſailles freute man ſich keineswegs über den Mut 
der Holländer. Vergennes ſah wohl ein, daß Ludwig XVI. 
zu Zwangsmaßregeln würde greifen müſſen, wenn der Kaiſer 
nicht zur Mäßigung zu bringen wäre. Doch wünſchte der 
Miniſter keineswegs einen Krieg herbei; denn drei Heere hätte 
Frankreich dann aufzuſtellen und Hilfsgelder zu zahlen, und 
das würde ſehr ſchwer halten. Außerdem fürchtete Vergennes 
Englands übergroße Eiferſucht. Er wagte ſolche Bemerkungen, 
welche Furchtſamkeit zu atmen ſchienen, indem er ſich mit dem 
Gedanken tröſtete, man habe ſich früher zu oft in einen Krieg 
eingelaſſen, ohne an die Höhe der Koſten und an die Möglich- 
keit langer Dauer zu denken. Auch Ludwig XVI. wünſchte, 
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daß die Ruhe von Europa nicht geſtört werden möchte, und er 
bot daher, indem er dies am 26. Oktober dem Kaiſer ſchrieb, 
ſeine Vermittelung an +). 

Joſeph war ebenfalls betroffen über die Wendung, welche 
ſein Streit mit den Generalſtaaten nahm. Er hatte das, was 
nun eingetreten war, keineswegs erwartet, ſondern gemeint: 
ſie würden die Offnung der Schelde zwar nicht einräumen, 
aber geſchehen laſſen. Er ſchrieb jetzt an ſeine Schweſter, die 
Königin von Frankreich: niemand dürfe ſich wundern, wenn er 
Truppen in die Niederlande ſchicke, um die Republik zur 
Rechenſchaft zu ziehen, ſie müßte denn ſein Ultimatum an⸗ 
nehmen und ihm Genugthuung für die Beleidigung geben, 
welche ſie ſeiner Flagge angethan hätte. Joſeph verneinte jede 
Vergrößerungsabſicht mit Beſtimmtheit; aber er verſicherte, 
daß er, wenn die Republik nicht auf jene Bedingungen eingehe, 
alle Mittel der Gewalt anwenden werde. Ahnliches ſchrieb er 
an Katharina II. Seine Verbündete und ſein Schwager ſollten 
ihn im Haag unterſtützen; außerdem bat er die Kaiſerin von 
Rußland noch um ihren mächtigen Einfluß, wenn jemand, den 
die Sache gar nichts anginge, ſich darein miſchen ſollte, um 
das Feuer eines allgemeinen Krieges in Deutſchland anzu— 
künden 2). Die Worte können ſich nur auf den König von 
Preußen beziehen; jedoch dieſer dachte nicht an feindſelige 
Schritte. Freilich war er auch ſehr weit davon entfernt, 
das barſche Vorgehen des Kaiſers zu billigen. „Ein Fürſt, 
welcher von dem Staat eines andern nehmen will, was ihm 
nicht gehört“, ſchrieb er am 27. November an den Grafen 
Görtz, „iſt als ein Straßenräuber zu betrachten; folglich müſſen 
die Holländer den Kaiſer als einen Hausdieb anſehen.“ Der 
Arger macht unvorſichtig. Friedrich vergaß in dieſem Augen— 
blick das Jahr 1772. 

Sobald Joſeph von den drei Schüſſen gehört hatte, war 


1) Flassan VIII, 401. Arneth, Marie Antoinette, 41. Anm. 
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er der Meinung geweſen, man müſſe zunächſt von der Er— 
werbung Bayerns abſehen. Als er jetzt aber auf den Brief 
ſeines Schwagers antworten wollte, kam er, ſeinen früheren 
Gedanken aufnehmend, mit Kaunitz überein, den Tauſchplan 
mit der niederländiſchen Angelegenheit zu verbinden. Jedoch 
er änderte ſeinen Entſchluß, als er ſich an den Schreibtiſch 
ſetzte. Er meinte, wenn er von ſeiner Abſicht gerade heraus 
den Hof von Verſailles unterrichtete, würde er darauf einen 
zu großen Wert zu legen ſcheinen, und Frankreich ſich vielleicht 
veranlaßt fühlen, den Plan zu hintertreiben. Es wäre beſſer, 
wenn Ludwig XVI. den Tauſch als ein Mittel betrachtete, den 
Krieg zu verhindern. Und ſo wollte der Kaiſer nur Marie 
Antoinette von ſeiner Abſicht in Kenntnis ſetzen und durch ſie 
zu erfahren ſuchen, ob ſich etwas erreichen ließe. Wenn Ver— 
gennes den Tauſch billige, werde der König es auch thun, und 
wenn Frankreich den Vorſchlag mache und ſowohl in München 
als bei dem Herzoge von Zweibrücken und dem Bruder des— 
ſelben unterſtütze, dann werde der Plan gelingen, ſonſt aber 
nicht. Am 20. November ſchrieb der Kaiſer an Ludwig XVI.; 
er nahm zwar die dargebotene Vermittelung an, aber er ver— 
langte, daß die Holländer, wenn ſie nicht Krieg haben wollten, 
entweder Maſtricht und die anderen von ihm in Anſpruch ge— 
nommenen Gebiete abtreten oder die Schelde freigeben müßten. 
Außerdem machte Joſeph ſeiner Schweſter Mitteilung von dem 
bayeriſchen Tauſchplan. In einer Unterredung mit dem fran— 
zöſiſchen Miniſter ſollte der öſterreichiſche Geſandte die beiden 
Fragen mit einander verbinden ). Bevor dies aber geſchehen 
konnte, hatte man ſchon einen wichtigen Beſchluß in Verſailles 
gefaßt. 

Als Vergennes in Erfahrung gebracht, daß Joſeph gegen 
die Vereinigten Niederlande Truppen in Bewegung ſetzen wollte 
und Kaperbriefe bereits ausſtellte, ward er ſehr unruhig. Er 
hielt es für unumgänglich notwendig, den Mut der Holländer 
aufrecht zu halten und deshalb dem Kaiſer ſtarke Vorſtellungen 
zu machen, ohne deſſen Antwort abzuwarten. „Je länger man 
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zögert“, hieß es in dem Berichte, welchen der Miniſter dem 
König am 5. November überſandte, „deſto mehr iſt zu fürchten, 
daß das Übel ſich verſchlimmert und nur der Krieg als letztes 
Mittel übrig bleibt.“ Vergennes verlangte zugleich, daß über 
ſeinen Ratſchlag die übrigen Miniſter ſchriftlich ihr Gutachten 
abgeben ſollten. Sie thaten das und pflichteten insgeſamt ihm 
bei. „Sicherlich kann der Verwalter der Finanzen“, bemerkte 
Calonne, „nur Wünſche für den Frieden hegen, und niemals 
gab es mehr Grund, deſſen Erhaltung zu wünſchen. Die 
Wunden des letzten Krieges ſind nicht geſchloſſen, und ein neuer 
würde die liebſten Hoffnungen des Königs vernichten. Man 
muß deshalb alles thun, um ihn zu vermeiden.“ Durch ſchnelle 
geeignete Vorſtellungen wollte Calonne das erreichen. In einer 
Sitzung, der alle Miniſter am 11. November beiwohnten, 
wurde die Erklärung aufgeſetzt, welche dem Kaiſer überſchickt 
werden ſollte, und nachdem ſie auf Ludwigs Befehl noch einige 
Anderungen erfahren, die ſeinen weiteren Entſchließungen einen 
größeren Spielraum gewährten, ging fie nach Wien ab )). 
Das Kabinett von Verſailles hob darin hervor, es ſei doch 
ein Unterſchied zwiſchen den erſten Anſprüchen, welche der Kaiſer 
gemacht, und der Offnung der Schelde, die einen Erſatz für 
jene bilden ſolle. Die Holländer beſäßen das Recht, dieſen 
Strom zu ſchließen, ſeit ſehr langer Zeit und glaubten ihre 
Wohlfahrt, ja ihre Exiſtenz davon abhängig. Man möge daher 
die Unterhandlung wieder aufnehmen; im entgegengeſetzten Falle 
werde der Kaiſer eine allgemeine Unruhe hervorrufen, die 
Mehrzahl der Mächte werde glauben, Vorſichtsmaßregeln treffen 
zu müſſen, und der König ſelbſt werde ſich genötigt ſehen, 
Truppen an den Grenzen zu verſammeln. Übrigens könne 
Ludwig XVI. gegen das Schickſal der Holländer nicht gleich- 
gültig bleiben, und zwar um ſo weniger, als er im Begriff 
ſtehe, mit ihnen ein Bündnis zu ſchließen 2). 

1) Vergennes an Ludwig XVI., 5., 12. und 15. November bei 
Tratchevsky, La France et l'Allemagne sous Louis XVI; Pièces 
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Die Erklärung erregte großen Zorn in Wien; aber man 
mußte feinen Arger verſchlucken, fo lange man Frankreichs be⸗ 
durfte. Doch trat nicht ein, was Joſeph im ſtillen gehofft 
hatte. Der vorgeſchlagene Tauſch konnte nur glücken, wenn 
Rußland und Frankreich in dieſer Angelegenheit den Kaiſer 
unterſtützten, und letzteres ſuchte ſeine Schweſter herbeizuführen. 
Sobald Marie Antoinette von dem Plan ihres Bruders 
unterrichtet worden war, ſprach ſie mit dem Könige davon. 
Ludwig XVI. fand anfangs an der Sache keinen Gefallen und 
äußerte ſich erſt nachher mehr nach ihrem Sinne. Noch ſtärker 
erſchrak Vergennes, als ihm der Graf Merch die wichtige 
Mitteilung gemacht hatte; „dieſelbe verlangt die ernſthafteſten 
Erwägungen“, ſchrieb er am 30. November an Ludwig XVI., 
und er wollte keine Meinung äußern, bevor er nicht wüßte, 
was der König dächte; denn er fürchtete ſich wahrſcheinlich vor 
Marie Antoinette, die ihm wegen der letzten nach Wien gee 
gangenen Erklärung ſehr zürnte. Sie ließ ihn am 1. Dezem⸗ 
ber zu ſich kommen, ehe die Miniſter noch zuſammentraten, 
und diesmal war fie mit ſeinen Außerungen zufriedener, als 
ſie es lange Zeit geweſen war. Was ihr dann der Gemahl 
von der Beratung erzählte, bewies ihr, daß Vergennes darin 
nicht anders geſprochen, und ſie meldete dem Bruder mit einer 
gewiſſen Genugthuung, was man beſchloſſen. Vonſeiten Frank— 
reichs werde man, ſchrieb ſie, dem Tauſchplane kein Hindernis 
bereiten, dagegen müſſe der Kaiſer ſich darüber vergewiſſern, 
welche Schwierigkeiten die Reichsfürſten und der König von 
Preußen machen würden. Und im Grunde war das ja nicht 
unrichtig. In einer Verbalnote, von welcher Merch Abſchrift 
nahm, äußerte Vergennes: auf den erſten Blick bemerke der 
König nichts, was die Intereſſen Frankreichs bei dieſem Tauſche 
verletzen könne; doch habe er über die größere oder geringere 
Möglichkeit der Ausführung keine Meinung, bevor er nicht vom 
Könige von Preußen gehört habe, wie derſelbe nach ſeinen In— 
tereſſen über die Sache denke ). Ludwig XVI. wies ferner 
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in ſeinem Antwortſchreiben darauf hin, daß bei dem Tauſche 
zu viele mitzuſprechen hätten, und folglich auf eine ſchnelle 
Entſcheidung, wie die holländiſche Angelegenheit ſie verlangte, 
nicht gerechnet werden könnte. Ludwig ſchlug alſo vor, Maſt⸗ 
richt ſolle von der Republik an den Kaiſer abgetreten und von 
dieſem alsdann gegen eine Geldſumme wieder zurückgegeben 
werden ), beinahe wie es vor hundert Jahren mit Schwiebus 
gemacht worden war. 

Noch einmal ſuchte Joſeph Frankreich zu gewinnen. Um 
die Zahl derjenigen, welche dabei mitzureden hätten, zu ver⸗ 
ringern, ſchrieb er am 17. Dezember 1784, ſtehe er von 
Salzburg und Berchtesgaden ab und behalte Luxemburg und 
Namur; dadurch beſchränke fic) die Zahl der hierbei in Bee 
tracht kommenden Perſonen auf Karl Theodor, den Herzog 
von Zweibrücken und deſſen Bruder, und die beiden letzteren 
könnten durch das Kabinett von Verſailles unfehlbar bewogen 
werden, in den Tauſch einzuwilligen. Das Reich habe ſchon 
1714 ſeine Zuſtimmung gegeben, und der König von Preußen 
werde wahrſcheinlich auch nichts Feindſeliges unternehmen, ſo— 
bald er mit Beſtimmtheit erfahre, daß Rußland und Frankreich 
den Austauſch billigen. Komme derſelbe zuſtande, dann werde 
ſich auch der Vergleich mit den Generalſtaaten unendlich leicht 
machen; denn der Kaiſer nehme, jedoch nur in dieſem Falle, 
den franzöſiſchen Vorſchlag inbezug auf Maſtricht an. Die 
Holländer ſollten für die Zurückerſtattung nur drei Millionen 
Gulden bezahlen, nämlich anderthalb an den Kurfürſten von 
der Pfalz, eine an den Herzog von Zweibrücken und eine 
halbe an deſſen Bruder, den Prinzen Maximilian; außerdem 
aber müßten die Holländer jedenfalls um Entſchuldigung wegen 
der Beleidigung bitten, welche ſie der Flagge des Kaiſers an— 
gethan hätten ). 

Am erſten Weihnachtsfeiertage kamen dieſe verfänglichen 
Vorſchläge, welche der öſterreichiſche Geſandte mit Ungeduld 
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erwartet hatte, nach Paris. Er ſchickte der Königin ſofort 
eine Abſchrift von dem Briefe des Kaiſers nach Verſailles und 
bat ſie, mit ihrem Gemahle zu reden, ehe dieſer ſeine Miniſter 
geſprochen hätte. Mercy war keineswegs vertrauensvoll, ſon⸗ 
dern argwöhniſch. Darum ſollte Marie Antoinette ſuchen es 
dahin zu bringen, daß Ludwig XVI. dem Grafen Vergennes 
ſeine perſönliche Meinung in ihrer Gegenwart kundgäbe. Sie 
verſprach auch es zu thun, wies aber zugleich darauf hin, wie 
der König nicht der Mann wäre, dem Miniſter mit ſolcher 
Entſchiedenheit gegenüberzutreten und beſonders an ſeiner An⸗ 
ſicht alsdann feſtzuhalten. Jedoch was in ihrer Macht ſtand, 
hat ſie gethan. Vergennes verfaßte darauf ein ſchriftliches 
Gutachten über die Tauſchangelegenheit, welches allen übrigen 
Miniſtern zuging, und der König erzählte ſeiner Gemahlin, 
daß dasſelbe verſöhnlicher lautete, als die übrigen Miniſter 
dächten. Und ſo äußerte ſich Marie Antoinette gegen ihren Bruder 
am letzten Tage des Jahres 1784 nicht ohne Hoffnung über 
den endlichen Ausgang der Sache ). Zu der nämlichen Zeit 
hatte Romanzow den Auftrag, dem Herzoge von Zweibrücken 
Mitteilung von dem Tauſchplane zu machen. „Ich habe nichts 
unterlaſſen“, ſchrieb Joſeph am 28. Dezember an Katharina, 
„was den Hauptzweck gelingen laſſen könnte, und iſt jemals 
eine Möglichkeit geweſen, dahin zu gelangen, ſo ſind es die 
gegenwärtigen Umſtände.“ In fieberhafter Spannung ſah der 
Kaiſer dem neuen Jahr entgegen; denn er verſchaffte ſeinem 
Staate, wenn er Bayern gewann, einen überaus großen Vor— 
teil und, wie wir jetzt hinzufügen könnten, einen Erſatz für die 
Deutſchen, welche der Wiener Hof in Schleſien verloren hatte. 

Nicht ſo hoffnungsvoll blickte Karl Theodor vorwärts; 
denn ihm bangte vor der Entſcheidung, ſeines Neffen. Das 
nahm der öſterreichiſche Geſandte, Lehrbach, wieder wahr, als 
er am 29. und 31. Dezember über den Tauſchplan mit dem 
Kurfürſten ſprach. „Was nützt es“, ſagte dieſer, „wenn ich 
mich ſchon jetzt auf einzelne Bedingungen einlaſſe, ohne daß ich 


1) Arneth, Marie Antoinette, S. 61—65. 


382 IV. Buch. 3. Kapitel. 


verſichert bin, ob der Herzog damit übereinſtimmt? Denn 
erfolgt ſeine Einwilligung nicht, ſo bleiben die gegenwärtigen 
Verabredungen ohne Wirkung, und ich lade mir die Verachtung 
meiner Mitſtände und der auswärtigen Mächte ſo wie den 
Haß meiner Unterthanen auf“ ). 

Die Ereigniſſe drängten ſich jetzt. Um die Wende des 
Jahres las Romanzow dem Herzoge von Zweibrücken in Gegen⸗ 
wart des Freiherrn v. Eſebeck eine Depeſche vor, die inbezug 
auf die Tauſchangelegenheit die Vorſchläge enthielt, welche 
Joſeph dem Könige von Frankreich am 17. Dezember mit⸗— 
geteilt hatte. Ferner wurde darin dem Kurfürſten von der 
Pfalz der Titel eines Königs von Burgund verſprochen. Ab- 
geſchloſſen ſollte das Geſchäft unter der Garantie des Kaiſers 
und der Höfe von Verſailles und Petersburg werden. Auf 
Preußen und die deutſchen Stände war keine Rückſicht ge⸗ 
nommen. Von Frankreich behauptete man, daß es vorläufig 
ſeine Zuſtimmung gegeben, und man bewies das, indem man 
die Außerungen der Verbalnote verſtümmelt anführte. Gerade 
ſo war es 1778 geſchehen. 

Der Tauſch hatte, wie man einräumen muß, etwas Ver— 
lockendes; jedoch es war eine niedrige Art der Unterhandlung. 
Der Herzog erhielt nicht einmal eine Abſchrift der vorgeleſenen 
Depeſche, und er ſollte ſich binnen acht Tagen entſcheiden, 
ohne ſich alſo mit Preußen beraten, ja, wie es ſcheint, ſelbſt 
ohne Hofenfels, den man fürchtete, befragen zu können ). 
Ferner wurde die Drohung hinzugefügt, daß der Tauſch auch 
ohne die Mitwirkung des Herzogs ins Leben treten würde. 
So aber war Joſeph. Er hatte den Kurfürſten von der Pfalz 
im Jahre 1778 durch Abſendung von Truppen eingeſchüchtert, 
er war ähnlich gegen die Domherren in Paſſau verfahren, er 
erhob gewiſſe Anſprüche gegen die Holländer und verlangte 


1) A. Erhard, Bayeriſche Patriotenverfolgung vor einem Jahr- 
hundert, S. 72. Abdruck aus dem Sammler. (Beilage zur Augsburger 
Abendzeitung, 1884). 

2) Der Herzog ſchreibt an Romanzow: „Sie haben verlangt, ich ſolle 
beitreten sans consulter les personnes chargées de pareilles affaires.” 
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dann, ohne deren Gegenſchrift zu beantworten, für dieſe Forde- 
rungen etwas ganz anderes, auf deſſen Beſitz jene den aller 
größten Wert legten. 

Der Herzog erwarb ſich ein großes Verdienſt um Deutſch— 
land, indem er den verführeriſchen Tauſchplan rundweg ab⸗ 
lehnte. Er nannte denſelben ganz und gar den Intereſſen 
ſeines Hauſes zuwider, gefährlich in ſeinen Prinzipien und ver— 
derblich durch ſeine Folgen. Er fand darin die Unterdrückung 
des Schwächern durch den Stärkern und den Sieg des Vor⸗ 
teils über das Recht; er würde damit die Grundlage der 
Wohlfahrt des pfälziſchen Hauſes und die deutſche Verfaſſung 
untergraben. Er mochte nicht glauben, daß die Kaiſerin von 
Rußland wieder zu nichte machen wollte, was ſie 1779 im 
Vereine mit Frankreich und Preußen aufgerichtet !). 

Es war ein großer Fehler der öſterreichiſchen Politik, daß 
Romanzow den Herzog von Zweibrücken beſtürmte, bevor man 
auf die Vorſchläge vom 17. Dezember 1784 Frankreichs Ant⸗ 
wort empfangen. Dieſelbe lautete doch anders, als Marie 
Antoinette gehofft. Vergennes hatte die Gründe, die für und 
gegen den Austauſch ſprachen, aufgezählt, und zwar 9 der erſten 
und 6 der andern Art und am Schluſſe ſich dahin geäußert: 
aus den Bemerkungen, die er gemacht, ſcheine hervorzugehen, 
daß der König nicht allein ohne Schaden den Tauſch begünſtigen 
könne, ſondern auch jetzt oder künftig Vorteile davon tragen 
werde; freilich müßten, ſetzte Vergennes hinzu, noch gewiſſe 
Bedingungen dabei geſtellt werden. Man erkennt hieraus, daß 
Ludwig XVI. ſeiner Gemahlin die Wahrheit geſagt hatte. See 
doch wenn man das Gutachten ſchärfer anſieht, ſo nimmt man 
mit Verwunderung wahr, wie die Gründe gegen den Tauſch 
zwar nicht fo zahlreich, aber weit gewichtiger find als die an- 
dern. Vergennes bemerkte von ſeinem Standpunkt aus ganz 
richtig: Frankreich würde dadurch einen Bundesgenoſſen ver— 
lieren, der ihm bei einem Kriege mit Oſterreich ſehr nützlich 
ſein könnte, und die Niederlande würden nicht mehr das Mittel 
bieten, auf den Wiener Hof durch die Furcht vor dem Ver⸗ 


1) Schmidt, S. 130ff. 
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luſte derſelben erfolgreich einzuwirken. Dagegen würde der 
Kaiſer ſeine Beſitzungen gut abrunden, die Fürſten des fränkiſchen, 
ſchwäbiſchen und oberrheiniſchen Kreiſes in Knechtſchaft bringen, 
dem Könige von Preußen überlegen werden und ein entſchiedenes 
Übergewicht im Reiche gewinnen. 

Auf die Schädigung, welche Friedrich der Große durch den 
Tauſch erfahren würde, kam Vergennes noch einmal und zwar 
ausführlicher zurück; ſeltſamerweiſe bilden dieſe Bemerkungen 
eine beſondere Nummer unter den Gründen, welche für den 
Tauſch ſprechen ſollten. Der Miniſter ſchloß daraus, daß der 
Plan ohne die Mitwirkung des Königs von Preußen nicht aus— 
geführt werden könnte und deshalb Maßregeln getroffen werden 
müßten, um die Ruhe Friedrichs des Großen zu ſichern. Ver— 
gennes wollte dieſen Punkt in einer beſonderen Denkſchrift be— 
handeln. An welchen Ausweg er dachte, wiſſen wir nicht; 
vermutlich hat er den König von Preußen dadurch ſchadlos 
halten wollen, daß der Kaiſer einen Tauſch der fränkiſchen 
Markgrafſchaften gegen die beiden Lauſitzen vermitteln ſollte. 
Wenigſtens ſcheint Breteuil das angenommen zu haben. Wenn 
dieſer Miniſter in ſeinem Gutachten weiter aus dem Verhalten 
Friedrichs des Großen im Jahre 1778 ſchloß, daß ein ſolcher 
Ausweg vergeblich beſchritten werden würde, ſo hat er ganz 
richtig geurteilt. Breteuil ſprach ferner die Befürchtung aus, 
daß, wenn Joſeph es erreichte, ſeine Länder vollkommen in Zu— 
ſammenhang zu bringen, noch vor Ablauf eines Jahrhunderts 
die Kaiſerkrone und alle andern Vorteile ein erblicher Beſitz 
werden und Oſterreich nicht mehr nötig haben würde, ſich nach 
der Unterſtützung einer andern Macht umzuſehen. Eben des— 
wegen verlangte Breteuil die größte Rückſicht gegen den König 
von Preußen; „das iſt der Fürſt, welchen wir am meiſten 
ſchonen, befragen, hören müſſen“, ſchrieb er, und er verwarf 
mit aller Entſchiedenheit den Vorſchlag des Kaiſers, daß Frank— 
reich und Rußland den Tauſchplan unterſtützen und Preußen 
dadurch nötigen ſollten, ſich denſelben gefallen zu laſſen. Die 
andern Miniſter ſtimmten hiermit vollkommen überein ). 


1) Tratchevsky, p. 50sqq. 
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In der That forderte Ludwig XVI. ſeinen Schwager in 
dem Schreiben vom 6. Januar 1785 abermals auf, ſich 
wenigſtens mit Friedrich dem Großen entweder ſelbſt oder durch 
das Kabinett von Verſailles zu verſtändigen, und im letzteren 
Falle wünſchte Ludwig XVI. zu erfahren, durch welche Mittel 
der Kaiſer ſich der Beihilfe Friedrichs des Großen zu ver⸗ 
ſichern gedächte. Bis dahin wollte gegen dieſen der König das 
tiefſte Stillſchweigen beobachten und auch keinen Schritt weder 
bei dem Herzoge von Zweibrücken noch bei deſſen Bruder 
thun +). 

Indem aber Frankreich die alte Stellung feſthielt, und 
Romanzow mit ſeinem barſchen Verlangen abgewieſen worden 
war, konnte der Tauſchplan nicht durchgeführt werden. Deswegen 
ließ Joſeph ihn, wie er der Kaiſerin von Rußland ſchrieb, 
wenigſtens für den Augenblick fallen, und die Sache war ge- 
ſcheitert, ehe noch der König von Preußen ein Wort davon 
erfahren hatte. 

Friedrich war damals ohne Beſorgnis. Er verfolgte die 
holländiſche Angelegenheit natürlich aufmerkſam, aber näher 
berührte ſie ihn nicht. „Wir können ruhig den Ausgang ab— 
warten“, ſchrieb er am 4. Januar 1785 an Finckenſtein, „denn 
die Sache betrifft mehr Frankreich als uns.“ Weit ſtärker 
beſchäftigte ihn der Geſundheitszuſtand der Kaiſerin von Ruß— 
land, und er wendete ſich ſogar an den Arzt in Frankreich, 
welchen ſie um Rat gefragt hatte?). Da kam das wichtige 
Schreiben des Herzogs an, welcher den ganz unvorbereiteten 
König von dem Tauſchplan in Kenntnis ſetzte, zugleich aber 
verſicherte, daß er ſich lieber unter den Trümmern von Bayern 
begraben, als ſeine Zuſtimmung geben würde. Der Herzog 
bat Friedrich den Großen, er möge zuſammen mit Frankreich 
den Untergang des pfälziſchen Hauſes verhindern ). 

Himmelweit verſchieden find unſere Anſichten über deutſche 
Politik von denen jener Zeit. Indem die Miniſter das 


1) Arneth, Marie Antoinette, S. 65 ff. 

2) An Görtz 4. Januar 1785. 

3) Schmidt, S. 129. 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 25 
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Schreiben Karls von Zweibrücken dem Könige ſenden, ſagen 
ſie von dem Tauſche, daß der Kaiſer dadurch in den Stand 
geſetzt werden würde, Lothringen und Elſaß wieder mit Schwaben 
zu vereinigen und hierauf ganz Deutſchland zu unterjochen ). 
Der Herzog hatte ein Schreiben an den ruſſiſchen Vizekanzler 
mitgeſendet, worin er die Ungerechtigkeit und Unmöglichkeit 
des Tauſches darlegt; er überließ es dem Könige, dasſelbe 
fortzuſchicken oder zurückzubehalten. Friedrich befahl aber, es 
dem Grafen Oſtermann zu übermitteln und durch mündliche 
Vorſtellungen warm zu unterſtützen. Außerdem ſprach Fincken⸗ 
ſtein über den Vorfall mit dem franzöſiſchen Geſandten, der 
aber zur Antwort gab, die Sache ſei gefallen 2). 

In der Dichtung erfährt der Mann, der ahnungslos über 
den Bodenſee geritten iſt, erſt hinterher, in welcher ſchrecklichen 
Gefahr er geſchwebt hat. Ungefähr ebenſo erging es den 
Bayern. Im Februar meldeten die öffentlichen Blätter: das 
große Vertauſchungswerk ſei nun wirklich vor ſich gegangen. 
Da erfaßte die Aufregung wiederum die Gemüter. Welchen 
ſtürmiſchen Anteil hatte vor ſieben Jahren die Witwe des 
Herzogs Clemens Anna Maria an der Vereitelung der Pläne 
des Kaiſers genommen! Jetzt lebte ſie zurückgezogen vom 
Hofe, verlaſſen von denjenigen, mit welchen ſie ehemals in 
Verbindung ſtand, und wenig unterrichtet über das, was um 
ſie her vorging. Da kam, heimlich von Hertzberg abgeſendet, 
der preußiſche Geſandſchaftsſekretär Ganz aus Regensburg mit 
der Kunde von dem Tauſchplane zu ihr. Wie fuhr ſie bei 
dieſer Nachricht auf! Sie erbot ſich, mit dem Kurfürſten über 
die tödlichen Schläge, die er dem pfälziſchen Hauſe zufügen wolle, 
zu ſprechen und den Prinzen Maximilian zu einer ſchnellen 
Reiſe nach Petersburg zu überreden; er ſollte der Kaiſerin 
dort allen Abſcheu vor dem Verfahren des Grafen Romanzow 
zu erkennen geben. Sie betonte die Notwendigkeit, den Herzog 
mit dem Kurfürſten zu verſöhnen, und endlich wollte ſie den 


1) Schmidt, S. 140 (14. Januar 1785). 
2) Finckenſtein an den König 16. Januar 1785. 
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bayeriſchen Kanzler v. Kreitmayer zur Rettung des Vaterlandes 
anregen. „Ich bin ein Weib“, fuhr ſie fort, „und bedarf 
eines Führers; man hat mir in den vorhergehenden Wirren 
manchmal übel geraten. Sagen Sie mir, was ich thun ſoll.“ 
Ganz empfahl ihr die größte Vorſicht in einer Angelegenheit, 
die noch nicht in München bekannt wäre, bis dieſelbe ſtadt⸗ 
kundig würde; das könnte ja nicht mehr lange dauern, da die 
Zeitungen ſchon davon ſprächen ). 

Der Geſandtſchaftsſekretär kennt die Furchtſamkeit Karl 
Theodors, die ihn Aufſtände und Gewaltthätigkeiten vonſeiten 
ſeiner Unterthanen beſorgen läßt. Einen ſolchen Fürſten mußten 
die Nachrichten der öffentlichen Blätter in die größte Unruhe 
verſetzen. Er fürchtete ſich beſonders vor Friedrich dem Großen 
und ſchickte darum nach Regensburg einen Vertrauten, welcher 
dem Herrn v. Schwarzenau, dem preußiſchen Geſandten, den 
Tauſchplan meldete, dann aber hinzufügte: der Kurfürſt fühle 
ſich durch den Antrag, der Sklave Frankreichs und Oſterreichs 
zu ſein, beleidigt und werde ſeine Einwilligung niemals geben. 
Zu der nämlichen Zeit hatte Karl Theodor auch ſchon in 
Berlin anzeigen laſſen, daß kein Tauſch abgeſchloſſen worden 
ſei. Friedrich fand dieſe Nachricht ganz gut, aber er wußte 
nicht, ob er ſie für wahr halten ſollte; denn der Kurfürſt 
habe ſich ſo ſehr mit Schande bedeckt, daß man geneigt ſei, 
alle Niederträchtigkeiten, deren er beſchuldigt werde, zu glauben. 

Dieſe Ungewißheit der Lage war dem Könige ſehr peinlich, 
denn er müßte ſich, wenn es zum Kriege käme, ſchon jetzt auf 
einen ſolchen vorbereiten und könnte Gelder, die zu Ber- 
beſſerungen im Lande beſtimmt wären, nicht ausgeben. 

Die Unruhe war ohne Grund; jedoch er mochte ſich zu 
keiner Zeit einer falſchen Sicherheit überlaſſen, und diesmal 
hatte Frankreich ihm Beſorgnis eingeflößt. Dem Miniſter 
Finckenſtein erzählte der franzöſiſche Geſandte, daß der Graf 
Mercy von dem Tauſchplane zu Vergennes — im Dezember 


1) Ganz 7. Februar. Das kurze Schreiben Anna Marias an Hertz⸗ 


berg iſt vom 5. Februar (Geh. Kab.⸗Akten). 
25 * 
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1784 — geredet und was dieſer erwidert hätte. Er wollte 
dann des Königs Anſicht hören. Der Miniſter berichtete nun 
nicht allein, was er vernommen, ſondern er ſchickte zugleich den 
Entwurf zu einer Antwort. Er fand das Verfahren des 
franzöſiſchen Hofes viel zu rückſichtsvoll gegen den Kaiſer, und 
Friedrich ſtimmte dem Miniſter darin bei. Die Unterredung 
Mercys mit Vergennes ging aber dem Könige nicht aus dem Sinn. 

In den öffentlichen Blättern war davon die Rede, daß 
Frankreich durch Luxemburg gewonnen werden ſollte. War 
das richtig, wie konnte der König dann allein den Tauſchplan 
hintertreiben? Niedergeſchlagenheit bemächtigte ſich ſeiner. 
„O Götter“, rief er aus, „mit was für ehrloſen Leuten haben 
wir zu thun? Und wie werden wir, von Feiglingen und Be⸗ 
ſtechlichen umgeben, allein die deutſche Verfaſſung aufrecht 
halten und uns der zügelloſen Räuberei jenes verfluchten 
Wiener Tyrannen widerſetzen können?“ Der Verdacht, welchen 
er geſchöpft hat, bringt ihn ganz außer ſich; aber er faßt ſich 
doch wieder. Wenn ſein Argwohn begründet ſei, meint er, ſo 
gebe es nur ein einziges Mittel, nämlich zuſammen mit 
Sachſen, Hannover, Mainz, Trier und anderen Fürſten des 
Reiches gegen alles, was der Kaiſer wider die deutſche Ver⸗ 
faſſung etwa unternehme, Verwahrung einzulegen. Ein 
ſchwieriges Werk! Indeſſen ſolle Finckenſtein nach Hannover 
ſchreiben, um zu erfahren, was man dort zu dem Tauſche 
meine. An dieſem Gedanken feſthaltend, läßt er eben ſo Sachſen, 
Mainz und Trier ausforſchen, und er ſelber ſucht durch ſeinen 
Geſandten die Anſicht des Königs von England zu erkunden. 
Die Miniſter gehen auch ſogleich ans Werk, das nun Hertz⸗ 
berg ebenfalls zeitgemäß findet; denn die Vorbedingung, die er 
und Finckenſtein im Juli des vergangenen Jahres aufgeſtellt 
hatten, war ja durch den Tauſchplan in Erfüllung gegangen 2). 


1) Ich benutze hier die Geh. Kab.-Akten vom 8. bis 14. Februar. 
Drei Schreiben des Königs hat Ranke daraus abdrucken laſſen (XXXI/XXXII, 
405 f.). Ich bemerke noch, daß die Considérations bei Schmidt, S. 137, 
wirklich von Hertzberg herſtammen und am 14. Februar dem Könige mit⸗ 
geteilt worden find (Geh. Kab.⸗Akten). 
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Und bald folgte dem Regen wieder Sonnenſchein. Aus Ruß⸗ 
land kamen Nachrichten, welche zeigten, daß man dort an keine 
gewaltſame Durchführung des Tauſchplanes denke. Man 
zürnte freilich in Petersburg dem Herzoge ſehr, nicht allein 
wegen der Ablehnung, ſondern auch wegen der bittern Wahr- 
heiten, die er und Hofenfels ausgeſprochen hatten. Dolgoruki 
mußte deshalb erklären, daß die Schriftſtücke des Herzogs ganz 
ohne Antwort bleiben würden. Aber da der König von Preußen 
das Verhalten des Herzogs gebilligt und die Überzeugung 
ausgeſprochen hatte, daß der Tauſch mit dem Frieden von 
Teſchen ſich nicht vertrüge, ſo wollte ſich die Kaiſerin doch 
rechtfertigen und ließ darum durch Dolgoruki ſagen: ſie habe 
den Handel als vorteilhaft für den Kaiſer ſowohl als für das 
pfälziſche Haus betrachtet, und da derſelbe von der freien Zu— 
ſtimmung der letzteren abhängig gemacht worden ſei, ſo habe 
ſie auch nicht glauben können, daß dieſe Unterſtützung ihres 
Verbündeten und ihres Schützlings den von ihr eingegangenen 
Verpflichtungen entgegenlaufe. Sie verfahre gerade ſo, wie 
ſie Friedrich dem Großen in Teſchen ihre guten Dienſte zur 
Wiedervereinigung der fränkiſchen Markgrafſchaften mit Preußen 
gewährt habe. Der König ſuchte natürlich den Hieb abzu— 
ſchlagen, indem er in ſeiner Antwort in aller Höflichkeit auf 
den Unterſchied zwiſchen einem durch die Familienverträge ver- 
botenen Tauſch und der Erbſchaft altväterlichen Beſitzes hin⸗ 
wies. 

Die Nachrichten aus Paris befriedigten den König eben- 
falls; denn er vernahm, daß der Kaiſer die Abſicht, Bayern 
zu erwerben, ausdrücklich aufgegeben habe. Da ließ er denn 
dem Könige von Frankreich einen überſchwenglichen Dank ab- 
ſtatten. Er glaubte keineswegs, daß die Sache nun ganz und 
gar abgethan ſei, ſondern er meinte, Joſeph werde bis zum 
Tode Karl Theodors warten. Zunächſt aber waren doch die 
ſchwarzen Wetterwolken verſchwunden, und ſo pries denn der 
König vom Grund ſeiner Seele den Himmel dafür, daß der 
Plan des Kaiſers zunichte geworden war; denn derſelbe hätte 
notwendig ihn und ganz Europa in einen Krieg fortgeriſſen, 
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welcher recht unangenehm geweſen wäre, da Preußen mit beiden 
Kaiſerhöfen zugleich in Streit geraten und es ſehr ſchwer ge- 
weſen ſein würde, den Oſterreichern Bayern wieder abzunehmen. 
Auf Erfolge, wie er ſie früher davon getragen, mag er nicht 
mehr rechnen +). 

Ein weiteres Verdienſt erwarb ſich Frankreich, indem es 
den Unions⸗ und Subſidienvertrag mit dem Herzoge von 
Zweibrücken nicht nur erneuerte, ſondern die letzteren auch auf 
500 000 Livres erhöhte. Hofenfels glaubte, daß nun ſein 
Herr bis zum Tode des Kurfürſten würde ſein Auskommen 
haben. Eine ſchriftliche Antwort auf das Geſuch, welches der 
Herzog im Anfange des Januars an Ludwig XVI. gerichtet 
hatte, gab dieſer nicht aus Rückſicht gegen ſeinen Schwager, 
den Kaiſer, und noch mehr gegen ſeine Gemahlin, deren Nieder⸗ 
kunft bevorſtand. Mündlich aber hatte Vergennes dem Herrn 
v. Eſebeck geſagt, daß die Sache zu Ende ſei, und damit mußte 
man ſich in Zweibrücken begnügen. 

Auch Katharina hatte, wie erwähnt, nichts erwidert. Aber 
die ſtolze Tochter eines kleinen Fürſten verzieh jetzt einem 
andern kleinen Fürſten nicht, daß er ihrem Willen entgegen⸗ 
zuhandeln wagte; ſie ſchrieb einen langen und, wie ſie ſelber 
ſagte, ſehr pathetiſchen Brief in dieſer Angelegenheit an ihren 
Geſandten, den Grafen Romanzow, und dieſer forderte zweimal, 
freilich vergebens, den Herzog auf, einen Vertrauten zu ihm nach 
Frankfurt a. M. zu ſenden. Als er es zum drittenmale that, 
bemerkte Hofenfels, es fet nicht Sitte, daß ein ruſſiſcher Ge- 
ſandter die Diener des Herzogs vorfordere, auch empfange man 
die Mitteilungen beſſer ſo, daß ſie nicht abgeleugnet werden 
können; wenn dieſelben angenehm ſeien, brauche Rußland das 
Licht nicht zu ſcheuen, im anderen Fall entbehre man ſie lieber. 
Indem der Herzog alſo wiederum ſich weigerte, jemand nach 
Frankfurt zu ſenden, verhehlte er zugleich nicht, daß er in 
dieſer Angelegenheit keinen Schritt thun werde, ohne ſich mit 
Frankreich und Preußen zu verſtändigen, gerade ſo, wie der 


1) Friedrich an Finckenſtein 21. Februar (Geh. Kab.⸗Akten). 
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Kaiſer gegen ſeine Verbündete ſich benehme, und daß er 
deshalb um eine ſchriftliche Antwort bitte ). Inzwiſchen 
ſuchte Preußen den Fürſtenbund zu begründen. Finckenſtein 
fürchtete, daß Hannover, durch England beſtimmt, ſich ab— 
lehnend verhalten oder Frankreich an dieſer Verbindung Preußens 
mit Hannover abermals, wie im Jahre 1778, Anſtoß nehmen 
könnte. Friedrich aber ließ ſich durch die Bemerkungen ſeines 
Miniſters nicht irre machen. Er entgegnete, daß Preußen da⸗ 
durch noch in keine Verbindung mit England träte. Ferner 
will er Hannover nicht miſſen, weil dieſes ſonſt im Fall eines 
Krieges imſtande wäre, 30—40 000 Mann unter ſeiner Füh⸗ 
rung zuſammenzuziehen; Friedrich würde ſich dadurch gezwungen 
ſehen, nicht nur ein Armeecorps in Preußen, zwei in Schleſien 
und eins in Sachſen, ſondern auch noch eins gegen Hannover 
zu haben. Im gegenwärtigen Augenblick aber handle es ſich 
gar nicht darum, daß Truppen geſtellt würden; überdies könne 
es ihm im Grunde genommen gleichgültig ſein, ob Frankreich 
den Bund billige oder nicht. „Die Sache iſt gut“, ſchrieb er 
am 18. März; „hierauf kommt es hauptſächlich an. Ich denke, 
man muß weder der Sklave der Franzoſen, noch der Ofter- 
reicher, noch der Ruſſen ſein.“ Bei der Vereinzelung, worin 
er ſich befindet, hält er ſich für verpflichtet, zu allen möglichen 
Mitteln zu greifen, um ſich aus der Verlegenheit zu ziehen. 
„Da wir mit Frankreich kein Bündnis haben“, ſchreibt er zwei 
Tage ſpäter, „ſo nötigt uns nichts, gegen dieſes Land Liebe⸗ 
dienerei zu treiben“ 9). 

Übrigens hatte doch auch Ludwig XVI. Grund, auf Preußen 
Rückſicht zu nehmen, um es nicht in Englands Arme zu treiben, 
und fo äußerte ſich denn Vergennes dahin: er könne der Ab— 
ſicht des Königs von Preußen nur Beifall zollen, er finde den 
Bund den Satzungen des Reiches gemäß und verſpreche ſich 


1) Hofenfels 29. und 22. März (Geh. Kabinetts-Akten). Arneth, 
Joſeph II. und Katharina II., S. 247. 

2) Friedrich an Finckenſtein 27. und 28. Februar, 2. und 20. März, 
und bei Schmidt, S. 155. 
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von der hohen Weisheit und Einſicht Friedrichs des Großen, 
daß nur von Aufrechthaltung derſelben in dem zu ſchließenden 
Vertrage die Rede ſein und nichts Beleidigendes für den Kaiſer 
darin vorkommen werde. Frankreich habe es ſich zum Geſetze 
gemacht, nur in den dringendſten Fällen in die deutſchen An⸗ 
gelegenheiten einzugreifen, wenn ſein Beiſtand rechtmäßig in 
Anſpruch genommen werde. Deshalb und wegen des franzöſiſch⸗ 
öſterreichiſchen Bündniſſes werde Ludwig XVI. ſich in dieſer 
Sache weder dafür noch dagegen erklären; aber Friedrich der 
Große könne ſicher ſein, daß die franzöſiſchen Geſandten den 
Befehl hätten, ſeine Unterhandlung in dieſer Angelegenheit nicht 
zu durchkreuzen. Im Auftrage des Königs erklärte Finckenſtein 
nach einigen Tagen dem Grafen Eſterno: es handle ſich um 
drei Punkte, nämlich darum, daß der Reichstag nicht außer 
Gebrauch komme, daß der Kaiſer über die Hinterlaſſenſchaft 
der deutſchen Fürſten nicht verfügen dürfe und daß die geiſt⸗ 
lichen Fürſtentümer in der bisherigen Weiſe Wahlfürſtentümer 
blieben. Hiergegen hatte der Geſandte nichts einzuwenden. 
Er fragte dann, ob Hannover eintreten würde. „Der König 
von England“, erwiderte Finckenſtein, „ſpielt eine zu bedeutende 
Rolle in den Reichsangelegenheiten und hat einen zu großen 
Einfluß auf mehrere Fürſten und Stände des Reiches, als daß 
man ihn weglaſſen könnte, und nach den vom hannöverſchen 
Miniſterium bis jetzt offenbarten Grundſätzen über die Auf⸗ 
rechthaltung der deutſchen Verfaſſung können wir glauben, daß 
es ohne Schwierigkeiten beitreten wird.“ Eſterno erklärte ſo⸗ 
fort, daß es ganz richtig ſei, wenn man den Kurfürſten von 
Hannover einlade, und die Maßregel erſcheine ihm ſehr gut; 
indem der König von England Mitglied des Bundes werde, 
könne er nicht mehr auf die Abſichten des Kaiſers eingehen ). 

Mit Georg III. hatte ſich übrigens Friedrich ſchon früh⸗ 
zeitig in Beziehung geſetzt. Am 9. Februar, den Tag zuvor, 
ehe ſeine Miniſter erfuhren, daß er den Gedanken des Fürſten⸗ 
bundes wieder aufgenommen hätte, ließ er den König von Eng⸗ 
land fragen, ob er geneigt ſei, als Kurfürſt von Hannover 

1) Finckenſtein an Friedrich 28. März und 1. April. 
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im Vereine mit Friedrich und andern Reichsfürſten eine be⸗ 
ſtändige Oppofition gegen die Ausführung eines Abrundungs⸗ 
planes zu machen, welcher für das Gleichgewicht, die Freiheit 
und die Erhaltung des ganzen Reichsſyſtemes ſo gefährlich ſei. 
Diesmal lautete die Antwort beſſer, als zur Zeit des bayeriſchen 
Erbfolgekrieges. Schon im Jahre 1782 hatte ſich England 
dem Könige von Preußen zu nähern geſucht, und es lebte noch 
immer in dieſem Wunſche; denn es ſtand einſam in Europa 
da. Gegen Ende des Juli 1784 hatte ſich derjenige von den 
Söhnen Georgs, welcher Fürſtbiſchof von Osnabrück war, nach 
Wien begeben, wo er zwei Monate blieb. Wiederholt gedenkt 
Joſeph ſeiner in den Briefen an den Großherzog Leopold, je— 
doch er meldet nichts weiter von ihm, als daß er ein ſehr 
hübſcher junger Mann fet und gern und viel tanze. Der eng⸗ 
liſche Prinz hat aber daneben auch beobachtet, und er meldete 
nach ſeiner Rückkehr dem Vater: „Der Kaiſer geht mit einem 
großen Plane um, der noch nicht reif iſt, aber dann der Welt 
zeigen wird, wie unbändig fein Ehrgeiz ijt” ). Als nun das, 
was zwiſchen dem Herzoge von Zweibrücken und dem Grafen 
Romanzow vorgefallen war, in die Offentlichkeit drang, da 
wendete ſich der Fürſtbiſchof von Osnabrück abermals an den 
König von England, erinnerte denſelben an das, was er 
früher geſchrieben, und bemerkte weiter: der Fortbeſtand der 
deutſchen Reichsverfaſſung hänge ganz von dem Gleichgewichte 
zwiſchen dem Könige von Preußen und dem Kaiſer ab. Der 
neue Tauſchplan des letzteren gefiel dem Kurfürſten von 
Hannover auch nicht, und er erklärte ſich alſo bereit, mit 
Brandenburg und Sachſen in Unterhandlung über ein Bünd⸗ 
nis zu treten, welches die Ruhe in Deutſchland nicht nur in 
der Gegenwart, ſondern auch für die Zukunft ſichere; die an— 
dern deutſchen Fürſten ſollten alsdann zum Beitritt eingeladen 
werden. Georg III. ſelbſt lobte gegen den preußiſchen Ge⸗ 
ſandten, den Grafen Luſi, den patriotiſchen Eifer des Königs 
von Preußen und ſprach von den ehrgeizigen Abſichten des 
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Kaiſers und von der Notwendigkeit, ſich denſelben beizeiten zu 
widerſetzen. Er antwortete ferner auch ſeinem Sohne, dem 
Fürſtbiſchof von Osnabrück: „England iſt nicht in der Lage 
Krieg zu führen; aber in meiner Eigenſchaft als Kurfürſt 
würde ich mir tadelnswert erſcheinen, wenn ich an der Ver— 
teidigung der Reichsverfaſſung keinen Teil nähme, vorausgeſetzt, 
daß andere achtungswerte Häuſer dasſelbe thun, und ich darf 
mir ſchmeicheln, daß der Kaiſer ſeinen Plan unausführbar 
finden wird trotz des ruſſiſchen Beiſtandes“ ). Durch den 
Herzog von Braunſchweig kam eine Überſetzung dieſes Schreibens 
auch nach Berlin, wo ſie nur Freude bereiten konnte. 

Das Beiſpiel Hannovers wirkte günſtig auf Sachſen ein. 
Hier hatte man die erſten Anfragen des Berliner Hofes dahin 
beantwortet: man wolle, da die Gefahr nunmehr vorüber ſei, 
gern neutral bleiben, werde ſich aber mit Preußen vereinigen, 
wenn der Kaiſer den Tauſch abermals vornehme. Jedoch als 
das hannöverſche Miniſterium am 1. April nach Dresden ſchrieb 
und zu einer gemeinſchaftlichen Beratung der drei Kurfürſten 
einlud, da erklärte ſich Sachſen ebenfalls hierzu bereit ). 

Von dieſen Vorgängen kam eine Kunde nach Wien, und 
Kaunitz fühlte ſich dadurch veranlaßt, gegen die preußiſchen Be⸗ 
ſtrebungen Schritte zu thun; weil aber dieſelben keinen Erfolg 
hatten und nach Wien Meldungen von einem Bunde gelangten, 
der zwar nicht namentlich, aber in Wahrheit gegen den Kaiſer 
gerichtet wäre, da ließ der Staatskanzler abermals Erklärungen 
an verſchiedenen Höfen thun. Der Kaiſer leugnete darin, die 
Abſicht eines gewaltſamen Austauſches gehabt zu haben, und 
bot ſonderbarerweiſe den Ständen an, ſich mit ihnen zu dem 
gleichen Zwecke der Erhaltung der Reichsverfaſſung zu ver⸗ 
benind. Friedrich den Großen machte die Nachricht hiervon 
ſehr glücklich. „Euer Brief“, ſchrieb er eigenhändig an die 
Miniſter, „iſt unſchätzbar; wir haben viel gewonnen, wenn 
unſer Bund den Kaiſer beunruhigt und einſchüchtert“ )). 

1) Schmidt, S. 146. 147. 167. 
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Wie viel Schmerz empfand dagegen Joſeph. Als er im 
Jahre 1780 zur Kaiſerin von Rußland reiſte, hatte er den 
Wunſch ausgeſprochen, daß der König von Preußen auf die 
Kunde davon vor Arger berſten möchte. Wie einem zumute 
iſt, dem es alſo ergeht, dieſe Erfahrung konnte der Kaiſer jetzt 
an ſich machen; denn die Abmahnungsſchreiben des Staats⸗ 
kanzlers blieben erfolglos. Auch Katharina ſandte, von ihrem 
Verbündeten angerufen, ein Rundſchreiben im Reich umher, 
worin ſie ihr Verfahren zu rechtfertigen ſuchte. Sie geſtand 
ohne weiteres ein, daß ſie dem Herzog den Tauſch habe vor— 
ſchlagen laſſen; ſie ſah darin aber nichts Böſes, weil die Aus⸗ 
führung von dem freien Willen der Beteiligten abhängig ge⸗ 
macht worden ſei. Sie zog ferner den veralteten Vertrag von 
Baden an und meinte dann vorwurfsvoll, es gehöre viel 
Übelwollen dazu, wenn man fürchte, der Tauſchplan hätte 
die Reichsverfaſſung ändern oder gar vollkommen über den 
Haufen werfen können. Auch noch an anderen Stellen gab 
ſich die Gereiztheit der Kaiſerin kund, aber zugleich hielt ſie es 
doch für notwendig zu verſichern, daß ſie den Frieden von 
Teſchen für ein Grundgeſetz des Deutſchen Reiches anſehe und 
niemals dawider handeln werde ). 

Gegen den drohenden Fürſtenbund ſuchte Joſeph außerdem 
noch Hilfe bei Frankreich. Er ließ dort abermals anzeigen, 
daß er dem Tauſchplan entſagt habe und daß er ebenſo den 
Streit mit den Türken über den Strich an der Unna fallen 
laſſe. Für dieſe Mäßigung verlangte Joſeph von ſeinem 
Schwager, derſelbe ſolle ſich gegen die Urheber und Helfers- 
helfer des ungeſetzlichen Fürſtenbundes erklären. Aber es ward 
ihm ausweichend geantwortet: nachdem er von jenen Plänen 
Abſtand genommen, habe er den Fürſtenbund nicht mehr zu 
fürchten, da derſelbe fortan aufgehört habe gegen ihn gerichtet 
zu ſein 2). Auch in der holländiſchen Angelegenheit wurde 


1) Schmidt, S. 240ff. 
2) Hofenfels 17. Juni bei Finckenſtein und Hertzberg 28. Juni in 
den Geh. Kab.⸗Akten. 
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Joſeph gezwungen, Waſſer in ſeinen Wein zu gießen. Er hatte 
bereits die Offnung der Schelde ſo wie die Erwerbung von 
Maſtricht aufgegeben, und Friedrich wunderte ſich, mit welcher 
Leichtigkeit der Kaiſer ungeheuere Pläne faßte, die er bei der 
geringſten Schwierigkeit wieder fallen ließe ). 

Inzwiſchen hatte man in Berlin über den Fürſtenbund 
unterhandelt. Am 24. Juni war endlich der Geheime Rat 
v. Beulwitz aus Hannover eingetroffen, und er äußerte ſich bei 
dem Beſuche, welchen er dem Herrn v. Hertzberg machte, ſehr 
zufriedenſtellend, kündigte aber zugleich an, daß er vorſchlagen 
würde, einen Hauptvertrag zu machen, den man allen Reichs- 
fürſten vorlegen könnte, und außerdem noch beſondere und ge— 
heime Artikel, die nur für die Kurhöfe beſtimmt wären 7). 
Nun hatte zwar Hertzberg bereits vor einem Vierteljahre den 
Auftrag erhalten, einen Entwurf zu einer verfaſſungsmäßigen 
Verbindung der deutſchen Fürſten zu machen und einen ſolchen 
am 17. März dem Könige vorgelegt. Derſelbe war dann 
verſchiedenen Höfen mitgeteilt worden und hätte dem Zwecke, 
welchen man im Auge hatte, ganz gut entſprochen. Er war 
außerdem in einer verſtändlichen Sprache abgefaßt; denn Fried⸗ 
rich der Große konnte die Weitſchweifigkeit und den Wortſchwall, 
welchen die deutſchen diplomatiſchen Aktenſtücke jener Zeit ent⸗ 
halten, gar nicht leiden. Aber wenn man hiervon abſieht, 
hatte der hannöverſche Entwurf doch auch ſeine Vorzüge; man 
konnte ſozuſagen weiter und näher verbundene Mitglieder haben, 
d. h. ſolche, die nur den Hauptvertrag annahmen, und andere, 
die auch die geheimen Artikel unterzeichneten. Überdies wünſchte 
Friedrich einen ſchnellen Abſchluß, und Streitigkeiten über die 
Frage, welchen Plan man den Beratungen zugrunde legen 
ſollte, würden dieſelben nur verlängert haben. So ging man 
alſo in den Konferenzen, die am 29. und 30. Juni ſtattfanden, 
von dem hannöverſchen Entwurf aus. 

Der Hauptvertrag bot keine Schwierigkeit dar; er war fo 


1) Friedrich 26. Juli. Vgl. Hertzberg bei Schmidt, S. 216. 
2) Schmidt, S. 251. 
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abgefaßt, daß er allen Mächten vorgezeigt werden konnte. Die 
drei Kurfürſten machten ſich anheiſchig, ein vollkommenes Gin- 
verſtändnis zu dem Ende zu unterhalten, daß das Reichsſyſtem 
nach dem Weſtfäliſchen und andern verbindlichen Friedensſchlüſſen, 
der kaiſerlichen Wahlkapitulation und den übrigen Reichsgeſetzen 
aufrecht erhalten und befeſtigt werde. Die weſentlichen Artikel 
waren hier der achte und der neunte. Die Kurfürſten vere 
pflichteten ſich darin, mit allem Nachdruck dahin zu wirken, 
daß ſämtliche Stände des Reiches bei dem völlig unbeſchränkten 
Gebrauch ihrer Stimmfreiheit und in dem Beſitz ihrer Länder 
und Gerechtſame verbleiben, gegen eigenmächtige Anſprüche und 
willkürliche aufgedrungene Zumutungen geſichert ſeien und bei 
ihren Hausverträgen gänzlich unbeſchwert und ungekränkt ge- 
laſſen werden. Die vertragſchließenden Teile wollen zuerſt in 
gemäßigter Weiſe vorgehen, und wenn das nicht zum Ziele 
führt, über kräftige und wirkſame Mittel ſich verſtändigen und 
dieſelben mit allem Nachdruck ins Werk ſetzen. 

Außerdem legte Beulwitz beſondere oder Separatartikel vor. 
Dieſelben wurden ſo benannt, weil ſie Angelegenheiten behandelten, 
welche nur die Kurfürſten betrafen. Friedrich glaubte nämlich, 
Joſeph wolle die Wahl eines römiſchen Königs und Württem— 
bergs Erhebung zu einem Kurfürſtentume betreiben, und er 
wünſchte deshalb, daß die alten Kurfürſten in beiden Fällen 
einmütig handeln ſollten. Dieſem Begehr entſprechen die Se— 
paratartikel, und ſie verhießen das nämliche gemeinſame Vor— 
gehen bei der Abfaſſung der nächſten Wahlkapitulation. Be⸗ 
ſonders wollten die Kurfürſten darauf ſehen, daß neben dem 
Weſtfäliſchen und andern Reichsfriedensſchlüſſen auch der Teſchener 
vom Jahre 1779 namentlich mit angezogen und bekräftigt 
werde. 

Auf die dringenden Vorſtellungen des hannöverſchen und 
des ſächſiſchen Geſandten, des Herrn v. Beulwitz und des 
Grafen Zinzendorf, ward alles, was zu deutlich den Kaiſer 
traf und was folglich die kleineren Staaten vom Beitritt ab- 
halten konnte, in die geheimen Artikel verwieſen. Von dieſen 
bezog der eine ſich auf den bayeriſch⸗niederländiſchen Tauſchplan, 
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welchen man für unvereinbar mit dem Barriere-Vertrag von 
1715, mit den pfälziſch-bayeriſchen Hausverträgen und dem 
Frieden von Teſchen erklärte. Sollte daher der Kaiſer darauf 
zurückkommen, ſo wollen die drei Kurfürſten niemals darein 
willigen, ſondern ſich auf das nachdrücklichſte mit allen Kräften 
dagegen ſetzen. Wenn ein ſolcher Fall eintritt, müſſen die 
pfälziſchen Fürſten die Garantie des Reiches anrufen, und wenn 
das nicht zureicht, werden die Mitglieder des Bundes über 
weitere kräftige und thätige Maßregeln ſich vereinbaren. In 
gleicher Weiſe wollen ſie andere ähnliche Tauſchpläne oder 
Säkulariſationen und Zergliederungen unmittelbarer geiſtlicher 
Stifter verhindern. 

Soweit wurde man in dieſen beiden Tagen einig. Außer- 
dem unterhandelten Beulwitz und Zinzendorf mit Hertzberg über 
einen geheimſten Artikel, worin beſtimmt werden ſollte, welche 
Maßregeln im ſchlimmſten Fall anzuwenden wären. Hannover 
ſchlug vor: wenn einer von den drei Kurfürſten aus Haß gegen 
dieſes Bündnis angegriffen würde, ſollten ihm die beiden andern 
mit einer feſtzuſetzenden Zahl von Truppen in ſeinen zum 
deutſchen Reiche gehörigen Ländern zuhilfe kommen. Damit 
war aber Hertzberg keineswegs zufrieden; er meinte, der Kaiſer 
könnte ja ſich damit begnügen, Bayern in Beſitz zu nehmen, 
und ſie müßten dann gegen ihn angreifend zu Werke gehen, 
obwohl ſie in Wahrheit einen defenſiven Krieg führten. Ferner 
würde König Friedrich nicht ſowohl in ſeinen Reichslanden, als 
vielmehr in den nicht dazu gehörigen Provinzen Preußen und 
Schleſien angegriffen werden. Hertzberg ſchlug daher eine Faſſung 
vor, wonach die Hilfeleiſtung in den Landſchaften, welche Teile des 
Reiches wären, in dem gegebenen Fall alſo in Brandenburg, 
Magdeburg und den weſtfäliſchen Beſitzungen geſchehen ſollte. 
Beulwitz fand dieſe Forderung ebenſo gerecht als den Umſtänden 
angemeſſen; aber er wagte nicht, die verlangte Anderung auf 
ſich zu nehmen, ſondern bat um eine Friſt, damit er dieſen 
wichtigen Artikel ſowohl ſelbſt noch näher erwägen als auch 
darüber mit ſeinen Kollegen in Hannover in Beratung treten 
könnte. Was die Zahl der zu ſtellenden Hilfstruppen betrifft, 
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ſo ſchlug Beulwitz 15000 Mann vor. Finckenſtein und Hertz⸗ 
berg waren damit einverſtanden, ſie erklärten aber, daß ſie die 
Willensmeinung ihres Königs hierüber einholen müßten ). 

In Hannover fand man die Forderung der preußiſchen 
Miniſter gleichfalls natürlich, und man billigte die Zuſätze, die 
von ihnen verlangt wurden. Sachſen dagegen zögerte lange, 
bis es über die Schriftſtücke, welche Zinzendorf am 2. Juli 
nach Dresden abgeſchickt hatte, ſich entſchied. Die Beratungen 
rückten hier mit ängſtlicher Langſamkeit vor, außerdem ſtürmte 
der Wiener Hof abermals an, um den Kurfürſten, der noch 
dazu ſich in einem Lager zu Mühlberg damals aufhielt, von 
dem Fürſtenbunde zu trennen. Erſt am 16. meldete Zinzen⸗ 
dorf, daß er die nötigen Verhaltungsbefehle bekommen hätte. 

Wie ängſtlich Sachſen war, das erhellt aus dem Zuſatze, 
welchen es forderte, daß es von Brandenburg und Hannover 
zur Bildung der Union eingeladen worden ſei, und dieſem Be— 
gehr wurde gern entſprochen. Den Hauptvertrag und die drei 
Separatartikel hatte man in Dresden fo, wie fie lauteten, ange- 
nommen, dagegen einen vierten, der auch vorgeſchlagen worden 
war, verworfen. Seitdem Joſephs Bruder Maximilian zum 
Koadjutor in Köln und Münſter gewählt worden war, lebte 
Friedrich in beſtändiger Beſorgnis, es wolle dieſer Erzherzog 
noch andere Hochſtifter gewinnen, und ebenſo ſuche man Söhne 
Leopolds von Toskana in ſolche Stellen zu bringen und die 
Macht des Hauſes Habsburg dadurch zu erhöhen. Wie viele 
Gerüchte waren darüber in den letzten Jahren aufgetaucht! 
Aber ein Beweis für ſolche Beſtrebungen des Kaiſers iſt bis— 
her nicht zum Vorſchein gekommen. Hannover hatte nun dieſer 
Beſorgnis, daß der Wiener Hof ſuchen dürfte, die auf ſolche 
Weiſe in das öſterreichiſche Haus gebrachten Stifter wenigſtens 
auf lange Zeit hinaus in ſelbigem zu erhalten und ſie allmählich 
noch größeren Veränderungen zu unterwerfen, Ausdruck ver⸗ 
liehen und mit den letzten Worten auf Säkulariſationen hin— 
gedeutet. Beulwitz ſchlug Friedrichs Wünſchen entſprechend vor, 


1) Schmidt, S. 255 ff. 258 ff. 
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man ſolle die Beſetzung der Hochſtifter mit Prinzen aus dem 
Hauſe Oſterreich zu hintertreiben ſuchen und darauf ſehen, daß 
die Erzbiſchöſe und Biſchöfe der Regel nach aus dem Dom- 
kapitel gewählt würden 1). Nun konnte Sachſen keine Geſetz⸗ 
widrigkeit darin finden, wenn der Kaiſer Mitglieder ſeiner Fa⸗ 
milie bei ſolchen Bewerbungen durch Empfehlungen und andere 
rechtliche Mittel unterſtützte; gegen gewaltthätige Beſchränkungen 
der Wahlfreiheit aber ſichere ſchon der Hauptvertrag, in welchem 
die Kurfürſten übereingekommen wären, einem jeden Stande 
des Reiches, wozu in dieſem Sinn auch die Erz- und 
Hochſtifter gehörten, gegen dergleichen Bedrängungen beizu⸗ 
ſtehen. . 

Man konnte in Dresden nicht anders urteilen, wenn man 
ſich nicht ſelber tadeln wollte; denn ein ſächſiſcher Prinz regierte 
Trier und Augsburg. Indem nun aber der Kurfürſt von 
Sachſen dem hierauf bezüglichen Separatartikel nicht beitrat, 
blieb derſelbe weg. 

Dagegen den geheimen und geheimſten Artikel nahm Sachſen 
an ſamt der Beſtimmung über die Zahl der auf eigene Koſten 
zu ſtellenden Hilfstruppen, die auf 12000 Mann Fußvolk und 
3000 Reiter feſtgeſetzt wurden, und zwar ſollte der Kurfürſt 
von Brandenburg wenn auch nicht in Preußen und Schleſien, 
ſo doch in ſeinen Reichslanden Unterſtützung von den beiden 
andern erhalten. 5 

Eine Meinungsverſchiedenheit beſtand noch zwiſchen Han⸗ 
nover und Preußen. Jenes wollte nur dann den bayeriſchen 
Tauſchplan verhindern, wenn die pfälziſchen Fürſten die Ga⸗ 
rantie des Reiches anriefen, dieſes dagegen auch, wenn dieſelben 
von Oſterreich gewonnen worden wären. Über dieſe ſtreitige 
Frage hatten Finckenſtein und Hertzberg ſchon am 10. Juli 
dem Könige Bericht erſtattet, und auch jetzt einigte man ſich 
nicht, vielmehr verlangte Beulwitz noch einen Tag Bedenkzeit, 
und am 19. blieb er bei ſeiner Meinung, die denn auch durch⸗ 
ging. „Da wir des Herzogs von Zweibrücken ſicher ſind“, 


1) Schmidt, S. 254. 
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meinte Friedrich, „laufen wir keine Gefahr dabei“ 1). Außer⸗ 
dem hegte das preußiſche Miniſterium die Abſicht, den Herzog 
verſprechen zu laſſen, daß er niemals in einen Tauſch ein⸗ 
willigen, ſondern auf alle Fälle die Garantie des Reiches und 
der verbündeten Fürſten anrufen werde. 

So war man endlich mit der Unterhandlung fertig, und 
nachdem der Hauptvertrag ſowie die Separat⸗ und geheimen 
Artikel ins Reine geſchrieben waren, wurden jie von den Bez 
vollmächtigten am 23. Juli unterzeichnet. So betrübt Fried⸗ 
rich geweſen war, als er vor zwei Jahren die Kunde von dem 
ruſſiſch⸗öſterreichiſchen Bündnis vernommen hatte: fo freudig 
begrüßte er jetzt das glückliche Zuſtandekommen des Fürſten⸗ 
bundes. Umgekehrt ärgerte man ſich in Wien darüber, daß 
niemand zu einem Gegenbunde die Hände bot. In gereiztem 
Ton äußerte ſich Kaunitz noch einmal im Juli durch den kaiſer— 
lichen Geſandten zu Hannover. „Mit unredlicherer Zudring— 
lichkeit“, ſchrieb er, „läßt ſich unmöglich den Reichsſtänden 
Staub in die Augen ſtreuen. Ein freundſchaftlicher Tauſch— 
antrag iſt doch wohl von einer gewaltſamen, ungerecht er— 
zwungenen, folglich verfaſſungswidrigen Handlung himmelweit 
unterſchieden. Mit welcher Stirn kann alſo behauptet werden, 
daß Se. Kaiſ. Maj. die dem Herrn Herzog von Zweibrücken 
geſchehene freundſchaftliche Propoſition leugnen, mit ſich ſelbſt 
in Widerſpruch fallen und die ſämtlichen Reichsſtände zu hinter- 
gehen ſuchen, wenn Sie gewaltſame Austauſch⸗, Säkulariſations— 
und andere Projekte für das, was ſie wirklich ſind, nämlich 
für grundloſe Verleumdungen erklären.“ Zuletzt bat der Ge— 
ſandte um eine beſtimmte Antwort auf die Frage, ob der kur— 
fürſtliche Hof eine nähere Verbindung gegen etwa zu beſorgende 
gewaltſame Unternehmungen und reichsverfaſſungswidrige Ge- 
fahren für unnötig und überflüſſig finde oder nicht, und ob 
derſelbe im letzteren Falle der vom Kaiſer angebotenen näheren 
Verbindung beizutreten gewillt fet.” Die nämliche Frage hatte 
man, jedoch ohne ſo ausfällig wie in Hannover zu werden, 


1) Schmidt, S. 267. 295. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 26 
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ſchon früher bei der bereits erwähnten Gelegenheit an den Kur⸗ 
fürſten von Sachſen gerichtet ). Letzteren verſuchte der Vize⸗ 
kanzler Oſtermann gleichfalls noch einmal abzuſchrecken. Er 
äußerte zu dem ſächſiſchen Geſandten in Petersburg: wenn man 
trotz der von Oſterreich und Rußland abgegebenen Erklärungen 
an der Liga weiter baue, ſo zeige man ein grundloſes Miß— 
trauen gegen die beiden Kaiſerhöfe, welches denſelben nur zu 
wider ſein und ſie beleidigen könne; ferner vertrage ſich ein 
ſolcher Schritt ſchlecht mit der Neutralität Sachſens, und ſo 
hoffe die Kaiſerin, der Kurfürſt werde das Werk nicht durch 
ſeinen Beitritt vollenden, zumal da er ſich von keinem Hof 
weſentlichere Vorteile verſprechen könne als vom ruſſiſchen 7). 
An die ſchmähliche Behandlung, die Auguſt III. 1762 von 
Petersburg aus erfahren hatte, dachte wahrſcheinlich Oſtermann 
nicht mehr. 

Alle Bemühungen der beiden Kaiſerhöfe blieben aber er— 
folglos. Joſeph war doch erftaunt, daß Breen fo viele 
Dummheit, wie er ſich ausdrückte, zuſammengebracht, um die 
ſogenannte Liga für die deutſche Freiheit ſtiften zu können, und 
er glaubte, die Sache würde von ſelbſt gefallen ſein, da ſie 
ohne Grund und Zweck wäre, wenn der König von England 
nicht als Kurfürſt von Hannover es ſo eilig gehabt hätte bei— 
zutreten und noch Proſelyten zu machen. Auch die Kaiſerin 
Katharina war wie verſteinert, als ſie erfuhr, daß der Bund 
geſchloſſen und der König von England als Kurfürſt von 
Hannover Mitglied desſelben geworden wäre ö). 

Wie man in Rußland und SGſterreich über die Union dachte, 
das wußte Friedrich, aber er ging ruhig ſeines Weges fort, 
ohne zu reizen. Seine Miniſter empfingen von ihm den Auf⸗ 
trag, den Petersburger Hof in Kenntnis von dem Abſchluß 

1) Schmidt, S. 320. 272. 

2) Finckenſtein und Hertzberg ſchicken den 14. Auguſt den Bericht, 


welchen Zinzendorf hierüber aus Dresden erhalten, an den König (Geh. 
Kab.⸗Akten). 


3) Letzteres erfuhr Finckenſtein von Eſterno, wie er am 25. Auguſt 


dem Könige meldet. — Joſeph an Katharina am 26. Juli, bei Arneth, 
S. 255. 
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des Bundes zu ſetzen. Sie thaten es und meinten dann, daß 
das von ihnen ausgearbeitete Schriftſtück auch nach Frankreich 
und an die übrigen Mächte geſchickt werden könnte. Sie hatten 
die Grobheiten des Wiener Hofes unerwidert gelaſſen und ſich 
darauf beſchränkt, die Gründe anzugeben, welche den König von 
Preußen bewogen hätten, trotz der Verſicherungen, welche die 
beiden Kaiſerhöfe gegeben, daß fie nicht mehr an den Tauſch⸗ 
plan dächten, doch die Union mit Hannover und Sachſen zu 
ſchließen. Friedrich ließ noch die Bemerkung aufnehmen, daß 
der Bund dem Kaiſer nicht die geringſte Sorge machen dürfte, 
wenn er keine Abſicht hätte, die Reichsverfaſſung zu ver— 
letzen ). 

Das ſanfte Vorgehen Preußens mag auf Katharina nicht 
ohne Einfluß geblieben ſein. Wenigſtens verſuchte ſie Joſeph II. 
zu beruhigen, indem ſie riet, die beiden Kaiſerhöfe ſollten den 
Bund mit vollkommener Gleichgültigkeit behandeln und keinen 
Arger darüber zeigen, um die Wirkungen desſelben gänzlich 
zu vereiteln; übrigens reiche die zwiſchen ihnen beſtehende Freund 
ſchaft hin, um ſie gegen feindſelige Umtriebe zu ſchützen. Dem 
Berliner Hofe dagegen verbarg die Kaiſerin nicht, wie ſie Mühe 
habe, ſich zu überreden, daß der neue Bund, welcher ſo leicht 
Mißtrauen unter den Ständen ſelbſt verbreiten könnte, die 
Verfaſſung des Reiches und die Freiheit der deutſchen Staaten 
noch beſſer zu ſchützen vermöchte. In Berlin fand man die 
Antwort janfter, als man fie erwartet hatte, und über die 
Geringſchätzung, welche die Kaiſerin gegen den Fürſtenbund 
zeigte, tröſtete man ſich mit dem richtigen Gedanken: „Die 
Reichsfürſten wiſſen dieſe Union beſſer zu ſchätzen“ 2). 

Während Oſterreich und Rußland ihren Zorn teils zeigten, 
teils unterdrückten, äußerte der franzöſiſche Geſandte gegen 
Finckenſtein ſeine Freude über den glücklichen Abſchluß des 
Bundes und ſuchte nur zu erfahren, ob auch Holland zum 
Beitritt eingeladen werden ſollte. Ferner wollte Vergennes 


1) Schmidt, S. 328. 
2) Arneth, S. 257. Schmidt, S. 353. 354. 
26 * 
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wiſſen, ob der Vertrag nicht nur von Hannover, ſondern auch 
von England geſchloſſen worden und ob darin auch von an- 
deren als Reichsangelegenheiten die Rede wäre. Friedrich be⸗ 
fahl ſeinen Miniſtern, den Vertrag mit Einſchluß des geheimen 
Artikels, welcher den Austauſch Bayerns betraf, nach Paris 
zu ſchicken. Dies geſchah mit ausgeſuchter Höflichkeit. Man 
hob hervor, wie man die Urkunde nur den Reichsfürſten zeige 
und den geheimen Artikel ſogar nur ſolchen, deren man ſicher 
ſei; jedoch man mache mit einem Hof eine Ausnahme, mit 
welchem man glücklicherweiſe in vollkommenſter Freundſchaft 
lebe, während man der Kaiſerin von Rußland den Vertrag 
vorenthalte, damit fie fic) nicht mehr in die deutſchen An⸗ 
gelegenheiten miſche. Man hoffe, Frankreich werde dem Bunde 
nicht entgegen ſein und beſonders den Herzog von Zweibrücken 
und den Landgrafen von Heſſen nicht vom Beitritt abhalten. 
Vergennes ſprach ſich auch ganz zufrieden aus, als er den 
Vertrag geleſen, und er wünſchte, daß Friedrich noch lange die 
Freude genießen möge, die Ruhe von Deutſchland zu ſichern; 
offen könne Frankreich, ließ er weiter ſagen, dafür nicht etn- 
treten, aber die franzöſiſchen Geſandten ſeien niemals ange- 
wieſen worden, dagegen zu ſprechen 4). 

Wenn Vergennes hier die ganze Wahrheit ſagte, ſo hat 
er ſich nachher doch etwas geändert, als es ſich um den Bei⸗ 
tritt des Kurfürſten von Mainz handelte. Dieſen zu gewinnen, 
hielt Friedrich der Große für außerordentlich wichtig; denn 
wenn das geſchah, jo hatten die verbündeten Fürſten die Mehr— 
heit im Kurfürſtenrat und konnten um ſo beſſer die Abſichten 
des Kaiſers bei einer römiſchen Königswahl, bei Errichtung 
einer neunten Kurwürde und ähnlichen Beſtrebungen vereiteln. 
Bereits im Herbſte des vergangenen Jahres hatte der Herzog 
Karl Auguſt von Weimar im Auftrage des Prinzen von 
Preußen mit dem Kurfürſten von Mainz über einen ſolchen 
Bund geredet. Dieſer verlor dann die Angelegenheit nicht 
mehr aus den Augen, und als Joſeph im Juni 1785 auch 


1) Finckenſtein 20. September (vgl. Schmidt, S. 352). 
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ihn durch den Grafen v. Trautmannsdorff vom Beitritt ab— 
mahnen ließ, antwortete er kühnlich, daß die allgemein bekannten 
Gerüchte von Ländertauſchen und von andern mit dem unver— 
rückten Beſtande der deutſchen Reichsverfaſſung nicht leicht zu 
vereinigenden Maßregeln ganz natürlich ſeine Aufmerkſamkeit, 
ſowie vermutlich die mehrerer anderer Stände rege gemacht 
hätten. Ja, der Kurfürſt gab unverhohlen einer Vereinigung 
zum Zwecke der gemeinſamen Aufrechthaltung der Reichs- 
grundverfaſſung ſeinen Beifall. Er haßte den Kaiſer, mit 
welchem er über die Rechte, die er als Erzkanzler hätte, im 
Streite lag; ſeine Verwandten, die Familie Gutenhoven, liebten 
gleichfalls den Wiener Hof nicht. Dennoch war es eine Beit- 
lang zweifelhaft, ob er es wagen würde beizutreten. Er äußerte 
ſich zwar gut, aber er kam zu keinem feſten Entſchluſſe. Der 
vertrauteſte ſeiner Miniſter, v. Deel, verſicherte wenigſtens, ſein 
Herr werde das Anerbieten des Kaiſers, das alſo von Trautmanns— 
dorf wiederholt worden war, ablehnen 1). Und nicht nur der öſter— 
reichiſche Geſandte ſuchte den Kurfürſten vom Beitritte zurück— 
zuhalten, ſondern auch Okelly, der franzöſiſche. Zwei Wochen 
lang wendete jener alle möglichen Verſprechungen und Droh- 
ungen an; er ſagte z. B. der Familie Gutenhoven, die einen 
Prozeß beim Reichskanzlergericht hatte, mit verwerflicher Dreiſtig— 
keit, daß der Ausgang desſelben von ihrem Verhalten abhängen 
würde. 

Gemäßigter benahm ſich Okelly, der ein Schreiben des 
Grafen Vergennes vorzeigte. Darin hieß es: der franzöſiſche 
Hof billige weder, noch mißbillige er den Bund; aber er, der 
Miniſter, glaube, daß der Kurfürſt, anſtatt demſelben beizu— 
treten, lieber eine vollkommene Neutralität zwiſchen dem Kaiſer 
und dem Könige von Preußen beobachten wolle. Die drei 
Mainziſchen Miniſter Deel, Heims und Strauß rieten aber 
zum Gegenteil. Endlich am 18. Oktober erklärte der Kurfürſt 
ſeinen Beitritt nicht allein zu dem Hauptvertrage, ſondern auch 
zu dem geheimen Artikel, welcher ſich gegen den Austauſch von 


1) Finckenſtein und Hertzberg 26. September. 
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Bayern richtet; er verlangte nur, die vereinigten Fürſten ſollten 
ihn und die anderen deutſchen Biſchöfe gegen jede Säkulari⸗ 
ſation ſchützen und in dem Beſitze ihrer Metropolitan, Diö⸗ 
ceſan⸗ und Epiſkopalrechte erhalten. Als die Sache ſich ent— 
ſchieden hatte, verließen Trautmannsdorff und Ofellt Aſchaffen⸗ 
burg und reiſten nach Mainz. Es war doch ein bedeutſames 
Zeichen der Zeit und eine bittere Verurteilung der kaiſerlichen 
Politik, daß der erſte Katholik und Erzkanzler des Reiches 
mit dem Philoſophen von Sansſouci ſich verband und eine 
beſondere Freude darüber empfand, in einer ſo patriotiſchen 
und populären Rolle neben dem großen Könige zu glänzen. 
In Berlin würdigte man vollkommen den Erfolg, welchen man 
errungen. Frankreichs Verhalten bei dieſer Gelegenheit ver— 
droß allerdings Friedrich; aber er meinte, es ſei immer eine 
Macht, welche man mit Schonung behandeln müſſe +). 

Nicht mindere Freude hatte der ſchon vorher erfolgte Bet- 
tritt des Herzogs von Zweibrücken und ſeines Bruders erregt, 
welche beide zugleich auf das feierlichſte verſprachen, daß ſie 
niemals in einen Tauſch Bayerns einwilligen würden. Finckenſtein 
und Hertzberg hatten doch gefürchtet, ſie würden ſich die Hände 
ſoweit nicht binden wollen noch wagen, ohne die Zuſtimmung 
Frankreichs eine ſolche Verpflichtung zu übernehmen. Der Herzog 
meldete dann ſeinen Beitritt dem Grafen Vergennes, der ihm 
ſehr verbindlich antwortete mit dem Zuſatze, der König von 
Frankreich könne ſeinen Entſchluß nur billigen. Um auch die 


1) Finckenſtein und Hertzberg an den König 31. Oktober. Dabei 
liegt ein Bericht des Geh. Rates v. Böhmer und des Freiherrn v. Stein, 
welche die Unterhandlung geführt hatten. Von letzterem ſchreiben die 
Miniſter: „Le Baron Stein a assisté a cette négotiation jusqu’ à la 
fin et a contribué a sa réussite avec beaucoup de dextéritée.“ Am 
2. Mai hatten ſie ihn für dieſe Sendung mit den Worten empfohlen: 
„C'est un jeune homme intelligent et actif, qui nous parait avoir 
la capacité et les talens nécessaires pour une commission de cette 
nature. Le Baron de Stein pourra ensuite rester dans cette carriére, 
si V. M. est contente de lui, ou nous aurons du moins le temps de 
chercher un autre sujet convenable.“ (Geh. Kab.⸗Akten.) — Friedrich 
an Finckenſtein 3. und 5. November. 
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beiden Pfalzgrafen der Linie Birkenfeld zu gewinnen, reiſte 
Böhmer im Januar 1786 nach Zweibrücken, und er erwirkte 
nicht allein ihren Beitritt zum Fürſtenbunde, ſondern ſie gaben 
auch ſchriftlich das nämliche Verſprechen, wie ihre Vettern, daß 
ſie niemals die Hand zu einem freiwilligen Austauſche Bayerns 
bieten würden. Böhmer ſchilderte bei dieſer Gelegenheit das 
müßige Leben des Herzogs von Zweibrücken, der nur an Bere 
gnügen denke und ſeine Miniſter regieren laſſe. Friedrich be— 
dauerte das lebhaft, aber er ſchickte dennoch den Schwarzen 
Adlerorden dem Herzoge, welcher ſich ſehr darüber freute +). 

Außerdem traten bei: Weimar, Gotha, Braunſchweig, 
Baden, Heſſen-Kaſſel, Köthen, Deſſau, Bernburg, Osnabrück 
und Anſpach. Dagegen Heſſen-Darmſtadt, auf welches man 
gerechnet hatte, weigerte ſich, und das bedauerte Friedrich auf— 
richtig; denn er hatte gehofft, es würde der Landgraf ſich da— 
zu verſtehen, 810000 Mann gegen Hilfsgelder, die ihm ge- 
zahlt würden, zu ſtellen. Außer den Kurfürſten von Sachſen, 
Brandenburg und Hannover machte nur Gotha ſich anheiſchig, 
1200 Mann im Bedürfnisfall zu liefern; Braunſchweig, Kaſſel 
und Osnabrück verſprachen keine beſtimmte Zahl, ſondern ſie 
wollten nach den Umſtänden verfahren 2). Die geiſtlichen Fürſten 
außer dem Mainzer hielten ſich von dem Bunde fern; aber 
es hieß, fie wollten einen eigenen bilden, um ihre Düöceſen vor 
Joſephs Eingriffen zu ſchützen ?). Der Kurfürſt von Mainz da— 
gegen blieb feſt, auch als der Biſchof von Salzburg ihn mit 
dem Kaiſer ausſöhnen wollte; er ſtimmte mit Sachſen, Branden- 
burg und Hannover inbezug auf gewiſſe, das Kammergericht 
betreffende Artikel, und ſo trat der außerordentliche Fall ein, 
daß die Fürſten die Mehrheit in allen drei Kollegien gegen die 
Willensmeinung des Kaiſers erlangten ). 


1) Finckenſtein und Hertzberg 16. Oktober. Finckenſtein 29. Dezember 
(Geh. Kab.⸗Akten). Schmidt, S. 373. Finckenſtein und Hertzberg 
11. März 1786. 

2) Schmidt, S. 355. 328. 

3) Finckenſtein 5. Mai 1786. 

4) Hertzberg 19. Juli 1786. 
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Der Fürſtenbund bildet keineswegs eine neue Phaſe natio⸗ 
naler Entwickelung, die Mitglieder desſelben wollten vielmehr 
an dem alten Reiche, wie es ſeit 1648 ſich geſtaltet, unver⸗ 
rückt feſthalten; dagegen bezeichnet er die Machtſtellung, welche 
Preußen unter Friedrich dem Großen gewonnen hatte. Sehr 
gering war der Erfolg geweſen, als er im Anfange ſeiner Re⸗ 
gierung einen Bund gegen Oſterreich zu gründen verſuchte; nun 
kam er trotz der Gegenbemühungen der beiden Kaiſerhöfe zum 
Ziel. Im Jahre 1778 hatte Joſeph ihn fälſchlich Anti⸗Cäſar 
genannt; jetzt aber nahm er beinahe die Stellung eines Gegen- 
kaiſers ein. 


Viertes Kapitel. 


Verhalten Friedrichs gegen den Landadel und die Guts⸗ 
unterthanen und ſeine Sorge für den Ackerbau. 


Die auswärtige Politik des großen Königs haben wir nun 
beinahe bis zu ſeinem Tode kennen gelernt, und es bleibt uns 
noch übrig, auch ſeiner Bemühungen um die Landeswohlfahrt 
mit einiger Ausführlichkeit zu gedenken. Gleich nach dem Huberts⸗ 
burger Frieden war er, wie erzählt worden iſt, mit dem größten 
Eifer daran gegangen, die ſchweren Wunden eines langen und 
blutigen Krieges ſo raſch als möglich zu heilen. Wir haben 
ferner geſehen, welche ſegensreiche Thätigkeit er entfaltet hat, 
um das äußerſt verkommene Weſtpreußen in einen erträglichen 
Zuſtand zu bringen. Indem wir uns nun dieſer Seite der 
Herrſcherthätigkeit Friedrichs wiederum zuwenden, wollen wir 
den Landadel und die Gutsunterthanen zunächſt ins Auge faſſen 
und berichten, welche Förderung der König dem Ackerbau hat 
zuteil werden laſſen. 
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Friedrich betrachtete bekanntlich den Adel als den erſten 
und vorzüglichſten Stand und entnahm, wenn es irgend möglich 
war, aus ihm allein die höheren Staatsbeamten und die Offi⸗ 
ziere; ferner war er ganz ernſtlich bemüht, die adeligen Grund— 
beſitzer in ihrem Eigentume zu erhalten. „Wenn ich auf der 
Verordnung, daß keine Perſon bürgerlichen Standes ein adeliges 
Gut erwerben kann, nicht mit allem Nachdruck halten ließe, 
würden binnen wenigen Jahren die adeligen Güter in bürger— 
lichen Händen ſein“, ſchrieb er im November 1773 an einen 
Oſtpreußen. Er dachte ſogar darüber nach, wie er den Adel, 
wenn derſelbe gezwungen wäre, ſeine Güter anderen Perſonen 
ſeines Standes zu veräußern, gegen einen Verkauf unter dem 
Werte decken und in Sicherheit ſtellen könnte, und er verfiel 
auf folgendes Auskunftsmittel: wenn ein adeliger Grund— 
beſitzer in Konkurs gerät, muß ein Mitglied der Kammer 
die Verwaltung des Gutes ebenſo einrichten, als ob es eine 
Domäne wäre, und dafür ſorgen, daß es während des Kon— 
kurſes nicht in ſeinem Werte ſich verringere. Das General- 
direktorium, der ſchleſiſche Miniſter v. Hoym und die Juſtiz— 
kollegien wurden im Januar 1774 angewieſen, demgemäß zu 
verfahren. Friedrich ſuchte ferner bürgerliche Perſonen durch 
gewiſſe Einſchränkungen vom Ankauf und Beſitz adeliger Güter 
noch mehr abzuhalten. Sie ſollten nämlich von den Kreis— 
und Landtagen ausgeſchloſſen ſein und doch annehmen müſſen, 
was dort beſchloſſen würde; ſie ſollten ferner die Gerichtsbar— 
keit nicht unter ihrem Namen, ſondern unter Benennung der 
Gerichte des Ortes ausüben laſſen dürfen und gewiſſe Ehren— 
rechte der adeligen Patrone, wie die Fürbitte für ſie und be— 
ſonderes Geläute bei Trauerfällen nicht genießen. Wenn eine 
Tochter einen Edelmann heiratete, ſollte dieſer bei der Teilung 
auf ſein Verlangen nach einem billigen Anſchlage das Gut und 
die bürgerlichen Erben Geld erhalten. Zu dieſen vom Groß— 
kanzler vorgeſchlagenen Einſchränkungen fügte Friedrich noch die 
Entziehung des Jagdrechtes. Und dieſen Beſtimmungen ſollten 
auch diejenigen unterworſen ſein, welche von ihm die Erlaubnis 
zum Ankauf erhalten hätten; denn unter gewiſſen Verhältniſſen 


410 IV. Buch. 4. Kapitel. 


gab er eine ſolche. Ja, in Weſtpreußen wurde zwar inbezug 
auf die deutſchen Edelleute das Verbot' eingeführt. Dagegen 
war es dem Könige ſogar lieb, wenn Leute bürgerlichen Standes 
Landgüter polniſcher Edelleute an ſich brächten; die letzteren 
ſollten, wenn ſie ihre Einkünfte durchaus in Polen verzehren 
wollten, dort bleiben und ihren preußiſchen Landbeſitz ver— 
äußern ). 

Friedrich rechtfertigte ſein Verfahren in dem politiſchen 
Teſtamente von 1768 folgendermaßen. „Wenn die Bürger⸗ 
lichen Güter erwerben“, ſchrieb er, „öffnen ſie ſich den Weg 
zu allen Amtern. Sie haben meiſtens eine niedrige Geſinnung 
und geben ſchlechte Offiziere ab, man kann dieſelben nirgends 
hinſchicken. Ausgenommen ſind hiervon nur bevorzugte Geiſter 
und ein hervorragendes Verdienſt, welches alles, was es auf 
ſeinem Wege findet, übertrifft und ausgezeichnet werden muß. 
Was aber diejenigen anlangt, welche Vermögen geſammelt haben, 
oft auf unwürdigen Wegen, und welche glauben, daß ſie adelig 
zu werden verdienen, weil ſie reich ſind, ſo muß man die 
Thür vor ihnen zumachen, weil die Kinder dieſer Emporkömm⸗ 
linge gewöhnlich nichts taugen oder verweichlicht oder verſchwen⸗ 
deriſch ſind, und ferner, weil man die Tugend herabſetzt, wenn 
man dem Reichtum, der keine Verdienſte beſitzt, Auszeichnungen 
gewährt; es gewöhnen ſich die Menſchen an den Gedanken, daß 
man mit Geld alles in der Welt machen kann, und daß Recht— 
ſchaffenheit und Talente nur ins Hoſpital führen.“ 

Die Geldmenſchen und ihre liederlichen Söhne wird niemand 
in Schutz nehmen; aber daneben gab es doch genug bürger— 
liche Männer von der ehrenhafteſten Geſinnung, und im Gegen- 
ſatze zum Könige klagte vielmehr ein märkiſcher Edelmann, von 
dem wir noch viel Gutes werden berichten müſſen, Friedrich 
Eberhard v. Rochow, mit größerem Rechte, daß Tugend und 
Verdienſte ſich aus dem Adel faſt ganz in den bürgerlichen 


1) Stadelmann, Preußens Könige in ihrer Thätigkeit für die 
Landeskultur VI, 395. 518. 573. Rödenbeck, Beiträge zur Bereicherung 
und Erläuterung der Lebensbeſchreibungen Friedrich Wilhelms I. und 
Friedrichs des Großen II, 473—475. 
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Stand zurückgezogen hätten, und er lehrte nach einigen Jahren 
die Bauernjungen, daß edle Geſinnungen an keinen Stand ge- 
bunden ſind !). 

Wenn Friedrich den Adel bevorzugte, ſo ſtellte er zugleich 
große Anforderungen an ihn. Er findet die Erziehung der 
Kinder dieſes Standes in ganz Europa tadelnswert. Er geißelt 
in Preußen der Eltern Entzücken über das Meiſterwerk, das 
ſie in die Welt geſetzt haben, die übermäßige Nachſicht, die ſie, 
die Mütter noch mehr als die Väter, gegen ihre Söhne üben, 
die geringen Kenntniſſe, welche die letzteren zuhauſe ſich er— 
werben; wenn ſie von dem Hofmeiſter Katechismus, Latein und 
etwas Geographie gelernt und außerdem die franzöſiſche Sprache 
durch den Gebrauch ſich angeeignet hätten, würden ſie auf die 
Akademieen geſendet. „Dieſe haben“, ſchreibt der König weiter, 
„geſchickte Lehrer. Der einzige Vorwurf, den man letzteren 
machen kann, iſt vielleicht der, daß ſie nur ſuchen das Ge— 
dächtnis ihrer Zöglinge vollzufüllen, daß ſie dieſe nicht gewöhnen, 
ſelber zu denken, daß man nicht frühzeitig genug ihr Urteil 
übt, daß man es vernachläſſigt, ihre Seele zu erheben und 
ihnen edle und tugendhafte Geſinnungen einzuflößen“ 2). 

Es gab in Preußen zwei ſogenannte Ritterakademieen, in 
Liegnitz und in Brandenburg; ſie ſollten die Mitte zwiſchen 
Schule und Univerſität halten und erwachſene Jünglinge teils 
für die letztere vorbereiten, teils ihnen dieſelbe entbehrlich 
machen, wenn ſie zum Militär übergingen oder ſich der Land— 
wirtſchaft widmeten. Aber welche geringen Anforderungen ſtellte 
man in Liegnitz bei der Aufnahme! Nach dem Siebenjährigen 
Kriege wollte der ſchleſiſche Miniſter v. Schlabrendorff die An— 
ſtalt wieder heben, und er machte deshalb dem Adel bekannt, 
die jungen Leute müßten ſo weit wenigſtens vorbereitet ſein, 
daß ſie in der lateiniſchen Sprache nicht fremd und imſtande 
wären, die wiſſenſchaftlichen Vorträge zu verſtehen. Den Zög— 


1) Jonas, Litterariſche Korreſp. des Pädagogen Dr. Eb. v. Roch o w 
mit ſeinen Freunden, S. 13. Kinderfreund (3. Aufl.) J, 55. 

2) Oeuvres IX, 115; Friedrichs Abhandlung über die Erziehung, 
welche 1770 gedruckt wurde, betrifft nur die Kinder des Adels. 
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lingen blieb überlaſſen, welche von den letzteren ſie hören 
wollten, und die Leibesübungen nahmen den größten Teil der 
Zeit hinweg. Wie ſollte viel gelernt werden, wenn dreiſtündiges 
Reiten den Unterricht eröffnete, oder wenn nachmittags eine 
juriſtiſche Vorleſung zwiſchen zwei Stunden Fechten u. ſ. w. 
und zwei Stunden Tanzen lag! Außerdem mußten die ſogen. 
Militariſten 4—6 Monate jährlich bei ihren Regimentern 
zubringen. Daß ein ſolcher Aufenthalt einen üblen Einfluß auf 
die Zucht in der Anſtalt ausübte, kann man ſich denken ). 

Indem der König Anſtalten für die Erziehung des Adels 
nennt, übergeht er die Liegnitzer Ritterakademie und nennt nur 
die Brandenburger, ferner die Schule von Kloſterbergen, das 
Joachimsthalſche Gymnaſium und die neue Adelsakademie in 
Berlin. Er ſelbſt hatte letztere zwei Jahre nach dem Huberts- 
burger Frieden gegründet und die Inſtruktion für dieſe Anſtalt 
verfaßt Immer 15 adelige Jünglinge ſollten hier gebildet 
werden, um alsdann ins Militär zu treten, oder dem Staat 
auf andere Weiſe zu dienen ?). Den Lehrern befahl der König, 
nicht allein das Gedächtnis der Zöglinge mit nützlichen Kennt— 
niſſen anzufüllen, ſondern hauptſächlich den Verſtand zu ent⸗ 
wickeln, das Urteil zu bilden und folglich darauf zu ſehen, daß 
die Zöglinge ſich klare und deutliche Begriffe von den Dingen 
machen und keineswegs mit unbeſtimmten und verworrenen 
Vorſtellungen ſich begnügen. Die Unterrichtsgegenſtände waren: 
Franzöſiſch, Logik, Rhetorik, Geſchichte, Geographie, Metaphyſik, 
Mathematik und Jurisprudenz; die letztere wurde damals auch 
anderwärts gelehrt, z. B. in der Liegnitzer Ritterakademie, und 
wenigſtens Naturrecht im Joachimsthalſchen Gymnaſium. Der 
König gab ferner gleich einem modernen Unterrichtsminiſter zu 
jedem Zweige des Unterrichts Erläuterungen. Er verlangte 


1) Blau, Geſch. der Kgl. Ritterakademie zu Liegnitz im Zeitalter 
Friedrichs des Großen. Progr. der Anſtalt vom J. 1840, S. 10. 15. 

2) Sie ſollten werden propres à la guerre ou a la politique, heißt 
es in der Inſtruktion (Oeuvres IX, 77); aber in den Denkwürdigkeiten 
(VI, 99) ſchreibt Friedrich nur: die Akademie gewährte des sujets utiles 
qui furent places dans l’armée. 
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franzöſiſche Ausarbeitungen. Er wies den Geſchichtslehrer an, 
keinen Wert auf Einzelheiten zu legen, ſondern die Haupt⸗ 
ſachen wohl einzuprägen und politiſche, moraliſche und philo⸗ 
ſophiſche Betrachtungen einzuflechten. Bei den Kreuzzügen z. B. 
könne der Lehrer gegen den Aberglauben eifern und bei der 
Bluthochzeit Abſcheu vor dem Fanatismus einflößen; wenn 
dagegen von Männern wie Cincinnatus, Scipio, Paullus Aemi⸗ 
lius die Rede ſei, möge darauf hingewieſen werden, daß die 
Tugend dieſer großen Männer die Quelle ihrer herrlichen 
Thaten ſei, und daß es ohne Tugend keinen Ruhm und keine 
wahrhafte Größe gebe. „So gewährt die Geſchichte Beiſpiele 
für alles“, fügt der König hinzu. Er verſteht unter Tugend, 
wie in der Metaphyſik weiter ausgeführt werden ſoll, die voll— 
kommenſte Uneigennützigkeit, welche bewirkt, daß man die Ehre 
über das Intereſſe, das allgemeine Wohl über das beſondere, 
das Heil des Vaterlandes über das eigene Leben ſtellt. Außer⸗ 
dem ſoll in der Metaphyſik hauptſächlich ein Überblick über die 
verſchiedenen philoſophiſchen Syſteme gegeben werden. Wenn 
Friedrich weiter vorſchlägt, ein Zögling ſolle ohne Vorbereitung 
ein Syſtem angreifen, ein anderer es verteidigen und der Pro— 
feſſor zuletzt anzeigen, worin beide gefehlt haben, ſo iſt wohl 
die Abſicht zu loben, aber der Nutzen ſehr zweifelhaft. 

Zu der Unterrichtsordnung fügte der König noch eine 
Schulordnung und regelte darin beſonders die Pflichten der 
Hofmeiſter. Dieſelben ſollten jeder drei Zöglinge beaufſichtigen. 
Das Recht zu ſchlagen ward ihnen bei Gefängnisſtrafe ge— 
nommen; denn die Zöglinge ſollten nicht erniedrigt, ſondern 
ihr Ehrgefühl angeſpornt werden. Zweifelhaft iſt es freilich, 
ob das erreicht wird, wenn derjenige, welcher ſeine Lektion 
ſchlecht gelernt hat, eine Eſelskappe tragen und der Trotzige 
ſich ſo lange mit der bloßen Degenſcheide begnügen muß, bis 
er bereut hat. Vortrefflich war es dagegen, wenn der König 
den Hofmeiſtern gebot, den Frohſinn und loſe Streiche nicht 
zu unterdrücken, ſtreng nur gegen Bosheit des Herzens und 
beſonders gegen Faulheit zu ſein und den Zöglingen mit einem 
guten Beiſpiel vorzuleuchten. 
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In die Akademie wurden die fähigſten Köpfe der Kadetten⸗ 
häuſer aufgenommen. Es gab ſolche Anſtalten längſt in Berlin 
und Potsdam; ungefähr zu der nämlichen Zeit, wo die Stiftung 
der Akademie erfolgte, gründete der König ein neues Kadetten⸗ 
haus zu Stolpe in Hinterpommern, und im Jahre 1776 ward 
auch in Kulm eins eröffnet. Beide Male wollte der König 
dem armen Adel zuhilfe kommen, indem dort anfangs 48, 
ſpäter 96 Knaben, hier 60 auf ſeine Koſten ernährt, bekleidet 
und erzogen wurden 1). Der Unterricht drehte ſich hauptſäch— 
lich um Geſchichte, Geograpie, Logik, Geometrie und Befefti- 
gungskunſt. 

Im Jahre 1774 ward auch die Liegnitzer Ritterakademie 
einer Verbeſſerung unterzogen. Im Februar kam der Miniſter 
v. Zedlitz hin, und er fand, daß der Koch, das Bier und die 
Pferde bisher als die Hauptſachen behandelt worden waren. 
Er beſchränkte nun die Leibesübungen, nahm den Zöglingen die 
freie Wahl der Vorleſungen und verlangte eine ſtrengere Gin- 
trittsprüfung. Die Anforderungen waren freilich noch immer 
ſehr mäßige. „Verzeihlich iſt es“, meinte der Miniſter, „wenn 
der Examinand in der franzöſiſchen Sprache, Mathematik und 
Hiſtorie weniger weiß, hierin kann leicht nachgeholfen werden.“ 
Dagegen verlangte Zedlitz: wer aufgenommen werden wolle, 
der müſſe fertig und mit Ausdruck leſen, orthographiſch ſchreiben, 
einen kleinen Aufſatz aus dem Stegreif ohne beſondere Sprach— 
fehler machen und einen leichten lateiniſchen Schriftſteller über 
ſetzen, wobei er zu zeigen habe, daß ihm die Deklinationen, 
Konjugationen und die Hauptregeln der Syntax geläufig ſeien. 
Die wiſſenſchaftlichen Lehrſtunden der Ritterakademie wurden 
auf 22 wöchentlich erhöht und umfaßten Geſchichte, Geographie, 
Mathematik, Phyſik, Philoſophie, Franzöſiſch, Beredſamkeit und 
Naturrecht. Die Vorleſungen über das poſitive Recht dagegen 
ſchaffte Zedlitz ab, und er führte den Religionsunterricht ein. 
Was die Lehrart betrifft, fo ſollten die Profeſſoren ſich einer- 


1) Oeuvres VI, 92. Preuß, Urk.⸗Bd. IV, 189. Büſching, Wöchentl. 
Nachrichten 1777, S. 62. 
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ſeits des Univerſitätsvortrages enthalten, anderſeits aber es 
auch vermeiden, Fragen an die Zöglinge zu richten, die nur 
mit ja oder nein beantwortet werden können, ſondern ſich der 
ſokratiſchen Methode bedienen, die Selbſtthätigkeit der Schüler 
wecken und ganz vorzüglich auf die Entwickelung des Verſtandes 
und die Bildung des Herzens hinwirken ). 

Das iſt es, was Friedrich der Große für die Bildung des 
Adels gethan hat. Außerdem kam er ihm auch hilfreich ent— 
gegen, um ihn in ſeinem Landbeſitze zu erhalten. In Schleſien 
war bald nach dem Siebenjährigen Kriege noch ein ſolcher Uber- 
fluß von Geld vorhanden geweſen, daß man ſeine Kapitalien 
nicht unterzubringen wußte und ſich glücklich ſchätzte, wenn ein 
ſicherer Schuloner dieſelben um die Hälfte der gewöhnlichen 
Zinſen annehmen oder ferner behalten wollte. Noch im An— 
fange des Jahres 1765 fehlte es dem ſchleſiſchen Adel keines— 
wegs an Geld; aber gegen Ende ſtieg die Not bereits auf den 
höchſten Grad, und das General-Moratorium, welches erlaſſen 
wurde, hatte nicht den gewünſchten Erfolg, vielmehr erlitt der 
Kredit des Adels dadurch einen ſtarken Stoß, und die ent— 
ſtandenen Bankrotte zeigten, daß das Übel von der allzu großen 
Leichtigkeit herkam, mit welcher man borgen konnte. Viele 
Güter waren ſehr weit über ihren Wert mit gerichtlichen 
Schuldverſchreibungen behaftet, und nicht ſelten ging die Hälfte 
der Gläubiger, die ſich für hypothekariſch ſicher gehalten hatten, 
leer aus 2). 

Das Übel nahm ſo überhand, daß Friedrich glaubte, zuhilfe 
kommen zu müſſen. Er ſchenkte im Jahre 1768 dem armen 
Adel dieſer Provinz 300 000 Thaler, und er äußerte ſich gegen 
den ſchleſiſchen Juſtizminiſter v. Carmer dahin, daß die weniger 
dürftigen ungefähr 20 Prozent, die andern aber etwas mehr 
bekommen möchten ). Als er nach Breslau kam, ſprach er 


1) Blau, S. 24— 27. 30. 

2) Vgl. meinen Aufſatz: Über den Urſprung der ſchleſiſchen Landſchaft, 
im 18. Bd. der Zeitſchr. des Vereins f. Geſch. u. Altertum Schleſiens, 
S. 1—25. 

3) Stadelmann II, 358. 
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über dieſe traurigen Verhältniſſe mit Carmer, der ihm einen 
Vorſchlag machte, wie man dem Geldmangel unter dem Cand- 
adel wohl abhelfen könnte. Leider ſind wir über dieſe Unter⸗ 
redung ohne weitere Nachricht und wiſſen daher auch nicht, ob 
damals etwa der König eines Planes gedacht hat, welchen ihm 
ein Berliner Kaufmann, Namens Büring, im Anfange des 
Jahres 1767 eingereicht, um dem Lande Überfluß an Geld 
und Kredit zu verſchaffen und dem in Verfall geratenen Adel 
wieder aufzuhelfen. Die Idee dieſes Mannes war dahin ge— 
gangen: man errichtet eine Generallandſchaftskaſſe, die den 
Wert aller adeligen Güter, deren Beſitzer es verlangen, nach 
einem feſten Satze beſtimmt und einträgt und ihnen die Hälfte 
oder zwei Drittel desſelben auf Hypothek giebt, auf daß ſie 
damit ihre Gläubiger auszahlen können. Zu dem Ende werden 
landſchaftliche Pfandbriefe zu 4 Prozent auf den Inhaber aus— 
gefertigt. Die Generalhypothekenkaſſe garantiert kraft des ver- 
pfändeten Gutes Kapital und Intereſſen durch ihre Unterſchrift. 
Der Schuldner zahlt ein halbes oder ein ganzes Prozent mehr 
zur Beſtreitung der Koſten und zur Bildung eines Fonds für 
Unglücksfälle. Eine Garantie der Landſtände hielt Büring 
nicht für erforderlich; er meinte, die Generalhypothekenkaſſe ſei 
ganz allein imſtande, durch die verpfändeten Güter und pünkt⸗ 
liche Juſtiz ihrer Garantie Genüge zu leiſten. Friedrich hatte 
den Plan Bürings am 24. Februar 1767 dem Miniſter 
v. Hagen überwieſen, und dieſer den Urheber am letzten März 
dahin beſchieden, daß der König auf die eingereichten Vorſchläge 
wegen der damit verknüpften Schwierigkeiten nicht einginge. 
Von dieſem Plane könnte Friedrich wohl dem ſchleſiſchen Juſtiz⸗ 
miniſter Mitteilung gemacht und dieſer ihn ſich ſpäter ver- 
ſchafft haben. 

Die Unterredung des Königs mit Carmer blieb zunächſt 
ohne Folgen; aber am 28. Juni 1769 forderte jener dieſen 
auf, einen ausführlichen Plan ihm zuzuſenden. Indem nun 
der Miniſter dem Befehle Friedrichs entſprach, ging er von 
einigen Mißdeutungen und Veränderungen aus, die ſich in 
neueren Zeiten aus Mangel einer hinlänglichen Kenntnis der 
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alten ſchleſiſchen Verfaſſung eingeſchlichen und dem Kredit des 
Adels vielen Abbruch gethan hätten. „Ehemals wurden keine 
Pfandverſchreibungen“, bemerkte Carmer, „über die Hälfte des 
Wertes der verpfändeten Güter zugelaſſen, und alſo war der, 
welcher dergleichen gerichtliche Hypotheken in Händen hatte, 
vollkommen verſichert, daß er ſein Kapital niemals verlieren 
könnte. In neueren Zeiten glaubte man den Kredit des Adels 
vermehrt zu haben, wenn man ihm das Schuldenmachen er— 
leichterte, und es einem jeden Gläubiger überließe, ſeine Sicher— 
heit ſelber zu beurteilen. Es wurden alſo die Pfandverſchrei— 
bungen auf bloßes Verlangen ſogar bis weit über den wahren 
Wert der Güter gerichtlich konfirmieret und dadurch veranlaßt, 
daß bei entſtehendem Konkurs die Hälfte ſolcher Hypotheken 
leer ausgehen und das ehemalige Vertrauen des Publikums 
auf dergleichen ſonſt untrüglich geweſene Verſchreibungen gänz— 
lich wegfallen mußte. Zwei andere Neuerungen wirkten eben— 
falls nachteilig. Der bisherigen Verfaſſung entgegen wurden 
während des Konkurſes keine Zinſen gezahlt und dem Gläubiger 
außerdem noch ein Teil der Prozeßkoſten aufgebürdet. Des— 
halb meinte Carmer: man müßte die alten Geſetze wiederher— 
ſtellen und beſtimmen, daß gerichtliche Pfandbriefe nicht leicht 
weiter als auf die Hälfte des Wertes eines verpfändeten Gutes 
ausgefertiget, bei entſtehendem Konkurſe den mit ſolchen Pfand— 
briefen verſehenen Gläubigern Zinſen wie vorher bezahlt und 
ihnen keine Prozeßkoſten aufgebürdet würden. 

Carmer wollte nun aber nicht allein den Kredit des Adels 
wiederherſtellen, ſondern ihm auch Gelegenheit verſchaffen, die 
Summen, deren er bedurfte, wirklich aufzubringen. Es wider— 
ſtand ihm aber, fremde Kapitalien aufſuchen und die Zinſen 
außer Landes gehen zu laſſen; überdies hatte die Erfahrung ge— 
zeigt, daß ſolche Gelder gar nicht zu erlangen wären. Hatte 
ſich doch ein großer Grundbeſitzer vergebens an einen aus— 
wärtigen Kapitaliſten gewendet, um 150000 Thaler gegen die 
erſte Hypothek aufzunehmen; der Mann wollte das Geld nur 
hergeben, wenn die Landſchaft die genaue Berichtigung der 
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Zinſen und die künftige Wiederbezahlung des Kapitals ver⸗ 
bürgte. . 

Indem Carmer davon abſtand, Anleihen im Auslande zu 
machen, kam er auf den Gedanken, ob es nicht möglich wäre, 
den Pfandbriefen die Eigenſchaft des Geldes mitzuteilen, und 
er bejahte die Frage, weil er fand, daß die alten Pfandbriefe 
des Fürſtentums Schweidnitz⸗Jauer, die wegen ihrer Ausferti⸗ 
gung auf Pergament auch lederne Briefe genannt worden waren, 
ehemals bei Kapitalzahlungen, Güterkäufen und andern ſolchen 
Gelegenheiten wirklich Umlauf gehabt hatten. Er glaubte da- 
her, daß neue Pfandbriefe künftig als bares Geld von Hand 
zu Hand gehen und bei großen Zahlungen noch viel angenehmer 
als dieſes ſein würden, wenn das Publikum die Überzeugung 
von der vollkommenen Richtigkeit, mit welcher dieſelben aus⸗ 
gefertigt würden, und von der vollkommenen Sicherheit ſeiner 
Kapitalien und Intereſſen gegen alle Schikanen gewinnen könnte 
und Gelegenheit fände, ſolche Papiere wenigſtens zum Teil 
gegen klingendes Geld umzuſetzen. Carmer verlangte daher, 
daß von der Geſamtheit des Adels und deſſen Bevollmächtigten, 
welche bei vorkommenden Unrichtigkeiten mit ihrem Vermögen 
für allen Schaden unverzüglich Erſatz leiſten könnten, die Aus— 
fertigung der Pfandbriefe abhängen ſollte. Carmer war über— 
zeugt, daß die letzteren nur in der äußerſten Not weggegeben 
werden würden; und er hielt einen mittelmäßigen Fonds aus 
dieſem Grunde für ausreichend, Pfandbriefe jederzeit zu ver⸗ 
ſilbern. 

Auf dieſe Vorſchläge Carmers antwortete der König mit 
gewohnter Schnelligkeit. Er fand dieſelben ſehr gut und wollte 
ſie zur Ausführung bringen, ſobald er das Kapitel für den 
Realiſationsfonds in der Höhe von 200000 Thalern würde 
bewilligen können. Inzwiſchen ſollte Carmer die anſehnlichſten 
Landſtände ausforſchen und, wenn ſie mit ihm übereinſtimmten, 
den ganzen Plan ausarbeiten. Das geſchah denn auch. Der 
König kam alsdann, wie alljährlich, nach Breslau, und hier 
unterzeichnete er am 28. Auguſt 1769 die Kabinettsordre, 
welche die neue Landſchaft ins Leben rief. Er befahl darin, 
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es ſollten die Stände jedes Fürſtentums unter ſich und ſodann 
alle Fürſtentümer zuſammen in Verbindung treten und ein 
gemeinſchaftliches Landeskollegium errichten, welches die Aufgabe 
hätte, das, was zur Erhaltung des öffentlichen Kredits erforder- 
lich wäre, nach beſtem Vermögen frei und ungehindert zu be- 
treiben. ; 

Die weiteren Beſtimmnugen der Kabinettsordre waren dem 
Plane Carmers vom 12. Juli größtenteils wörtlich entnommen. 
Danach ſollten Pfandbriefe nur bis zur Hälfte des Wertes 
eines Gutes ausgeſtellt, und letzterer nach gewiſſen, in jedem 
Kreiſe beſonders feſtzuſetzenden Prinzipien ermittelt werden. 
Der Beſitzer des verpfändeten Gutes verzinſet der Landſchaft 
ſeine Pfandbriefe mit 5 Prozent. Die Stände jedes Kreiſes 
ſorgen für die Einziehung und Abführung der Intereſſen und 
nehmen, wenn dieſelben nicht gezahlt werden, das verpfändete 
Gut in Verwaltung. Weder die Inhaber ſolcher privilegierter 
Pfandbriefe noch die Landſchaftskaſſe dürfen jemals in einen 
Konkursprozeß verwickelt werden. 

Am Schluſſe befahl der König, aus jedem Fürſtentume, 
welches an dieſer Einrichtung teilzunehmen wünſche, ſolle der 
Miniſter einige von ihren Mitſtänden genügend inſtruierte und 
bevollmächtigte Deputierte zu gleicher Zeit nach Breslau er— 
fordern und mit denſelben überlegen, wie die Verfaſſung der 
Landſchaften in Anſehung ihrer Verbindungen unter einander, 
ferner ihrer Zuſammenkünfte, Ausfertigung der Pfandbriefe, 
Verwaltung der Kaſſen und überhaupt des ganzen Syſtems 
am füglichſten reguliert und das allgemeine Wohl mit mög- 
lichſter Erſparung der Koſten am zuverläſſigſten erhalten und 
befördert werden könne. 

Infolge des empfangenen Auftrags forderte Carmer die 
Stände der Kreiſe durch ein Rundſchreiben vom 8. September 
1769 auf, je zwei Männer aus ihrer Mitte durch Stimmen- 
mehrheit zu ernennen. „Dieſe Kreisdeputierten, fuhr der 
Miniſter fort, werden ſich dann in der Hauptſtadt des Fürſten⸗ 
tums verſammeln, ihren Direktor oder Landesälteſten wählen 
und unter deſſen Leitung beratſchlagen, wie das Syſtem der 
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Landſchaft am füglichſten eingerichtet werden könne. Aus dieſen 
Fürſtentumskollegien werden dann die zu der allgemeinen 
Verſammlung in Breslau erforderlichen Bevollmächtigten durch 
Stimmenmehrheit ernannt und mit ihnen die völlige Regulierung 
der Sache vorgenommen werden.“ Der Miniſter bat zugleich, 
die Kreisdeputierten möchten ihm doch bis zum Ende des 
Jahres ihre Erinnerungen und Vorſchläge ſchicken, und er ver⸗ 
ſprach ihnen dagegen, daß er die zu deutlicherer Einſicht der 
Sache noch etwa fehlenden Erläuterungen mit Vergnügen ihnen 
an die Hand geben wolle. 

Was der Miniſter wünſchte, das iſt geſchehen, und Vor⸗ 
ſtellungen verſchiedener Art mögen ihm von den Ritterguts- 
beſitzern zugekommen ſein. Aber auch noch andere ſtreuten 
Zweifel und Bedenken aus. Darauf erſchien eine Schrift: 
„Gedanken eines Patrioten über den Entwurf zur Wieder⸗ 
herſtellung des allgemeinen Kredits des ſchleſiſchen Adels“. Der 
ungenannte Verfaſſer war der Oberamts- und Pupillenrat 
Svarez, ein geborner Schweidnitzer, und er entledigte ſich in 
ganz vorzüglicher Weiſe ſeiner Aufgabe. Dieſe Schrift war 
die Erläuterung, die Carmer am 8. September 1769 zu geben 
verſprochen hatte; darum verwies er auch auf ſie, als er am 
17. Februar 1770 ein Rundſchreiben an die Landſchafts⸗ 
deputierten richtete. Nachdem die letzteren gewählt waren, 
ſollte mit Ausſchreibung der Fürſtentumstage und Erwählung 
der Direktoren vorgegangen werden. Die Deputierten wurden 
deshalb aufgefordert, die Stände der ihnen anvertrauten Kreiſe 
ſobald als möglich nach den Kreisſtädten zu berufen und ihnen 
folgende drei Punkte zur Beratung vorzulegen: welche Fürſten⸗ 
tümer ſich zuſammenſchlagen ſollen, wer zum Direktor zu 
wählen ſei, und wie man die Koſten für die erſte Einrichtung 
aufbringen wolle. Darauf wurden 99 adelige Gutsbeſitzer zu 
Deputierten auserkoren; dieſe Männer beriefen dann die Stände, 
von denen ſie gewählt worden waren, nach den Kreisſtädten, 
um über die genannten drei Punkte die Meinung derſelben ein⸗ 
zuholen. Das Protokoll, welches ſie darüber aufſetzen mußten, 
war ihre Inſtruktion für die Fürſtentumstage. 
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Am 16. Mai 1770 machte Carmer, der faſt allen dieſen 
Verſammlungen als königlicher Kommiſſarius beigewohnt hatte, 
dem Könige die Anzeige, daß er mit der Einrichtung des neuen 
landſchaftlichen Syſtems in den beſonderen Fürſtentümern fertig 
ſei und nur noch ein Generalreglement zu entwerfen habe. 
„Um nun aber auch dieſes“, fuhr er fort, „mit deſto größerem 
Vertrauen und Zufriedenheit des Publikums zu bewirken, werde 
ich eheſtens mit den geſamten Fürſtentumsdeputierten zuſammen⸗ 
treten und den gemeinſchaftlichen Entwurf dann zur aller⸗ 
höchſten Genehmigung einſenden.“ Carmer zeigte ferner an, 
welche Männer zu Direktoren gewählt worden waren, und 
Friedrich beſtätigte dieſelben ſchon am 20. Mai. Übrigens 
wartete der Miniſter die Zuſtimmung des Königs nicht ab, 
ſondern berief, um nunmehr die letzte Hand an das Werk zu 
legen, die von den Fürſtentümern gewählten Landſchaftsdirektoren 
und Landesälteſten, wie die Deputierten jetzt genannt wurden, 
auf den 25. Juni nach Breslau. 

Im Fürſtenſaale des Rathauſes wurden die Sitzungen ge- 
halten und durch eine Anrede Carmers eröffnet. Die Haupt- 
aufgabe der Verſammlung war die Aufſtellung eines Reglements. 
Ohne Zweifel mit Benutzung der Protokolle der Fürſtentums- 
tage hatte der Miniſter einen Entwurf gemacht und den 
Ständen übergeben, damit ſie denſelben in ihren beſonderen 
Zuſammenkünften durchgehen, ihre Erinnerungen machen und 
der Geſamtheit vortragen könnten. Die Beratungen gingen 
raſch vorwärts, und am 29. Juni wurde das Reglement fertig. 
Danach gab es acht Syſteme oder Fürſtentumslandſchaften, 
nämlich Schweidnitz⸗Jauer, Glogau⸗Sagan, Oberſchleſien, Bres- 
lau⸗Brieg, Liegnitz Wohlau, Münſterberg⸗Glatz, das Bistum 
oberen und niederen Kreiſes und Ols-Militſch. Die Geſchäfte 
jeder Landſchaft führt ein von den Ständen gewählter und 
vom Könige beſtätigter Landſchaftsdirektor und ein Syndikus; 
für jeden Kreis werden außerdem zwei oder mehr Landesälteſte 
gewählt, die zuſammen mit jenen beiden Männern das Fürſten⸗ 
tumskollegium bilden. In ähnlicher Weiſe beſteht die den ein⸗ 
zelnen Syſtemen übergeordnete Hauptlandſchaftskommiſſion aus 
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dem vom König ernannten Generallandſchaftspräſidenten, dem 
Syndikus und drei Repräſentanten oder Bevollmächtigten, 
welche von den Deputierten der Stände durch Stimmenmehrheit 
gewählt und vom Könige beſtätigt werden. 

Der Generallandtag wünſchte die Notwendigkeit ſeiner 
Wiederkehr ſelten zu machen; daher ward in der Verſammlung 
der Antrag geſtellt und angenommen: es ſolle ein Landes— 
ausſchuß eingeſetzt werden, welcher die Hauptlandſchaftskommiſſion 
kontrolliere, das Land deſto näher zuſammenbringe und die gar 
zu öftere mit vielen Koſten verbundene Ausſchreibung des 
Generallandtages verhindere. Dieſer Ausſchuß, in welchen 
jedes Syſtem einen Bevollmächtigten ſendet, kommt jährlich am 
1. Februar zuſammen, revidiert ſämtliche Kaſſen und nimmt 
die Rechnungen ab. Der Direktor desſelben iſt der General- 
landſchaftspräſident. Dieſe Kontrolle genügt, und nur wenn 
die Kommiſſion oder der Ausſchuß es für nötig halten, wird 
ein Generallandtag einberufen, zu welchem jedes Fürſtentums⸗ 
kollegium außer ſeinem Direktor noch zwei bis vier Deputierte 
ſendet. 

Als man mit dem Reglement zu Ende gekommen war, 
wurden noch die General-Detaxationsprinzipien der ſchleſiſchen 
Landſchaft in 118 Paragraphen feſtgeſtellt, alsdann wählte die 
Verſammlung die drei Repräſentanten nebſt dem Syndikus und 
ging am 9. Juli auseinander. Gleich am folgenden Tage 
ſchickte Carmer das von ihm und den 44 Fürſtentumsdeputierten 
vollzogene Landſchaftsreglement dem Könige, der es am 15. Juli 
beſtätigte. Das neue Kreditinſtitut trat jetzt in Wirkſamkeit, 
und zu Weihnachten wurden die erſten Pfandbriefe ausgegeben. 
Den Beſitzern adeliger Güter war hiermit die Möglichkeit ver⸗ 
ſchafft, einen Kredit für mäßige Zinſen zu erlangen, und die 
Gläubiger empfingen ein Wertpapier, welches ihnen pünktliche 
Zinſenzahlung und eine Sicherheit, wie keine andere Hypothek 
darbot und ſie zugleich jeder Überwachung dieſer Sicherheit 
überhob, ein Papier, welches, da man es jederzeit zu verſilbern 
vermochte, in vielen Beziehungen die Stelle des baren Geldes 
vertreten konnte und ſich insbeſondere dazu eignete, als ein 
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zinstragender Kaſſenbeſtand anſtatt baren Geldes niedergelegt 
zu werden ). 

Am 1. Juni gab der König die 200 000 Thaler, die er 
der Landſchaft für ewige Zeiten überlaſſen wollte; die Zinſen 
ſollten zu Penſionen für 40 adelige Witwen verwendet werden. 
Die Zahl der Bewerberinnen war natürlich immer groß. Da 
ermahnt denn der König oft zur Geduld, bis er imſtande ſei, 
eine Penſion zu bewilligen, einmal bis zum nächſten Jahre, 
wo er zuſehen werde, ob er eine Unterſtützung gewähren könne. 
Einer Frau v. Sydow ſchreibt er: „Seid Ihr wirklich ſo arm, 
als Ihr in Eurer Vorſtellung vorgebt, ſo ſoll Euch geholfen 
werden. Ich habe deshalb das Erforderliche verfüget.“ Ein 
andermal ſchickt er an den Miniſter ein Geſuch mit den Worten: 
„Nach der Originalanlage muß das Elend der verwitweten 
v. Eicke den höchſten Gipfel erreicht haben, und wenn ſie wirk— 
lich in einer ſolchen traurigen Lage ſich befindet, ſo müßtet Ihr 
zuſehen, ihr betrübtes Schickſal durch eine Penſion ſobald als 
möglich ihr zu erleichtern.“ Am 28. April 1786 wendet ſich 
die Königin Eliſabeth an Hoym; ſie ſendet ein Bittſchreiben, 
welches fie von der Tochter des verſtorbenen Generals v. Pode- 
wils erhalten, und empfiehlt dieſelbe dem Miniſter, daß er ihr 
zu einer Penſion behilflich ſei. „Ich hoffe“, fuhr ſie fort, 
„daß ſolches um ſo weniger Schwierigkeiten finden wird, da 
ſie eine Offizierstochter iſt, welche der König vorzüglich mit 
dergleichen zu begnadigen pflegt.“ Am 23. Juli wird auch 
dem Fräulein Friederike v. Podewils eine erledigte Penſion von 
100 Thalern bewilligt. 

Blicken wir jetzt aber noch einmal zurück auf die Entſtehung 
der ſchleſiſchen Landſchaft. Es iſt ein merkwürdiger Vorgang 
in dem Leben des großen unumſchränkten Herrſchers. Der Ge— 
danke kommt von dem Miniſter, der König billigt ihn, und 
nachdem das geſchehen, geht Carmer an die Ausführung, ohne 
noch durch Verhaltungsbefehle von Potsdam oder Berlin ge- 
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ſtört zu werden, und berichtet nur von Zeit zu Zeit, wie weit 
die Angelegenheit gediehen iſt. Endlich die Stände nehmen an 
der Gründung des Kreditwerkes ſelbſtändig den freieſten Anteil, 
und binnen Jahresfriſt wird das wohlthätige Werk vollendet. 
Den Segen dieſer Einrichtung wünſchte Friedrich auch auf 
andere Provinzen übertragen zu ſehen. In Brandenburg war 
wenigſtens der neumärkiſche Adel ſehr verſchuldet. Der König 
fühlte ſich dadurch bewogen, demſelben 300 000 Thaler im 
Jahre 1768 zu ſchenken. Zu demſelben Zwecke gab er 1769 
für die Kurmark 100 000 Thaler her, doch fo, daß davon 
auch Kämmereigüter bedacht werden könnten, und zur Einführung 
der engliſchen Wirtſchaft; 1773 in gleicher Weiſe die nämliche 
Summe !). Ferner erging an die Landſtände der Kur⸗ und 
Neumark die Aufforderung, das Beiſpiel Schleſiens inbezug 
auf die Herſtellung des Kredits nachzuahmen; aber hier ſchien 
es geraume Zeit, als würde die Sache nicht zuſtande kommen. 
Am 13. November 1773 verſprachen zwar die Verordneten 
dieſer Stände dem Könige, Vorſchläge machen zu wollen, die 
Ausführung unterblieb aber, und zu Anfange des Jahres 1776 
war noch immer keine Ausſicht vorhanden, daß man fic) ver— 
ſtändigen würde. Damals hielt ſich der Gründer der ſchleſiſchen 
Landſchaft auf Befehl Friedrichs in Berlin auf, um ſich mit 
dem Großkanzler v. Fürſt über eine Prozeßreform zu einigen. 
Der König wollte dieſe Gelegenheit benutzen, um der märkiſchen 
Landſchaft Vorſtellungen machen zu laſſen. Zweimal trug er 
den Ständen auf, Carmer zu Rate zu ziehen, und als dies 
nicht geſchah, ward er unwillig und ſchärfte dem Großkanzler 
und dem Miniſter v. Derſchau ein, ſie ſollten jene bedeuten, 
daß ſie den Anordnungen des Königs beſſer nachzukommen 
hätten. Die Stände hörten jetzt auch den ſchleſiſchen Juſtiz⸗ 
miniſter an, und weil Friedrich ihnen vorgeworfen, daß ſie ihm 
von ihrer ganzen Sache und von Beſchaffenheit ihrer Umſtände 
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noch nichts geſagt, holten fie das nach, indem jie einige Männer 
aus ihrer Mitte an den König abordneten. Letzterer wollte 
in dieſer Angelegenheit nicht befehlen, ſondern er teilte nur 
ſeine Gedanken in einem ausführlichen Schriftſtück am 20. Januar 
1776 der Deputation der kur⸗ und neumärkiſchen Landſchaft 
mit. Er meinte, die Güter müßte man ſämtlich nach richtigen 
Grundſätzen abſchätzen und alle Schulden, auch die ohne Zu— 
ſtimmung der Agnaten gemachten, ausmitteln. Er fragte 
weiter: wie ſollen dieſe Schulden getilgt werden? und wies 
auf das gute Beiſpiel von Schleſien hin, wo man in kurzer 
Zeit ſchon 600000 Thaler abgezahlt hätte. Der König riet 
alsdann, die Stände ſollten ein Kapital von 3—400000 Thalern 
zu 4 Prozent aufnehmen und denjenigen, die am meiſten zurück 
gekommen wären, damit helfen. „So erſparen ſie“, ſchrieb 
Friedrich, „von Jahr zu Jahr mehr an Zinſen und können 
ſich immer weiter helfen.“ Endlich legte der König einen hohen 
Wert darauf, daß die Landſchaft wohl acht gäbe, ob auch die 
Güter von den Beſitzern ordentlich bewirtſchaftet oder bei Vers 
pachtung nach richtigen Anſchlägen und nutzbar ausgethan 
würden, und beim Sequeſter ſollte das Nämliche geſchehen. 

Das waren die Ratſchläge, welche Friedrich gab, und er 
erbot ſich, der Landſchaft ein Kapital von 3— 400 000 Thalern 
zu 4 Prozent, wenn ſie es für nötig fände, zu verſchaffen. 
Mit Entſchiedenheit aber ſprach er ſich dagegen aus, daß die 
Zinſen auf 4 Prozent heruntergeſetzt werden ſollten; das würde 
mit der Zeit und dann von ſelbſt erfolgen, meinte er, während 
es dem allgemeinen Kredit Schaden brächte, wenn man Gewalt 
anwendete. Seine zweite Forderung ging dahin: alle Stände 
müſſen zuſammenſtehen und die Sache gemeinſchaftlich über— 
nehmen. Er drückte das Vertrauen aus, daß die reichen und 
vermögenden adeligen Gutsbeſitzer ebenſo gut wie er ſelbſt ihre 
Garantie hergeben würden )). 

Die Mühe, welche ſich der König genommen, blieb zunächſt 


1) Stadelmann II, 395. 433. 434. 436 ff. e C. G. Sva⸗ 
rez, S. 142. 143. 
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ohne Frucht. Die Angelegenheit ward übrigens auch in der 
Offentlichkeit verhandelt. Friedrich Eberhard v. Rochow, welcher 
ſich bereits einen großen Namen in der pädagogiſchen Welt 
gemacht hatte, nahm an dem Streite lebhaften Anteil, indem 
er einen andern Ausweg, als denjenigen, welchen man in 
Schleſien eingeſchlagen, zu finden ſuchte. Ihm trat der Ge⸗ 
heime Juſtizrat und Präſident des uckermärkiſchen Obergerichts 
v. Berg entgegen. Beide Männer, Domherren des Hochſtiftes 
Halberſtadt und angeſehene und begüterte Edelleute, ſtritten 
über die Frage, ob der in Stockung geratene Umlauf des 
Geldes durch ſolche landſchaftliche Briefe, wie in Schleſien, am 
ſicherſten wieder in Gang gebracht werden könnte oder nicht. 
Rochow hatte das geleugnet, Berg es behauptet. Jeder von 
ihnen beſaß unter dem Adel ſeine Anhänger; doch gab es auch 
ſolche, die in einigen Stücken jenem, in anderen dieſem bei⸗ 
pflichteten. Indem der Oberkonſiſtorialrat A. Fr. Büſching 
Bergs „Anmerkungen eines Eingeſeſſenen in der Uckermark“ 
am 20. Januar 1777 in ſeinen Wöchentlichen Nachrichten ane 
zeigte, geſtand er, daß der Verfaſſer mit ungemeiner Geſchick⸗ 
lichkeit die Pfandbriefe verteidigt und angeprieſen, auch wenige 
erhebliche Zweifel übrig gelaſſen hätte. Darauf richtete Rochow 
ein Schreiben an Büſching, worin er dem Lobe, welches letzterer 
ausgeſprochen, völlig beipflichtete; denn er hatte von Berg ge— 
lernt. Er bemerkte zu ſeiner Rechtfertigung: zu der Zeit, als 
er ſein Gutachten verfaßt habe, ſei die Sache ſelbſt noch neu 
geweſen, nachher aber durch Erläuterung weit mehr ins Licht 
geſetzt worden, und der König habe ſich über die Art und 
Weiſe, dem armen Adel zu helfen, noch nicht ſo beſtimmt ge— 
äußert, wie jetzt. Und über ſeine erſte Abſicht äußert Rochow: 
„Mein Bemühen iſt dahin gegangen, zu ſorgen, daß die Nach— 
ahmungsluſt uns nicht hindere, recht zu ſehen, ob wir auch 
in dem wirklichen Falle des Originals ſeien, deſſen Kopie wir 
werden wollen, und wenigſtens die Unterſuchung zu veranlaſſen, 
ob uns nicht durch gelindere Mittel geholfen werden könne.“ 
Rochow nannte nun ſieben Punkte, worin er und Berg mit 
einander jetzt einig wären. Der dritte lautete: „des Adels 
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Bürgſchaft im ganzen iſt vielleicht beſſer als einzeln, darum 
weil der Gläubiger alsdann weniger Schwierigkeiten macht zu 
leihen; er überſiehet ſeine Sicherheit leichter oder glaubt es 
doch“ ). Gerade dieſer Punkt aber und wahrſcheinlich noch 
andere teilten den märkiſchen Adel; die Kluft, welche zwiſchen 
den Anſichten des Königs und der Landſtände vorhanden war, 
füllte ſich nicht aus, und am 12. April 1777 äußerte ſich 
Friedrich gegen den Miniſter v. Görne, welcher die Sache zu 
betreiben hatte, faſt hoffnungslos. „Ich muß Euch nur ſagen“, 
ſchrieb er, „die Landſtände haben keine patriotiſchen Geſinnungen, 
und das allgemeine Beſte iſt die längſte Sache, woran ſie 
denken.“ Friedrich argwöhnte ferner, daß die Juſtiz und die 
Advokaten ihres Vorteils wegen das Werk zu hintertreiben 
ſuchten, allerhand Dinge den Leuten in den Kopf ſetzten und 
lauter Kabalen machten *). 

Diesmal behielt aber der Miniſter Recht, wenn er noch 
hoffte, eine allgemeine Vereinigung zuſtande zu bringen. Am 
14. Juni wurde das fur- und neumärkische ritterſchaftliche 
Kreditreglement fertig, und gleich am folgenden Tage beſtätigte 
der König dasſelbe, wiewohl es ſeine Wünſche nicht ganz er 
füllte; denn gleich anfangs heißt es darin: jeder Beſitzer eines 
adeligen Gutes könne nach ſeinem freien Willen, indem er auf 
dasſelbe Pfandbriefe ſich ausfertigen laſſe, an dieſem gemein 
nützigen Inſtitute teilnehmen und ſolchergeſtalt in die Ver— 
bindung des Kreditwerkes treten, dann aber durch Tilgung der 
Pfandbriefe ſich wieder davon losmachen ). Man ſieht, die 
allgemeine Vereinigung der Landſtände war nicht verwirklicht 
worden. 1 

Der König fuhr außerdem fort, dem neumärkiſchen Adel 
Gelder zu landwirtſchaftlichen Verbeſſerungen zu geben; im 
Jahre 1776 waren es 100 000 Thaler und 1777 wieder 


1) Büſching, Wöchentliche Nachrichten V, 164; V, 8. 16. 17ff. 
49—52. 

2) Stadelmann II, 472. 

3) Rabe I, 270. Vgl. Stölzel, S. 109. Der König gab auch 
hier 300 000 Thaler her. Büſching, Wöchentl. Nachr. V, 280. 
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200000 Thaler zu 1 Prozent. Die Zinſen von jenem Kapital 
ſollten wie in Schleſien zu Penſionen an adelige Witwen und 
Waiſen, die andern Zinſen für das Kadettenhaus in Stolpe 
verwendet werden. Als Friedrich erfuhr, daß verſchiedene 
Edelleute das Geld zwar nähmen, aber nur einige Büdner⸗ 
häuſer davon bauen ließen und das übrige Geld zur Tilgung 
ihrer Schulden benutzten, trug er dem neumärkiſchen Kammer⸗ 
präſidenten auf, ſolchen Mißbrauch zu verhindern. Er hat 
alsdann noch 373 000 Thaler zur Verbeſſerung der Rittergüter 
geſpendet ). 

Auch der pommerſche Adel war ſehr verſchuldet, fund 
Friedrich hatte deshalb ſchon im Anfange des Jahres 1767 
dem Großkanzler v. Jariges aufgetragen, durch die Regierungen 
(d. h. die Oberlandesgerichte) den Wert der Güter, die Höhe 
der Schulden und die Kriegsſchäden ausmitteln zu laſſen und 
ihm ganz zuverläſſige Liſten darüber einzuſenden. Darauf gab 
er 1770 dem Adel in Pommern 380000 und zwei Jahre 
ſpäter 300 000 Thaler. Letztere Geldſumme ward an 64 
Rittergutsbeſitzer verteilt, welche davon nur 2 Prozent zahlten. 
Die Zinſen beſtimmte der König auch hier zu Penſionen an 
adelige Witwen und Waiſen. Für die erhaltenen Kapitalien 
mußten die Empfänger landwirtſchaftliche Verbeſſerungen vor⸗ 
nehmen. So bekam z. B. ein Freiherr v. Puttkamer 11400 
Thaler; dafür ſollten 4 Bauern, 18 Kosſäten und 24 Büdner 
angeſetzt und eine Holländerei errichtet werden. Wenn nun 
dieſe neuen Anlagen, wie man berechnet hatte, faſt 1120 Thaler 
eintrugen und davon 228 Thaler Zinſen abgingen, ſo blieben 
dem Eigentümer noch ungefähr 882 Thaler, die als Zinſen 
von 18 000 Thalern zu 5 Prozent betrachtet werden können. 
In den beiden folgenden Jahren gab der König 250 000 Thaler 
her; von den Zinſen ſollten 320 Thaler als Zulage für die 
8 Konventualinnen des Kloſters Stolpe, die übrigen 4680 
Thaler zur Beſoldung von tüchtigen Schulmeiſtern dienen. 
Freilich, als die bedachten Herren zahlen ſollten, da erklärten 


1) Stadelmann II, 476. 488. Hertzberg, p. 178. 
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ſie, daß ſie mit ihren Verbeſſerungen noch nicht fertig wären, 
und baten um Verlängerung der Freijahre. Der König be— 
klagte nun zwar die hergebrachte pommerſche Faulheit, jedoch 
er gab ihnen noch ein Jahr Aufſchub, dann aber müßten ſie 
die Zinſen ordentlich abführen !). 

Friedrich wollte nur die Bedürftigen unterſtützen, und als 
er fand, daß von den 145 000 Thalern, die er 1775 hergegeben, 
vier Rittergutsbeſitzer, die es gar nicht bedurften, mit 18 000, 
14 600, 9100 und 6500 Thalern angeſetzt waren, drückte er 
dem Geheimen Finanzrat v. Brenckenhoff ſeine Verwunderung 
darüber aus und ließ den Plan abändern. Dagegen ſollten 
auch diejenigen Güter, welche ſchon ſtark verſchuldet wären, an 
der Wohlthat teilnehmen; denn er wolle, ſchrieb er von Stare 
gard aus dem Großkanzler am 4. Juni 1776, dem Adel helfen 
und ihn in ſeinem Grundbeſitz erhalten. Er äußerte weiter 
fein Mißfallen darüber, daß die Advokaten die Gläubiger auf- 
hetzten, die auf den adeligen Gütern Gelder ſtehen hätten. 
„Das müßt Ihr ſofort abſtellen“, fuhr er fort, „oder wir 
werden Unfreunde. Die Advokaten machen überhaupt viele 
Streiche.“ Friedrich befahl dem Großkanzler, in die Provinz 
zu kommen und danach zu ſehen, wie alles hier zuginge, dann 
aber unter den Advokaten und bei der Juſtiz eine beſſere 
Ordnung zu ſtiften ?). Erinnerten dieſe Zuſtände nicht an die 
ſchleſiſchen, wie ſie vor der Gründung der Landſchaft beſtanden 
hatten? f 

Endlich im Jahre 1779, nachdem Friedrich noch 450000 
Thaler dem pommerſchen Adel geopfert, erſchienen vier Ab— 
geordnete der Ritterſchaft dieſer Provinz bei ihm mit der Bitte, 
daß ſie auch ein Kreditinſtitut einführen und von ihm dabei 
unterſtützt werden möchten. Der König verſprach ihnen bereit- 
willig ſeinen Beiſtand. Es wurden die notwendigen Vor- 
kehrungen nun getroffen, und alsdann leitete Carmer, der in⸗ 


1) Stadelmann II, 354, N. 261, N. 346. Wöchentl. Nachr. V, 
283. 
2) Stadelmann II, N. 288, N. 349. 
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zwiſchen Großkanzler geworden war, die Beratungen, die am 
29. und 30. September, am 1. und 2. Oktober 1780 gee 
halten wurden. Das Reglement ſteht deshalb dem ſchleſiſchen 
näher als das märkiſche. Deſto mehr aber nimmt es Wunder, 
das die königliche Beſtätigung erſt am 13. März 1781 er⸗ 
folgte. Welches der Grund iſt, erkennt man nicht, es müßte 
denn Friedrich heftigen Anſtoß an der Beſtimmung genommen 
haben, daß Pfandbriefe nicht auf die Hälfte, ſondern auf die 
erſten zwei Dritteile des Wertes eines Gutes ausgefertigt 
werden könnten ). 

Der König wünſchte weiter, daß für Magdeburg, Halber- 
ſtadt und die Grafſchaft Mansfeld ebenfalls ein Kreditſyſtem 
gegründet würde; ſeine Anregung iſt aber erfolglos ge— 
blieben ). 

Wir ſehen aus alle dem, daß der König den Adel nicht 
wenig begünſtigte; doch nahm er auch das Beſte der Landleute 
wahr; denn er wußte deren Bedeutung im Staate wohl zu 
ſchätzen ?). Beſonderes Mitleid empfand er mit denjenigen, die 
an die Scholle gebunden waren; ihr Los erſchien ihm als ein 
ſolches, wogegen ſich das menſchliche Gefühl am meiſten empöre. 
„Sicherlich iſt niemand geboren“, ſchreibt er einmal, „um der 
Sklave von ſeinesgleichen zu ſein; mit Recht verabſcheut man 
einen ſolchen Mißbrauch, und man glaubt, es bedürfe zur 
Abſchaffung dieſer barbariſchen Sitte nur eines guten Willens“ 4). 

Schon lange war der König der nämlichen Anſicht geweſen. 
Als er am 20. April 1762 in Breslau den Herrn v. Brencken⸗ 
hoff zum wirklichen Geheimen Finanz⸗, Kriegs⸗ und Domänen⸗ 
rat beim Generaldirektorium ernannte, gab er ihm mündlich 
und ſchriftlich Weiſungen, wie er dem Notſtand in Hinter⸗ 
pommern zuhilfe kommen ſollte. Bei dieſer Veranlaſſung ge⸗ 


1) Rabe II, 4. 5. 

2) Stadelmann II, 525. 

3) Les laboureurs forment un corps respectable dans IL'Etat, 
ils en sont le fondement, ils en portent le fardeau, les peines sont 
pour eux et la gloire pour d'autres. Polit. Teſt. von 1768. 

4) Oeuvres IX, 205. (1777.) 
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dachte Friedrich auch der Leibeigenſchaft der Unterthanen; dieſelbe 
wirkte nach ſeiner Meinung überall ſchädlich, und ihr maß der 
es bei, wenn dieſe Provinz nie zu rechter Aufnahme gekommen 
wäre. Deshalb ſollte ſie jetzt und überall gänzlich aufgehoben 
und abgeſchafft werden, und zwar müßte das bei den Amts- 
unterthanen der Domänen ſogleich geſchehen und die ungemeſſenen 
Dienſte derſelben ſo reguliert werden, daß jeder füglich ſeine 
Wirtſchaft dabei verrichten könnte. Den adeligen Grundbeſitzern 
ſollte Brenckenhoff ſolches gleichfalls aufgeben mit der Drohung, 
daß ſie ſonſt weder jetzt noch ſpäter vom Könige Beiſtand zu 
gewärtigen hätten und deſſen ungeachtet angehalten werden 
würden, ihre Güter wieder in Stand zu bringen und mit der 
gehörigen Anzahl von Unterthanen zu beſetzen ). 

Brenckenhoff hat aller Wahrſcheinlichkeit nach vergebens ge— 
ſucht etwas auszurichten; denn ein Jahr ſpäter wiederholte 
Friedrich ſeinen Befehl an ihn, und zwar ſollte das jetzt auf 
allen königlichen, adeligen und ſtädtiſchen Dörfern ohne jede 
Widerrede geſchehen; diejenigen aber, welche ſich weigern würden, 
ſollten ſo viel als möglich mit Güte, ſonſt aber mit Gewalt 
dahin gebracht werden. Auch die Pommerſche Kammer ward 
angewieſen, ſich die Sache recht angelegen ſein zu laſſen, wenn 
ſie ſich nicht in Verantwortung ſetzen wolle. Sie forderte denn 
auch den Adel auf, ſchleunig zuſammenzutreten und Vorſchläge 
zu machen 9. 

Die Landſtände von Vorpommern vereinigten ſich, nachdem 
ſie in jedem Kreiſe Beratungen über die Angelegenheit an— 
geſtellt hatten, in Demmin und ſetzten hier eine längere Er— 
klärung an den König auf. Sie führten an, daß die ſlawiſche 
Leibeigenſchaft nach der Einwanderung der Deutſchen ſich in 
eine Gutspflichtigkeit umgewandelt habe, die auf den mit den 
Bauern abgeſchloſſenen Verträgen beruhe. Jene wären nicht 
nur zu allen Dienſten ohne Unterſchied verpflichtet geweſen, 
ſondern es hätte der Herr mit ihnen Handel treiben, ſie ver— 


1) Stadelmann II, 336. 
2) Ebd. 340. 341. 
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ſchenken, vertauſchen und verkaufen können. Dieſen wären 
nicht allein ohne eine Zahlung Höfe gegeben, ſondern ſie auch 
mit Vieh und was zum Ackerbau ſonſt nötig, verſehen worden 
gegen die für fic) und ähre Nachkommen eingegangene Ber- 
pflichtung, auf den Höfen in den Gütern zu bleiben, das 
Land zu bebauen, anſtatt der Pachtgelder Dienſte zu leiſten 
und ohne des Gutsherrn Einwilligung nicht wegzuziehen noch 
aus dem Gute zu weichen. 

Die Landſtände wieſen mit Nachdruck auf die Vorteile hin, 
welche dieſes Verhältnis mit ſich brächte: die adeligen Grund— 
beſitzer müßten einem ſolchen gutspflichtigen Mann einen Hof 
geben, ihn mit Saaten, Vieh, ja mit Hausgerät und Betten 
verſehen und ihn, wenn er arbeitsunfähig geworden wäre, ver— 
ſorgen. Welche Mißbräuche dabei vorkommen könnten, blieb 
natürlich ungeſagt, und die Stände hoben nur hervor, was 
auf den König Eindruck zu machen geeignet war. Im letzten 
Kriege, ſagten ſie weiter, mußte der Gutsherr das, was der 
Feind genommen oder zugrunde gerichtet, erſetzen, an des 
Bauern Not eher als an ſeine eigene denken und ſich die 
Wiedereinrichtung desſelben ein Großes koſten laſſen. Beſonders 
aber hoben die klugen Stände die drohende Entvölkerung her— 
vor; denn das junge unverſtändige Volk würde bei ſolcher 
gänzlichen Freiheit in der Meinung, anderswo noch beſſer zu 
fahren, davonziehen oder ſich nach den Städten begeben, um 
ein Handwerk zu erlernen. Und wie werde es mit denen ſein, 
fragten die ſchlauen Stände, die aus Furcht vor der Werbung 
flüchten? Bisher habe man ſolche von Schwediſch-Pommern 
oder Mecklenburg mit Erfolg zurückverlangt; aber wenn die 
Gutspflichtigkeit aufhöre, könne man die Auslieferung nicht 
mehr fordern ). Die hinterpommerſchen Stände äußerten ſich 
ähnlich 2), 


1) Preuß III, 99ff. 
2) Stadelmann II, 104 fin. Aus Knapp, Die Bauernbefreiung 
und der Urſprung der Landarbeiter in den älteſten Teilen Preußens 


(Leipzig 1887) II, 55ff., erſieht man, daß die Akten noch manches Neue 
enthalten. 
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Dieſe Vorſtellungen machten auf Friedrich doch einen ge- 
wiſſen Eindruck; er glaubte, man würde durch eine plötzliche 
Aufhebung den Ackerbau zugrunde richten und außerdem teil⸗ 
weiſe den Adel für die erlittenen Verluſte zu entſchädigen 
haben ). Er begnügte ſich alſo mit der Erklärung der Stände, 
daß die eigentliche Leibeigenſchaft nicht mehr vorkäme, und ließ 
eine neue Bauernordnung aufſetzen. Dieſelbe wurde dann von 
ihm unter dem 30. Dezember 1764 beſtätigt und hierauf be⸗ 
kannt gemacht. Im Eingange befahl hier der König, daß der 
Gottesdienſt mit gebührender Andacht und Eifer abgewartet 
und an den Feier⸗, Sonn⸗ und Bußtagen keine Haus⸗ und 
Feldarbeit verrichtet werde. Es ſollte ferner in der Zeit, wo 
gepredigt oder das Abendmahl gereicht würde, nicht verſtattet 
ſein, Bier, Wein oder Branntwein auszuſchenken, ſondern die 
Sonn- und Feſttage ſollten mit Andacht und heiligem Leben 
zugebracht werden. Man ſieht, Friedrich ſtörte die Bauern in 
ihrer herkömmlichen Frömmigkeit nicht. 

Inbezug auf die Gutspflichtigkeit nahm die Kammer beinahe 
wörtlich die Erklärung auf, welche die vorpommerſchen Stände 
gegeben. Sie beſtimmte weiter: wenn ein ſolcher eigenbehöriger 
Unterthan ohne die Einwilligung der Herrſchaft aus ſeinem 
Dorfe wegzieht, hat letztere das Recht, nachdem er dreimal 
von ſechs zu ſechs Wochen vorgeladen worden und ſich binnen 
einem halben Jahre nicht geſtellt hat, ſeinen Namen öffentlich 
anſchlagen zu laſſen und ihn dadurch unehrlich zu machen. 
Auch wenn ein Bauer ſich auf ſeinem Hofe nicht halten kann, 
darf er aus dem Dorfe nicht fortziehen, ſondern er muß ſeiner 
Obrigkeit um den üblichen Lohn und notdürftigen Unterhalt 
dienen. Dasſelbe findet ſtatt, wenn ihm der Hof aus einer 
rechtmäßigen Urſache genommen wird, und zwar darf letzteres 
geſchehen, wenn ein Bauer oder Kosſäte ſeinen Acker ſchlecht 
beſtellt, die Gebäude verfallen läßt, ſeinen Viehſtand nicht ge- 
hörig unterhält, die Hofwehr — d. h. das Gutsinventar — 
veräußert, Schulden macht, die Gefälle nicht ordentlich abführt 


1) Oeuvres IX, 206. 0 
Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 28 
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und ſich überhaupt als keinen rechtſchaffenen Wirt zeigt. Dieſe 
Beſtimmungen ſind ſehr dehnbar, aber es ſtand wenigſtens 
einem ſo Vergewaltigten frei, ſich bei der Landesobrigkeit zu 
melden, die nach Befinden entweder ihn wieder einſetzen oder 
mit Weib und Kind für frei erklären ſollte. Übrigens wurde 
Friedrich, wie bei dieſer Gelegenheit bemerkt werden muß, ſehr 
ärgerlich, wenn Beſchwerden einliefen, daß Kosſäten von Haus 
und Hof gejagt worden wären 1). 

Die pommerſchen Stände hatten das Vorhandenſein der 
Leibeigenſchaft abgeleugnet; allein auch die Bauernordnung von 
1764 enthielt noch Beſtimmungen, welche daran erinnerten, 
z. B. es ſei der Beſchaffenheit der gutspflichtigen Bauern in 
Pommern gänzlich entgegen, wenn Manns⸗- und Weibsperſonen 
von verſchiedenen Gütern zuſammenlaufen und ſich heiraten; 
denn dadurch entſtänden nicht allein viele Irrungen und Streitig⸗ 
keiten zwiſchen den Herrſchaften, ſondern es würden auch öfters 
die zur Feldarbeit höchſt nötigen Leute den Gütern entzogen. 
Und ſo durften denn auch die Bauersleute nebſt ihren Kindern 
und Dienſtboten ſich nicht willkürlich verheiraten, und ihre 
Söhne ſich nur mit Genehmigung der Herrſchaft einem ſtädtiſchen 
Berufe widmen :). 

Sehr drückend laſtete doch der Geſindezwang auf den ge⸗ 
plagten Schultern der armen Landleute. Nach der revidierten 
Geſindeordnung für das platte Land der Alt-, Mittel-, Ucker⸗ 
mark und Priegnitz vom 14. Februar 1769 mußten die Kinder 
der Bauern, Kosſäten und Büdner, welche ſich bei andern ver⸗ 
mieten oder für Tagelohn arbeiten wollten, nicht nur zuvor 
ihrer Gerichtsobrigkeit, d. h. ihrem Gutsherrn, anbieten, ſon⸗ 
dern ſie waren auch ſchuldig, demſelben für den feſtgeſetzten 
Lohn zu dienen, wenn die Eltern ſie bei ihrer eigenen Wirt⸗ 
ſchaft füglich entbehren konnten. Begaben ſie ſich ohne ſolche 
Erlaubnis anderswohin, fo erlitten fie Feſtungsſtrafe >). 


1) Stadelmann II, N. 287. 438. 

2) Mylius, Novum Corpus III, 532 ff. ; 

3) Ebd. IV, 5336 (und bei Lamotte, Prakt. Beiträge zur Cameral⸗ 
wiſſenſchaft I. 256 ff). 
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Eine Härte der neuen pommerſchen Bauernordnung wurde 
dem Könige bald angezeigt. Verſchiedenen mannbaren Weibs- 
perſonen verſagte nämlich der Eigennutz des Gutsherrn die 
Erlaubnis, nach einem andern Orte ſich zu verheiraten, und 
ſie mußten deshalb ledig bleiben und abwarten, ob eine Ge⸗ 
legenheit zur Verehelichung in ihrem Dorfe ſich finden würde. 
Dieſe Feſſel löſte Friedrich am 1. Juni 1766 5). In der er⸗ 
wähnten Geſindeordnung wurde das Loskaufgeld für einen 
Knecht, der außer dem Dorfe ſich in einen Hof einheiratet, 
auf 10 Thaler und für eine Magd, welche ſich in oder außer 
dem Dorfe verehelicht, auf die Hälfte davon feſtgeſetzt. Der 
Miniſter v. Derſchau erläuterte ſpäter dies noch dahin, daß 
die Zahlung nur bei völliger Freilaſſung erfolgen durfte, nicht 
aber, wenn der Knecht oder die Magd in der Unterthänigkeit 
verblieben ). 

Überhaupt war das Leben, welches der Landmann führte, 
kein leichtes. Im Winter von 1774/75 entwarf der Geheime 
Finanzrat und erſte Präſident der Oberrechenkammer, Roden, 
für den Prinzen von Preußen eine kurzgefaßte Nachricht über 
das Finanzweſen. Indem er darin aufzählte, was der märkiſche 
Bauer alles jährlich leiſten mußte, gedachte er auch der vielen 
Hofdienſte, welche denſelben zwangen, mehr Knechte und Pferde 
zu halten, und der ſehr wohl unterrichtete Beamte meinte, daß 
die Einſchränkung dieſer Dienſte eine vortreffliche Sache wäre. 
Roden bemerkte bei dieſer Gelegenheit weiter: „der Bauer muß 
allen Fleiß anwenden und ſich kümmerlich behelfen, wenn er 
ſich ehrlich ernähren und durchbringen will, zumal wenn er 
ſonſt nichts anderes als ſein eigenes Wohnhaus und Hofgebäude 
nebſt dem dazu gehörigen Acker im Vermögen hat. Er kann 


1) Ebd. IV, 471. Auch in Weſtpreußen hob Friedrich, wie erwähnt, 
die Leibeigenſchaft auf, und an den oſtpreußiſchen Kammerpräſidenten hat 
er 14 Tage vor ſeinem Tode die Frage gerichtet, ob nicht alle Bauern 
auf den königlichen Amtern aus der Leibeigenſchaft geholt und zu Eigen⸗ 
tümern auf ihren Gütern beſtellt werden könnten. Stadelmann UI, 
N. 642. 


2) Lamotte, S. 329 (15. Mai 1776). 
28 * 
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daher keine Unglücksfälle wie Mißwachs, Hagelſchaden, Mäuſe⸗ 
fraß, Überſchwemmungen, übertragen, dafern ihm nicht alsdann 
unter die Arme gegriffen wird. In gewöhnlichen Fällen wird 
ihm aus der Kreiskaſſe geholfen, in außergewöhnlichen aber 
tritt der Landesherr hinzu und läßt die Gelder bar an den 
Kreis übermachen oder Brot- und Saatkorn in natura geben“ ). 
Ebenſo meldet Roden von dem Bauer in Minden und Ravens- 
berg: es ſei ihm ſchlechterdings unmöglich alle Laſten zu tragen, 
wenn er ſich nicht auf eine andere Weiſe durchzuhelfen ſuche. 
„Derſelbe iſt mit Frau, Kindern und Geſinde“, fährt Roden 
fort, „ſobald er nur vom Ackerbau eine Zeit oder gar nur 
Stunden übrig hat, zumal im Herbſte bei den langen Abenden 
und den Winter hindurch faſt beſtändig mit Garnſpinnen zu 
Leinwand beſchäftigt, und damit ſucht er ſich zu ernähren; ſonſt 
müßte er davon laufen, indem es dort viele Bauernhöfe giebt, 
die mehr Abgaben haben, als die Höfe auch in den beſten 
Jahren aufbringen können.“ Die üble Lage dieſer Bauern 
kannte der König ſehr wohl; er ließ ihnen deshalb 1768 von 
den Kavalleriegeldern jährlich 30 000 Thaler abſchreiben, und im 
Juni 1772 gab er 20000 Thaler zur Tilgung der Kontribu⸗ 
tionsreſte her, die nicht eingetrieben werden konnten ). 

Hier alſo vermochte Friedrich der Große nur wenig oder 
gar nicht zu helfen; dagegen drang er ernſtlich darauf, daß 
die Landleute keine harte Behandlung erführen und beſonders 
nicht geprügelt würden. Auf die Kunde, daß verſchiedene Do— 
mänen⸗Pächter die Bauern mit Stockſchlägen beſtraften, befahl 
er am 15. Juli 1749 der kurmärkiſchen Kammer, daß ein 
ſolcher Übelthäter auf ſechs Jahre zur Feſtung gebracht werden 
ſollte. Als er im Juni 1750 nach Preußen reiſte, wendeten 
ſich Unterthanen des Markgrafen von Schwedt an ihn und 


1) Bei Preuß IV, 417. 

2) So Roden bei Preuß IV, 427; im Polit. Teſtamente von 1768 
ſpricht Friedrich auch davon, daß die Bauern Mindens im Verhältnis zu 
andern zu viel Kontribution zahlten; je leur ai rabattu cette année 


20% écus. Der König gedachte fie auf dieſe Weiſe noch weiter zu er⸗ 
leichtern. 
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klagten, daß ſie bei der Kammer des letzteren kein Recht er— 
langen könnten. Sie hatten ſich auch ſchon früher über jene 
beſchwert und er eine Erinnerung empfangen; nun warnte 
Friedrich freundvetterlich noch einmal und wiederholte ſeine 
Drohung, daß er ſonſt gezwungen ſein würde, ein beſonderes 
Juſtizkollegium in Schwedt auf des Markgrafen Koſten einzu⸗ 
ſetzen. Noch ganz anders aber verfuhr er im Herbſte des 
Jahres 1750 gegen eine Gräfin Geßler. Dieſelbe war von 
dem General⸗Auditeur Mylius zu ſechs Jahren Gefängnis ver- 
urteilt worden, weil ſie verſchiedene Grauſamkeiten gegen ihre 
Unterthanen in Preußen verübt und beſonders eine Dienſt⸗ 
magd unmenſchlich behandelt hatte. Dem Könige ſchien aber 
die Strafe nicht im richtigen Verhältnis mit dem Verbrechen 
zu ſtehen, und er gab die Sache deshalb an den Großkanzler 
v. Cocceji mit dem Befehl, ein Urteil nach aller Strenge der 
Geſetze abzufaſſen und ihm zur Beſtätigung einzuſenden; er 
finde das um ſo nötiger, ſchrieb er, damit andere Edelleute 
von ſolchem grauſamen und unmenſchlichen Betragen dadurch 
einmal abgeſchreckt und zurückgehalten werden. Das war es, 
was der König hauptſächlich erſtrebte; denn die Gräfin war, 
wie er dem Großkanzler im Vertrauen mitteilte, nach Polen 
entflohen und hatte ſich der Strafe dadurch entzogen. Ver— 
gebens wandte ſich der Gemahl der Gräfin, ein General, an 
den König; dieſer antwortete, daß die Juſtiz für jedermann 
ſei und daß alſo auch Perſonen von Stande oder Edelleute, 
wenn ſie ſündigen, nach den Regeln des Rechtes dafür büßen 
und geſtraft werden müſſen +). 

Der König trug auch ſpäter den Kammern auf, harte Be- 
handlung der Unterthanen ſorgfältig zu verhüten. Einmal hat 
er ſogar ſelbſt eine Unterſuchung vorgenommen und den Do— 
mänen⸗Pächter Hart in Borne und deſſen Ankläger verhört. 
Er fand, daß derſelbe die Leute mutwillig ſchikanierte, mit den 
Knechten und Mägden, die ihm zum Hofdienſte geſchickt wurden, 
nicht zufrieden wäre, auch wenn fie 17 — 18 Jahre zählten, 


1) Stadelmann II, N. 82. 89. 95—96. 
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ſondern andere verlangte und den Leuten ſehr den Dienſt er⸗ 
ſchwerte. Da hat er den Pächter tüchtig geſcholten und münd⸗ 
lich und ſchriftlich verwarnt mit der Drohung, daß er ihn das 
nächſte Mal unfehlbar nach Spandau auf die Feſtung ſchicken 
und den Departementsrat ohne Umſtände ſeines Amtes ent- 
heben würde, weil derſelbe nicht beſſer auf den Domänen⸗ 
Pächter acht gegeben hätte. Die kurmärkiſche Kammer ward 
aufgefordert, auf dieſen Mann ein wachſames Auge zu haben. 

Außerdem fand der König, daß die Dienſte der Gemeinde 
zu Borne zu ſchwer wären, und er ſetzte darum feſt, es ſollten 
die Spanndienſte von vier auf drei, die Handdienſte von fünf 
auf vier Tage wöchentlich beſchränkt werden. Dem Miniſter 
v. Derſchau aber trug Friedrich auf, mehr Büdner daſelbſt 
anzuſetzen. Er rechnete vor: die zehn Kosſäten des Dorfes 
dienen wöchentlich fünf Tage mit der Hand, das macht 50 
Dienſte; ſie ſollen künftig aber nur drei Tage dienen, mithin 
fallen 20 Dienſte weg; dieſe können von ſieben neu anzuſetzenden 
Büdnern übernommen werden. „Das iſt meine Idee“, ſchrieb 
der König, „die müßt Ihr auszuführen ſuchen.“ Er wies noch 
auf den großen Garten hin, welchen Hart ganz vernachläſſige; 
da könnten ſchon 5—6 Büdner angeſetzt werden. Ebenſo ſollte 
der Miniſter anderwärts verfahren 4). 

Bei dieſem Gedanken verblieb der König. Als er im 
Auguſt 1783 während einer Reiſe nach Glatz von vielen ade- 
ligen Gemeinden und Unterthanen angegangen wurde, die ſich 
über die Vermehrung ihrer Laſten beklagten, ſchrieb er an den 
ſchleſiſchen Juſtizminiſter: „Drei Tage in der Woche zu dienen 
iſt billig, darüber kann ſich kein Unterthan beſchweren, und da⸗ 
bei kann er auch beſtehen; aber wenn er alle Tage im Dienſte 
ſein ſoll, ſo iſt er ja nicht imſtande, in ſeiner eigenen Wirt⸗ 
ſchaft etwas zu unternehmen, und muß am Ende zugrunde 
gehen.“ 

Friedrich befahl dann, es ſollten alle ungemeſſenen Dienſte 
der Unterthanen in gemeſſene umgewandelt und die Urbarien 


1) Stadelmann IV, 400. 401. 399. (1777). Vgl. 199. 257. 
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in der ganzen Provinz durch eine beſondere Kommiſſion unter- 
ſucht und geregelt werden. Ja, im folgenden Jahre gab der 
König dem General-Direktorium und dem Großkanzler eben— 
denſelben Auftrag !). 

In Schleſien erſchien im Anfange des Jahres 1785 ein 
Erlaß Friedrichs des Großen, worin der König die Herrſchaften 
und Unterthanen mit ſeinen landes väterlichen Abſichten bekannt 
machte. In jedem Kreiſe ſollte eine Kommiſſion die Angelegen⸗ 
heit betreiben und eine Hauptkommiſſion ſowohl in Breslau 
als in Glogau eingeſetzt werden; die oberſte Aufſicht über das 
ganze Werk hatten die beiden ſchleſiſchen Miniſter Hoym und 
Dankelmann zu führen. Übrigens wollte der König es mit 
beſonderem Wohlgefallen anſehen, wenn Herrſchaften und Unter- 
thanen unter einander ſelbſt ohne die Beihilfe der Kreis— 
kommiſſionen mit Zuziehung des Gerichtsamtes über ein Urbar 
ſich verglichen und es dann zur Prüfung der Vollſtändigkeit 
und zur Beſtätigung an die Hauptkommiſſionen einſchickten. 
Eine ſehr ausführliche Anleitung, wie die Urbarien einzurichten 
wären, verfaßte die Breslauer Haupturbarien-Kommiſſion und 
machte fie am 4. März 1785 bekannt 7). 

Hoym und Dankelmann gingen mit der Feſtſetzung der 
Dienſte der Unterthanen in Schleſien zur Zufriedenheit des 
Königs vor, der wohl einſah, daß die Sache weitläufig wäre 
und Zeit erforderte. „Indeſſen iſt der Nutzen, der dadurch 
für das ganze Land bewirkt wird“, meinte der König, „wohl 
der Mühe wert.“ Auf beiden Seiten aber gab es ſolche, die 
den Vorteil der Maßregel verkannten; Herrſchaften fürchteten, 
daß ſie gegründete Gerechtſame verlieren, Unterthanen, daß 
ihnen neue Laſten aufgebürdet werden würden. Beſonders im 
Gebirge geriet das Landvolk in Unruhe. Friedrich glaubte, 
daß übelgeſinnte Menſchen aus dem Oſterreichiſchen es aufzu- 
wiegeln ſuchten, und er befahl den Schulzen, recht acht zu 


1) Stadelmann II, N. 560. 562. 578. 
2) Korn, Ediktenſammlung XVIII, 253. 292—309. Der Erlaß iſt 
vom 12. Dezember 1784. : 
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geben, ob etwa fremdes Geſindel Zuſammenkünfte halte und 
allerhand Dinge dem gemeinen Volk in den Kopf ſetze; ſolche 
Leute müßten ſie ſogleich bei den Ohren nehmen und an die 
Gerichte abliefern, den Verirrten dagegen ſollten die ſchleſiſchen 
Miniſter durch eine recht deutliche Erklärung die Nützlichkeit 
der Maßregel auseinanderſetzen. Am meiſten aber verſprach 
ſich der König von den evangeliſchen Geiſtlichen, wenn dieſe 
den Leuten liebreich und ſanftmütig zuredeten, ihnen das Gute 
und das Böſe von der Sache gehörig vorſtellten und ſie ermahnten, 
den Geboten Gottes Folge zu leiſten; denn es ſtehe geſchrieben: 
„Im Schweiße deines Angeſichtes ſollſt du dein Brot eſſen“, 
und: „Seid unterthan und gehorſam der Obrigkeit, die über 
Euch zu gebieten hat.“ Auf der andern Seite wies Friedrich 
die oſtpreußiſchen Stände, die ihm Vorſtellungen gegen die 
Urbarien gemacht hatten, unwillig ab; er könne, ſchrieb er 
ihnen, den eigentlichen Grund ihrer Klage nicht abſehen, ſie 
müßten denn Furcht haben, daß infolge dieſer Maßregel Miß— 
bräuche würden entdeckt werden ). Und fo ſetzte man denn 
die Arbeit überall fort, und ſie beſchäftigte noch viele Jahre 
lang die Behörden. 

Oft lehrt erſt die Zeit die Mehrzahl der Menſchen, den 
Nutzen einer Maßregel einſehen. Auch bei einer anderen Ge— 
legenheit erfuhr dies der König. Es war ein Übelſtand, daß 
die Acker häufig genug in viele Stücke zerteilt in bunter Menge 
durcheinander lagen. In ſolchem Falle herrſchte der Flurzwang; 
es mußten alſo die Beſitzer, weil der Zugang mangelhaft war 
oder fehlte, ſämtlich zu gleicher Zeit das Feld beſtellen, ſäen 
und ernten, und es blieb daher der Einſicht und dem Fleiße 
des Einzelnen keine Möglichkeit, das Grundſtück beſſer zu ver⸗ 
werten. Ein anderer Übelſtand lag in den gemeinſchaftlichen 
Hutungen, wobei mehr verdorben als Nutzen geſchafft wurde; 
denn die Leute trieben im Frühjahre das Vieh ſo zeitig als 
möglich darauf, und indem dieſes das junge Gras eintrat und 
die Spitzen abfraß, verkümmerte der Wuchs, und die Heuernte 


1) Stadelmann II, N. 583. 598. 609. 
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war ſpärlich. Solche Wieſen ernährten kaum den dritten Teil 
desjenigen Viehes, welches man bei einer regelmäßigen Bewirt⸗ 
ſchaftung hätte davon erhalten können. 

Für die Abſtellung dieſer Übelſtände trat ſchon vor dem 
Siebenjährigen Kriege Friedrich ein, nach dem Ende desſelben 
aber begann die Hauptthätigkeit des Königs in dieſer Richtung. 
Seit dem 11. Juni 1765 ergingen mannichfache Verordnungen, 
welche die Aufhebung der Gemeinheiten und Hutungen em⸗ 
pfahlen, wobei Friedrich die Verſicherung geben ließ, daß keine 
Vermehrung der Steuern daraus hervorgehen würde. Der 
Geheime Rat v. Brenckenhoff empfing von ihm am 28. Mai 
1766 mündlich Anweiſung, wie das Auseinanderſetzungsgeſchäft 
betrieben werden ſollte. Erſtlich müſſe der ganze gemeinſchaft⸗ 
lich benutzte Fleck ausgemeſſen, dabei zugleich die Güte des 
Bodens feſtgeſtellt und in die drei Klaſſen gut, mittel und 
ſchlecht geteilt werden. Hierauf ſolle man mit Zuziehung eines 
Juſtizverſtändigen des Obergerichtes die Beſitzurkunden prüfen 
und feſtſtellen, wie viel auf jeden von der Geſamtfläche komme. 
Drittens endlich laſſe man durch einen ehrlichen und ſachver— 
ſtändigen Kameraliſten oder Okonomen die Verteilung in der 
Weiſe vornehmen, daß alles, was ein jeder empfängt, an ſeine 
Feldmark anſtoße. Der König fragte noch, welcher Fleck in 
Pommern und der Neumark wohl der größte wäre und zu— 
gleich die meiſten Schwierigkeiten böte, und als Brenckenhoff 
den Polzin ſchen Buſch nannte, befahl ihm Friedrich, dieſen 
vorzunehmen und einen Plan zur Auseinanderſetzung der Ge— 
meinheiten ihm einzureichen. 

Von allen Seiten ſchrie man gegen die Neuerung. Zwar 
die Nützlichkeit der Maßregel durfte man nicht beſtreiten; aber 
viele Behörden und Körperſchaften hoben die Schwierigkeiten 
der Ausführung hervor. Einige ſagten ſogar das gänzliche 
Verderben der Herrſchaften und Unterthanen voraus und be— 
haupteten wohl, es würden ſich manche bisher nahrhafte re 
in eine Wüſte verwandeln “). 


1) Stadelmann U, 87. 
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Wie oft hat ſich in der Weltgeſchichte die Oppoſition bis 
zum Unſinn verſtiegen, wenn ſie die Zweckmäßigkeit neuer Maß⸗ 
regeln beſtritt! Aber Friedrich ließ ſich nicht irre machen. Am 
15. September 1769 hatte er mit dem Miniſter v. Hagen 
eine Unterredung. Er äußerte darüber ſeine große Unzufrieden⸗ 
heit, daß ihn das Generaldirektorium in dieſer Angelegenheit 
ſchlecht unterſtütze und noch nichts darin geleiſtet habe, während 
es doch in der Schweiz und anderwärts mit dem größten 
Nutzen geſchehe. Der König befahl dem Miniſter, er ſolle ſich 
ein beſonderes Werk aus der Sache machen und mit dem 
Großkanzler darüber ſprechen; vom nächſten Frühjahr ab müſſe 
man es ſchlechterdings anders anfangen und ihm alle drei Mo⸗ 
nate Bericht erſtatten. Friedrich ging im Verlaufe der Unter⸗ 
redung ſo ſehr in die Einzelheiten, daß er dem Miniſter ſogar 
vorzeichnete, wie ein breiter Weg in der Mitte der zu teilenden 
Grundfläche frei bleiben müßte, damit ein jeder Beſitzer zu 
ſeinem Stücke kommen könnte. Er forderte weiter, daß eine 
kurze Beſchreibung des Nutzens der Maßregel gedruckt würde 
und für wenige Pfennige zu kaufen wäre ). 

Dem Könige konnte man es nicht verdenken, wenn er un⸗ 
zufrieden war. Er hatte ſchon im Juni 1765 geſagt, man 
ſolle bei Nauen in der Kurmark den Anfang machen, und er 
mußte jetzt, alſo nach vier Jahren, dasſelbe wiederholen. Als 
er gegen Weihnachten nach Berlin kam und mit den Miniſtern 
Hagen und Derſchau abermals über die Angelegenheit ſprach, 
lieh er ſeinem Unmute ſtärkere Worte. In England, ſprach 
er, und anderwärts habe man die Vorteile davon erkannt, und 
ungeachtet jenes ein freies Land fet, die Sache dennoch durch— 
geſetzt; in der Schweiz gehe ſie jetzt auch vorwärts. Nur hier 
zu Lande und in der Kurmark könne er es nicht dahin bringen, 
weil die Leute ſo dumm ſeien und ihren eigenen Vorteil und 
Nutzen nicht verſtehen wollen. Friedrich ſchalt, er habe ſchon 


1) Auch Eberhard v. Rochow ergriff in dieſer Angelegenheit das Wort 
und veröffentlichte 1769 ein Schreiben eines Landwirts an die Bauern 
wegen Aufhebung der Gemeinheiten. 
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vor fünf Jahren ſo ernſtliche Befehle gegeben, und es ſei bis— 
her noch nichts darin gethan worden. Aber er werde die 
Sache gewiß nicht fallen laſſen; es könne geſchehen und müſſe 
geſchehen, und wenn die Leute bis zum jüngſten Tage ſchrieen; 
nur daß ihnen keine Gewalt und kein offenbares Unrecht wider. 
fahre. 

Die beſtürzten Miniſter ſuchten den König dadurch zu be— 
ruhigen, daß ſie erwähnten, wie doch ſchon in der Kurmark 
15 Beiſpiele von Teilung und Auseinanderſetzung beim Adel 
vorhanden und auch in anderen Provinzen, namentlich in Pom⸗ 
mern und der Neumark, viel geſchehen wäre. Friedrich aber 
hatte doch ganz recht, wenn er nachdrücklich verlangte, daß bei 
den königlichen Amtern die Sache gleichfalls in Angriff ge⸗ 
nommen würde ). Wie ſollten Adel und Bauern an ſeinen 
Ernſt glauben, wenn auf den Domänen alles beim alten 
blieb? Indem nun aber der König unabläſſig trieb, ge— 
wann das Geſchäft einen beſſeren Fortgang. Bis zum Jahre 
1775 wurden in der Kurmark 358 Gemeinheiten aufgeteilt. 
Zugleich ordnete Friedrich immer beſſer das hierbei zu beob— 
achtende Verfahren. Das Reglement, welches er für Schleſien 
und die Grafſchaft Glatz am 14. April 1771 erließ, umfaßte 
69 Paragraphen. In jedem Kreiſe ſollte eine Kommiſſion ge- 
bildet werden, beſtehend aus zwei wegen ihrer Einſicht, Recht- 
ſchaffenheit und Erfahrung rühmlich bekannten Landſtänden, 
einem in den Rechten und der Landwirtſchaft wohlbewanderten 
Aktuar und einem geſchickten und redlichen Feldmeſſer; dieſe 
Kommiſſion mußte aber zwei oder mehr alte wohlerfahrene 
und vernünftige Wirte aus dem Bauernſtande, die auch ſchon 
im voraus beſtimmt waren, jedesmal mitzuziehen. Die ſchle— 
ſiſchen Stände empfingen hierbei ein Zeichen beſonderen Wohl— 
wollens. Der Juſtizminiſter dieſer Provinz, v. Carmer, ſuchte 
damals eine Geſellſchaft zur Beförderung des Ackerbaues, der 
Fabriken und des Handels zu ſtiften und mit der eben ge— 
gründeten Landſchaft in Verbindung zu bringen. Dem Plane, 


1) Stadelmann II, N. 192. 206. 
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welchen er vor einigen Wochen an den König geſendet, erteilte 
dieſer am 4. Februar 1771 mit Freuden ſeine Zuſtimmung, 
und nun überließ er es wie zum Lohne den zur ſchleſiſchen 
Landſchaft vereinigten Ständen, die Kommiſſare aus dem Adel 
und den Bauern ſowie den Feldmeſſer auf ihren Kreis- und 
Fürſtentumstagen zu erwählen und der Oberamtsregierung 
in Vorſchlag zu bringen, welche letztere daher nur den Aktuar 
ganz ſelbſtändig ernannte +). 

Das Verfahren, welches das Reglement vom 14. April 
1771 anbefahl, erwies ſich als zweckmäßig, weshalb auch nach⸗ 
her ſeine Vorſchriften in das allgemeine Landrecht aufgenommen 
worden ſind ). Es waren übrigens hauptſächlich die Groß— 
grundbeſitzer, welche von der Maßregel Gebrauch machten, 
während die meiſten Bauern hartnäckig widerſtrebten. Der 
König konnte letzteres nur bedauern; denn er meinte es mit 
ihnen nicht ſchlechter, als mit den Inhabern der Rittergüter. 
Wie er von dieſen verlangte, daß ſie die Unterthanen keines⸗ 
wegs mit Dienſten überbürden ſollten, ſo ließ er ſelbſt auch 
wohl den Pachtkanon ſeiner Koloniſten ermäßigen, wenn die— 
ſelben ſich wiederholt beſchwerten und nachwieſen, daß ſie nicht 
auskommen könnten. Und wie Friedrich den Adel in ſeinem 
Grundbeſitze nicht allein ſchützte, ſondern auch feſthielt, ſo ſah 
er in gleicher Weiſe darauf, daß die Stellen der Bauern, 
Halbbauern, Kosſäten, Gärtner und Büdner unverſehrt be— 
ſtehen blieben. Weil nun aber viele durch den Siebenjährigen 
Krieg verwüſtet oder die Acker zu Vorwerken geſchlagen worden 
waren, gebot er, daß fie wiederhergeſtellt werden müßten ö). 
Und als er einmal erfuhr, daß ein Domänenpächter in Pom⸗ 
mern einer recht ordentlichen Bäuerin ihren väterlichen Hof 


1) Korns Ediktenſammlung XIII, 51. Stölzel, Svarez, S. 96. 
Die fogen. patriotiſche Geſellſchaft nahm 1772 ihren Anfang. 

2) Meitzen, Der Boden und die landwirtſchaſtlichen Verhältniſſe des 
preußiſchen Staates I, 394. 

3) Stadelmann II, N. 198. 235. Novum Corpus Const. III, 
449 (12. Juli 1764). Näheres jetzt bei Knapp II, 63—80. 
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eigenmächtig abgenommen und einen fremden Wirt darauf ge— 
ſetzt hätte, da erklärte er, daß dies ſeinem Willen ganz entgegen 
wäre; vielmehr ſollten auf den Amtern die Bauernhöfe den 
Beſitzern eigentümlich — oder beſſer geſagt erblich — ver— 
bleiben und auf die Kinder übergehen, damit die Unterthanen 
dadurch aufgemuntert würden, ihre Güter ſorgfältig zu bebauen, 
und alles im rechten Stande zu behalten. Das General— 
direktorium ward angewieſen, hierüber das Erforderliche zu vere 


fügen ). 


Wie Friedrich dem Adel in ſeinen Nöten entgegenkam, eben 
ſo erwies er ſich auch bei unverſchuldeten Unglücksfällen, wie 
Hagelſchlag, Froſtſchaden, Überſchwemmungen, gegen das Land- 
volk hilfreich. Im Jahre 1770 betraf ein außerordentlicher 
Mißwachs die Provinzen Vor- und Hinterpommern. Da be— 
freite der König ſämtliche Unterthanen, weil ſie ohne Beihilfe 
nicht imſtande wären ſich zu behaupten, auf drei Monate von 
Zahlung der Steuern im Betrage von beinahe 68 000 Thalern, 
und er ließ ihnen aus ſeinen Magazinen 6000 Wiſpel Korn, 
die Hälfte davon unentgeltlich, verabreichen 2). Als freilich 
ein anderes Mal ein Landrat in Hinterpommern ſchon im Juni 
um 100 Wiſpel Brotkorn aus dem Magazin anhielt, wunderte 
ſich der König, weil die vorjährige Ernte gar nicht ſchlecht ge— 
weſen war, und er befahl der Kammerdeputation in Köslin, 
die genaueſte Prüfung anzuſtellen; „denn es gehet nicht an“, 
ſchrieb er, „die Unterthanen alle Jahre aus den Magazinen 
zu füttern beſonders in ſolchen Gegenden, wo Getreide genug 
gewonnen wird“. In einem anderen Falle wieder erſah er 
mit dem äußerſten Befremden, daß das Geld, welches er fünf 
Jahre zuvor zur Anſchaffung des Saat- und Brotkorns für 
einige hilfsbedürftige Unterthanen gezahlt hatte, von dieſen 
wieder eingefordert worden war. „Wie könnt Ihr der Kammer 
dies zugeben“, ſchrieb er an den Miniſter v. Derſchau, „und 
wie kann dieſe ſich unterſtehen, wenn ich den armen Unter 


1) Stadelmann II, N. 382. 
2) Ebd. N. 222. 
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thanen einmal etwas geſchenkt habe, nachher ihnen ſolches 
wieder abzunehmen? Das iſt unverantwortlich und ganz und 
gar gegen meine landes väterliche Geſinnung.“ Was der Mi⸗ 
niſter zu ſeiner Entſchuldigung anführte, nahm der König nicht 
an, ſondern verlangte, daß die eingezogenen 1219 Thaler 
zurückerſtattet und ihm die Quittungen darüber geſchickt 
würden ). 

Endlich kamen auch dem Landvolke die Bodenverbeſſerungen 
zugute, welche Friedrich unternahm. Wie ſein Vater war er 
nämlich bemüht, unfruchtbares Land womöglich in fruchtbares 
umzuwandeln. Er hatte das große Oderbruch in den Jahren 
1746 —53 entwäſſern laſſen; über 200 000 Morgen ergiebigen 
Landes waren dadurch gewonnen und eine zahlreiche Bevölke— 
rung in 43 Kolonieen dort angeſiedelt worden. Kleinere Unter- 
nehmungen dieſer Art folgten. Nach dem Siebenjährigen Kriege 
ſetzte Friedrich dieſe Thätigkeit mit erhöhtem Eifer fort und 
begann ein neues großes Werk. Zuerſt wurde das Netzebruch 
in der Neumark und alsdann die Fortſetzung, das Warthabruch, 
entwäſſert und koloniſiert; es war die Gegend zwiſchen Drieſen 
und Frankfurt a/O. Die Arbeiten zogen ſich bis zum Tode 
des großen Königs hin; doch konnten ſchon 1768 Aufrufe zur 
Einwanderung erlaſſen werden, und im Jahre 1785 gab es 
dort 95 Kolonieen. Glückliche Menſchen leben ſeitdem in einer 
gewiſſen Wohlhabenheit da, wo früher Wölfe, Bären und 
Ottern gehauſt hatten. Vor der Eindeichung mochte niemand 
auch umſonſt eine größere Fläche des verwilderten Landes haben, 
und zu Anfang unſeres Jahrhunderts wurde der Morgen mit 
100-150 Thalern bezahlt ). 

Friedrich konnte nicht müßig gehen, und er haßte den Müßig⸗ 
gang auch an andern; ſogar der Erdboden ſollte womöglich 
überall ſich nützlich erweiſen. Deshalb betrachtete Friedrich von 
ſeinem Wagen aus die Gegenden, durch die er reiſte, mit auf- 
merkſamen Blicken und ſpähete nach unfruchtbaren Stellen; 


1) Stadelmann II. N. 297. 883. 384. 506. 508. 
2) Ebd. 54. 
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ferner mußten ihm die Miniſter und Kammerpräſidenten an 
die Hand gehen und Verzeichniſſe ſolcher Flächen einreichen, die 
einer Verbeſſerung bedurften. Die Pläne wurden alsdann an⸗ 
gefertigt und, wenn ſie genehmigt worden waren, ins Werk 
geſetzt. Wie freute ſich der König, wenn er ſelbſt einmal nach⸗ 
ſah und einen gedeihlichen Fortgang erblickte. Am 13. Juli 
nahm er die Arbeiten bei dem Dorfe Golm in Augenſchein. 
Der Oberbaurat, welcher die Entwäſſerung des Bruches leitete, 
war nicht anweſend; da fragte Friedrich den Wächter aus, 
welcher dort achtgeben mußte, daß das Vieh die neuen Gräben 
nicht beſchädigte. Dem Könige gefiel es ſehr, daß man im 
Bruche ſchon hüten konnte, und er ſchenkte dem Manne, der 
ihm Auskunft über alles gegeben, in ſeiner vergnügten Stim⸗ 
mung ſieben Thaler auf Stiefel +). 

Im Jahre 1772 hatte Friedrich beſchloſſen, die weitläufigen 
und faſt unzugänglichen Lücher und Brücher an den Flüſſen 
Rhin und Dosſe nicht weit von Neuſtadt in der Grafſchaft 
Ruppin auszutrocknen und urbar zu machen. Derſchau mußte 
mit Hilfe Brenckenhoffs und des Kriegs- und Domänenrates 
Gieſe den Plan entwerfen, und als derſelbe gebilligt worden 
war, gab der König 195000 Thaler her. In den Jahren 
1773—77 wurde das Werk fertig; 8750 Morgen ganz wüſter 
Boden, wohin weder Menſchen noch Vieh jemals hatten ge— 
langen können, waren nun trocken gelegt, von dem Werft und 
Strauch und zum größten Teil auch von dem ſtarken Elſen— 
buſch gereinigt und gerodet und 310 ausländiſche Familien als 
Holländer, Hopfengärtner und Büdner angeſetzt. Ihre Häuſer 
hatte der König bauen laſſen und ihnen obendrein das nötige 
Vieh geſchenkt 2). 

5 Im Juli 1779 fuhr Friedrich dorthin, um die neue 

Schöpfung in Augenſchein zu nehmen, und er erklärte ſich mit 
dem, was geſchehen war, ſehr zufrieden. „Die Sachen ſind 
ſo, wie ich es wünſche“, ſchrieb er am 24. Juli an den Geh. 


1) Stadelmann II. N. 302. 
2) Ebd. 416. 
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Finanzrat Michaelis, „und wie ſie ſein müſſen.“ Er reiſte 
dann noch weiter nach dem Fiener Bruche ſüdlich vom Plaue⸗ 
ſchen Kanal, wo damals der Miniſter v. Schulenburg arbeiten 
ließ. Unterwegs nahm er zwiſchen Rhinow und Frieſack ein 
großes Stück Land wahr, wo noch Verbeſſerungen angebracht 
werden könnten; es gehörte verſchiedenen Edelleuten gemein⸗ 
ſchaftlich. Wenn dieſe ſich auseinanderſetzten, meinte Friedrich, 
würden ſie anſehnlich dabei gewinnen, und Michaelis empfing 
den Auftrag, die Angelegenheit in die Hand zu nehmen. „Ich 
habe das Vertrauen zu Euch“, ſchrieb der König am 25. Juli 
an ihn, „Ihr werdet auch dieſe Sache zu meinem Wohlgefallen 
zuſtande bringen, fo wie ich mit Euren bisher gemachten Ver⸗ 
beſſerungen recht ſehr zufrieden bin. Ihr habt das alles vor⸗ 
trefflich gemacht, und ich werde deshalb gewiß weiter an Euch 
denken und für Euch ſorgen“ ). 

Ein anderes wichtiges Unternehmen derſelben Art war da- 
mals im Gange. Schon 1776 hatte der König den Miniſter 
v. Derſchau auf den ſogenannten Drömling in der Altmark 
hingewieſen, einen ſechs Meilen langen und drei Meilen breiten 
Bruch, der meiſt aus Moräſten beſtand. Im Jahre des baye⸗ 
riſchen Erbfolgekrieges begannen die Arbeiten, und ſie zogen 
ſich bis zum Tode des Königs hin; 90000 Morgen Sumpf 
wurden dadurch zu Wieſen und Holzkultur gewonnen, in gleicher 
Weiſe fanden noch zahlreiche andere Entwäſſerungen kleinerer 
Lücher und Brücher in der Zeit von 1763 — 86 in den öſt⸗ 
lichen Provinzen ſtatt. Im Jahre 1775 war auch der Netze⸗ 
kanal fertig und die Gegenden an dieſem Fluſſe dadurch nutz 
bar geworden ). 

Zur Erhaltung aller dieſer Anlagen gab der König zahl⸗ 
reiche Graben-, Deich⸗, Ufer- und Schauordnungen, und wie 
das Geſetz vom 14. April 1771 die vorangegangenen Beſtim⸗ 
mungen über das Verfahren bei Aufhebung der Gemeinheiten 
zu einem gewiſſen Abſchluß brachte, ſo enthielt das erneuerte 


1) Stadelmann II, Nr. 427. 429—431. 
2) Ebd. S. 59 und N. 299. 
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Edikt wegen zu verſchaffender Vorflut und Räumung der Gräben 
und Bäche vom 6. Juli 1773, welches für den geſamten Staat 
erging, eine vollſtändige Ordnung aller den Waſſerabfluß be- 
treffenden Verhältniſſe und führte dieſes Gebiet der Landes— 
kulturvorſchriften zum erſtenmale ſyſtematiſch in die allgemeine 
Geſetzgebung ein ). 

Während hier der König das Waſſer in Schranken ein⸗ 
ſchloß und dadurch Ackerland und Wieſen ſchuf, verfolgte er 
zugleich mit vernichtendem Haſſe den Sand. Er wünſchte, daß 
man dergleichen Stellen mit Kiefern beſäen ſollte; man 
würde dann doch wenigſtens Brennholz gewinnen, zugleich den 
Flugſand befeſtigen und es dadurch verhindern, daß derſelbe 
die benachbarten Felder ſchädigte 2). Wiederholt hat Friedrich 
ſolche Weiſungen gegeben und nicht erfolglos; denn in den 
Jahren 1776 - 1782 find 20000 Morgen Sandſchellen mit 
Kiefern bepflanzt worden ). 

Als der König einmal dem Magdeburger Kammerpräſidenten 
den gleichen Auftrag erteilte, fuhr er fort: „Überhaupt müßt 
Ihr Euer Augenmerk darauf richten, daß kein Fleck in der 
Provinz unbenutzt bleibet.“ Ein andermal gab er demſelben 
hohen Verwaltungsbeamten die Weiſung, in einer namentlich 
bezeichneten Gegend mit einem Erdbohrer an verſchiedenen 
Stellen nachſehen zu laſſen, wie tief unter dem Sande gute 
Erde läge. Friedrich wollte dann einen Morgen ſo umpflügen 
laſſen, daß die letztere heraufkäme, und ſehen, wie viel das 
koſtete. Die kurmärkiſche Kammer mußte ſolche Unterſuchungen 
gleichfalls anſtellen. Der König gedachte weiter, mit 3 — 400 
Leuten ſpäter einmal ein großes Stück Land in dieſer Art um— 
graben zu laſſen. Er meinte ganz richtig, es ſei das eine zu 
koſtſpielige Ausgabe für Edelleute; dagegen er könne ſo etwas 
eher unternehmen. Zugleich befahl er der kurmärkiſchen Kammer, 
ſie ſolle zuerſt im Kleinen prüfen, ob man mit Mergel den 


1) Mylius, Novum Corpus Const. V, Teil 2, N. 34, S. 371. 
Meitzen I, 450. 

2) Stadelmann II, N. 305. 323. 428. 

3) Ebd. S. 145. 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 29 
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Sand ebenſo wie mit Lehm verbeſſern könne; wenn das der 
Fall ſei, müſſe man auf einem Fleck von etwa zwei Meilen in 
der Runde weitere Verſuche machen. Sowohl in den Marken 
als in Pommern ließ der König nachſehen, wo Mergelanlagen 
vorkämen. Auch den Schlamm von Gräben riet er zur Ver— 
beſſerung der Sandſchollen zu benutzen, und als er auf einer 
Reiſe in Hinterpommern einen großen Teich bei einem Dorfe 
wahrnahm, befahl er, man ſollte die gute Erde und den 
Schlamm mit Baggern, die er zu bezahlen erbötig war, herauf- 
ſchaffen, den Sandboden damit düngen und ſehen, ob derſelbe 
dadurch fruchtbarer werden würde ). 

Außerdem ſuchte der König ſchlechtes Land durch Anbau 
gewiſſer Pflanzen ertragreicher zu machen. Er hatte ſchon 1765 
vier junge Männer, Söhne von märkiſchen Domänenpächtern, 
nach England geſendet, wo ſie den Landbau, wie er dort be— 
trieben wurde, kennen lernen ſollten. Im Mai des folgenden 
Jahres berief er den zurückgekehrten Neuhaus, um ihn auszu⸗ 
forſchen, und befahl dann, daß dieſer und Sydow, welcher auch 
bald wiederkommen würde, verſchiedene wüſte Plätze, teils mit 
Fichten, teils mit Futterkräutern beſäen ſollten, und zwar wo— 
möglich an Ortern, wo er durchzureiſen pflegte. Neuhaus und 
Sydow ſollten ferner pachtlos werdende Domänenämter zur 
Einführung der engliſchen Wirtſchaft erhalten, damit andere 
zur Nachfolge gebracht würden. Friedrich ließ weiter einen 
engliſchen Landwirt, Namens Wilſon, kommen, und als es 
mit dieſem nicht glückte, gewann er einen andern, welcher 
Brown hieß, und gab ihm das Domänenamt Mühlenbeck, zwei 
Meilen von Berlin, ſamt dem Gelde zur neuen Einrichtung. 
Dieſer Mann entſprach den Wünſchen des Königs, welcher mit 
Vergnügen erfuhr, daß die Sache jetzt einen ſehr guten Fort— 
gang hätte ). 

Friedrich wollte durch die Einführung der engliſchen Land⸗ 


1) Stadelmann II, 495. 462. 442. 406. 534. Sehr ausführlich 
handelt Lamotte in ſeinen praktiſchen Beiträgen zur Cameralwiſſen⸗ 
ſchaft III, 285—362 von dem Mergeln. 

2) Ebd. II, 171, ferner Nr. 165. 225. 226. 
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wirtſchaft, wie er ſelbſt es einmal ausſpricht, hauptſächlich den 
Futterbau vermehren, damit man zahlreiches Vieh halten, das⸗ 
ſelbe beſſer ernähren, dadurch den Boden reichlicher düngen und 
auf dieſe Weiſe fruchtbarer machen könnte. Das Verfahren, 
welches man einſchlug, war folgendes. Man pflanzte weiße 
Rüben, engliſch turnips genannt, ließ dieſelben auf dem Acker 
verfaulen und ſäete nun Klee und andere Futterkräuter darauf, 
um künſtliche Wieſen zu machen 1). Für dieſes Ziel ſuchte 
dann Friedrich die Landbevölkerung zu gewinnen. Am 13. April 
1770 befahl er der Kammer und den Landräten des Herzog⸗ 
tums Magdeburg, ſie ſollten, wenn ſie die Kreiſe bereiſten, 
ſämtlichen Dörfern den Vorteil des Anbaues von Futter⸗ 
kräutern vorſtellen, und wenn ſie fänden, daß nicht drei Stück 
Rindvieh auf die Hufe gehalten würden, die Bauern nachdrück⸗ 
lich anhalten, daß fie eine beſtimmte Fläche mit Luzerne, Espar⸗ 
ſette oder auch Klee bepflanzten. Einige Monate ſpäter ſchrieb 
Friedrich an die Kurmärkiſche Kammer: wenn noch viel ſechs— 
jähriger Acker mit Korn beſtellt werde, gewinne der Landmann 
kaum daran die Koſten; der König habe deshalb befohlen, der— 
gleichen ſchlechte Ländereien mit guten Futterkräutern zu künſt⸗ 
lichen Wieſen zu machen. Die Kammer empfing die Weiſung, 
die Domänenpächter dazu anzuhalten und zu berichten, wo ſich 
in der Kurmark ſolch ſechsjähriges Land befinde und wie dase 
ſelbe genutzt werde; ferner ſollten ſie ſelber Verſuche nach Art 
der engliſchen Wirtſchaft anſtellen, am liebſten an ſolchen Orten, 
welche der König auf ſeinen jährlichen Reiſen zu berühren 
pflegte. Ja, um noch bequemer ſich ſelbſt überzeugen zu können, 
nannte Friedrich am 31. Mai 1771 den Miniſtern ſolches 
Land, das nur einige Meilen von Berlin entfernt lag, und 
befahl, daß dort an drei verſchiedenen Stellen je ein Morgen 
auf ſeine Koſten mit weißen Rüben oder turnips bebauet werden 
ſollte, damit man ſehen könnte, ob dadurch eine Verbeſſerung 
des Bodens herbeigeführt würde *). 


1) Ebd. S. 172 Anm. Oeuvres de Frédéric. VI, 86. 


2) Stadelmann II, N. 210. 213. 234. 
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Um weiter in dieſer Sache fortzufahren, gebot Friedrich 
im Januar 1771 dem kurmärkiſchen Kammerpräſidenten, die 
Domänenpächter in der Nähe von Mühlenbeck ernſtlich anzu⸗ 
halten, daß ſie an Ort und Stelle ſich entweder ſelbſt oder 
durch ihre Verwalter und Söhne von der Nützlichkeit dieſer 
Ackerwirtſchaft überzeugen ſollten. Ferner ließ er ſich einige 
Amter vorſchlagen, wo man ſchon im laufenden Jahre mit der 
Einführung beginnen müßte; die Mittel dazu war er bereit 
herzugeben. Als ihm einige Monate ſpäter die kurmärkiſche 
Landſchaft aus der Städtekaſſe die Summe von 100 000 Thalern 
anbot, hielt er es für billig, das Geld zum Beſten der Provinz 
anzuwenden, die es eigentlich aufgebracht, und er beſtimmte 
deshalb, es ſollte dieſes Kapital zur Einführung der engliſchen 
Wirtſchaft in den Ackerſtädten und den Dörfern des nicht hin- 
reichend bemittelten Adels dienen und gegen 4 Prozent aus⸗ 
geliehen, die einlaufenden Zinſen aber zur beſſeren Beſoldung 
der Schulmeiſter in der Kurmark verwendet werden ). 

Die Erfolge ſcheinen freilich unbedeutend geweſen zu ſein; 
denn neun Jahre ſpäter will Friedrich ſelbſt einen Verſuch an⸗ 
ſtellen, ob es möglich ſei, künſtliche Wieſen anzulegen 2). Er 
trägt alſo dem Miniſter Michaelis am 16. Juni 1780 auf, 
von ſolchem Lande, welches etwa nur alle fünf Jahre beſäet 
werden darf, drei Morgen zu pachten. „Das muß aber nicht 
weit von hier ſein“, ſchreibt der König, „damit ich ſelbſt es 
ſehen kann.“ Im erſten Jahre ſollten Turnips angepflanzt, 
alsdann aber Luzerne und andere Futterkräuter darauf geſäet 
werden. Wenn die Sache gelingt, will der König einen alten 
Gedanken wieder aufnehmen. Er hatte dem neuernannten 
Miniſter v. Derſchau im Jahre 1769 aufgetragen, auch dahin 
zu ſehen, daß die Bauernhöfe, welche zu viel Hufen hätten, 
unter zwei Söhne geteilt würden, da das Magdeburgiſche bei 
ſo gutem Boden nicht genug bevölkert wäre. Jetzt wollte 


1) Stademann II, 236. 237. 


2) Lamotte ſchreibt a. a. O. III, 94 Anm.: Mit dieſer Wirtſchafts⸗ 
methode hat es in der Folge keinen Fortgang gehabt. 
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Friedrich zwiſchen zwei Dörfern ſechs- und neunjähriges Land 
auf dieſe Weiſe nutzbar machen und in der Art eine Kolonie 
dort anlegen, daß der Bauer, welcher zwei Söhne hätte, einen 
daſelbſt anſetzen ſollte, während der Konig die Häuſer bauen 
würde. Friedrich war der Anſicht, es dürften ſich die Bauern 
nicht beſchweren, daß ihnen das Land, welches ſie wegen der 
Entlegenheit ohnedem nicht nutzen könnten, abgenommen würde, 
weil es ihre eigenen Kinder wären, die es wieder bekämen ). 
Bei ſolchen Beſtrebungen mußte der König hocherfreut ſein, 
als er von der Lupine vernahm, die auf ſehr leerem, trockenem 
Sande ſich entwickelt und eine verhältnismäßig große Menge 
Stickſtoff aufſammelt. Im Anfange des Jahres 1781 ließ er 
aus Italien Samen kommen und betrieb nun mit allem Ernſte 
die Einführung des Lupinenbaues, indem er dem Miniſter 
Michaelis und der kurmärkiſchen Kammer beſchrieb, wie dabei 
verfahren werden müßte; ſie ſollten in fünf- und ſechsjährigem 
Lande Verſuche machen. Es bezeichnet die etwas unruhige 
Weiſe des Königs, daß er nicht wartet, bis er einen ſicheren 
Erfolg davon getragen hat, ſondern im voraus berechnen läßt, 
wie viel die Kurmark an ſolchem Grund und Boden beſitzt 
— es ſind 141000 Morgen, — und daß der Miniſter 
v. Werder ſchon jetzt einen Plan entwerfen muß, wo die neuen 
Dörfer anzulegen ſind, die dann mit den zweiten Söhnen der 
Bauern beſetzt werden ſollen. Friedrich will dieſen die Häuſer 
bauen, die Kühe kaufen und Menſchen und Vieh im erſten 
Jahr erhalten. Die Koſten belaufen ſich hoch; aber er iſt 
bereit, große Summen für dieſen Zweck herzugeben, wenn er 
nur weiß, ob dieſe künſtlichen Wieſen auch wirklich herzuſtellen 
ſind. „Denn wenn wir dies nicht machen können“, ſchreibt er 
am 18. September 1785 an Werder, „ſo geht das Übrige 
hier auch nicht an.“ Zu große Bauernhöfe, die wegen ihres 
Umfanges nicht gut bewirtſchaftet werden könnten, gedachte 
Friedrich ebenfalls zerlegen und den einen Teil an die zweiten 
Söhne geben zu laſſen. Für das Jahr 1787 wurden 100000 


1) Stadelmann 189. 469. 
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Thaler beſtimmt, die auf dieſe Weiſe verwendet werden 
ſollten +). . 

Wer wagte, ſolche Bemühungen zu tadeln, auch wenn die 
Erfolge nur gering waren? Dagegen gelang es dem Könige, 
den Anbau des roten Klees recht in Aufnahme zu bringen. 
Am Ende des Jahres 1770 ließ er 800 Pfund von dem 
beſten holländiſchen Samen aus Amſterdam kommen und unter 
die bedürftigſten und betriebſamſten Wirte der Domänen in 
der Kurmark verteilen, und zehn Jahre ſpäter konnte er bereits 
verfügen, daß man bei den Landeseinwohnern ſolchen Samen 
kaufen ſollte ). 

Ferner ſuchte Friedrich die Kartoffel in ſeinen Landen zu 
verbreiten. Im Jahre 1764 ſpricht er ſeine Verwunderung 
darüber aus, daß in Schleſien ein ſo großes Vorurteil gegen 
dieſe Frucht herrſche, und er befiehlt alſo, daß die Bauern 
wenigſtens 4, die Gärtner 2 Metzen im nächſten Frühjahr 
ſtecken müßten. Im folgenden Jahr hörte der König ſogar, 
daß das Geſinde ſich weigerte, die Kartoffeln zu eſſen, weil die 
Vorgänger es auch nicht gethan hätten, und daß dieſer Eigen⸗ 
ſinn dem Anbau ſehr ſchädlich wäre. Als nun die eingeſandten 
Tabellen im Jahre 1768 noch immer keinen großen Fortſchritt 
zeigten, gebot er, daß jeder Bauer wenigſtens 8, und jeder 
Gärtner 4 Metzen ausſtecken ſollte. Dagegen in der Kurmark 
verbreitete ſich dieſe Frucht in erfreulichſter Weiſe; daher ent- 
band der König im Jahre 1774 die Kammern von der 
weiteren Einſendung von Generaltabellen über den Anbau der 
Kartoffel >). 

Mit gleichem Eifer betrieb Friedrich den Hopfenbau. Im 
Jahre 1776 erfuhr er mit Vergnügen, daß die Kurmark nicht 


1) Stadelmann II, 491—493. 530. 536. 542. 543. 584. 601 bis 
604. 616. 622. 638. 

2) Ebd. II, N. 221. 482. 

3) Ebd. II, N. 158. 186. 217. Korns Ediktenſammlung VIII, 
655. In der Priegnitz, der Alt-, Mittel- und Uckermark wurden 
1765 gebaut 1653 und gewonnen 5862 Wispel, 1773 dagegen 3878 
Wispel gebaut und 21384 Wispel gewonnen. Rödenbeck II, 362. 
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nur ihren Bedarf geerntet, ſondern auch noch einige Tauſend 
Wispel übrig hätte. Dem Vorſchlage Derſchaus gemäß verbot 
er nun die Einfuhr des fremden Hopfens. Wie erſtaunt war 
er deshalb, als er einmal aus Berlin fuhr und dabei zwei 
großen Karren mit Hopfen aus dem Deſſauiſchen begegnete! 
Sogleich mußte der Miniſter eine Unterſuchung anſtellen und 
Abhilfe ſchaffen. Ein anderes Mal nahm Friedrich mit Un⸗ 
behagen wahr, daß ſogar der Kümmel aus Sachſen zum Ver⸗ 
kauf in Berlin eingebracht würde, und etliche Wochen ſpäter 
bemerkte ſein wachſames Auge, daß in die Stadt Potsdam ein 
großer Wagen mit Meerrettich und Bollen hereinfuhr. Beide 
Male befahl er ſogleich, es ſollte die Einfuhr aus Sachſen 
durch vermehrten Anbau unnötig gemacht werden ). 

Auch dem Forſtweſen hatte der König von Anfang ſeiner 
Regierung an große Aufmerkſamkeit geſchenkt. An die Stelle 
der Plänterwirtſchaft trat die Schlagwirtſchaft, d. h. Friedrich 
ließ nicht mehr einzelne Bäume hier und da heraushauen, 
ſondern es mußte der Wald in Bezirke geteilt, dieſe, wenn an 
ſie die Reihe kam, abgeholzt und für Aufforſtung dann alsbald 
Sorge getragen werden. Vor dem Siebenjährigen Kriege belief 
ſich der Ertrag aus den märkiſchen und pommerſchen Waldungen 
auf ungefähr 150 000 Thaler; während desſelben aber fand 
eine greuliche Verwüſtung ſtatt, und nach hergeſtelltem Frieden 
mußte der König mit Strenge darauf ſehen, daß erneute Pflege 
die frühere Blüte wieder zurückführe. Dem Oberforſtmeiſter 
Sohr ſchrieb er am 30. Mai 1766: er habe die demſelben 
anvertrauten Waldungen noch ganz in dem nämlichen traurigen 
Zuſtande wie im vorigen Jahre gefunden und werde nach dieſer 
letzten Verwarnung ihn endlich wegjagen und nach der Feſtung 
ſchicken, wenn er ſich nicht ändere. Die Oberforſtmeiſter 
v. Kroſigk und v. Byla empfingen am folgenden Tage die 
gleichen Vorwürfe, und Friedrich bedrohte ſie mit Abſetzung, 
wenn ſie keine beſſeren Veranſtaltungen treffen würden. Aber 


1) Stadelmann II, N. 305. 313. 316. 319. 320. 343. 475. 544. 
547. 5 
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es iſt doch merkwürdig, daß Friedrich ſechs Jahre ſpäter in 
dem Köpenicker Forſt eine heilloſe Wirtſchaft vorfindet, indem 
die Waldungen nicht allein ſehr ſtark ausgehauen, ſondern auch 
nicht das Mindeſte wieder angepflanzt worden iſt. Der Land⸗ 
jägermeiſter v. Lüderitz empfing nun den Auftrag, dem Ober⸗ 
forſtmeiſter v. Kroſigk die pflichtwidrige Nachläſſigkeit, welche 
derſelbe gezeigt hätte, ſehr hart und ernſtlich zu verweiſen und 
dafür Sorge zu tragen, daß die öden Flecke wieder gehörig 
bepflanzt würden. Jedoch im Juni 1775 mußte Kroſigk aber⸗ 
mals den Vorwurf hören, daß ganz große Strecken im Köpe⸗ 
nicker Walde ganz leer wären, obwohl ſie noch dazu in der 
Nähe des Waſſers lägen ). 

Als der König Weſtpreußen in Beſitz genommen hatte, 
ſuchte er auch dort eine beſſere Ordnung im Forſtweſen einzu⸗ 
führen. Es ſollten die Heiden daſelbſt ebenfalls in Schläge 
nach der Art des Holzes eingeteilt werden, Eichen in ſolche 
von 100, Kiefern von 40 Jahren. Wenn alle Bäume eines 
Schlages gefällt wären, müßten die Stubben ausgerodet und 
der Schlag ſogleich wieder beſäet werden; außerdem ſollte man 
einen Zaun und Graben darum ziehen, damit kein Vieh ein⸗ 
dringen und die Schonung beſchädigen könnte. Solche Ver— 
haltungsbefehle gab Friedrich dem weſtpreußiſchen Oberforſt⸗ 
meiſter, als er im Jahre 1776 in Graudenz war. Ganz die⸗ 
ſelben Vorſchriften ſchickte der König neun Tage ſpäter an das 
Forſtdepartement, welches im Jahre 1771 neu errichtet worden 
war, und er nennt hierbei die Heiden bei Köpenick, Berlin und 
Potsdam als ſolche, die vor andern in Schläge ſollten ein⸗ 
geteilt werden. Man muß alſo glauben, daß der König noch 
nicht, einmal in der nächſten Nähe mit ſeinen Abſichten bisher 
hatte durchdringen können. Und dafür, daß die Sache ſich ſo 
verhalten habe, ſprechen auch noch einige andere Stellen in 
ſeinen Verordnungen. Am 3. Oktober 1776 berichtete der 
Landjägermeiſter von Lüderitz über die Anpflanzungen in den 
kurmärkiſchen Forſten, die er eben beſichtigt; aber er empfing 


1) Stadelmann II, N. 167. 168. 253. 295. 
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keine freundliche Antwort. „Ich muß Euch ſagen“, erwiderte 
Friedrich, „daß die vielen Tabellen die Sache nicht ausmachen.“ 
Der König klagte dann über die Forſtbedienten: an den Wegen, 
wo ſie wüßten, daß er durchkäme, gäben ſie ſich einige Mühe, 
und etliche Tauſend Schritte weit fände man wohl etwas von 
Bäumen; aber dahinter wäre alles leer und kahl und geſchähe 
nichts. „Die Wälder ſind ja beinahe ganz ausgegangen“, 
ſchrieb der erzürnte König; „beſonders bei Potsdam und Köpenick 
bis nach Fürſtenwalde zu, da iſt es am allernotwendigſten, daß 
die Beſamung und Anpflanzung recht ernſtlich vorgenommen 
wird“ ). 

Drei Jahre ſpäter befahl Friedrich dem neuen Oberförſter 
und Landjäger Luſt in Potsdam, ſich mehr Mühe zu geben 
als ſein Vorgänger; denn die Forſten dieſer Gegend befänden 
ſich jetzt in den traurigſten Umſtänden. Auch in der Neumark 
nahm Friedrich, als er im Juni 1783 die Provinz bereiſte, 
eine recht liederliche Wirtſchaft wahr; er meinte, wenn das 
noch vier Jahre ſo fortginge, würde von allem Holze gar nichts 
mehr übrig ſein, hauptſächlich deshalb, weil die Heiden nicht 
in ordentliche Schläge eingeteilt worden wären, obwohl er ſo 
oft und ſo ernſtlich das befohlen hätte. Diesmal ſchalt aber 
Friedrich nicht bloß, ſondern er befahl auf dem Generaldirek— 
torium, zwei Förſter, die er bezeichnete, ſamt dem Oberforſt— 
meiſter in Gewahrſam zu nehmen und die ſchärfſte Unter— 
ſuchung durch ein Mitglied der Kammer und einen Juſtizbeamten 
ſofort anſtellen zu laſſen 7). 

Daß der König unaufhörlich einſchärfte, die Sandſchollen 
mit Kiefern zu beſetzen, iſt bereits erwähnt worden, und ebenſo 
ließ er die in den Forſten befindlichen wüſten Plätze und 
Moräſte trocken und urbar machen. Übrigens beobachtete 
Friedrich nicht nur ſtrenge die Staatsforſten, ſondern er hatte 
auch durch das Geſetz vom 22. Mai 1765 in den Marken 
und Pommern die Forſten des Adels und der Beſitzer adeliger 


1) Stadelmann II, 361 (4. Ott. 1776). 
2) Ebd. 420. 535. 
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Güter unter die Aufſicht der Kriegs- und Domänenkammern 
geſtellt, denen die Oberforſtmeiſter, Landjäger und Förſter An⸗ 
zeige machen mußten, wenn ſie bemerkten, daß irgendwo Holz 
in unordentlicher, übermäßiger und verwüſtender Weiſe gefällt 
würde. Die Kammern hatten dann die Sache den Gerichten 
zu übergeben, welche Strafe von 50 bis zu 1000 Thalern und 
mehr verhängen konnten *). 

Aber nicht allein den Wäldern ſchenkte der König ſeine Auf— 
merkſamkeit, ſondern auch den Obſtbäumen. Er hatte ſchon 
in der erſten Hälfte ſeiner Regierung für die Anpflanzung und 
Vermehrung der letzteren mannigfaltige Vorſchriften gegeben, 
und er verlor dieſen Gegenſtand niemals gänzlich aus den 
Augen. Den Schleſiern warf er vor, daß ſie ſchlechterdings 
nichts vom Obſtbau verſtänden, und er gab deshalb dem 
Miniſter v. Hoym den Rat, aus der Pfalz, wo man damit 
gut bekannt wäre, Leute kommen zu laſſen und einige davon 
in jedem Kreiſe mit Bewilligung eines kleinen Hauſes und eines 
etwas geräumigen Gartens anzuſetzen. Dieſe würden auch das 
Trocknen der Früchte am beſten verſtehen und andern lehren 
können, beſonders den Gebirgsbewohnern. Friedrich wünſchte, 
daß der Adel ebenfalls Obſtgärtner auf ſeinen Gütern ein⸗ 
nehmen möchte. Dieſelbe Maßregel empfahl er ſpäter der 
weſtpreußiſchen Kammer und Kammerdeputation ). 

Für die Kurmark gründete Friedrich auf ſeine Koſten vierzig 
Kreisgärtnereien. Die Inhaber derſelben ſollten nach der Sn- 
ſtruktion vom 23. Auguſt 1773.8) die Baumpflanzungen an 
den Straßen überwachen; dort, wo keine wären, neue anlegen 
und den Unterthanen im Obſtbau und in der Baumzucht, ohne 
Bezahlung zu nehmen, Unterricht erteilen. Zu dem Ende 
hatten die Kreisgärtner die Pflicht, zweimal jährlich ihren 
Bezirk zu bereiſen und nachzuſehen, ob die Baumgärten gehörig 


1) Stadelmann II, N. 395. Nov. Corp. Const. V, n. 52. 53. 

2) Ebd. 250. 266. 331. 

3) Sie ſteht bei Lamotte, Praktiſche Beiträge zur 1 
ſchaft I, 59, Aum. ff. 
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gepflegt und gute Sorten von Obſtbäumen angepflanzt würden. 
Endlich ſollten ſie aus ihren eigenen Gärten den Landleuten 
gute Bäume, Pflanzen und Sämereien überlaſſen können und 
ihnen überhaupt inbezug auf die Pflege der Gärten ein Vor⸗ 
bild ſein. Sie empfingen zum Bau eines Hauſes das not⸗ 
wendige Holz und 200 Thaler und außerdem vier Morgen 
Land, wofür fie einen entſprechenden Zins nach genoſſenen Frei⸗ 
jahren zahlen mußten; ſie erhielten ferner jährlich aus der 
Kreiskaſſe 30 Thaler dafür, daß ſie die Alleeen an den Wegen 
beſorgten und die Dorfbewohner in der Wartung der Bäume 
unterwieſen. Über ihre Thätigkeit mußten ſie in jedem Dezember 
dem Landrate Bericht erſtatten ). 

Außer den Obſtbäumen empfahl Friedrich die Anpflanzung 
von ſolchen Bäumen, deren Laub als Futter für die Schafe 
dient, z. B. der Pappelweiden und Rüſtern; die kurmärkiſche 
Kammer empfing den Befehl, die Dörfer hierzu ſtreng anzu— 
halten 2). Die gewöhnlichen Kaſtanien genügten ihm nicht, weil 
ſie weiter keinen Nutzen brächten, und er dachte deshalb daran, 
die echten Kaſtanien bei ſich anzupflanzen; denn er hegte die 
Überzeugung, daß andere ſeinem Beiſpiele folgen würden, und 
ſo befahl er im April 1786 dem Geheimen Kommerzienrat 
Schütze zu Berlin, ihm 400 Stück von der beſten Art aus 
Italien kommen zu laſſen. Ebenſo trug er ſeinem Geſandten in 
Madrid auf, ihm 36 Stück Pflanzen vom ſpaniſchen Muskateller⸗ 
wein aus Andaluſien zu beſorgen und darauf zu achten, daß 
ſie mit voller Wurzel und gehöriger Erde verſehen, ſorgfältig 
ausgehoben und gut eingepackt würden. Späteſtens im No⸗ 
vember ſollten fie ankommen “). 

Mit dem Ackerbau iſt die Viehzucht eng verbunden, be— 
ſonders die Rindviehzucht. Inbezug hierauf erging am 4. Mai 
1765 ein wichtiges Reglement. Dasſelbe wies auf den Unter- 


1) Der Gedanke rührt von dem Kriegs- und Domänenrat Grothe in 
der kurmärkiſchen Kammer her. Ebd. 47. 

2) Lamotte a. a. O. II, 216ff. iſt hierüber ſehr ausführlich. 

3) Ebd. N. 2342). 271. 619. 620. 639. 
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ſchied hin, welcher erfahrungsmäßig bei gleicher Fütterung 
zwiſchen den verſchiedenen Arten inbetreff der Schwere ſowohl 
als des Milchertrages der Tiere beſtehe; deshalb müſſe man 
zur Zucht nur die beſte Art wählen und die Bullochſen nicht 
auf den Weiden frei unter den Kühen herumlaufen laſſen. 
Letzteres wurde jetzt auf das ſtrengſte verboten und außerdem 
angeordnet, daß man nur ausgeſuchte Tiere der beſten Art zur 
Zucht halten dürfe und dieſelben beſtändig im Stalle verwahren 
müſſe ). 

Die verderblichen Seuchen, welche jährlich ſtarke Ver⸗ 
wüſtungen unter dem Rindvieh anrichteten und zufriedene 
Menſchen plötzlich ins Unglück ſtürzten, beſchäftigten den König 
wiederholt. Im Jahre 1766 ließ er bekannt machen, daß die⸗ 
jenigen, welche die drei Arten der Viehſeuchen zu beſtimmen 
und dienſame Mittel dagegen anzuzeigen wüßten, eine Belohnung 
von 1000 Dukaten für jede Art der Kur empfangen ſollten. 
Friedrich zeigte dabei ſeinen guten Willen, ohne doch Abhilfe 
ſchaffen zu können, aber man verlor den Gegenſtand nicht aus 
den Augen. Weil man zu bemerken glaubte, daß die Seuche 
ſeltener und weit weniger gefährlich in Schleſien aufträte, ſchrieb 
man es der mehr bedachtſamen Wartung und Fütterung des 
Viehes zu, welches dort anſtatt des geringen Kochſalzes, das 
ihm in den übrigen Provinzen gegeben würde, beſtändig Stein⸗ 
ſalz lecken könnte und das Futter nicht kalt, ſondern gebrüht 
empfinge. Der kurmärkiſche Kammerpräſident v. Siegroth 
ſtellte dieſes Verfahren ausführlich dar. Der König genehmigte 
den Aufſatz, welchen das Generaldirektorium alsdann im Ok⸗ 
tober 1769 ſämtlichen Kammern zuſchickte mit dem Befehle, 
die ſchleſiſche Art der Fütterung und Wartung auf den Do— 
mänen⸗Amtern und in Ackerſtädten von Stund an einzuführen, 
beſonders das Lecken vom Steinſalz, welches hauptſächlich als 
ein Schutzmittel gegen die Seuche betrachtet würde 2). 


1) Novum Corpus Const. 1765. n. 43. 

2) Lamotte a. a. O. IV, 454 ff. Übrigens hatte man ſchon 1752 
von der Breslauer Kammer Nachricht über den Gebrauch des Steinſalzes 
(bei den Schafen) erhalten. Ebd. 510. 
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Der König entnahm aus Schleſien noch eine andere Ge- 
wohnheit und empfahl die Stallfütterung anſtatt der Nacht⸗ 
weiden, die noch in der Kurmark gäng und gäbe waren. Er 
meinte, von dem Vieh, welches ſo genährt würde, könnte die 
Milch nicht ſo gut ſein und ſo viel Butter geben. Er hat 
ſpäter dem ſchlefiſchen Miniſter v. Hoym den Auftrag erteilt, 
ihm eine ganz ausführliche Beſchreibung der Stallfütterung zu 
ſchicken, die ſo abgefaßt wäre, daß andere Leute ſie verſtehen 
und ſich danach einrichten könnten. Indem der König dem 
pommerſchen Kammerpräſidenten an demſelben Tage Mitteilung 
hiervon machte, gab er zwei Gründe dafür an, nämlich den 
größeren Gewinn an Dünger und die Sicherheit gegen das 
Viehſterben ). 

Was übrigens urſprünglich den aufmerkſamen König zur 
Stallfütterung hinleitete, war der Umſtand, daß immer noch 
ſo viel Butter, wie früher, aus Sachſen und Holſtein eingeführt 
wurde, trotzdem daß er ſo viel neues Wieſenland geſchaffen und 
der Rindviehſtand ſich dadurch anſehnlich vermehrt hatte. Den 
Nachtweiden gab er nur zum Teil die Schuld, befahl aber dem 
Miniſter v. Derſchau, dahin zu wirken, daß die Leute das Vieh 
mehr im Stalle fütterten und fleißiger Butter bereiteten. Der 
Kammerpräſident v. Gaudi mußte den Leuten in den urbar 
gemachten Gegenden an der Netze vorſtellen, daß ſie in Berlin 
einen guten Abſatz finden und beſſere Preiſe erhalten würden, 
und ſie überreden, dorthin ihre Butter zu Waſſer zum Ver— 
kaufe zu ſchicken; die Fracht könnte nicht ſehr hoch zu ſtehen 
kommen, da ein Schiffsgefäß viel Ware zu faſſen vermöchte. 

Die Ausſicht, jährlich 200000 Thaler im Lande zu be— 
halten, ließ den König nicht ruhen. Er rechnete, daß er in 
4—5 Jahren imſtande fein würde, dieſes Ziel zu erreichen; 
um aber dahin früher zu gelangen, kam er auf den Gedanken, 
den bedürftigen Unterthanen, welche ſich die Tiere ſelbſt anzu— 
ſchaffen nicht vermochten, unter die Arme zu greifen und ihnen 
den dritten Teil des mehr zu haltenden Viehes zu ſchenken. 


1) Stadelmann II, N. 497. 498 (2. Juni 1771). 
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Mit großem Vergnügen erfuhr er eben damals von dem guten 
Fortgange der Landesverbeſſerungen; „da werden ja 5000 
Stück Kühe mehr gehalten werden können“, ſchrieb er freudig 
dem Miniſter v. Derſchau und teilte demſelben zugleich ſeine 
Abſicht mit, nach dem Vorgange des Prinzen Ferdinand auf 
ſeine Koſten einige Familien aus Holland kommen zu laſſen 
und fie dort anzuſetzen, wo der Viehſtand recht anſehnlich ver- 
ſtärkt würde, damit die Leute von ihnen das Buttermachen 
lernen könnten. Diejenigen, welchen er die Kühe ſchenkte, ſollten 
ſie ſich übrigens ſelber kaufen, weil ſie dann zufriedener ſein 
würden, als wenn die Departementsräte fie beſorgten. Außer⸗ 
dem meinte der König: „der Bauer, der eine Kuh bekommen 
ſoll, wird ſich ſchon bemühen, ſich ein gutes Stück anzuſchaffen, 
das der Weide und des Futters bei ihm gewohnt iſt, weil das 
ſein eigener Nutzen erfordert; läßt man dagegen das Vieh im 
ganzen ankaufen, ſo wird ſolches aus verſchiedenen Gegenden, 
wie es nur zu bekommen iſt, zuſammengetrieben, und wenn es 
dann an Ort und Stelle hingebracht und verteilt wird, ſo iſt 
es mehrenteils des daſigen Futters nicht gewohnt, ſchafft alſo 
nur wenig oder gar keinen Nutzen, und die Abſicht wird nur 
ſchlecht erreicht.“ Zu Trinitatis 1777 wollte Friedrich mit 
der Schenkung beginnen “). 

In der That gelang es dem Könige, die Einfuhr zu ver⸗ 
mindern. Im Jahre 1775 waren in der Kurmark noch für 
257000 Thaler Butter vom Auslande gekauft worden, und 
im Jahre 1780 verminderte ſich dieſer Betrag trotz der Ver—⸗ 
mehrung der Einwohner auf 146 000 Thaler. Eben damals 
kam auch ein Oſtfrieſe mit ſeiner Familie nach Brandenburg; 
er ward auf dem Domänenamte Königshorſt angeſetzt, und 
zugleich beſtimmte Friedrich, daß aus den verſchiedenen Provinzen 
Leute dahin abgehen ſollten, um das Buttermachen recht zu 
erlernen, die dabei zu benutzenden Geſchirre und Gefäße zu 
ſehen und die gewonnene Kenntnis alsdann im Lande weiter 
zu verbreiten ). 


1) Stadelmann II, N. 310 (30. Okt. 1775) 314. 365. 367. 373. 
2) Ebd. N. 481. 483 und S. 199. 


Viehzucht. 463 


Auch für die Eier wollte Friedrich das Geld nicht nach 
Sachſen gehen laſſen. Deshalb befahl er der kurmärkiſchen 
Kammer, ſie ſolle die Amtleute und Unterthanen anweiſen, ſich 
fleißiger auf die Hühnerzucht zu legen, und beſtimmen, daß die 
ſogenannten Zins hühner nicht in Geld, ſondern in Wirklichkeit 
abgeliefert würden. Der Miniſter v. Derſchau mußte die neu 
anzuſetzenden Koloniſten verpflichten, eine gewiſſe Zahl Hühner 
zu halten. Außerdem aber war es nötig, dafür zu ſorgen, 
daß die Eier zuſammengefahren und nach Potsdam und Berlin 
gebracht würden. „Die Leute ſind hier ſo dumm“, ſchrieb 
Friedrich, „daß ſie nicht allein auf ſolche Sachen fallen und 
ſich zu helfen ſuchen, da das doch ihr eigener Nutzen mit ſich 
bringt; alſo iſt es nötig, daß man ſie ein bißchen aufklärt und 
zurechtweiſt.“ Ahnliche Befehle gingen an den Kammerpräſidenten 
in Magdeburg; die Leute, bemerkte der König weiter, könnten 
dann ihre Eier mit leichter Mühe gerade ſo wie die Butter zu 
Waſſer oder ſonſtwie nach Potsdam oder Berlin hinſchaffen. 
Es ſind auch wirklich ſowohl im Magdeburgiſchen als im 
Halberſtädtiſchen die nötigen Vorkehrungen getroffen worden ). 

Zu ſeinem großen Verdruſſe nahm Friedrich am 1. Oktober 
wahr, daß ein Wagen aus Sachſen Eier und Wachholderbeeren 
nach Potsdam brachte; da gab er denn ſogleich der Kammer 
ſein Mißfallen kund und befahl ihr, die wirkſamſten Veran— 
ſtaltungen zu treffen, daß an ſolchen im Lande gewonnenen 
Sachen weder in Berlin, noch in Potsdam ein Mangel ſei. 
Dem Miniſter aber ſchrieb der König am 9. Oktober 1782: 
nach ſechs Monaten ſolle die Einfuhr der Eier aufhören 7). 

Auch das Mäſten des Federviehes empfahl Friedrich. Von 
Franzoſen waren früher fettgemachte Kapaunen, Puten und 
Hühner häufig verkauft worden; aber das hatte aufgehört, und 
es gab in Berlin keinen Menſchen, welcher dieſes Geſchäftes 
kundig geweſen wäre. Deshalb wendete ſich der König an 
Hoym und trug ihm auf, aus der Gegend von Glogau, wo 


1) Stadelmann II, N. 409. 439. 452. 470. 495 und S. 628, N. 2 
2) Ebd. 541. 542 fin. 
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man das Mäſten recht verſtände, einen Mann zu beſorgen, 
welcher bereit wäre, nach Berlin überzuſiedeln. Auch die Bienen⸗ 
zucht empfahl Friedrich wegen ihrer Einträglichkeit angelegent⸗ 
lich den Bauern. „Wenn die Unterthanen ſich nur mehr damit 
abgeben würden“, ſchrieb er einmal, „ſo könnten ſie ſchon 
daraus allein ihre Kontribution bezahlen“ ). 

Alſo ſorgte Friedrich unabläſſig für das Wohlergehen des 
Landvolkes, für Flur und Wald. Von dem chineſiſchen Kaiſer 
erzählt man, daß er einmal im Jahre hinter dem Pfluge 
hergehen müſſe, um ſeine Hochachtung vor dem Ackerbaue zu 
zeigen. Das hat Friedrich niemals gethan; aber ſein ganzes 
Leben lang iſt er für denſelben erfolgreich thätig geweſen, und 
man würde nicht übertreiben, wenn man ſagte: kein glühender 
Anbeter des perſiſchen Ahuramasda habe ſich mehr bemüht, die 
Erde mit nützlichen Bäumen und Kräutern zu ſchmücken, als 
der große König. 


Fünftes Kapitel. 
Die Städte, Gewerbe, Handel. 


Von den Rittergutsbeſitzern und den Bauern wenden wir 
jetzt unſern Blick auf die Städte, die vom König in gleicher 
Weiſe behandelt wurden. „Das Landvolk“, ſchreibt er im 
Politiſchen Teſtamente von 1768, „leidet durch Hagel, Dürre, 
Blitz, Viehſterben u. ſ. w. Die Städte werden manchmal 
vom Feuer verzehrt. Nun iſt es ungerecht, daß derjenige, 
welcher ſein Einkommen verliert, ſo bezahlen ſoll, als ob er 
es hätte. Da die Menſchlichkeit gebietet, daß niemand über 
ſeine Kräfte belaſtet werde, giebt es drei Kaſſen, aus denen 


1) Stadelmann II, N. 440. 270. Vgl. 498. 
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ſolche Verluſte gedeckt werden.“ Nach der Angabe des Königs 
enthielt die eine, die er die preußiſche nennt, 120 000 Thaler, 
die ſchleſiſche 80 000 und diejenige, über welche das General- 
direktorium zugunſten der Marken, Pommerns und der übrigen 
Provinzen verfügte, 250000. Nach der Erwerbung von 1772 
mag eine Verſtärkung ſtattgefunden haben. Zuweilen aber trat 
auch der Herrſcher ſelbſt helfend ein, z. B., wenn ganze Städte 
von den Flammen verzehrt wurden. „Die Ausgaben dieſer 
Art haben mich viel gekoſtet“, ſchreibt Friedrich in dem ge- 
nannten Teſtament, „aber ich bedauere ſie nicht; denn es iſt 
die Pflicht eines jeden Menſchen und folglich noch mehr des 
Mächtigen, den Unglücklichen und Notleidenden beizuſtehen.“ 
Wie ſehr kümmerte ſich dabei der König um die Einzel⸗ 
heiten! Als er 1775 von der Muſterung in Schleſien nach 
Potsdam zurückkehrte, vernahm er unterwegs, daß in Schwiebus 
abermals ein Feuer ausgebrochen und 27 Häuſer abgebrannt 
wären. Er ſchickte dem Miniſter Hoym ſogleich die Nachricht 
mit dem Befehl: er ſolle fic) das merken, damit der Wieder- 
aufbau derſelben zu ſeiner Zeit geſchehe. Weiter war dem 
Könige von den Leuten erzählt worden, daß Polkwitz in der 
Zeit der öſterreichiſchen Herrſchaft eine Vorſtadt gehabt habe; 
dieſelbe ſei aber abgebrannt und die Einwohnerſchaft dadurch 
gänzlich verarmt. Hoym ſollte nun die Sache genauer unter. 
ſuchen. Zu Michaelis 1780 zeigte Friedrich demſelben Miniſter 
an: in Reichenbach gäbe es wüſte Plätze, worauf Häuſer mit 
Ziegeldächern errichtet werden müßten, ebenſo wären in Neiſſe 
14 ſehr ſchlechte Häuſer, die er dem General v. Rothkirch ge- 
zeigt hätte, neu aufzuführen. „übrigens will ich“, fuhr der 
König fort, „zum Bau der katholiſchen Kirche in Neuſtadt 
etwas beitragen, damit die Leute dort ſehen, daß ohnerachtet 
ihrer ſtarken Abneigung gegen unſere Religionsverwandten man 
ihnen doch alles mögliche Gute thut.“ Und im folgenden 
Jahre ſchrieb der König wieder in ſolchen Angelegenheiten aus 
Schweidnitz an Hoym: es ſei in Polkwitz ein Haus eingeſtürzt, 
und am Thore gebe es ſchlechte baufällige Häuſer. Desgleichen 
Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 30 l 
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ehe man in Landshut ſolche von lauter Holz; „wenn da ein— 
mal Feuer auskommt“, ſchrieb er, „ſo iſt kein Retten.“ Auch 
in Freiburg waren in der Striegauer Vorſtadt einige abge⸗ 
brannte Häuſer noch nicht wieder aufgebaut worden. Friedrich 
rechnete, daß ihn dieſe 20—25 Häuſer ungefähr 15000 Thaler 
koſten würden, wenn er den Leuten Gratifikationen gäbe ). 
Der Schaden, welchen die Feuersbrünſte verurſachten, ſchmerzte 
den König ſehr, und er verlangte von Herzen zu wiſſen, wie 
man wohl die vielen Schindeldächer, welche ſo gefährlich wären, 
abſchaffen könnte; denn die Schindeln flögen wegen ihrer 
großen Leichtigkeit ſchnell weit herum und brächten raſch 20 
bis 30 Häuſer in Brand. Der König fragte den Miniſter, 
ob nicht dünne Bretter ſich beſſer eigneten, allerdings nur ſo 
lange, bis Ziegeln genug vorhanden wären. Ferner ſollte 
Hoym auf die Feuerwehr eines jeden Ortes recht achten, daß 
immer einer der entſchloſſenſten und lebhafteſten Mitglieder des 
Magiſtrates zum Feuermeiſter beſtellt würde; derſelbe müſſe 
bei ausbrechendem Unglücke ſofort auf dem Platze ſein und es 
verſtehen, vernünftige Anſtalten zu treffen und die Leute zum 
Löſchen mit Ernſt antreiben, wenn ſie mit Güte nicht wollten. 
Gerade in Schleſien kamen ſolche traurige Zufälle wieder 
holt vor. „Eine Stadt nach der andern brennt ab“, klagte 
der König, als im Sommer 1776 Ratibor und Jauer guten⸗ 
teils vom Feuer zerſtört wurden, und er beſchloß, ernſter vor⸗ 
zugehen. Er befahl einem Oberſtlieutenant v. Goltzen, nach 
Berlin zu kommen und ſich mit den Löſchanſtalten dieſer Stadt 
recht gründlich bekannt zu machen und alles in Schleſien dann 
auf denſelben Fuß zu bringen. Goltzen war in der Grafſchaft 
Glatz angeſeſſen und pflegte jährlich dorthin zu gehen. Er 
ſollte ſich nun bei dieſer Gelegenheit ſeines Auftrages entledigen 
und da, wo eine Garniſon läge, dem Kommandanten, in den 
anderen Städten dem Vernünftigſten und Geſchickteſten aus dem 
Magiſtrate die Aufſicht und Anordnung in ſolchen Fällen über⸗ 
tragen. Bei der Hinreiſe, meinte der König, könnte der Oberſt⸗ 


1) Stadelmann II, N. 540. 565. 
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lieutenant Naumburg, Sagan, Goldberg, Hirſchberg, Schmiede— 
berg, Landshut, Gottesberg, Bolkenhain, Freiburg u. ſ. w., 
und auf der Rückreiſe die kleinen Sädte des platten Landes, 
die keine Garniſonen hätten, beſuchen und dort alles in ge— 
hörige Ordnung bringen. Im Jahre 1786 wies Friedrich 
150000 Thaler für die Städte Stargard, Landsberg an der 
Wartha und Soldin an; die davon zu bauenden Häuſer ſollten 
maſſiv errichtet werden. In Stargard ließ der König die längs 
dem Waſſer gelegenen feuergefährlichſten und in Soldin die 
ſchlechteſten Häuſer abbrechen und an ihrer Stelle andere maſſiv 
und mit Ziegeldächern aufführen, damit bei entſtehender Feuers⸗ 
brunſt der Flamme deſto eher Einhalt geſchehen könnte ). 

Ebenſo gab Friedrich Geld her, wenn das Waſſer die Ge— 
bäude zerſtörte; ja, er warnte wohl ſchon vorher. So ſchrieb 
er am 26. Mai 1786 an Hoym: da nun die Zeit bald komme, 
wo der Schnee im Gebirge zu ſchmelzen und die Gewäſſer ſich 
zu ergießen pflegen, ſolle der Miniſter auf der Hut ſein und 
alle erſinnliche Vorſicht anwenden, damit dadurch an der Oder 
und Neiſſe kein Unglück geſchehe. 

Wie die Bauern, ſo beobachtete der König die Bürger, 
welche Ackerland beſaßen, und jah nach, ob fie dasſelbe auch ordent- 
lich bewirtſchafteten. Als er nun verſchiedentlich das Gegenteil 
wahrnahm, da erſchien es ihm höchſt erforderlich, daß den un— 
kundigen Handwerkern eine Anleitung gegeben würde. Wer 
aber ſollte das thun? Der König hielt es für durchaus not— 
wendig, daß in jeder ſolchen Stadt ein Mitglied des Magiſtrates 
im Landbau wohl erfahren wäre, und er trug deshalb dem 
Generaldirektorium auf, eine Verfügung zu erlaſſen, daß fortan 
hierauf beſtändig geachtet werden ſollte, wenn ein Bürgermeiſter 
oder eine Magiſtratsperſon zu wählen wäre ). 

Die Austrocknung von Brüchen und die anderen Landes- 
verbeſſerungen kamen auch den Städten zugute. Im Dezember 
1783 legte der Geheime Finanzrat Schütz einen Plan zur 


1) Stadelmann II, N. 303. 357. 633. 


2) Ebd. N. 626. 321. 
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Ablaſſung der Seen im Amte Neuſtettin vor, ein Unternehmen, 
welches nicht allein für die angrenzenden Dörfer, ſondern auch 
für Neuſtettin ſelbſt vorteilhaft ſein würde. Letztere Stadt 
ſollte nun ein Vorwerk auf dem ihr zufallenden Grund und 
Boden anlegen; die Bürger widerſprachen zwar, aber Friedrich 
glaubte keine Rückſicht darauf nehmen zu müſſen, weil die Maß⸗ 
regel offenbar zum Beſten von Neuſtettin gereichen würde, und 
er ermächtigte Schütz, den Plan auszuführen *). 

Vornehmlich aber ſuchte Friedrich das Gewerbeweſen zu 
fördern. Er meinte, wenn man den kleinen Städten aufhelfen 
und ihnen mehr Nahrung verſchaffen wolle, müſſe man ſolche 
nützliche Manufakturen anlegen, welche ſich dahin ſchicken ). 
Und was er in dieſer Richtung vor dem Siebenjährigen Kriege 
gethan, das nahm er wieder auf, ſowie der erſte blaue Streifen 
durch die trüben Wolken ſichtbar wurde. Bereits am 7. De⸗ 
zember 1762 trug er von Leipzig aus mehreren hohen Offizieren 
auf, Fabrikanten und andere nützliche oder auch bemittelte Leute 
zur Anſiedelung in ſeinen Landen zu bewegen unter dem Ver— 
ſprechen, daß fie und ihre Kinder vor aller Werbung und Ein— 
tragung in die Kantonsliſten geſichert fein ſollten. Gleiche Voll⸗ 
machten gab Friedrich einige Tage ſpäter dem Geh. Finanzrat f 
v. Brenckenhoff für diejenigen, welche ſich in Pommern und den 
Marken niederlaſſen würden, und dieſer machte den königlichen 
Befehl auch ſogleich bekannt. Etliche Monate ſpäter wurden 
in einem neuen Edikte die Wohlthaten und Vorteile wiederholt, 
deren ſich ſowohl fremde bemittelte Perſonen und Familien als 
auch Fabrikanten, Handwerker und Arbeiter bei ihrer Nieder— 
laſſung in den preußiſchen Landen würden zu erfreuen haben. 
(8. April 1764.) Danach ſollten die Einwanderer nicht allein 
vom Militärdienſte, ſondern auch zwei Jahre lang von allen 
bürgerlichen Laſten fret fein, und deshalb auch für das ent- 
ſchädigt werden, was die Accife von ihnen gewinnen würde. 
Dieſe Vergütung wurde für ein Jahr im voraus bezahlt, und 


1) Stadelmann II, N. 565. 
2) Ebd. N. 421. 
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ſie betrug 3 Thaler für den Mann, 2 Thaler für die Frau, 
1 Thaler für ein Kind über, und ½ Thaler für ein Kind 
unter 12 Jahren. Wer ſich in den Marken, Pommern, 
Magdeburg und Halberſtadt niederließe, ſollte die angegebenen 
Vorteile ſogar drei Jahre lang genießen. Eingangsabgaben 
waren für die nur zum eigenen Gebrauch und nicht zum Handel 
beſtimmten Habſeligkeiten nicht zu entrichten. Diejenigen Per⸗ 
ſonen ferner, welche Häuſer beſäßen, keine bürgerliche Nahrung 
trieben und nur von ihren eigenen Mitteln lebten, ſollten ſogar 
gänzlich unbeſteuert bleiben. Man ſieht, wie ſehr der König 
die Wohlhabenden anzulocken ſuchte. Als Reiſekoſten empfingen 
die Einwanderer ſogenannte Meilengelder, und zwar auf den 
Kopf zwei Groſchen für die Meile. Die fremden Handwerker 
bekamen das freie Bürger- und Meiſterrecht, und diejenigen 
von ihnen, welche fic) auf dem platten Lande niederließen, er— 
hielten ſogar das zum Aufbau ihrer Häuſer notwendige Holz 
oder eine Geldentſchädigung, wenn es in der Nähe keine könig— 
lichen Forſten gab, außerdem eine fünfzehnjährige Freiheit von 
allen Steuern, und die Häuſer ſollten ihnen erblich ver— 
bleiben ). 

Von denjenigen, welche ſo beſchenkt worden waren, ver— 
langte der König, wie man ſich denken kann, Ordnung, Fleiß 
und Betriebſamkeit. Als er vernahm, daß ein Gaſthofsbeſitzer 
in Potsdam und ſeine Leute ſchon ſeit geraumer Zeit eine ſehr 
ſchlechte und liederliche Wirtſchaft führten, mußte das der 
Magiſtrat den Schuldigen recht ſcharf und nachdrücklich ver— 
weiſen und ihnen dabei alles Ernſtes androhen: der König 
werde ſie ſonſt nach Spandau ſchicken und dem Gläubiger, wel— 
cher am meiſten zu fordern habe, das Haus weggeben; denn 
er habe dasſelbe nicht mit vielen Koſten erbauen laſſen und 
dann dem gegenwärtigen Beſitzer geſchenkt, damit eine ſo lieder⸗ 
liche Wirtſchaft darin getrieben werde 2). Freilich konnte nur 
von einem unbeſchränkten Herrſcher eine ſolche Drohung aus— 
gehen. 

1) Lamotte, Abhandl. I, 183 ff., 185 Anm. 

2) Preuß, Urkundenbuch IV, 273, N. 23 (7. Juli 1776). 
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Außerdem ſuchte der König die Handelsthätigkeit ſeiner 
Unterthanen zu beleben und zu erweitern. Er hatte ſich ſchon 
früher mit dem Gedanken getragen, eine Bank in Berlin zu 
gründen; aber es war nicht dazu gekommen. Im September 
1764 empfing er von einem Italiener, Namens Johann Anton 
v. Calzabigi, einen außerordentlich umfaſſenden Plan, welcher 
die Beſtrebungen des Königs für die Wohlfahrt ſeiner Unter⸗ 
thanen ſehr zu fördern ſchien. Friedrich ſetzte deshalb auch 
eine Bankkommiſſion unter dem Vorſitze des Miniſters v. Hagen 
ein und befahl ihr, die Ausführung zu beſorgen. Von ſeinen 
Geſandten ließ er ſich außerdem Berichte über die Organiſation 
der Banken in verſchiedenen Ländern ſchicken. Die Geſchäfts⸗ 
welt aber verhielt ſich kühl, und die Zeichnung von Aktien 
nahm trotz der größten Anſtrengungen, die gemacht wurden, 
einen überaus langſamen Fortgang. Da erachtete die Kom⸗ 
miſſion es für notwendig, eine Nachricht über das ganze Unter- 
nehmen in die Offentlichkeit zu bringen; jedoch ſie erreichte 
damit ihren Zweck nicht. Wie alle Welt jetzt erfuhr, ward 
eigentlich eine Aktiengeſellſchaft mit einem Kapital von 25 Millionen 
Thalern in Ausſicht genommen, deren Vorſtand nicht allein 
Wechſel diskontieren, ſondern noch mancherlei andere Geſchäfte 
treiben ſollte; denn es wurde dieſer Bank der direkte Handel 
nach allen Land⸗ und Seegegenden, der ausſchließliche Handel 
mit Holz aus den königlichen und Kämmereiforſten außerhalb 
des Königreiches und beſondere Begünſtigungen ſowohl inbezug 
auf den polniſchen und ruſſiſchen Handel als in Abſicht auf die 
Ausfuhr der ſchleſiſchen Leinwand zugeſprochen. Die Bank 
follte ferner alles Gold und Silber ausmünzen, Pfand- und 
Leihhäuſer errichten und allein die Land- und Seeverſicherung 
übernehmen. Die Fremden, welche durch Einzahlung Aktien 
erwürben, ſollten gleiche Vorzüge wie die Unterthanen genießen 
und, wenn ſie ſich in Preußen niederließen, auch zur Leitung 
der Bank mitgelangen können. Endlich wurde natürlich eine 
gute Dividende ſowie ein Steigen der Aktien in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt. 

Anſtatt zu ermuntern, beunruhigte die Bekanntmachung 
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nur noch mehr. Viele fürchteten nicht ohne Grund, daß ſie 
außerſtand geſetzt werden würden, ihr Geſchäft weiter zu bee 
treiben, und es war vergeblich, wenn der König erklärte, daß 
weder die Kaufleute von der Bank, noch dieſe von jenen geſtört 
werden ſollte. Seine Abſicht war löblich; denn ſie ging dahin, 
mehr Geld in den Handel zu ziehen und in Umlauf zu ſetzen, 
die Schiffahrt und den direkten Verkehr mit auswärtigen 
Staaten zu erweitern, Fabriken und Manufakturen, die noch 
nicht vorhanden wären, zu errichten und dadurch nicht allein 
das Geld im Lande zu erhalten, ſondern auch durch einen 
blühenden Handel fremdes Geld und fremde Kaufleute mit 
ihrem Vermögen hereinzuziehen. Aber die Aufregung legte ſich 
nicht, und es war ein großes Glück, daß der König es vermied, 
das Unternehmen vom grünen Tiſch aus zu befehlen, ſondern 
Vertreter das Handelsſtandes aus Berlin, Breslau, Hirſchberg, 
Stettin, Colberg, Magdeburg und Halberſtadt berief, um deren 
Anſichten über die Sache zu vernehmen und fie über die Ore 
ganiſation der Bank aufzuklären. 

Die Mehrzahl der Deputierten bezog ſich auf ſchriftlich ein- 
gereichte Gutachten; die Breslauer empfahlen darin die Grün— 
dung von Giro- und Leihbanken in den Haupt-Handelsorten. 
Beſonderen Anklang fanden die Stettiner und Magdeburger, 
welche mit aller Schärfe darlegten, daß der Kredit der Bank 
unter der Verkoppelung derſelben mit den in Vorſchlag ge- 
brachten ganz fremdartigen Geſchäften leiden würde und daß 
die ausſchließlichen Vorrechte ſchädlich und gehäſſig wären. Vor 
ihrer Abreiſe in die Heimat mußten die Deputierten auf das 
Schloß vor den König kommen, welcher dieſe Gelegenheit be- 
nutzte, den ſchleſiſchen Kaufleuten zu erklären, daß ihr Leinwand⸗ 
handel durch die Bank nicht beeinträchtigt werden würde ). 

Die Stimme des Volkes verhallte nicht wirkungslos. Der 
König trennte das Verſicherungsgeſchäft von der Bank und 
errichtete unter dem 17. Januar 1765 eine beſondere Geſell— 


1) Geſchichte der königlichen Bank in Berlin (von Niebuhr), S. 19ff. 
174182. Poſchinger, Bankweſen und Bankpolitik in Preußen J. 57ff. 
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ſchaft, die Aſſekuranzkammer, die bis 1791 gedauert hat. Es 
wurde ferner noch in demſelben Jahr eine levantiſche Handels- 
geſellſchaft, und im folgenden eine Nutz- und eine Brennholz⸗ 
Handlung gegründet. Endlich errichtete Friedrich durch das 
Edikt vom 17. Juni 1765 eine Bank. Im Eingange gab er 
Nachricht von dem, was er anfangs gewollt, und legte dann 
die Schuld, weshalb der erſte Plan zu Falle gekommen, ver- 
ſchiedenen Kaufleuten bei, die einigen alten hergebrachten Ge⸗ 
wohnheiten und Gebräuchen, ſie möchten gegründet ſein oder 
nicht, noch zu ſehr anhingen und ſich ohne Unterſchied vor 
allem fürchteten, was nicht ſchlechterdings damit übereinſtimmte 
oder ihrer Denkungsart und ihren Begriffen gemäß wäre. 
Dann erklärte Friedrich, daß er die Einrichtungen und Geſetze 
der Banken in Amſterdam, London und Hamburg habe genau 
unterſuchen laſſen und zu dem Entſchluſſe gekommen ſei, eine 
Giro⸗, Disfonto- und Lehnbank aus Staatsmitteln zu errichten. 
Er wollte zu dem Ende ein Kapital von acht Millionen Thaler 
aus dem Schatz entnehmen, und er hoffte, dadurch und bei den 
ſehr mäßigen Zinſen, welche verlangt würden, den Umlauf des 
Geldes merklich zu erleichtern, den Fleiß der Unterthanen auf⸗ 
zumuntern und endlich den übermäßigen und unerhörten Wucher 
zu verhindern, welcher bisher ungeachtet der ſcharfen Geſetze ſich 
in aller Art von Handel eingeſchlichen und Adel und Unter- 
thanen in einem grauſamen Joche gehalten und auf das empfind⸗ 
lichſte gedrückt und erſchöpft hätte. Die Bank ſollte von jedem 
andern Departement unabhängig ſein. An die Spitze des 
Bankweſens ſtellte der König den Obermarſchall und Miniſter 
Reichsgrafen v. Reuß. 

Friedrich wollte ſo bald als möglich in Preußen, Schleſien 
und Weſtfalen ebenſolche Banken errichten, die von dem Bank⸗ 
direktor in Berlin abhängen, die nämlichen Einrichtungen haben 
und ihre Rechnungen dorthin ablegen ſollten ). Einige Tage 
bevor er jenes Edikt unterzeichnete, ſetzte er den ſchleſiſchen 
Miniſter v. Schlabrendorff von ſeinem Vorhaben, zuerſt eine 


1) Niebuhr, S. 186. 187. 
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Bank in Berlin, und dann in Breslau eine zweite zu gründen, 
in Kenntnis und verlangte deſſen Mitwirkung. „Wobei Euch 
zur Nachricht dient“, fuhr der König fort, „daß ich dieſerhalb 
von keinen Oppoſitionen oder Schwierigkeiten Eurerſeits nicht 
das Allergeringſte wiſſen will.“ Schlabrendorff, welcher nicht 
wußte, was er hierbei thun könnte, wandte ſich an den Grafen 
Reuß und bat um Rat; aber dieſer bemerkte, daß er zu der 
Leitung der Bank recht wie jener zur Ohrfeige gekommen ſei; 
der König habe ihn wiſſen laſſen, in welche Stellung er ihn 
einſetze, ohne vorher ihm auch nur die allergeringſte Nachricht 
von der Einrichtung, Natur und Beſchaffenheit der Sache ge- 
geben zu haben. „Ich muß alſo gehorſam alles thun, was 
mir befohlen werden wird“, fuhr Reuß fort, weil S. K. Maj. 
alles ſelbſt angeben und befehlen“ ). 

Der gewöhnlich ſo ſparſame König belohnte hier mit ver— 
ſchwenderiſcher Freigebigkeit diejenigen, die ihm behilflich geweſen 
waren; der Oberſtlieutenant Quintus Icilius empfing 13125 
Thaler und zwei Hamburger Kaufleute, Coſſels und Wurmbt, 
zuſammen 65625 Thaler. Jedoch das Unternehmen mißglückte, 
teils weil man die Kaufleute zwingen wollte, das neue Bankgeld 
allgemein in Gebrauch zu nehmen, hauptſächlich aber durch die 
Mißwirtſchaft der Fremden, welche die Geſchäftsleitung in ihre 
Hände gebracht. Der König äußerte ſich in ſeinen Denkwürdig⸗ 
keiten ſehr kurz hierüber, aber er geſteht doch zu, daß die Vere 
luſte, welche die Bank erlitt, durch die Unwiſſenheit oder die 
Betrügerei ihrer Verwalter verurſacht worden ſeien 2). 

Trotz aller Verdrießlichkeiten, die er gehabt, hielt Friedrich 
an dem Gedanken feſt, eine Bank herzuſtellen, welche der Wohl— 
fahrt ſeiner Unterthanen dienen ſollte. Merkwürdigerweiſe wurde 
den neuen Beratungen abermals ein Plan von Calzabigi zu⸗ 
grunde gelegt; denn Friedrich glaubte noch immer an die große 
Einſicht des Italieners, und er wollte auch an ſeiner Recht— 
ſchaffenheit und Uneigennützigkeit nicht zweifeln, ſondern ſchrieb 


1) Poſchinger I, 127. 
2) Oeuvres VI, 78. 
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den ſchlechten Erfolg, welchen derſelbe mehrfach gehabt, dem 
Umſtande zu, daß er entweder keine guten Maßregeln getroffen, 
oder daß ihn das Unglück verfolgt habe ). Den neuen Plan 
Calzabigis übergab der König im September 1766 dem Groß⸗ 
kanzler von Jariges und dem Generaldirektorium zur Prü⸗ 
fung. 

Von jenem verlangte Friedrich noch ein anderes Gutachten. 
Er glaubte nämlich, daß die Indulte, welche vielfach Kaufleuten 
erteilt würden, dem Kredit der übrigen geſchadet hätten, und 
er verlangte nun zu wiſſen, wie der Großkanzler darüber dächte. 
Jariges antwortete am 22. September, daß dergleichen In⸗ 
dulte nur mit Zuſtimmung der Gläubiger vom Juſtizdepartement 
gegeben würden, und er wollte daran nichts geändert haben, 
ſondern er wünſchte vielmehr eine gründliche Unterſuchung über 
die Urſachen, welche den Mangel des Geldes ſowohl als den 
Verfall des Handels und der Fabriken hervorgebracht hätten. 
Der König ſtutzte; denn er glaubte die Urſachen zu kennen, und 
er rechnete dazu die Abneigung der Kaufmannſchaft gegen die 
Bank. Aber er beruhigte ſich hierbei nicht und befahl zwei 
Tage ſpäter dem Generaldirektorium, die Urſachen dieſes Ver⸗ 

falles anzuzeigen. 

ö Am 1. Oktober überſendeten die Miniſter v. Blumenthal 
und v. Hagen dem Könige zwei Berichte. Der eine betraf die 
ſchlimme Lage der Fabriken. Die Miniſter führten zuerſt die 
allgemeinen Urſachen an: Teuerung der Lebensmittel und des 
Brennholzes, unerhörte Höhe der Hausmiete, ferner Anlage 
vieler neuer Fabriken, beſonders Wollfabriken, im Reich, in 
Polen und der Schweiz, und Ahnliches. Dann gingen die 
Miniſter zu einzelnen Arten über, von denen ſie vier behan⸗ 
delten. Weil Schleſien nicht unter dem Generaldirektorium 
ſtand, blieb dieſe Provinz unberückſichtigt, obgleich ſie gerade 
bei den Leinwandfabriken hätte ſehr in Betracht kommen müſſen; 
in Preußen, Pommern, den Marken, Magdeburg und Halber⸗ 
ſtadt gab es deren zu wenig, den weſtfäliſchen aber ſchadete die 


1) Friedrich an Calzabigi 24. Juli 1766, bei Niebuhr, S. 196. 
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ſtarke Vermehrung der ſchottiſchen und iriſchen Fabriken, und 
auch in der benachbarten Grafſchaft Rittberg waren ſolche ſamt 
vortrefflich gelegenen Bleichen angelegt worden. 

Über die Inhaber von Sammet⸗ und Seidewarenmagazinen, 
Entrepreneure oder Verleger genannt, fällten die Miniſter ein 
vernichtendes Urteil; dieſelben wären keine gelernten Fabrikanten, 
ſagten ſie, und beſäßen nicht einmal ſo viel Wiſſenſchaft, um 
nach Erfordernis einer jeden Gattung von Zeugen die Seide 
gehörig zu ſortieren, und fie müßten ſich deshalb auf ihre Werk 
meiſter verlaſſen. Infolge deſſen hätten dieſelben große Lager 
von meiſtenteils ſchlechten Waren und wenig Hoffnung, ſie aus⸗ 
wärts abzuſetzen, wo man ſie viel billiger bekäme. So be— 
ſaßen, wie die Miniſter anführten, die beiden Entrepreneure 
der Berliner und der Potsdamer Sammetfabrik und die fünf 
Entrepreneure der Berliner Seidenfabriken damals für 624 278 
Thaler fertige Waren in ihrem Lager. 

Wie glaubhaft hier das Generaldirektorium ſchreibt, er- 
kennen wir aus einer Angabe Friedrichs. Im folgenden Jahre 
klagten die Entrepreneure der Frankfurter Taffetfabrik, daß ſie 
einen ganz außerordentlichen Vorrat von Waren und keinen 
Abſatz hätten. Es fand ſich in der That, daß ihr Beſtand in 
Berlin auf 400 000 Thaler ſich belief. Um den Verkauf nun 
zu beſchleunigen, bewilligte der König ihnen 10 Prozent Ver⸗ 
gütigung und gab ihnen im September 1767, als ſie für 
100 000 Thaler Waren verſchleißt hatten, 10000 Thaler. 
Etwa vier Monate ſpäter reichten dieſelben Fabrikanten eine 
neue Rechnung von 20000 Thalern ein. Friedrich ſtutzte, 
denn es kam ihm ganz unglaublich vor, daß es damit ſeine 
Richtigkeit haben könnte, ſie müßten denn auf der letzten Frank— 
furter Meſſe für 200 000 Thaler Waren verkauft haben. 
„Überhaupt kann ich Euch nicht bergen“, ſchrieb der König bei 
dieſer Gelegenheit an den Miniſter v. Horſt, „wie ich nur allzu 
oft und dazu noch auf eine recht grobe Weiſe von den Fabri— 
kanten betrogen worden bin, und ich würde mich ſchämen 
müſſen, wenn ich mich fernerhin von ihnen hinter das Licht 
führen laſſen wollte.“ Trotzdem erklärte ſich der König bereit, 
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für jene Waren, die im Betrage von 400 000 Thalern in 
Berliner Magazinen vorhanden geweſen waren, die noch übrigen 
30 000 Thaler zu zahlen ). 

Wie ſehr übrigens Friedrich bei ſeinen Gründungen in 
Anſpruch genommen wurde, davon ein Beiſpiel. Drei Fran- 
zoſen, Laurent, Joiron und Desjardins, errichteten eine Fabrik 
von kamelhaarnen Plüſchen, Camelotten, Berkanen und Man— 
cheſter; ſie empfingen zu ihrer Unterſtützung in den beiden 
Jahren 1764 und 1765 zuſammen 25000 Thaler, und das 
Haus, das ihnen gebaut wurde, koſtete 35000 Thaler. Zu— 
gleich verbot Friedrich, um ihre Fabrik in Gang und Aufnahme 
zu bringen, alle ausländiſchen Waren dieſer Art dadurch, daß 
er den ungeheuren Zoll von 4 Thalern auf die Elle legte und 
dieſe Maßregel ſpäter auch auf Schleſien ausdehnte. Aber zu 
Anfang des neuen Jahres kamen jene Franzoſen doch wieder 
und verlangten einen beträchtlichen Vorſchuß zur Fortſetzung 
ihrer Fabrik. Jedoch Friedrich ließ ihnen ſagen: ſie müßten 
ſich jetzt allein weiterhelfen und ihm nicht gänzlich zur Laſt 
fallen wollen. So ſchrieb er am 15. Januar 1766 an den 
Geh. Finanzrat Urſinus, welcher den Fabrikanten die königliche 
Willensmeinung eröffnen ſollte ). 

Acht Monate ſpäter mußte der nämliche Verwaltungs- 
beamte für das Generaldirektorium den Bericht anfertigen, 
welchen der König über die Urſachen des Verfalles der Fabriken 
und des Handels verlangt hatte; ob die Miniſter dann den⸗ 
ſelben einfach angenommen, ob ſie weggelaſſen oder zugeſetzt 
haben, iſt bisher unbekannt geblieben. Den erſten Teil haben 
wir einigermaßen kennen gelernt. Noch merkwürdiger iſt aber 
der zweite, welcher eigentlich gegen das ganze handelspolitiſche 
Syſtem des Königs gerichtet war. Die Miniſter ſtellten die 
Monopole als ſehr ſchädlich hin. Die neu gegründete Levan⸗ 


1) Rödenbeck II, 177. Übrigens wurden die 10 Prozent auch noch 
ſpäter vom Könige gegeben. Ebd. S. 156 (Februar 1768). 
2) Ebd. II, 170. N. 74 auf S. 174 gehört nicht in das Jahr 


1777, wo Schlabrendorff ſchon lange tot war, ſondern vorausſichtlich in 
das Jahr 1767. 
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tiſche Handelsgeſellſchaft hatte das ausſchließliche Recht, die 
Waren aus dem Morgenlande zu holen. Die Baumwoll— 
fabrikanten gerieten dadurch in arge Verlegenheit. Sie hatten 
bisher aus erſter Hand ihren Rohſtoff bezogen und dafür andere 
Waren hingeſchickt; jetzt aber mußten ſie ballenweiſe die Baum⸗ 
wolle nehmen und mit barem Gelde bezahlen. Außerdem hatte 
die Geſellſchaft nicht einmal alle Sorten; es fehlte z. B. ihr 
die leichtere macedoniſche Baumwolle. Aber fie erhob den An— 
ſpruch, daß nur durch ihre Hände die Fabrikanten ſolche kommen 
laſſen dürften. 

Beinahe noch merkwürdiger iſt es, daß die Geſellſchaft 
vom Könige die Erlaubnis erhielt, den Handel mit Zitronen, 
Orangen und anderen Früchten an das Hamburger Handelshaus 
Eggers & Comp. zu übertragen, und ſie verlangte nun, daß 
dergleichen Früchte einen ſehr hohen Zoll bezahlen müßten, 
wenn ſie nach Preußen ohne Geleitsbriefe des genannten Hauſes 
gebracht würden. Von letzterem ließ die Geſellſchaft ſich einen 
Thaler für die Kiſte geben und rechnete dabei auf einen jähr— 
lichen Gewinn von 12000 Thalern aus dieſem einzigen Artikel. 
„Vermutlich wird der Hamburger“, meinten die Miniſter, 
„nicht weniger verdienen wollen, folglich muß dieſer Wucher 
notwendig auf das Publikum fallen, und ſolches noch überdies 
abwarten, was für Früchte jenes Handelshaus zu liefern ſeinem 
Intereſſe gemäß findet.“ 

Blumenthal und Hagen führten weiter das Privilegium 
an, welches Schweigger & Söhne in Petersburg genoſſen. Für 
alle ruſſiſchen Erzeugniſſe, die nicht durch fie in Preußen ein- 
geführt wurden, mußten 2 Prozent an ſie gezahlt werden und 
ſogar 5—8 Prozent für diejenigen Waren, welche für fremde 
Rechnung ohne ihre Vermittelung durch die königlichen Lande 
hindurchgingen. Wenn ſich dieſer Geſchäftszweig in der That 
auf eine Million jährlich belief, wie Blumenthal und Hagen 
dem Könige angaben, ſo brachte jenes bloße Vorrecht vielleicht 
einen Gewinn von ungefähr 40000 Thalern. Haben die 
Miniſter unrecht, wenn ſie die Maßregel beklagen? „Es iſt 
ſchlechterdings wider die Natur aller Handlung“, ſchreiben ſie, 
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„einen Kaufmann nötigen zu wollen, daß er ſeine Aufträge 
zum Einkauf von Waren an ein ihm anzuweiſendes Comptoir 
richte; aber auswärtige Kaufleute an das Schweiggerſche 
Comptoir in Petersburg zwingen zu wollen, iſt eine noch viel 
weniger ausführbare Sache.“ Die Miniſter fürchteten, daß 
die Fremden für die ruſſiſchen Produkte ſich andere Wege ſuchen 
würden, ohne die königlichen Lande zu berühren. Die aller⸗ 
größte Bedrückung aber ſahen ſie in der ſeit einem Jahr ein⸗ 
geführten Generaltabaksverpachtung, wie ſie das mit einiger 
Ausführlichkeit darlegten. Sie beklagten weiter die Bank⸗ 
einrichtungen und den damit verknüpften Zwang; denn dadurch 
wäre es gekommen, daß die meiſten Kaufleute ihren Handel 
eingeſchränkt und den auswärtigen Kredit verloren, das Wechſel— 
geſchäft aber nach auswärtigen Handelsplätzen ſich weggewendet 
hätte, und die fremden Kapitalien aus dem Lande gezogen 
worden wären. 

Die Miniſter überließen es weiter der Beurteilung des 
Königs, ob nicht die neue Acciſe-Einrichtung einen nachteiligen 
Einfluß auf die Fabriken und den damit verknüpften Handel 
haben würden, indem die Erhöhung der Abgaben von Fleiſch 
und Getränke mehr betrüge, als die aufgehobenen Abgaben 
vom Brot, und das Arbeitslohn dadurch teurer werden müßte !). 
Endlich erzählten die Miniſter von allgemeinen Klagen über die 
Steigerung der Sätze bei dem Poſt- und Fuhrweſen, welche 
den Handel beeinträchtigten. 

In der Inſtruktion, welche Friedrich am 20. Mai 1748 
dem Generaldirektorium gegeben, war dieſes ausdrücklich ange⸗ 
wieſen worden, den Tranſithandel nicht mit hohen Abgaben zu 
belegen. Hierauf beriefen ſich die Miniſter, und ſie bedauerten, 
daß ſich dieſes geändert hätte, ſeit in Magdeburg und Halber⸗ 
ſtadt und zum Teil auch in der Kurmark im Anfange der 
fünfziger Jahre ſehr hohe Durchgangszölle unter mancherlei 


1) Die Räte Hartmann und Schnecker gaben 1770 einen andern 
Grund an, nämlich daß die Accifebeamten den Dienſteifer bis zum Über⸗ 
maße trieben. H. Fechner, Die handelspolitiſchen Beziehungen Preußens 
und Oſterreichs (17411806), S. 492, Anm. 2. 
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Benennungen eingeführt worden wären; nachdem aber noch der 
ſogenannte Aufſchlagsimpoſt vor beinahe zwei Jahren dazu⸗ 
gekommen ſei, habe ſich die Lage noch verſchlimmert. Wie die 
Miniſter weiter ausführten, wurden jetzt die von Hamburg 
nach Sachſen, ins Reich und ſonſt hin- und zurückgehenden 
Waren auf dem neuen Wege über Lüneburg und Braunſchweig 
zum größten Schaden der Unterthanen des Königs verſendet. 
Ein Hauptverkehr fand während der Meſſe zu Frankfurt a. O. 
ſtatt; da wurden die Waren der Wollen- und Baumwollen- 
fabriken an fremde Käufer, beſonders aber nach Polen, abge- 
ſetzt. Aber ſeitdem die zwiſchen Polen und Sachſen hin- und 
hergehenden Waren auch während der Meſſe mit Zöllen von 
8—30 Prozent belegt wären, drohten die polniſchen Juden, 
nicht mehr nach Frankfurt kommen zu wollen, ſondern dafür 
die Leipziger Meſſe zu wählen, und Oſterreich und Sachſen 
verſprächen ihnen jede Erleichterung ſowohl in Abgaben als in 
Verbeſſerung der Wege durch Böhmen und Mähren ). 

Wir ſehen, Blumenthal und Hagen benutzen die Gelegen— 
heit, um dem Könige zu ſagen, daß ſie inbezug auf den Handel 
ganz anders denken, als er. Sie verlangen, daß es einem 
jeden Kaufmanne frei bleiben müſſe, ſeine Waren ſich einkaufen 
zu laſſen, von wo und durch wen er wolle. Sie halten ferner 
die verſchiedenen Monopole dem allgemeinen Handel ſehr 
ſchädlich, inſofern dieſelben den Tranſit- und Tauſchhandel 
ſtören und die Waren im Lande ſelbſt verteuern. 

An dem nämlichen 1. Oktober empfing Friedrich auch ein 
Gutachten des Großkanzlers und der Miniſter Blumenthal 
und Hagen über den neuen von Calzabigi eingereichten Bank— 
plan, welcher dem Publikum einen noch weit ſtärkeren Zwang 
aufgelegt hätte, als der frühere; die Miniſter führten z. B. 
an: da alles, was über 150 Thaler ſich beliefe, durch die 
Bank gehen ſollte, würden auch die Großgrundbeſitzer gar kein 
Geld mehr zur Bezahlung ihrer Schulden und zur Verbeſſerung 
ihrer Güter finden. 
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Mit der eigentlichen Bank ſollte noch ein Comptoir ver⸗ 
bunden werden, welches die Aufgabe hätte, den Gold- und 
Silberhandel zu übernehmen und die Banknoten im Auslande 
zu vertreiben. An die Spitze desſelben wollte Friedrich einen 
Holländer, Namens Clement, ſtellen, den er das Jahr zuvor 
zum Präſidenten der levantiſchen Handelsgeſellſchaft gemacht 
hatte; gegen dieſen erhoben aber die Miniſter die größten Be- 
denken. Sie wüßten zuverläſſig und nicht durch Kaufleute, 
ſagten ſie, daß dieſer Mann ein geringes Vermögen und keinen 
Kredit beſitze, ſondern beides erſt durch die neue Bank ge⸗ 
winnen wolle, um höchſt wahrſcheinlich mit dem geſammelten 
Gelde dann außer Landes zu gehen. Inzwiſchen aber ſuchte 
Calzabigi mit ſeinen Helfershelfern alle diejenigen, welche Be⸗ 
denken gegen ſeine Pläne vorbrächten, bei dem König als un— 
wiſſende Menſchen und Böſewichter anzuſchwärzen. In dem 
Begleitwort ſchrieben die drei Miniſter: ſie wären vollkommen 
überzeugt, daß die Feinde des Königs und des königlichen 
Hauſes ſich freuen würden, wenn dieſer Plan in die Offentlich⸗ 
keit käme und zur Ausführung gelangte. Sie erklärten ſich 
alsdann bereit, einen andern Plan vorzulegen, wenn der König 
eine Bank ohne jeden Zwang in Berlin und Breslau haben 
wollte, die ihm einen unſchädlichen Vorteil geben und zugleich 
den Fabriken und dem Handel nach und nach wieder aufhelfen 
ſollte ). 

Schon am Tage darauf antwortete Friedrich aus Charlotten- 
burg dem Generaldirektorium, ohne ſich bei dieſer Gelegenheit 
an den manchmal von ihm angeführten Wahlſpruch des Kaiſers 
Auguſtus Festina lente zu erinnern. Einen Übelſtand erkannte 
der König bereitwillig an und befahl, ihn abzuſtellen. Dem 
Kommerzienrate Schmidt, der aus Aachen ſtammte und Dis⸗ 
ponent des Lagerhauſes war, ſollte nämlich verboten werden, 
Tuche fernerhin aus ſeiner Heimat in großer Menge in Preußen 
einzuführen und dadurch den inländiſchen Manufakturen einen 
großen Nachteil zu verurſachen. Aber wie hatte Friedrich eine 
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ſolche Erlaubnis geben und wie das Abkommen der levantiſchen 
Handelsgeſellſchaft mit dem Hamburger Hauſe inbezug auf die 
Einfuhr der Zitronen und Orangen genehmigen können? 

In dem, was Blumenthal und Hagen ſonſt geſchrieben 
hatten, erblickte der König überzeugende Beweiſe von ihrer Un— 
wiſſenheit und geringen Einſicht in das Handels- und Fabrik⸗ 
weſen. Heutzutage würde ſich mit Recht kein Miniſter das 
ſagen laſſen, ohne den Dienſt aufzukündigen. Doch war die 
Antwort des Königs immer noch ruhig abgefaßt; aber jie ent- 
hielt eine eigenhändige Nachſchrift, in welche Friedrich die ganze 
Schale ſeines Zornes ergoß. Sie lautete in dem bekannten 
ſchlechten Deutſch: „ich erſtaune über der impertinenten 
Relation ſo ſie mir ſchicken, ich entſchuldige die Ministres mit 
ihre Ignorence, aber die Malice und corruption des Con- 
cipienten muß exemplarich beſtrafet werden ſonſten bringe ich 
die Canaillen niemahls in der Subordination.“ So ſollte der 
Unterbeamte gewiſſermaßen den Sündenbock für ſeine Vor— 
geſetzten abgeben. Und wie hart, ja grauſam ſtrafte der 
König? Er jagte den Geh. Finanzrat Urſinus nicht allein 
ſofort aus dem Amte, ſondern er ſchickte ihn auch noch auf 
die Feſtung nach Spandau. Dort konnte der beklagenswerte 
Mann über den Zorn der Mächtigen nachdenken. Seine langen 
Dienſte waren vergeſſen, die arme Familie plötzlich ins Elend 
geſtoßen, und er ſaß zum Tode betrübt hinter Eiſengittern 
und verwünſchte vielleicht in Augenblicken der Verzweiflung die 
Stunde, wo er in den preußiſchen Staatsdienſt getreten war. 

Am 3. Oktober zeigte Friedrich dem Generaldirektorium 
an, weshalb er über Urſinus eine ſolche Beſtrafung verhängt 
habe. Das Generaldirektorium ſolle, ſchrieb er, um die Manu— 
fatturen in Aufnahme zu bringen, es fic) angelegen ſein laſſen, 
allen Schmuggelhandel zu verhindern, und es gebe nun die 
verbotene Einfuhr fremder Waren als Miturſache des Ver— 
falls der Manufakturen und des Handels an. Der König 
könne daher diejenigen, welche dergleichen Vorſtellungen durch 
ihre Unterſchrift billigen, nur als Beſchützer des Schmuggels 
anſehen und müſſe den gewiſſenloſen und pflichtvergeſſenen Ver⸗ 
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faſſer zur gerechten Beſtrafung und andern zur Warnung mit 
Feſtungsſtrafe belegen. Eine ſolche Begründung erwartet man 
nicht von Friedrich dem Großen; aber es zeigt ſich hier, wie 
einmal bei Maria Thereſia, daß die Leidenſchaft auf ihrer 
Höhe Maß und richtiges Urteil verliert. 

Der König machte weiter dem Generaldirektorium den Vor— 
wurf, daß es, anſtatt in die wirklichen Urſachen des Verfalles 
der Manufakturen einzugehen, mit den Kaufleuten Partei gegen 
die Bank nehme, wiewohl doch die Manufakturen nichts mit 
derſelben nach dem Reglement zu ſchaffen und die Kaufleute 
bisher mit ihr wenig oder gar nicht verkehrt hätten. Da nun 
die Miniſter der Widerſpenſtigkeit der Kaufleute ſo ſehr das 
Wort redeten, ſo könnte der König nicht anders urteilen, als 
daß die Berichte des Generaldirektoriums dem Meiſtbietenden 
feil ſein müßten. Aber er drohte, mit ſolchen Männern, welche 
ſich auf unrichtigen Wegen oder gar auf Beſtechungen würden 
betreten laſſen, es möchten Räte ſein oder Miniſter, ſo wie 
jetzt mit dem geweſenen Finanzrat Urſinus zu verfahren und 
ſie auf Lebenszeit ohne alle Umſtände auf die Feſtung zu 
ſchicken ). 

Nach ſolchen gröblichen Beſchuldigungen der allerſchwerſten 
Art folgten die Miniſter nicht dem Beiſpiele, welches der ehe— 
malige Geſandte des Königs in London, Knyphauſen, gegeben, 
indem er nach einer ähnlichen ehrenrührigen Beleidigung ſeinen 
Abſchied wiederholt forderte, bis er ihn empfing. Und wie 
verhält ſich Friedrich gegen die geſchmäheten Miniſter? Nach 
fünf Tagen ſchreibt er an den Freiherrn v. Hagen. Er nennt 
ihn „Mein lieber Etatsminiſter“, trägt ihm auf, das neue 
Edikt, betreffend die Bank, einzurichten und den Kaufleuten die 
nötigen Erläuterungen zu geben, und er ſchließt mit den Worten: 
„Übrigens verbleiben wir Euer wohlaffektionierter König.“ 

Drei Wochen ſpäter erſcheint das reyidierte und erweiterte 
Reglement der königlichen Giro- und Lehnbanken zu Berlin 
und Breslau. Das voranſtehende Edikt nennt als Grund der 
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Anderung den Wunſch des Königs, die Vorteile der Bank 
weiter zu verbreiten; deswegen werde von beiden Girobanken 
ein neues in Banknoten beſtehendes Geld ausgegeben werden. 
Dasſelbe ſolle in den geſamten königlichen Landen ohne Unter⸗ 
ſchied mit dem geprägten Gelde umlaufen, hierdurch deſſen 
Maſſe vermehren, die Zinſen dagegen verringern und dem 
Handel ein unfehlbares Mittel verſchaffen, ſich auszubreiten und 
die Hinderniſſe, welche deſſen Fortgang bisher aufgehalten haben, 
möglichſt aus dem Wege zu räumen. Dem Bankdirektorium 
ward ein königlicher Kommiſſarius in der Perſon des Miniſters 
Hagen beigegeben; derſelbe ſollte darauf achten, daß alles nach 
dem neuen Reglement, durch welches der frühere Zwang teils 
gemildert, teils aufgehoben wurde, künftig von ſtatten ginge. 

Die Bank hing mit dem Clementſchen Comptoir zuſammen, 
jedoch nicht lange; denn ſchon im Auguſt 1767 wurde dieſe 
künſtliche Verbindung gelöſt, das Comptoir verwandelte ſich in 
ein gewöhnliches Banquierhaus, und die Bank ſtand von jetzt ab 
unter der Verwaltung deutſcher Beamten. Der König aber 
hat es, wie der offiziöſe Geſchichtſchreiber der Bank bemerkt, 
nicht zu bedauern gehabt, daß er nunmehr nicht allein der Red— 
lichkeit, ſondern auch der Geſchicklichkeit derſelben vertraute ). 
Dagegen mußte Clement im Jahre 1769 ſeine Zahlungen ein— 
ſtellen und in die Hausvogtei wandern, wo er geſtorben iſt. 
Die Calzabigi, Wurmbt, Janſſen, Clement waren jetzt aus 
Preußen verſchwunden. Auch die levantiſche Handelsgeſellſchaft 
ward in dieſem Jahre aufgehoben. Dagegen entwickelte ſich 
die Bank fortan ohne Störung weiter. „Seitdem v. Hagen 
ſie leitete, führte ſich dort Ordnung und Pünktlichkeit ein“, 
ſchreibt Friedrich in ſeinen Denkwürdigkeiten, und er zeigt als— 
dann noch einen neuen Vorteil an, welchen die Bank gewährte. 
Bis dahin waren die müßig liegenden Mündelgelder bei den 
Gerichten gegen Zahlung von 1 Prozent aufgehoben worden; 
am 18. Juli 1768 befahl Friedrich, ſolche Gelder in der 
Bank niederzulegen. Die Mündel empfingen nun 3 Prozent 
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Zinſen und gewannen in Wirklichkeit 4 Prozent. Später 
mußten auch die Kapitalien der milden Stiftungen und der 
Kirchen dort untergebracht werden. (31. März 1769.) 

Leider erkrankte Hagen im Oktober 1770 ſo ſchwer, 
daß nichts anderes als eine gänzliche Enthaltung von aller 
Arbeit ihn vielleicht noch wiederherzuſtellen vermochte; deshalb 
befahl ihm Friedrich, dem an der Erhaltung des Miniſters 
nicht wenig gelegen war, lediglich auf die Krankheit und deren 
Hebung Bedacht zu nehmen. „Ihr werdet dieſes pünktlich zu 
befolgen nicht unterlaſſen“, fuhr der König fort, „ſo lieb Euch 
meine Gnade iſt.“ Aber am 6. Februar 1771 ſchied Hagen 
unvermutet aus dem Leben. Die Nachricht davon betrübte 
Friedrich ſehr, und zwar, wie er dem Generaldirektorium ſchrieb, 
deshalb um jo mehr, weil er an demſelben einen Miniſter ver⸗ 
loren hätte, dergleichen er wohl viele wünſchte, leider aber 
wenig hätte. Um dem verdienten Staatsmanne noch nach 
ſeinem Tode wegen ſeiner treuen Dienſte eine Auszeichnung zu 
erweiſen, ließ Friedrich das Bild desſelben malen und befahl 
dann, es bei voller Verſammlung und offenen Thüren in dem 
Audienzſaal des Generaldirektoriums aufzuſtellen zum immer— 
währenden Gedächtnis dieſes rechtſchaffenen Staatsdieners, deſſen 
Andenken ihm immer wert und unvergeßlich bleiben würde ). 

Während hier der König dem Freiherrn v. Hagen das 
wohlverdiente Lob erteilt, unterläßt er nicht den übrigen Mi⸗ 
niſtern anzudeuten, daß er mit ihnen wenig zufrieden ſei. Das 
Generaldirektorium verfährt ihm viel zu langſam. „Man muß 
es unaufhörlich anſpornen“, ſchreibt er im politiſchen Teſta— 
mente vom November 1768, „damit es die Befehle, die es 
gegeben, zur Ausführung bringt.“ Im Jahre 1769 wurde 
v. Derſchau zum Miniſter ernannt, und er empfing, als er im 
Sommer ſeinen Wirkungskreis beſuchen ſollte, vom Könige 
mündlich und ſchriftlich Verhaltungsbefehle. Er erſtattete ſeinen 
Bericht am 26. Dezember, und ſchon am folgenden Tage ant— 
wortete der König, der aber keineswegs zufrieden war. Er 
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vermißte beſonders Angaben, wie man dem Nahrungsſtande der 
Städte aufhelfen könne, welche Fabriken in Rückſicht auf den 
Verkehr mit den angrenzenden Landen mehr zu unterſtützen 
und welche neu anzulegen ſeien. „Ihr werdet“, meinte der 
König, „dieſe Reiſe künftiges Jahr noch einmal vornehmen müſſen, 
da ich Euch denn zum voraus ſehr wohlmeinend raten will, 
mit mehr Gründlichkeit dabei zuwerke zu gehen und nicht ſo 
obenhin Eure Unterſuchungen anzuſtellen“ ). 

Der Tadel des Königs ging dem Miniſter zu Herzen. Er 
wollte nicht bis zum nächſten Jahre warten, ſondern ſchon jetzt 
eine Ausarbeitung machen, die ihm den Beifall Friedrichs ver- 
dienen könnte. Er legte daher am 14. Januar 1770 dem 
fünften Departement des Generaldirektoriums, welches die 
Fabrik⸗ und Manufakturſachen behandelte, den vom Könige ge— 
rügten Gegenſtand zur Erwägung vor. Er knüpfte dann noch 
einige weitere Fragen hieran und wollte wiſſen, welche Städte 
zu berückſichtigen ſeien, wie viel Koſten das erfordere und wie 
für den Abſatz der Fabriken geſorgt werden könne. Bei der 
Auswahl der Städte kam es ihm haupflſächlich auf diejenigen 
an, deren Nahrung zurückgegangen war, oder wo der wohlfeile 
Preis der Lebensmittel den Fabrikanten am zuträglichſten ſein 
würde. Der Miniſter fand es außerdem für gut, den mär— 
kiſchen Kammerpräſidenten v. Siegroth, den Kammerdirektor 
Michaelis und den Kriegs⸗ und Domänenrat Grothe zur Kon— 
ferenz einzuladen mit dem Auftrage, dieſe wichtige Sache ſogleich 
zu überlegen und einen Plan auszuarbeiten. 

Die Aufgabe war keine leichte und in kurzer Zeit, wie 
man glauben ſollte, kaum zu bewältigen. Aber in Preußen 
war unter Friedrich dem Großen auf ein langes Beſinnen nicht 
gerechnet. Wie ſich der König allezeit vorbereitet zeigte, ſollten 
auch ſeine Diener es ſein. Der Kriegs- und Domänenrat 
Grothe nahm ſich die Akten über die in den Städten vorhan— 
denen Manufakturen und Fabriken, die fehlenden Handwerker 
und die Bebauung der wüſten Stellen, er griff außerdem zu 
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den Nachrichten der Steuerräte vom Zuſtande der Städte. 
Ferner lagen in den Akten die Anſchkäge, wie viel die neuen 
Häuſer koſten würden, je nachdem fie ganz maſſiv oder mit 
maſſiver Vorderſeite oder endlich in Fachwerk gebaut werden 
ſollten. Trotzdem iſt es zu verwundern, daß Grothe binnen 
3—4 Tagen einen umſtändlichen Bericht abzuſtatten vermochte. 
Die Uckermark überging er, weil der König 11556 Thaler 
ſchon im Jahre 1765 zur Hebung ihrer Städte hatte bezahlen 
laſſen; es waren 61 Handwerker und 82 Spinner damals in 
Ausſicht genommen und die Anſetzung inzwiſchen beinahe voll⸗ 
endet worden. 

Am 18. beriet die Kammer die Vorſchläge Grothes, und 
am 19. fand die Konferenz des Generaldirektoriums ſtatt, 
welcher die Miniſter v. Horſt und v. Derſchau, die Geheimen 
Finanzräte Fäſch, v. Knyphauſen und Tarrach ſowie der Prafi- 
dent und der Direktor der kurmärkiſchen Kammern beiwohnten. 
Das Protokoll führte Grothe. Man beſtimmte, was für 
Fabriken zu errichten, was für Handwerker anzuſetzen wären, 
und in welchen Städten dies geſchehen ſollte. Zugleich ver— 
langte die Konferenz die Ausarbeitung einer Tabelle nach den 
in dem Anſchreiben des Miniſters vom 14. enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften und eines Planes über die ungefähre Höhe der Koſten. 
Beides wurde mit dem förderſamſten nicht allein erwartet, 
ſondern auch geliefert. Am 22. Januar überreichte nämlich 
die Kammer dem Generaldirektorium den Plan von der Ver— 
beſſerung der Fabriken und des Nahrungsſtandes der kur⸗ 
märkiſchen Städte, deren 20 berückſichtigt werden. 

Mancherlei nicht unwichtige Angaben finden ſich in der 
Tabelle. Von Stendal erfahren wir, daß dort 202 wüſte 
Stellen ſeit dem Dreißigjährigen Kriege vorhanden waren. 
Die an der Grenze gelegenen altmärkiſchen Städte hatten be- 
ſonders durch die Erhöhung des Tranſitzolles verloren, indem 
die Frachtfuhrleute ſie nun nicht mehr berührten, ſondern ihren 
Weg nach Leipzig durch Braunſchweig nahmen. Die Tuch⸗ 
fabriken, welche hier und in Mecklenburg angelegt worden 
waren, ſchädigten Salzwedel, Wittſtock, Pritzwalk und Willsnack. 
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Im Jahre 1766 hatte Friedrich eine Nutz- und Brennholz⸗ 
Geſellſchaft für Berlin und Potsdam gegründet, eben deshalb 
aber nahm in Fürſtenwalde die Nahrung ab. In Frankfurt 
war der Verkehr dadurch bedeutend verringert worden, daß die 
Polen und Ruſſen ſich ſtark nach Danzig gewendet hatten. 
Für Rathenow und Tangermünde hatte ſich der Plaueſche 
Kanal ſchädlich erwieſen, indem die Schiffe nicht mehr bei ihnen 
vorbeifuhren, und Treuenbrietzen litt ſehr darunter, daß der 
Handel mit Sachſen gehemmt worden war. Tuchmacher gab 
es viel, in 16 Städten nämlich 1004, von denen die Hälfte 
in Stendal, Wittſtock, Ruppin und Strausberg wohnte. 

Die Kammer berechnete weiter die Koſten aller dieſer neuen 
Einrichtungen; zugleich aber bat ſie: man ſollte ſie, wenn ihr 
Plan genehmigt würde, nicht verpflichten, in einer jeden Stadt 
alles Vorgeſchlagene wirklich auszuführen, ſondern ihr geſtatten, 
Abänderungen nach Beſchaffenheit der Umſtände zu treffen. Die 
Schnelligkeit, mit welcher ſie hatte zuwerke gehen müſſen, ver— 
anlaßte ſie zu dieſer Bitte. 

Derſchau machte nun ſeinen Bericht und überreichte den— 
ſelben am 29. Januar dem Könige. Er hätte, ſchrieb er, ſein 
Augenmerk beſonders auf diejenigen Städte gerichtet, die am 
meiſten zurückgekommen wären oder noch viele wüſte und un— 
bebaute Stellen hätten, und wo man nach der Ortlichkeit einen 
guten Erfolg ſich verſprechen könnte. Die Verbeſſerung des 
Nahrungsſtandes gedachte er dadurch herbeizuführen, daß er die 
ſchwachen Manufakturen unterſtützte und ſolche Fabrikanten und 
Handwerker anſetzte, die für den Verkehr mit den angrenzenden 
Ländern von Nutzen ſein oder Gegenſtände liefern würden, 
welche bisher aus der Fremde hätten kommen müſſen. Derſchau 
gab hierauf an, was für Fabrikanten und Handwerker in den 
Städten, die er nannte, ſich niederlaſſen ſollten. Bei dieſer 
Gelegenheit ſchlug er auch dem Könige die Anſetzung von 
40 Kreisgärtnern vor. 

Was nun die Koſten betrifft, ſo verlangte der Miniſter zur 
Erleichterung des Aufbaues von 447 teils wüſten, teils neuen 
Hausſtellen 67050 Thaler; außerdem ſollten diejenigen, welche 
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maſſiv bauen würden, ſtatt des Freiholzes 23 Prozent bekommen. 
Zur Anſetzung der vorgeſchlagenen Fabriken, nützlichen Hand— 
werker und Spinner forderte Derſchau 23460 Thaler. Die 
Kammer hatte ferner in Anbetracht, daß neue Einrichtungen 
nicht beſſer als durch Aufmunterungen befördert werden könnten, 
2000 Thaler jährlich zu Belohnungen für das feinſte Geſpinſt, 
für den guten Betrieb der Fabriken und für den Röthebau 
vorgeſchlagen; aus letzterem, bemerkte ſie, ziehe Schleſien gute 
Vorteile, während die Mark beträchtliche Geldſummen dafür 
außer Landes ſchicke. Der Miniſter nahm auch dieſen Poſten 
auf, und ebenſo verlangte er 28700 Thaler zur Anlegung neuer 
und zur Verſtärkung alter Wollmagazine. Der Miniſter ſtimmte 
mit der Kammer darin überein, daß hiervon ſehr viel abhinge; 
denn wenn die armen Fabrikanten nicht mit Vorſchüſſen aus 
denſelben unterſtützt würden, kämen die Wollwebereien, wie die 
Erfahrung lehrte, niemals empor, und die Nahrung litte. Über 
den Endzweck bei Anlage dieſer Magazine bemerkte Derſchau, 
daß ſie nicht allein die heimliche Ausfuhr der Wolle verhindern, 
ſondern auch zur Verbeſſerung der Tücher beitragen ſollten, 
indem ſie zugleich feine Wolle enthielten. Die Steuerräte 
ſollten ſchlechterdings dafür einſtehen, daß die Gelder ordentlich 
angewendet würden und immer eiſern blieben. Die ganze 
Summe, welche Derſchau verlangte, betrug 185 210 Thaler, 
die er auf ſechs Jahre verteilte ). 

Schon nach zwei Tagen antwortete der König. Er fand 
den Plan, nachdem er ihn, wie er ſagte, genau durchgeſehen, ſehr 
gut überlegt und ſo vernünftig ausgearbeitet, daß er beſchloß, 
die zur Ausführung erforderlichen beträchtlichen Summen zu 
bewilligen und ſie, wie die Umſtände es erlaubten, nach und 
nach anzuweiſen. „Die Hauptſache“, ſchrieb er, „wird meines 
Erachtens allezeit die Errichtung der von Euch vorgeſchlagenen 
Wollmagazine bleiben, weil die Arbeiter ſchon größtenteils im 
Lande find“ ). 


1) Lamotte, Abhandlungen II, 149-153. 
2) Stadelmann II, N. 209 (31. Jan. 1770). 
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Zu Trinitatis wies der König ſogleich 140 000 Thaler an, 
verſprach die übrigen 45 210 Thaler in der Folge herzugeben 
und befahl, daß der Plan ſchon zu Ende des Jahres 1772 
völlig ausgeführt ſein müſſe. Am 18. Oktober 1770 erteilte 
das Generaldirektorium der kurmärkiſchen Kammer die nötigen 
Vorſchriften und gab dem Direktor derſelben die Aufſicht über 
das Ganze. Grothe wurde von ſeinen gewöhnlichen Dienſt⸗ 
geſchäften befreit und ſollte alle Bearbeitungen übernehmen, 
welche dieſe Angelegenheit beträfen. 

Schnelligkeit war damals die Loſung in Preußen. Schon 
acht Tage ſpäter wendete ſich die Kammer an die Steuerräte, 
denen nun eine ſehr große Arbeit zufiel; denn ſie ſollten bis 
zum 25. November inbezug auf die einzurichtende Hauptwoll⸗ 
magazinkaſſe die nötigen Angaben über die einzelnen Städte 
liefern, die Koſtenanſchläge von den neu anzulegenden Fabriken, 
Lohgerbereien, Walkmühlen u. ſ. w. einſchicken und ausführlich 
berichten, welche Fabrikanten und Handwerker ſie in jeder Stadt 
anzuſetzen vermeinten, wobei noch Rückſicht auf diejenigen ge- 
nommen werden müßte, die ſich erſt einfinden könnten, wenn 
die Häuſer fertig wären. Damit aber letzteres um ſo beſſer 
vonſtatten ginge, ſollten die Steuerräte ſelbſt an allen Orten 
genau unterſuchen, welche wüſte Stellen mit Nutzen bebaut 
werden könnten, und ganz beſtimmte Koſtenanſchläge ſamt den 
Riſſen in doppelter Form der Kammer übergeben, nämlich 
wenn ſie maſſiv und wenn ſie von Fachwerk, jedoch mit maſſiven 
Giebelwänden und Ziegeldächern, errichtet würden. Denjenigen, 
die bereit wären, eine wüſte Stelle zu bebauen, wurden 150 
Thaler und 23 Prozent der Koſten als Vergütung in Ausſicht 
geſtellt; aber es ſollte zugleich dafür geſorgt werden, daß die— 
jenigen, welche ſich mit dem Baue nicht befaſſen mochten, wenn 
ſie ſonſt vorzügliche Fabrikanten wären und ſich alſo dem 
Staate beſonders nützlich erweiſen würden, fertige zu ihrem 
Gewerbe bequeme Häuſer erb- und eigentümlich ſogleich zum 
Beſitz erhalten ſollten. So hieß es in der öffentlichen Bekannt— 
machung der Wohlthaten und Freiheiten, welche die Kammer 
im Anfange des Novembers an verſchiedene preußiſche Geſandte 
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und Reſidenten und an die kurmärkiſchen Steuerräte ſchickte, 
damit fie fic) Mühe gäben, Fremde zur Einwanderung zu be- 
wegen. Ausländer, welche fic) bereits in Brandenburg nieder— 
gelaſſen hatten, wurden aufgefordert, andere geſchickte Fabrikanten 
aus ihrem Vaterlande herbeizuführen, wofür man ihnen kleine 
Belohnungen in Ausſicht ſtellte. 

So hatten Generaldirektorium und Kammer im Laufe von 
etwa drei Wochen die notwendigen Vorkehrungen getroffen, um 
die Ausführung des Planes in Gang zu bringen. Die vom 
König beſtimmte kurze Zeit von zwei Jahren aber reichte bei 
weitem nicht aus, zumal da noch beſondere Umſtände hemmend 
dazwiſchen traten. Die ganz außerordentliche Teuerung aller 
Lebensmittel, welche 1771 und 1772 herrſchte, ſteigerte die 
Preiſe für die Materialien, deren Anfuhr und die Arbeitslöhne. 
Das ſchreckte die Bauluſtigen ab und erhöhte die Prozentgelder. 
In Stendal wurden deshalb 35 Häuſer ganz auf königliche 
Rechnung errichtet; freilich mußten auch 43120 Thaler mehr 
aufgewendet werden, als im Plane dazu ausgeſetzt worden waren. 

Als nun das Generaldirektorium im Anfange des Jahres 
1772 über das, was geſchehen war, Bericht erhielt, verlangte 
es eine erhöhte Thätigkeit, damit der größte Teil des Rück— 
ſtändigen im Laufe des Jahres 1772 zuſtande käme, und im 
Auguſt forderte es die Kammer auf, die Land und Steuerräte 
ſtreng anzuweiſen, daß ſie mehr Fleiß anwenden ſollten, um die 
fehlenden ausländiſchen Familien ins Land zu ziehen; jedoch es 
müßten keine Bettler und Landſtreicher ſein, ſondern gute Leute 
und tüchtige Arbeiter, von denen man hoffen könnte, daß ſie 
ſich durch Fleiß ihren Unterhalt erwerben, und nicht, wie bereits 
ſehr oft geſchehen, nur um die Benefizien zu erhalten, ins Land 
kommen und damit wieder fortlaufen würden. Die Steuerräte 
ſollten ferner mehr ſolche Bauluſtige ausfindig machen, welche 
die wüſten und neuen Stellen gegen Empfang der verſprochenen 
Beihilfe aus eigenen Mitteln und gwar, fo viel nur immer 
möglich, maſſiv bauen müßten. Jedoch die Schwierigkeiten 
wurden durch ſolche Verfügungen nicht gehoben, und man kam 
nur langſam vorwärts. 
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Im Anfange des Jahres 1774 erſtattete der Kammerdirektor 
Michaelis einen umſtändlichen Bericht. Er rechtfertigte es zu— 
nächſt, wenn das Kollegium den Plan nur als einen ungefähren 
Grundriß der in der Mark zu veranſtaltenden möglichen Ver— 
beſſerungen betrachtet hätte. Sollte man in Fürſtenwalde die 
in Ausſicht genommene Walkmühle wirklich anlegen, wenn es 
ſich herausſtellte, daß dort bereits Gelegenheit vorhanden wäre, 
noch einmal ſo viel Tücher zu walken, als verfertigt würden? 
Ferner hatte die Notwendigkeit es erfordert, manche Handwerker 
von den kleinen Städten, wo ſie keine Nahrung gefunden hätten, 
fernzuhalten. Wenn z. B. Seidenwirker kamen, mußte man 
fie wieder zurückſchicken oder in Berlin und Potsdam anſetzen. 
Außerdem hielt es die Kammer für unumgänglich notwendig, 
den Bedarf ſehr ſorgfältig zu erwägen, ſonſt würden die An— 
ziehenden den alten Einwohnern das Brot wegnehmen oder 
ſelbſt nicht beſtehen können und nach erhaltenen Benefizien wieder 
davongehen. Nach dieſen in der Erfahrung gegründeten Sätzen 
waren manche Fabrikanten und Handwerker in Potsdam und 
Berlin angeſetzt worden. Der Kammerdirektor hob bei dieſer 
Gelegenheit hervor, wie ungemein die Landes hauptſtadt in den 
letzten 44 Jahren ſich erweitert hätte: 1730 habe das Feuer— 
ſocietätskataſter 580 000 Thaler betragen, und es fet nun auf 
14 Millionen geſtiegen. Dazu kam der ſtarke zur Vermehrung 
ihres Verkehrs gereichende Zufluß von Fremden, welcher die 
ganz natürliche Wirkung verurſachte, daß die Handwerker ihre 
Nahrung eher in Berlin als in einer kleinen, hauptſächlich vom 
Ackerbau und der Brauerei lebenden Stadt finden konnten. 

In Schleſien war 1761 zur Beförderung der Spinnereien 
verordnet worden, man ſolle die Jungen und Knechte dazu an— 
halten und letzteren die Erlaubnis zum Heiraten verſagen, 
wenn fie kein Zeugnis hätten, daß fie ſowohl in der Woll als 
in der Flachsſpinnerei geübt ſeien. Nach hergeſtelltem Frieden 
hatte man dieſe Verordnung erneuert und außerdem einige 
Monate ſpäter in den Städten, wo Wollfabriken vorhanden 
wären, die Errichtung von Wollſpinnſchulen befohlen). In 

1) Korn 7, N. 128. 184. 
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dem Plane für die Verbeſſerung des Nahrungsſtandes in der 
Kurmark war die Gründung von Spinnſchulen nach dem 
ſchleſiſchen Muſter und die Anſetzung von neuen Spinnfamilien 
vorgeſchlagen worden. Der Kammerdirektor fand aber überall, 
wo er geweſen war, daß die Fabrikanten teils durch ihre Haus⸗ 
genoſſen, teils durch die Soldaten und deren Eheweiber hin— 
länglich mit Geſpinnſt für die im Gange befindlichen Stühle 
verſehen würden, und er mußte daher dem Steuerrat befehlen, 
vor der Hand andere nützliche Handwerker anzuſetzen. 

Was den Bau der in Ausſicht genommenen Häuſer be- 
trifft, ſo waren in Stendal ganz neue Straßen entſtanden, 
und die Stadt hatte dadurch ein beſſeres Ausſehen und mehr 
Schutz bei einer Feuersbrunſt erhalten; der Kammerdirektor 
fand aber, daß die Häuſer leicht gebaut und die innere Cin- 
richtung mit Rückſicht auf ihre Beſtimmung ſo ſchlecht als 
möglich ausgefallen wäre. In Fürſtenwalde ſollte der Magiſtrat 
aus ſeinen Mitteln acht Häuſer errichten; er weigerte ſich aber, 
weil die Kämmereikaſſe dazu kein Geld hätte. Als nun 
Michaelis hinkam, ſah er bei verſammeltem Magiſtrat und 
mit Zuziehung des Steuerrates alle Titel des ſtädtiſchen Etats 
durch, und er fand wirklich, daß die Stadt mit ihren ge— 
wöhnlichen Einnahmen die Koſten nicht beſtreiten könnte und 
daß die noch fehlenden 1785 Thaler durch einen außerordent⸗ 
lichen Holzverkauf herbeigeſchafft werden müßten. War es 
unter ſolchen Umſtänden gerecht, einen ſolchen Bau der Stadt 
aufzunötigen? g 

Michaelis entdeckte ferner einen beträchtlichen Fehler in der 
Angabe der wüſten Stellen. In Perleberg waren die 41, 
welche ſich dort befinden ſollten, nicht mehr vorhanden und in 
Kyritz nur zwei von achten. Endlich in Stendal mußte man 
häufig zwei Stellen für ein Haus nehmen, um demſelben etwas 
Hofraum zu verſchaffen; dadurch verringerte ſich die Zahl der 
wüſten Stellen hier um 66. J 

Außerdem ergab ſich bei der Unterſuchung, daß gar manche 
Magiſtrate ſich bei dem ganzen Koloniſationsgeſchäfte ſehr ſaum⸗ 
ſelig bewieſen und keinen einzigen Fabrikanten oder Handwerker 
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angeſetzt hätten. Die Steuerräte mußten das nun ernſtlich 
tadeln und dagegen denen, welche ſich hervorthun würden, ver— 
ſprechen, daß ſie gelegentlich befördert werden oder Gehalts- 
verbeſſerungen erhalten ſollten. 

Am 1. Dezember 1775 war das Werk beinahe vollendet; 
denn es hatten ſich nun 487 Familien niedergelaſſen, 22 mehr, 
als in dem Plane ſtanden, und 276 Häuſer waren teils fertig 
geworden, teils noch im Baue begriffen. Die übrigen 43 
blieben unerrichtet, weil der König die noch fehlenden 45 210 
Thaler nicht anwies. Wir bemerken außerdem, daß die Wus- 
führung nicht, wie Friedrich gewollt hatte, zwei Jahre, ſondern 
fünf in Anſpruch genommen ). 

Wir ſehen, wie der König durch Koloniſation die Zahl der 
Unterthanen zu vergrößern und dabei zugleich die Gewerbthätig— 
keit zu vermehren ſucht. Was er in letzterer Hinſicht erſtrebte, 
das hat er in ausführlichen Inſtruktionen verſchiedenen hohen 
Beamten auseinandergeſetzt. Er ſchreibt z. B. am 9. Januar 
1777 an den Miniſter v. Görne: „Da noch ſehr viele Sachen 
ſind, wofür das Geld aus dem Lande gehet, und die gleichwohl 
hier ebenſo gut angefertigt und gemacht werden können, ſo habe 
ich Euch hierdurch aufgeben wollen, daß Ihr Euch die Ver— 
beſſerung und Vermehrung der inländiſchen Manufakturen haupt— 
ſächlich angelegen ſein laſſen und beſtändig darauf ſinnen ſollet, 
wo hin und wieder, beſonders in kleinen Städten, die ſich dazu 
ſchicken, neue Manufakturen von ſolchen Sachen angelegt werden 
können, die allhier entweder noch gar nicht oder doch nicht in 
hinlänglicher Menge angefertigt werden.“ 

Der König lenkt nun die Aufmerkſamkeit des Miniſters auf 
einzelne Artikel hin. Zuerſt empfiehlt er die Bereitung von 
Holländiſchem Papier. Er führt zwei Urſachen an, weshalb 
man bisher damit nicht recht zuſtande gekommen ſei, nämlich 
erſtens, daß die Lumpen nicht ordentlich ausgeſucht und ſortiert 
werden, und dann, daß die Mägde die Gewohnheit hätten aus 
ihnen Zunder zu machen. Gegen den zweiten Verſtoß rät er, 


1) Lamotte a. a. O. 193 ff. 
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man müſſe die Leute dahin bringen, daß ſie bei dem Sammler 
Schwamm gegen Lumpen eintauſchen. Sein Geſandter im 
Haag hatte ſchon von ihm den Auſtrag erhalten, einen tüch⸗ 
tigen und in dieſem Fache recht geſchickten Menſchen in Holland 
ſobald als möglich anzuwerben; dieſer ſollte dann die beſten 
Papiermühlen in Preußen beſuchen, ſehen, worin der eigentliche 
Fehler läge, und die Leute recht ordentlich unterrichten, wie ſie 
es machen müßten, um alle die feineren Papierſorten ebenſo 
gut wie in Holland anzufertigen ). 

Von ſolchen Verbeſſerungen der Papierbereitung war ſchon 
ſeit 30 Jahren die Rede, und was der König hier erſtrebte, 
das hatte das Generaldirektorium längſt in Ausſicht genommen. 
Der kurmärkiſchen Kammer waren die nötigen Weiſungen er— 
teilt worden, aber man hatte ſie nicht ausgeführt oder nicht 
ausführen können. N 

Im Jahre 1771 beſchwerte ſich ein Papiermüller im Namen 
der übrigen bei dem Generaldirektorium darüber, daß fremdes 
Papier eingebracht würde, und bat, es möchte letzteres doch 
höher beſteuert werden. Die angeſtellte Unterſuchung ergab, 
daß die zwölf kurmärkiſchen Papiermühlen allerdings nur drei 
Fünftel des Bedarfes lieferten und zwar allein die gewöhnlichen 
Gattungen; denn das feine holländiſche Papier wurde gar nicht 
im Lande verfertiget. Trotzdem ſprach die Kammer ſich gegen 
die nachgeſuchte höhere Beſteuerung aus; ſie meinte mit Recht, 
daß das Publikum dadurch in Nachteil käme; denn die Papier- 
müller würden hiervon veranlaßt werden, teils ihre Ware 
ſchlechter zu machen, teils den Preis derſelben zu erhöhen. 
Das Generaldirektorium trat dieſer Meinung bei und befahl 
nur noch der Kammer, dafür zu ſorgen, daß die einheimiſchen 
Mühlen das ganze Bedürfnis der Provinz befriedigten. 

Die Kabinettsordre vom 9. Januar 1777 führte neue 
Unterſuchungen herbei. Daraus ging hervor, daß man 
in der Kurmark ſchwerlich dahin gelangen würde, ſo ſchönes 
Royal⸗ und feines Papier zu verfertigen, wie in Holland, weil 


1) Stadelmann II, N. 376. 
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man dort keine ſo feine Leinwand webte und trüge, wie in den 
Vereinigten Niederlanden, und weil es alſo an dem erſten 
Erfordernis fehlte; dagegen in Schleſien wäre nicht nur die 
Leinwand, ſondern auch das Papier ſchon beſſer. 

Friedrichs Geſandter im Haag fand keinen tüchtigen Mann, 
der geneigt geweſen wäre nach Preußen überzuſiedeln, und ſo 
beſchloß der König jetzt in Frankreich, von wo die Holländer 
erſt dieſe Kunſt erlernt hätten, einen ſolchen aufſuchen zu laſſen. 
Aber es meldeten ſich auch einheimiſche Kaufleute zu dem 
Unternehmen, z. B. einer Namens Eiſenhard. Der König ers 
bot ſich 30000 Thaler herzugeben; aber das genügte jenem 
nicht. Friedrich verwunderte ſich ſehr darüber und meinte: 
„Statt daß die Bürger ihre Gelder in ſolchen Unternehmungen 
anlegen ſollten, wollen fie Güter kaufen, und ich muß Manu⸗ 
fakturen machen.“ Im September 1780 meldete ſich der 
Kaufmann Büring und wollte eine ſolche Fabrik übernehmen. 
Aber Friedrich fürchtete, daß derſelbe, da er doch die Sache 
nicht ſelbſt verſtände, kein beſſeres Papier, als man bereits 
machte, liefern würde; daher war es ihm ohne Zweifel ſehr 
angenehm, als er einige Tage ſpäter vernahm, daß ein Franzoſe, 
Jean Dubois aus Angouléme, bereit wäre zu kommen. Der 
König wollte nun eine Fabrik gründen, und wenn die Sache 
glückte, war er Willens eine zweite in Schleſien anzulegen, wie 
er dem Miniſter v. Hoym ſchrieb. Das Reiſegeld freilich, 
welches Dubois verlangte, fand er hoch, aber da er ſeinen 
Zweck auf andere Weiſe nicht erreichen konnte, ließ er ihn. 
kommen und die Beſchaffenheit der Lumpen ſowie des Waſſers 
unterſuchen. Hierauf trug er dem Geheimen Finanzrat Tarrach 
auf, mit Zuziehung „des Menſchen aus Frankreich“ einen 
ordentlichen und vernünftigen Plan auszuarbeiten, wie und wo 
die Sache am beſten zuſtande zu bringen wäre. 

Dubois war kein armer Mann, denn er wollte 16 000 
Thaler zur Anſchaffung des Lumpenvorrats hergeben. Aber 
er machte große Anforderungen. Die Reiſekoſten für ihn und 
ſeine Familie zu bezahlen hielt Friedrich für recht und billig, 
dagegen weigerte er ſich demſelben zu dem Gewinn aus der 
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Fabrik noch 10 Jahre lang eine Penſion von 600 Thalern zu 
zahlen und zu geſtatten, daß Dubois fremdes Papier kommen laſſe 
und es den Behörden liefere. Friedrich wollte ja die Gelder zur 
Errichtung der Fabrik hergeben; dieſelbe ſollte dann nur ſolche 
Sorten machen, die im Lande nicht angefertigt würden, und 
wenn ſie imſtande wäre, den ganzen Bedarf zu decken, wollte 
der König ſogleich die Einfuhr der fremden Ware verbieten, 
wie es mit der böhmiſchen in eben dieſem Jahre ſchon geſchehen 
war. Drei Jahre ſpäter unterſagte das Generaldirektorium 
den Kaufleuten, Konzept⸗ und Makulaturpapier aus der Fremde 
zu beziehen, und es erlaubte den Eingang des feinen Schreib-, 
Zeichen⸗ und Royalpapieres nur noch auf ein Jahr; denn in 
Spechthauſen war inzwiſchen die Mühle für Dubois fertig ge⸗ 
worden, und er hatte ſich anheiſchig gemacht, 14400 Ries 
Papier nach franzöſiſcher und holländiſcher Art jährlich zu vers 
fertigen. 

Friedrich hatte 36000 Thaler an die Sache gewendet, und 
doch ſah er keinen Erfolg. Am 21. Januar 1784 ſchrieb er 
an den Miniſter v. Werder: er ſehe wohl ein, daß es mit dem 
Papierfabrikanten nicht gehe, und es ſei deshalb ganz gut, 
daß der Miniſter nach Holland ſich gewendet habe, um einen 
andern Mann herbeizuſchaffen. Dubois mußte wirklich ent⸗ 
laſſen werden; aber ein Holländer ſcheint ſich wieder nicht ge- 
funden zu haben. Da gab der König die ganze Fabrik, die 
ihn 55 500 Thaler gekoſtet, dem genannten Berliner Kauf— 
mann Eiſenhard, und dieſem gelang es, dieſelbe ſehr empor⸗ 
zubringen ). 

Übrigens mag hier noch bemerkt werden, daß die Lumpen⸗ 
ſammler mit einem Paſſe von der Kammer verſehen werden 
mußten, nachdem ſie vorher von dem Land- oder Steuerrate 
vereidigt worden waren. So ſchwur Chriſtian Müller am 
10. Februar 1779 zu Gott dem Allmächtigen, daß er die von 
ihm zu ſammelnden Lumpen weder ſelbſt noch durch einen an- 


1) Lamotte, Beiträge II, 358 ff. Rödenbeck, Beiträge, I, 159 ff. 
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dern aus dem Lande ſchicken und nur an denjenigen Papier- 
müller abgeben werde, der ihn in Dienſt genommen, ſo wahr 
ihm Gott helfe zur ewigen Seligkeit durch ſeinen Sohn Jeſum 
Chriſtum, Amen. Nach einer Verordnung vom Jahre 1764 
ſollten die Müller, welche Lumpen außer Landes ſchafften, für 
jedes Pfund 10 Thaler Strafe zahlen, die meineidigen Sammler 
aber drei Monate auf die Feſtung geſchickt werden, und im 
Jahre 1777 wurde die Geldſtrafe ſogar auf 15 Thaler erhöht 
und die Feſtungsarbeit auf ſechs Monate ausgedehnt. 

Kehren wir nun aber zu den Weiſungen zurück, welche der 
König am 9. Januar 1777 dem Miniſter v. Görne gegeben 
hat; denn er empfahl ihm keineswegs nur die Errichtung von 
holländiſchen Papiermühlen. Er beklagte weiter, daß auch für 
Sohl- und engliſches Leder noch viel Geld außer Landes ginge; 
daher ſollten noch einige ſolche Fabriken wie die des Juden 
Itzig in Potsdam angelegt werden, jedoch nicht an einer be— 
liebigen Stelle, ſondern da, wo viele, Waldungen vorhanden 
wären und die Borke ſich in der Nähe befände, wie zu Neu— 
dam, Friedeberg, Wrietzen. Für letzteren Ort hatte ſich bereits 
ein Unternehmer gemeldet, aber er verlangt eine Beihilfe von 
10000 Thalern. Friedrich war auch geſonnen, fo viel her— 
zugeben; nur ſollte der Miniſter den Mann prüfen, ob er 
auch die Sache recht verſtände und tüchtige Engländer ſo wie 
der Jude Itzig bei der Arbeit verwenden wollte. 

Ferner wünſchte der König, daß eine neue Taffetfabrik an— 
gelegt werden ſollte, jedoch nicht in Berlin, wohin nur Fabriken 
von Seiden- und rauhen Stoffen und Porzellanwaren ge— 
hörten; denn es gäbe hier viele vornehme und auch fremde 
Leute, welche Geſchmack hätten und dergleichen Sachen liebten. 
Man müßte vielmehr, ſchrieb der König, Orte wählen, die am 
Waſſer lägen und wo Holz, Wohnung und Lebensmittel wohl— 
feil wären; denn das Arbeitslohn käme dann nicht ſo teuer zu 
ſtehen, die Fabrikanten könnten alſo die Waren billiger ver- 
kaufen und der Abſatz würde dadurch größer werden. Auch 
dürfte man nicht denken, daß die Arbeiter leichter von der 
Garniſon zu bekommen wären; denn bei ausbrechendem Kriege 
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würden dieſelben fehlen und die Fabriken ſtill ſtehen müſſen. 
Später hat ſich der König bereit erklärt, aus England oder 
Frankreich einen Mann kommen zu laſſen, welcher die Ber- 
fertigung des Taffet beſſer verſtände; dieſer könnte dann etwa 
zu Köpenik angeſetzt werden und den Leuten zeigen, wie ſie es 
machen ſollten *). 

Um ferner für den Indigo das Geld nicht aus dem Lande 
gehen zu laſſen, befahl Friedrich dem Miniſter v. Görne, den 
Anbau des Waidkrautes zu befördern und ſich durch den 
Miniſter von Hoymaus Schleſien einen Menſchen zu verſchaffen, 
der es verſtände, den Indigo daraus zu bereiten. 

Weiter klagte der König, daß es mit dem Seidenbau nicht 
fo ginge, wie es wohl fein ſollte, trotzdem daß es an Maul- 
beerbäumen nicht fehlte. Man müßte ſich alſo mehr Mühe 
geben, die Dorfbewohner und die Edelleute für dieſe Arbeit, 
die ja nur 6—8 Wochen im Jahre dauerte und viel einbrächte, 
zu gewinnen und dann recht zu unterrichten, wie ſie fic) hier⸗ 
bei zu verhalten hätten. 

„Alles dieſes nun“, fuhr der König fort, „habt Ihr ge— 
hörig mit aller Aufmerkſamkeit zu beſorgen und Euch der Ver⸗ 
beſſerung und Vermehrung der Fabriken hauptſächlich zu be⸗ 
fleißigen und beſtändig darauf zu denken, wie alle Sachen, 
wofür Geld aus dem Lande gehet, im Lande ſelbſt angefertigt 
werden.“ Daß dies nicht ganz thunlich wäre, wußte Friedrich 
ſehr wohl. „Beiſpielsweiſe die rohe Seide“, ſchrieb er, „haben 
wir nur in geringer Menge, die fremden Weine können wir 
auch nicht entbehren, weil die hieſigen nichts taugen, desgleichen 
Gewürze und einige Farbewaren, die wir nötig haben.“ Da⸗ 
gegen ſollte der Miniſter darauf achten, daß kein Geld für 
andere Sachen aus dem Lande ginge, z. B. für grobe baum⸗ 
wollene Waren und ſolche von grober Schafwolle. Er hatte 
vor, noch im laufenden Jahr eine Fabrik erſter Art in Gartz 
und eine von der andern Art in Hinterpommern, wo viel 
grobe Wolle gewonnen würde, anlegen zu laſſen. 


1) Stadelmann II, N. 609. 
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Der König dachte ferner an die Lage der kleinen Land⸗ 
ſtädte, wo die Menſchen wenig verbrauchen; die Bauern der 
Umgegend könnten dann ihr Getreide nicht abſetzen oder müßten 
es weitweg verfahren. Da ſollten nun ſchickliche Fabriken an⸗ 
gelegt werden, damit die Menge der Verzehrenden größer, die 
Bauern aber nicht müde, ſondern vielmehr aufgemuntert 
würden, immer größeren Fleiß auf die Beſtellung ihres Ackers 
zu verwenden. Friedrich trug alſo z. B. dem pommerſchen 
Kammerpräſidenten im Juni 1781 auf, in den Acciſeregiſtern 
nachzuſehen, welche Manufakturen deshalb in ſolchen Orten an— 
gelegt werden könnten; denn dadurch würde der Verbrauch ſich 
vergrößern und den Landleuten mehr Gelegenheit verſchafft 
werden, ihr Getreide zu verkaufen. Ahnliche Befehle empfing 
im folgenden Jahre der Kammerpräſident v. Winckel in Magde⸗ 
burg und 1784 der Miniſter v. Werder. Letzteren machte 
Friedrich auch auf die Anfertigung von hölzernen Schachteln 
aufmerkſam. Die Weißtanne, ſchrieb er, finde ſich in der 
Gegend von Kroſſen und dann weiterhin in Schleſien hinein 
in Menge vor; dort könnten die Schachteln gemacht und hier— 
auf zu Waſſer nach der Kurmark geſchickt werden, welche dann 
keiner fremden Ware mehr bedürfen würde ). 

Den Pommern und Schleſiern empfahl Friedrich bei einer 
anderen Gelegenheit, mehr Fleiß auf die Bienenzucht zu ver— 
wenden, Wachsbleichen anzulegen und die Kerzen im Lande zu 
bereiten. 

Als er aus den Acciſeliſten erſah, daß viel Geld aus Oſt— 
preußen für engliſches Bier wegginge, trug er dem Kammer- 
präſidenten dieſer Provinz auf, einen ordentlichen Plan zur 
Anlegung von ſolchen Brauereien zu machen und allenfalls 
jemanden über den Kanal zu ſchicken, damit er lerne, wie man 
bei der Bereitung des Bieres dort verfahre; man könne dann 
das eigene Erzeugnis nicht nur in Oſtpreußen, ſondern auch 
nach Polen, Kurland und Liefland abſetzen. In Weſtpreußen 
ſollte dasſelbe geſchehen, z. B. in Kulm, und zwar wünſchte 


1) Stadelmann II, N. 498. 536. 570. 566. 
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der König, daß das Bier nicht allein nach engliſcher Weiſe 
gebraut, ſondern auch in den gleichen Flaſchen verſendet würde, 
damit es als wirkliches engliſches Bier gälte und nicht den 
Namen Kulmer Bier empfinge. In Magdeburg aber ſollten 
Brauereien nach engliſcher und anderer Art angelegt werden, 
damit die Leute das Getränk, an welches ſie ſich gewöhnt 
hätten, im Lande ſelbſt erhalten könnten. Als ein pommerſcher 
Apotheker, Namens Meyer, ſeine Abſicht kund gab, aus Korn— 
branntwein Franzbranntwein zu machen, billigte das der König, 
aber er wünſcht, es ſolle ſo viel davon erzeugt werden, daß 
man den ganzen fremden Franzbranntwein verbieten könne. 
Weil nun Meyer allein von Stettin aus nicht imſtande wäre 
das ganze Land damit zu verſorgen, wünſchte der König in 
allen Hauptſtädten dergleichen Anlagen errichtet zu ſehen, und 
er erklärte ſich bereit, dem Apotheker die verlangten 10000 
Thaler zuhilfe zu geben ). 

Friedrich wollte ſogar durch einen Kupferſtecher Bilder von 
den bei den Katholiken beliebten Heiligen anfertigen laſſen, 
welche dann, wie er glaubte, nach Polen hin und fonjt 
auf den Meſſen in großer Menge würden verkauft werden. 
„Dieſe Bilder müſſen aber“, ſchrieb er an den Geheimen 
Finanzrat Tarrach, „nur grob und ſchlecht gemacht werden, daß 
jie deſto wohlfeiler ſind“ 7). 

Beſonders aufmerkſam verfolgte Friedrich die Verfertigung 
des Tuches; denn die Wollmanufakturen waren ihm die vor— 
nehmſten, und er erklärte deshalb auch dem Miniſter v. Derſchau. 
die Vermehrung des Schafſtandes als eine höchſtnötige Sache, 
damit eine größere Menge Wolle gewonnen werde und der 
Preis derſelben ſinke, die Verkäufer dagegen durch den ver— 
ſtärkten Abſatz ihren Gewinn erhöhen ?). Friedrich wollte da— 
her auch immer die Wollmanufakturen vermehrt haben. „Ich 
halte dafür“, ſchrieb er am 4. Mai 1779 in Breslau an 


1) Stadelmann II, N. 417. 421. 522. 523. 556. 531. 498. 
2) Rödenbeck II, 125 (Juli 1779). 
3) Stadelmann II, 431. N. 4 (22. Dezember 1775). 
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Hoym, „daß die Fabrik in Grünberg noch ſehr zu verſtärken 
ijt und füglich 40—50 Stühle dort noch angelegt werden 
können. Wenn man ſoweit kommt, muß man da bauen, wo 
garſtiger Sand iſt, wie gegen den Breslauer Weg hin, wo der 
Boden nicht viel wert iſt und zu weiter nichts tauget. Auch 
ſind noch Flecke vom Wall an der Stadt, worauf ebenfalls 
Häuſer gebaut werden können, da der Wall weiter nicht ge— 
braucht wird.“ 

Einen Monat ſpäter trug der König dem Geheimen Finanz⸗ 
rat Tarrach auf, die Wollfabriken in Pommern zu vermehren 
und Wollmagazine anzulegen. Die Neumark zählte gegen 
31000 Arbeiter in dieſem Erwerbszweige, Pommern dagegen 
nur 800. Friedrich fand darin kein Verhältnis, es müßten 
hier vielmehr wenigſtens ebenſo viel wie dort vorhanden ſein 
und Leute aus dem Sächſiſchen dazu angeworben werden. Die 
Pommern ſollten dann ihre Waren nach Polen verſenden, doch 
ſo, daß ſie dem Tuchhandel von Konitz keinen Abbruch thäten, 
ſondern andere Arten von Tuchen und Zeugen verfertigten. 
Zugleich müßte man den Polen, die ihre Wolle größtenteils 
nach Danzig verkauften, dieſelbe ſchon bei Fordon abzunehmen 
ſuchen und ſie dann verarbeiten. Dem neuernannten Direktor 
der weſtpreußiſchen Kammer, v. Korckwitz, befahl Friedrich im 
Juni 1780, bei den Zollämtern in Elbing und Neufahrwaſſer 
ſich zu erkundigen, was für Arten von Tuch aus der Fremde 
dort nach Polen gingen, und zu ſehen, ob nicht in ſeinem Be— 
zirk eben ſolche Tuche, wenn etwas ſpaniſche Wolle dazugenommen 
würde, verfertiget und nach Polen abgeſetzt werden könnten. 
Zwei Jahre ſpäter verlangte der König, daß die Kammer in 
Marienwerder ſich die Vermehrung des Schafſtandes ſehr an— 
gelegen ſein laſſe, damit man in dieſer Provinz es nicht nötig 
habe, polniſche Wolle zu verarbeiten. Er richtete ferner ſein 
Augenmerk auf die Orte, wo man die Bereitung feiner Tuche 
beſonders gut verſtand, Amſterdam, Verviers, Lüttich, England; 
er ließ Proben von dorther kommen und einen darin erfahrenen 
Menſchen. Er wollte dann in Weſtpreußen Manufakturen anlegen, 
wo ebenſo feine franzöſiſche, holländiſche und engliſche Tuche 
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gemacht würden; dieſelben ſollten alsdann nach Polen und 
Rußland abgeſetzt werden. Dieſer Gedanke hat ihn noch manch⸗ 
mal beſchäftigt, und 19 Tage vor ſeinem Tode befahl er einen 
Mann, Namens Nordberg, ins Land zu ziehen, welcher die 
bei den engliſchen Manufakturen ſo vielen Nutzen ſchaffenden 
Maſchinen vollkommen kenne und anzufertigen verſtehe; das 
Geld für die dazu erforderlichen Gerätſchaften wollte der König 
dann geben ). Wie im Landbau, wünſcht er auch in den Ge⸗ 
werben der Lehrer ſeines Volkes zu ſein. 

Aber konnte man die ſpaniſche Wolle nicht entbehrlich 
machen? Jährlich brauchte man damals etwa 74000 Pfund, 
die ungefähr 56000 Thaler koſteten 2). Nun hatte der König 
bereits früher Merinoſchafe kommen laſſen, der Verſuch war 
aber mißlungen. Im Jahre 1783 ſchlug der Miniſter Heinitz 
vor, man ſolle noch einmal ſehen, ob es möglich ſein werde, 
die Wolle durch ſpaniſche Böcke zu veredeln. Der König ers 
klärte ſich auch bereit, das Geld herzugeben. Es fragte ſich 
nur, ob das Kabinett von Madrid die Ausfuhr geſtatten würde. 
Jedoch am 4. Mai 1784 meldeten Finckenſtein und Hertzberg: 
der König von Spanien habe die Erlaubnis zum Ankauf von 
300 Schafen der beſten Art gegeben. Friedrich wollte nun 
noch wiſſen, ob man Ausſicht hätte, die ſpaniſche Wolle dann 
entbehren zu können, und weil Sachſen nach dem Siebenjährigen 
Kriege geſucht hatte, die eigene Schafzucht auf dieſe Weiſe zu 
verbeſſern, ließ er dort Erkundigungen einziehen. Erſt als die⸗ 
ſelben günſtig lauteten, wies er im Anfange des Jahres 1786 
das Geld zum Ankauf von 200 Mutterſchafen und 100 Böcken 
an, und er wollte noch im folgenden Jahr aus Marokko Tiere 
für Schleſien kommen laſſen. Die Koſten für jene betrugen 
alles in allem 11886 Thaler 8 Groſchen. Von Hamburg 
aus ging die Reiſe zu Lande bis Berlin; wenn die Schafe 


1) Stadelmann II, N. 417. 421. 472. (N. 16) 528. 529. 566. 
570. 641. 0 

2) Heinitz in dem bei Rödenbeck II, 47 erwähnten Mémoire sur 
ma gestion. Ein Exemplar befindet ſich im Hausarchiv. Stadel⸗ 
mann II, N. 609. fin. 
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hier angekommen wären, wünſchte der König, daß einige nach 
Potsdam gebracht würden, damit er ſie ſehen könnte. Er 
wolle ſich von ihnen beſuchen laſſen, ſagte er; jedoch er befand 
ſich nicht mehr unter den Lebenden, als dies hätte geſchehen 
müſſen. Im Amte Stansdorf wurde dann die ſpaniſche 
Schäferei eingerichtet +). 

Die Baumwollenfabriken hat Friedrich erſt in Preußen 
eingeführt; aber er ſtellte ſie doch weit hinter die Wollen⸗ 
fabriken, weil das Rohprodukt aus der Fremde geholt werden 
mußte, wofür dann viel Geld außer Landes ging. Als der 
König gegen Ende ſeines Lebens in dem Fabrikenplan für 
Pommern mehrere ſolche Gründungen fand, darunter eine, die 
oſtindiſche Tücher verfertigen ſollte, ſprach er die Befürchtung 
aus, daß die Baumwollenfabriken immer mehr überhand nehmen, 
die Erzeugniſſe des eigenen Landes dagegen gänzlich verdrängt 
werden würden. „Und wozu“, fragte er, „ſind auch oſtindiſche 
Tücher nötig? Die Leute haben ſich ſo lange mit leinenen 
Schnupftüchern beholfen, und das gereicht doch zum Beſten 
unſerer Leinenfabrikation. Warum wollen wir denn dieſer zum 
Schaden arbeiten? Die Vermehrung der Fabriken iſt zwar 
eine notwendige Sache; man muß aber dabei auch auf die 
Landesprodukte, welches Flachs und Wolle ſind, Rückſicht nehmen 
und dieſe mehr verarbeiten laſſen; dagegen von Baumwolle 
dürfen nicht mehr Fabriken ſein, als zum Bedarf des Landes 
nötig ſind, es müßten denn die Baumwollenwaren auswärts 
großen Abſatz finden.“ Dieſen letzteren Geſichtspunkt hatte der 
König ſchon früher geltend gemacht. Wenn er z. B. den 
Miniſter v. Hoym auffordert, in Oberſchleſien Kolonieen zu 
gründen, ſo meint er: „Dort haben ſie ſchlechte Wolle, des— 
halb werden ſie unmöglich gute Tuche machen.“ Da ſollten 
ſie baumwollene Waren verfertigen; dieſe könnten ſie dann in 
Polen verkaufen, und ſie würden dabei den Niederſchleſiern 
keinen Abbruch thun ). „Die Manufakturen“, fuhr der König 


1) Stadelmann II, N. 624. 625. Lamotte, Abhandlungen II, 
354 ff. Hertzberg, p. 278. 
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fort, „müſſen in den Städten ſein, und die Spinner und Weber 
auf dem Lande wohnen; ſo iſt beiden geholfen.“ Auch dem 
neuernannten Direktor der Bromberger Kammer riet Friedrich, 
in den Grenzſtädten von Weſtpreußen ſolche Fabriken einzu— 
richten, ausgenommen wenn die Polen ihre baumwollenen 
Waren aus Schleſien bezögen ). 

Für ebenſo wichtig, wie die Tuchfabriken muß man das 
Leinengewerbe betrachten, welchem deshalb auch Friedrich ſehr 
viel Aufmerkſamkeit ſchenkte. Im Mai 1765 wurde der all— 
gemeine Gebrauch des Wirtels in Schleſien angeordnet, welcher 
der Spille mehr Gewicht gab und es dadurch möglich machte, 
einen gleichmäßigen und nicht faſerigen Faden hexrzuſtellen. 
Wirtel von Krautſtrünken oder Rüben ſollten nicht geduldet 
werden. Zwei Monate ſpäter erſchien ein großes Reglement, 
welches den Landwirten gebot, ſo viel Flachs wie früher und 
wo möglich noch mehr anzubauen und dazu neuen guten Samen 
zu kaufen und zu ſäen. Ferner ſollen überall Spinnſchulen 
angelegt werden und alle Kinder, die in der Wirtſchaft ent- 
behrlich ſind, in der ſchulfreien Zeit, beſonders aber im Winter 
abends von 6—9 Uhr, dort ſpinnen und fo lange hingehen, 
bis ſie dieſe Kunſt ordentlich erlernt haben. Auch Knechte und 
Mägde ſollen daſelbſt Unterricht nehmen, aber jene nur im 
Winter, wenn ſie abgefüttert haben. Ein Knecht unter 30 
Jahren darf nur heiraten, wenn er ſpinnen kann; von den 
Mägden und Mädchen des Dorfes ſetzt man letzteres voraus. 
Das Spinnen mit dem Rade iſt zwar beſſer als das Spinnen 
mit der Spille, denn es giebt einen feſten wohlgedrehten runden 
Faden, doch läßt es ſich noch nicht allgemein einführen; da— 
gegen ſollen die Spinnmeiſter und Spinnmeiſterinnen es ver⸗ 
ſtehen und ſoviel als möglich dafür wirken. Alle Schulen 
müſſen deshalb mit einem Spinnrade verſehen ſein; auch ſoll 
jede Bauerstochter vor ihrer Verheiratung ein ſolches beſitzen 
oder zur künftigen Anſchaffung 12 Groſchen erlegen. Endlich 
müſſen die Landräte darauf dringen, daß die Bauern guten 


1) Stadelmann II, N. 528. 595. 476, u. S. 512. N. 12. 
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Samen kaufen, bei der Gründung von Spinnſchulen mitwirken, 
dieſelben überwachen, in den Kreiſen, wo ſchlechtes Garn ge— 
ſponnen wird, gutes auf Gemeindekoſten aus andern Kreiſen 
kommen laſſen und es den Grundherrſchaften als Muſter für 
die Spinnſchulen zuteilen. Auch ſoll jeder Landrat die Garn- 
händler manchmal zuſammenrufen, ſie prüfen, ob ſie vom 
Garn etwas verſtehen, und ihnen ſtreng verbieten, ſchlechtes zu 
kaufen !). 

Für guten Flachs ließ übrigens Friedrich nicht bloß die 
Landräte ſorgen. Er ſchickte z. B. im Juni 1770 kurmärkiſchen 
Landflachs, der mit geringen Koſten präpariert war, an den 
Miniſter v. Hoym. Dieſer ſollte die Leinwandhändler und 
Fabrikanten im Gebirge fragen, ob ſolcher Flachs für ihre 
Webereien brauchbar wäre, denſelben dann in den Klöſtern ſo 
fein als möglich ſpinnen und einen Teil davon verarbeiten 
laſſen, das übrige rohe Garn aber zurückſchicken, welches hierauf 
vermiſcht mit Seide verwebt werden ſollte. Ein anderes Mal 
empfahl Friedrich den Anbau von gutem mähriſchen Flachſe, 
der wegen ſeiner feinen, ſeidenartigen Eigenſchaft geſucht würde 
und zu gewiſſen Schleiern und Battiſten nötig wäre, wenn 
dieſelben den franzöſiſchen Battiſten gleichkommen ſollten ). 

Friedrich war ferner ſchon vor dem Siebenjährigen Kriege 
darauf bedacht geweſen, die Koſten des Bleichens durch den 
Gebrauch des Torfes und der Steinkohlen anſtatt des Holzes 
zu verringern. In der Verordnung vom 14. Oktober 1763 
ward es als eine unumſtößliche Wahrheit bezeichnet, daß in 
Elberfeld nur Steinkohlen und in Harlem, wo die ſchönſten 
Leinwandbleichen ſich befänden, nur Torf gebraucht würde; da- 
her könnte man nicht begreifen, warum die Schleſier ſich 
ſträubten, ſolchem Beiſpiele zu folgen. Die Land- und Steuer- 
räte mußten nun darauf halten, daß man mehr mit Stein— 
kohlen feuere, und zwar nicht bloß bei den Bleichen, ſondern 
auch ſonſt noch, z. B. beim Brauen, Kalkbrennen und Stuben— 


1) Korn VIII, S. 573. 624. 
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heizen, zumal da die Gruben die Steinkohlen billig und in 
Menge liefern könnten. Friedrich hat für die Verbeſſerung der 
Landſtraßen merkwürdigerweiſe nichts gethan und die ſchleſiſchen 
für nicht ſo ſchlecht erklärt, als Hoym über ſie klagte und 
Geldmittel in Anſpruch nahm; hier aber denkt er daran, daß 
die Kohlenwege fahrbarer gemacht werden müßten. Doch ſcheint 
die Mehrzahl an der alten Feuerung feſtgehalten zu haben ). 
Auch anderwärts unterſtützte der König die Leineninduſtrie. 
So gab er den Unterthanen des Fürſtentums Minden 35000 
Thaler, damit fie ſich aus erſter Hand litauiſchen Samen ver⸗ 
ſchaffen könnten. In Halberſtadt, wo dieſer Erwerbszweig 
1766 nach dem Bericht des Generaldirektoriums nur ſpärlich 
vorhanden war, verhielt es ſich 1775 ſchon ſo, daß Friedrich 
glaubte, man könnte nach zwei Jahren die Ausfuhr des rohen 
Garnes verbieten, wie in Schleſien. Sein Augenmerk ging 
überhaupt dahin, daß dort alles auf denſelben Fuß wie hier 
gebracht und die Landleute beſſer zum Spinnen und Weben 
gewöhnt würden und ihre Leinwand dann ſelbſt verkauften ). 
Die meiſte Beſchwerlichkeit machte die Damaſtweberei. Wir 
haben bei den Seidenwaren die ſogenannten Entrepreneure 
kennen gelernt; deutſch heißen ſie zu jener Zeit Verleger. 
Schlabrendorff griff im Jahre 1764 auch für die Damaſt— 
weberei zu dieſem Mittel, um ihr aufzuhelfen, als ein 
Schmiedeberger Kaufmann, Namens Petſchke, ſich erbot, den 
Verſchleiß zu übernehmen. Derſelbe bekam 6000 Thaler als 
zinsfreien Vorſchuß auf ſechs Jahre; jedoch es dauerte nicht 
lange, ſo bat er um mehr, da es ihm an Abſatz fehle. Nun 
verlangte Schlabrendorff von den Leinwandhändlern, daß ſie 
dem Verleger für eine beſtimmte Summe Waren abnehmen 
ſollten. Einem Kaufmann, welcher ſich trotz erneuten Befehls 
fernerhin weigerte das zu thun, ließ der Miniſter Soldaten in 
das Haus legen und zwang ihn dadurch zur Nachgiebigkeit; er 
mußte für 240 Thaler Damaſt kaufen, und zwar nicht von 


1) Korn VIL, 214. Stadelmann II, N. 347. 336. 494. 437. 
2) Stadelmann II, N. 254. 283. 
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den Webern, ſondern bei Petſchke. Die Kaufleute fügten ſich 
aber nur vorübergehend, und da einzelne von ihnen erklärten, 
ſie würden lieber ihr Geſchäft aufgeben als einen ſolchen Zwang 
ertragen, mußte man die Damaſtweber ihrem Schickſal über— 
laſſen. Auch Hoym vermochte keinen Rat zu ſchaffen. 

In den letzten Regierungsjahren Friedrichs ward ein neuer 
Verleger geſucht; aber der Schmiedeberger Kaufmann, welcher 
ſich bereitwillig zeigte, die Stelle zu übernehmen, erhob den 
Anſpruch, daß in Berlin alle Familien von Stande gehalten 
ſein ſollten, bei ihm ein Gedeck von Damaſt zu kaufen, ſo oft 
ſie eine Tochter verheirateten. Jedoch das Generaldirektorium 
verwarf den empörenden Vorſchlag ). 

Den Seidenbau begünſtigte der König ebenſo wie ſein 
Vater; aber er verfuhr dabei mit außerordentlichem Nachdruck, 
und ſeinem fortwährenden Drängen gelang es, eine ſehr ſtarke 
Vermehrung der Maulbeerbäume herbeizuführen. Er ſuchte 
ferner in gleicher Weiſe die Zahl derjenigen zu vergrößern, 
welche ſich mit dem Auslegen der Würmer und deren Fütterung 
beſchäftigten. Er ſchenkte dieſer Angelegenheit ſehr viel Auf— 
merkſamkeit und zählte dem Miniſter v. Heinitz einmal die 
Fehler auf, welche noch gemacht würden. Er erbot ſich, die 
Spinn⸗ oder Haspelmaſchinen zu vermehren und dort, wo 
große Maulbeerpflanzungen wären, Häuſer für das Ausbrüten 
der Würmer bauen zu laſſen. „Die Hauptſache iſt aber“, 
fuhr er fort, „daß den Weibern und Mädchen ordentlich ge— 
wieſen wird, wie ſie damit umgehen ſollen“. 

Friedrich der Große machte gern Geſchenke mit guten Er— 
zeugniſſen des einheimiſchen Gewerbfleißes, wie mit Porzellan— 
ſachen, ſo auch mit Seidenſtoffen. Am 30. Juli 1769 dankte 
ihm ſeine Schweſter Charlotte, Herzogin von Braunſchweig, 
für das ſchöne Atlaszeug, das er ihr gegeben. „Der Stoff 
iſt ſo gut“, ſchrieb ſie, „daß man ihn von engliſchem oder fran— 
zöſiſchem nicht unterſcheiden wird. Ich habe das Vergnügen 
gehabt, diejenigen zu täuſchen, denen ich ihn gezeigt; ſie haben 

1) Zimmermann, Blüte und Verfall des Leinengewerbes in Sdple- 
ſien, S. 129. 
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ihn für einen ausländiſchen Stoff gehalten . .... Das wird 
mein Feſtkleid im nächſten Winter ſein. Ich werde mir ge- 
ſchmückter als eine Heilige von Loretto vorkommen, da ich von 
meinem Heiligen gekleidet worden bin, dem einzigen, welchen 
ich verehre“ ). 

Gegen das Ende ſeines Lebens konnte der König nicht ohne 
Stolz auf dieſe Seite ſeiner Thätigkeit zurückblicken. Im 
Jahre 1785 betrug der Abſatz an Leinwand 9, an Tuch und 
anderen Wollenwaren 8 Millionen; die Seidenſtoffe brachten 
3 Millionen, die baumwollenen Zeuge 1200000 Thaler, die 
aus Leder und die aus Metall gefertigten Sachen je 2 Millionen, 
ebenſo viel die Zuckerſiedereien, der Tabak endlich 1 Million, 
während die übrigen Induſtriezweige weit hinter dieſen zurück— 
blieben ). 

Um die Unterthanen anzuſpornen, verwendete Friedrich viel 
Geld auf Belohnungen für alle, welche ſich in der Landwirtſchaft 
oder in den Gewerben vor anderen auszeichnen würden. Die 
meiſten Preiſe waren klein, 10, 20, 30 Thaler; aber es gab 
auch ſolche zu 50, 100, 200, ja 400 Thaler. Der Unter 
nehmer einer Stahlhütte z. B., welcher guten Stahl aus frem⸗ 
dem Eiſen verfertigt, empfängt 100, wenn aus inländiſchem, 
400 Thaler ). 

Im Jahre 1785 faßte die Breslauer Kaufmannſchaft die 
Abſicht, eine Eiſen- und Stahlfabrik an der Malapane anzu⸗ 
legen. Als Hoym dies dem Könige meldete, äußerte dieſer ſein 
Wohlgefallen darüber; aber er wollte kein Monopol geben, 
weil das immer einen üblen Erfolg hätte. „Der Monopoliſt 
wendet keinen rechten Fleiß und Betriebſamkeit an die Sache“, 
ſchrieb Friedrich am 1. Januar 1786 an Hoym zurück, „weil 
er niemanden neben ſich hat, der ihm nacheifert. Daraus 
kommt dann, daß er in ſeiner Arbeit nachläſſig iſt und ſchlechte 
Waren macht. Hat er aber einen neben ſich, ſo nötigt ihn das, 


1) Oeuvres XXVII, I 319. Stadelmann II, N. 286. 375. 525. 
2) Hertzberg, p. 254. 
3) Röden beck II, 45 ff. 73 ff. 
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mehr Fleiß anzuwenden, beſſere Arbeit zu machen und jenen 
nicht vorkommen zu laſſen.“ Friedrich erklärte deshalb, daß er 
kein Monopol mehr geben könne ). 

Die levantiſche Handelsgeſellſchaft hörte, wie bereits erwähnt 
worden iſt, 1769 auf; in demſelben Jahre wurde die Emdener 
Heringscompagnie gegründet, die ihre Schiffe dahin ſenden 
ſollte, wo die Holländer und andere Nationen den Heringsfang 
betrieben. Wenn die Geſellſchaft die weſtfäliſchen Provinzen 
ausreichend zu verſorgen vermöchte, ſollten die fremden Heringe 
ſo hoch beſteuert werden, daß die Ausländer mit der Geſell— 
ſchaft nicht Markt halten könnten; wenn aber letztere die übrigen 
königlichen Provinzen ebenfalls imſtande wäre zu verſehen, 
wollte Friedrich den fremden Fiſch gänzlich verbieten. Es wurde 
der Geſellſchaft geſtattet, allerdings nur für dieſen Zweck, das 
grobe ſpaniſche Salz einzuführen, weil das inländiſche zum 
Einſalzen der Heringe als zu ſchwach nicht genügte *). 

Als Friedrich Weſtpreußen ſich angeeignet hatte, gründete 
er die Seehandlung am 14. Oktober 1772; deren Schiffe 
ſollten allein das Recht haben, aus Spanien, Portugal, Frank— 
reich und England unter preußiſcher Flagge Seeſalz zu holen 
und dafür andere Güter dorthin zu verfahren. Er beförderte 
ſo die direkte Schiffahrt, und um der Geſellſchaft die nötigen 
Kapitalien zuzuführen, nahm er ſelbſt 2100 Aktien im Betrage 
von 1050000 Thaler, während er den Privatleuten noch 300 
Aktien zu 500 Thaler überließ. Er gab außerdem der See— 
handlung das Stapelrecht inbezug auf das Wachs, welches 
10 Meilen weit von beiden Ufern der Weichſel — aus 
Polen — nach Preußen eingeführt würde; Fordon und Brom— 
berg ſollten die Stapelplätze dafür ſein. Dieſe beiden Artikel, 
Seeſalz und Wachs, behielt der König der Geſellſchaft vor, 
weil er durch einen ſicheren Gewinnſt ihre Schiffahrt begünſtigen 


1) Stadelmann II, N. 607. 

2) Mylius IV, N. 57. Auch an den Wallfiſchfang hat Friedrich 
gedacht und im Juli 1786 dem Miniſter v. d. Schulenburg befohlen, 
denſelben in Gang zu bringen, indem er die Einwendungen, die man ihm 
gemacht hatte, zurückwies. Stadelmann II, N. 636. 
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und ſie dadurch in den Stand ſetzen wollte, ohne Beſorgnis 
ihre Kapitalien in neuen Unternehmungen zu gebrauchen. 
Friedrich befreite die Seehandlung außerdem von der Abgabe 
von 50 %, die im Oktober 1770 auf das aus Polen zu Waſſer 
kommende Holz gelegt worden war, damit die Geſellſchaft ſich 
leicht mit den zu ihrem Schiffsbau notwendigen Materialien 
verſehen könnte. Die Seehandlung durfte ihr Salz nur an 
die ebenfalls neu gegründete Preußiſche Salzhandlungsgeſellſchaft 
verkaufen, welche den alleinigen Vertrieb in Preußen und dann 
auch in Polen gewann, indem ſie für letzteres dem Könige 
Stanislaus Auguſt jährlich 70000 Thaler bezahlte. Die 
Oſterreicher ſahen ſich genötigt, an dieſe Geſellſchaft ihr Salz 
aus Wieliczka zu verkaufen ). 

Wenn zunächſt hauptſächlich an den Handel mit Spanien 
gedacht war, ſo empfing die Seehandlung doch ſchon jetzt völlige 
und gänzliche Freiheit, ihre Schiffahrt überallhin auszubreiten, 
wo es mit Nutzen ſich machen ließe. Letzteres iſt auch geſchehen. 
Am 9. Januar 1777 ſchrieb Friedrich an den Miniſter v. Görne: 
„Was die Geſchäfte der Seehandluugs-Compagnie betrifft, ſo 
müſſet Ihr Euch ja nicht zu weitlänfig damit ausdehnen, ſon⸗ 
dern alles, was Ihr darin unternehmet, zuvor gründlich prüfen 
und beurteilen. Der Handel mit Polen und nach Holland, 
Frankreich und Spanien iſt hinlänglich, wenn ſolcher gehörig 
betrieben wird. Den Polen müßt Ihr Holz, Potaſche und 
dergleichen Sachen abkaufen, dagegen recht viel Salz, franzi- 
ſiſche Weine, Materialwaren und, was die Polen ſonſt ge— 
brauchen, zuführen. Nach Frankreich und Spanien müßt Ihr 
ſchleſiſche Leinwand und von den leichten wollenen Waren hin⸗ 
ſchicken und ſo überhaupt darauf bedacht ſein, die Geſchäfte der 
Seehandlungs-Compagnie auf das beſte und vorteilhafteſte zu 
leiten, durchaus aber keine weitläufigen Sachen, die der Com⸗ 
pagnie im mindeſten nachteilig oder gefährlich werden können, 
unternehmen, vielmehr immer darauf denken, wie der Handel 


1) Mylius Vb, n. 55—58. Oeuvres VI, p. 20. 
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der Compagnie zwar auf eine ſolide Art zu erweitern, dabei 
aber auch immer völlig ſicher zu ſtellen“ ). 

Von Oſterreich iſt hier keine Rede; denn es gelang dem 
Könige nicht, über einen freundſchaftlichen Handelsverkehr mit 
dem Wiener Hofe ſich zu verſtändigen 2). 


Sechſtes Kapitel. 


Verbeſſerung des niederen und höheren Schulweſens. 


In den Denkwürdigkeiten, welche der große König über die 
Zeiten nach dem Hubertsburger Frieden hinterlaſſen hat, er— 
wähnt er mit einer gewiſſen Befriedigung die Anſtrengungen, 
die er gemacht, um die Landeswohlfahrt zu fördern. Er be— 
hauptet alsdann, die Regierung dürfe nicht einſeitig verfahren 
und ſich allein von dem Vorteile leiten laſſen, ſondern das 
öffentliche Wohl biete ihr Beſchäftigung nach vielen Richtungen 
hin. „Die Erziehung der Jugend“, fährt der König fort, 
„muß als eine Hauptſache gelten. Auf alles übt ſie einen 
Einfluß aus; ſie ſchafft nicht, aber fie kann Fehler verbeſſern“ 9). 
Der Thätigkeit, das niedere Schulweſen zu heben, iſt bereits 
im vorigen Bande gedacht worden; aber es muß nun noch ein— 
mal und zwar genauer darauf eingegangen werden. 

In der traurigſten Zeit des Siebenjährigen Krieges, als 
Friedrich nach der ſchrecklichen Niederlage bei Kunersdorf in 
der Mittelmark ſtand, hatte er wahrgenommen, wie ſchlecht 
auf dem Lande die Jugend unterrichtet würde, und daher den 


1) Stadelmann II, N. 466 fin. 

2) Ausführlich ſtellt Fechner a. a. O. dieſe Beziehungen zwiſchen 
Preußen und Sſterreich aus den Akten dar. 

3) Oeuvres VI, p 87. 
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menſchenfreundlichen Entſchluß gefaßt, auf eine Verbeſſerung 
der Dorfſchulen mit allem Ernſte nach hergeſtelltem Frieden be- 
dacht zu ſein. 

Der gute Vorſatz geriet mit den Jahren keineswegs in Ver— 
geſſenheit. Am 12. April 1763 befahl der König dem Miniſter 
v. Danckelmann ein Reglement für die evangeliſchen Landſchulen 
auszuarbeiten. Friedrich legte den Nachdruck darauf, daß die 
Superintendenten und Inſpektoren jedes Kreiſes jährlich die ge— 
ſamten Dorfſchulen ihres Bezirkes ſelbſt bereiſen, den Zuſtand 
derſelben unterſuchen und alsdann berichten ſollten, ob die 
Lehrer auch die Jugend gehörig unterwieſen. Der König ver— 
langte ferner, daß in den Marken und auch ſonſt in erledigte 
Stellen nur ſolche Männer treten ſollten, die vom Ober— 
konſiſtorialrat Hecker in Berlin geprüft und für tüchtig erklärt 
worden wären. 

Dieſer berühmte Pädagoge hatte mit der von ihm gegrün— 
deten Realſchule längſt ein Seminar verbunden, welches jährlich 
eine Geldunterſtützung von Friedrich empfing, damit auch Lehrer 
für die königlichen Stellen dort ausgebildet würden. Hecker 
war mit dem Schulweſen ſehr vertraut. Ihm übertrug daher 
das Oberkonſiſtorium die Abfaſſung des General-Land-Schul⸗ 
reglements; am 12. Auguſt ward es dem König überreicht und 
am 23. September von ihm unterzeichnet. Es iſt ſo ausführ— 
lich und umfaſſend, wie kein anderes vor ihm, und es verdient 
daher eine nähere Betrachtung. 

Zuerſt wird der Grundſatz der allgemeinen Schulpflicht aus- 
geſprochen. Alle Kinder ſollen, wo nicht eher, ſo doch vom 
5. Jahr ihres Alters und bis ins 13. oder 14. die Schule 
beſuchen, bis ſie nicht nur das Nötigſte vom Chriſtentume ge— 
faßt haben und fertig zu leſen und ſchreiben vermögen, ſondern 
auch von demjenigen Red' und Antwort geben können, was ihnen 
nach den nicht mehr von den Predigern gewählten, ſondern von 
den Konſiſtorien verordneten Lehrbüchern beigebracht werden ſoll. 

Von Michaelis bis Oſtern wird vor- und nachmittags 
Schule gehalten, und zwar früh drei Stunden und mit Aus— 
nahme des Mittwochs und Sonnabends ebenſo viel nach Tiſch. 
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In der übrigen Zeit des Jahres dauert der Unterricht nur drei 
Stunden täglich, aber er wird durch keine Ferien unterbrochen. 
Am Sonntag ſoll außer der Katechiſationsſtunde des Predigers 
noch eine Wiederholungsſtunde vom Lehrer in der Schule mit 
den unverheirateten Perſonen des Dorfes zur Übung im Leſen 
und Schreiben gehalten werden. Das Schulgeld beträgt im 
Winter wöchentlich 6 Pfennige für Kinder, welche noch nicht 
leſen können, 9 Pfennige für ſolche, die es ſo weit gebracht 
haben; wer auch ſchreibt und rechnet, zahlt 1 Groſchen. Im 
Sommer dagegen werden nur zwei Drittel davon entrichtet, 
nämlich 4, 6 und 8 Pfennige. Für Arme muß das Schul- 
geld und der Ankauf der nötigen Bücher aus dem Klingebeutel, 
einer Armen⸗ oder Dorfkaſſe oder durch Kollekten beſtritten 
werden. 

Das General Landſchul⸗Reglement geht nun auf die Lehrer 
über, und mit vollem Rechte ſteht hier an der Spitze der Ge- 
danke, daß es bei einer guten Schulbverfaſſung vornehmlich auf 
einen rechtſchaffenen Schulmeiſter ankomme. Deshalb ſollen 
nur tüchtige Leute künftig ein ſolches Amt empfangen. Die 
adeligen und ſtäotiſchen Patrone behalten zwar das Recht, 
Küſter und Schulmeiſter anzuſtellen, aber die Konſiſtorien haben 
darauf zu ſehen, daß weder ungeſchickte noch ruchloſe Menſchen 
eingeſetzt oder geduldet werden; und den Predigern wird auf— 
getragen, nur ſolche Perſonen zur Kirchen- und Schularbeit zu— 
zulaſſen, welche vom Schulinſpektor geprüft und ein Zeugnis 
ihrer Tüchtigkeit empfangen haben. Wie weit überragten dieſe 
Beſtimmungen diejenigen, welche Friedrich Wilhelm I. gegeben! 
In dem Reglement für die oſtpreußiſchen Schulen aus dem 
Jahre 1736 leſen wir: „Iſt der Lehrer ein Handwerker, ſo 
kann er ſich ſchon ernähren; iſt er es nicht, ſo wird ihm er— 
laubt, in der Erntezeit ſechs Wochen lang auf Tagelohn zu 
gehen.“ Kann man unwürdiger von dem Bildner der Jugend 
denken? Und im Jahre 1737 war für die pommerſchen Schulen 
verordnet worden, es ſollten ſolche Leute angenommen werden, 
welche neben ihrer Amtsverrichtung arbeiten und ſich etwas 
verdienen könnten, damit ſie den Gemeinden nicht ganz und 
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gar zur Laſt fielen. Von ſolchen häßlichen Beſtimmungen war 
im General-Landſchul⸗Reglement keine Rede. 

Weil an guter Einrichtung der Lektionen gar viel gelegen, 
ſchreibt das General-Landſchul-Reglement einen ausführlichen 
Plan vor. Danach werden im Winter 30 Stunden erteilt; 
jedoch weil alle Kinder die ganze Zeit über anweſend ſein 
müſſen, ſind beſonders die kleinen, aber auch die mittleren 
manchmal unbeſchäftigt. Das Rechnen wird zu wenig betrieben 
und dagegen der Religion ein zu weiter Raum gewährt, näm- 
lich wöchentlich 13 Stunden. 

Das Reglement überließ die Lehrer nicht ſich ſelber, ſondern 
es ſchuf eine doppelte Aufſicht. Die Ortsgeiſtlichen ſollten die 
Schulen ihres Ortes zweimal in der Woche beſuchen und 
monatlich eine Konferenz mit den Lehrern halten, um einge— 
riſſene Mängel und Mißbräuche abzuſtellen und das Schulweſen 
mehr und mehr zu verbeſſern. Sie wurden mit Suspenſion 
und Abſetzung bedroht, wenn ſie hierin ihre Schuldigkeit nicht 
thun würden; denn die Fürſorge für den Unterricht der Jugend 
und die gehörige Aufſicht über denſelben ſei eine der wichtigſten 
und vornehmſten Pflichten des Predigtamtes. 

Endlich ſollen die Superintendenten und Inſpektoren jedes 
Kreiſes die geſamten Landſchulen ſelbſt alljährlich bereiſen, den 
Zuſtand einer jeden mit möglichſter Aufmerkſamkeit unterſuchen 
und ihre Berichte dann an das Oberkonſiſtorium zur weiteren 
Verfügung abſenden. Eine nachträgliche Verordnung vom 
1. März 1764 ſchrieb 18 Fragen vor, welche die Inſpektoren 
nach vorgenommener Viſitation zu beantworten hätten ). 

Wohlthaten werden nicht immer dankbar angenommen. Im 
Herzogtum Magdeburg weigerten ſich die Landbewohner, ihre 
Kinder im Sommer zur Schule zu ſchicken, und ſie wollten 
auch den Lehrern, wenn ſie höheres Schulgeld fordern würden, 
die übrigen Einnahmen aus der Gemeinde vorenthalten. Als 


1) Siehe meinen Aufſatz „Über die Verbeſſerung des niederen Schul⸗ 
weſens in Schleſien“ in der Zeitſchr. d. Ver. f. Geſch. u. Altert. Schleſiens, 
XVII, 317 ff. 
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etliche Dörfer ſogar Prozeſſe deshalb anfingen, verbot Friedrich 
zwar den Gerichten, ſolche Klagen anzunehmen, aber er befahl 
zugleich, den Streit gütlich beizulegen, und änderte den be— 
treffenden Paragraphen des Reglements für Magdeburg dahin 
ab, daß das Schulgeld nicht erhöht werden ſollte, wo die 
Lehrer einen auskömmlichen Gehalt hätten. 8 

In dieſem Herzogtume dachte man daran, daß die Lehrer 
im richtigen Gebrauche des General-Landſchul-Reglements unter⸗ 
wieſen werden müßten; denn bisher waren ſie gewohnt, einzeln 
die Kinder einige Minuten lang vorzunehmen und ſie dann ſich 
ſelber zu überlaſſen, ſo daß ſie träumend daſaßen oder plau— 
derten und lärmten. Nun ſollten die Lehrer ganze Klaſſen 
unterrichten lernen. Der bekannte Schulmann Joh. Friedr. 
Haͤhn, Generalſuperintendent des Herzogtums Sachſen und Abt 
zu Kloſter Bergen, unterzog ſich dieſer Mühe, wie er im De— 
zember 1764 berichtet. Er ließ die Lehrer in Abteilungen 
wöchentlich am Dienſtag und Freitag zu ſich kommen und zeigte, 
wie das Reglement durchzuführen wäre. Vormittags von 
8 —12 Uhr verhandelte Hähn mit ihnen über die Theorie und 
Lehrart, und nachmittags gingen ſie in die Armenſchule, wo 
ſie ſahen, wie mehr als 100 Kinder zu gleicher Zeit und mit 
gutem Erfolg unterrichtet wurden. Die Lehrer erſchienen auch 
mit Ausnahme der kranken und ganz alten. Die meiſten von 
ihnen zeigten Luſt und guten Willen, andere murrten, noch 
andere redeten ſpöttiſch und leichtfertig zu Bürgern Magdeburgs 
über das Verfahren des Generalſuperintendenten. Es fehlte 
ſogar an ſolchen nicht, die ſich bei dieſer Gelegenheit betranken. 
Übrigens kamen auch eifrige Prediger nach Kloſter Bergen, 
um die neue Schulordnung beſſer kennen zu lernen, „dieſes 
höchſtwichtige und heilſame Werk“, wie Hähn es bezeichnete, 
„welches billig als die erſte Frucht des Friedens anzuſehen 
N 


1) Danneil, Geſch des evangeliſchen Dorfſchulweſens im Herzogtum 
Magdeburg. Aus archivaliſchen und anderen Quellen. Halle 1876, 
S. 129—131. Das Buch hätte weit mehr bringen können. 

Bae 
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Im Fürſtentum Halberſtadt ging, es ungefähr ebenſo zu. 
Die Gemeinde Veltheim erklärte: ſie werde das neue Schulgeld 
nicht zahlen; denn der Rektor könne mit den 3 Groſchen, die 
er vierteljährlich für jeden Schüler bekomme, ſehr zufrieden 
ſein. Er habe eine Beſoldung von 108 Thalern und 18 
Groſchen und ſtecke dieſes Geld ein, aber ob die Kinder etwas 
lernen oder nicht, das fet ihm ganz gleichgültig; er vernach⸗ 
läſſige die Schule, miſche ſich in Rechtshändel und laufe in die 
halberſtädtiſchen und braunſchweigiſchen Gerichte. Er beſitze 
1000 Thaler Kapital und ſtelle ſich, als ob er aus den Kindern 
gelehrte Leute machen wolle, das fet aber alles eitel Blend— 
werk. Das Amt Crottorf meldete, daß die Schulbedienten 
ihre Arbeit vernachläſſigten, des Sonntags die Kegelbahn be— 
ſuchten und ſpielten, die Schule während des Jahrmarktes in 
Oſchersleben ausſetzten, fleißig auf die Jagd gingen und keiner 
Gehaltserhöhung wert wären. Die Gemeinde zu Danſtädt er⸗ 
innerte ſich mit Schmerzen daran, wie ſie früher eine Lehrerin, 
eine ſogenannte Lehrbaſe, gehabt, welche ſich von ihrer Hände— 
arbeit genährt, anderthalb Wiſpel Brotkorn und 15 Thaler 
bar Geld erhalten habe und ſehr zufrieden geweſen ſei. 
Schwanebeck meldete, daß ſeit dem Erſcheinen des General- 
Landſchul⸗Reglements in allen Häuſern Weinen und Wehklagen 
angetroffen werde. Ferner ſträubten ſich die Gemeinden, die 
neuen Schulbücher, welche viel zu teuer wären, zu kaufen, ob- 
gleich 25 Stück ABC-Bücher nur 20 Groſchen und 25 Stück 
von der „chriſtlichen Lehre“ und dem „zergliederten Ratechis- 
mus“ 1 Thaler 18 Groſchen koſteten. Umgekehrt beſchwerten 
ſich die meiſten Lehrer über die gar zu ſchlechten Beſoldungen; 
einer, der nicht mehr als 27 Thaler jährlich empfing, fügte 
dieſer Angabe noch hinzu: „Weil aber ohnmöglich war, davon 
zu Leben, ſo habe ich meine Schneyderprofeſſion dabey dreiben 
müſſen“ ). 

Was Hähn im Herzogtum Magdeburg für die Unterweiſung 


1) Kehr, Die Geſch. des Kgl. Schullehrer-Seminars zu Halberſtadt. 
Gotha 1878. S. 33 (aus den Akten). 


Die Schulen im Fürſtentum Halberſtadt. 517 


der Lehrer that, das leiſtete ſpäter der Rektor des Dom— 
gymnaſiums in Halberſtadt, Chriſtian Gottfried Struenſee, in 
ſeiner Provinz. Als er 1768 zum Konſiſtorialrat ernannt 
worden war, bekam er die Aufſicht über die dem Staate un— 
mittelbar gehörigen Dorfſchulen in dem Fürſtentum Halberſtadt 
und der Grafſchaft Hohenſtein. Er unternahm nun zahlreiche 
Schulreiſen und hielt Konferenzen mit den Lehrern. Er er— 
kannte, wie andere, woran es gebrach, wenn das Volksſchul⸗ 
weſen keine größeren Fortſchritte machte. Auf eine Anfrage des 
Königs berichtete deshalb am 3. Oktober 1773 der General- 
ſuperintendent Jakobi im Namen des Konſiſtoriums mit aller 
Offenheit, daß es an geſchickten Lehrern fehle und daß dieſer 
Mangel von den ſchlechten Einkünften der Schulbedienten her— 
rühre; beſonders aber ſei es ſchlimm, daß die Patrone, welche 
die mehr als 100 Thaler einbringenden Stellen zu beſetzen 
hätten, meiſt ihre geweſenen Bedienten oder auch aus unlautern 
Abſichten niedere Handwerker zu Lehrern wählten. Erſt nach 
zwei Jahren (11. Oktober 1775) wurde befohlen, daß niemand 
ein ſolches Amt erhalten dürfte, der nicht vorher vom Kon— 
ſiſtorium, worin Jakobi und Struenſee ſaßen, geprüft worden 
wäre. Was aber die Verbeſſerung der Stellen betrifft, ſo be— 
willigte das Domkapitel dafür wenigſtens 1200 Thaler ). 
Letzteres geſchah auf den Antrag der neu errichteten Kirchen— 
und Schuldeputation, welche durch königliche Verfügung vom 
12. Juni 1776 eingeſetzt worden war und die Aufſicht auch 
über alle dem Domkapitel untergeordneten Schulen, ſo wie über 
das zu errichtende Schulmeiſter-Seminar empfing. Die 
Gründung einer ſolchen Lehrerbildungsanſtalt hatte Struenſee 
empfohlen, die Schuldeputation billigte den Plan, und das 
Domkapitel gewährte bereitwillig die notwendigen Mittel und 
beſtimmte, daß immer zwölf Primaner der Domſchule in einer 
beſonderen Anſtalt, mit welcher auch eine Übungsſchule ver— 
bunden würde, zu Lehrern für das Volk herangebildet werden 
ſollten. Am 10. Juli 1778 wurde das Seminar eröffnet. 


1) Kehr, S. 40 - 42. 
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Die Zöglinge desſelben wohnten in einem hierzu hergerichteten 
Hauſe zuſammen mit dem Inſpektor, von welchem ſie theoretiſch 
und praktiſch unterrichtet wurden ). 

In Schleſien widmete der Miniſter v. Schlaberndorff dem 
niederen Schulweſen eine anhaltende und erfolgreiche Thätigkeit. 
Als er im Mai 1764 Oberſchleſien bereiſte, da unterließ er 
nicht, ſich nach den Schulen und ihrer Beſchaffenheit zu er⸗ 
kundigen, und er geriet hierbei, wie er aus Pleß an die Bres- 
lauer Kammer ſchrieb, in ein wahres Erſtaunen darüber, wie 
wenig in dieſer wichtigen Sache bisher gethan worden wäre, 
und daß man faſt gar keine Schulmeiſter angeſetzt hätte. 
„Daher kommt es“, fuhr der aufgeregte Miniſter fort, „daß 
die Jugend wie das Vieh aufwächſt und weiter kein Chriſten⸗ 
tum als ein Pater noster und ein Ave Maria kennt, die 
deutſche Sprache aber gar nicht erlernt.“ Deshalb verlangte 
Schlabrendorff, die Kammer ſolle ſich dieſer Sache von jetzt 
an ernſtlich annehmen, damit zu Michaelis die erforderlichen 
Lehrer in Oberſchleſien angeſtellt ſeien, und zwar ſolche, die 
Deutſch können. Was ihren Unterhalt anbetrifft, ſo trug er 
den Landräten auf, genau zu ermitteln, wer dem anzuſetzenden 
Lehrer ein fertiges Haus zu ſeinem Unterkommen geben oder 
ein neues bauen ſolle, wie viel Gartenland und Wieſenwachs 
derſelbe für ſich und ein Paar Kühe zu erhalten habe, wie 
viel Schulgeld von den zur Schule gehenden Kindern auszu- 
machen ſei. Der Miniſter hoffte, daß ihn die Herrſchaften in 
ſeinem Beſtreben, die Kenntnis der deutſchen Sprache zu ver— 
breiten, gern unterſtützen würden; er wünſchte das um ſo mehr, 
als er vermutete, daß ihm die katholiſchen Geiſtlichen, denen 
ſonſt die Aufſicht über die Schulen zukäme, darin kein Genüge 
leiſten würden, zumal da dieſen bekanntlich mehr daran gelegen 
wäre, daß ſie ihre Glaubensgenoſſen in einer kraſſen Unwiſſen⸗ 
heit erhielten, als daß ſie darauf denken ſollten ihren Verſtand 
zu entwickeln. In ſeinem Eifer ſchrieb Schlabrendorff: „Keine 
Weibsperſon ſoll eher heiraten, kein Kerl eher Wirt oder 


1) Kehr, S. 48. 51—54. 
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Bauer werden dürfen, bevor ſie nicht Deutſch können.“ Er 
will, es ſoll als eine Art von Schande gelten, wenn jemand 
dieſer Sprache unkundig iſt und die Schule nicht beſucht. 

Der Miniſter ſetzte ſeine Reiſe fort und machte überall die 
nämlichen Beobachtungen. Im Beuthener Kreiſe gab es nur 
ſieben Lehrer. Auch in den Städten fand er die Schulen ſo 
ſchlecht als möglich. „Wollen wir Erfolg haben, ſo müſſen 
die katholiſchen Geiſtlichen in Oberſchleſien auch Deutſch können!“ 
ſchrieb er aus Toſt an die Breslauer Kammer und verlangte, 
daß künftig niemand als Pfarrer angeſtellt würde, der dieſer 
Sprache nicht kundig wäre, und daß diejenigen, welche bereits 
im Amte ſtänden, ſie binnen Jahr und Tag erlernen müßten. 
Die Verfügung, welche die Kammer nun bekannt machte, ließ 
der Miniſter auch in einem Teile von Niederſchleſien verkün— 
digen, weil es in den Kreiſen Namslau, Kreuzburg, Falkenberg, 
Brieg, Wartenberg, Ohlau, Ols und ſogar im Breslauiſchen 
noch viele ganz polniſche Pfarrer gab. In dem Glogauer Be- 
zirke dagegen ſtanden die Sachen gut. Die Vermehrung der 
Yebrerftellen fet unnötig, meinte hier die Kammer, und nur an 
wenigen Orten bediene man ſich noch einer ſlaviſchen Sprache. 

Merkwürdig! Gerade von einem katholiſchen Geiſtlichen 
wurde der Miniſter in ſeinen Beſtrebungen mit dem größten 
Eifer unterſtützt. Johann Ignaz v. Felbiger, Abt, Prälat 
und Herr des fürſtlichen Stiftes der Auguſtiner Chorherren zu 
Sagan, war auf den ſchlimmen Zuſtand ſeiner katholiſchen 
Stadtſchule bereits im Jahre 1761 aufmerkſam gemacht worden 
und hatte mit dem äußerſten Mißvergnügen wahrgenommen, 
daß viele Kinder in die evangeliſche Schule gingen, wo die 
Lehrer geſchickter waren. Er bemühte ſich, das Übel zu heilen; 
aber die erſten Verſuche ſchlugen fehl. Da verſah er ſich mit 
einer Menge don Schriften, welche die Verbeſſerung des Schul— 
weſens behandelten. Die Methode der von Hecker in Berlin 
gegründeten Realſchule gefiel ihm beſonders; er reiſte deshalb 
hin, und weil er ſeine Erwartungen noch übertroffen fand, 
ließ er dort 11 Monate lang zwei junge Männer ausbilden, 
die er dann in Sagan anſtellte. 
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Fürs erſte wurden die Unterrichtsgegenſtände nicht vermehrt, 
aber die Lehrart geändert. In der vorläufigen Anzeige hieß 
es: „Man wird von dem Leichteſten anfangen, das Folgende 
wird ſich beſtändig auf das Vorhergehende beziehen; die Lehrer 
werden von allen zu erlernenden Dingen den Kindern deutliche 
Begriffe beibringen; nicht nur werden ſie wie bisher das Ge— 
dächtnis der Kinder, ſondern auch deren übrige Seelenkräfte, 
vornehmlich den Verſtand und die Urteilskraft, beſchäftigen.“ 
Und noch eine zweite Veränderung war von der größten Be— 
deutung. Bisher war jedes Kind beſonders unterrichtet worden; 
fortan ſollten jie in zwei auch räumlich getrennte Klaſſen ge- 
teilt werden, und die Schüler jeder Klaſſe nicht einzeln lernen, 
ſondern zuſammen. 

Auch das überaus ſchlechtbeſtellte Landſchulweſen wollte der 
Abt in einen beſſeren Zuſtand bringen. Es mußten ſich des— 
halb einige Dorfſchulmeiſter in Sagan mit der neuen Lehrart 
bekannt machen, und als dann gab er am 10. November 1763, 
eine Verordnung, wie dieſe Schulen eingerichtet uud verbeſſert 
werden ſollten, ein Schriftſtück, welches in der Geſchichte der 
Pädagogik einer ehrenvollen Erwähnung würdig iſt. Wenn 
Felbiger den Dorfſchulmeiſter, wie er ſein ſoll, darſtellt, ſo 
können wir noch heut es nicht beſſer machen. Der Prälat 
zeigt eine ungeheuchelte Frömmigkeit ohne religiöſen Hochmut 
und Phariſäerſtolz, Treue gegen die Obrigkeit, Wohlwollen, 
Nächſtenliebe, pädagogiſchen Verſtand. Er ließ die Schüler in 
drei Klaſſen abteilen und gab den Lehrern auf, Sorge zu 
tragen, daß keiner derſelben während des Unterrichtes jemals 
unbeſchäftigt wäre. „Um dieſe Abſicht zu erreichen“, hieß es 
weiter in der Verordnung, „können wir nicht zugeben, daß, wie 
es bisher in den meiſten Schulen geſchehen, die Kinder bloß 


einzeln vorgenommen werden.“ Wie für Sagan, ſo ward 


auch für die Stiftsdörfer der Stundenplan genau vorgeſchrieben, 
und er dürfte den Vorzug vor dem Heckers verdienen. Ein 
Rundſchreiben an die Pfarrer begleitete die Verordnung. Es 
enthielt für dieſelben, die wöchentlich wenigſtens einmal ihre 
Schule beſuchen ſollten, ſehr zweckmäßige Vorſchriften. 
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Felbiger ſchickte ſeine Verordnung auch an Hecker, und dieſer 
machte Schlabrendorff damit bekannt; denn er ſtand mit dem 
Miniſter, von welchem ein Sohn die Berliner Realſchule bee 
ſuchte, in Verbindung. „Felbiger beweiſt mehr Eifer in Ver— 
beſſerung der Schulen“, ſchrieb er, „als die evangeliſchen geiſt— 
lichen Vorſteher. Er hat ein vortreffliches Reglement für ſeine 
Dorfſchulen verfertigt, von welchem ich wünſchte, daß Ew. Ex— 
cellenz es leſen möchten, um die evangeliſchen Konſiſtorien zu 
ermuntern, ein Gleiches zu thun.“ Der Miniſter erſuchte 
wirklich den Abt um 4—5 Exemplare der Verordnung für die 
Dorfſchulen und empfing nicht nur dieſe ſamt dem Rundſchreiben 
an die Pfarrer, ſondern auch die vorläufige Anzeige einer 
beſſeren Einrichtung der öffentlichen Trivialſchule zu Sagan; 
Felbiger hatte ſie mit eigenhändigen Randbemerkungen verſehen, 
worin er z. B. mitteilte, daß das in Ausſicht geſtellte Schul- 
buch für den Unterricht im Leſen ſamt der Vorrede bereits ge— 
druckt und eingeführt ſei. 

Schlabrendorff machte von der Zuſendung den beſten Ge— 
brauch. Er befahl die Anweiſungen für die Pfarrer und die 
Lehrer ſo umzugeſtalten, daß ſie auf alle Dorfſchulen Anwen— 
dung finden könnten, er beförderte ferner das Büchel für den 
erſten Unterricht im Leſen zum Druck, und er ſtellte das An— 
ſinnen an den Prälaten, die Verordnung, die er für die Schule 
zu Sagan gegeben, für alle Stadtſchulen einzurichten. Das 
General-Vikariatamt in Breslau und die Dechanten der Diöceſen 
von Prag, Olmütz und Krakau empfingen mit den Druckſachen 
den Befehl, auf die genaue Befolgung der Inſtruktionen zu 
achten, fic) das Schulweſen beſſer, als leider bisher geſchehen, 
angelegen fein zu laſſen und Schulviſitationen zu beſtellen. 
Die Land- und Steuerräte mußten den Pfarrern und Lehrern 
die Inſtruktionen zufertigen. 

Im Oktober 1764 ſandte Felbiger eine Denkſchrift über 
die Einrichtung der ſtädtiſchen Trivialſchulen an Schlabrendorff 
und trat alsdann über verſchiedene Punkte dieſes Aktenſtückes 
in Verhandlung mit der Breslauer Kammer, die ihn bat, ein 
General⸗Schulreglement auszuarbeiten. Er machte ferner den 
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Vorſchlag, daß Schullehrerſeminare angelegt werden möchten. 
Der Minister jah ſogleich ein, daß dies eine Sache der un— 
umgänglichen Notwendigkeit ſei, forderte den Abt auf, einen Plan 
zur Errichtung ſolcher Anſtalten zu entwerfen, und wollte Hand 
ans Werk legen laſſen, ſobald die notwendigen Geldmittel vor⸗ 
handen wären. Er beſtimmte, daß eine Hauptſeminarienkaſſe bei 
dem General⸗Vikariatamt errichtet werden und unter der Leitung 
des Weihbiſchofes ſtehen ſollte, gebildet aus dem Einkommen eines 
Vierteljahres von denjenigen, die als Pfarrer angeſtellt würden. 
Schlabrendorff verlangte weiter, daß die katholiſchen Geiſtlichen 
ſich mit der neuen Lehrart bekannt machen ſollten, und weil 
es noch keine Seminare gab, gingen ſie nach Sagan, wo ſie 
während der Schulzeit nach einer gewiſſen Ordnung die Klaſſen 
beſuchten; dann las der Abt eine Stunde täglich über das 
Allgemeine und Weſentlichſte der Verbeſſerung der Triwialſchulen. 
In der Zeit von 10 Monaten wurden 175 Perſonen unter- 
wieſen; davon waren 47 Schulleute, 74 Kandidaten des geiſt⸗ 
lichen Standes, 31 Pfarramtskandidaten, 15 ſollten Seminar- 
lehrer, 8 Seminardirektoren werden. 

Unter dieſen Schülern Felbigers befanden ſich auch je ein 
Mönch aus den Ciſterzienſerklöſtern Grüſſau, Leubus und 
Heinrichau, denen der Weihbiſchof aufgegeben, Seminare zu 
gründen, und von letzterem geſendet, der Beneficiat der Elijabeth- 
kapelle, Ignaz Schneider, der in Breslau Direktor werden ſollte. 
Der höchſt uneigennützige Prälat hat dieſen ſogar auch nach 
Kloſter Bergen und Berlin mitgenommen, um ihm noch andere 
Beiſpiele guter Schuleinrichtung zu zeigen, und er überließ ihm 
ſogar die beiden Lehrer, die er mit ſchweren Unkoſten bei Hecker 
ausbilden laſſen. Am 4. November 1765 wurden alle drei 
in die neuerbaute Domſchule eingeführt und das Hauptſeminar 
nicht ohne Feierlichkeit eröffnet. Die Gegenwart des Weih- 
biſchofs, des Dompropſtes und verſchiedener anderer Prälaten 
und Domherren bewies, daß man die Bedeutung des Tages 
würdigte. é 

Eben damals war noch ein wichtiger Schritt geſchehen. Am 
15. Oktober hatte Felbiger ſeinen Entwurf des Schulregle⸗ 
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ments an Schlabrendorff abgeſchickt und dieſer es darauf dem 
Könige zur Vollziehung geſendet. Am 3. November unter- 
zeichnete Friedrich der Große das umfangreiche General -Land- 
ſchul⸗ Reglement für die Römiſch-Katholiſchen in Städten und 
Dörfern des ſouveränen Herzogtums Schleſien und der Graf⸗ 
ſchaft Glatz; es enthält 73 Paragraphen, wozu dann noch zwei 
Stundenpläne für Stadt- und Dorfſchulen und einige Formu- 
lare kommen. 

Gleich die erſte Vorſchrift iſt ſehr wichtig. Damit dem 
Übel eines ſchlechten Unterrichtes der Jugend in der Quelle 
begegnet werde, ſoll niemand fernerhin angeſtellt werden, wenn 
er nicht dargethan, daß er ſich die erforderliche Geſchicklichkeit 
in dieſer Kunſt erworben habe; die Gelegenheit dazu geben die 
Schule des Breslauer Domkapitels, ſowie die Seminare von 
Leubus, Grüſſau und Sagan für Niederſchleſien, von Rauden 
und Ratibor für Oberſchleſien und von Habelſchwerdt für die 
Grafſchaft Glatz. Die Breslauer Domſchule wird als Haupt- 
ſeminar bezeichnet, hier ſollte der Direktor die Kandidaten des 
geiſtlichen Standes im Schulweſen unterrichten und ihnen über 
die erlangte Kenntnis ein Zeugnis ausſtellen. Ebenſo ſollten 
diejenigen, welche ſich in einem andern Seminar zu Lehrern 
ausgebildet hätten, von ihm geprüft werden, ob ſie die nötige 
Geſchicklichkeit beſäßen, und wenn das nicht der Fall wäre, im 
Hauptſeminar nachholen, was ihnen fehlte. 

Es wurde ferner vorgeſchrieben, daß künftig bei Erbauung 
von neuen Schulhäuſern in Städten und Dörfern die Wohnung 
des Lehrers von der Schulſtube geſondert und, wo mehrere 
Lehrer unterrichteten, jedem ein eigenes Zimmer für ſeine 
Schüler zugewieſen werden müßte. Störungen, welche fremd— 
artige Beſchäftigungen herbeiführen, ſollten vermieden werden; 
es wurde deshalb allen Lehrern verboten, die Schankwirtſchaft 
oder Handlung zu betreiben und in Kretſchamen bei Hochzeiten 
oder anderen Gelegenheiten aufzuwarten und Muſik zu machen. 
Wenn der Gehalt zu gering wäre, ſollte die Kammer für eine 
Aufbeſſerung Sorge tragen, und nur da, wo die Zahl der 
Katholiken ſehr klein wäre, dürfte der Lehrer außer der 
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Schulzeit ein Handwerk betreiben, etwa das Schneidern oder 
Wirken. 

Für die Landſchulen blieb die Inſtruktion, welche Schlabren— 
dorff im vorhergehenden Jahre verſendet, noch weiter in Kraft; 
für die Trivialſchulen in den Städten dagegen wurde jetzt ein 
Lektionsplan aufgeſtellt, der für zwei Lehrer berechnet war, und 
weil es faſt in allen größeren Städten ſogar deren drei gab, 
ward auch die Beſchäftigung für den dritten beſtimmt. Es trat, 
alsdann lateiniſch, franzöſiſch, Geographie und Geſchichte noch 
hinzu. Felbiger dachte weiter an das Nötigſte und Brauchbarſte 
aus der Phyſik, ja, er nahm einigen Unterricht in den weſent— 
lichſten Dingen, worauf es bei der Land- und Stadtwirtſchaft, 
den Künſten, Gewerben, Manufakturen und dem Handel ane 
kommt, in Ausſicht. Er folgt eben dem Beiſpiel Heckers in— 
bezug ſowohl auf die Menge der Gegenſtände des Unterrichts 
als auf die Methode, die er den Lehrern vorſchreibt. Der 
Übergang vom Leichten zum Schweren, die Notwendigkeit veut- 
licher Anſchauungen und Begriffe, die Förderung der Urteils— 
kraft und die Sonderung aller Schüler in Klaſſen — das 
waren die lobenswerten Ziele der beiden berühmten Pädagogen; 
aber ſie haben auch ihre ſchwache Seite, nämlich die tabellariſche 
Form, in die jeder Unterrichtsgegenſtand eingezwängt ward, und 
die Spielerei der Buchſtabenmethode. 

Das Reglement befahl dem Pfarrer, an ſeinem Wohnſitze 
wöchentlich, an zugeſchlagenen Orten alle 14 Tage ſelbſt oder 
durch ſeinen Kaplan die Schule zu beſuchen, und es ſchrieb 
mit größter Genauigkeit vor, worauf er zu achten habe. Ferner 
ſoll der Erzprieſter jährlich gegen Faſtnacht alle Schulen ſeines 
Kreiſes beſuchen, zu dieſer Prüfung den Pfarrer, die Gerichte 
oder einige Deputierte aus der Gemeinde einladen und alsdann 
ſeine Beobachtungen an den Inſpektor ſenden. Dieſer wiederum 
hat die Schulen der ihm untergeordneten Erzprieſter und auch 
einige Pfarrſchulen zu unterſuchen und zweimal jährlich an das 
General-Vikariatamt, letzteres aber an die Kriegs- und Domänen⸗ 
kammer Bericht zu erſtatten, welche dann die angezeigten Ge— 
brechen abſtellen ſoll. 


Schlabrendorffs Erſolge. p2 


Als das Reglement in Breslau angekommen war, ließ 
Schlabrendorff es in vielen Tauſend Exemplaren abdrucken, 
um es überallhin zu verſchicken, und der Weihbiſchof verfaßte 
dann einen Hirtenbrief, ein ſogenanntes Paſtorale, worin er 
die Schulſache der Geiſtlichkeit dringend ans Herz legte. Den 
evangeliſchen Propſt Süßmilch in Berlin ſetzte letzteres Schrift— 
ſtück in ein gewiſſes Erſtaunen. „Es iſt wirklich viel von einem 
katholiſchen Biſchof“, heißt es in dem Briefe, worin er dem 
Miniſter v. Schlabrendorff für die Zuſendung dankt, „daß er 
dieſen Schritt gewaget, daß er nicht einen Schatten des römiſchen 
Aberglaubens gezeiget und ſich als einen rechtſchaffenen Mann 
bewieſen.“ 

Merkwürdig ſind die Berichte, die in den nächſten Jahren 
einliefen. Am 9. April 1766 meldete ein Pfarrer im Kreiſe 
Sagan ſeinem Erzprieſter, daß die Gemeinde dem herrſchaft— 
lichen Befehl entgegen die Wohnſtube für den Schulmeiſter 
nicht erbaut hätte. „Da alſo“, heißt es in dem Berichte weiter, 
„ſein kleines Kind in der Schulſtube nebſt dem Weibe und der 
Magd ſein müſſen, ſo iſt durch Schreien des Kindes und Hin— 
und Herlaufen obgenannter beider Perſonen die Aufmerkſamkeit 
der Jugend ungemein geſtört worden. Wegen Niederkunft der 
Schulmeiſterin, die in der beſten Schulzeit geſchehen, und da 
ſie einige Tage in Geburtsnöten gelegen, hat die Schule ſogar 
14 Tage müſſen ausgeſetzt werden.“ Den Fleiß des Lehrers 
im verfloſſenen Winter konnte der Pfarrer aufrichtig loben 
und mit dem Schulbeſuche zufrieden ſein. Aber nicht überall 
war es ſo, und zahlreiche Schwierigkeiten erhoben ſich an ver— 
ſchiedenen Orten. Einige Dörfer im Neiſſeſchen hielten es ſo— 
gar für das beſte Mittel, ſich von den Schullaſten zu befreien, 
wenn ſie ihre jungen Schulmeiſter als dienſtfähige Leute den 
Regimentern anzeigten und die Offiziere dahin brächten, dieſelben 
anſtatt anderer zu Soldaten zu nehmen. 

Mit welchen Vorurteilen und Abneigungen haben doch ſelbſt 
die heilſamſten Einrichtungen zu kämpfen! Die Gutsherrſchaften 
und die Landleute ſahen zunächſt allein das Unangenehme der 
Neuerung, die Laſten, welche die Wiederherſtellung oder der 
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Bau von Schulhäuſern, die Ausſtattung derſelben mit den not- 
wendigen Gerätſchaften, die Verbeſſerung des Gehaltes der 
Lehrer, das Schulgeld und der Ankauf von Büchern ihnen 
verurſachten; beide Teile betrachteten es als eine Schädigung 
ihres Vermögens, daß ſie die Kinder nicht mehr wie früher 
ganz ungehindert zum Hüten oder zu häuslichen Verrichtungen 
benutzen dürften. Ja, es gab Herrſchaften, welche die Auf— 
klärung des Verſtandes ihrer Unterthanen, die doch nur zu 
Fronarbeiten beſtimmt wären, für gefährlich erachteten. Die 
Beſorgnis wandelte ſie an, es möchten die Unterthanen ihre 
Vernunft gebrauchen, um ſich der Gewalt ihrer Herrſchaften 
und denjenigen Dienſten zu entziehen, welche die Voreltern bis— 
her geleiſtet hätten. Dachten jene Männer von Adel nicht 
ebenſo niedrig wie die amerikaniſchen Sklavenhalter? 

Trotz der entgegenſtehenden Schwierigkeiten machte man doch 
Fortſchritte. Am 18. Januar 1769 meldete Schlabrendorff 
dem Könige, daß 238 evangeliſche und 240 katholiſche Schulen 
neu errichtet worden ſeien !); und er hielt, wie er weiter meldete, 
ſtreng darauf, daß kein Schulmeiſter angeſtellt würde, der nicht 
der deutſchen Sprache mächtig wäre, damit letzterer dort, wo 
ſie bisher faſt gänzlich unbekannt geweſen, nämlich in Ober— 
ſchleſien und auf der rechten Oderſeite nach Polen zu, mehr 
in Übung käme. 

Der um das niedere Schulweſen Schleſiens hochverdiente 
Miniſter v. Schlabrendorff berichtete nicht aus freien Stücken; 
ſondern am 12. November 1768 hatte der König dem De— 
partement der geiſtlichen Angelegenheiten befohlen, durch die 


1) M. Lehmann, Preußen und die katholiſche Kirche IV, 354. — 
Im Jahre 1763 gab es im Glogauer Departement 40 katholiſche und 
53 evangeliſche Stadtſchulen, 204 katholiſche und 617 evangeliſche Dorf- 
ſchulen, im Breslauer 90 katholiſche und 57 evangeliſche Stadtſchulen, 
719 katholiſche und 653 evangeliſche Dorfſchulen; dort wurden keine 
Stadtſchulen, dagegen 17 katholiſche und 126 evangeliſche Dorfſchulen 
neu errichtet, im Breslauer Departement muß alſo eine Vermehrung von 
335 Schulen ſtattgefunden haben. Die Berichte, welche dieſe Zahlen 
angaben enthalten, fehlen bei Lehmann. 
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Inſpektoren eine Reviſion ſämtlicher Schulen anſtellen zu laſſen 
und ihm dann über den Befund derſelben pflichtmäßigen Be- 
richt abzuſtatten, ohne dabei die Mängel zu verſchweigen ). Es 
erging deshalb an alle Provinzialregierungen und Konſiſtorien 
der Befehl, die Schulen zu unterſuchen. Ja, der König that 
noch einen weiteren Schritt, indem er am 30. Dezember an 
den Miniſter Münchhauſen ſchrieb: wenn einer oder der andere 
Schulmeiſter zu ſchlecht beſoldet wäre und deswegen durch das 
erlernte Handwerk ſich ſeinen Unterhalt verſchaffen müßte, wo— 
durch aber die Schulen vernachläſſigt würden, ſo ſollten die 
beiden Miniſter vom geiſtlichen Departement ein allgemeines 
Verzeichnis von allen ſolchen Schulmeiſtern verfertigen laſſen 
und ihm ſchicken, damit er auf Verbeſſerung ihrer Beſoldungen 
denken und auch dieſes Hindernis aus dem Wege räumen könnte. 

Freilich blieb es beim guten Vorſatze; denn als Münchhauſen 
ſeinen Bericht eingeſendet, da antwortete der König am 2. Fe— 
bruar 1769: derſelbe ſei ihm zu weitläufig, und er könne ſich 
in die verſchiedenen Teile desſelben nicht beſonders einlaſſen, 
d. h. die verlangten Summen waren ihm zu hoch, und er 
that alſo zunächſt in dieſer Beziehung nichts. Er meinte: es 
käme dabei hauptſächlich auf die Dorfſchulen an, und hier müßte 
notwendig dafür geſorgt werden, daß die Kinder der Landleute 
einen vernünftigen und deutlichen Unterricht in der Religion 
empfingen, damit ihr Verſtand mehr aufgeklärt würde und ſie 
richtigere Begriffe von ihren Pflichten bekämen. 

Nicht lange nachher machte ſich in der Nähe des Königs 
ein Mann bemerklich, welcher ebenfalls die große Unwiſſenheit 
des Landvolkes bedauerte und die Dorfjugend aufzuklären ſuchte, 
Friedrich Eberhard v. Rochow, Erbherr auf Rekahn, Gentin 
und Krahne bei Brandenburg und Domherr zu Halberſtadt *). 
Als in den Jahren 1771 und 1772 ſehr naſſe Sommer ein— 
traten, viel Heu und Getreide verdarb, auch tödliche Krank⸗ 


1) Lehmann IV, 340. Vgl. Büſching, S. d4ff. 


2) Siehe meine Abhandlung über dieſen Pädagogen im Jahresbericht 
der Schlefiſchen Geſellſchaft für vaterländiſche Kultur für 1886, S. 315 ff. 
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heiten unter Menſchen und Vieh wüteten, that er ſein Mög⸗ 
lichſtes, um den Landleuten auf alle Weiſe beizuſtehen. Er 
bezahlte einen Arzt und die Medizin und gab ihnen ſchriftliche 
Anweiſungen und mündlichen Rat, wie ſie dem Fortgange der 
Seuche ſteuern könnten. Doch böſe Vorurteile, Verwöhnung 
und Aberglauben nebſt gänzlicher Unwiſſenheit im Leſen und 
Schreiben machten faſt alle ſeine guten Abſichten fruchtlos. Sie 
empfingen zwar die Heilmittel, die er bezahlte, nahmen ſie 
aber nicht ein und ſcheuten ſogar die Mühe, dem nur eine 
Meile entfernt wohnenden Arzte Nachricht von dem Zuſtande 
der Kranken zu geben; ebenſo waren ihnen die einfachſten Vor— 
kehrungen und Reinigungsanſtalten zu beſchwerlich. Dagegen 
liefen ſie zu Quackſalbern, Wunderdoktoren, ſogenannten klugen 
Frauen, Schäfern und Abdeckern, bezahlten dort reichlich und 
ſtarben häufig dahin. 

In bittern Gram verſenkt über dieſe ſchrecklichen Folgen 
der Dummheit und Unwiſſenheit ſaß er am 14. Februar 
1772 an ſeinem Schreibtiſch und zeichnete einen Löwen, der 
ſich in ein Netz verwickelt hat. „So“, dachte Rochow, „liegt 
auch die edle, kräftige Gottesgabe Vernunft, die doch jeder 
Menſch hat, in ein Gewebe von Vorurteilen und Unſinn der— 
maßen verſtrickt, daß ſie ihre Kräfte ſo wenig wie hier der 
Löwe die ſeinigen brauchen kann. Ach, wenn doch eine Maus 
einige Maſchen dieſes Netzes zernagte! Vielleicht würde dann 
dieſer Löwe ſeine Kraft äußern und ſich losmachen können.“ 
Nun zeichnete Rochow noch eine ſolche Maus hin, und wie 
ein Blitzſtrahl fuhr ihm der Gedanke durch die Seele: „Wie, 
wenn du dieſe Maus würdeſt?“ Es enthüllte ſich ihm, warum 
der Bauer ſo iſt, wie er iſt, und er fragte bekümmert: „Kann 
der Landmann, dieſe eigentliche Stärke des Staatskörpers, nicht 
auch verhältnismäßig gebildet und zu allem guten Werke ge— 
ſchickt gemacht werden?“ Er hielt es für möglich und ſagte: 
„Ja, ich will die Maus ſein! Gott helfe mir!“ Er ſchrieb 
gleich an demſelben Morgen auf die andere Seite des Blattes 
die Titel der 13 Kapitel, woraus ſein Schulbuch für die Lehrer 
der Landleute beſtehen ſollte, zeigte den Plan ſeinem Prediger 


Friedrich Eberhard v. Rochow. 529 


Rudolph und ſetzte fic) auf deſſen Rat noch mit dem Ober⸗ 
konſiſtorialrat Teller in Verbindung. Dann ging er eifrig 
ans Werk, und ſchon zu Oſtern erſchien der „Verſuch eines 
Schulbuchs für Kinder der Landleute oder zum Gebrauch in 
Dorfſchulen“ bei Nikolai in Berlin; die Lehrer ſollten daraus 
lernen, wie ſie unterrichten müßten. „Ich habe denſelben“, 
hieß es in der Vorrede, „einige Ausſichten in das Reich nütz⸗ 
licher Wahrheiten eröffnen und ihnen eine nach meiner Einſicht 
gute Methode zeigen wollen.“ Rochow gab z. B. Anweiſung, 
wie man im Rechnen unterrichten und Briefe ſchreiben ſollte. 
In einem Abſchnitte wurden Mittel genannt, die Geſundheit 
zu erhalten oder wiederherzuſtellen. Das lange Schlußhaupt⸗ 
ſtück handelte mit einer gewiſſen Ausführlichkeit von der Land⸗ 
wirtſchaft. Überall waren Erzählungen eingeflochten, welche die 
vorgetragenen Lehren den Kindern näher bringen ſollten. Auf 
die nämliche Weiſe ſuchte der Verfaſſer denſelben gewiſſe ab— 
ſtrakte Begriffe deutlich zu machen, z. B. Urſache und Wirkung, 
Grund; Wahrheit, Gewißheit, Wahrſcheinlichkeit, Irrtum; 
Glaube, Unglaube, Leichtgläubigkeit, Aberglaube; Verhältnis. 

Am Schluſſe der Vorrede ſtellte Rochow gewiſſe Bedingungen 
auf, von deren Erfüllung ihm die Verbeſſerung des Unterrichts 
abzuhängen ſchien. „Mit Handwerkern und unwiſſenden Bee 
dienten muß keine Land⸗ oder niedere Schule mehr beſetzt 
werden“, ſchrieb er mit Recht, und er verlangte weiter, daß 
die Lehrer alle wenigſtens einen feſten Gehalt von 100 Thalern 
nebſt dem Kantortitel haben müßten, ohne die übrigen Vorteile, 
wie Wohnung, Garten, Feuerung u. ſ. w., damit ſie ſich gern 
und ganz dem Schuldienſte widmen könnten. Eine ſehr wichtige 
Forderung war ferner, daß die Kinder wenigſtens in zwei 
Klaſſen eingeteilt werden müßten. Endlich ſollten die Schul⸗ 
ſtuben hell und mit nützlichen und zweckmäßigen Bildern oder 
Sachen und Modellen geziert ſein. N 

Das Buch machte verdientes Aufſehen. Felbiger war davon 
entzückt und wendete ſich — ohne Zweifel durch die Verlags⸗ 
buchhandlung — an den auf dem Titelblatte nicht genannten 
Verfaſſer, um über gewiſſe Punkte mit ihm in einen Meinungs⸗ 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 34 
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austauſch zu treten. Er bat auch um Erlaubnis, daß er das 
Buch benutzen dürfte, jedoch ohne die Quelle zu nennen, weil 
er bei ſeinen Glaubensgenoſſen ſonſt in Gefahr geriete, dem 
Gebrauch desſelben Hinderniſſe zu bereiten. Dem katholiſchen 
Prälaten antwortete der evangeliſche Domherr: „Unſere Ab— 
ſicht iſt dieſelbe, nämlich nützlich zu werden, die Barbarei aus 
ihrem älteſten Wohnſitze zu vertreiben und die Summe mora— 
liſcher Glückſeligkeit im Staate zu verſtärken. Da wir nun 
eines Sinnes ſind, was hindert uns, einander künftighin zu 
lieben?“ d 

Mit Erlaubnis Rochows erfuhr Felbiger zugleich durch die 
Nikolaiſche Buchhandlung einiges über denſelben, und er war 
ganz erſtaunt über das, was er hörte; „denn er hätte niemals 
vermutet“, ſchrieb er am 15. Januar 1773, „daß der Sohn 
eines Staatsminiſters, ein ehemaliger Offizier, ein Eigentümer 
verſchiedener wichtiger Herrſchaften, der Verfaſſer dieſes gewiß 
höchſt ſchätzbaren Buches fein ſollte.“ Das Vergnügen, welches 
ihm die Entdeckung machte, war unausſprechlich, und er erging 
ſich nun über die Gegenſtände, die den beiden edlen Männern 
am Herzen lagen, in behaglichſter Ausführlichkeit. 

Zur ſelben Zeit aber trat noch ein Höherer mit dem Be⸗ 
ſitzer von Rekahn in brieflichen Verkehr, nämlich der Juſtiz⸗ 
miniſter Freiherr v. Zedlitz, ein Schleſier, welcher ſeit dem 
Anfange des Jahres 1771 das ganze geiſtliche Departement in 
lutheriſchen Kirchen- und Schulſachen verwaltete. Dieſer ſchrieb 
am 17. Januar 1773 an Rochow: „Daß ein Domherr für 
Bauerkinder Lehrbücher ſchreibt, iſt ſelbſt in unſerm aufgeklärten 
Jahrhundert eine Seltenheit, die dadurch noch einen höheren 
Wert erhält, daß Kühnheit und guter Erfolg bei dieſem Unter⸗ 
nehmen gleich groß ſind. Heil, Lob und Ehre alſo dem vor⸗ 
trefflichen Manne, den nur die Rückſicht auf die Allgemeinheit 
des Nutzens, welcher geſtiftet werden kann, zu ſolchen Unter⸗ 
nehmungen anzutreiben vermochte. Laſſen Sie mich von nun 
an Sie als einen Mann betrachten, der zur Beförderung der 
großen Abſichten des beſten Königs mir in der Verbeſſerung 
des Unterrichts der Landjugend ſo kräftige Beihilfe leiſten kann, 
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und der Patriotismus genug hat, dieſen Beiſtand leiſten zu 
wollen.“ 

Inzwiſchen war Rochow bereits hiermit wenigſtens auf 
ſeinen Gütern beſchäftigt, und das Glück ward ihm zuteil, 
treue Gehilfen für ſeine Pläne zu finden. Der Prediger Ru⸗ 
dolph liebte das Schulweſen, und als im Oktober 1772 der 
alte Lehrer in Rekahn geſtorben war, gewann er einen brauch— 
baren neuen, Namens Julius Bruhns. Der Verſtorbene hatte 
jährlich kaum 40 Thaler bezogen. Der Domherr verwandelte 
die Stelle jetzt in ein Kantorat und gab dem Nachfolger eine 
Zulage von 140 Thalern, wofür derſelbe zugleich Organiſten⸗ 
dienſte verſehen ſollte; ferner erhielt er noch 4 Fuder Heu, 
das nötige Brennholz und einen mit Bäumen beſetzten Garten 
zur Benutzung. Außerdem begann Rochow den Bau eines 
neuen Schulhauſes. In dem geräumigen und hellen Klaſſen— 
zimmer ſollten auf einer erhöhten Bank diejenigen ſitzen, welche 
ſich durch ihren Fleiß auszeichneten. Dem Gebäude wollte 
Rochow die herrliche Aufſchrift geben: „Auch Schulen ſind 
Tempel Gottes“; er hat aber dann den Spruch gewählt: 
„Laſſet die Kindlein zu mir kommen und wehret ihnen nicht.“ 

Von Bruhns aufmerkſam gemacht, dachte Rochow ferner 
an ein Lehrbuch, worin das Wichtigſte und Wiſſenswürdigſte 
für die Dorfkinder in leichten und angenehmen Gleichniſſen und 
Geſchichten behandelt wäre. Er verfaßte nun etwa 60 folcher 
Erzählungen und Gleichniſſe und ließ dieſelben gegen Oſtern 
des Jahres 1773 auf ſeine Koſten für ſeine Schüler unter 
dem Titel „Der Bauernfreund“ drucken. Das Buch fand 
eine gute Aufnahme bei den Kennern, und ſie verſicherten den 
Verfaſſer, daß er Talent für die leichte Erzählung beſäße. 
Dadurch ward er bewogen, den Plan noch einmal zu über— 
blicken. Er ließ zwei Geſchichten weg, die ihm nicht mehr ge- 
nügten, und vermehrte die übrigen bis auf 79, die er unter 
dem Titel „Der Kinderfreund“ drucken ließ und zwar, wie er 
an Nikolai ſchreibt, mit ſeinen beträchtlichen Koſten, weil er 
einen den Armen käuflichen Preis erzwingen wollte !). Das 


1) Das Büchlein erſchien 1776, koſtete 2 ggr. und enthielt auf 
34 * 
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Buch hat eine ſehr große Verbreitung gehabt. Die rechtmäßigen 
vier Auflagen, welche Rochow erlebte, haben über 100 000 
Exemplare geliefert, außerdem find 8—10 Nachdrucke bis zum 
Ende des Jahrhunderts erſchienen, es iſt zweimal ins Fran⸗ 
zöſiſche, ferner auch ins Schwediſche, Däniſche, Polniſche, Illy⸗ 
riſche überſetzt worden. 

Die guten Abſichten, von denen Rochow inbezug auf die 
Dorfſchulen geleitet wurde, hatten ihn mit dem das gleiche 
Ziel verfolgenden Miniſter befreundet, und ſie unterhielten ſeit 
dem Anfange des Jahres 1773 einen Briefwechſel. Gleich in 
ſeinem erſten Schreiben hatte Zedlitz den Domherrn erſucht, 
ihm einige Lehrer aus Sachſen zu verſchaffen. Der Anlaß zu 
dieſer Bitte rührte vom Könige her. Dieſem war von der 
kurmärkiſchen Landſchaft eine bei den Städtekaſſen übrig ge- 
bliebene Summe von 100 000 Thalern angeboten worden, und 
er gedachte das Geld, welches eigentlich die Provinz aufgebracht 
hätte, auch zu deren Beſten anzuwenden. Er ließ dasſelbe für 
gemeinnützige Zwecke zu 4 Prozent anlegen, und die Zinſen im 
Betrage von 4000 Thalern wurden zur Beſoldung von Dorf— 
ſchullehrern beſtimmt. „Die Erziehung der Jugend, beſonders auf 
dem Lande“, ſchrieb der König bei dieſer Gelegenheit, „iſt bisher 
noch ganz vernachläſſigt worden und alſo höchſt notwendig, daß 
die ſchlechten Schulmeiſter weg- und tüchtige, brauchbare Leute 
dagegen angeſchafft werden“ ). Er hielt die ſächſiſchen Lehrer 
für beſſer als die einheimiſchen, und Zedlitz erbat deshalb die 
Mitwirkung Rochows, um ſolche zu erlangen; allein er vere 
wundete dadurch das patriotiſche Herz des brandenburgiſchen 
Edelmannes. „Werden die Preußen, Märker, Schleſier ꝛc. ge⸗ 

4 

112 Seiten 79 Stücke [Büſching, Wöchentliche Nachrichten 1776, p. 156], 
die nur zu einſeitig der Ausbildung des Verſtandes dienten. Die 3. Aus⸗ 
gabe, welche die hieſige Stadtbibliothek in dieſem Jahr erworben, zählt 
ebenſo viele Seiten und Stücke. Ein 2. Teil mit 107 Stücken auf 
216 Seiten kam 1779 hinzu. Wir finden darin auch Geſpräche, welche 
die Bemühungen des großen Königs unterſtützten, wie über die Stall⸗ 
fütterung, die Aufhebung der Gemeinheiten, den Seidenbau. 

1) Stadelmann II, N. 236. 237. 


Verbeſſerung der Lehrergehälter in Brandenburg. 533 


ehrt und bezahlt, (aber hieran hat es bisher gefehlt,) ſo hoffe 
ich“, ſchrieb er zurück, „daß ein Überfluß von guten Schul— 
leuten ſich finden wird, und daß auch in dieſer Gegend bald 
einige angeſtellt werden können“ ). 

Mit der Summe, welche Friedrich der Große zur Befol- 
dung der Schulmeiſter gegeben hatte, war Rochow nicht zu— 
frieden, ſondern er wünſchte, daß der König um eine Beihilfe 
von wenigſtens 500 000 Thalern angegangen würde, wovon 
die eine Hälfte zum Bau von Schulhäuſern, die Zinſen der 
andern zur Beſoldung der beſſeren Lehrer genommen werden 
ſollten. „Vielleicht gelingt es“, ſchrieb er weiter, „ſeinen alten 
Unterthanen, die doch ſo manches Lorbeerblatt ihm brechen 
halfen und unter ſeiner Anführung ſeinen Feinden ſo oft ſchreck— 
lich wurden, — vielleicht gelingt dieſen treuen Landleuten ihre 
Bitte. Sie werden dann ihren königlichen Wohlthäter ſegnen 
und mit der Hoffnung ſterben, daß wenigſtens bei dem Leben 
ihrer Kinder mit mehr Einſicht auch mehr Glückſeligkeit gepaart 
ſein werde.“ Jedoch dieſer kühne Wunſch erſüllte ſich nicht; 
es blieb vielmehr bei den 100000 Thalern. Der König be— 
ſtimmte, daß die von ihm bezahlten Schulmeiſter einen feſten 
Gehalt von 120 Thalern haben ſollten, Haus, Acker, Holz 
und Küſtereinnahmen ungerechnet; dafür aber mußte das Sdhul- 
geld aufhören, jeder Dorfbewohner ſeine Kinder zur Schule 
ſchicken und die letzteren allen Lektionen beiwohnen. 

Der Miniſter ſuchte nun die Ortſchaften aus, wohin die 
neuen Lehrer geſchickt werden ſollten; er war der Meinung, 
daß die alten, die ihrer Thätigkeit enthoben würden, ihren 
feſten Gehalt bis zum Tode fortbeziehen müßten. Aber Fried- 
rich entſchied anders, und wir wollen ihn hier in ſeiner unge- 
ſchulten deutſchen Ausdrucksweiſe kennen lernen. „Die Oehrter 
Seindt ganz gut ausgeſucht; die ſchlechten Schuhlmeiſters Seindt 


2) Im Jahre 1774 gab es in der Kurmark 1760 Schulmeiſter. Von 
ihnen bezogen jährlich 49 über 100 Thaler, 33: 100, 47:90, 64:80, 
77: 70, 132: 60, 164: 50, 250: 30, 301: 20, 184: 10, 111:5 Thaler und 
darunter. Büſching, Reiſe nach Rekahn, S. 322. 
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Schneiders die Meiſten, und Müſte Man Sehen, ob man Sie 
nicht in kleinen Stetten könnte Schneidern laſſen, oder wie 
Man Sie Sonſten Unterbringet, damit die Schuhlen deſto 
eher im guhten Stande kommen können, was eine Interessante 
Sache iſt.“ 

Von den neu anzuſetzenden Lehrern kam einer nach Gettin, 
einem Dorfe, welches ebenfalls dem Herrn v. Rochow gehörte. 
Dieſer arbeitete inzwiſchen eifrig und begeiſtert mit Rudolph 
und Bruhns in Rekahn weiter, und am Ende des Jahres 
1774 war er nach ſchwerer Mühe mit der Einrichtung ſeiner 
neuen Schule fertig. „Ich bin ein oftmaliger Augenzeuge da⸗ 
von“, ſchrieb er an Felbiger, „daß dieſe Lehrart möglich und 
ſehr nützlich iſt; denn es ijt ſchwer zu glauben, welche Ver— 
änderung ſeit wenigen Wochen unter den Kindern entſtanden 
iſt. Sie merken alle auf, gehen unbeſchreiblich gern in die 
Schule und weinen ihren harten Eltern und Brotherrſchaften 
ſo lange vor, bis ſie es zugeben.“ 

Wie freute ſich der Oberkonſiſtorialrat Büſching, als er 
auf die Einladung des Domherrn deſſen Schulen im Juni 
1775 beſuchte, über die Menge der anweſenden Knaben und 
Mädchen. Noch mehr aber entzückte es ihn, zu finden, daß 
die Kinder nicht mechaniſch auswendig lernten und herplapperten, 
ſondern zum Nachdenken angeleitet würden. 

Der Miniſter Zedlitz war auch ſchon in Rekahn geweſen. 
Er machte fett dem Jahre 1773 kleine Reiſen in der Nachbar- 
ſchaft und nahm die Dorfſchulen in Augenſchein; denn er wollte 
dem gemeinen Manne die Wichtigkeit des Unterrichts darthun 
und ſich zugleich mit den Mängeln des Schulweſens bekannter 
machen, um den Spaldings und Tellers alsdann ſagen zu 
können: das verbeſſert! Die Inſpektoren ſollten ferner die 
Viſitation nicht mehr als unter ihrer Würde anſehen und die 
Ortspfarrer aufpaſſen lernen. „Könnte man alle Bierlümmels 
aus dem Chorrock peitſchen“, ſchrieb der Miniſter einmal, „ſo 
hätten wir gewiß beſſere Schulen.“ Im Oktober 1775 war 
er mit dem Rundgange durch die Nachbarſchaft fertig, und 
wenn er auch ſolche, wie in Rekahn, nicht gefunden, ſo waren 
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es doch keine gewöhnlichen. Er hatte ſich ſowohl über die 
Kinder als über die Lehrer gefreut; er ärgerte ſich dagegen 
über die Prediger und Inſpektoren. 

Übrigens ſteckte der König dem Elementarunterricht auf dem 
Lande ein kürzeres Ziel, als Felbiger, Rochow und Zedlitz. Er 
verlangte vor allem einen guten Unterricht in der Religion 
und Moral, damit die Leute nicht zur katholiſchen Kirche über⸗ 
gehen, — denn die evangeliſche ſei weit beſſer — und damit 
ſie nicht ſtehlen und morden. An Diebereien freilich werde es 
nicht fehlen, meinte der König weiter; das liege nun einmal in 
der menſchlichen Natur. Außerdem hielt Friedrich es für aus⸗ 
reichend, wenn die Dorfkinder etwas leſen und ſchreiben lernten; 
denn wenn ſie zu viel wüßten, liefen ſie in die Städte und 
wollten Sekretäre und dergleichen werden. 

Wie in Brandenburg, ebenſo ſorgte der König auch noch 
anderwärts dafür, daß die Lehrer einen höheren Gehalt 
empfingen. In den Jahren 1773 und 1774 gab er, wie er⸗ 
wähnt, 250 000 Thaler zu Verbeſſerungen der Güter des 
hinterpommerſchen Adels her. Von den Zinſen aber ſollte der 
größte Teil dazu dienen, daß tüchtige Schulmeiſter ane 
geſetzt und beſoldet würden 1). Wie dieſer Befehl ausgeführt 
worden ijt, wiſſen wir nicht. Über Weſtpreußen dagegen er⸗ 
fahren wir jetzt einiges. Bei der preußiſchen Beſitznahme ſah 
es auch inbezug auf den Unterricht hier recht traurig aus. 
Am 21. Dezember 1772 berichtete der Oberpräſident v. Dom⸗ 
hardt: „In Elbing, Marienburg, Braunsberg, Kulm, Roffel 
möchten die Schulen gut, doch nicht unverbeſſerlich ſein. In 
den übrigen Städten und Dörfern ſind neue Veranſtaltungen 
unumgänglich, weil ſo wenig darauf gehalten worden, daß es 
eine Schande für die jetzigen Zeiten iſt, die armen Leute faſt 
allenthalben in der größten Unwiſſenheit und Blindheit zu 
ſehen.“ Was Friedrich Wilhelm I. für Oſtpreußen geleiſtet, 
das mußte ſein Sohn für Weſtpreußen thun, wo nur wenige 
Schulen vorhanden waren. Der König gab nun, wie bereits 


1) Stadelmann II, N. 261. 346. 
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erzählt worden iſt, ein Kapital von 200 000 Thalern her und 
wollte, daß von den 10000 Thalern Zinſen ungefähr 170 
Schulmeiſter mit einem Gehalte von 60 Thalern angeſtellt 
werden ſollten. Das Bedürfnis war freilich noch größer. In 
der Nachweiſung vom 2. Januar 1776 verlangte die Kammer 
in Marienwerder für Weſtpreußen und Ermeland 56 evan⸗ 
geliſche und 155 katholiſche Schulmeiſter; von den letzteren 
ſollten 102 der deutſchen und polniſchen Sprache mächtig fein 4). 
Die Zinſen reichten aber nicht einmal ganz für 170 hin. Die 
Kammer empfahl deshalb, nur 163 anzuſetzen und die übrigen 
220 Thaler zur Anſchaffung von Tiſchen und Bänken und 
Büchern für die ärmſten Kinder zu benutzen. Der ſchleſiſche 
Miniſter v. Hoym, Schlabrendorffs Nachfolger, empfing den 
Auftrag, 44 deutſche katholiſche Lehrer zu beſorgen, und er 
konnte ſchon im Anfange des Maimonats anzeigen, daß die 
verlangte Zahl zuſammengebracht und bereit wäre, zu Trinitatis 
abzugehen, wenn ſie jeder 20 Thaler Reiſekoſten bekämen. Das 
bewilligte denn auch der König 2). Die andern katholiſchen 
Schulmeiſter aufzufinden, die auch polniſch ſprechen könnten, 
hielt ſehr ſchwer und erforderte langdauernde Bemühungen. 
Dagegen aber wurden noch 36 oder 37 evangeliſche Lehrer im 
Jahre 1776 angeſtellt. 

Die Aufnahme der Angeworbenen war keineswegs freund- 
lich. Da es an Schulhäuſern fehlte, mußten ſie zunächſt in 
Kathen oder beim Scholzen untergebracht werden. Die Ein⸗ 
wohner waren blutarm, von Abgaben gedrückt und gar nicht 
begierig, ihre Kinder etwas lernen zu laſſen. Nun verlangte 
man von ihnen zwar kein Schulgeld, aber ſie ſollten einen 
Garten hergeben und für ein Schulhaus, wozu ihnen das Bau⸗ 
holz geliefert werden würde, Sorge tragen. Sie hielten dieſe 
Forderungen für eine neue Auflage. Daher gab es an den 
meiſten Orten am Ende des Jahres 1777 noch keine Schul⸗ 
häuſer. Die Lehrer beklagten ſich, daß man ihnen nicht hielte, 


1) Lehmann V, S. 80. 
2) Lehmann V, S. 124. 
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was man verſprochen hätte, und ſie gedachten in ihre Heimat 
zurückzukehren. 5 

Wie ſollte die Kammer bei der Knappheit ihrer Mittel 
helfen? Da man die 83 utraquiſtiſchen Stellen noch immer 
nicht hatte beſetzen können, waren mehr als 700 Thaler übrig 
geblieben. Von dieſem Gelde vermochte man den Bedrängten 
zuhilfe zu kommen, und die Kammer machte deshalb den Vor⸗ 
ſchlag, immer etwa 40 Thaler zur Beſtreitung des Lohnes der 
Handwerker zu bewilligen, damit die Schulhäuſer deſto eher 
fertig würden. Außerdem aber wandte fie ſich an den Generale 
major v. Rohr mit der Anfrage, ob unter den Invaliden der 
zu ſeiner Inſpektion gehörigen Regimenter Leute wären, die ſich 
zu Schulmeiſtern eigneten !). 

Was auf dieſen Vorſchlag, welchen die Kammer am 16. De- 
zember 1777 gemacht hat, für ein Beſcheid gegeben worden iſt, 
wiſſen wir nicht; aber der gleiche Gedanke trat hervor, als 
nach dem bayeriſchen Erbfolgekriege viele Invaliden vorhanden 
waren und verſorgt werden wollten. Der König hatte ganz 
recht, wenn er meinte: dieſelben verdienten, daß man ſich ihrer 
annähme, da fie Leben und Geſundheit für das Vaterland ge- 
wagt hätten. Menſchenfreundlich befahl er, daß diejenigen, 
welche wegen ſchwerer Verwundung keine große Arbeit ver— 
richten könnten, auf ſeinen Amtern angeſetzt werden und frei 
von allen Hofdienſten ſein ſollten. Aber er faßte zugleich auf 
Brenckenhoffs Vorſchlag den Entſchluß und that ihn am 31. Juli 
1779 dem geiſtlichen Departement kund, daß, wenn unter den 


1) Lehmann V, S. 246 ff. Mit dieſen Zahlenangaben ſtimmen 
freilich die ſpäteren (S. 275) nicht überein; dagegen iſt S. 633 wieder 
von 163 Stellen die Rede, nur daß hier auch der Netzediſtrikt mit ein- 
geſchloſſen ſein ſoll, was doch wohl falſch iſt. Über letzeren giebt Lip pe⸗ 
Weißenfeld S. 78 Zahlenangaben, die viel zu hoch lauten, als daß 
fie geglaubt werden könnten, nämlich 177 evangeliſche und 58 fatho- 
liſche Stellen. Auch bei Semmler, Lebensbeſchreibung N. 344, er⸗ 
ſcheint die Zahl 60 zu hoch, und die Zeit paßt ebenfalls nicht. Er nennt 
kein Jahr; aber nach ſeiner Angabe muß man an 1777 denken, nicht 
an 1776. Friedrich ſelbſt giebt in den Oeuvres (VI, 89) 180 an, 
ohne Zweifel für Weſtpreußen und Netzediſtrikt. 
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Invaliden ſich ſolche fänden, die leſen, rechnen und ſchreiben 
könnten und ſich zu Schulmeiſtern auf dem Lande gut ſchickten, 
ſie dazu genommen werden ſollten, beſonders an den Orten, 
wo der König die Beſoldung gäbe. Der General von der 
Schulenburg ſandte dem geiſtlichen Departement ein Verzeichnis 
von 79 geeigneten Invaliden zu, während 741 als Büdner, 
Holzwärter und auf andere Weiſe ihren Lebensunterhalt em⸗ 
pfingen und 3443 unverſorgt übrig blieben ). 

Zedlitz billigte den Entſchluß des Königs nicht; aber es 
fand ſich ein Ausweg. Das Oberkonſiſtorium gab ſeine 
Meinung dahin ab, daß bei jeder Vakanz einer ſolchen Stelle 
die ſich dazu meldenden Invaliden vom Schulinſpektor geprüft 
werden und über ihr Wohlverhalten und gute Sitten ein 
Zeugnis von ihrem Feldprediger beibringen müßten. Das 
Generaldirektorium pflichtete dieſem Vorſchlage bei und wies 
die kurmärkiſche und wohl auch andere Kammern an, ſich in 
vorkommenden Fällen genau danach zu richten 2). Wenigſtens 
die allerſchlechteſten Invaliden wurden auf dieſe Weiſe fernge— 
halten. Freilich wenn Friedrich in einem beſonderen Falle 
verfügte, war nichts zu machen. „Faſt muß ich auf die Auf- 
nahme der Landſchulen ganz Verzicht thun“, ſchrieb Zedlitz ein⸗ 
mal an Rochow; „der König bleibt bei dieſer Idee. Er ver⸗ 
mengt die Billigkeit, verdiente Leute zu belohnen, mit der 
Pflicht, brauchbare Menſchen zu bilden. Ich habe ſelbſt in 
einzelnen Fällen mit meinen Vorſtellungen nichts ausrichten 
können“ ). 

Jedoch kehren wir zu Weſtpreußen zurück. Eine ſo große 
Menge von Lehrern, wie hier gebraucht wurden, plötzlich zu 
beſchaffen, würde noch heutzutage ſchwer ſein, geſchweige denn 
damals, und weil bei der Überſtürzung, mit welcher der König 
zu verfahren nötigte, diejenigen, welche man gewann, in keine 


1) Büſching, Charakter Friedrichs II., S. 95ff. Auch 1780 befiehlt 
der König dem Miniſter Michaelis, Invaliden als Büdner unterzubringen. 
Stadelmann II, N. 544. 

2) Lamotte, Praktiſche Beiträge zur Kameralwiſſenſchaft III, 642. 

3) Zedlitz an Rochow 7. Auguſt 1779 und 26. Mai 1781. 
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behagliche Lage kamen, ſo iſt es nicht zu verwundern, wenn 
manche von ihnen ſich wieder zu entfernen ſuchten. Einige 
liefen geradezu fort, andere nahmen beſſere Stellungen als 
Privatlehrer an. Auch der Tod riß Lücken in ihre Reihen, 
und ſo dauerte es noch mehrere Jahre, bis man ungefähr die 
genügende Zahl von Schulmeiſtern angeſetzt hatte. 

So eilig der König zu Werke gegangen war, ſo ſchnell be⸗ 
gehrte er Früchte zu ſehen. Er erwartete von dem Religions- 
unterricht eine Verminderung der Verbrechen, und als dieſe 
Hoffnung ſich nicht erfüllte, da ſchloß er, daß die Schulanſtalten 
noch nicht in der gehörigen Ordnung fein müßten, und er ver⸗ 
langte deshalb von der Regierung in Marienwerder am 8. Of 
tober 1784 einen Bericht hierüber mit genauer Angabe, wer 
darauf ſähe, daß die Leute beſonders auf dem Lande fleißig 
und ordentlich ihre Kinder in die Schule ſchickten. 

Aus der Antwort der Regierung erfahren wir, daß die 
Kammer die 163 Lehrer jetzt angeſetzt hatte; jedoch in den 
kleinen Städten befanden ſich die Schulanſtalten gleichfalls in 
ſchlechter Verfaſſung, weil noch aus den polniſchen Zeiten her 
die Kämmereien ganz verſchuldet und zu arm waren, um die 
Gehälter aufzubringen. Außerdem klagte die Regierung über 
die katholiſchen Geiſtlichen, welche zu wenig Aufklärung beſäßen, 
als daß ſie den Eltern die große Pflicht einſchärfen könnten, 
ihre Kinder fleißig in die Schule zu ſchicken. Dieſe Hinder niſſe, 
meinte ſie, würden ſich völlig heben laſſen, wenn der König 
noch mehr Geld hergäbe, damit auch etwas auf die Städte 
käme. Weiter ſchlug ſie vor, es ſollte, wie in anderen Pro— 
vinzen, eine Schulkommiſſion gebildet und die Mitglieder teils 
aus ihr, teils aus der Kammer genommen werden; dieſe Bee 
hörde ſollte dann alle Unterrichtsangelegenheiten beſorgen, die 
Schulen jährlich bereiſen und entdeckte Mängel zur Verbeſſerung 
anzeigen. 

Der Bericht litt keineswegs an geſchäftlicher Breite; Frie— 
pric) gab aber der Regierung zu erkennen, daß ſie doch nicht. 
ſo weitläufig in einer Sache ſchreiben möchte, die ſie in wenigen 
Worten ſagen könnte. Der König bezeigte ſich offenbar ver⸗ 
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drießlich, weil die Regierung mehr Geld verlangt hatte, und 
er zwang ſie nun kurz und oberflächlich zu antworten ). Denn 
ſo war er einmal. Einen Monat vor ſeinem Tode verlangte 
er von der Kammer in Marienwerder eine Nachweiſung der 
unumgänglich erforderlichen Kirchen und Schulen nebſt einem 
Koſtenanſchlage; jedoch als er beides empfangen, findet er das 
Schriftſtück abſcheulich. Er führt aber keinen Grund an, ſon⸗ 
dern fährt fort: er werde dieſes Jahr nicht einen Groſchen 
geben und es damit anſtehen laſſen, bis künftig einmal für die 
Provinz keine Schadenvergütungen werden nachgeſucht werden ). 
Man ſieht, es iſt das Hochwaſſer, welches ihn verdrießlich macht, 
und keineswegs die tadelnswerte Nachweiſung. Jedoch im langen 
Laufe ſeiner Regierung werden die Beamten wohl an ſolche 
Ausbrüche übler Laune ſchon etwas gewöhnt worden ſein und 
es nicht ſo ſchwer getragen haben, wie es heute geſchehen 
würde. 

Die menſchliche Schwäche zeigt ſich überall. Aber wenn 
wir davon abſehen, müſſen wir bekennen, daß die zweite Hälfte 
der Regierung Friedrichs des Großen für die Hebung des 
Elementarſchulweſens ſegensreich geweſen iſt. Der König gab 
einen heilſamen Anſtoß, und er fand Männer, die, über ſeine 
geringeren Forderungen hinausgehend, eine Volksſchule, wie ſie 
ſein ſoll, erſtrebten. 

Übrigens trug man ſich damals noch mit andern Gedanken 
inbezug auf das Unterrichtsweſen. Man wollte nicht allein 
Elementar⸗ und gelehrte Schulen haben, ſondern man erhob 
die Forderung, daß die Intereſſen der übrigen Schichten der 
menſchlichen Geſellſchaft ebenfalls Berückſichtigung finden müßten. 
So faßte die Gemeinde der Reformierten in Breslau den 
Entſchluß, eine höhere Lehranſtalt zu gründen, und zwar richtete 
man ſein Augenmerk dabei hauptſächlich auf den künftigen 


1) Lehmann V, 625. 633. 634. Das Wort weitläuftig braucht 
Friedrich ebenſo ebd. IV, 199 (5. März) und bei Büſching, Char., 
S. 84 (2. Januar 1769). 

2) Ebd. 695. 696. 
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Kaufmann, Künſtler, Soldaten, Handwerker und Landwirt und 
nahm ſich die von Hecker in Berlin gegründete Realſchule zum 
Muſter. Dieſe beſuchte damals, wie erwähnt, ein Sohn des 
ſchleſiſchen Miniſters v. Schlabrendorff, und letzterer iſt es 
wahrſcheinlich geweſen, welcher den Blick der reformierten 
Prediger dorthin gelenkt hat. Am 24. Januar 1765, dem 
Geburtstage des großen Königs, wurde die neue Lehranſtalt 
mit 26 Zöglingen eröffnet. 

Von den Sprachen nahm die franzöſiſche hier den erſten 
Platz ein, und viele Stunden wurden ihr gewidmet. Die Boge 
linge der oberſten Abteilung ſollten alle Arten von Aufſätzen 
machen, Briefe ſchreiben und hauptſächlich ſprechen lernen. Vom 
Latein heißt es in der „umſtändlichen Nachricht“, die 1766 
erſchien: es ſei nicht nur dem Gelehrten notwendig, ſondern 
auch andern ſehr nützlich, und einige Kenntnis davon einem 
jeden dienlich, damit er wenigſtens ein vorkommendes lateiniſches 
Wort verſtehen könne. In der oberſten von den drei Klaſſen 
ſollten die Schüler Aufſätze machen, im Sprechen geübt werden 
und Dichter oder einen andern ſchwereren Schriftſteller leſen. 
Doch war kein Zögling gezwungen, das Latein zu erlernen, 
ſondern jeder konnte darin ſo weit gehen, als ihn die Rückſicht 
auf ſeinen künftigen Stand oder Luſt und Neigung trieben. 
Überhaupt wurde niemand genötigt, alles, was die Anſtalt 
lehrte, mitzunehmen, ſondern entweder fragten die Lehrer nach 
der Beſtimmung des aufgenommenen Schülers und ſchrieben 
hierauf die zu beſuchenden Stunden vor, oder die Eltern 
thaten dies. 

Von andern Sprachen wurde nur das Polniſche gelehrt, 
das Engliſche und Italieniſche in Ausſicht genommen. Die 
übrigen Unterrichtsgegenſtände waren: Religion, Mathematik, 
Phyſik, Geſchichte, Geographie, Rechnen, Schreiben und für 
diejenigen, die es wollten, noch Zeichnen, Tanzen, Klavier⸗ 
ſpielen und Deklamieren. Weiter iſt vom Deutſchen keine 
Rede. Es herrſchte ferner nicht das Klaſſen-, ſondern das 
Fachſyſtem. Die Anfänge einer Sammlung phyſikaliſcher In⸗ 
ſtrumente und hiſtoriſcher Münzen, eines Naturalienkabinettes 
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und einer Modellkammer waren zu dieſer Zeit bereits vor⸗ 
handen. Der König unterſtützte die neue Lehranſtalt, die ſeinen 
Namen trug, durch verſchiedene Geldbeiträge; im ganzen hat 
er 17093 Thaler geſpendet. 

Auch die Stadt erwog auf den Antrieb Schlabrendorffs, 
ob es nicht nützlich wäre, mit ihren beiden Gymnaſien eine 
ſolche Anſtalt für diejenigen, welche nicht ſtudieren wollten, zu 
verbinden. Zwei Tage nach der Eröffnung der Friedrichs⸗Real⸗ 
ſchule ſchrieb die Breslauer Kammer an den Magiſtrat, um 
ſeinen Eifer in dieſer Sache zu vergrößern, und ſie bemerkte, 
daß es gar nicht nötig wäre, ſich über einen Plan den Kopf 
zu zerbrechen. Sie ermahnte die Stadt, die Berliner Real- 
ſchule ganz und gar zum Muſter zu nehmen und nachzuahmen 
und ja nicht die Gymnaſien in ihrer bisherigen Verfaſſung 
ungeändert zu laſſen. „Die Notwendigkeit erfordert“, ſchrieb 
die Kammer, „das Schulweſen allhier auf einen andern Fuß 
zu bringen und dem Publiko nutzbar zu machen.“ 

Noch manchmal ließ der Magiſtrat ſich drängen; endlich 
aber ſchickte er einen Rat und den Rektor des Magdalenäums 
nach Berlin, wo ſie die Realſchule Heckers in Augenſchein 
nehmen ſollten, und zeigte dann am 2. Januar 1766 an, daß 
künftig in jenem Gymnaſium nicht allein Theologie, gelehrte 
Sprachen, Philoſophie und alle andern Teile der eigentlichen 
Gelehrſamkeit, ſondern auch außer der reinen deutſchen Sprache 
das Franzöſiſche, Polniſche, Engliſche und Italieniſche getrieben, 
im Rechnen, Schönſchreiben, Zeichnen, in der praktiſchen Mathe⸗ 
matik, im Feldmeſſen, in der Kriegs- und Zivilbaukunſt, der 
Geographie, Geſchichte, Wappenkunſt und Genealogie, Moral, 
Naturlehre, Landwirtſchaft, im Buchhalten und andern nütz⸗ 
lichen Wiſſenſchaften Unterricht und Anleitung erteilt werden 
ſollen. Der Magiſtrat verwahrte ſich dagegen, daß er den 
Glanz des Magdalenäums etwa zu verdunkeln gedächte; nein, 
er wollte denſelben vielmehr erhöhen. „Es ſoll keine Hand⸗ 
werksſchule daraus gemacht, ſondern alle Teile der Gelehrſam⸗ 
keit mit vollkommener Ordnung und Gründlichkeit darinnen 
getrieben werden“, zeigte der Magiſtrat an. „Es ſollen aber 
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auch diejenigen jungen Leute, welche ſich dem Soldatenſtande, 
der Handlung, der Landwirtſchaft, einer Kunſt, ja, einer Pro⸗ 
feſſion widmen wollen, Gelegenheit finden, dasjenige zu er⸗ 
lernen, was ihnen in ihrem künftigen Stande heilſam und 
förderlich ſein kann.“ Wegen dieſer Verbindung einer Real⸗ 
ſchule mit dem Gymnaſium wurde die Anſtalt ein Realgymnaſium 
genannt. 

Die ſechſte Klaſſe ward eine Vorſchule, Latein und Fran⸗ 
zöſiſch begannen in der fünften, Griechiſch, Polniſch und Mathe⸗ 
matik in der vierten; hier ward auch mit den Kunſt⸗ und 
Handwerksſachen der Anfang gemacht, und Drechſeln und 
Modellieren geübt. In der dritten Ordnung kam Hebräiſch, 
Feldmeſſen, Naturlehre, Briefſchreiben und Unterweiſung in 
der Dicht⸗ und Redekunſt hinzu, in der zweiten Philoſophie, 
Moral und Buchführung. Endlich in der oberſten Klaſſe ſollte 
noch angewandte Mathematik, beſonders bürgerliche und Kriegs⸗ 
baukunſt und Numismatik gelehrt, Experimentalphyſik vorge- 
nommen und außerdem eine Einleitung in die Okonomie und 
Kameralwiſſenſchaften gegeben werden. Die Heraldik ſchleppte 
ſich von der vierten bis in die erſte Klaſſe. In der Folge 
wollte man auch noch zur Erlernung der Botanik Gelegenheit 
verſchaffen. Der Unterricht im Engliſchen und Italieniſchen, 
ſo wie im Tanzen, Fechten, Drechſeln und Glasſchleifen muß 
beſonders bezahlt werden. Adelige Perſonen und Kinder an— 
geſehener Eltern erhalten den kleinen Vorzug, daß ihnen die 
erſten Tiſche und Bänke bei dem Katheder eingeräumt, aber 
hier die Plätze nach ihrem Fleiß und Betragen angewieſen 
werden ſollen. Am 1. Mai 1766 begann der neue Unterricht 
im Realgymnaſium. 

Dreizehn Monate ſpäter ward in Breslau noch eine andere 
Lehranſtalt eröffnet. Dieſelbe beſtand aus zwei Klaſſen. Die 
untere nahm kleinere Kinder beiderlei Geſchlechts auf; dieſelben 
lernten täglich von 9—10 Uhr morgens den Katechismus, 
Sprüche, Lieder und Pſalmen durch Vorſprechen, außerdem 
hatten fie an zwei Tagen von 11—12 Uhr einen katechetiſchen 
Unterricht über den kleinen Katechismus, von 10—11 dagegen 
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lernten ſie buchſtabieren, leſen und in der Bibel aufſchlagen, 
alſo 8 Stunden Religion und 6 Stunden Leſen. In der 
oberen Klaſſe befanden ſich nur Mädchen. Die größeren Jung⸗ 
fern, wie fie genannt wurden, hatten früh von 9— 10 Uhr in 
der erſten Hälfte der Woche Religion, in der andern Franzöſiſch, 
und zwar teils Grammatik, teils Lektüre des Neuen Teſtaments. 
Die Stunde von 10—11 Uhr war für Schreiben, Rechnen, 
Orthographie und franzöſiſche und deutſche Briefe beſtimmt. 
Von 11—12 hatten die Mädchen 2 Stunden Moral, 2 Stun⸗ 
den Zeichnen und 2 Stunden Geographie und Geſchichte. Nach⸗ 
mittags wurden ſie von 2—5 Uhr in allerlei Handarbeit 
unterrichtet, und eine Gouvernante ſprach mit ihnen franzöſiſch. 
Die Kleineren lernten zu derſelben Zeit nähen und ſtricken, 
und an einigen Tagen ward ihnen noch ein Unterricht zum 
Anfang im Franzöſiſchen gegeben. 

Bei dem Magdalenäum ſündigte man, indem man den 
Schülern nicht nur eine gewiſſe allgemeine Bildung geben 
wollte, ſondern ſich noch abmühte, für die verſchiedenſten Be⸗ 
rufsarbeiten vorzubereiten. Hier mußte man alſo vereinfachen, 
was denn auch am Ende des Jahrhunderts unter Manſo ge— 
ſchehen iſt. Dagegen von den Töchtern verlangte man noch 
wenig, weshalb man die Anforderungen an dieſe ſpäter hat 
ſteigern müſſen. Friedrich der Große mißbilligte ſehr die Er⸗ 
ziehung des weiblichen Geſchlechtes, die ſich bei den vornehmen 
Ständen faſt nur auf das angenehme Außere bezöge, während 
die Ausbildung des Geiſtes gänzlich vernachläſſigt würde, und 
er machte, wenn auch mit Einſchränkung, den Lehrern der 
Ritterakademieen den Vorwurf, daß fie nur ſuchten das Ge⸗ 
dächtnis ihrer Zöglinge vollzufüllen und dieſe nicht gewöhnten, 
ſelber zu denken. So äußert er ſich in der Abhandlung über 
die Erziehung, welche 1770 gedruckt erſchien ). Er verfolgte 
dann dieſe Gedanken weiter. Von Baſedows Beſtrebungen 
und der Erziehungsanſtalt, die derſelbe 1774 unter dem Namen 
Philanthropinum in Deſſau gründete, ſcheint der König keine 


1) Oeuvres IX, 125. 126. 


Friedrich verlangt eine Reform der Gymnaſien. 545 


nähere Kenntnis genommen zu haben. Dagegen reiſte Zedlitz 
dorthin, um aus eigener Anſchauung ein Urteil über das neue 
Verfahren zu gewinnen, und kehrte keineswegs als unbedingter 
Bewunderer heim. Er ſchätzte zwar Baſedows Eifer und Red— 
lichkeit und billigte deſſen Prinzipien. Er hatte mit Vergnügen 
wahrgenommen, daß die Schüler desſelben durch Fröhlichkeit, 
Lerneifer, Übung der Körperkräfte, durch eine nicht gewöhnliche 
Fertigkeit im Latein und Rechnen vor andern ſich auszeichneten. 
Aber er meinte doch weiter, Baſedow habe noch nicht gezeigt, 
ob die Methode, welche für Kinder paſſe, für Jünglinge ſich 
ebenfalls eignen werde; er gehe wohl auch aus Haß gegen die 
gekünſtelten Sitten der feinen Welt zum andern Nußerſten 
über, und man könne das, was er thue, nicht in öffentlichen 
Schulen ausführen, ſondern nur in Erziehungsanſtalten. 
Einige Jahre ſpäter wendete Friedrich ſeine Aufmerkſamkeit 
den Gymnaſien zu. Er war aus dem ſiebenjährigen Kriege, 
wie erwähnt, in ſeine Hauptſtadt mit der Abſicht eingezogen, 
das niedere Schulweſen zu verbeſſern, und mit einem ähnlichen 
Vorſatze verließ er nach dem bayeriſchen Erbfolgekriege Schleſien 
inbezug auf die höheren Unterrichtsanſtalten. Er hatte am 
5. September 1779 eine Unterredung über dieſen Gegenſtand 
mit dem Miniſter v. Zedlitz. Seine Willensmeinung gab er 
in einem längeren, von dem Kabinettsrat Stellter aufgeſetzten 
Schreiben kund. Er hatte wahrgenommen, daß bei den Gym⸗ 
naſien noch viele Fehler vorkämen und daß beſonders in den 
kleineren Schulen Rhetorik und Logik nur ſehr ſchlecht oder gar 
nicht gelehrt würden. Er hielt es nun mit Recht für eine 
vorzügliche und einem jeden Menſchen notwendige Eigenſchaft, 
folgerichtig zu denken und klar und deutlich ſich auszudrücken. 
Sein Schreiben an Zedlitz iſt freilich darin kein Muſter; denn 
es leidet an vielen Wiederholungen, bisweilen ſucht man ver⸗ 
geblich den logiſchen Zuſammenhang zwiſchen den einzelnen 
Sätzen, und die Gedanken gehen manchmal bunt durcheinander, 
auch iſt hier und da der Ausdruck mangelhaft. Im Ziel aber 
wird man dem Könige recht geben, wenn er verlangte, daß die 
reiferen Schüler auch eine eigene, ſelbſtändige Thätigkeit ent- 
Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 35 


546 IV Buch. 6. Kapitel. 


wickeln und deswegen ſchriftliche Überſetzungen und Aufſätze 
machen müßten. Friedrich wünſchte weiter, es möchten die beſten 
Schriftſteller der Griechen, Römer und Franzoſen ins Deutſche 
übertragen werden. Er meinte, die jungen Leute würden dann 
erſt ein Verſtändnis gewinnen und nicht bloß Worte lernen; 
außerdem könnten mit dieſen Überſetzungen die der Schüler ver⸗ 
glichen und letzteren nachgewieſen werden, wo ſie unrechte Wörter 
angebracht hätten. Die Schriftſteller waren gut ausgewählt, 
und das Lateiniſche betonte Friedrich noch beſonders und wieder⸗ 
holt; er meinte, die Schüler müßten es unbedingt lernen, ſelbſt 
wenn ſie Kaufleute würden oder ſich irgend einem anderen 
Fache des bürgerlichen Lebens widmeten. 

Auch des Griechiſchen vergaß der König nicht. Hatte er 
ſich doch ſchon vor ſechs Jahren gegen d'Alembert gerühmt, 
daß das Studium dieſer Sprache gänzlich aufhören würde, 
wenn er ſich nicht darum bekümmerte ). Für die Rhetorik 
und Logik wurden Quintilian und Wolff von ihm empfohlen, 
beide jedoch in kürzerer Geſtalt und jener überſetzt. Auch ſollte 
eine deutſche Grammatik, die Gottſchedſche oder eine andere, in 
den Schulen gebraucht werden. Inbezug auf die Philoſophie 
verlangte der König, daß kein Geiſtlicher darin unterrichten 
dürfte, denn das wäre gerade ſo, wie wenn ein Juriſt einem 
Offizier die Kriegskunſt lehren ſollte; vielmehr müßte dazu ein 
Weltlicher genommen werden, der alle Syſteme mit den jungen 
Leuten beſpräche, aber keine neuen machte und auch etwas von 
der Metaphyſik durchnähme. Die Geſchichte ſollte gleich an⸗ 
fangs Gegenſtand des Unterrichts ſein, aber erſt in den neueren 
Zeiten genauer behandelt werden. 

An die Lehrer ſtellte der König die Forderung, ſie müßten 
den Schülern durch eine beſſere Methode das Lernen erleichtern, 
ſich anſtrengen und Hingebung zeigen, und wenn ſie das nicht 
thäten, ſollte man ſie auf die Finger klopfen, dagegen diejenigen, 
welche ſich auszeichneten, zu ihrer eigenen Aufmunterung und 
zum Sporn für die übrigen befördern. Es ſollten ferner alle 
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Schüler, welche den Unterricht verſäumten, den Eltern angezeigt 
werden, damit dieſe ſie ſtraften; ja, der König meinte, daß es 
von großem Nutzen ſein würde, wenn die jungen Leute ſo wie 
im Joachimsthalſchen Gymnaſium beſtändig zuſammen wohnten; 
ſie würden dann weit mehr lernen, als wenn ſie zuhauſe wären, 
wo die Eltern ſie herumlaufen ließen. 

Der König befahl dem Miniſter, mit der Schulverbeſſerung 
in den großen Städten wie Königsberg, Stettin, Berlin, 
Magdeburg, Breslau anzufangen. Zedlitz richtete ſein nächſtes 
Augenmerk auf die Anſtalt, mit welcher er als Obervorſteher 
noch beſonders verbunden war, nämlich auf das Joachimsthal⸗ 
ſche Gymnaſium. Hier hatten vor zwölf Jahren noch Zuſtände 
geherrſcht, wie Friedrich ſie geſchildert, d. h. die Verſtandeskräfte 
wurden ſehr wenig geübt und die Schüler faſt gar nicht zum 
Selbſtdenken und zu eigenen Ausarbeitungen angehalten. Latein 
bildete die Hauptſache. Nur in der oberſten Klaſſe las man 
griechiſche Schriftſteller, in den vorhergehenden überſetzten alle 
Schüler ohne Ausnahme das Neue Teſtament ins Lateiniſche. 
Die deutſche Sprache wurde faſt gänzlich vernachläſſigt, und ſo 
konnten ſich denn viele Jünglinge wohl hübſch lateiniſch aus⸗ 
drücken, aber einen grammatiſch richtigen Aufſatz in ihrer 
Mutterſprache vermochten ſie nicht zu liefern. Ein Greis 
lehrte das Franzöſiſche, noch dazu in einer einzigen Klaſſe, 
nur wenige Schüler wohnten dieſem Unterrichte bei, weil auf 
den Beſuch desſelben nicht eben ſtrenge gehalten ward, und 
die meiſten nahmen Stunden bei Privatlehrern. Der ganze 
Unterricht in der Rhetorik beſtand in einer trockenen Erklärung 
der Figuren, und die Geographie und Geſchichte wurden nur 
als Gedächtniswerk behandelt. Auch die Zucht ließ viel zu 
wünſchen übrig. Da ſuchte der bekannte Sulzer zu beſſern. 
Er hatte jahrelang den mathematiſchen Unterricht am Joachims⸗ 
thalſchen Gymnaſium erteilt, und als er 1766 Viſitator dieſer 
Anſtalt geworden war, empfing er den Auftrag, den ihm be- 
kannten Übelſtänden abzuhelfen. Er arbeitete nun ein neues 
ſehr umfangreiches Reglement aus, welches der König am 
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Es traten ſehr weſentliche Veränderungen jetzt ein. Die 
Privatſtunden wurden in öffentliche verwandelt und den Lehrern 
die Methode vorgeſchrieben, welche ſie fortan befolgen ſollten. 
In den vier unteren Klaſſen lehrte man die Anfänge der 
Religion, der deutſchen, lateiniſchen und griechiſchen Sprache, 
der Geographie und Geſchichte. Außerdem wurden zur 
Schärfung der Aufmerkſamkeit und des Verſtandes ausgeſuchte 
und für die Jugend anziehende Stellen aus geographiſchen, 
geſchichtlichen und moraliſchen Schriften in deutſcher Sprache 
geleſen und erklärt, und Sulzer gab zu dieſem Behuf ein Buch 
heraus unter dem Titel: „Vorübungen zur Erweckung der 
Aufmerkſamkeit und des Nachdenkens.“ 

In den oberen Klaſſen ſollten die Werke der beſten klaſ⸗ 
ſiſchen Schriftſteller ganz oder in ausgeſuchten Stellen, teils 
bloß in Abſicht auf die Sprache, teils in Abſicht auf den 
Inhalt, den Geiſt und die Denkungsart der Verfaſſer, fleißig 
geleſen und erklärt werden, und die Schüler ſollten lernen gut 
deutſch, lateiniſch und franzöſiſch ſchreiben. Damit ferner die 
Jugend geſchickt gemacht würde, gründlich über wichtige Sachen 
nachzudenken, ſcharf zu urteilen, ſich beſtimmt und überzeugend 
auszudrücken, ſollten ihr vorzügliche Muſter der Beredſamkeit 
erklärt, die Gründe und die vornehmſten Regeln der Kunſt 
beigebracht und Stoffe, die nach ihrer Fähigkeit eingerichtet 
wären, zur Ausarbeitung aufgegeben werden. Natürlich fehlten 
Geographie und Geſchichte nicht. Endlich von den höheren 
Wiſſenſchaften ſollten Theologie, Rechtsgelehrſamkeit, Mathe⸗ 
matik und Phyſik nach ihren weſentlichſten Teilen mit mög⸗ 
lichſter Deutlichkeit dergeſtalt vorgetragen werden, daß die 
Jugend gründlich vorbereitet würde, dieſelben auf den Univerſi⸗ 
täten ausführlicher zu erlernen 4). 

Der Plan entſprach in vielen Stücken den Forderungen, 
welche der König zwölf Jahre ſpäter erhob; aber es fehlte das 
einträchtige Zuſammenwirken der Lehrer, und als Sulzer nun 
gar, um den Widerſtand zu verringern, das Rektorat eingehen 
und die Anſtalt durch die Profeſſoren leiten ließ, wurde die 
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Schulzucht immer ſchlechter, und Zuſtände traten zuletzt ein, 
welche das Gymnaſium ganz in Verruf brachten und die uns 
faſt unglaublich erſcheinen. Im Jahre 1775 erhielt die Anſtalt 
wieder einen mit ordentlicher Gewalt bekleideten Rektor, 
Namens Meierotto. Dieſer ausgezeichnete Schulmann ſtellte 
die gute Zucht und Ordnung wieder her und führte das Fach⸗ 
ſyſtem ein, um neben dem Latein die Bedeutung der andern 
Unterrichtsgegenſtände in den Augen der Schüler zu heben. 
Als nun Zedlitz die erwähnte Unterredung mit Friedrich dem 
Großen gehabt hatte, ließ er zwei Tage ſpäter Meierotto rufen, 
machte denſelben mit der Abſicht des Königs bekannt und vers 
langte, daß die notwendigen Veränderungen ſogleich ins Werk 
geſetzt würden. Meierotto teilte darauf dem Miniſter ſchriftlich 
mit, welche Forderungen das Gymnaſium bereits erfülle und 
was noch zu thun ſei. Merkwürdig, daß er glaubte, die 
meiſten Schüler würden nicht imſtande ſein die verſchiedenen 
klaſſiſchen Schriftſteller ſich zu kaufen. Die neuen Anforderungen 
fand er ſtark, und er ſah es als eine ausgemachte Sache an, 
daß die jungen Leute zwei Jahre länger würden in der Anſtalt 
bleiben müſſen. Er glaubte nun aber, daß dieſes durch Vor⸗ 
ſtellungen nicht zu erlangen ſein würde, und er wünſchte darum, 
es ſolle keine Univerſität Schüler ohne das Zeugnis aufnehmen, 
daß ſie die ganze ſcholaſtiſche Laufbahn geendet, die geforderten 
Schriftſteller geleſen haben und in der letzten Prüfung tüchtig 
gefunden worden ſeien. Acht Jahre ſpäter ging dieſer Wunſch 
in Erfüllung. 

Der Miniſter ſchickte dem Rektor als Erwiderung einen 
Aufſatz, welcher das Datum des 6. Oktobers trägt. Er zählte 
darin zuerſt alle Forderungen auf, welche der König genannt 
hatte; dann ſtrich er Naturrecht, Moral und theoretiſche Phi⸗ 
loſophie gänzlich aus und verlangte, daß die Statiſtik bei den 
verwandten Wiſſenſchaften ihre Stelle finden ſollte. Die 
Rhetorik wollte der Miniſter ſo gelehrt wiſſen, daß einige 
Reden des Cicero und Demoſthenes durchgegangen, dabei der 
Quintilian zur Hand genommen und auf ſolche Weiſe die An⸗ 
wendung praktiſch gezeigt würde. Ferner ſollten nicht allein 
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Horaz, Virgil und Cicero, ſondern auch Salluſt, Livius und 
Tacitus geleſen werden. Auch im Griechiſchen hielt Zedlitz es 
für nötig, daß mehr Schriftſteller in der Schule Berückſich⸗ 
tigung fänden; er nannte neben Homer noch Anakreon und 
Theokrit und wies namentlich auf Xenophon und Plato hin; 
ja er wollte letzteren noch zum Unterricht in der Logik benutzen 
und hatte bereits Anſtalten getroffen, daß die vier Geſpräche 
Menon, Kriton und die beiden Wlcibiades beſonders abgedruckt 
würden. Er beſtimmte für jedes Halbjahr einen Dialog. 
Dieſer wird zuerſt ganz geleſen und erklärt, hierauf diktiert 
der Lehrer eine Inhaltsangabe, der Schüler macht alsdann 
einen Auszug und ſtellt alles Zuſammengehörige über Begriffe, 
Sätze, Definitionen, Schlüſſe unter eigene Hauptſtücke. Der 
Lehrer erklärt, was auf Logik und Metaphyſik ſich bezieht, be⸗ 
richtigt manches durch neue Entdeckungen und läßt eigentlich, 
ſagt der Miniſter, die Schüler ſelbſt eine Logik ſchreiben. Und 
wie bei der Rhetorik der Quintilian, ſo ſollte hier allemal der 
kleine Wolff oder Reimarus aufgeſchlagen und erklärt werden. 
Der Miniſter verſprach ſogar, noch eine Anleitung und Probe 
folgen zu laſſen. Für die Geſchichte der Philoſophie ließ er 
auch ſchon ein Schulbuch abfaſſen, enthaltend Auszüge aus 
Cicero nebſt kurzen Zuſätzen aus Ariſtoteles, Plato, Sextus 
Empiricus, Diogenes Läertius und andern. So würde, meinte 
der Miniſter, Sprach- und Sachkenntnis ebenfalls verbunden. 

Die Geographie wollte Zedlitz um ſo eifriger auf dem 
Gymnaſium getrieben wiſſen, weil ſie auf der Univerſität gar 
nicht gelehrt würde, und er wünſchte, die Schüler möchten an⸗ 
gehalten werden, ein in der Stunde durchgenommenes Land 
nachher aus dem Kopf und ohne Maßſtab nur ungefähr zu 
zeichnen. Was endlich die deutſche Sprache betrifft, ſo redete 
der Miniſter ſeltſamer Weiſe von einer Vorlefung darüber 
für die oberen Klaſſen, die der Profeſſor Engel übernehmen 
ſollte. „In die unteren gehört nicht eigentlich Grammatik“, fuhr 
er fort, „ſie iſt Metaphyſik der Sprache und zu ſchwer für 
Lehrer und Lernende; dagegen kurze Aufſätze, richtiger Ausdruck, 
alles aus Übung und nach Gehör“. 
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Unter den Gymnaſien, welche dem Miniſter für die Ver⸗ 
beſſerung des Unterrichts vom Könige genannt worden waren, 
befand ſich auch das Eliſabetanum in Breslau als eine Lehr⸗ 
anſtalt, wo gute Leute gezogen würden, die hernach zu Schul⸗ 
meiſtern genommen werden könnten. Friedrich hatte mit dem 
Rektor dieſes Gymnaſiums, Arletius, am 13. Mai 1779 eine 
Unterredung gehabt und beſonders vom Griechiſchen und La- 
teiniſchen, von Cicero und Demoſthenes geſprochen; denn er 
dachte damals bereits an die Verbeſſerung des höheren Schul⸗ 
weſens. Das erfuhr er freilich nicht, wie man zu eben dieſer 
Zeit bemüht war, dem ſehr heruntergekommenen Gymnaſium 
durch eine neue Schulordnung wieder aufzuhelfen. Als man 
am 5. Oktober letztere einführte, da beſchäftigte ſich der Ma⸗ 
giſtrat ſchon wieder mit dieſer Anſtalt; er ſollte nämlich ge⸗ 
wiſſe Fragen beantworten, die Zedlitz infolge des königlichen 
Befehls vom 5. September 1779 gethan. „Ihr werdet 
übrigens von ſelbſt einſehen“, hieß es in dem Schreiben des 
Miniſters weiter, „daß es hierbei auf keine Einſchränkung Eures 
Patronatsrechtes abgeſehen ſei, ſondern uns als Landesherrn 
unbezweifelt das Recht der Oberaufſicht über alle Schulen 
unſerer Lande, ſowie das Recht Lehrmethoden einzuführen, ohne 
Nachteil jenes Patronatsrechtes zuſtehe.“ 

Erſt am 22. November ging die Antwort des Magiſtrats 
nach Berlin ab; hier wurde ſie geprüft und alsdann befohlen, 
den Stundenplan nach den mitgeſchickten Bemerkungen umzu⸗ 
geſtalten. Drei Forderungen ſchickte der Miniſter voran. Er 
verlangte, die Privatſtunden ſollten aufhören und die Lehrer 
müßten ſo unterrichten, daß jeder mittelmäßige Kopf fortkommen 
könnte. Ferner ſollten Vorſchläge zur Einſchränkung der Schul⸗ 
dramen gemacht werden, und endlich tadelte der Miniſter die 
übergroße Zahl der Religionsſtunden. In Sexta wurden 
nämlich 11, in Quinta 9 wöchentlich erteilt. Er dagegen 
ſchrieb je 6 vor, und zwar ſollte man nur etwas bibliſche 
Geſchichte erzählen, etwas aus dem Neuen Teſtamente vorleſen 
und erklären, den Katechismus ganz weglaſſen und nur ſolche 
Stunden geben, wie die beiden vom Miniſter mitgeſchickten 
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Beiſpiele zeigten. Dieſelben waren in ſokratiſcher Art und 
Weiſe geſchrieben und handelten davon, ob es mehr Gutes 
oder Böſes in der Welt gebe, und ob das angenehm und 
gut ſei, was Gott haben will. Das erſte Beiſpiel war eigent⸗ 
lich eine reine Denkübung und hing mit der Religion nur 
durch das zuletzt vorkommende Wort Gott zuſammen. In 
den Bemerkungen erwähnte der Miniſter noch andere ſolche 
Aufgaben; der Lehrer könnte z. B. die Kinder anhalten, die 
vierfüßigen Tiere und ihren Nutzen herzuzählen oder die 
Witterung und deren Wirkungen anzugeben. Zedlitz nannte 
ſolche Unterweiſungen, welche ſich bis nach der Tertia hinein⸗ 
ziehen ſollten, moraliſch⸗religiöſe, phyſiko⸗theologiſche Stunden; 
dieſelben mußten ohne Zweifel mit der Zeit recht langweilig 
werden, ebenſo die 6, wo nicht 10 deutſchen Stunden, welche 
für Sexta verlangt wurden. Wie dort kein Katechismus, ſo 
ſollte hier keine ſyſtematiſche Grammatik getrieben werden, 
ſondern man läßt durch einige Fehler, die man inbezug auf 
Mehrheit, Zeit und Endungen macht, Verwirrungen entſtehen, 
welche die Schüler ſelbſt heben müſſen. Auch die lateiniſche 
Grammatik ſollte nur nebenher in Serta getrieben, ja, noch 
beſſer erſt in Quinta dieſe Sprache angefangen werden. 

Mit der Lektüre der Reden Ciceros wollte Zedlitz den 
Unterricht in der Redekunſt verbunden haben. Man müſſe 
nämlich auch die rhetoriſchen Wendungen berückſichtigen, die 
Kunſtwörter dafür lehren und dabei jedesmal die paſſenden 
Stellen aus dem Quintilian aufſchlagen laſſen und erklären; 
auf andere Weiſe letzteren Schriftſteller zu treiben, ſei zu 
trocken und unangenehm für die jungen Leute. Das Griechiſche 
wird in den drei oberen Klaſſen in wöchentlich je 6 Stunden 
gelehrt, in Tertia, wo es beginnt, treibt man zuerſt ein wenig 
Grammatik und lieſt und erklärt alsdann gleich Lucian und 
Xenophon. 

Die Realien waren bisher zu ſehr vernachlaffigt worden; 
umgekehrt begünſtigte ſie der Miniſter jetzt übermäßig. Er 
verlangte für die Naturgeſchichte vier Stunden in Sexta, ſechs 
in Quarta, wobei freilich noch etwas Phyſik getrieben werden 
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jollte. Nun rechne man in dieſer letzteren Klaſſe noch fechs 
Stunden Geſchichte, ſechs Stunden Geographie, ſechs Stunden 
Religion; was bleibt da für Latein, Schreiben und Rechnen 
übrig? Die Prima wurde ganz überladen. 

Der Miniſter haßte es mit Recht, daß die Kinder ge— 
zwungen würden, eine Menge von unverſtandenen Dingen 
mechaniſch auswendig zu lernen. Es war ferner lobenswert, 
wenn er dem Unterrichte die Trockenheit zu benehmen wünſchte 
und für die Realien eine größere Berückſichtigung verlangte. 
Aber er fand nicht ſogleich das richtige Maß und gab zu 
gegründetem Widerſpruch Anlaß. Der Haupteinwand des 
Magiſtrates betraf die Religion; er berief ſich auf ſein Recht 
die Schulen zu leiten, und auf die gewährleiſtete Religions⸗ 
freiheit und erklärte, daß er ſich gedrungen fände, den Unter⸗ 
richt in dieſem Gegenſtande nicht abzuändern. Er wollte 
ferner die Lehrer in ihren Privatſtunden nicht beſchränken; 
denn ihre Einkünfte, ſchrieb er, ſeien gering, in anbetracht, daß 
die Preiſe ſeit dem Kriege und der Münzverſchlechterung un⸗ 
glaublich geſtiegen ſeien. Der Unterricht in der Mathematik 
ſei ſtiftungsmäßig umfangreicher. Es mangelte ferner an 
naturgeſchichtlichen Sammlungen und an Modellen. Die 
Schüler ſeien zu arm, um ſich die teuren neuen Schulbücher 
zu kaufen. Mit wenig Grammatik könne man keine gründliche 
Kenntnis der gelehrten Sprachen erlangen. Endlich daß in 
Quarta das Griechiſche wegfallen und in Tertia Xenophon und 
Lucian geleſen werden ſolle, beruhe wohl auf einem Schreib⸗ 
fehler. Der Magiſtrat machte dann ein Zugeſtändnis, indem 
er es für notwendig erklärte, für gewiſſe Stunden neue Lehrer 
anzuſetzen, und bat zuletzt um die Beſtätigung des beigelegten 
Stundenplanes. 

Der Miniſter antwortete: „Das von Euch hin und wieder 
eingeſtreute Räſonnement, welches überhaupt in einem Bericht 
am unrechten Orte ſteht und durch mehr Beſcheidenheit nicht 
ungründlicher geworden ſein würde, enthält ſo viele aller 
Pädagogik, Menſchenkenntnis und ſelbſt Politik zuwiderlaufende 
Sätze, daß ſie unmöglich hier alle widerlegt werden können.“ 
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Unter anderm erteilte Zedlitz dem Magiſtrate folgende Rüge: 
„Überhaupt ſcheint Ihr noch nicht viel von neueren pädago⸗ 
giſchen Vorſchlägen und von andern Einrichtungen gehört zu 
haben, welches Euch auch nicht zum Vorwurf gereichen würde, 
wenn Ihr nur nicht mit ſolcher Zuverläſſigkeit darüber zu 
urteilen Euch ganz unberufenerweiſe anmaßen wolltet.“ Der 
Miniſter fuhr dann fort: „Derjenige Unterthan, meint Ihr, 
ſei der beſte, welcher am beſten glaubt, und derjenige der 
ſchlechteſte, welcher am meiſten räſonniert. So gut ſich auch 
gewiſſe geiſtliche und bürgerliche Vorgeſetzte dabei zu ſtehen 
vorſtellen mögen, fo iſt doch eine ſolche auf Dummheit ge⸗ 
gründete Sicherheit nicht nur ſchädlich, ſondern auch höchſt 
ungewiß.“ Der Miniſter ſucht nun ſolches nachzuweiſen und 
ſtellt jener Behauptung den Satz entgegen: „Der Bürger 
muß gewöhnt werden, über nichts, was nicht in ſein Fach 
gehört, zu räſonnieren, z. B. nicht über politiſche und mili⸗ 
täriſche Einrichtungen, nicht über ſpekulative Streitigkeiten der 
Gelehrten u. ſ. w. Dagegen über ſeine Pflichten muß jeder 
aufgeklärt werden.“ Zedlitz blieb dabei, daß es beſſer ſei, 
den Katechismus erſt im zwölften Jahre zu lernen. Er meint: 
wenn der Vater glaube, ſein Kind könne vorher ſterben und 
miüſſe zu ſeiner Seligkeit den Breslauer Katechismus wiſſen, 
ſo könne er das Kind denſelben zuhauſe lernen laſſen. „Nur 
hüte ſich,“ fügt Zedlitz hinzu, „irgendein geiſtlicher oder ein anderer 
durch Geiſtliche aufgehetzter Mann, den Bürgern ſolche Grillen 
in den Kopf zu ſetzen und ſie gegen weiſe Einrichtungen auf⸗ 
zuwiegeln.“ 

Der Miniſter ſprach ſich abermals gegen ſyſtematiſche 
Lehrbücher aus, und er blieb dabei ſtehen, eine Wiſſenſchaft 
müſſe bei Gelegenheit eines alten Schriftſtellers gelehrt werden, 
z. B. Logik bei dem platoniſchen Dialoge Menon, das Wich⸗ 
tigſte von Moral beim Kriton, Menſchen- und Staatskenntnis 
beim erſten und allgemeine Religion beim zweiten Alcibiades. 

Der Magiſtrat ließ den Lektionsplan nun noch einmal um⸗ 
ändern; aber das geſchah nicht ſklaviſch. Trotzdem findet ſich 
eine übermäßige wöchentliche Stundenzahl in den meiſten 
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Klaſſen, in Sekunda ſchwankte ſie zwiſchen 36 und 44; denn 
mancher Unterrichtsgegenſtand war offenbar dem freien Willen 
preisgegeben. 

Der Magiſtrat erſuchte zugleich die Kriegs- und Domänen⸗ 
kammer um Geld, damit die alten und die neu anzuſetzenden 
Lehrer beſſer beſoldet und ſowohl naturhiſtoriſche als andere 
Lehrmittel angeſchafft werden könnten. Aber die Kammer 
konnte keine Beihilfe gewähren. Sie ſah überdies nicht ein, 
weshalb die Reform nicht ins Leben treten könnte. Sie gab 
zu, daß die Lehrer nicht ſonderlich beſoldet wären. „Wir 
finden aber nicht,“ fuhr die Kammer fort, „daß dieſe Lehrer 
ſelbſt fo ſehr nach Zulagen ſchreien, da es bloß darauf an- 
kommt, daß ſie einige Stunden mehr als ſonſt halten ſollen. 
Wir glauben auch, wenigſtens haben wir zu ihnen als bekannten 
vernünftigen und gutdenkenden Leuten das Vertrauen, daß, 
wenn ihnen die wahre Beſchaffenheit der Sache und die Un- 
möglichkeit, ihnen gegenwärtig Zulage verſchaffen zu können, der 
gute Wille aber, ihnen ſolche gelegentlich zuwenden zu wollen, 
vorgelegt wird, ſich ſelbige gewiß beruhigen werden.“ 

Die Lehrer waren aber begreiflicherweiſe nicht dieſer 
Meinung, und ſo verzögerte ſich der Abſchluß der Reform bis 
in das Jahr 1785. In der Nachricht von der verbeſſerten 
Einrichtung des „Eliſabetaniſchen Gymnaſiums“ gab der 
Magiſtrat zu, daß bisher verſchiedene für die gelehrte ſowohl 
als nichtgelehrte Erziehung gleich nötige Lektionen darin gefehlt 
hätten, die alſo die Jugend entweder gänzlich entbehren oder 
mit großen Koſten neben dem öffentlichen Unterricht erhalten 
mußte; wenn aber die Schüler mit Privatſtunden überhäuft 
würden, hätten ſie nicht ſelten um dieſer willen die andern 
vernachläßigt. Der Magiſtrat zählte dann die neuen Lektionen 
auf, die am 1. Juli 1785 beginnen ſollten, nämlich das 
Schreiben, Rechnen und Zeichnen, ferner die Naturkunde, 
Geographie und Geſchichte in den unteren, die Mathematik in 
der dritten und zweiten Klaſſe, die vollſtändigere und zweck 
mäßigere Übung in der deutſchen Sprache, im guten Vortrag 
und in ſchriftlichen Aufſätzen und endlich die franzöſiſche und die 
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polniſche Sprache. Um nun aber bei der großen Mannig⸗ 
faltigkeit der Lehrſtunden die nachteiligen Kolliſionen derſelben 
ſo ſehr als möglich zu vermeiden, führte man auch hier das 
Fachſyſtem ein. Damit endete die Reform des Eliſabetanums. 
Auch in anderen Städten machte ſich die Einwirkung des 
Miniſters auf die höheren Lehranſtalten bemerklich. Aber das 
Gegebene wird genügen, um die Richtung anzuzeigen, in welcher 
er Anderungen herbeiführte. 


Siebentes Kapitel. 


Die Univerſitäten, die Schulen der Jeſuiten und die 
katholiſche Kirche. 


In der zweiten Hälfte der Regierung Friedrichs des Großen 
trat der Gedanke mächtig auf, daß die Elementarlehrer für 
ihre Kunſt einer beſonderen Unterweiſung bedürften, und man 
fing an, wie erwähnt, für dieſen wichtigen Zweck Seminare 
zu gründen. Zedlitz ging aber noch einen Schritt weiter. 
Er machte den Verſuch, zur Bildung von Gymnaſiallehrern 
eine ſolche Anſtalt einzurichten, und es gelang ihm dies in 
der Univerſitätsſtadt Halle. Dort befand ſich ein theologiſches 
Seminar, welches Profeſſor Semler ſeit 1757 leitete. Dieſer 
war ein wiſſenſchaftlicher Mann, welcher das Studium der 
klaſſiſchen Sprachen für notwendig hielt und es bedauerte, daß 
dieſelben nicht genug betrieben würden. Auch Friedrich der 
Große tadelte letzteres öffentlich. In dem Brief über Er⸗ 
ziehung ſchrieb er: „Die Univerſitäten in Frankfurt a. d. O. 
und Halle haben ſo gute Profeſſoren, als die Zeit darbietet. 
Doch nimmt man mit Bedauern wahr, daß das Studium 
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der griechiſchen und lateiniſchen Sprache nicht mehr ſo wie 
früher in Übung iſt !).“ 6 

Semler ſuchte und fand Abhilfe. Der Inſpektor des 
Seminars wurde gegen eine Gehaltserhöhung verpflichtet, Vor⸗ 
leſungen zur Beförderung griechiſcher und lateiniſcher Sprach⸗ 
kenntnis zu halten; Disputierübungen und ſchriftliche Aufſätze 
waren damit verbunden. Und ſo mußten denn die vorgeſchrit⸗ 
tenen Seminariſten, Senioren genannt, über aufgegebene oder 
ſelbſtgewählte Stücke ſowohl der Theologie als der Philologie 
Vorleſungen halten; auch die übrigen Mitglieder nahmen teil 
an den ſchriftlichen Ausarbeitungen, für welche beſondere 
Prämien öfters ausgeſetzt wurden. Der Oberkurator der 
Univerſität, Miniſter v. Zedlitz, erfuhr zu ſeiner großen Zu— 
friedenheit von dieſen Bemühungen und wünſchte nur die Ein⸗ 
richtung des Seminars dahin erweitert zu ſehen, daß es im 
eigentlichen Sinne eine Pflanzſchule guter Lehrer heißen könnte. 
Er trug alſo dem Inſpektor Schütz noch auf, pädagogiſche 
Vorleſungen zu halten. Letzterer, der in der Geſchichte der 
Philologie eine geachtete Stellung einnimmt, war ſelbſt einſtens 
Mitglied des Seminars geweſen, und er wirkte ſeit 1769 an 
demſelben als Inſpektor mit vorzüglichem Erfolge. Vier Jahre 
darauf erhielt er eine außerordentliche, 1777 eine ordentliche 
Profeſſur. Als er hierzu ernannt ward, empfahl Zedlitz ihm 
ſehr nachdrücklich, auch fernerhin allen Fleiß anzuwenden, um 
geſchickte Lehrer zu bilden. 

Schütz beſchloß, nichts unverſucht zu laſſen, was den Ab— 
ſichten des Miniſters entſprechen könnte. Er entwarf einen 
Plan, beriet ihn mit Semler, und Zedlitz erteilte die Erlaub— 
nis, aus den Einkünften des Seminars eine Stube zu mieten; 
denn es ſollte wenigſtens eine kleine Schule errichtet werden, 
wo die Seminariſten Gelegenheit fänden, bewährte Unterrichts 
methoden anwenden zu ſehen und ſelbſt anzuwenden. Zu 
Oſtern 1777 trat die neue Einrichtung mit nur zwei Schülern, 
zu denen aber bald noch ebenſo viel hinzukamen, ins Leben. 


1) Oeuvres IX, 117. 
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Lehrgegenſtände waren Vorübungen in der deutſchen Sprache, 
Lektüre lateiniſcher Fabeln, Erzählungen und Geſpräche, An⸗ 
fangsgründe der Phyſikotheologie, Geographie, Arithmetik, 
Geometrie, Schönſchreiben und etwas ſpäter auch Zeichnen und 
Singen. Noch in demſelben Jahre kam Zedlitz, um ſich ſelbſt 
über den Fortgang des Werkes zu unterrichten, und er fand 
Urſache, ſeine Zufriedenheit über das, was er geſehen und 
gehört hatte, zu äußern. 

Nicht lange, ſo dachten Semler und Schütz an eine Er⸗ 
weiterung. Ihren Plan genehmigte der Miniſter, und im An⸗ 
fange des Jahres 1778 kündigte der Inſpektor öffentlich die 
Abſicht an, mit welcher fie umgingen, zu Oſtern eine Penſions⸗ 
oder Erziehungsanſtalt für 20 Schüler zu errichten, von denen 
jeder 200 Thaler zahlen ſollte. Den Namen Philantropinum 
verboten ſich die Leiter ausdrücklich. „Von des um die Er⸗ 
ziehung unſtreitig ſehr verdienten Baſedows Grundſätzen“, 
ſchrieb Schütz, „gehen wir in verſchiedenen weſentlichen Punkten, 
z. B. dem Religionsunterricht, dem Unterricht in älteren 
Sprachen, gänzlich ab. Daß wir aber in vielen Stücken mit 
ihm und anderen würdigen Männern, die über Erziehung ge- 
dacht haben, zuſammentreffen, werden uns nur diejenigen 
zum Vorwurf machen, welche die große Lehre: „Prüfet alles, 
und das Gute behaltet“ weder als einen Grundſatz der ge⸗ 
ſunden Vernunft noch als die Stimme eines Apoſtels ver⸗ 
ehren.“ 

Es wurden acht Klaſſen mit jährigem Kurſus und eine 
Selekta, worin die Schüler eine unmittelbare Vorbereitung 
zur Univerſität empfangen ſollten, in Ausſicht genommen. 
Man gab ſich aber keineswegs dem Glauben hin, daß alle 
Klaſſen zu gleicher Zeit Zöglinge haben würden, zumal da 
man gar nicht die Abſicht verfolgte, eine große Zahl von 
Schülern zuſammenzubringen. „Die Klaſſen“, erklärte Schütz, 
„werden hier bloß genannt, die Stufen des Unterrichts zu 
unterſcheiden.“ a 

Die gedruckte Nachricht enthielt den Lehrplan in der Art, 
daß bei der letzten Ordnung, die für Kinder von acht bis 
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neun Jahren beſtimmt war, zugleich das Verfahren angegeben 
wurde, welches der Lehrer einzuſchlagen hätte. Schütz und 
Semler, keineswegs, wie erwähnt, Freunde des Philanthropins 
in Deſſau, verhielten ſich doch nicht feindlich gegen die Grund⸗ 
ſätze, welche dort befolgt wurden. Inbezug auf die Anfangs⸗ 
gründe der Geometrie z. B. ſchrieb Schütz: „Alles wird hier 
durch anmutige Einkleidungen ſchmackhaft, durch Anwendung 
auf einzelne Fälle der Praxis brauchbar, durch Figuren, durch 
Ausſchnitte von Papier, Pappe, Kartenblättern, durch Modelle 
von Körpern anſchaulich gemacht ).“ Und was den lateiniſchen 
Unterricht betrifft, ſo ſollten, ganz wie Zedlitz es wünſchte, an⸗ 
fänglich ſehr leichte, nachher aber immer ſchwerere Erzählungen, 
Fabeln und Geſpräche geleſen werden. „Man overſchont die 
Kinder mit unbeſtimmten, abſtrakten und dornichten Regeln 
der Grammatik. Doch werden ihnen ganz ſpielend die not⸗ 
wendigſten Gründe von den Hauptteilen der Sprache und den 
regelmäßigen Flexionen beigebracht.“ 

Die Lektionen der übrigen Klaſſen wurden nur ihrem In— 
halte nach bekannt gemacht, doch unterließ der Inſpektor nicht, 
darauf hinzuweiſen, wie dieſelben in jeder Ordnung fo mit— 
einander harmonierten, daß die eine durch die andere erleich— 
tert, unterſtützt und ganz unvermerkt wiederholt würde, und 
wie die Lektionen einer niedrigeren Klaſſe die der höheren vor— 
bereiteten. 

Aber nicht allein für den Geiſt wollte die neue Anſtalt 
ſorgen, ſondern auch für die Geſundheit, Munterkeit und 
Stärke des Körpers und für das Vergnügen der Zöglinge. 
„Dies iſt eine Angelegenheit“, ſchrieb Schütz, „die man, ſeit— 
dem ſie von Rouſſeau und nach ihm von Baſedow ſo nach— 
drücklich empfohlen worden, unmöglich weiter vernachläſſigen 
kann, ſobald man freie Hand behält, die dazu dienlichen Ein— 
richtungen zu treffen.“ 

Auch über das Seminar gab Schütz Auskunft. Diejenigen 
Studenten, welche ſich zur Aufnahme meldeten, wurden in 


1) Gedruckt ſteht S. 18: Kartenblätter. 
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Abſicht ihrer Fähigkeiten, ihrer bereits erlangten Kenntniſſe 
und pädagogiſchen Talente geprüft, und der Direktor entſchied 
alsdann, welche zugelaſſen werden ſollten. Die ordentlichen 
Mitglieder des Seminars waren verpflichtet, die humaniſtiſchen 
und pädagogiſchen Vorleſungen zu hören, welche der Inſpektor 
für ſie hielt; doch wurde der Beſuch auch andern Studenten, 
wie bisher geſtattet. Die Mitglieder mußten ferner außer der 
Theologie noch die griechiſche, lateiniſche und franzöſiſche 
Sprache, Geſchichte, Mathematik, Altertümer und Philoſophie 
treiben und daher immer ein in dieſe Fächer einſchlagendes 
Kolleg hören. Aus ihnen wählte der Direktor die Senioren 
der zweiten und aus dieſen wiederum die der erſten Ordnung. 
Jene hatten die Aufſicht über die Spiel⸗ und Erholungsſtunden 
der Zöglinge, die andern übernahmen den Unterricht. 

Am Schluſſe berief ſich Schütz auf die Erfolge, welche das 
Seminar bisher gehabt hätte. „Seit ungefähr ſieben Jahren“, 
ſchrieb er, „ſind weit über 50 geweſene Seminariſten abge- 
gangen, die nun mit Ruhm als Rektoren oder Mitarbeiter 
an öffentlichen Schulen ſtehen oder als geſchickte Hofmeiſter 
zum Vorteil einzelner Familien unter dem größten Beifall 
ihrer Prinzipale arbeiten. Zwei derſelben, die Herren Struve 
und Lieberkühn, haben der Schule zu Neu-Ruppin eine beſſere 
Einrichtung gegeben, und zwei andere ſtehen jetzt als Lehrer 
am Philanthropin in Deſſau.“ Schütz gab der Zuverſicht 
Ausdruck, daß die neuen Mitglieder des Seminars noch beſſer 
den Erwartungen entſprechen würden ). 

Ein großes Hemnis für die Ausbreitung der griechiſchen 
Sprachkenntnis und Litteratur war damals die Seltenheit oder 
Koſtbarkeit guter Ausgaben griechiſcher Schriftſteller. Die 
Lehrer mußten ſich auf Schulen und Univerſitäten mit Chre⸗ 
ſtomathieen behelfen. Da beſchloß Schütz, eine wohlfeile und 


1) Nachricht von der bei dem königl. theol. Seminarinm zu Halle neu 
errichteten Erziehungsanſtalt und den dabei zur Bildung geſchickter Schul⸗ 
lehrer und Hofmeiſter getroffenen Einrichtungen, herausgegeben von Chriſt. 
Gottfr. Schütz. Halle 1778, bei Hendel. Vgl. Semmlers Lebens- 
beſchreibung, von ihm ſelbſt verfaßt, I, 338 ff. 
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bequeme Handausgabe der Tragiker zu veranſtalten und mit 
Aſchylus zu beginnen, wie er am 20. März 1778 öffentlich 
anzeigte. Ferner, um die Einkünfte des Erziehungsinſtitutes 
zu vermehren, beſchloß die Direktion, mit dem Eintritt des 
folgenden Jahres ein pädagogiſches Intelligenzblatt herauszu⸗ 
geben, und fie kündigte dies am 21. November an ). 

Es war ein ſehr ſchwerer Schlag für die neue Schöpfung, 
daß nicht lange nachher Schütz einen Ruf nach Jena annahm 
und Oſtern 1779 dorthin abging. An ſeine Stelle kam 
Trapp vom Philanthropin mit dem Titel eines Profeſſors 
der Pädagogik, während Niemeyer als Inſpektor des theolo— 
giſchen Seminars wirken ſollte. Jener hatte kaum die perfin- 
liche Bekanntſchaft Semlers gemacht, als er auch ſchon zu 
ihm ſagte: „Ihr Inſtitut muß auffliegen ?).“ Bei ſolchem 
Dünkel war an ein gedeihliches Zuſammenwirken beider Männer 
kaum zu denken. Um das Unglück aber voll zu machen, ge— 
ſellte ſich zu dem einen Störenfried noch ein zweiter, der be— 
kannte Theologe Karl Friedr. Bahrdt, ein talentvoller und 
beredter Mann, ausgerüſtet mit mannigfaltigen Kenntniſſen, 
aber ohne gründliches Wiſſen, dabei ebenſo dünkelhaft wie 
Trapp, von lockeren Sitten und unſtätem Lebenswandel, an— 
fänglich gläubig, nachher Aufklärer. Im Jahre 1775 ging er 
nach Marſchlin in Graubündten, wo ein Herr v. Salis ein 
Philanthropin errichtet hatte. Die beiden Männer paßten 
aber nicht gut zu einander; denn Salis war ein Freund einer 
guten Hausordnung, liebte ſtrenge Regelmäßigkeit und verlangte 
pünktliche Pflichterfüllung. Und fo konnte die Trennung ihnen 
nicht ſchwer werden, als Bahrdt einem Rufe des Grafen von 
Leiningen⸗Dagsbedeg nach Dürkheim folgte. Hier nahm er 
ſich mehr zuſammen und entfaltete als erſter Superintendent 
und Prediger eine bedeutende Wirkſamkeit. Er gründete zu— 
gleich eine der Marſchliner ähnliche Erziehungsanſtalt in dem 


1) Die beiden Anzeigen befinden ſich, wie auch die „Nachricht“ in 
dem Sammelbande XIV, 34a. o. der kgl. Univerſitätsbibl. in Halle. 
2) Semler, S. 346. 


Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 36 
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leer ſtehenden Schloſſe Heidesheim, welches ihm zu dieſem 
Zwecke der Graf überlaſſen hatte. Die beträchtlichen Geld⸗ 
ſummen, die hierzu notwendig waren, verſchaffte ſich Bahrdt 
durch die Herausgabe einer verbeſſerten Auflage ſeiner Uber- 
ſetzung des Neuen Teſtamentes und anderer Bücherſpekulationen. 
Jenes Werk aber vertrieb ihn aus Heidesheim, indem es dem 
Weihbiſchof von Worms und Bücherkommiſſar v. Scheben 
Gelegenheit gab, für eine Beleidigung, welche Bahrdt in einer 
ſeiner Schriften ihm zugefügt hatte, Rache zu nehmen. Er 
zeigte den Verfaſſer bei dem Reichshofrat an, und dieſer ſus⸗ 
pendierte denſelben von allen ſeinen Amtern; Bahrdt ſollte 
die ihm zur Laſt gelegten Irrtümer zurücknehmen oder das 
Deutſche Reich meiden. Zu ſeinem Schaden war er unbeſonnen 
genug, mit einem ſehr freimütigen Glaubensbekenntniſſe zu 
antworten, anſtatt zu ſchweigen und andere reden zu laſſen; 
denn große Rechtsgelehrte, wie Böhmer, beſtritten dem Reichs- 
hofrate mit guten Gründen die Befugnis, dergleichen Urteile 
zu fällen. 

In dem Glaubensbekenntnis erklärte Bahrdt verſchiedene 
Dogmen der Kirche für ſolche, die der Vernunft und Schrift 
zuwider ſind und der Gottſeligkeit ſchaden, ſo die gewöhnliche 
Lehrmeinung von der Erbſünde, von der Notwendigkeit einer 
Genugthuung, von der Bekehrung, die allein durch den Hei- 
ligen Geiſt in dem ſich leidend verhaltenden Menſchen bewirkt 
wird, von der Rechtfertigung, die ohne Rückſicht auf unſere 
Beſſerung und Tugend geſchieht, von der Gottheit Chriſti und 
des Heiligen Geiſtes im athanaſiſchen Sinne, von der Ewig⸗ 
keit der Höllenſtrafen. Bahrdt bezeugte, was er hierüber glaubte 
und nicht glaubte und bat den Kaiſer, an welchen das Be⸗ 
kenntnis gerichtet war, zuletzt um Erweiterung der Rechte des 
Gewiſſens und größere Freiheit zu denken ). 

Der Geächtete fand jetzt in Preußen einen Zufluchtsort. 
In Berlin half man durch eine Sammlung ſeinen erſten Bee 
dürfniſſen ab und ſicherte ihm außerdem eine jährliche Ein⸗ 


1) Allgemeine deutſche Bibliothet 1780 (43. Bd.), 1. Stück, S. 45. 
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nahme von 400 Thalern auf zwei Jahre zu. Unter den Bei⸗ 
tragenden befanden ſich der höchſt ehrenwerte Oberkonſiſtorialrat 
Teller und der Miniſter Zedlitz ). Außerdem gab letzterer 
dem bedrängten Manne, welcher damals noch keineswegs in ſo 
ſchlechtem Rufe ſtand wie ſpäter 2), die Erlaubnis, in Halle 
Vorleſungen zu halten, jedoch keine theologiſchen, und er konnte 
glauben, durch dieſe Beſchränkung jeden Stein des Anſtoßes 
hinweggeräumt zu haben; allein er irrte ſich. Gerade bei den 
Profeſſoren der Gottesgelahrtheit erregte Bahrdts Ankunft, die 
im Mai 1779 erfolgte, großes Argernis und Unruhe. 

Mit gutem Grunde hat der würdige Semler behauptet, 
es wäre nirgends anders in Deutſchland ſo viel vernünftige 
Freimütigkeit und religiöſe Duldung und fo viel Verträglichkeit 
unter den Mitgliedern dieſer Fakultät, welcher er ſelbſt ange⸗ 
hörte, bei aller Meinungsverſchiedenheit zu finden ?). Auch 
Zedlitz war mit ihr recht zufrieden. Er gedachte überhaupt 
Halle ſo ſehr emporzubringen, als es jemals geweſen wäre; 
er hatte deshalb im Mai 1778 Kant dahin ſchicken wollen 
und es ſehr bedauert, als dieſer den Ruf ablehnte. „Erwägen 
Sie“, ſchrieb er damals an den Königsberger Philoſophen, 
„daß die in Halle lebenden 1000 —1200 Studenten ein Recht 
haben, von Ihnen Unterweiſung zu fordern, deren Unterlaſſung 
ich nicht verantworten möchte.“ In demſelben Briefe bemerkte 
der Miniſter, die theologiſche Fakultät ſei beſſer dort beſetzt, 
als irgendwo in Europa, und er gedachte, wenn einer der 
Alltagsmenſchen wegginge, fic) dahin Griesbach zu holen). 

Eben dieſe Fakultät alſo ward ein Jahr ſpäter unruhig, 


1) Allgem. deutſche Bibliothek 1780, S. 59. Trendelenburg, 
Kleine Schriften I, 139, Anm. 

2) Sein Kollege Förſter erzählt in der „Geſchichte der Univerſität 
Halle“, S. 214: „Bahrdt hörte 1786 auf zu leſen, kaufte fic) einen Wein⸗ 
berg, wurde Gaſtwirt, legte darin einen Kaffee- und Bierſchank nebſt 
Billard an und machte darin den muntern und aufmunternden Wirt. 

3) Ich benutze hier und ſpäter die Vorrede der Autobiographie Sem⸗ 
lers; leider hat dieſelbe keine Seitenzahlen. 

4) Trendelenburg, S. 136. 
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als Bahrdt erſchien, und ſie konnte ſich nicht enthalten, 
unter dem 4. Juli eine Zuſchrift an den Miniſter zu richten. 
Die Unterzeichner ſprachen darin auch von der traurigen Note 
wendigkeit, in welche ſie kommen würden, Bahrdts Irrtümer 
zu bekämpfen und die ihnen von den Eltern und Vorgeſetzten 
empfohlenen Studenten vor ihm zu warnen. Dieſe Drohung 
erbitterte den Miniſter ganz beſonders, und er ſprach in ſeinem 
Antwortſchreiben von teufliſchem Verfolgungsgeiſte, von finſtern 
ausgedachten und zum Teil ausgeführten Plänen, wodurch dem 
Manne Freiheit, Leben und Verdienſt und alle Mittel entzogen 
werden ſollten, die Jugend in gemeinnützigen Dingen zu unter- 
richten. Die Fakultät verwahrte ſich aber unter dem 31. Juli 
gegen Beſchuldigungen dieſer Art, und vielleicht würde die An- 
gelegenheit hier ein wünſchenswertes Ende gefunden haben, 
wenn der Profeſſor Semler nicht im Auguſt Bahrdts Glau- 
bensbekenntnis heftig angegriffen hätte. 

Dieſer wohlbekannte Gottesgelehrte hat der Rechtgläubigkeit 
tötliche Streiche verſetzt, indem er die Bücher des Alten und 
des Neuen Teſtamentes hiſtoriſch-kritiſch betrachtete und wider 
die Inſpirationstheorie ſiegreich zu Felde zog. Er galt all— 
gemein als ein freiſinniger Theologe; die Orthodoxen nannten 
ihn wohl einen gottloſen Menſchen, der ſchlimmer als ein 
Jude wäre !). Zugleich aber iſt er jederzeit ein frommer 
Mann geweſen; ihm ging Bahrdt in ſeinen Anſichten viel zu 
weit, und er nahm Anſtoß an deſſen Lebenswandel. Wie, 
wenn der Miniſter den Verhaßten in eine Verbindung mit 
dem Erziehungsinſtitut brächte? Dieſer Gedanke, der aller— 
dings nahe lag, war ihm ſchrecklich, und es genügte ſeinem 
Gewiſſen nicht, daß er zuſammen mit den andern Profeſſoren 
der theologiſchen Fakultät dem Miniſter Vorſtellungen gemacht 
hatte, ſondern er erhob ſich jetzt auch noch allein, ſchrieb 
öffentlich gegen Bahrdts Glaubensbekenntnis und goß dadurch 
Ol in das Feuer. 


1) Bereits im Jahre 1771 waren in Frankfurt und Leipzig „Ver⸗ 
traute Briefe über den gegenwärtigen Zuſtand der theol. Fakultät in 
H . . . . erſchienen, die hauptſächlich gegen Semler gerichtet find. 
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War denn aber Semlers Verdacht gegründet? Am 7. Au— 
guſt hatte ſich Zedlitz in einem Brief an den von ihm hoch— 
geſchätzten Herrn v. Rochow darüber geäußert, warum er 
Bahrdt nicht als Seminardirektor anſtellen könnte. „Der 
Schulunterricht muß zwar“, ſchrieb er, „der Kleriſei nicht 
überlaſſen werden; aber wir müſſen auch die Kleriſei nicht 
vorſätzlich dagegen aufbringen. Die Silberſchläge würden ſich 
berechtigt halten zu ſchreien, wenn wir einem Manne den Un— 
terricht, das Bilden der Lehrer auftrügen, der die göttliche 
Natur Chriſti leugnet. Ich halte es für Pflicht, das Ferſen⸗ 
ſtechen des Aberglaubens nicht zu achten, wenn ich den Weg 
über die Schlange nehmen muß; allein wenn ich vorbeigehen 
und doch an Ort und Stelle kommen kann, warum ſoll ich 
da das Beeſt erſt ziſchen machen, es iſt ja doch eine Teufels— 
muſik.“ Wir ſehen, Zedlitz denkt nicht daran, ſeinen Schütz 
ling in das Erziehungsinſtitut hineinzubringen; aber der Wider— 
ſtand, welchen derſelbe findet, empört ihn. Als auch die 
philoſophiſche Fakultät den Vorleſungen Bahrdts über Quin— 
tilian und dem Disputatorium, welches derſelbe halten will, 
Hinderniſſe bereitet, da ſchreibt der Miniſter im Namen des 
Königs am 30. Oktober: „Unſer Ober-Kuratorium will 
hoffen, daß Ihr nicht von dem ſehr unrühmlichen Parteigeiſt 
der theologiſchen Fakultät ſeid angeſteckt worden. Daher Ihr 
auch von dergleichen für unſere Zeiten jo unſchicklichem Fana⸗ 
tismo abzuſtehen befehliget werdet ).“ 

Wahrſcheinlich hat Zedlitz noch ſelbſt und durch Mittels— 
perſonen verſucht, mit Semler zu einem Ausgleiche zu kommen; 
denn dieſer meldet in der Vorrede zu ſeiner Lebensbeſchreibung, 
wie er unterthänigſt anzuzeigen nicht hätte unterlaſſen können, daß 
Bahrdt ſich würde neue Zöglinge verſchaffen müſſen, da die 
Eltern ſchon entſchloſſen wären, ihre Kinder zurückzunehmen, 
wenn er ſelber nicht dabei bliebe. Semler berichtet weiter, er 
habe mehrmals bei allerlei Gelegenheit und auch bei einer 
Unterredung mit Perſonen aus Berlin verſichert, er müſſe 


1) Trendelenburg I, 138. 
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ſeiner Anſicht über Bahrdts anſtößiges Leben treu bleiben. 
Mehr wiſſen wir leider über dieſe Vorgänge nicht. Endlich 
aber faßte Zedlitz einen Entſchluß. Am 3. Dezember ſchrieb 
er an die theologiſche Fakultät: es käme bei öffentlichen Schul⸗ 
anſtalten gutenteils auf das Zutrauen des Publikums an, das 
Seminar in Halle ſollte vornehmlich tüchtige öffentliche und 
Privatlehrer bilden, und es wäre deshalb notwendig, daß bei 
der Leitung desſelben nur ſolche Männer mitwirkten, welche 
dieſes Vertrauen beſäßſen. Da nun D. Semler wegen ſeiner 
letzten Unternehmung ganz anders, als er vermuten möge, 
vom Publikum beurteilt werde, das Erziehungsinſtitut garnicht 
in gehöriger Ordnung ſei, ſo könne es bei der bisherigen Ein— 
richtung nicht länger verbleiben. Zedlitz nahm dem Profeſſor 
Semler die oberſte Leitung des Seminars und des Erziehungs- 
inſtitutes; an ſeine Stelle kam dort Nöſſelt, hier Trapp. 
Aber letzterer war keineswegs der Mann, Schütz oder Semler 
vergeſſen zu machen. Als er Ende des Jahres 1782 ſeinen 
Abſchied begehrte, da berichtete Zedlitz an den König: „Ich 
halte dafür, daß ſein Verluſt nicht unerſetzlich iſt.“ Er ſtand, 
wie er weiter meldet, wegen der erledigten Stelle bereits in 
Erfolg verſprechender Unterhandlung mit einem geſchickten 
Mann im Hannöverſchen +). 

Wir ſehen, Trapp hatte die Erwartung des Miniſters nicht 
gerechtfertigt, und auch mit Bahrdt war dieſer unzufrieden ge⸗ 
worden. Merkwürdig! Rochow ſchätzte Baſedow ſehr hoch, 
aber er konnte doch nicht umhin, ihn zu bitten, daß er auf 
ſeinen Lebenswandel mehr Achtung geben möchte. Gerade fo 
ermahnte Zedlitz Bahrdt in einem Briefe, durch ein vorſich⸗ 
tigeres Leben den Schein abzuthun, daß die freie Denkungsart 
mehr aus den Begierden des Herzens, als aus der Über⸗ 
zeugung des Verſtandes entſproſſen ſei. Und als Bahrdt in 
die Stelle von Trapp kommen will, ſchreibt ihm ſein ehemaliger 
Beſchützer: „Ich glaube durch eine ernſtliche Eröffnung meiner 
Meinung Sie mir vom Halſe halten zu müſſen“ ). 

1) Trendelenburg I, 149. 

2) Ebd. 138. Körte, Leben u. Stud. Fr. A. Wolfs d. Philol. I, 147. 
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Der Mann im Hannöverſchen, mit welchem Zedlitz in 
Unterhandlung ſtand, war der Rektor in Oſterode Fr. Aug. 
Wolf. Er hatte dort 700 Thaler Gehalt nebſt einer hüb— 
ſchen Wohnung mit Garten, und der Miniſter ließ ihm nur 
300 Thaler bieten. Dafür ſollte er Profeſſor der Philoſophie 
und der Pädagogik und Direktor der verwaiſten Erziehungs- 
anſtalt werden, Vorleſungen über Pädagogik für die Semina⸗ 
riſten und andere Studenten halten und ihnen praktiſch allerlei 
pädagogiſche Kunſtgriffe zeigen. Wolf hatte noch einen andern 
Ruf nach Gera; jedoch er war bereit, nach Halle zu kommen, 
wenn ihm, dem verheirateten Manne, der gar zu geringe Ge- 
halt vermehrt würde. Der Miniſter freute ſich ſehr, daß 
Wolf den Ruf nach Halle vorzog. „Sie legen es mir da— 
durch zur doppelten Pflicht auf“, ſchrieb er ihm, „für Ihr 
beſſeres Fortkommen in Halle zu ſorgen, wo jedoch Freiheit 
im Denken, Zuſammenfluß gelehrter Männer und Zulauf von 
Zuhörern Sie auch ſchon einigermaßen entſchädigen wird.“ 
Zedlitz bedauerte, daß es ihm im Augenblicke ſchlechterdings 
unmöglich wäre, Wolfs recht beſcheidene Bedingung zu erfüllen. 
„Wenn Sie aber glauben“, fuhr er fort, „daß doch wohl 
nächſtens 150 Thaler in der Halleſchen Univerſitätskaſſe ſich 
finden werden, und ferner glauben, daß ich ein ehrlicher 
Mann bin, ſo trauen Sie mir und kommen jetzt auf 300 Thaler 
und ſeien gewiß, daß bei dem erſten möglichen Falle Sie die 
Zulage von 150 Thalern empfangen werden. Ich werde mich 
freuen, wenn dieſe Gründe Sie beſtimmen, meinem Wunſche 
nachzugeben“ ). 

Wolf ging wirklich nach Halle; jedoch das Erziehungsinſtitut 
ließ er ſterben und war nur für das Studium der Philologie 
thätig. Der Miniſter ſorgte für die Verbeſſerung ſeiner Lage, 
entband ihn von den pädagogiſchen Vorleſungen und übertrug 
ihm im Jahre 1784 die Profeſſur der Beredſamkeit. Auf 
Wolfs Dankſchreiben antwortete Zedlitz: „Es freut mich ſehr, 
daß ich imſtande geweſen bin, Ihre Wünſche nicht allein zu er⸗ 


1) Körte I, 94. 100. 103. 
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füllen, ſondern, wie Sie ſelbſt ſagen, zu übertreffen. 
Leben Sie nun ganz Ihrer Wiſſenſchaft und helfen den einen 
Vorwurf, der noch immer Halle traf, abwälzen: daß man dort 
keine Philologen bildete. Das Publikum wird mir, das weiß 
ich, bald die Gerechtigkeit widerfahren laſſen, zu geſtehen, daß 
ich auch hierin das Meinige gethan, indem ich in dieſem Fache 
einen Mann von Kenntniſſen, Gelehrſamkeit, Geſchmack und 
Eifer hinrief und, ſoviel ich konnte, belohnte“ ). 

Wir ſehen, der Miniſter war von dem beſten Willen gegen 
die Univerſitäten erfüllt; aber es ſtanden ihm nur äußerſt 
knappe Mittel zugebote. Wie gelegen mußten da Schenkungen 
von Privatperſonen kommen! So vermachte der Bibliothekar 
und Profeſſor der Geſchichte Wolf Balthaſar Adolf v. Stein- 
wehr in Frankfurt a. O. im Jahre 1766, als ihm eine an⸗ 
ſehnliche Erbſchaft zugefallen war, der Univerſität ein Kapital 
von 10000 Thalern; von den Zinſen ſollten jährlich diploma⸗ 
tiſche Sammlungen und Geſchichtsquellen und hiſtoriſche Werke 
der verſchiedenſten Art, jedoch mit beſonderer Rückſicht auf 
Deutſchland und Preußen, angeſchafft werden. „Vom Jahre 
1774 an ſtehen dieſe Bücher in einem beſonderen Zimmer 
unter meiner Aufſicht“, berichtet der Bibliothekar und Profeſſor 
der Geſchichte Karl Renatus Hauſen, und mit Stolz führt er 
an, wie er aus Deutſchland, Holland, Frankreich, Schweden u. ſ. w. 
vorzüglich auf Verſteigerungen die koſtbarſten Werke gekauft 
und welchen Reichtum die Bibliothek dadurch gewonnen habe. 
„In der allgemeinen und beſonderen deutſchen Geſchichte werden 
wenige Sammlungen von Urkunden und andere geſchichtliche 
Quellen fehlen“, ſchreibt er und zählt alsdann noch weiter auf, 
welche Schätze die Bibliothek beſitzt ?). Ehre ſei dem Manne, 
welcher eine Freigebigkeit ausübte, wie ſie auch heute nur ſelten 
angetroffen wird! Wie ſehr fehlte der Univerſität in Halle 
damals ein ſolcher Wohlthäter. Die Zimmer der Bibliothek 


1) Körte I, 124. 


2) Karl Renatus Hauſen, Geſchichte der Univerſität und Stadt 
Frankfurt a. d. Oder, S. 128. 
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waren von Anfang an unbequem geweſen, und bei der all- 
mählich eintretenden Vermehrung der Bücher reichten auch die 
alten Räumlichkeiten nicht mehr aus; aber für ein neues Gee 
bäude mangelte lange Zeit das Geld. Ebenſo genügte das in 
einem königlichen Hauſe untergebrachte anatomiſche Theater 
ſeinem Zwecke keineswegs. Zedlitz wirkte nun aus, daß Fried⸗ 
rich der Große dieſes Gebäude der Univerſität ſchenkte, worauf 
dann in den Jahren 1779 und 1780 unten das anatomiſche 
Theater und oben die Zimmer für die Bibliothek aufgeführt 
wurden. Aber um das Unternehmen bis zu Ende bringen zu 
können, hatte der Miniſter ſchon ſeit mehreren Jahren von den 
Geldern, die eigentlich für die Beſoldungen der Profeſſoren be— 
ſtimmt waren, eine ziemliche Summe geſammelt durch eine, 
wie der Geſchichtſchreiber der Hochſchule milde ſich ausdrückt, 
vielleicht mehreren nicht ſanfte Erſparung ). 

Auch der König verkürzte wohl das Einkommen der Uni- 
verſitätslehrer. Im Jahre 1778 nahm er den Frankfurter 
Profeſſoren die Zollfreiheit für drei Eimer feiner Weine und 
der Geiſtlichkeit für alle ausländiſchen Weine. Der Rektor 
Förſter ſtellte dem Könige die Gerechtſame der Akademie vor; 
aber Friedrich fand nicht, daß die Profeſſoren die fremden 
Weine ſo unumgänglich notwendig hätten; er trug deshalb Be— 
denken, ihrem Geſuche zu willfahren und ihnen die erbetene 
Zollfreiheit entgegen den neuen Acciſeeinrichtungen wieder bei— 
zulegen?). Zwei Jahre ſpäter empfing zwar die Geiſtlichkeit 
ihr Vorrecht zurück, nicht aber die Univerſität, und erſt nach 
verſchiedenen weitläufigen Unterhandlungen ſetzte die General— 
Acciſe- und Zollverwaltung im Jahre 1785 die Profeſſoren 
der Geiſtlichkeit gleich. 

Wir bedauern die Armen, denen das Leben unötigerweiſe 
ſchwerer gemacht wurde; dagegen pflichten wir dem Könige bei, 
wenn er auf leere Förmlichkeiten nichts gab und die Blicke nur 


1) Joh. Chriſt. Förſter, Überſicht der Geſchichte der Univerſität 
Halle in ihrem erſten Jahrhundert, S. 205. N 
2) Potsdam 29. Juni 1780, bei Hauſen, S. 44. 


570 IV. Buch. 7. Kapitel. 


auf das Weſentliche lenkte. Als die Univerſität im Jahre 
1765 bei der Vermählung des Prinzen von Preußen die Vor⸗ 
leſungen ausfallen ließ, eine Feierlichkeit anſtellte und Pro⸗ 
gramme, Rede und Ode dem König zuſchickte, dankte dieſer 
zwar, aber er verfehlte nicht, zu bemerken, daß es ihm lieber 
wäre, wenn ſtatt ſolcher Univerſitätsgebräuche die Zeit vielmehr 
zum Nutzen der ſtudierenden Jugend angewendet würde ). Bei 
einer anderen Gelegenheit äußerte ſich Friedrich 19 Jahre ſpäter 
ausführlich. Er ermahnte die Profeſſoren in Frankfurt, ſie 
ſollten nicht allein bei ihren Stellen auf deren Einkünfte ſehen, 
ſondern vielmehr daraus ihre Hauptbeſchäftigung machen, bei 
Beobachtung der beſten Disziplin den Studenten ſolche An- 
weiſungen und ſolchen Unterricht zu geben, daß die wahre Ab— 
ſicht der Univerſitäten mit ihnen erreicht werde und ein jeder 
etwas Rechtes werden möge, womit er dereinſt dem Staate 
oder der Kirche nützliche Dienſte leiſten könne. „Hieran iſt 
Sr. Kgl. Majeſtät weit mehr als an allen Formalitäten ge⸗ 
legen, und Höchſtdieſelben wollen daher gnädigſt Professoribus 
hiermit aufgeben, alle ihre Kräfte aufzubieten und zu vereinigen, 
damit die ihnen anvertrauten jungen Leute dieſen einzigen Zweck 
ihrer Univerſitätsjahre nicht verfehlen, ſondern zu Sr. Kgl. 
Majeſtät gnädigſtem Gefallen und wahrem Beſten des Landes 
erreichen mögen“ ). 

Neben den vier proteſtantiſchen Hochſchulen zu Duisburg, 
Halle, Frankfurt und Königsberg gab es noch eine katholiſche 
in Breslau, die den Jeſuiten gehörte; außerdem beſaßen die 
letzteren verſchiedene Gymnaſien in Schleſien und Weſtpreußen, 
ſo daß der höhere katholiſche Schulunterricht beinahe ganz in 
ihren Händen lag. Friedrich liebte die Jeſuiten nicht, ſondern er 
freute ſich, als man anfing ſie zu verfolgen, ja, er wünſchte, 
daß dieſes Ungeziefer, wie er ſich ausdrückte, fortgejagt und 
ihr Orden aufgehoben würde. Auf die Nachricht, daß die 
Jeſuiten aus Spanien vertrieben worden wären, ſchreibt er 


1) Neiſſe, 28. Auguſt 1765, bei Hauſen, S. 25. 
2) Ebd. 89, 7. April 1784. 
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vergnügt am 5. Mäi 1767: „Es leben die Philoſophen! Der 
Thron des Aberglaubens iſt untergraben und wird im nächſten 
Jahrhundert zuſammenbrechen“ 1). Um fo auffallender iſt es, 
daß der König nach einiger Zeit ſeinen Plan ändert; er giebt 
es auf, die katholiſchen Mächte nachzuahmen, welche die Güter 
des Ordens an ſich reißen, ſondern er will denſelben in Frieden 
laſſen ). Was ihn dazu bewogen hat, ſagt er nicht; vielleicht 
hat er aber ſchon damals daran gedacht, die Jeſuiten für 
Unterrichtszwecke fernerhin zu verwenden. Am 9. Dezember 
1768 erging an Felbiger nicht nur der Auftrag des geiſtlichen 
Departements, über das niedere Schulweſen zu berichten, ſon⸗ 
dern er ſollte weiter die größeren katholiſchen Stadtſchulen 
nennen, umſtändlich von ihnen Meldung machen und auch an- 
zeigen, ob die jungen Leute daraus ſofort auf die Univerſitäten 
entlaſſen werden könnten und wo ihnen in der Vorbereitung 
zu den akademiſchen Studien nachgeholfen würde 5). 

Felbiger erwarb ſich nun ein großes Verdienſt, indem er 
über die Gymnaſien und die Univerſität der Jeſuiten das geiſt— 
liche Departement ausführlich unterrichtete. Er zeigte viele 
Mängel an, wollte trotzdem aber in ihren Händen die katho— 
liſchen höheren Lehranſtalten laſſen, weil es ſonſt an Lehrern 
und an den notwendigen Mitteln zur Unterhaltung dieſer An- 
ſtalten fehlen würde. Dagegen ſollten die Lehrart und die 
Unterrichtsgegenſtände nicht mehr von den Oberen der Geſell— 
ſchaft beſtimmt werden, ſondern von einem ihr nicht angehören— 
den Kurator oder Vorſteher dieſer Schulen. Derſelbe müßte, 
ſchrieb der Abt weiter, ein Mann von gründlicher Gelehrſam— 
keit ſein und neben vieler pädagogiſchen Erfahrung auch An— 
ſehen genug haben, das Nötige zum Beſten der Studien zu 
verfügen. Er müßte ſich um das kümmern, was auf anderen 


1) Oeuvres XIX, 254. 321; XXIV, 396. 422. Vgl. Lehmann 
IV, 105. 

2) Am 1. Februar 1768 Oeuvres XXIV, 148. Vgl. XXVI, 316. 

3) Vgl. meinen Aufſatz über die Verbeſſerung des höheren katholiſchen 
Schulweſens in Schleſien durch Friedrich den Großen. Zeitſchr. d. Vereins 
für Geſch. und Altert. Schleſiens XIX, 316 ff. und XXI, 14ff. 
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berühmten, vornehmlich katholiſchen hohen Schul 41 
Vorteilhaftes im Gebrauch wäre, dasſelbe nachahmen und das 
Recht haben, aus der Geſellſchaft die geſchickteſten Leute zu 
Profeſſoren zu nehmen. Die letzteren aber müßten ſich durch 
fleißiges Leſen neuer Werke und der gelehrten Zeitungen weiter 
fortbilden und beim Unterrichte nicht bloß an der lateiniſchen 
Sprache hängen, ſondern auch vornehmlich die deutſche mit— 
nehmen. 

Am Schluſſe ſchlug Felbiger vor, der König ſollte, damit 
er ſich von der Notwendigkeit dieſer Anordnungen überzeugte, 
dem Rektor der Breslauer Univerſität auftragen, über neun 
verſchiedene Punkte pflichtmäßigen Bericht zu erſtatten. Der 
dritte lautet: „Was geſchieht in Philologicis? Treibt man 
neben der lateiniſchen auch andere Sprachen, beſonders die 
deutſche? Wird die Jugend angeleitet, ſich in dieſer richtig 
und zierlich auszudrücken? Welche Bücher werden dazu gee 
braucht?“ Ferner der vierte Punkt lautet: „Wie verfährt 
man denn beim Lehren der Dicht⸗ und Redekunſt? Wie weit 
ſucht man die Schüler zu bringen? Welcher Autoren Schriften 
benutzt man?“ 

Es iſt ungewiß, ob der König von dem Berichte ſelbſt 
Kenntnis genommen hat; aber er verfolgte mit großer Auf— 
merkſamkeit die Angelegenheit der Jeſuiten, welche damals in 
der größten Gefahr ſchwebten. Im Anfange des Jahres 1769 
forderten die Geſandten der bourboniſchen Höfe die Aufhebung 
des Ordens von Clemens XIII. Der Papſt berief ein Kon— 
ſiſtorium auf den 3. Februar; da er aber in der Nacht zuvor 
ſtarb, kam die Angelegenheit an Clemens XIV., der am 9. Mai 
ihm folgte. Geſpannt warteten die Menſchen jetzt auf die Ent- 
ſcheidung, welche der neue Papſt treffen würde; Friedrich aber 
war über dieſelbe, wie es ſcheint, unzweifelhaft. Am 2. Juli 
ſchrieb er an d'Alembert: „Jener arme ultramontane Druide 
wird die Jeſuiten abſchaffen, wie einer ſeiner Vorgänger den 
Orden der Templer aufhob, und die rechtgläubigen Herrſcher 
werden ſich mit dem Stellvertreter Petri in die Beute teilen, 
während ein armes ketzeriſches und duldſames Königlein den 
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Verfolgten eine Freiſtätte bietet.“ Aber erſt nach vier Jahren 
erfolgte die Entſcheidung. Die Bulle vom 3. Juli 1773 hob 
den Orden in der ganzen Welt auf. Die Mitglieder desſelben 
erhielten die Erlaubnis, in andere Orden zu treten oder ſich 
mit dem Unterrichte der Jugend zu beſchäftigen, um ihren 
Lebensunterhalt zu gewinnen. 

Die Verbeſſerung der katholiſchen Gymnaſien muß dem 
Könige doch ſehr am Herzen gelegen haben. Als er gegen 
Ende des Auguſtmonats in Breslau war, eröffnete er ſeine 
Willensmeinung hierüber in Gegenwart des Rektors des Jeſuiten⸗ 
follegium$ und der Univerſität umſtändlich dem ſchleſiſchen 
Juſtizminiſter v. Carmer und übertrug ihm die weitere Aus— 
führung des Planes. Dem Weihbiſchof von Strachwitz aber, 
der damals für den verbannten Schaffgotſch die Stelle des 
Biſchofs verwaltete, ſagte er, daß er die Aufhebungsbulle, 
wenn ſie käme, nicht würde bekannt machen laſſen. 

Für den Schutz, welchen der König dem Orden zu gewähren 
verſprach, ſollte derſelbe ſich der Erziehung der Jugend mit 
vorzüglichſtem Fleiße widmen, die Aufnahme der Schulen in 
den königlichen Landen ſich ganz beſonders angelegen ſein laſſen 
und vornehmlich darauf ſehen, daß die Jugend zu einer ge— 
läuterten und praktiſch nützlichen Philoſophie angeleitet, ihr an 
den ſchönen Wiſſenſchaften ein wahrer, ſicherer und von den 
Fehlern der finſteren Jahrhunderte gereinigter Geſchmack bei⸗ 
gebracht, neben der lateiniſchen auch die übrigen alten und 
neuen Sprachen nicht vernachläſſigt, insbeſondere aber die 
Mathematik und Naturlehre eben ſo gründlich als gemein— 
nützig betrieben werden. 

Carmer glaubte, daß die Verfaſſung des Ordens in einigen 
Nebenpunkten geändert werden müßte. Da nun der Jeſuiten⸗ 
general und deſſen Aſſiſtenten in Rom feſtgenommen worden 
und ihr Verkehr mit den auswärtigen Provinzen dadurch gänz— 
lich unterbrochen war, veranlaßte Carmer den Provinzial 
Gleixner, verſchiedene Rektoren ſeiner Kollegien nach Neiße zu 
berufen uud mit ihnen in Gegenwart des Miniſters zu berate 
ſchlagen, was unter ſolchen Umſtänden nach Beſchaffenheit der 
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Verfaſſung des Ordens zur Erreichung der Abſichten des Königs 
erforderlich ſein möchte. Der Beſchluß, welchen man faßte, 
ging dahin, daß ſämtliche Jeſuiten in Oſt- und Weſtpreußen 
und Cleve, ſowie diejenigen, welche ſich in England befänden, 
eingeladen werden ſollten, mit den ſchleſiſchen ſich zu vereinigen 
und einen Generalvikar zu wählen. 

Die engliſche Provinz hielt ſich nicht für berechtigt, auf die 
Vorſchläge Gleixners einzugehen; aber ihr Vorſteher, der Pater 
Thomas Morus, pries die beſondere Gnade Friedrichs und 
ſein ewigen Andenkens würdiges Wohlwollen für die Geſellſchaft. 
„Es iſt Pflicht“, ſchrieb er, „dieſes großen und um uns ſo 
hochverdienten Fürſten täglich vor den Altären zu gedenken.“ 
Ein ähnliches Loblied ſang der als Aſtronom bedeutende Pater 
Hell in Wien dem Könige mit der Verſicherung, ſie beteten 
alle täglich zu Gott, daß er deſſen Unternehmungen ſegnen und 
in ihm der dahinſinkenden Kirche eine Stütze und einen Be⸗ 
ſchützer erhalten möge. Dagegen wurde der Papſt unruhig, 
daß in Preußen die Bulle unausgeführt blieb, und er forderte 
den Weihbiſchof auf, keinem Jeſuiten die Weihen zu erteilen 
und ſie dadurch von den Schulen und geiſtlichen Verrichtungen 
zurückzuhalten. Durch eine ſolche Maßregel aber wäre der 
König mit der Zeit doch in große Verlegenheit geraten. Er 
wollte die Jeſuiten auch künftighin für den Jugendunterricht 
keineswegs entbehren, ſondern ihre Zahl, die nach und nach 
ſich vermindern mußte, durch Annahme junger Leute ergänzen 
laſſen. Es war ihm gleichgültig, ob ſie ihren Namen oder 
ihre Kleidung änderten; aber ſie ſollten beiſammen bleiben, 
die Jugend weiter unterrichten und Nachfolger bilden. Er 
wünſchte daher auch, freilich vergebens, daß Strachwitz einigen 
Novizen die Weihen erteilen möchte. 

Die franzöſiſchen Freunde des Königs waren übrigens mit 
ſeinem Verhalten gegen die Jeſuiten nicht einverſtanden. D'Alem⸗ 
bert wünſchte, daß weder Friedrich noch ſeine Nachfolger es 
bereuen dürften, dieſe Ränkeſchmiede behalten zu haben; er er⸗ 
innerte den König daran, wie wenig Treue ſie im letzten 
Kriege gezeigt und wie er fie in einem Briefe Ungeziefer ge- 
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nannt hätte. „Ich wäre neugierig“, fährt d'Alembert fort, 
„von den Jeſuiten zu hören, was ſie jetzt über Philoſophie und 
religiöſe Duldung denken, gegen welche fie ſich in Schmähreden 
ſo oft ergoſſen haben.“ Er verhehlt endlich dem Könige nicht, 
wie einen Augenblick die Philoſophie darüber in Unruhe geraten 
ſei, daß er dieſes Samenkorn behalte; jedoch ſie habe ſich 
ſchnell mit der Betrachtung getröſtet, daß der Franziskaner 
Ganganelli (Clemens XIV.) eigenhändig der Schlange den Kopf 
abgeſchnitten und es dadurch dem Könige möglich gemacht habe, 
aus dem übrigen Körper eine heilkräftige Brühe zu bereiten, 
Amen.“ Mit dieſer Betrachtung war der König einverſtanden. 
Er antwortete: „Der Franziskaner Ganganelli hat den Jeſuiten 
die Krallen geſtutzt und die Backzähne ausgeriſſen, ſo daß ſie 
weder kratzen noch beißen können.“ 

Wer möchte dem geiſtreichen Verkehre nicht gern einen 
Augenblick noch lauſchen? In ſeiner Erwiderung giebt Fried⸗ 
rich weiter zu, daß die Jeſuiten ſich im letzten Kriege zwei⸗ 
deutig benommen hätten; aber er will Gnade üben und er 
bleibt dabei ſtehen, daß dieſelben für die Erziehung der Jugend 
in einem Lande nötig wären, wo es an Lehrern fehlte und 
wo es ſehr ſchwer halten würde, dergleichen unter den Laien 
zu finden, beſonders in Weſtpreußen. D'Alembert bleibt aber 
auch hartnäckig. Er hegt keine Beſorgnis für den König, 
welchem die Oſterreicher, die Kaiſerlichen, die Franzoſen und 
Schweden kein einziges Dorf haben wegnehmen können. Da⸗ 
gegen fürchtet er, daß andere nicht ſo kräftige Fürſten, welche 
dieſen Schierling in ihrem Garten ausgejätet hätten, eines 
Tages auf den Einfall kommen könnten, ſich von Friedrich 
Samen zu borgen, um das Unkraut wieder bei ſich anzupflanzen. 
Er bittet alſo den König, wenigſtens ein Ausfuhrverbot für 
alle Zeiten ergehen zu laſſen. Friedrich wunderte ſich, ſoviel 
Galle gegen die armen Jeſuiten in dem Herzen eines echten 
Weltweiſen anzutreffen; er betont wiederum ihre Notwendigkeit 
für die Erziehung der katholiſchen Jugend in Preußen und er⸗ 
klärt ſich deshalb außerſtande, auch nur einen Jeſuiten andern 
abzutreten. 
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Hierauf beklagte d'Alembert das katholiſche Deutſchland, 
weil es keine beſſern Lehrer als dieſe ränkeſüchtigen Dumm⸗ 
köpfe beſäße. Galle gegen ſie zu haben verneint er. „Niemand 
hat ſich im Gegenteil ſtärker gegen die Barbarei erhoben“, 
ſchreibt er, „mit welcher die Mitglieder dieſes Ordens in 
Frankreich behandelt worden ſind.“ Er will die einzelnen 
Jeſuiten ſo glücklich ſehen als möglich, nur ſolle die Geſell— 
ſchaft in ihrer Geſamtheit nicht wieder aufleben, beſonders in 
den Ländern, wo fie nur ſchädlich fet und niemals anders ge— 
wirkt habe. „Wenn alle Fürſten Friedriche wären“, ſchließt 
er, „ſo könnte meinetwegen Europa mit Jeſuiten gepflaſtert ſein. 
Aber die Friedriche gehen vorüber, und die Jeſuiten bleiben.“ 

Das neunzehnte Jahrhundert hat bewieſen, daß d' Alembert 
im Grunde recht gehabt; aber wie die Verhältniſſe damals 
lagen, ließ ſich von dem Orden wirklich Nutzen ziehen. Auch 
Carmer, welcher ſich eben mit der neuen Schulordnung für 
die katholiſchen Gymnaſien beſchäftigte, hielt die Aufhebung des 
Ordens für einen günſtigen Umſtand. Felbiger hat ihm den 
Bericht, welchen er vor fünf Jahren für den König geſchrieben, 
mit dem Bemerken zugeſandt, daß alle damaligen Hinderniſſe 
noch beſtänden. Carmer meinte nun mit Recht, die größten 
kämen von dem Orden her, der aber werde durch ſeine der 
maligen Verhältniſſe beugſamer geworden ſein. 

Am 11. Dezember 1774 billigte Friedrich das von Carmer 
eingeſendete Schulreglement für die Univerſität in Breslau und 
die katholiſchen Gymnaſien in dem Herzogtum Schleſien und 
der Grafſchaft Glatz; es war ſorgfältig vorbereitet worden, 
und verſchiedene katholiſche wie evangeliſche Männer hatten 
daran mitgearbeitet. Das Reglement ſprach von fünf Klaſſen, 
drei grammatiſchen und zwei äſthetiſchen, jede mit jährigem 
Kurſus. Die Gymnaſien in Glogau und Schweidnitz ſollten 
nur jene drei, die in Oppeln, Neiße, Glatz, Liegnitz und Sagan 
auch die beiden andern haben, endlich die Univerſität in Bres⸗ 
lau ſollte gemäß ihrer Stiftung die vier wiſſenſchaftlichen Klaſſen, 
nämlich die grammatiſche, äſthetiſche, philoſophiſche und theo— 
logiſche beibehalten. 
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Der zweite Abſchnitt des Reglements vom 11. Dezember 
1774 handelt von dem Unterrichtsvorrat und beſtimmt, was 
in jeder Klaſſe vorgenommen werden ſoll. In allen lehrt man 
Religion, Latein, Griechiſch, Geographie und Geſchichte, ferner 
Rechnen in den drei grammatiſchen, Arithmetik, Geometrie, 
Naturgeſchichte und Naturlehre in den beiden äſthetiſchen Klaſſen. 
Hier werden auch deutſche poetiſche und proſaiſche Aufſätze ge- 
macht. Die lateiniſchen und griechiſchen Schriftſteller, welche 
vorgenommen werden ſollen, führt das Reglement für die ver⸗ 
ſchiedenen Klaſſen einzeln auf; den Schluß bilden Livius, Salluſt, 
Tacitus, Virgil und Horaz, ferner Demoſthenes, Platons 
Phaedon und Homer. 

Der Kurſus der philoſophiſchen Klaſſe umfaßt drei Jahre; 
ſechs Lehrer ſollen hier unterrichten, und zwar nicht nur, wie 
bisher, in Philoſophie, Mathematik, Phyſik und Naturgeſchichte, 
ſondern auch noch in Geſchichte, in der philoſophiſchen Aſthetik 
und in der Landwirtſchaft. Der Kurſus der theologiſchen Klaſſe 
dauert vier Jahre. 

Der dritte Abſchnitt, welcher von der bei dem Unterrichte 
zu beobachtenden Methode handelt, iſt der umfangreichſte und 
enthält 71 längere oder kürzere Vorſchriften, die noch heute 
leſenswert ſind. Wie man bei den evangeliſchen Gymnaſien 
angefangen hatte, Rückſicht auf diejenigen zu nehmen, welche 
ſich nicht dem Gelehrtenſtande widmen, ſondern eine praktiſche 
Laufbahn einſchlagen wollten, fo machte man es jetzt auch hier, 
und es wurde darum der Unterricht in der Geometrie, der 
angewandten Rechenkunſt, der Naturgeſchichte und Naturlehre 
mit der äſthetiſchen Klaſſe verbunden und die Anſchaffung von 
Naturalien und Inſtrumenten zum Experimentieren geboten. 
Aus einer ähnlichen Rückſicht war der philoſophiſchen Fakultät 
die Unterweiſung in der Theorie der Landwirtſchaft aufgetragen 
worden. 

Was die Schulverfaſſung betrifft, ſo wurde zuvörderſt die 
bisherige beſtätigt, and es blieben ſomit die Lehrer der Gym⸗ 
naſien unter der Aufſicht der Schulvorſteher oder praefecti 
Scholarum, die der Univerſität den Dekanen unterworfen. 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 37 
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Den Präfekten und Dekanen ſteht der Generalis Praefectus 
Studiorum und dieſem der Rektor vor; endlich alle die Ge⸗ 
nannten hängen von dem Provinzial ab. Wie aber die neue 
Schulordung vom Staat ausging, ebenſo wollte dieſer auch 
verſichert ſein, daß dieſelbe beobachtet würde. Die Pflicht, dar⸗ 
über zu wachen, wurde jetzt an einen vom Könige zu ernennen⸗ 
den Schuldirektor übertragen, welcher jährlich über den Zuſtand 
und Befund der Gymnaſien und der Univerſität an den ſchleſi⸗ 
ſchen Juſtizminiſter, unter deſſen Aufſicht er geſtellt wurde, 
pflichtmäßig und umſtändlich zu berichten hätte. Werden Ver— 
änderungen der Methode, der Lehrbücher oder der inneren Ein— 
richtung des Schulweſens vorgeſchlagen, jo beruft der Juſtiz— 
miniſter den großen Schulenrat, welcher aus dem Provinzial, 
dem Schuldirektor, dem Rektor der Univerſität, dem Generalis 
Praefectus Studiorum und den Dekanen zuſammengeſetzt iſt, 
und leitet die Beratungen. 

Inzwiſchen unterhandelte Friedrich mit Rom darüber, ob 
und in welcher Weiſe die ſchleſiſchen Jeſuiten fortbeſtehen ſollten; 
aber es dauerte lange, bis er ſeinen Zweck erreichte, weil die 
bourboniſchen Höfe ſeiner Abſicht entgegenwirkten. Wie be— 
wunderte der neue Papſt Pius VI. den König. Er nannte 
ihn das Vorbild der Herrſcher, die Ehre des Jahrhunderts; 
aber er geſtand ſeine große Verlegenheit ein. „Die katholiſchen 
Mächte“, ſprach er, „werden immer verlangen, daß die Jeſuiten 
nirgends mit Bewilligung des heiligen Stuhles als Körperſchaft 
fortbeſtehen.“ Endlich im Dezember 1775 erhielt der Weih⸗ 
biſchof den Beſcheid: wenn die Jeſuiten als einzelne Geiſtliche 
und nicht als Mitglieder eines beſonderen geiſtlichen Ordens, 
der eine eigene Körperſchaft ausmacht, der Jurisdiktion der 
Biſchöfe ſich unterwürfen, ſo könnten nicht nur die Weihen an 
neue Mitglieder ausgeteilt, ſondern auch der Unterricht der 
Jugend ihnen anvertraut und die übrigen geiſtlichen Verrichtungen 
aufgetragen werden. Strackwitz betrachtete dieſen Erlaß als 
ausreichend für den Endzweck, welchen der König verfolgte, und 
glaubte, daß der Papſt außerſtande wäre, mehr zu bewilligen. 
Der König gab ihm darin recht und befahl ihm, die Jeſuiten 
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der erhaltenen Anweiſung gemäß zu behandeln. So hörte denn 
der Orden auch in Preußen auf; die Mitglieder desſelben 
mußten zu ihrer großen Betrübnis mit dem alten Namen die 
gewohnte Kleidung ablegen und dem Weihbiſchofe ſich unter- 
werfen ). Ihre 64 Güter kamen unter die Verwaltung des 
Staates und wurden jetzt in gleicher Weiſe wie die Domänen 
unter Aufſicht der Breslauer Kriegs- und Domänenkammer 
bewirtſchaftet. 

Die Entſcheidung des Papſtes erforderte notwendig Ande⸗ 
rungen in der Organiſation der ehemaligen Jeſuiten; denn es 
gab nun z. B. keinen General und Provinzial mehr. An der 
Ausarbeitung des Reglements vom 11. Dezember 1774 hatte 
der Pater Zeplichal hervorragenden Anteil genommen, und er 
war ſowohl deshalb, als auch weil er die am meiſten gereinigten 
Begriffe zu erkennen gegeben hätte, von Carmer am 26. Auguſt 
1775 zum Direktor, der alle Schulen wenigſtens einmal im 
Jahre beſuchen ſollte, vorgeſchlagen und vom Könige dann er— 
nannt worden. Ihm fiel nun wieder die Hauptarbeit zu. Der 
Name Prieſter vom königlichen Schulinſtitut, welchen die ehe— 
maligen Jeſuiten fortan führten, ſtammt von ihm her. Be⸗ 
ſonders merkwürdig aber iſt es, daß er den Abſichten des Herrn 
v. Strachwitz entgegentrat. Dieſer ſuchte begreiflicherweiſe ſo— 
viel Einfluß als möglich in dieſer Angelegenheit zu gewinnen, 
und er ſchlug dem Könige vor, daß ein Oberer aus den Welt— 
geiſtlichen einer jeden Schule vorzuſetzen wäre, damit aller An— 
ſchein einer zuſammenhängenden Körperſchaft vermieden würde, 
und er wünſchte weiter die Einſetzung einer beſonderen Schulen— 
kommiſſion, beſtehend aus ihm und den vornehmſten Profeſſoren. 
Aber der Pater Reinach, welchen der König ſchätzte, teilte dieſem 
mit, daß in Rom 120 Perſonen ſeines Ordens unangefochten 
beiſammen wohnten, und Zeplichal erklärte fic) in einem merf- 


1) Es waren 101 Perſonen, von denen 83 als Lehrer wirkten, 7 für 
dieſen Beruf vorbereitet wurden und 11 keine Dienſte mehr leiſten konnten. 
Sie wohnten in 11 Klöſtern, beſaßen 64 Güter und hatten über 100 000 
Thaler Schulden, die durch eine beſſere Wirtſchaft allmählich getilgt wer⸗ 
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würdigen Schriftſtück heftig gegen jede Mitwirkung der Welt⸗ 
geiſtlichen, die des Schulweſens gänzlich unkundig wären. Er 
dagegen meinte, die Rektoren der Gymnaſien müßten unmittel⸗ 
bar von dem ſchleſiſchen Juſtizminiſter abhängen, von ihm an⸗ 
geſtellt und alsdann vom Biſchof zu allen gewöhnlichen geiſt⸗ 
lichen Verrichtungen ermächtigt werden. Auch von der Uni- 
verſität wollte Zeplichal die Weltgeiſtlichkeit ausſchließen; „denn 
z. B. die theologiſche Klaſſe dem Weihbiſchof preisgeben“, 
ſchrieb er, „wäre fo viel, als auf die Aufnahme dieſer Wiſſen⸗ 
ſchaft gänzlichen Verzicht thun.“ Mit Recht war der geweſene 
Jeſuit Zeplichal wegen ſeiner gereinigten Begriffe dem Könige 
von Carmer empfohlen worden. Indem er ſeinen Antrag be— 
gründete, ſchrieb er unter anderem: „Heutiges Tages leuchtet 
dieſe Wahrheit allgemein ein, und es iſt ſogar kein katholiſcher 
Staat zu finden, wo es den Biſchöfen erlaubt wäre, das Schul⸗ 
weſen, vornehmlich der Univerſitäten, unter ihre Jurisdiktion 
eigenmächtig zu ziehen. Alles, was ein Biſchof fordern kann, 
beſteht darin, daß man auf katholiſchen Schulen alle Bücher, 
welche von der Religion handeln, ſeiner Zenſur unterwerfe.“ 
Ferner bemerkte Zeplichal: „Eine jede Trennung des Uni⸗ 
verſitätskörpers iſt äußerſt gefährlich. Sie ſtört nicht allein die 
ſo nötige Harmonie unter den Lehrern, ſondern ſie unterhält 
auch einen ewigen Zunder der Zwietracht unter den Schülern, 
wodurch endlich der weſentlichſte Teil der jugendlichen Erziehung, 
die gute Zucht und Disziplin, notwendig verſcheucht wird“ ). 

Dieſer Aufſatz lag ohne Zweifel der Beratung zugrunde, 
welche der Miniſter mit dem Rektor der Univerſität, Anton 
Reiffnauer, dem Profeſſor Zeplichal und einem Pater aus Glatz 
abhielt, und am 13. März wurden an Friedrich den Großen 
neun Punkte zur Genehmigung geſchickt. An demſelben Tage 
wendete ſich auch Strachwitz mit ſeinen Wünſchen an den König. 
Aber dieſer lehnte die Vorſchläge des Weihbiſchofs ab und 
billigte die des Miniſters. Auf Grund der letzteren verfertigte 
dann Zeplichal mehrere Aufſätze, die am 5. Juni in einer 


1) Dieſes Promemoria fehlt bei Lehmann. 
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Konferenz erwogen wurden. Eingeladen waren zu derſelben 
Reiffnauer, Zeplichal und der akademiſche Senat. Ehe man 
aber an die Beratung ging, wurde zuvor noch ein anderer 
Gegenſtand behandelt. 

Strachwitz hatte ſich noch einmal, aber wiederum vergeblich 
nach Potsdam gewendet. Ohne Zweifel auf ſeinen Antrieb 
überreichte der Univerſitätskanzler Pater Enzendorffer ein Schrift- 
ſtück, worin behauptet wurde: 1) alle Vorſteher und Lehrer 
müßten vom Biſchof abhängig ſein, und ohne deſſen Vorwiſſen 
könnte keiner ab- und eingeſetzt werden; 2) die Ausübung des 
neuen Schulreglements ſolle gemeinſchaftlich mit dem Biſchofe 
behandelt werden; denn er ſei der Obere der Jeſuiten ſtatt des 
Provinzials, und darum ſeien die letzteren in keiner Sache be⸗ 
fugt, etwas einzugehen. 

Ganz anderer Anſicht war der Miniſter und er ſetzte des— 
halb umſtändlich aus einander, wie die Jeſuiten nur als 
Prieſter und nicht als Lehrer unter dem Biſchofe ſtänden. 
Carmer dachte darüber gerade ſo wie Zeplichal, und er zeigte 
ſeinen weiten Blick, indem er bemerkte: man träfe nicht bloß 
für heut und morgen, ſondern für alle künftigen Zeiten Ein⸗ 
richtungen, und es ließe ſich nicht vorherſehen, was die Jahre 
ſpäter bringen würden. Es ſei deshalb allzu gefährlich, die 
Leitung des geſamten Schulweſens, beſonders in einer Provinz, 
wie Schleſien iſt, einem ſolchen geiſtlichen Oberen zu itber- 
laſſen, von deſſen Denkungsart und Geſinnungen gegen den 
Staat man niemals zuverläſſig verſichert ſein könne; vermöge 
des ihm ſolchergeſtalt zugeſtandenen Einfluſſes und vermöge 
der Subordination, worin alsdann ſämtliche Lehrer der katho— 
liſchen Jugend gegen ihn ſtänden, und die nur allzu leicht in 
eine Subjektion ausarten würde, hätte dieſer Obere die ſchönſte 
Gelegenheit, jungen Gemütern Lehren und Grundſätze einprägen 
zu laſſen, die mit den Prinzipien der preußiſchen Staats⸗ und 
Landesverfaſſung ſchlechterdings unvereinbar wären, und deren 
ſchädliche Wirkungen ſich in bedenklichen Zeitläuften mit em⸗ 
pfindlichem Nachteil der öffentlichen Wohlfahrt nur allzu ſehr 
äußern würden. Der Miniſter trat alſo den Anſprüchen, 
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welche der Weihbiſchof erhob, mit der größten Entſchiedenheit 
entgegen; aber er machte nachher auch einige Zugeſtändniſſe. 

Nach Erledigung dieſes Zwiſchenfalles erfolgte die Beratung 
über die drei von Zeplichal entworfenen Aufſätze, die von den 
Kandidaten, den Lehrern und den Offizialen des Inſtituts 
handelten und mit einzelnen Anderungen angenommen wurden. 

Gleich am 5. Juni beklagte ſich Strachwitz bei dem Könige 
darüber, daß er hierbei ganz und gar übergangen worden 
wäre. „Die Aufnahme der Schulen ſelbſt und die Beruhigung 
der Eltern ſo vieler tauſend katholiſcher Unterthanen“, ſchrieb 
er, „beſonders in einem Lande, wo verſchiedene Religionen 
geduldet werden, erfordert, daß der Biſchof ſowohl bei der 
Wahl der Lehrer, als bei der Einrichtung des Schulweſens 
mitwirkt und nicht, wie geſchieht, davon ausdrücklich aus⸗ 
geſchloſſen werde.“ Der König wies Carmer und Hoym wirklich 
an, den Weihbiſchof bei der Einrichtung des höheren katho— 
liſchen Schulweſens zuzuziehen; jedoch er that es mit dem Zu— 
ſatz: „Es iſt das nur ſo zur Zeremonie“, und der Befehl 
wurde wörtlich befolgt. 

Als der König wie alljährlich wieder nach Breslau gekommen 
war, legte Carmer ihm die Inſtruktion für die Prieſter des 
königlichen Schulinſtituts in Schleſien am 25. Auguſt vor. 
„Man hat beſonders darauf geſehen“, hieß es in dem Begleit⸗ 
ſchreiben, „den Beſchwerden des Biſchofs zuvorzukommen und 
in allem, was einige Beziehung auf die Religion hat, ihm die 
Mitwirkung verſtattet.“ Schon am folgenden Tage wurde 
die Inſtruktion vollzogen. Der wichtigſte Teil derſelben war 
die Errichtung einer Schulenkommiſſion, die unter dem Vorſitz 
eines vom König ernannten Hauptes aus dem Schuldirektor 
und dem akademiſchen Senate beſtand und das Ganze leiten, 
auf die Beobachtung des Schulreglements ſehen und für die 
Anſetzung tüchtiger Lehrer Sorge tragen ſollte. Der Einfluß 
des Biſchofs beſchränkte ſich auf die rein geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten. Die Mitglieder des Inſtituts müſſen ſich um Erteilung 
der Weihen bei ihm melden, und diejenigen, welche die Seel⸗ 
ſorge ausüben ſollen, von ihm beſtätigt werden. Die letzteren 
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ſtehen zu ihm in demſelben Verhältnis wie andere Welt— 
geiſtliche; er kann ſie nach anderen Orten ſchicken, jedoch nur 
mit Genehmigung der Schulenkommiſſion. Die Beſetzung der 
Lehrſtühle der theologiſchen Fakultät und die Beſtimmung der 
Lektionen ſoll mit ſeiner Zuziehung erfolgen, und es ſteht ihm 
frei, die Schulen in den Religionsſtunden durch ſeine Kommiſ— 
ſarien beſuchen zu laſſen. Dagegen ſind jede Einmiſchung in die 
Schulangelegenheiten und alle Anmaßungen über die Perſonen und 
Amtsverrichtungen der Lehrer ihm ſchlechterdings unterſagt. 

Das Reglement vom 16. Dezember 1774 verlor zwar 
nicht ſeine Gültigkeit, aber es erfuhr Abänderungen, Erläute⸗ 
rungen und Zuſätze. Für den großen Schulenrat, der nach 
dem Reglement über neue Methoden, Lehrbücher und innere 
Einrichtungen beraten ſollte, mußte nun die Schulenkommiſſion 
eintreten und ihre Vorſchläge ſamt den Gründen hierauf dem 
königlichen Kommiſſarius zur weiteren Verfügung anzeigen. 

Über die Aufnahme von Lehramtskandidaten in das Inſtitut 
und die Studien, welche ſie hier betreiben ſollten, wurden 
zweckmäßige Vorſchriften gegeben, welche zeigten, wie großen 
Wert man auf eine tüchtige Ausbildung derſelben für ihren 
künftigen Beruf legte. Recht umſtändlich zählte ferner die In— 
ſtruktion die Pflichten der Gymnaſialrektoren auf, und ſie ent— 
hielt endlich nähere Beſtimmungen über die Pflichten des 
Rektors und des Kanzlers der Univerſität, der Dekane und 
Senioren der beiden Fakultäten. 

Als der Weihbiſchof die Inſtruktion empfing, erkannte er 
mit dem lebhafteſten Danke die unermüdliche Sorgfalt an, 
welche der Miniſter der Verbeſſerung der katholiſchen Schulen 
gewidmet, und verſprach, es an ſeiner Unterſtützung niemals 
ermangeln zu laſſen. Zugleich aber konnte Strachwitz nicht 
umhin, auf einige Beſtimmungen hinzuweiſen, die er für un- 
zweifelhafte Eingriffe in die Rechte des Biſchofs hielt. Er ver⸗ 
langte, daß die Beſtellung und Verſetzung der Prediger ſowie 
jede Veränderung der mit der Seelſorge betrauten Perſonen 
lediglich vor den Biſchof gehöre, und er machte weiter den 
Anſpruch, die ihm angezeigten Verbrechen oder ärgerlichen Ver⸗ 
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ſtöße wider die Regeln des Glaubens und der Sittenlehre 
durch ſein Konſiſtorium unterſuchen und beſtrafen zu dürfen, 
nicht aber, daß er ſolches der Schulenkommiſſion zur weiteren 
Unterſuchung und Verfügung anzeigen müſſe. 

Was Strachwitz ſagte, das hatte doch eine gewiſſe Wahr⸗ 
heit. Aber Carmer nahm es ſehr übel auf, und er geſtand, 
daß er dieſe Erinnerungen des Weihbiſchofs gegen eine Aller⸗ 
höchſte landesherrliche Verordnung gar nicht erwartet hätte. 
Der Miniſter erläuterte nun die Tragweite der drei anſtößigen 
Paragraphen, zum Teil mit unnötiger Schärfe. „Wenn man 
ſich unter der biſchöflichen Jurisdiktion, ſchrieb er, nicht einen 
nach den Prinzipien der Landesverfaſſung durchaus unſtatthaften 
Despotismus denken will, ſo kann die bei Verſetzungen der 
Seelſorger verordnete Rückſprache mit der Kommiſſion für 
eine Verletzung der biſchöflichen Gerechtſame unmöglich an⸗ 
geſehen werden.“ 

Strachwitz konnte fein bisheriges Verhalten als einen Be⸗ 
weis anführen, daß er ſich unter biſchöflicher Jurisdiktion keinen 
unſtatthaften Despotismus vorſtelle. „Ganz frei von dieſer 
Einbildung“, ſchrieb er, „verteidige ich bloß die Rechte meines 
biſchöflichen Amtes, eine Notwendigkeit, in welche leider ſchon 
mehr als ein Biſchof vor mir durch die Ordensgenoſſen der 
ehemaligen Geſellſchaft geſetzt worden.“ Er erklärte ſich übrigens 
durch Carmers Erläuterungen zufriedengeſtellt und verſicherte, 
daß er im übrigen bei jeder Gelegenheit gern mit dem Miniſter 
Rückſprache pflegen und ein gemeinſchaftliches Einvernehmen als 
das beſte Mittel, Differenzen zuvorzukommen, mit Vergnügen 
unterhalten werde. So redeten damals Miniſter und Biſchof 
miteinander. 

Die neue Organiſation des katholiſchen höheren Schul⸗ 
weſens in Schleſien war damit beendigt. Einen lebhaften und 
warmen Anteil hatte der König ſelber hieran genommen, und 
ſo kam zu dem Wunder, daß er den Siebenjährigen Krieg aus⸗ 
gehalten, noch ein zweites, nämlich, daß er geweſene Jeſuiten 
in den Dienſt der Aufklärung zog und ſie zu nützlichen Gliedern 
der menſchlichen Geſellſchaft machte. 
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Als Voltaire im Herbſte des Jahres 1777 den König 
fragte, was aus den preußiſchen Jeſuiten geworden ſei, da zählte 
Friedrich der Große noch einmal die Gründe her, die ihn be- 
wogen hätten, den Orden mit einigen Anderungen und einer 
neuen, vom Papſte gegebenen Tracht zu erhalten. Er meinte, 
man mußte dies thun oder die Schulen eingehen laſſen, da die 
übrigen Mönche grenzenlos unwiſſend wären, und die Einkünfte 
der Jeſuiten für weltliche Lehrer nicht zugereicht haben würden. 
Ebenſo hätte die Univerſität aufhören müſſen zu beſtehen und 
die jungen Leute wären genötigt geweſen, außer Landes zu gehen 
und in Böhmen Theologie zu ſtudieren ). Es iſt übrigens 
bemerkenswert, daß die katholiſche Geiſtlichkeit die neuen Ein⸗ 
richtungen keineswegs freudig begrüßte, ſondern vielmehr mit 
argwöhniſcher Sorgfalt, wie Carmer ſich ausdrückt, alle Ge— 
legenheit wahrnahm, dem Fortgange der Schulanſtalt ihrer 
Religion Hinderniſſe in den Weg zu legen 7). 

Der Papſt war auf die Wünſche des Königs von Preußen 
in dieſer Angelegenheit nur zögernd eingegangen; aber vier 
Jahre ſpäter ſah er ſich genötigt, ihn zu bitten, daß doch in 
Weſtpreußen die Jeſuiten ebenſo behandelt werden möchten, wie 
in Schleſien. Den Anlaß gaben Vorfälle in Rußland; der 
Biſchof von Mohilew geſtattete den dort befindlichen Mit— 
gliedern jenes Ordens, ein Novizenhaus zu errichten. Der 
Nunzius in Warſchau ſah darin nicht allein Ungehorſam gegen 
den päpſtlichen Stuhl, ſondern er glaubte ſogar, daraus ent- 
nehmen zu dürfen, daß ſie die Hoffnung hegten, zu bleiben, 
was ſie wären. Da nun das ſie betreffende Breve noch nicht 
in Weſtpreußen zur Ausführung gekommen war, ſo bat der 
Nunzius den Biſchof Bayer von Kulm inſtändig, er möchte 
doch vom Könige von Preußen die Umwandlung der Jeſuiten 
in der Weiſe, wie es in Schleſien geſchehen wäre, zu erlangen 
ſuchen. 

Der Biſchof that dies am 4. Dezember 1779, und Friedrich 
ging auf ſeinen Wunſch bereitwillig ein. Freilich widerſtrebten 

1) Oeuvres XXIII, 414. 

2) Lehmann V, 256. 
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hier noch die Jeſuiten; die Graudenzer erinnerten den König 
daran, wie er ſie mündlich und ſchriftlich ſeines Schutzes ver⸗ 
ſichert hätte; ſie verſprachen ſich in dieſer dringlichſten Gefahr 
von ihm eine allergnädigſte Erklärung und drückten ſchüchtern 
den Wunſch aus, unter dem Namen und in der Tracht der 
Jeſuiten ihr ganzes Leben weiter dem königlichen Dienſte widmen 
zu dürfen. Die „allerunterthänigſten und treugehorſamſten 
Knechte und Fürbitter bei Gott“, welche das Geſuch an Friedrich 
den Großen ſchickten, unterzeichneten ſich hier noch einmal als 
Jeſuiten; aber nachdem ihnen der König ſeinen Willen ver⸗ 
kündet hatte, fügten ſie ſich ohne Zögern in ihr Schickſal und 
baten, daß er ihnen einen Direktor vorſetzen und einen Gehalt 
beſtimmen möchte. Sie gaben ferner, da der Biſchof von 
Kulm das Breve, durch welches der Orden aufgehoben worden 
war, öffentlich bekannt gemacht hatte, ihren Namen auf und 
nannten ſich nun collegium litterarium, was ohne Zweifel 
Schulverein oder Schulinſtitut bedeuten ſollte ). Auch die 
anderen Biſchöfe, die in Weſtpreußen Gewalt hatten, mußten 
dem Breve gehorchen, und der Graf von Hohenzollern, welcher 
auf die Empfehlung des Königs Koadjutor des Kulmer Biſchofs 
geworden war, empfing den Auftrag, im Vereine mit dem 
Oberpräſidenten v. Domhardt die Organisation der geweſenen 
Jeſuiten zu bewerkſtelligen. 

Der Koadjutor gedachte die acht Kollegien der letzteren zu 
bewahren und zu öffentlichen Anſtalten ſowohl für diejenigen, 
welche ſich dem geiſtlichen Stande widmen wollten, als für die 
katholiſche Jugend überhaupt zu machen. Es fragte ſich nur, 
ob die Einkünfte der Kollegien für dieſen Zweck hinreichen 
würden. Hohenzollern berechnete die jährlichen Koſten der neuen 
Einrichtung auf 15755 Thaler. Da ſich nun aber die ſicheren 
Einnahmen fürs erſte nur auf 8000 Thaler beliefen, und der 
König erklärte, daß er keinen Zuſchuß gewähren könnte, ſo 
mußte der Graf von Hohenzollern einen neuen Plan ent⸗ 
werfen, über welchen dann Friedrich ein Gutachten des Herrn 


1) Lehmann V, 325. 331. 344. 
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v. Zedlitz einholte. Dieſer fand das von dem Koadjutor ein- 
geſchickte Reglement, wie es der König gewünſcht hatte, völlig 
nach dem ſchleſiſchen eingerichtet und damit übereinſtimmend; 
aber er hatte zwei Bedenken. Das eine kam von der kleinen 
Anzahl von Profeſſoren her, welche deshalb eine große Menge 
von Wiſſenſchaften lehren ſollten; der Miniſter ſah nicht ab, 
wie zwei Perſonen ſo viel würden leiſten können. Außerdem 
ſchien es ihm unmöglich, daß die Leute von dem für ſie aus⸗ 
geſetzten Gelde würden leben können. In Graudenz waren 
z. B. 300 Thaler Verpflegungskoſten für fünf Perſonen aus⸗ 
geworfen; davon ſollte Mittag⸗ und Abendeſſen, Heizung, An— 
ſchaffung und Unterhaltung des Küchengerätes, Geſindelohn und 
die Wäſche beſtritten werden. Ahnlich verhielt es ſich bei den 
übrigen Gymnaſien ). 

Infolge dieſer Ausſtellungen überwies der König die An— 
gelegenheit nun noch dem Regierungspräſidenten v. Finkenſtein 
und dem Kammerdirektor v. Korckwitz in Marienwerder; doch 
viel konnten ſie wohl auch nicht helfen. Endlich am 1. Juni 
1781 erſchien das von dem Grafen v. Hohenzollern entworfene 
Reglement. In demſelben waren die ſchleſiſchen Einrichtungen 
zugrunde gelegt; aber der Umſtand, daß die weſtpreußiſche 
Jugend der deutſchen Sprache faſt gänzlich unkundig war, mußte 
Berückſichtigung finden 2). Ferner nötigte die geringere Jahres— 
einnahme zu gewiſſen Einſchränkungen. Man konnte keine 
Univerſität gründen wie in Breslau, ſondern man mußte ſich 
in anderer Weiſe helfen. Indem nämlich die acht Jeſuiten⸗ 
kollegien in Gymnaſien umgewandelt wurden, erhob man zu— 
gleich die zu Braunsberg im Ermeland und zu Alt⸗Schottland 
bei Danzig zu ſogenannten akademiſchen Gymnaſien, d. h. die 


1) Lehmann V, 374. 409. 

2) Wie das geſchehen iſt, weiß ich nicht. Leider ſind von dieſem 
Reglement ebenſo wie von dem ſchleſiſchen viele Paragraphen bei Leh = 
mann weggeblieben. Über die Ausdehnung der polniſchen Sprache in 
Weſtpreußen hatte der Graf von Hohenzollern früher an das Kabinett 
geſchrieben: „La plus grande partie des Prussiens occidentaux est 
polonaise; les sermons se font conséquemment en polonais“ (p. 358). 
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katholiſche Ingend, welche ſich dem geiſtlichen Stande widmete, 
ſollte dort ihre theologiſchen Studien machen können. Der 
König verſprach ferner, in Schottland ein beſonderes Seminar 
anlegen zu laſſen. Nur auf dieſen beiden Gymnaſien und in 
dem Seminar zu Kulm ſollten die philoſophiſchen und ſämt⸗ 
liche theologiſchen Wiſſenſchaften gelehrt werden, und diejenigen, 
welche ſich dem geiſtlichen Stande widmeten, gerade ſo wie in 
Breslau drei Jahre die philoſophiſche und vier Jahre die 
theologiſche Klaſſe beſuchen. Die Seminarien in Braunsberg 
und Schottland ſollten ihre beſondere Einrichtung erhalten. 

Die knappen Mittel nötigten weiter, nur wenige Lehrer 
zuzulaſſen und die Anſtalten inbezug auf die Zahl der Klaſſen 
verſchieden zu behandeln. Es blieben demnach die Gymnaſien 
in Marienburg und Krone für die eigentlichen grammatikaliſchen 
Studien, d. h. alſo auf die unteren Klaſſen beſchränkt, für 
welche zwei Lehrer genügen mußten. Die Gymnaſien in 
Graudenz, Konitz, Bromberg und Röſſel ſollten auch die unter 
dem Namen Philologie überhaupt begriffenen Wiſſenſchaften 
betreiben und dafür noch einen beſonderen Lehrer erhalten, der 
in der philologiſchen Klaſſe zu unterrichten hätte. Für die 
beiden akademiſchen Gymnaſien endlich wurden außer dem 
Rektor zwei Profeſſoren für die theologiſche, zwei für die philo- 
ſophiſche und einer für die grammatiſche Klaſſe beſtimmt. 

Wie gering nun aber auch die Zahl der Lehrer war, ſo 
reichten die Einkünfte der ehemaligen Jeſuiten doch nur hin, 
ihnen eine kleine Beſoldung zu gewähren. Deshalb blieben 
zwar diejenigen jungen Leute, welche ſich dem geiſtlichen Stande 
widmeten, vom Schulgelde befreit, aber ſie mußten ſelbſt für 
ihren Unterhalt ſorgen und ſich die nötigen Bücher anſchaffen. 
Von den übrigen Zöglingen dagegen ward auch die Entrichtung 
eines geringen Schulgeldes verlangt, und endlich ſollten alle 
ohne Ausnahme noch ein beſonderes Holzgeld bezahlen. 

Die acht Anſtalten kamen unter die Aufſicht des Grafen 
v. Hohenzollern, der alſo die Stelle eines königlichen Kom⸗ 
miſſarius einnahm. Er erhielt das Recht, mit Genehmigung 
der weſtpreußiſchen Regierung aus den Mitgliedern des ehe⸗ 
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maligen Ordens einen Schuldirektor zu wählen, der jährlich 
wenigſtens einmal ſämtliche Gymnaſien beſuchen und ausführlich 
dem Koadjutor anzeigen ſollte, wie er die Anſtalten gefunden 
hätte. Dieſem lag es dann ob, der Regierung in Marien— 
werder am Schluſſe des Jahres einen ausführlichen Bericht 
über den Zuſtand und Fortgang des Inſtituts abzuſtatten. 
Veränderungen des Reglements durften nur mit Genehmigung 
der letzteren und des Koadjutors getroffen werden ). 

So wurden die katholiſchen höheren Lehranſtalten in Weſt⸗ 
preußen nach dem Muſter der ſchleſiſchen neu organiſiert und 
unter die Aufſicht des Staates geſtellt. Wenn aber hier ein 
hoher Geiſtlicher an die Spitze trat, ſo verdankte derſelbe dieſes 
Amt ganz allein der königlichen Ernennung. Und der Graf 
v. Hohenzollern entſprach dem Vertrauen, welches Friedrich in 
ihn geſetzt hatte. Nach vier Jahren konnte er melden, daß es 
ihm gelungen ſei, auch für das Deutſche und Franzöſiſche Lehrer 
in Schottland anzuſtellen und außerdem noch Geſchichte und 
Geographie unter die Unterrichtsgegenſtände aufzunehmen ). 
Hauptſächlich war er bemüht, die Kenntnis des Deutſchen zu 
verbreiten, und als er im Frühjahr 1786 die Anſtalten be- 
ſuchte, da freute er fic) über die Fortſchritte, welche die Zög— 
linge gemacht hatten. Wie abgeneigt waren die Schüler in 
Schottland vor vier Jahren geweſen, dieſe Sprache zu er— 
lernen! Und nun zeichneten fie fic) vor andern darin aus ). 

Ob im preußiſchen Weſten ebenfalls Hand an die Ver— 
beſſerung des Schulweſens gelegt worden iſt, wiſſen wir nicht. 
Nur über Geldern ſind wir neuerdings, wenn auch ſehr un— 
vollkommen, unterrichtet worden. Zedlitz ſchrieb am 4. No— 
vember 1779, zwei Monate nach der Unterredung, die er über 
die Gymnaſien mit dem Könige gehabt, an das Juſtizkollegium 
in Geldern: „Es iſt in Erfahrung gebracht worden, daß das 


1) Lehmann V, 433 ff. 

2) Lehmann V, 668. Hohenzollern zählt vier Sprachen auf, die 
gelehrt wurden: Latein, Franzöſiſch, Deutſch und Polniſch. Wurde 
Griechiſch gar nicht getrieben? 

3) Ebd. S. 689, N. 890. 
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dortige römiſch⸗katholiſche Schulweſen ſich in der ſchlechteſten 
Beſchaffenheit befinde und ſolches hauptſächlich mit daher rühre, 
daß ſich niemand der nötigen Aufſicht über die Schulen und 
Lehrer annehme.“ Der Miniſter übertrug dieſe Sorge nun 
dem Juſtizkollegium und wünſchte Vorſchläge zur Abhilfe zu 
erlangen ). Leider kennen wir die letzteren nicht; dagegen er⸗ 
fahren wir einmal beiläufig, daß die Nonnenklöſter Nazareth 
und Hulſt in Geldern zwei tüchtige Schulen fiir Mädchen er⸗ 
richtet hatten, die unter der Aufſicht des Juſtizkollegiums 
ſtanden *). 

In Bezug auf das höhere Schulweſen erklärte letztere Be⸗ 
hörde dem geiſtlichen Departement: bei aller Aufmerkſamkeit, 
welche ſie demſelben widmeten, könnten ſie es nicht in einen 
wünſchenswerten Stand bringen, weil ihnen die Mittel fehlten. 
Wiederholt hatten ſie darauf hingewieſen, wie katholiſche Fürſten 
für dieſen nützlichen Zweck die Klöſter beſchatzten; aber ſie 
wurden am 6. Oktober 1783 nur ermächtigt, um freiwillige 
Beiträge dieſelben anzugehen. Es war dies ein langwieriges 
und mühſeliges Geſchäft, welches doch nur eine Jahreseinnahme 
von 416 Reichsthalern einbrachte. So berichtete das Juſtiz⸗ 
kollegium am 28. Juli 1785. Außerdem hatte dieſe Behörde 
einen ſehr ausführlichen Lehrplan ausarbeiten laſſen, welcher 
die Mitte zwiſchen dem alten und dem neuen Verfahren hielt 
und zugleich den Lehrern zeigte, wie fie auf die ſittliche Förde- 
rung der Schüler hinwirken ſollten. Über die mitgeſchickte 
Schulordnung mußte der erfahrene Oberkonſiſtorialrat Gedike 
ſein Gutachten abgegeben; er lobte ſie und die Vorſchläge, 
welche das Juſtizkollegium gemacht hatte, um aus Deutſchland 
geſchickte Lehrer zu erhalten. Das geiſtliche Departement ent- 
ſchied nach dieſem Gutachten, und ſo wurde das höhere Schul— 
weſen auch in dieſer kleinen Landſchaft Geldern verbeſſert ). 


1) Lehmann V, 324. Vgl. 457. 


2) Ebd., S. 566. Die gedruckte Beilage, welche dies erweiſen ſollte, 
kennen wir leider ebenfalls nicht. 


3) Ebd., S. 570. 582. 673. Die Schulordnung fehlt gleichfalls. 
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Wir ſehen, wie die katholiſchen höheren Lehranſtalten den 
großen König viel beſchäftigt haben. Aber auch mit der fatho- 
liſchen Kirche ſtand er in mannigfachen Beziehungen, ſeitdem 
er Schleſien erobert; denn es gab hier eine ſtarke katholiſche 
Bevölkerung und einen Biſchof, den einzigen, deſſen Wohnſitz 
in Preußen lag. Friedrich bemühte ſich ernſthaft, mit beiden 
in Frieden und Freundſchaft zu leben, und es ſchien auch, als 
ob ihm dies gelänge. Jedoch nachdem die Ofterreicer im No⸗ 
vember 1757 Breslau erobert hatten, ward es anders, und 
er erlebte jetzt Abfall und Untreue. Beſonders verdroß ihn 
die Flucht des Biſchofs — es war ein Graf v. Schaffgotſch — 
in öſterreichiſche Gebietsteile! Seitdem betrachtete Friedrich 
dieſen Kirchenſürſten als einen Verräter. 

Nach dem Hubertsburger Frieden bat der Biſchof den König 
um Wiedereinſetzung in das Bistum und gelobte, von jetzt ab 
unverbrüchlich treu ſein. Er erſuchte ferner Schlabrendorff um 
ſeine Fürſprache, indem er ſich zugleich erbot, ihm nach der 
Rückkehr ein Geſchenk von 1000 Speciesdukaten zu machen und 
jährlich 1000 Dukaten zu geben. Der Miniſter verfehlte nicht 
dem Könige von dieſem Beſtechungsverſuche Mitteilung zu 
machen. Friedrich übte trotzdem eine gewiſſe Schonung, indem 
er den Biſchof in die allgemeine Amneſtie einſchloß; aber er 
befahl ihm dann, niemals da, wo er ſelbſt weilte, ſich 
aufzuhalten, wies ihm Oppeln zum Wohnſitz an und ließ 
ihm den ſchwarzen Adlerorden abfordern. Der Papſt Cle- 
mens XIII. verwendete ſich zwar durch die Nunzien in Wien 
und Warſchau für Schaffgotſch, aber vergebens. Friedrich 
antwortete: er werde wohl dem römiſchen Stuhle die ge— 
bührende Rückſicht ſchenken, aber nicht dem gegenwärtigen 
Inhaber, der während des Siebenjährigen Krieges nicht allein 
in ungeziemender Weiſe ſeinen Haß gegen den König überall 
kund gegeben, ſondern auch die Meuterei der Geiſtlichkeit ge- 
nährt habe. 

Der Weihbiſchof Moritz v. Strachwitz mußte nun die Ver- 
richtungen des Biſchofs übernehmen; aber Schaffgotſch griff 
ihm manchmal vor, und es kam zu unangenehmen Irrungen. 
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Schlabrendorff wünſchte deshalb, daß der König dem Stören— 
fried alle Amtshandlungen unterſagen möchte, und als dies 
nicht angenommen wurde, ſchlug er vor, demſelben, der ſich 
wiederum etwas hatte zuſchulden kommen laſſen, einen Koad⸗ 
jutor zu geben. Allein auch das lehnte Friedrich am 27. Sep⸗ 
tember 1764 ab, und der Miniſter durfte dem Grafen Schaff⸗ 
gotſch nur durch die Oberamtsregierung die Aufforderung 
ſchicken, er ſolle ſich in ſeinen Schranken halten, ſonſt werde 
man ihn zur Verantwortung ziehen und auf die Finger klopfen. 
Bald nachher vernahm der Miniſter, daß das Domkapitel dem 
Biſchofe bereits im vergangenen Jahre 15000 Thaler geliehen 
hätte, ohne die Erlaubnis des Königs eingeholt zu haben; die 
geiſtlichen Herren bekamen dafür einen ſtarken Verweis und 
den Auftrag, dieſes Geld aus den Bistumserträgen wieder 
herbeizuſchaffen. Im November 1765 meldete Schlabrendorff 
dem Könige, Schaffgotſch habe ſchon zweimal entweichen wollen, 
und er fragte deshalb an, ob man ſich der Korreſpondenz des 
Biſchofs bemächtigen und die verfänglichen Briefſchaften nach 
Berlin ſenden ſollte. Jedoch auch hierauf weigerte ſich der 
König einzugehen, offenbar, um kein Aufſehen zu erregen. Er 
entgegnete: ein ſo hartes Verfahren ſei in keinem Lande der 
Brauch; dagegen ſollte der Miniſter durch die Oberamts⸗ 
regierung den Biſchof davor warnen, aus dem preußiſchen 
Bistumsanteil jemals wegzugehen. Trotzdem entwich Schaff⸗ 
gotſch im April 1766. Darauf wurden die biſchöflichen Güter 
mit Beſchlag belegt und dem Kapitel jeder Verkehr mit dem 
Flüchtling unterſagt, als wenn er mit Tode wirklich abge— 
gangen wäre. Schaffgotſch ſuchte ſich nun zu helfen, indem 
er die dem Herrn v. Strachwitz früher erteilte Befugnis, die 
biſchöflichen Verrichtungen zu übernehmen, wieder zurückzog; er 
wollte den Weihbiſchof dadurch außer Thätigkeit ſetzen und das 
Domkapitel zwingen, den Verkehr mit ihm zu erneuern. Allein 
Strachwitz wußte den Hieb zu parieren; er bat den Papſt um 
die nötigen Vollmachten. Clemens XIV. gab ihm dieſelben 
und legte ihm den Titel eines apoſtoliſchen Vikars bei. Fried⸗ 
rich bezeigte dem Weihbiſchof ſeine Zufriedenheit mit dem ein⸗ 
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geſchlagenen Verfahren, Schaffgotſch aber war für das preußiſche 
Schleſien fortan nicht mehr vorhanden ). 

Der König handelte richtig, wenn er ſich gegen einen Mann, 
welcher durch ihn auf den biſchöflichen Stuhl gekommen und 
in ſchwerer Zeit ſo ſchwach geweſen, unerbittlich zeigte. Nun 
hatten aber, was der Weihbiſchof und das Domkapitel nicht 
in Abrede ſtellen konnten, auch andere ſich untreu erwieſen. 
Die Folge war, daß der König nach dem Kriege die Katholiken 
nicht mehr ſo ſchonend behandelte, wie vor demſelben. Während 
das Bistum bisher nur 333 Prozent an Steuern gezahlt 
hatte, mußte es vom 1. April 1763 an ſo viel wie die Stifts⸗ 
güter entrichten, nämlich 50 Prozent. Ferner verfügte der 
König, daß die 500 000 Thaler, welche die katholiſche Geiſtlich— 
keit ihm während des Krieges hatte leihen müſſen, nicht zurück— 
erſtattet werden ſollten, weil die öſterreichiſche Geiſtlichkeit zu 
dem nämlichen Zweck ebenfalls ſtark herangezogen worden 
wäre 7). 

Umgekehrt hatte ſich Friedrich gleich nach dem Abfall, der 
ihn ſo ſchwer kränkte, gegen die Proteſtanten huldvoll erwieſen. 

Daß die letzteren unter der Herrſchaft der Habsburger 
beinahe ſo unchriſtlich wie in Polen behandelt worden ſind, iſt 
weltkundig. Als Maria Thereſia Schleſien abtreten mußte, da 
verlangte ſie die Aufrechthaltung des beſtehenden kirchlichen Zu— 
ſtandes, und Friedrich hielt dieſen Artikel, man möchte ſagen, 
zu gewiſſenhaft, um die Herzen der Katholiken zu gewinnen. 
Als er aber 1757 den großen Abfall ſah, ward er zornig und 
befreite die Proteſtanten am 31. Dezember 1757 von der 
Zahlung der Stolgebühren an die katholiſchen Pfarrer; es war 
das eine Laſt, welche drückend auf vielen evangeliſchen Gemeinden 
Schleſiens lag und die 1742 nicht von ihnen genommen worden 
war. Jetzt aber mochte der König nicht bis nach hergeſtelltem 
Frieden warten, ſondern er ſetzte die Sache ſofort ins Werk, 
damit die Maßregel alsdann kein neues Geſchrei und keine 


1) Lehmann IV, 102. 108. 144. 200. 204 ff. 275. 286. 288. 292. 
2) Ebd. IV, 109. 
Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 38 
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Unterhandlung mit dem Wiener Hofe veranlaſſen könnte ). 
Merkwürdigerweiſe machte die Breslauer Oberamtsregierung 
Gegenvorſtellungen, weil fie befürchtete, daß bei dem Friedens- 
ſchluſſe doch der alte Zuſtand würde wiederhergeſtellt werden. 
Aber Friedrich erklärte, er habe die Sache ſchon ſehr reiflich 
erwogen und bedürfe keiner Einwendungen mehr; er ſah es 
mit Recht als eine grobe Ungereimtheit an, daß ganze evan- 
geliſche Gemeinden einen katholiſchen Pfarrer haben und an 
ſolche Geiſtliche, von denen ſie gar keinen Nutzen noch Dienſt 
hätten, zu ihrer großen Laſt und Beſchwerde Stolgebühren 
zahlen ſollten. Ja, nach zwei Monaten hob er noch die Ab— 
gaben auf, welche die katholiſchen Pfarrer an Zehnten, Garben, 
Broten u. dergl. bisher von den evangeliſchen Eingepfarrten 
bekommen hatten 2). Durch dieſe Verordnungen wurden viele 
proteſtantiſche Gemeinden Schleſiens erſt zu wirklichen Parochieen, 
ihre Prediger zu Pfarrern ?), und am 25. Auguſt 1764 er⸗ 
hielten die Evangeliſchen auch noch das Recht, welches ihnen 
nur zu lange vorenthalten worden war, ihre Bethäuſer Kirchen 
nennen zu dürfen. 

Nach dem Hubertsburger Frieden wagten es die Katholiken, 
den König um die Herſtellung des früheren Zuſtandes zu bitten. 
Sie brachten zuerſt die beiden genannten Beſchwerden vor, 
fanden aber kein geneigtes Gehör und wurden damit abgewieſen. 
Sie hatten weiter geklagt, es wären ihnen 19 Kirchen weg⸗ 
genommen worden. Hierauf antwortete der König: eine ge- 
waltſame Sperrung habe nicht ſtattgefunden; dagegen ſei es 
geſchehen, daß da, wo keine katholiſche Gemeinde geweſen, ſolche 
Kirchen ſich ſozuſagen von ſelbſt als überflüſſig und vorerſt 
nicht weiter nötig geſchloſſen haben, und wenn ſich neue Katho— 
liken an ſolchen Orten niederließen, würden ſie ſich dieſer Kirchen 
wiederum bedienen dürfen. Endlich viertens hatte das Dom⸗ 


1) Lehmann IV, 308. 
2) Ebd., S. 3. 4. 15. 


3) Zur Geſchichte und Charalteriſtik Friedrichs des Großen. Ver⸗ 
miſchte Aufſätze von Dr. Ed. Cauer, S. 239. Lehmann IV, 200. 
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kapitel verlangt, daß der König die Kandidaten, die ihm von 
den Kirchenpatronen präſentiert würden, ohne Abänderung an⸗ 
nehmen ſollte, wofern fic) gegen ihren Wandel nichts Erheb— 
liches einwenden ließe. 

Was dieſe Beſchwerde betrifft, fo erinnerte der König dar⸗ 
an, wie frech ſich die meiſten Pfarrer ſowohl vorher als be— 
ſonders in den Zeiten des letzten Krieges benommen und wie 
ſie gethan hätten, als ob ſie von aller Treue und allem Ge— 
horſam unabhängig wären und ungeſtraft wider ihn freveln 
könnten; durch dieſes unleidliche Betragen ſei er bewogen 
worden, bei der Ernennung der Geiſtlichen durch die Patrone 
für ſich eine Mitwirkung in Anſpruch zu nehmen. 

Das Domkapitel ſuchte nun ſeine Beſchwerden noch cine 
mal zu begründen; aber es machte ſich durch manches, was es 
vorbrachte, geradezu lächerlich. Unter anderem ſagte man: 
„Der katholiſche Pfarrer kann das Aufbieten, Trauen, Taufen 
und Begraben bei ſeinen evangeliſchen Unterthanen gültig voll⸗ 
ziehen, und dafür muß auch die Taxe bezahlt werden; denn 
der Geiſtliche der andern Religion thut es ebenfalls nicht un— 
entgeltlich. Wollen aber die Eingepfarrten von einem Geiſt— 
lichen ihrer Religion hierunter verſorget ſein, ſo ſtehet ihnen 
ſolches zwar frei, es iſt aber auch alsdann billig, daß ſie dem 
katholiſchen Pfarrer das Seinige entrichten, weil er dem Kirch— 
ſpiele vorgeſetzt iſt.“ 

Die erſten beiden Punkte lehnte das Miniſterium in Berlin 
jetzt abermals ab. Inbezug auf die Sperrung einiger fatho- 
liſcher Kirchen wollte dasſelbe noch nähere Erkundigung ein⸗ 
ziehen. Es handelte ſich hierbei, wie erwähnt, um Gottes- 
häuſer in Ortſchaften, wo wenig oder gar keine katholiſchen 
Wirte vorhanden waren, und Schlabrendorff ſtand nicht an, 
die Wegnahme der Kirchen zu billigen; aber in Berlin war 
man anderer Meinung, und es unterblieb daher dieſelbe. Was 
endlich die Beſchränkung des Patronatsrechtes betrifft, fo ver- 
wunderte ſich das Miniſterium in Berlin, daß das Domkapitel 
dieſe Beſchwerde zu ſeiner eigenen machte und es nicht den 


Patronen überließe, für ſich ſelber zu ſorgen, zumal da der 
38* 
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König verſichert hätte, daß niemand in ſeinen wohlhergebrachten 
Rechten hierunter geſchädigt werden ſollte. Und um ſo mehr 
müſſe es bei dieſer Entſcheidung verbleiben, als eine lange Er⸗ 
fahrung beſtätigt habe, daß der König gar nicht geneigt ſei, 
auf Koſten ſeiner Unterthanen ſeine Rechnung zu erweitern ). 

Es wurde weiter ein Geſetz entworfen, nach welchem die 
Entrichtung von Stol- und anderen Gebühren auf die eigenen 
Glaubensverwandten eingeſchränkt werden ſollte. Schlabren⸗ 
dorff aber weckte das Bedenken, ob der Erlaß eines ſolchen 
Geſetzes nicht auswärts ein Aufſehen erregen und dem Wiener 
Hofe Gelegenheit und Antrieb zu Gegenvorſtellungen geben 
könnte, und der König hielt es doch für geraten, von der Be— 
kanntmachung abzuſehen. Aber der Parochialnexus zwiſchen fa- 
tholiſchen Geiſtlichen und evangeliſchen Gemeinden blieb aufge- 
hoben, und es wurde nur noch den Katholiken die gleiche Ver— 
günſtigung gewährt ). So mußten denn manche proteſtantiſche 
Pfarrer es ſich gefallen laſſen, daß ſie in ihren Einnahmen 
verkürzt wurden, und als die Prediger des Kreiſes Nimptſch 
an den König gingen und ihm ihr Leid klagten, ließ er Schlabren— 
dorff fragen, wie viel fie etwa jährlich an Stolgebühren einge— 
büßt hätten. Er wollte, wenn ſich die Summe nicht gar zu 
hoch beliefe, denſelben aus den biſchöflichen Einkünften eine 
Vergütigung geben, auf daß ſie doch den notwendigen Unter— 
halt fänden. Leider erfahren wir über die Angelegenheit nichts 
weiter 5). 

Das Verhalten der Katholiken im Jahre 1757 hatte noch 
eine beſondere Maßregel zur Folge. Der König verlangte 
nämlich nach dem Hubertusburger Frieden einen Eid, welchen 
alle katholiſchen Geiſtlichen und Lehrer ſchwören ſollten. Der 
Weihbiſchof wurde gefragt, ob man ſchuldig ſei, den Ketzern 
Treu und Glauben zu halten, und er antwortete: „Ich ſage 
ja, und zwar heilig und nicht nur Chriſten, ſondern auch Juden 


1) Was das Miniſterium hier behauptete, war leineswegs eine bloße 
Redensart. Vgl. Lehmann IV, 403. 420. 432. 

2) Lehmann IV, 125. 133. 137. 145° 157. 154. 182. 240. 

3) Ebd. IV, 3096/7. 
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und Türken ... Die Verſchiedenheit der Religion kann das 
Verhältnis zwiſchen dem Souverän und ſeinen katholiſchen 
Unterthanen nicht ändern; ſie ſind ihm eine unerbrüchliche 
Treue ſchuldig, er bekenne ſich, zu welcher Religion er wolle.“ 

Der Eid wurde von dem größten Teile der Geiſtlichkeit 
ohne Bedenken geleiſtet; aber das Breslauer Domkapitel nahm 
Anſtoß an den Worten: „wenn jemand ſich der eingegangenen 
Verbindlichkeit entzöge, dem ſolle dieſerhalb keine Vergebung 
weder in dieſem noch in jenem Leben zuſtatten kommen.“ Die 
Domherren behaupteten, die prieſterliche Abſolution, die unter 
der Vergebung verſtanden werde, ſei neben der Buße nach dem 
Dogma der katholiſchen Religion ein Sakrament, und dem 
könne man nicht abſagen. Sämtliche Kloſtergeiſtliche der ſchleſi⸗ 
ſchen Hauptſtadt folgten dieſem böſen Beiſpiele, und während 
im Glogauer Bezirk die wenigen, welche der nämlichen Anſicht 
waren, ſich leicht überreden ließen, den Eid zu leiſten, bemühte 
ſich die Oberamtsregierung in Breslau umſonſt, hier den 
Klerus von ſeinem Widerſpruch abzubringen. Vielmehr bat 
das Domkapitel in einer ſchriftlichen Eingabe den König, deſſen 
Ankunft nahe bevorſtand, um Streichung der angefochtenen 
Worte, während es ſich nicht nur bereit erklärte, ſondern ſogar 
mit Eifer verlangte, durch die Religion ſelbſt auf das unver— 
brüchlichſte ſich ihm zu verbinden. „Wir wollen“, ſchrieben 
die Domherren am 27. März 1764, „Allerhöchſtdemſelben bei 
Gott, bei allem, was uns heilig iſt, und ſo, wie wir es ver— 
möge unſerer Religion und unſeres Gewiſſens nur immer für 
bündig und kräftig erachten können, Treue und Gehorſam 
ſchwören. Gut, Blut, Ehre und Leben ſollen Bürgen unſerer 
Gelübde ſein, und die Gerechtigkeit Ew. Königl. Majeſtät ſoll 
ſelbſt an denjenigen Rache nehmen, welche meineidig vergeſſen 
ſollten.“ 5 

Ein merkwürdiger Streit! Und es würde gewiß beſſer ge- 
weſen ſein, wenn das Miniſterium erſt gar nicht auf den Ein⸗ 
fall gekommen wäre, die Verbindlichkeit des Eides auf die an⸗ 
geführte Weiſe zu verſtärken. Auch die Oberamtsregierung 
gab zu, daß es bei ehrlichen Leuten unnötig wäre. „Freilich 
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erfordert wohl“, ſchrieb ſie weiter, „ein vernünftiger Katholik 
zur Vergebung der Sünde hauptſächlich eine wahre Buße; wie 
viele ſetzen aber nicht das Werk der Buße in die Beichte und 
die prieſterliche Abſolution! Und bloß dieſer Art von Leuten 
wegen iſt eine größere Vorſicht notwendig.“ Die Oberamts⸗ 
regierung fürchtete, daß auch die Schärfe gegen diejenigen, 
welche ſich weigerten, jene Worte zu ſchwören, vergeblich an- 
gewandt werden dürfte, da ſich der Fanatismus bei etlichen 
ſchon allzu deutlich zu erkennen gäbe. 

Am 29. März kam der König nach Breslau; er wurde 
ſehr aufgebracht über den Schritt des Domkapitels und ließ 
demſelben durch Schlabrendorff anzeigen: wer am nächſten Tage 
nicht den Eid ſo, wie er vorgeſchrieben, ablege, deſſen Reſidenz 
ſolle ſofort geſchloſſen und derſelbe binnen vier Tagen über die 
Grenze nach Böhmen gebracht werden, wo er ſich einen andern 
Schutz ſuchen könne. Es waren damals ganz andere Zeiten 
als jetzt; und die weltliche Gewalt hatte das Übergewicht. Die 
Domherren leiſteten den Eid am 30. März, ausgenommen 
zwei, die es erſt am folgenden Tage über ſich brachten, das 
Verlangte zu thun, und dann doch vom Könige die Erlaubnis 
empfingen, in ihren Stellen zu verbleiben. 

Auf der anderen Seite kann man fic) wundern, daß Fried⸗ 
rich und ſeine Miniſter ſich noch nicht zufrieden gaben, als der 
geſamte ſchleſiſche Klerus geſchworen hatte, ſondern dem Weih⸗ 
biſchof auftrugen, in einem beſonderen Hirtenbriefe die Geiſt⸗ 
lichen zur unverbrüchlichen Treue gegen den König und zur 
genaueſten Befolgung des geleiſteten Eides zu ermahnen; außer⸗ 
dem ſollten die Beichtväter angehalten werden, die Soldaten 
dazu gleichfalls aufzufordern und vor aller Fahnenflucht ernſtlich 
zu warnen. Strachwitz, welcher bis an das Ende ſeines Le⸗ 
bens in gutem Einvernehmen mit dem Staate geblieben iſt, 
ohne ſich ſklaviſch unterzuordnen, entledigte ſich auch dieſes Auf⸗ 
trages in einer den König befriedigenden Weiſe. Die neu an⸗ 
zuſtellenden Geiſtlichen mußten von jetzt ab gleichfalls einen 
Eid der Treue ſchwören 1). 

1) Lehmann IV, 131. 136. 142. 165. 166. 170. 177. 208. 328. 
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Beinahe noch ängſtlicher hatte Friedrich es bei den Stifts⸗ 
prälaten genommen. Strachkwitz ſollte den neuen Abten und 
Abtiſſinnen auf das ernſtlichſte die Treue einſchärfen, vor jeder 
Verbindung mit dem Feinde warnen und die Einmiſchung in 
die Welthändel mit dem Tode bedrohen, das verlangte 
Schlabrendorff, als Ende des Jahres 1763 ein neuer Abt in 
Grüsſau beſtellt werden ſollte. In Schleſien war es herkömm⸗ 
lich, daß bei einer ſolchen Gelegenheit drei Kandidaten vom 
Stifte gewählt wurden, aus denen hierauf der König den Prä— 
laten ernannte. Friedrich trug ſeinem Miniſter auf, denjenigen 
ihm anzugeben, welchen er für den ehrlichſten und wohlgeſinnte⸗ 
ſten hielte, ſoweit wie dieſe Art Leute es ſein könnten. Weil 
aber der Abt Roſa vordem viele evangeliſche Unterthanen von 
den Stiftsgütern vertrieben hatte, forderte Friedrich den Mi— 
niſter auf, ſchlechterdings dahin zu ſehen, daß die Häuſer und 
Höfe, die früher mit Proteſtanten beſetzt geweſen wären, wieder 
in ſolche Hände kämen. 

Die Wahl von 1763 hat aber noch eine andere Bedeutung. 
Die ſchleſiſchen Stifter zahlten jährlich eine Penſion an den 
König; in Grüsſau betrug ſie 2666 Thaler 16 Groſchen. 
Diesmal war aber Schlabrendorff noch auf einen beſonderen 
Einfall gekommen, wie er dem Staate die geiſtlichen Güter 
nützlich machen könnte. Er bewog nämlich die Grüsſauer 
Mönche, außerdem noch eine Fabrik anzulegen. Dieſer Gedanke 
gefiel dem Könige ganz außerordentlich, die Maßregel ward 
allgemein gemacht, und als bald darauf dem Auguſtinerſtift auf 
dem Sande ein neuer Vorſteher zu geben war, verpflichteten 
ſich die Chorherren vorher, die Penſion von 1000 Thalern 
auf 1500 zu erhöhen, alle wüſten Stellen in dem Städtchen 
Zobten und auf den Stiftsgütern zu beſetzen, 30 fremde Weber 
anzuſiedeln und verſchiedene Fabriken einzurichten. Ja, damit 
der Miniſter beſſer wüßte, was er eintretenden Falles ver⸗ 
langen könnte, mußten ihm die beiden Kammern in Breslau 
und Glogau einen Plan machen, was einem jeden Stifte ſeiner 
Beſchaffenheit und Lage gemäß vorzuſchreiben wäre. Nach der 
Tabelle, die Schlabrendorff im Dezember 1764 nach Berlin 
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ſchickte, ſollten 20 wüſte und Brandſtellen bebaut, 26 neue 
Häuſer errichtet, 11 ledige mit Wirten beſetzt und 139 fremde 
Weber angeſiedelt werden; außerdem waren eine Menge nütz⸗ 
licher Anlagen in Ausſicht genommen: 547 Garnſpinnereien, 
28 Olmühlen, 12 Bleichen, 9 Weinberge, 1 Seidenfabrik, 
3 Tuch⸗ und eben fo viele Leinwandfabriken, 7 Zwirn⸗, und 
Kantenfabriken, 1 Wollenzeug⸗, 1 Eiſendraht⸗ und Blechfabrik, 
1 Lederfabrik, 2 Säckefabriken und 1 Wollenzeug⸗ und Barchent⸗ 
fabrik. Endlich ſollten die Stifter Maulbeerbäume pflanzen, 
Hopfen, Rübſamen und Tabak anbauen, die Bienenzucht ver⸗ 
mehren und, wo Gelegenheit wäre, Torf ſtechen laſſen. Schlabren⸗ 
dorff empfahl die ſe Sache ſehr dringend den Land- und Steuer⸗ 
räten und meldete dann am 4. September 1765 dem Könige, 
daß bereits ein großer Teil des Planes zur Wirklichkeit ge⸗ 
diehen wäre, und daß wegen derjenigen Stücke, welche noch 
nicht völlig hätten vollendet werden können, Erinnerungen un- 
abläſſig ergingen. „Ich werde nicht eher ruhen“, ſchrieb der 
Miniſter, „bevor ſolche nicht ebenfalls zum Stande gebracht 
worden“ ). 

Dem Könige hatte die Maßregel ſo gut gefallen, daß er 
ſie gern auch in andere Provinzen eingeführt hätte; doch gab 
es hier größere Schwierigkeiten. Es wurden ihm nämlich nicht 
wie in Schleſien drei Kandidaten präſentiert, ſondern es kam 
nur darauf an, ob die Wahl ordnungsmäßig vor ſich gegangen 
wäre. Wenn dies geſchehen, konnte die Beſtätigung nicht ver- 
ſagt, noch an beſondere Auflagen gebunden werden. Deshalb 
empfing die Regierung in Halberſtadt die Anweiſung, behutſam 
zu verfahren, um in Güte das Verlangte zu erhalten und 
keinen Anlaß zum Geſchrei zu geben. 

In Schleſien fuhr Schlabrendorff fort, dieſer Angelegenheit 
die größte Aufmerkſamkeit zu ſchenken, und ſo ungern die 
Stifter zum Teil daran gegangen waren, konnte der Miniſter 


1) Lehmann IV, 130. 164. 171. 215. 252. Eine Nachweiſung, 
was ein jedes Stift leiſten ſollte, vom 24. Auguſt 1766 ſteht S. 296, 
leider iſt die Anzeige von dem, was noch fehlte, weggelaſſen worden. 
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doch am 16. Auguſt 1769, wenige Monate vor ſeinem Tode 
melden, daß von dem Plane ſchon das meiſte zur Ausführung 
gekommen wäre. Dem Nachfolger v. Hoym befahl Friedrich, 
Schlabrendorffs Prinzipien ſehr ſorgfältig beizubehalten und 
nur Abſtand zu nehmen, wenn bei einem oder dem anderen 
Stift eine wahre Unmöglichkeit obwaltete. Jedoch ſollte Hoym 
dabei mit der größten Vorſicht zu Werke gehen und ſich von 
den liſtigen Pfaffen nicht hinter das Licht führen laſſen 1). Dieſer 
geheimen Inſtruktion entnehmen wir noch, daß der König aus 
den mit Beſchlag belegten biſchöflichen Einkünften jährlich über 
17000 Thaler bezog; er beſtritt davon die Unkoſten der 
Muſterung und verfügte bei ſeiner Anweſenheit in Schleſien 
über das Übrige, wahrſcheinlich zum Beſten der Provinz. 

Im Jahre 1769 hatte Friedrich erfahren, daß nicht allein 
viele Bauern und Handwerker, ſondern auch bemittelte Fa⸗ 
milien im oberrheiniſchen Kreiſe ſich in Preußen niederlaſſen 
möchten. Das Generaldirektorium erhielt nun den Auftrag, 
dieſe Gelegenheit zu benutzen, und es ſchlug vor, daß man die 
reichen Klöſter heranziehen ſollte; denn die Einwanderer be— 
dürften zur Einrichtung ihrer Wirtſchaft und Nahrung einen 
Vorſchub. Der Antrag wurde genehmigt. Die magdeburgi- 
ſchen und halberſtädtiſchen Klöſter hegten nun den dringenden 
Wunſch, daß ſie auch ſolche, die keine Preußen wären, zu ihren 
Vorſtehern oder als Novizen annehmen könnten, und die 
erſteren hatten ſich ſogar darüber beſchwert, daß ihnen ſtets in 
dieſem Stücke Schwierigkeiten gemacht würden. Jetzt empfingen 
die Kammern beider Landſchaften den Auftrag, den Klöſtern 
vorzuſtellen, wie der hauptſächlichſte Anſtoß bei Zulaſſung aus- 
ländiſcher Ordens perſonen in der Beſorgnis beſtände, daß die— 
ſelben den Überſchuß der Stiftseinkünfte ihren auswärts woh⸗ 
nenden Verwandten zuführten; dem könnten die Klöſter nicht 
beſſer ausweichen, als wenn ſie ſich willig finden ließen, die 
jährlichen Erſparniſſe zur Verbeſſerung ihrer Güter fo anzu— 
wenden, wie es ihnen von der Kammer angegeben werden 
würde. 

1) Lehmann, S. 316. 366. 382. 
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Die Unterhandlung führte zum Ziele; die Klöſter erklärten 
ſich endlich bereit, Koloniſten anzuſetzen, wenn ihnen ihre For⸗ 
derungen gewährt würden, und Münchhauſen mußte die Ver⸗ 
ordnung entwerfen. Er that es gerne, aber er bemerkte zu⸗ 
gleich, daß nun der einzige verfaſſungsmäßige Anlaß wegfiele, 
von dem er bisher hätte Gebrauch machen können, um die 
neuen Abte und Abtiſſinnen zu nützlichen Unternehmungen zu 
verpflichten. Der König vollzog das Schriftſtück infolge dieſer 
Bemerkung nicht; aber nun erhob das Generaldirektorium 
Gegenvorſtellungen: die magdeburgiſchen und halberſtädtiſchen 
Klöſter hätten ſich anheiſchig gemacht, 213 ausländiſche Familien 
auf ihre eigenen Koſten anzuſetzen, wenn ihnen der König die 
Freiheit gewährte, welche ſie ſeit 1624 genoſſen, und es wäre 
doch jedenfalls beſſer, wenn die Klöſter jetzt auf einmal ver⸗ 
mocht würden, mit allen ihren Kräften den Ackerbau des Landes 
zu befördern, als wenn es einzeln bei zufälligen Gelegenheiten 
von einem und dem andern mit möglichſter Zurückhaltung ge- 
ſchähe. Der König vollzog nun die Verordnung. Aus wirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen hatte er auch den Katholiken verboten, 
außer Landes zu pilgern oder ſich firmen zu laſſen ). Ebenſo 
war er nicht ohne Erfolg bemüht, eine Verminderung der Feier⸗ 
tage, wie ſie 1754 in Schleſien eingeführt worden war, in 
ſeinen übrigen Provinzen durchzuſetzen. 

Als Friedrich durch die erſte polniſche Teilung eine Menge 
neuer Katholiken zu Unterthanen erhalten hatte, befahl er, die 
katholiſche Kirche in Weſtpreußen ebenſo wie in Schleſien ein⸗ 
zurichten. Der Miniſter v. Zedlitz gab nun an, welche Ver⸗ 
ordnungen zu dieſem Zwecke zu erlaſſen wären, und dieſes 
Aktenſtück kann uns dazu dienen, daß wir unſere Vorſtellungen 
von den Beziehungen zwiſchen dem Staate Friedrichs des Großen 
und der katholiſchen Kirche vervollſtändigen. Danach erfuhr 
die letztere folgende Beſchränkungen. Niemand kann, ohne zuvor 
Erlaubnis empfangen zu haben, ſich oder ſeine Kinder dem geiſt⸗ 
lichen Stande widmen. Bei Ehen zwiſchen Proteſtanten und 


1) Lehmann IV, 358 ff. 371. 374. 190. 293. 
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Katholiken müſſen die Söhne bis zum 14. Lebensjahr in der 
Religion des Vaters, die Töchter in der der Mutter bis zum 
12. Jahr erzogen werden. Einem Kloſter oder einer Kirche 
darf niemand mehr als 500 Thaler vermachen und auch keine 
größere Summe zu Seelenmeſſen ausſetzen. Geiſtliche Amter 
können nur an preußiſche Unterthanen übertragen werden. 
Jeder Superior eines Kloſters muß, wenn ein neues Mitglied 
ankommt, binnen 14 Tagen für deſſen Vereidigung Sorge 
tragen. Ohne Erlaubnis darf kein Geiſtlicher außer Landes 
reiſen. Auch da, wo der König den Abt oder Superior nicht 
ernennt, muß die Wahl in Gegenwart königlicher Kommiſſarien 
geſchehen. Kein Clericus regularis kann ein Teſtament machen 
oder durch ein ſolches erwerben, ſondern das Vermögen fällt 
an die nächſten weltlichen Erben, welche dem Geiſtlichen 4 Pro⸗ 
zent jährlich während ſeiner Lebenszeit auszahlen. Die Clerici 
saeculares oder irregulares hingegen können Teſtamente machen, 
aber dem Stifte nicht mehr als ein Drittel hinterlaſſen. Ohne 
die Erlaubnis des Königs darf kein auswärtiger Geiſtlicher ein 
Kloſter oder eine Kirche viſitieren, dürfen Güter von der Geiſt— 
lichkeit weder angekauft noch verkauft oder verpfändet werden. 
Es iſt verboten, Kapitalien außer Landes zu leihen, Stol- 
gebühren können die katholiſchen Geiſtlichen nur von ihren 
Glaubensgenoſſen erheben, und päpſtliche Breven oder Bullen 
dürfen ohne landes herrliche Genehmigung nicht umlaufen. Der 
König ſchrieb unter das Schriftſtück: „Man muß alſo die Sache 
ſogleich ins Werk ſetzen“, und die katholiſche Kirche Weſtpreußens 
wurde nun in derſelben Weiſe wie in Schleſien eingerichtet !). 
Es ſollten z. B. die Biſchöfe, Prälaten und Abte wie dort die 
Hälfte des reinen Ertrages der geiſtlichen Güter erhalten; die 
letzteren aber, damit ſie mehr einbrächten, in die Verwaltung 
der Kammern übergehen. Jedoch bevor Friedrich dieſen Erlaß 
unterſchrieb, beſann er ſich und verfügte, daß die 50 Prozent 
nach dem gegenwärtigen Ertrage feſtgeſetzt würden und, was 


1) Lehmann IV, 382. Vgl. die Inſtruktion an die weſtpreußiſche 
Regierung vom 21. September 1773, ebd. S. 541. 
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durch die Verpachtung mehr herauskäme, in ſeine Kaſſen fließen 
ſollte. Den Geiſtlichen ließ er vorſtellen, daß man ihnen des⸗ 
halb ihre Güter abnähme, damit ſie in ihren geiſtlichen Ver⸗ 
richtungen nicht gehindert würden ). 

Ungefähr um dieſelbe Zeit ward in der preußiſchen Landes— 
hauptſtadt ein ſchönes Denkmal religiöſer Duldung, die fatho- 
liſche Hedwigskirche, vollendet. Die Erlaubnis zum Bau der⸗ 
ſelben war ſchon vor 27 Jahren erteilt worden, aber die 
Geringfügigkeit der Mittel hatte das Werk ungemein aufgehalten 
und die Katholiken gezwungen, in dem Haus auf der Krauſen⸗ 
ſtraße, welches Friedrich Wilhelm I. gekauft, den Gottesdienſt 
weiter abzuwarten. Endlich im Herbſte des Jahres 1773 
konnte die neue Kirche dem Gebrauch überwieſen werden. 
Man wollte ſie der heiligen Hedwig weihen, und ſo mußte der 
ungläubige König zu der Zeit, wo er für die Jeſuiten Lanzen 
brach, auch um Reliquien von dieſer ſchleſiſchen Fürſtin nach 
Breslau ſchreiben. Am 1. November fand die merkwürdige 
Feierlichkeit ſtatt. Das Haus in der Krauſenſtraße wurde nun 
verkauft und der Erlös als Beihilfe zu den Baukoſten gegeben. 
Der Nunzius in Wien verfehlte nicht, dem Freiherrn von 
Zedlitz anzuzeigen, wie große Genugthuung der heilige Vater 
empfunden. „Obſchon ich alles, was von mir abbing, für die 
katholiſche Kirche in Berlin gethan, antwortete der Miniſter, 
ſo muß ich doch eingeſtehen, daß ich dabei nur nach den 
Wünſchen des Königs, meines Herrn, gehandelt ).“ 

In der That wollte Friedrich der Große den Katholiken 
wirklich gerecht werden, aber er verlangte dafür, wie erwähnt, 
unverbrüchliche Treue, und er hegte noch immer in dieſer Be- 
ziehung Mißtrauen. Als er im April 1778 nach Schleſien 
kam und in der Erwartung ſtand, daß er noch einmal in den 
Krieg gegen die Oſterreicher würde ziehen müſſen, griff er ſo⸗ 
gar zur Notlüge; denn er befahl dem Miniſter Hoym, unter 
den katholiſchen Geiſtlichen in Schleſien die Nachricht zu ver⸗ 


1) Lehmann IV, 478. 471. 
2) Ebd. IV, 587. 568. 570. 
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breiten: der Kaiſer habe, weil er Bayern nicht zurückgeben 
wolle, den Vorſchlag gemacht, daß man den Kurfürſten von 
der Pfalz durch die ſäkulariſierten Bistümer Würzburg, Eich⸗ 
ſtädt und Salzburg entſchädigen ſolle; der König aber habe 
darein nicht gewilligt, weil es Stände des Reiches ſeien. Dem 
Grüsſauer Prälaten, welcher nach Böhmen gemeldet, daß er 
Palliſaden nach Schweidnitz habe liefern müſſen, verbot Friedrich 
bei Todesſtrafe jeden brieflichen Verkehr mit dieſem Kronlande, 
indem er eigenhändig hinzufügte: „Wer ein Schleſier iſt und 
die Oſterreicher anhanget, wird ſchlecht belohnet werden; ijt es 
ein Prieſter oder Abt, ſo wird er vor ſein Kloſter gehangen.“ 
Strachwitz aber mußte die Geiſtlichkeit in einem Hirtenbriefe 
zur unverbrüchlichen Treue wiederum ermahnen. Nach dem 
Kriege befahl der König, daß nur ſolche Theologen angeſtellt 
werden ſollten, die in Breslau ſtudiert hätten, und auf den 
Rat eines Erzprieſters in Frankenſtein, Namens Koblitz, trug 
er dem Miniſter Hoym auf, dafür zu ſorgen, daß alle die 
Geiſtlichen in der Grafſchaft Glatz, welche Verwandte oder 
gute Bekannte in Böhmen hätten, nach Niederſchleſien geſchickt 
werden und andere von hier in ihre Stelle kommen ſollten. 
Freilich, als nun der Erzprieſter ſelbſt einem ſeiner Kapläne 
die Mitteilung machte, daß er von der Grenze verſetzt würde, 
da benahmen ſich dieſer und ſein Mitkaplan ſo ungebührlich 
gegen Koblitz, daß er durch die Wache fic) ihrer hat entledigen 
müſſen ). 

Wichtiger noch war ein anderer Austauſch. Schleſiſche 
Dörfer an der Grenze — 17 aus dem Leobſchützer, 11 aus 
dem Neiſſer Kreis und 6 aus der Grafſchaft Glatz — ge— 
hörten zu böhmiſchen oder mähriſchen Pfarreien. Indem dieſe 
Ortſchaften im Jahre 1780 an ſchleſiſche Pfarrer und Schul⸗ 
meiſter gewieſen wurden, hörte der Zuſammenhang mit den 
öſterreichiſchen hier auf. Dagegen kamen 18 böhmiſche und 
mähriſche Dörfer von ſchleſiſchen zu böhmiſchen und mähriſchen 
Pfarreien. Hoym unterließ nicht, dem Könige zu bemerken, 


1) Lehmann V, 227. 260. 297. 400 411. 
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daß die Provinz durch dieſen Austauſch 16 Dörfer gewänne. 
Vorher wären 3593 Gulden für die Pfarrer und Schulmeiſter 
jährlich nach Oſterreich gegangen und umgekehrt nur 1894 Gulden 
hereingekommen; es blieben jetzt alſo 1699 Gulden mehr im 
Lande 1). Strachwitz hatte die Sache fo gut geleitet, daß die 
Biſchöfe von Olmütz, Prag und Königgrätz es ohne Wider⸗ 
ſpruch geſchehen ließen. „Es ſind nun“, ſchloß Hoym ſeinen 
Bericht, „in Ober⸗ und Niederſchleſien und in der Grafſchaft 
Glatz keine Dorfſchaften mehr vorhanden, die in die öſter⸗ 
reichiſchen Lande eingepfarrt wären.“ 

Noch viel wichtiger würde es natürlich geweſen ſeiu, wenn 
die ſchleſiſche Landesgrenze zugleich die Grenze des Breslauer 
Sprengels gebildet hätte. Man wünſchte das auch auf beiden 
Seiten, ſowohl in Wien als in Berlin, und ſprach darüber 
in den Jahren 1774 und 1776. Die Schwierigkeit lag darin, 
daß das Breslauer Bistum ſehr viel an Einkünften bei dem 
Tauſche verloren hätte; deshalb widerrieten Hoym und Strach⸗ 
witz dringend denſelben. Nach dem Kriege wiederholte die 
Kaiſerin⸗Königin ihren früheren Antrag; aber auch diesmal 
lehnte der König ihn ab, und die günſtige Gelegenheit ging 
dadurch wahrſcheinlich für immer verloren 2). 

Im Anfange des Jahres 1781 ſtarb der Weihbiſchof von 
Strachwitz, welcher trotz einzelner Meinungsverſchiedenheiten, 
die zuweilen in der langen Reihe von Jahren vorgekommen 
waren, in Eintracht mit der Staatsregierung gelebt hatte. 
Friedrich ernannte den Domherrn von Rothkirch zum Nach⸗ 
folger. In dem Schreiben, welches er am 17. Februar an 
ihn richtete, unterſchied er ſcharf zwiſchen Schuldigkeit der 
Religion und politiſcher Schuldigkeit. Er miſche ſich nicht in 
Religionsſachen, erklärte er, und verlange nur, daß der 
Schleſier auch ein wohlgeſinnter, ehrlicher und getreuer Unter⸗ 
than ſei, in dieſem Stück alſo müſſe Rothkirch überall ein 
gutes und wachſames Auge haben. Außerdem forderte Friedrich 


1) Lehmann V, 328. 395. 
2) Lehmann V, 190. 194. 296. 
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die Abſtellung eines Mißbrauches, welchen die Bettelmönche 
beſonders in der Gegend von Schweidnitz und Striegau trieben. 
Sie ſchrieben auf einen Zettel einen Bibelſpruch, thaten etwas 
Klebriges darauf und wiſchten mit demſelben dann das Gefäß 
aus, worin die Hoſtie geweſen war. Dieſe Zettelchen ver⸗ 
kauften ſie für 3 bis 4 Groſchen das Stück an die Bauern, 
die ſolche dem Vieh eingaben, wenn es krank geworden war, 
um es zu heilen. Mit Recht forderte der König die Ab⸗ 
ſtellung ſolches Aberglaubens, doch ſollte Rothkirch es thun, 
ohne viel Aufſehen und Lärm zu machen ). 

Nach dem Tode Maria Thereſias zogen die kirchlichen 
Neuerungen ihres Nachfolgers die Aufmerkſamkeit Friedrichs 
auf ſich, und er erkundigte ſich bet Hoym, was dieſelben für 
einen Eindruck in Schleſien hervorbrächten. „Den vernünftigen 
Katholiken ſind ſie ziemlich gleichgültig“, antwortete der Miniſter 
am 8. Juli 1782. „Von dieſen iſt aber auch in Kriegszeiten 
wenig zu beſorgen; denn ſie ſehen ein, daß ſie ſich ſelbſt ſehr 
ſchaden, wenn ſie nicht treu ſind. Die Verräter und untreuen 
Katholiken, welche von einem blinden Religionseifer und Fana⸗ 
tismus eingenommen, ſind allein diejenigen, denen der Kaiſer 
durch ſeine Neuerungen verhaßt wird. Sie haben bisher ge— 
glaubt, daß die öſterreichiſchen Souveräne geborne Beſchützer 
der Kirche ſeien, und werden nun durch die Aufhebung der 
Klöſter an der empfindlichſten Seite angegriffen. Denn recht 
eifrige und einfältige Katholiken hängen den Mönchen über 
alles an, machen ſie zu ihren Abgöttern und ſchätzen ſie weit 
höher als ihre Pfarrer.“ Hoym meldet weiter, daß die Ka⸗ 
tholiken ſowohl in der Grafſchaft Glatz als in Oberſchleſien 
deſto beſſer geſinnt geworden, jemehr ihre Abneigung gegen 
den Kaiſer zugenommen habe; faſt noch ſtärker ſei dies in 
Oſterreich ſelbſt der Fall. Endlich hob der Miniſter noch 
folgendes hervor: daß der König einzelne Katholiken, die ſich 
durch ihr Betragen auszeichneten, angeſtellt und etliche Edelleute 


1) Lehmann V, 419. 420. Vielleicht find das die Lukaszettel, volt 
denen Hoym, S. 489, ſpricht. 
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zu Landräten ernannt, habe eine ſehr aa e Wirkung auf 
ihre Gemüter ausgeübt !). 

Friedrich ſuchte dieſen Eindruck A zu verſtärken, indem 
er dem Breslauer Weihbiſchof und den weſtpreußiſchen 
Biſchöfen auftrug, der katholiſchen Geiſtlichkeit und beſonders 
den Stiftern und Klöſtern zu erklären, ſie könnten verſichert 
ſein, daß der König keine kirchlichen Veränderungen vornehmen, 
und noch viel weniger etwas einziehen würde, ſo lange ſie ſich 
als treue Unterthanen erwieſen, dagegen müßte er ein Stift 
oder Kloſter aufheben, wenn ſich ungetreue Geiſtliche oder 
Mönche darin befänden. Rothkirch führte den Befehl ſofort 
aus. „Iſt mir mein biſchöfliches Amt je ſüß und leicht vor 
gekommen“, ſchrieb er, „ſo iſt es gewiß in dem Augenblick, wo 
ich den ſämtlichen Stiftern und Klöſtern eine für ſie ſo inter— 
eſſante Nachricht erteilen und denſelben dieſe väterlichen Ge- 
ſinnungen Sr. Kgl. Majeſtät zu ihrer Beruhigung verkündigen 
kann“ 2). 

Durch ſolche Vorgänge ſtieg der gute Ruf, welchen Friedrich 
bei den Katholiken ſich bereits erworben, nur noch mehr. 
Sie ſchätzten ihn durch ganz Europa. Wie rührend iſt die 
Einfalt, die ein ſpaniſcher Kapuziner offenbarte! Derſelbe 
hatte ſchon am 30. Mai 1778 an Friedrich den Großen ein 
Geſuch gerichtet. Ob dasſelbe damals glücklich angekommen iſt, 
wiſſen wir nicht, aber vier Jahre ſpäter wiederholte der 
Mönch ſeine Bitte, weil er den König, ſchrieb er, ſo ſehr liebe. 
Wie preiſt er dieſen Herrſcher, der auf dem Gipfelpunkte der 
Macht angekommen fet und dem alle gekrönten Häupter nach- 
eifern, für den Schutz, welchen er der katholiſchen Kirche ge- 
währe! Heiß iſt ſein Verlangen, daß ein ſolcher Fürſt die 
ewige Seligkeit gewinnen möge, und weil er in ſeiner Be- 
ſchränktheit es nicht anders weiß, als daß man ſie nur in 
ſeiner Kirche ſich erwerben könne, ſo bittet er noch einmal 
Friedrich den Großen, katholiſch zu werden. Einen ähnlichen 


1) Lehmann V, 489. 
2) Lehmann V, 504. 505. 510. 
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Wunſch hatte die Sorbonne bereits vor 28 Jahren ausge⸗ 
ſprochen und in ihren Protokollen niedergelegt !). 

Wir ſchließen hiermit die Darſtellung der Beziehungen des 
Königs zur katholiſchen Kirche. In den letzten Jahren hat die 
preußiſche Archivverwaltung die Schriftſtücke, welche dieſen Teil 
der Regierungsthätigkeit der Hohenzollern beleuchten, durch den 
Druck bekannt zu machen angefangen. Der erſte Band umfaßt 
die Zeit von 1640—1740; die nächſten vier reichen bis zum 
Tode Friedrichs des Großen und zeigen, wie des Königs un⸗ 
abläſſiges und redliches Bemühen dahin gegangen iſt, die 
beiden chriſtlichen Konfeſſionen friedlich nebeneinander als 
gleichberechtigte Kirchen beſtehen zu laſſen. Dieſe vier Bände 
ſind auch ein Denkmal, welches den Ruhm Friedrichs des 
Großen bis in die fernſten Zeiten verkündigen wird. Und als 
er mit dieſem wichtigen Werke beinahe fertig war, da unter— 
nahm er noch ein anderes ähnliches: zu der kirchlichen Geſetz— 
gebung kam ein allgemeines Landrecht. 


Achtes Kapitel. 
Die Rechtspflege. 


In dem politiſchen Teſtamente von 1768 erzählt Friedrich 
der Große, daß er einen Plan zur Verbeſſerung der Rechts— 
pflege entworfen und ihn dem Herrn v. Cocceji, einem ebenſo 
rechtſchaffenen Menſchen als gelehrten Juriſten, übergeben habe. 
Mit großer Zufriedenheit erwähnt hierauf der König, wie er⸗ 
folgreich die Thätigkeit dieſes Mannes geweſen ſei; er verhehlte 


1) Das Schreiben des ſpaniſchen Kapuziners iſt 6 Seiten lang. Der 
Bericht Finckenſteins darüber ſteht V, 491, der Wunſch der Sorbonne 
III, 717. 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 39 
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ſich dabei nicht, wie die Schikane mit der Zeit wieder aufleben, 
der Geiſt der Raubgier aufs neue zum Vorſchein kommen und 
die Geſetze durch Willkür in ihrer Auslegung umgangen werden 
könnten. Zwei Mittel ſchlägt er hiergegen vor, nämlich erſtens 
müſſe man ſehr vorſichtig bei der Wahl eines Großkanzlers 
ſein und zweitens den eingeführten Gebrauch beibehalten, daß 
alle drei Jahre Mitglieder des oberſten Gerichtshofes als Kom⸗ 
miſſarien in die Provinzen gehen, um das Verhalten der Richter 
zu prüfen ). 

Als Friedrich das Teſtament abfaßte, ſtand Herr v. Jariges 
an der Spitze der Juſtiz. Der König ſchätzte dieſen Groß— 
kanzler ebenfalls, aber er unterließ doch nicht, ihn zu ermahnen, 
ſobald ihm Nachrichten zu Ohren kamen, daß manche Prozeſſe 
kein Ende fänden. Friedrich betrachtete ſich als den Vater der 
Armen. Es erregte ſeinen Unmut, wenn er hörte, daß ab— 
gebrannte Leute ſchon drei Jahre lang ohne Entſchädigung hin⸗ 
gezogen würden, und es kam ihm ganz unverantwortlich vor, 
daß dieſelben, die inzwiſchen von ihrem Hab und Gut nicht 
leben und noch weniger wieder aufbauen könnten, durch pro— 
zeſſualiſche Weitläufigkeiten vollends an den Bettelſtab gebracht 
werden ſollten. „Es iſt dieſes nicht der einzige Fall verzögerter 
Rechtspflege“, hatte der König am 28. September 1767 an 
den Großkanzler geſchrieben und ihn ermahnt, auf den raſcheren 
Betrieb der Prozeſſe bedacht zu ſein und nachläſſige Richter zu 
beſtrafen. 

Fünf Jahre ſpäter äußerte ſich Friedrich noch ganz anders. 
Als ein Mann ſich bei ihm beſchwerte, da verlangte der König 
unmittelbaren Bericht und ſchrieb noch eigenhändig unter den 
Kabinettsbefehl: „Ich werde den Herren ihre Adminiſtration 
einmal examinieren laſſen, denn mir deucht, die Gevatterſchaft 
gilt in dem Lande viel mehr als die Juſtiz. Ich habe den 
Menſchen geſprochen, er iſt nicht toll; aber fünf werden nicht 


1) Berliner Hausarchiv. Es enthält 80 Seiten mit 39—48 Zeilen, 
die Abſchrift, die übrigens nicht frei von Fehlern iſt, hat 414 Seiten zu 
je 17 Zeilen. 
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mehr vor gerade angenommen werden. Wer nicht gerade gehen 
wird, den werde ich tüchtig auf die Finger klopfen.“ Übrigens 
beſtätigte fic) der Argwohn des Königs nicht, und er gab dese 
halb dem Gerichtshofe ſein gnädigſtes Wohlwollen zu erkennen. 
Am 3. Juni 1773 dagegen ſchickte Friedrich eine Bittſchrift 
der Bürgerſchaft zu Greiffenhagen, deren Prozeß gegen den 
Magiſtrat gar nicht zu Ende käme, dem Großkanzler Freiherrn 
v. Fürſt und Kupferberg mit der Aufforderung zu, die unver- 
antwortliche Nachläſſigkeit zu ahnden und auf alle Verſchleppungen 
ein wachſames Auge zu haben. Zwanzig Tage ſpäter ſprach 
der König ſeine Verwunderung darüber aus, wie das Gericht 
inbezug auf den Hofmarſchall v. Medem, welchen ſein Bruder 
Prinz Ferdinand wegen begangener Betrügereien fortgejagt hatte, 
zwar endlich erkannt, daß derſelbe ſeines Dienſtes mit Recht 
entlaſſen worden ſei, aber eine weitere Strafe nicht ausgeſprochen 
habe. Friedrich fand dieſes Urteil höchſt einfältig und wider⸗ 
ſinnig und ſah darin ein überzeugendes Beiſpiel von der großen 
Nachſicht der Juſtiz gegen vornehme Betrüger, während der 
Diebſtahl weniger Groſchen an Armen mit Kettenſtrafe und 
nach Beſchaffenheit der Umſtände wohl gar mit dem Strange 
belegt würde. Im folgenden Jahre beklagte ſich ein Koſſäte 
beim König über Verſchleppung. Es ergab ſich, daß die Bee 
ſchwerden ganz unbegründet waren. Aber Friedrich beſtrafte 
den Mann nicht. „Es iſt meinen Geſinnungen zuwider“ — 
lauten die ſchönen Worte, die er am 22. Februar 1774 an 
den Großkanzler ſchrieb —, „dergleichen arme Bauersleute des⸗ 
halb gleich ins Gefängnis werfen zu laſſen, und ob ſie ſchon 
öfters unrecht haben, fo kann ich ihnen deshalb doch als Landes⸗ 
vater das Gehör nicht verſagen“ ). a 

Nichts war dem Könige verhaßter als Verſchleppung. Auf 
dem Titel der von Cocceji verfaßten und im Jahre 1748 ge⸗ 
druckten Prozeßordnung war ausdrücklich bemerkt worden, daß 
nach ihr alle Rechtshändel in einem Jahre durch alle drei 


1) Preuß III, 372 — 374. Der Fall zweier preußiſcher Minifter. 


Von Breslau und Iſaageſohn, S. 94. 
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Inſtanzen zum Ende gebracht werden ſollten und müßten. Und 
nun lehrte die Erfahrung, daß des Königs übertriebene Forde⸗ 
rung nicht immer erfüllt würde. Daher kam es ihm ganz 
gelegen, wenn der ſchleſiſche Juſtizminiſter v. Carmer ihm ein 
Mittel gegen dieſes Übel anbot ). In dem Immediatbericht 
vom 18. Auguſt 1774, mit welchem er ſeinen Plan begleitete, 
ſchrieb er: „Daß die Prozeſſe noch immer durch viele Jahre 
verſchleppt werden, und oft fünf, ſechs und mehr entſtehen, 
daran liegt die Urſach bloß in der unnatürlichen Prozeßordnung, 
welche unſere Rechtsgelehrten des dunkelſten Zeitalters aus 
Italien nach Deutſchland gebracht haben, und die wir noch 
immer als ein Heiligtum betrachten.“ Ferner rügte Carmer, 
daß man die angenommene Abkürzung der Termine in gericht— 
lichen Handlungen, durch welche die Prozeſſe ſelbſt ein ſchnelles 
Ende nehmen ſollten, ſchon längſt wieder als gefährlich erkannt 
und durch neue Verordnungen beſeitigt, aber dadurch auch zu 
neuen Verſchleppungen Anlaß gegeben hätte. Carmer warf der 
preußiſchen Prozeßordnung weiter vor, daß der Richter die 
Akten nicht eher in die Hände bekäme, als bis die Advokaten 
von beiden Teilen den Rechtshandel durch tauſend Erdichtungen 
und Drehungen in die äußerſte Verwirrung geſetzt hätten. Er 
dagegen ſtellte den Satz auf, daß man, um einen Rechtsſtreit 
zu beurteilen, eine vollkommene Kenntnis von dem Zuſammen⸗ 
hange der Sache beſitzen müſſe, und daß es andernfalls un⸗ 
möglich fei, die Geſetze richtig anzu benden. Darum ſollten die 
Parteien im bürgerlichen Prozeß ebenſo gut wie im pein⸗ 
lichen perſönlich erſcheinen oder Gerichtskommiſſarien zu ihnen 
reiſen, die Advokaten aber ausgeſchloſſen werden. Dieſes Ver⸗ 
fahren eignete ſich vorzugsweiſe für Streitfälle, wo es weniger 
auf die Bildung einer Rechtsanſicht ankam, als auf Entwirrung 
eines verdunkelten Sachverhältniſſes und auf eine möglichſt in 


1) Die Aktenſtücke für das Folgende ſtehen in den Jahrbüchern für 
die preußiſche Geſetzgebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechtsverwaltung LVIII, 
6— 90. Bis Band LV herausgegeben von v. Kamps. Leider ſind 
einige Stücke weggelaſſen worden. 
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Güte herbeizuführende Auseinanderſetzung vielfältiger gegenſeitiger 
Anſprüche ). Gerade bei ſolchen Gelegenheiten hatte Carmer 
dieſe Behandlung erprobt, hierauf berief er ſich jetzt in ſeinem 
Immediatbericht und fuhr dann mit größtem Selbſtgefühle fort: 
„Ich kenne alle Einwürfe, welche wider dieſe nur in Zivilſachen 
neue Prozeßordnung gemacht werden könnten, ich habe ſie alle 
durchgedacht und fürchte bei Ausführung der Sache nichts als 
den Neid und die Schikane meiner Kunſtgenoſſen, welche durch 
dieſe Einrichtung wenigſtens zwei Drittel von ihrer juriſtiſchen 
Weisheit vereitelt ſehen werden.“ Dagegen getraute ſich Carmer, 
wenn ihm der König ſeinen Schutz gewährte, ſchon im erſten 
Jahre die jetzt in Schleſien bei den Regierungen ſchwebenden 
Prozeſſe um den größten Teil zu vermindern und alsdann mit 
einer weit geringeren Anzahl von Räten, Advokaten und Sub— 
alternen dem Publikum ein vollkommenes Genüge zu leiſten 
und auch alle Schikane aus den gerichtlichen Handlungen auf 
ewig zu verbannen. 

Wir ſehen aus den letzten Worten, wie Carmer mit der 
größten Zuverſicht in das Gebiet des Unmöglichen hinüber— 
ſchweift. Allerdings waren ſeine Verſprechungen ſehr verlockend 
für Friedrich; aber das Gutachten, welches dieſer von dem 
Großkanzler verlangte, fiel gegen die gemachten Vorſchläge aus, 
welche die Hauptgrundſätze des im Jahre 1747 eingeführten 
Juſtizſyſtems über den Haufen warfen. Der Freiherr v. Fürſt 
und Kupferberg urteilte, daß noch weit mehr Richter und Räte 
nötig ſein, die Prozeſſe länger dauern und größere Koſten ver— 
urſachen würden, als jetzt. Auch ſchien es dem Großkanzler 
gefährlich, die meiſtens unwiſſenden Parteien ganz allein dem 
Urteile der Richter und Kommiſſarien, die doch allezeit Menſchen 
blieben, zu überlaſſen, während bei dem beſtehenden Verfahren 
Advokaten und Richter einander beaufſichtigten und im Zaume 
hielten. 

Fürſt verwarf aber nicht bloß, ſondern er machte zugleich 
einen Gegenvorſchlag. Er meinte: Verbeſſerungen, Erläu⸗ 


1) Daniels, Lehrbuch des gemeinen preuß. Privatrechts J, 15. 
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terungen und Zuſätze habe bereits ein Zeitraum von 27 Jahren 
notwendig gemacht und andere ſeien noch erforderlich; er erbot 
ſich nun, mit Hilfe des Kammergerichtspräſidenten v. Rebeur, 
des Geheimenrates. Könen und anderer, dieſe Verbeſſerung 
der Prozeßordung von 1747 herbeizuführen. Auf ſolche Weiſe 
würde der König ſeine landesväterlichen Abſichten inbezug auf 
eine raſche, zugleich aber auch ſolide und rechtſchaffene Juſtiz 
gewiß beſſer erreichen, als wenn, wie Carmer wollte, das ganze 
Syſtem umgeſtürzt würde. 

Friedrich hielt Könen und Rebeur nicht ſür geeignet oder, 
wie er ſich ausdrückte, nicht ſtark und geſcheit genug, die Pro⸗ 
zeßordnung zu verbeſſern, und er ging weder auf den Vorſchlag 
Carmers noch auf den des Großkanzlers ein. Übrigens blieb 
er unzufrieden, und als er im Anfange des neuen Jahres ſeiner 
Gewohnheit gemäß nach Berlin kam, ließ er auch den Groß⸗ 
kanzler rufen und bezeigte demſelben ſein höchſtes Mißfallen 
darüber, daß die Prozeſſe wieder allzulange dauerten, daß auf 
unnütze Formalitäten allzuſehr geſehen und die Advokaten nicht 
ſcharf genug gehalten würden; denn alle Rechtshändel müßten 
ſchlechterdings in einem Jahre zu Ende gebracht werden. Dies 
geſchah am 7. Januar 1775. Ahnliche Vorwürfe machte der 
König dem Großkanzler am 29. März: „Ich kann Euch nicht 
verhalten“, ſchrieb er, „wie es Mir vorkömmt, als wenn die 
Juſtiz wieder anfängt einzuſchlafen, indem die Sachen ohne Not 
ſo weitläufig und langſam betrieben werden.“ Es lief außer⸗ 
dem den menſchenfreundlichen Anſichten des Königs ganz ent⸗ 
gegen, daß von den Acciſegerichten Leute für Kleinigkeiten mit 
unaufzubringenden Geldſtrafen belegt, alsdann im langwierigen 
Arreſt aufgehalten und dadurch außer allen Stand geſetzt würden, 
während man die Sache mit einer Geldbuße von 1—2 Thalern 
abthun ſollte ). 

Die Mängel und Gebrechen des Juſtizweſens ließen den 
König nicht ruhen. Vielleicht hat er bei ſeiner Anweſenheit in 
Breslau im Auguſt 1775 auch hierüber mit Carmer verhandelt 


1) Iſaacſohu a. a. O. 
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und ihm ſchon ſeinen Vorſatz mitgeteilt, eine Zuſammenkunft 
desſelben mit Fürſt im nächſten Winter zu veranſtalten, in 
welcher über eine neue Prozeßordnung beraten werden ſollte. 
Dem Großkanzler gab er am 28. September Nachricht von 
der Abſicht, die er gefaßt, einen Teil ſeines Winteraufenthalts 
in Berlin auf die Juſtizreform zu verwenden, und wie er 
hierzu auch Carmer um dieſe Zeit nach der Hauptſtadt entboten 
hätte. Letzterer ließ einen ausführlichen Entwurf zur Ver⸗ 
beſſerung der Prozeßordnung durch Oberamtsregierungsrat 
Svarez ausarbeiten und ſchickte denſelben an den König, welcher 
ihn wiederum dem Großkanzler zur Prüfung überwies. 

Am 14. Dezember zeigte Fürſt nicht allein an, daß er die 
neue Prozeßordnung auf das genaueſte durchgeſehen habe, ſon— 
dern er meldete zugleich, welche Mittel er ergriffen, um Ver⸗ 
ſchleppungen zu verhüten. Nach ſeinem Bericht waren im Jahr 
1774 mehr als 10000 Prozeſſe abgethan worden und nur 
ungefähr 500 alte Sachen, die länger als ein Jahr gedauert, 
noch übrig geblieben, alſo zwei- bis dreimal weniger als in 
früheren Zeiten. Der Großkanzler glaubte dieſe bedeutende 
Verminderung auf zwei Maßregeln zurückführen zu können. 
Er hatte nämlich aufs neue das Geſetz gegen das mutwillige 
Leugnen und Lügen eingeſchärft und darauf gehalten, daß die— 
jenigen, welche dawider fehlten, das Doppelte dem Gegner er⸗ 
ſtatten müßten. Er hatte ferner den Advokaten ankündigen 
laſſen, daß am Ende des Jahres die unverbeſſerlichen gewiß 
abgeſetzt werden ſollten. Er führte ſeine Drohung eben aus, 
indem er einige Kaſſationsreſkripte dem König vorlegte, welche 
dieſer auch vollzog. 

Der Großkanzler ließ es aber hierbei nicht bewenden, denn 
er ſah ohne Zweifel ein, daß ihm ein ſchwerer Kampf bevor⸗ 
ſtand, und er rüſtete fic) ſehr ernſtlich dazu. Indem er Bore 
ſchläge machte, wie der Menge von Prozeſſen vorgebeugt werden 
könnte, ging er von dem Satze aus, daß die meiſten derſelben 
aus Unwiſſenheit der Rechte entſtänden. Er verlangte deshalb 
ein allgemeines deutſches klares Geſetzbuch, denn das von Cocceji 
angefangene ſei nicht vollendet worden. Fürſt gab ſich der 
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falſchen Hoffnung hin, daß er ein ſolches Werk mit der nötigen 
Unterſtützung in 9—10 Monaten würde zuſtande bringen. Er 
verlangte weiter eine neue verbeſſerte Hypotheken⸗ und Kon⸗ 
kursordnung und die Vorſchrift, daß die Kontrakte nicht allein 
ſchriftlich, wie es 1770 befohlen worden, ſondern auch gericht⸗ 
lich gemacht werden müßten, damit ſie ganz unzweideutig ab⸗ 
gefaßt wären. Außerdem ſetzte Fürſt 21 Hauptprinzipien auf, 
wonach die Prozeſſe binnen einem Jahre zu Ende zu bringen 
wären. 

Am 4. Januar um 10 Uhr begann vor dem Könige 
der juriſtiſche Zweikampf und dauerte faſt eine Stunde. Fried⸗ 
rich verlangte des Großkanzlers Urteil über den von Carmer 
eingereichten Entwurf. Fürſt hob zunächſt hervor, daß nach 
demſelben etwas verwickelte Prozeſſe drei, ja vier Jahre dauern 
müßten. Umgekehrt behauptete natürlich der ſchleſiſche Juſtiz⸗ 
miniſter, daß dieſelben vielmehr kürzer werden und die meiſten 
bei weitem nicht ein Jahr dauern würden. Feſtgeſtellt ward 
aber nicht, wer von beiden recht hätte ). 

Der Kern des Streites war folgender. Weil die Advokaten 
es ihr äußerſtes Beſtreben ſein ließen, die Wahrheit dem Richter 
zu verhehlen, darum hielt Carmer es für notwendig, daß die 
Parteien in Perſon vor dem Richter ausgefragt würden, und 
man alle Mittel anwendete, den wirklichen Thatbeſtand zu er⸗ 
fahren, gerade fo, wie dies im Inquiſitionsprozeſſe geſchähe. 
Die Advokaten ſollten ferner nicht ſowohl zum Beiſtand ihrer 
Parteien dienen, als vielmehr in der Erforſchung der Wahr⸗ 
heit dem Richter aſſiſtieren oder behilflich ſein und deshalb den 
Titel Aſſiſtenzräte tragen. Es iſt nun wohl kein Zweifel, wenn 
man nur inbetracht zieht, wie es ſein ſollte, muß man auf die 
Seite des ſchleſiſchen Juſtizminiſters treten. Aber ſeiner idealen 
Auffaſſung ſtellte Fürſt die reale wirkſam entgegen. Er meinte, 


1) Später behauptete Carmer: ein Prozeß könne, wenn er auch, was 
ſelten geſchehe, durch alle drei Inſtanzen gehe, nicht über ein Jahr und 
14 Tage dauern, dagegen nach der bisherigen Prozeßordnung könne keine 
Sache unter 2 Jahr 7 Monaten zu Ende gebracht werden. Kamptz 
LVIII, 24. 
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die Aſſiſtenzräte würden den Namen gewechſelt haben, aber 
Advokaten bleiben, und daß ſie ſogar die Geheimniſſe derer, 
von welchen ſie bezahlt würden, verraten ſollten, damit die 
Wahrheit an den Tag käme, liefe der Natur des Menſchen 
zuwider. Man begreift es, wenn der König hier auf die Seite 
ſeines Großkanzlers tritt, indem er bemerkt: die Advokaten 
wären dazu da, ihre Parteien zu vertreten, und der meiſte Teil 
der Menſchen, nicht allein Offiziere, welche der Großkanzler ge⸗ 
nannt hatte, ſondern auch viele Edelleute verſtänden nicht, ihre 
Sachen ſelbſt vorzutragen. Freilich, wenn Fürſt verſprach, 
durch ſorgfältigere Prüfung der Kandidaten die Advokaten im 
Zaume zu halten, ſo ſtimmte der König ihm nicht gänzlich bei; 
denn ſo viele Mühe ſich der Großkanzler geben würde, ſprach 
er, nur rechtſchaffene Männer anzunehmen, ſo wäre es doch zu 
ſchwer, ja, unmöglich, lauter ehrliche Leute zu finden; er müßte 
deswegen hauptſächlich dahin ſehen, den böſen Advokaten Riegel 
vorzuſchieben, daß fie keine Winkelzüge machten, noch die Pro- 
zeſſe zu ihrem Vorteile verlängerten. 

Die Entſcheidung erfolgte nicht ſogleich. Der König befahl, 
daß Fürſt die Angelegenheit mit dem ſchleſiſchen Juſtizminiſter 
weiter in Berlin beſprechen und den Kammergerichtspräſidenten 
v. Rebeur zuziehen ſollte. Dies geſchah. Am 9. und 10. 
fanden zwei Unterredungen ſtatt, aber ohne daß eine Einigung 
zuſtande kam. Fürſt und Rebeur rieten darauf dem Könige, 
den Plan des ſchleſiſchen Juſtizminiſters abzulehnen. Außerdem 
ſchickte der Großkanzler kurze Hauptprinzipien der Juſtizver⸗ 
beſſerung ein, welche der Kammergerichtspräſident entworfen 
und Fürſt mit einigen Abänderungen gebilligt hatte. Dieſe 24 
Punkte ſollten ſofort in Anwendung kommen, zugleich aber die 
Prozeßordnung vom Jahre 1747 genau durchgeſehen und nach 
ihnen verbeſſert werden. 

Nicht umſonſt hatte der Großkanzler den Entwurf Carmers 
aufmerkſam ſtudiert. Er verlangte jetzt, es müßten, wenn der 
Thatbeſtand verwickelt und verdunkelt wäre, ſchriftliche Ver⸗ 
gleichsvorſchläge vor Abfaſſung des Spruchs entworfen werden 
und die Parteien in der Regel perſönlich erſcheinen. Bei 
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ſolchem Termin der Güte ſollten alle Bemühungen für einen 
Vergleich erfolgen und die Advokaten dazu mitwirken, wenn ſie 
ſich nicht des Königs Ungnade zuziehen wollten. Außerdem 
ſollten die Gerichte die Befugnis erhalten, die Parteien zum 
perſönlichen Erſcheinen vorzuladen, wenn es zur Ausmittelung der 
Wahrheit oder zur Abkürzung von Weitläufigkeiten dienlich ſchiene. 

Die Herrſcher ſind ebenſo übel daran, wie die Geſchichts⸗ 
forſcher; denn ſie ſollen alles verſtehen. Bei der nicht zu be⸗ 
ſeitigenden Verſchiedenheit der Meinungen konnte ſich Friedrich 
noch zu nichts entſchließen. Er berief Rebeur zu ſich und er⸗ 
klärte demſelben, daß er es bei der alten Prozeßordnung be- 
laſſen und die vom ſchleſiſchen Juſtizminiſter in Vorſchlag ge⸗ 
brachte Befragungsmethode nicht zu allgemeiner Anwendung 
bringen wollte. Doch mußte der Kammergerichtspräſident nach 
Friedrichs Befehlen noch eine Verordnung aufſetzen, wonach die 
Prozeſſe abzukürzen wären, und nachdem der Großkanzler ſie 
geſehen und einige Abänderungen gemacht hatte, vollzog ſie der 
König am 15. Januar 1776. Die Hauptbeſtimmungen waren 
folgende. Dem Kläger wurde zur Pflicht gemacht, alle Be⸗ 
weisſtücke, deren er ſich in ſeinem Prozeſſe bedienen wollte, 
gleich der erſten Klageſchrift beizulegen und diejenigen, die er 
nicht in Händen hätte, von dem Beſitzer vor Einreichung der 
Klage zu fordern. Der Verklagte ſoll drei Monate Zeit haben, 
um ſeine Verteidigungsmittel zu ſammeln, aber ſie dann auch 
insgeſamt auf einmal vorbringen. Alle Prozeſſe müſſen in der 
Regel nach mündlicher Verhandlung von dem Spruchrichter 
entſchieden werden, und Schriftwechſel ſoll nur geſtattet ſein, 
wenn die Streithändel außerordentlich wichtig und verwickelt 
ſind. Die Advokaten bleiben in ihrem bisherigen Verhältnis, 
nach welchem ſie ihren Prinzipalen mit Eifer und Gerechtigkeits⸗ 
liebe dienen, dagegen der Entſtellung der Wahrheit und der 
argliſtigen Künſte nach ihrem geleiſteten Eide ſich enthalten 
müſſen; im entgegengeſetzten Falle ſollen ſie ohne Nachſicht und 
ohne formellen Prozeß abgeſetzt werden. Endlich wurde den 
Juſtizkollegien vorgeſchrieben, Eidesleiſtungen und Erkenntniſſe 
auf Eide ſo viel als möglich zu vermeiden. 
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Alle dieſe Punkte waren vor dem König erörtert worden. 
In den Streitigkeiten der Unterthanen mit ihren Obrigkeiten, 
wovon ebenfalls geſprochen worden war, ſollten die Lokalunter⸗ 
ſuchungen den in den Kreiſen angeſtellten Gemeinheitsteilungs⸗ 
kommiſſarien aufgetragen werden und dieſe ſich alle Mühe geben, 
die Beſtimmung der Zahl der Dienſte zur Zufriedenheit ſowohl 
der Dienſtherrſchaft als auch der dienſtpflichtigen Unterthanen 
auf eine gütliche Art zuſtande zu bringen, damit die letzteren 
aufgemuntert würden, in der zu ihrer Verfügung bleibenden 
Zeit für ſich ſelbſt etwas zu verdienen. Dieſer Punkt war nicht 
vorgekommen, und wir haben hier wohl eine Beſtimmung, die 
unmittelbar aus dem edelmütigen Herzen des großen Königs 
gefloſſen iſt. 

Auch zwei andere Nummern, die vorher nicht erörtert 
waren, zeigen dieſen menſchenfreundlichen Sinn. Wenn in 
Kriminalfällen kein vollkommener Beweis wider den Angeſchul⸗ 
digten vorhanden ſei, müſſe niemals aus bloßen Anzeigen, wenn 
ſie auch noch ſo dringend ſcheinen, auf die ordentlichen harten 
Strafen, ſondern auf kurzes Gefängnis erkannt werden. Noch 
merkwürdiger iſt die andere Beſtimmung. Wenn eine des 
Verbrechens verdächtige Perſon in Unterſuchung geraten und 
nicht hat überwieſen werden können, fo ſoll fie, wenn ihre Une 
ſchuld {pater an den Tag kommt, nicht nur die gezahlten Koſten 
vollſtändig zurückerhalten, ſondern auch eine Vergütung aus der 
Sportelkaſſe empfangen, damit ſie für alles bei der erſten 
Unterſuchung erlittene Ungemach ſchadlos geſtellt werde. 

Die Verordnung trägt das Datum des 15. Januars 1776. 
Den Tag zuvor hatte Carmer unmittelbar an den König ein 
längeres, lebhaft und gewandt geſchriebenes Schriftſtück gerichtet, 
worin er ſeine Sache verteidigte und die ſechs Einwürfe der 
Gegner zurückwies; aber freilich, wie ſich Advokat und Aſſiſtenz⸗ 
rat in einer Perſon vereinigen laſſen, blieb unerörtert. Am 
Schluſſe ſuchte Carmer den König durch Schmeichelei zu be⸗ 
ſtechen, um nicht ganz unverrichteter Sache nach Breslau zu⸗ 
rückkehren zu müſſen. Er gab als Grund, weshalb eine Pro- 
zeßordnung, wie er ſie wollte und die größten Rechtsgelehrten 
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von Europa ſie wünſchten, bisher noch nicht zuſtande gekommen 
wäre, den an, daß es früher an einem Herrſcher gefehlt habe, 
welcher, wie Friedrich der Große, mit der außerordentlichen 
Sorgfalt und Liebe für ſeine Unterthanen ſo vielen Scharfſinn 
in Staatsangelegenheiten und ſo viele Standhaftigkeit, alle 
Vorurteile zu überwinden, in ſich vereinige; dann bat er, ob 
er nicht ſeine Prozeßordnung in Schleſien einführen und wie 
bei den landſchaftlichen Angelegenheiten ſeine Gegner durch den 
Ausgang überzeugen könnte. Er glaubte ſogar, hierbei auf die 
Unterſtützung Rebeurs rechnen zu dürfen. Aber der König 
dankte nur für die empfangenen Erläuterungen und meldete 
dann weiter, daß die Sache gegenwärtig vollkommen abgemacht 
wäre. 

Friedrich überwachte weiter aufmerkſam die Juſtiz. Er ver⸗ 
nimmt es mißfällig, daß mit den armen Leuten, die ſich in 
Prozeßangelegenheiten in Berlin aufhielten, hart umgegangen 
und ſie vor ausgemachter Sache mit Gefängnis bedroht würden. 
„In meinen Augen“, ſchrieb er hierbei am 7. November 1777 
an ſeinen Juſtizminiſter, „gilt ein armer Bauer ebenſo viel 
wie der vornehmſte Graf und der reichſte Edelmann, und das 
Recht iſt ſowohl für vornehme als geringe Leute.“ Der König 
verlangte, man ſollte jene Menſchen glimpflich anhören und 
das Urteil beſchleunigen, damit ſie ſchnell abgefertigt würden 
und nicht nötig hätten, in Berlin ſo lange ſich aufzuhalten. 
Noch ganz anders aber ward er ergriffen, als er im Herbſte 
des Jahres 1779 vernahm, daß ein Major v. Bardeleben mit 
einem Kriegsrat v. Arnim einen Prozeß führe, welcher bereits 
an die 70 Jahre vor der Cleveſchen Regierung ſchwebe und 
wegen der weiten Entfernung ſehr drückend für den Offizier 
ſei. Friedrich bezeigte dem Großkanzler am 27. November 1779 
ſein äußerſtes Mißfallen. „Ich begreife gar nicht“, ſchrieb er 
zornerfüllt, „wie Ihr dergleichen höchſt ſtrafbare Verſchleppungen 
zugeben und den Juſtizkollegien darunter ſo vielen Willen laſſen 
könnet. Meine ſo oft wiederholten Befehle, daß ein jeder Pro⸗ 
zeß längſtens in einem Jahre abgethan ſein ſoll, ſind Euch ja 
bekannt; warum haltet Ihr nicht mit Ernſt darüber und be— 
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ſtraft diejenigen nicht nachdrücklich, die ſich nicht daran kehren? 
Und wozu ſind denn alle die öfteren und koſtſpieligen Juſtiz⸗ 
viſitationen, wenn dergleichen ganz offenbare und unverantworte 
liche Unordnungeu nicht entdeckt und abgeſtellt werden? Ich 
kann Euch meine höchſte Unzufriedenheit darüber nicht bergen.“ 
Friedrich verlangt, daß dem Major, welcher nun ſelbſt dahin 
reiſe, ſchnelle Gerechtigkeit widerfahre, „widrigenfalls und wo 
das nicht geſchiehet“, ſchrieb er, „werdet Ihr mit mir Händel 
kriegen. Wonach Ihr Euch nur richten könnt“ ). 

Wir ſehen, wie ungnädig der König ſich ausſpricht; aber 
noch von einer anderen Seite zog damals ein geradezu ver— 
derbenſchwangeres Ungewitter herauf. Der Anfang dieſer 
ſchrecklichen Wolkenbildung war ganz winzig geweſen. Im 
Jahre 1770 hatte der Landrat von Gersdorf auf der Feld— 
mark Kay im Züllichauer Kreis einen Karpfenteich angelegt 
und aus einem Mühlenfließe geſpeiſt; der Ablaufgraben des 
Teiches ging in das Fließ wieder zurück, welches kurze Zeit 
darauf die Krebsmühle trieb. Letztere war dem Unterwaſſer 
der Oder ausgeſetzt; aber es gehörte zu ihr viel Acker und 
Wieſenwachs. Der erbliche Beſitzer derſelben, Arnold, behaup— 
tete, jedoch erſt nach einigen Jahren, daß ihm der Teich das 
notwendige Waſſer entziehe, weshalb er außerſtande ſei, 
dem Grafen Schmettau auf Pommerzig, ſeinem Gutsherrn, 
die Pacht zu entrichten. Er klagte am 7. März 1774 auf 
Erlaß derſelben bei der neumärkiſchen Regierung in Küſtrin; 
aber er konnte natürlich hier keine Hilfe finden, weil der Graf 
an dem von Arnold vorgegebenen Waſſermangel ganz un— 
ſchuldig war. Vielmehr mußte Gersdorf in Anſpruch genommen 
werden, wenn die Behauptung des Müllers richtig war; und 
einen ſolchen Rat gab letzterem auch der Gerichtshof (22. Ja⸗ 
nuar 1776). Das Urteil der andern Inſtanz, vom zweiten 
Senate des Berliner Kammergerichts geſprochen, fiel ebendahin 
aus (18. September 1776)⸗ Schmettau verſuchte jetzt alles, 
um die Pacht in Güte zu erhalten; aber endlich ging ihm die 
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Geduld aus, und er ließ die Mühle durch ſeinen Gerichts⸗ 
halter, den Hoffiskal Schlecker in Züllichau, zum öffentlichen 
Verkauf anſchlagen. Am 4. Februar 1779 erſtand dieſelbe 
der Landrat v. Gersdorf für 600 Thaler und veräußerte ſie 
ſogleich weiter an die Witwe Pölchin, die ihm 800 Thaler 
bezahlte. 

Es iſt auffallend, daß Arnold es unterlaſſen hatte wider 
denjenigen zu klagen, welcher ihm das Waſſer entzogen haben 
ſollte; jetzt aber beſchwerte er ſich bei dem Juſtizdepartement, 
ja auch bei dem König über erlittenes Unrecht und verlangte 
am 21. Auguſt 1779 eine unparteiiſche Kommiſſion aus dem 
Militärſtande. Friedrich ging auf die Bitte bereitwillig ein; 
er ernannte den Oberſten v. Heucking in Züllichau und befahl 
der Regierung in Küſtrin, einen Rat aus ihrer Mitte dem⸗ 
ſelben zuzugeben. Der Graf Finckenſtein, welcher ein Sohn 
des damaligen erſten Staats- und Kabinettsminiſters und ſeit 
1777 Präſident des eben genannten Gerichtshofes war, wählte 
den Regierungsrat Neumann wegen ſeiner Geſchicklichkeit in 
ſolchen Geſchäften und weil er Dezernent in dieſer Sache war. 

Die beiden Kommiſſarien reiſten an Ort und Stelle, um 
die Sache zu unterſuchen, und fanden keinen Waſſermangel; 
die Witwe Pölchin ſagte vielmehr aus, daß ſie den ganzen 
Sommer hindurch, obwohl er außerordentlich trocken geweſen 
war, hätte mahlen können. Ferner leugnete Gersdorf die 
Schädlichkeit des Teiches ausdrücklich und leitete den Verfall 
Arnolds von deſſen ſchlechter Wirtſchaft und zum Teil auch 
von der unterlaſſenen Räumung des Fließes her; außerdem 
zeigte er einen vom Markgrafen Hans beſtätigten Receß zwiſchen 
Kay und Pommerzig aus dem Jahr 1566 vor, nach welchem 
ihm das Recht zuſtände, den Teich anzulegen, ganz abgeſehen 
davon, daß das Fließ ein Privatgewäſſer wäre. Schmettau 
ward ebenfalls vernommen; er ſollte ſagen, warum er ſich der 
Anlegung des Teiches nicht widerſetzt hätte. Er behauptete 
nun, er habe niemals die geringſte Beſorgnis gehabt, daß der 
Krebsmühle daraus ein Schaden erwachſen würde, weil Gers⸗ 
dorfs eigene ſogenannte Schneidemühle, die davor lag, dieſen 
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Nachteil hätte zuerſt empfinden müſſen; auch habe die Erfahrung 
gezeigt, daß beide Mühlen vor wie nach hinlängliches Waſſer 
empfangen hätten. 

So war die Schädlichkeit des Teiches nichts weniger als er⸗ 
wieſen. Dennoch wollte der Oberſt v. Heucking zum Vorteile 
des Müllers Arnold an den König berichten, wie er gleich bei 
der Beſichtigung der Ortlichkeit zu Neumann geäußert. Alſo 
bezeugte dieſer ein Vierteljahr ſpäter in einem ſehr ernſten 
Augenblicke ſeines Lebens vor der Kriminalkommiſſion des 
Kammergerichts und fuhr dann fort: „Ich habe dem Oberſten 
natürlich darin nicht beipflichten können, ſondern mich vielmehr 
bemüht, die bei der Beſichtigung ermittelte Thatſache, daß 
das Mühlenfließ hinter dem Karpfenteiche von ebenſo guter 
Beſchaffenheit als vor demſelben ſei, in die Akten zu bringen. 
Der Oberſt ſuchte das durch Bedrohung und Einſchüchterung 
der Zeugen zu verhindern, gab es am Ende zwar gewiſſer— 
maßen zu, aber er bemühte ſich, mich zu bereden, daß ich zum 
Beſten der Arnoldſchen Eheleute berichte, weil S. Majeſtät 
denſelben geholfen wiſſen wolle. Menſchenfurcht und die 
Ränke des als Aktuar benutzten Regimentsquartiermeiſters Bech 
haben den Oberſten irregeleitet; Bech aber iſt wahrſcheinlich 
der heimliche Rechtsbeiſtand des Müllers Arnold und ein 
Feind der neumärkiſchen Regierung, von welcher er mehrfach 
für Vergehen beſtraft worden war, die er früher als Juſtiziar 
begangen !).“ 

Neumann weigerte ſich natürlich, ſo zu berichten, wie Heucking 
es verlangte; er wollte nur den Antrag ſtellen, daß die Sache 
der Entſcheidung der Regierung überlaſſen werden möchte. Da 
ſich alſo die beiden Kommiſſarien nicht vereinigen konnten, 
unterrichtete der Oberſt einſeitig den König. Er wendete ſich 
ſchon im Eingange ſeines Berichtes wider die Perſon des Ree 
gierungskommiſſarius, indem er bemerkte, daß er gleich anfangs 
hätte vorausſetzen können, wie Neumann in den hierbei an- 
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zunehmenden Prinzipien nicht mit ihm übereinſtimmen würde. 
Viel ſchlimmer war die folgende Bemerkung über ſeinen Gegner. 
Derſelbe habe auf die Einſendung der Akten an die neumärkiſche 
Regierung antragen und die Arnoldſchen Eheleute dadurch in 
einen ganz neuen Prozeß bringen wollen, welche koſtſpielige 
Weitläufigkeit ihm, dem Oberſten, widerrechtlich geſchienen.“ 
Der vertriebene Müller hatte behauptet, daß er vor der An— 
legung des Teiches 48 Wochen lang im Jahre täglich zehn 
Scheffel hätte mahlen können und nachher nur vier Wochen 
hindurch täglich drei Scheffel, und danach Schadenerſatz ge— 
fordert. Es unterliegt keinem Zweifel, daß wir es hier mit 
einer ganz groben Lüge zu thun haben. Heucking aber fand 
die Forderung nicht allein billig, ſondern er rechnete nicht eine 
mal die vier Wochen ab, wo Arnold nach ſeinen eigenen Aus— 
ſagen täglich drei Scheffel hatte mahlen können. Dieſer Oberſt 
iſt eine der unheilvollſten Geſtalten in der Geſchichte des großen 
Königs, welchen er durch ſeine wahrheitswidrige Darſtellung 
der Sache gänzlich gefangen nahm; denn als der Bericht der 
neumärkiſchen Regierung mit der Angabe, daß die Haupt⸗ 
beſchwerde nicht anders als durch Urteil und Recht entſchieden 
werden könnte, zwei Tage ſpäter ebenfalls eintraf, da gab 
Friedrich fein äußerſtes Mißfallen kund und fagte den Mit⸗ 
gliedern des Gerichtshofes: ſie ſeien nicht einen Schuß Pulver 
nutze, er werde ſie alle zum Teufel jagen und andere dahin 
ſetzen, denn ſie ſeien nicht das Brot wert. Zunächſt aber 
gebot der aufgebrachte König in ſtrengſter Weiſe der Regierung, 
die Sache mit dem Müller Arnold gleich in Ordnung zu 
bringen, ihn ſofort gänzlich klaglos zu ſtellen und allen ſeinen 
Beſchwerden ohne den mindeſten Anſtand abzuhelfen (29. Sep⸗ 
tember 1779) ). 

Der Gerichtshof wußte, wie gefährlich ſeine Lage war. 
Der Präſident ernannte deshalb ſich ſelbſt in dieſer Angelegen⸗ 
heit zum Dezernenten, auf welchen jederzeit die erſte Verant⸗ 
wortung fällt. Neumann mußte noch einmal an Ort und 
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Stelle gehen und mit Zuziehung des Deichinſpektors Schade 
in Kroſſen unterſuchen, ob es der Krebsmühle an dem nötigen 
Waſſer fehle. Letzterer konnte gleichfalls keinen Mangel finden; 
aber er behauptete die Möglichkeit, daß der Teich der Mühle 
Waſſer entzöge. Die Sache wurde dann im Kollegium zum 
Vortrag gebracht und erwogen, und Finckenſtein faßte ſelber 
das Urteil ab. In einigen Nebenpunkten gewann Arnold, aber 
die Mühle konnte ihm nicht wieder eingeräumt werden, weil 
dieſelbe gerichtlich in geſetzmäßiger Weiſe verkauft worden war, 
und ebenſo ward ihm Entſchädigung wegen entzogenen Waſſers 
abgeſprochen. 

Der dem Kläger geſetzte Anwalt legte Berufung ein, die 
Arnoldſchen Eheleute dagegen wendeten ſich abermals an den 
König. Indem ſie ihm verſchwiegen, daß ein Urteil gefällt 
worden fei, behaupteten fie, man wolle fie in einen weit- 
läufigen Prozeß hineinziehen, den fie unvermögend ſeien aus⸗ 
zuführen, und wovon ſie auch nichts Vorteilhaftes zu erwarten 
hätten, da ihre Hand gegen die des Landrats v. Gersdorf 
viel zu arm wäre. 

Der König befahl nun, daß die Regierung und die Kammer 
gemeinſchaftlich die Sache nach Recht und Billigkeit abmachen 
ſollten; weil aber eine gerichtliche Entſcheidung bereits ergangen 
war, die nur durch den Appellationsrichter geändert werden 
konnte, mußte das Kammergericht jetzt erkennen. Friedrich 
gebot, daß dasſelbe die Sache ſogleich vornehmen und ohne 
fernere Weitläufigkeiten abthun und ausmachen ſollte. Bis 
die Akten eingeſendet wären, welches am 7. Dezember geſchah, 
mußte man freilich warten; denn obwohl Küſtrin keine hundert 
Meilen von Berlin entfernt lag, war es doch unmöglich, daß 
dieſelben, wie der ärgerliche König meinte, in einem Tage 
dahin gebracht würden ). Dann fing der zum Referenten 
beſtellte Rat Ransleben ſogleich die Arbeit an und ſetzte fie 
die ganze Nacht fort, um ſeine beiden Berichte, die ſechs und 
zwei Bogen ſtark wurden, am folgenden Tage ſchon vorlegen 
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zu können. Nachdem ſie verleſen worden waren, beſtätigte 
das Kammergericht mit einer geringfügigen Ausnahme den 
Spruch der erſten Inſtanz, und man mußte unn Friedrich den 
Großen davon benachrichtigen. Ransleben ſchlug vor, daß dem 
Könige mit kurzer Anführung der Gründe der Inhalt des Ur⸗ 
teils angezeigt würde; der Präſident v. Rebeur dagegen trug 
den beſonderen Umſtänden überſtreng keine Rechnung und wollte 
nur pflichtmäßig berichten, daß man die Sache gehörig erwogen, 
das Endurteil nach rechtlichen Gründen abgefaßt und zur Be⸗ 
kanntmachung an die neumärkiſche Regierung geſchickt hätte. 
Seine Meinung ward angenommen und ausgeführt, erregte 
aber in hohem Grade den Unmut Friedrichs. 

Der Fehler konnte leicht wieder gut gemacht werden, wenn 
der König eine Abſchrift des Urteils verlangte. Dies that 
er auch, indem er an den Staatsminiſter v. Dörnberg einen 
ſehr harten Kabinettsbefehl ſchickte, der auch ſogleich befolgt 
wurde. Als nun Friedrich den Küſtrinſchen Spruch beſtätigt 
jah, ſtieg fein Zorn außerordentlich, und er gebot am 11. De- 
zember dem Großkanzler mit den drei Räten, welche denſelben 
gethan hätten, um zwei Uhr nachmittags auf das Schloß vor 
ihn zu kommen; er ſtand alſo in dem Irrtum, daß zur Ab⸗ 
urteilung einer jeden Sache ſoviel Richter gehörten. Rebeur 
beſtimmte dazu neben den Räten Friedel und Graun den 
Referenten Ransleben und trug letzterem auf, dem Könige 
kurz diejenigen Gründe vorzulegen, welche das Kammergericht 
bewogen hätten, dergeſtalt, wie es geſchehen, zu erkennen. Er 
hatte keine Ahnung von dem, was bevorſtand. 

In einer Darſtellung der Ereigniſſe dieſer Tage berichtet 
Ransleben: „Meiner lieben Frau ſagte ich hiervon nichts, 
ſondern allein meinem Schwiegervater, welcher mir guten Mut 
zuſprach, ſowie ich denn überhaupt keine Furcht bei mir ver⸗ 
ſpürte, weil ich in meinem Gewiſſen überzeugt war, daß ich in 
Entſcheidung der Arnoldſchen Sache nach meinem beſten 
Wiſſen und Überzeugung zuwerke gegangen war.“ 

Gegen 2 Uhr begab ſich der Großkanzler mit den drei 
Kammergerichtsräten zu Wagen auf das Schloß; denn Friedrich 
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war in Berlin eingetroffen, um dem neuen kaiſerlichen Ge⸗ 
ſandten Audienz zu geben, und durch die Gicht verhindert 
worden, ſogleich wieder nach Potsdam zurückzukehren. Er 
befand ſich, als der Großkanzler mit den Räten erſchien, in 
einem kleinen Zimmer, welches nur ein Fenſter hatte. Auf 
dem Kopfe ſaß ihm ein ſchlechter, nach Art der Predigerhüte 
geformter Hut; er trug einen Überrock von goldkäferfarbigem 
Moll oder Sammet, ſchwarze Beinkleider, ganz in die Höhe 
gezogene Stiefeln, und war nicht friſiert. Drei mit grünem 
Tuch beſchlagene kleine Bänke ſtanden vor ihm, worauf er die 
Füße ruhen laſſen konnte. Die eine Hand, an welcher er 
große Schmerzen zu leiden ſchien, ſteckte in einer Art von 
Muff, mit der andern hielt er den Arnoldſchen Spruch. Er 
lag mitten im Zimmer in einem Lehnſtuhl, zu ſeiner Linken 
ſtand ein Tiſch; darauf befanden ſich verſchiedene Papiere und 
zwei goldene, reich mit Brillanten geſchmückte Doſen, aus denen 
er von Zeit zu Zeit Tabak nahm. Außerdem war nur noch 
der Geheimerat Stellter gegenwärtig, der an einem Pulte 
ſtand und ſich zum Schreiben fertig machte. 

Friedrich hieß die Hereingekommenen einen Schritt näher 
treten und verlangte von den drei Räten, zu wiſſen, ob ſie 
den Arnoldſchen Spruch gemacht hätten. Sie bejahten es mit 
einer Verbeugung. Der König fragte dann den einen von 
ihnen, namens Friedel: „Wenn man eine Sentenz gegen 
einen Bauer ſprechen will, dem man ſeinen Wagen und Pflug 
genommen und alles, wovon man ſich nähren und ſeine Ab— 
gaben zahlen ſoll, kann man das thun?“ Ferner: „Kann 
man einem Müller, der kein Waſſer hat und alſo nicht mahlen 
und auch nichts verdienen kann, die Mühle deshalb nehmen, 
weil er keine Pacht bezahlt hat? Iſt das gerecht?“ In 
beiden Fällen wurde natürlich mit Nein geantwortet. Friedrich 
nahm die Sache jetzt als erwieſen an und diktierte dem Geh. 
Kabinettsrat das Protokoll, d. h. zunächſt die Fragen und den 
Thatbeſtand, wie er ihn durch Heucking und Arnold kennen 
gelernt hatte. Als der König hierbei erwähnte, wie das Ber⸗ 
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beſtätigt hätte, beging er einen groben Fehler; der Großkanzler 
half ihm deshalb ein, indem er ſagte: „das Kammergericht.“ 
Es waren das zwei Worte von höchſter Bedeutung; denn ſie 
enthielten zugleich, daß der oberſte Gerichtshof, das Geheime 
Tribunal, in der Arnoldſchen Sache noch nicht in dritter 
Inſtanz geſprochen hätte. Jedoch die Warnung wurde nicht 
verſtanden oder befolgt. Es geboten vielmehr dem Großkanzler 
die unköniglichen Worte: „Halt's Maul!“ Schweigen; dann 
überhäufte Friedrich ihn mit Vorwürfen und wies ihn, als 
er ſich rechtfertigen wollte, aus dem Zimmer, indem er ihm 
zurief: „Marſch, Seine Stelle iſt ſchon vergeben!“ 

Mit größter Geſchwindigkeit entfernte ſich der unglückliche 
Großkanzler, den in dieſer Angelegenheit keine Schuld traf. 
Auch die Räte wurden hart behandelt; als der eine von ihnen, 
Friedel, die erſte Gelegenheit wahrnahm, den König anzureden: 
„Halten Eure Majeſtät zu Gnaden, der Arnoldſche Fall iſt 
nicht derſelbe, worüber wir befragt worden ſind!“ fuhr der 
König mit großer Heftigkeit auf und ſchrie: „Halt's Maul, 
Canaille, es iſt aber der Fall!“ Auch andere harte Ausdrücke 
ſchleuderte der erzürnte Herrſcher gegen die beklagenswerten 
Räte, die ungehört verdammt wurden. Ein Offizier brachte 
ſie in einem Wagen nach dem gemeinen Stadtgefängnis, dem 
Kalandshofe, wo ſie eine Wache von zwei Unteroffizieren und 
zwei Gemeinen bekamen und bis zum 5. Januar im Arreſte 
ſaßen ). 

Niemand kann ein ſolches Verhalten des Königs rechtfertigen, 
wiewohl man nicht vergeſſen darf, daß er in dem Wahne lebte, 
man habe mit ſeinem Namen einen ſchrecklichen Mißbrauch ge⸗ 
trieben. Das Schlimmſte war aber, daß Friedrich jeden Rück- 
weg ſich verſperrte, indem er das Protokoll durch die Zeitungen 
öffentlich bekannt machen ließ. Zwar finden ſich Worte darin, 
die alles Preiſes würdig ſind. Der König verlangte, die Richter 
ſollten ohne jedes Anſehen der Perſon und des Standes Recht 


1) Ransleben bei Preuß III, 446, und Finckenſtein in der 
Zeitſchrift für preußiſche Geſchichte I, 544. 
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ſprechen; der geringſte Bauer, ja noch mehr, der Bettler ſei 
ebenſo gut wie er ein Menſch, und es müſſe ihm alle Gerech— 
tigkeit widerfahren. Aber auf der andern Seite verleumdete er 
vor aller Welt, ohne daß eine gehörige Unterſuchung ſtattge⸗ 
funden hätte, ſeine eigenen Gerichtshife. Man muß ihm bei⸗ 
ſtimmen, wenn er ſagte: „Ein Juſtizkollegium, das Ungerechtig⸗ 
keiten ausübt, iſt gefährlicher und ſchlimmer als eine Diebes⸗ 
bande; vor dieſer kann man ſich ſchützen, aber vor Schelmen, 
welche den Mantel der Juſtiz gebrauchen, um ihre üblen Leiden⸗ 
ſchaften auszuführen, nicht. Die ſind ärger als die größten 
Spitzbuben und verdienen eine doppelte Beſtrafung“ ). Aber 
nach dem Zuſammenhange mußte man denken, daß es in 
Preußen mit der Rechtspflege ſo weit gediehen ſei. Friedrich 
entſetzte weiter an dieſem Tage den Präſidenten Finckenſtein 
ſeines Amtes und befahl, daß die erſten vier Räte der neu— 
märkiſchen Regierung und der Hoffiskal Schlecker gleichfalls in 
den Kalandshof gebracht werden ſollten, um dann ebenſo wie 
die drei Kammergerichtsräte von dem Kriminalkollegium nach 
der Schärfe der Geſetze gerichtet zu werden. Der König ging 
ſo weit, hierbei zu beſtimmen, daß mindeſtens auf Abſetzung 
und Feſtungsarreſt erkannt werden müßte. Außerdem ſollten 
die ſieben Räte zuſammen das Kaufgeld für die Arnoldſche 
Mühle ſowie den Schaden, welchen die Entziehung des Waſſers 
verurſacht hätte, bezahlen, und die Kammer in Küſtrin empfing 
den heiklen Auftrag, die Höhe der Vergütigung zu ermitteln. 
Endlich ſollte Gersdorf entweder dem Arnold eine tüchtige und 
gute Windmühle bauen oder ſeine Teiche wieder eingehen 
laſſen. 

Die Nachfrage nach dem gedruckten Protokolle war an 
dieſem Tage ſehr groß, und man konnte da, wo es verkauft 
wurde, kaum durch die Straße kommen. Die Meinungen über 
die Handlungsweiſe des Königs waren geteilt. Manche Bürger 
erleuchteten am Abende dieſes Tages ihre Häuſer und fügten 
wohl ſinnbildliche Figuren hinzu, wie etwa einen preußiſchen 


1) Preuß III, 494. 
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Adler, der drei Ungeheuer — etwa die Ungerechtigkeit, Beſtech⸗ 
lichkeit und Unterdrückung — zerreißt. Am 12. dagegen fuhr 
der ganze Adel bei dem Freiherrn v. Fürſt vor, um ihm ſein 
Beileid zu bezeigen. Vom Schloſſe konnte man die Wagen 
ſehen, welche dort hielten. Auch der Hof und die Prinzen von 
Geblüt gaben dem abgeſetzten Großkanzler ihr Bedauern zu 
erkennen. Der engliſche Geſandte macht hierbei die Bemerkung: 
„Die öffentliche Meinung hat ſich bei dieſer Gelegenheit ſo ſtark 
und auffallend ausgeſprochen, wie es ſonſt nur unter Ver⸗ 
faſſungen geſchieht, die von der preußiſchen ſehr verſchieden 
ſind.“ Außerdem ſchreibt er am 14. Dezember noch: „Es 
kränke, ſagt man, den König ungemein, zu ſehen, daß er unter 
allen Miniſtern und Räten, deren Meinung er ſeitdem über 
dieſen Gegenſtaud einholte, nicht einen einzigen Mann gefunden 
hat, der aus Gefälligkeit, Furcht oder Ehrgeiz ſich nur die ge- 
ringſte Billigung der ergriffenen Maßregeln hätte abpreſſen 
laſſen“ ). 

In der That, es gewährt einen Troſt, wenn man findet, 
daß die hohen Staatsbeamten von dem nämlichen ſtrengen 
Pflichtgefühl geleitet werden, wie ihr großer König, und ſobald 
dieſen der Eifer für Gerechtigkeit zur Ungerechtigkeit verführt, 
ihm dahin nicht folgen. Der Miniſter Zedlitz hütete ſich, dem 
Kriminalſenate vorzuſchreiben, worauf er zum mindeſten ere 
kennen ſollte, ſondern er befiehlt nur demſelben, nach Pflicht 
und Gewiſſen zu unterſuchen, inwiefern diejenigen, welche das 
Urteil geſprochen, ſich etwas dabei zuſchulden kommen laſſen, 
und ein Gutachten einzuſenden?). Das geſchah denn auch, 
und zwar faßte man nach erfolgter Unterſuchung aus Vorſicht 
dasſelbe gemeinſchaftlich in einer Geſamtſitzung ab. Am zweiten 
Weihnachtsfeiertage ward es fertig, und nun berichtete Zedlitz 
umſtändlich an den König. Er war, wie er am Schluſſe be⸗ 
merkte, deshalb ſo weitläufig, weil es darauf ankäme, die 


1) Raumer V, 341. Finckenſtein a. a. O. I, 146. Karl 
Georg v. Raumer bei Preuß III, 500. 


2) Zeitſchrift I, 146. 
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armen Arreſtanten von der auf fie geworfenen Ungnade zu bee 
freien. „Ich habe hierbei meine Pflicht vor Augen gehabt“, 
fuhr der Miniſter fort, „und übergebe nun das Schickſal dieſer 
Unglücklichen und mein eigenes in Eurer Königlichen Majeſtät 
landesväterliche Gewalt und Gnade.“ Zuletzt aber fragte 
Zedlitz, ob ein Kriminalurteil noch abgefaßt werden ſollte 4). 

Argerlich antwortete der König: „Meint Ihr denn, daß ich 
Eure Advokatenſtreiche nicht kenne und daß ich nicht weiß, wie 
man eine üble Sache verbeſſern, vergrößern und verkleinern 
kann, wie man es gerade paſſend findet? Das Federzeug vere 
ſtehet nichts. Wenn Soldaten was unterſuchen, ſo gehen ſie 
den geraden Weg und auf den Grund der Sache.“ Friedrich 
betonte dann, daß er einem ehrlichen Offizier, der Ehre im 
Leibe habe, mehr glaube, als allen Advokaten und Richtern 2), 
und verlangte Gehorſam, er werde ſonſt einen andern in die 
Stelle von Zedlitz nehmen. Dieſer fügte ſich aber nicht, ſondern 
ſchickte dem Könige am 22. Dezember das Gutachten des 
Kriminalſenates. 

Letzteres war ein umfangreiches, wohldurchdachtes und in 
den ehrerbietigſten Formen abgefaßtes Schriftſtück, welches aber 
durch ſeinen Inhalt dem Könige höchſt unangenehm ſein mußte; 
denn es wurde darin zunächſt ausführlich nachgewieſen, daß der 
Thatbeſtand ein ganz anderer wäre, als Friedrich in dem Proto— 
kolle der Welt verkündet hatte, und daß die Krebsmühle hinlang- 
liches Waſſer beſäße. Hatte der Deichinſpektor Schade gleich⸗ 
wohl die Möglichkeit angenommen, daß es zur trockenen Zeit 
daran fehlen könnte, jo äußerte fic) nun der Oberkonſiſtorial— 
und Oberbaurat Silberſchlag, welchen der Kriminalſenat zuzog, 
anders. Unabhängig von dieſem beſichtigte damals auch der 
Kriegsrat Senff im Auftrage der neumärkiſchen Kammer die 
Mühle; ſein Bericht traf am 28. Dezember aus Züllichau ein 
und wurde noch nachträglich vom Kriminalſenat in dem Gut⸗ 
achten berückſichtigt. Die beiden Waſſerbauverſtändigen hoben 


1) Zeitſchrift f. preuß. Geſch. I, 159. Wichtige Ergänzung zu Preuß. 
2) Er ſchreibt: „Advokaten und Rechte“. 
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jeder für ſich hervor, daß die Arnoldſche Mühle ganz verfallen 
geweſen und viel Waſſer ſich durch das durchlöcherte Mühlen⸗ 
brett, ohne das Rad zu berühren, vergeblich verlaufen, und in 
den naſſen Jahren das hohe Grundwaſſer aus der Oder das 
Mahlen gehindert habe; beide meinten, es ſei noch mit 
gar keiner Zuverläſſigkeit entſchieden, ob Arnold Waſſermangel 
gehabt und ob derſelbe von der Anlegung des Teiches herrühre, 
ſondern es müßten deshalb noch ganz andere Verſuche gemacht 
werden. 

Der Kriminalſenat erörterte nun umſtändlich, warum ſo, 
wie es geſchehen, hätte erkannt werden müſſen; er hütete ſich 
wohl, zu behaupten, daß eine andere Entſcheidung ſchlechterdings 
unmöglich wäre, aber er ſtellte jede abſichtliche Ungerechtigkeit 
mit aller Beſtimmtheit in Abrede; dann fuhr er fort: „Noch 
kein Geſetz hat jemals auf unvorſätzlichen Irrtum oder einen 
Fehler der Einſicht eines ſonſt tüchtigen Richters Strafen be- 
ſtimmt, ſondern es ſind bloß wegen Möglichkeit einer unrichtigen 
Einſicht, und um Entſcheidung wichtiger Sachen nicht auf die 
Meinung eines einzigen Richters oder Kollegii ankommen zu 
laſſen, mehrere Inſtanzen angeordnet.“ Auch das Vorhanden⸗ 
ſein unlauterer Beweggründe leugnete der Kriminalſenat mit 
ausführlicher Begründung. Umgekehrt beſchuldigte das Feder⸗ 
zeug den ehrlichen Oberſten v. Heucking, daß er, wie bereits 
erwähnt, zum Beſten der Arnoldſchen Eheleute berichtet, weil 
der König ihnen geholfen wiſſen wollte und man ſonſt die 
größte Ungnade zu befürchten hätte. Die Mitglieder des 
Kriminalſenates nannten weiter den Mann, nach deſſen Ver⸗ 
ſicherung der von dem Oberſten gebrauchte Bech ein Ratgeber 
der Arnoldſchen Eheleute geweſen wäre, und meldeten, daß 
dieſer ſich manches früher hätte zuſchulden kommen laſſen, 
wie die von ihnen eingeſehenen Akten bezeugten. Sie baten 
endlich, daß die ganze Sache doch dem Geheimen Tribunal zur 
letzten Entſcheidung zugefertigt werden möchte. 

Noch von einer andern Seite wurde Friedrich zu weiterer 
Unterſuchung der Angelegenheit aufgefordert. Er hatte Gers⸗ 
dorf als Landrat abgeſetzt und einen Herrn v. Luck an ſeine 
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Stelle gerufen. Da bat die Ritterſchaft des Züllichauer Kreiſes, 
ihr doch die freie Wahl eines Kreiseingeſeſſenen zum Landrat 
auch fernerhin zu geſtatten, Luck habe letztere Eigenſchaft nicht 
und werde bei ſeiner Geſundheit ſchwerlich den öffentlichen Ge⸗ 
ſchäften vorſtehen können, während umgekehrt Gersdorf darin 
ſich untadelhaft betragen. Die Unterzeichneten ſprachen ferner 
als Augenzeugen gegen Bechs Unbeſcholtenheit und flehten am 
Ende, der König möge dem Herrn v. Gersdorf erlauben, ſich 
gegen den Bericht des Oberſten v. Heucking zu verteidigen; 
dadurch werde ans Licht kommen, wer ſich unterfangen habe, 
des Königs geheiligte Perſon hintergehen zu wollen. 

Die Bitte war gerecht; aber Friedrich wollte nicht fund- 
geben, daß er getäuſcht werden könnte, und er erklärte deshalb: 
er ſei nicht gemeint, ihr Wahlrecht zu ſchmälern, jedoch er 
müſſe ſelber zutreten, da ſie gezeigt hätten, daß ſie keinen Land⸗ 
rat zu wählen verſtänden. Das Papier erträgt Unvereinbares. 
Ebenſo wenig wurde der König durch das ausführliche und 
ſorgfältige Gutachten des Kriminalſenates umgeſtimmt, er wies 
vielmehr nochmals den Miniſter an, ſo zu erkennen, wie er 
geſagt habe, oder er werde es ſelber thun, und das werde 
ſchlimmer ausfallen, Zedlitz aber bei ihm auf das ſchwarze 
Brett kommen. Dann gebot ihm Friedrich, ſeine Befehle 
künftig beſſer zu reſpektieren und genauer zu befolgen, und er 
ſchloß mit der Drohung: „oder ich bin nicht mehr Euer wohl— 
affektionierter König“ ). Sollte noch ein Juſtizminiſter in 
dieſen Sturz verwickelt werden? Zedlitz antwortete: „Ich habe 
Eurer Königl. Maj. Gnade jederzeit als das größte Glück 
meines Lebens vor Augen gehabt und mich eifrigſt bemüht, 
ſolche zu verdienen. Ich würde mich aber derſelben für un— 
würdig erkennen, wenn ich eine Handlung gegen meine Über— 
zeugung vornehmen könnte.“ Aus den von ihm und auch vom 
Kriminalſenat angezeigten Gründen erklärte er ſich außerſtande, 
ein Urteil, wie der König es verlangte, gegen die in der 
Arnoldſchen Sache verhafteten Juſtizbeamten abzufaſſen. 

1) Fehlt bei Preuß und ſteht in der Zeitſchrift 1, 150; hier ift auch 
die folgende Korreſpondenz vollſtändig. 
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Dieſes Schreiben mußte dem Könige ſehr unangenehm ſein; 
denn er hatte im Gegenſatze zu ſeinem Vater Machtſprüche 
jederzeit verworfen. „Die Geſetze müſſen allein regieren“, 
ſchrieb er in dem politiſchen Teſtamente von 1768, „und die 
Pflicht des Herrſchers beſchränkt ſich darauf, dieſelben zu ſchützen.“ 
Je mehr ihn aber das Schreiben ärgerte, deſto mehr fällt es 
auf, daß er dem Miniſter nur ſein Befremden über deſſen 
Weigerung ausdrückte. Er ſprach nun ſelber am 1. Januar 
1780 das Urteil. Bei Ransleben und dem Regierungsrate 
Scheibler benutzte er geringfügige Umſtände, um ſie freizugeben 
und die Zahl der Opfer zu vermindern; denn er wollte ja 
nur ſchrecken oder, wie er ſich ausdrückte, ein Exempel ſtatuieren, 
gerade wie bei dem Geh. Finanzrat Urſinus. Er verlangte, 
daß Zedlitz alles Weitere ſofort beſorgen ſollte, und fuhr dann 
fort: „Übrigens will ich Euch noch ſagen, wie es mir lieb iſt, 
daß ich Euch bei dieſer Gelegenheit ſo kennen lernen, und werde 
nun ſchon ſehen, was ich weiter mit Euch mache, wonach Ihr 
Euch alſo richten könnet, und bin Ich ſonſten Euer wohlaffek— 
tionierter König.“ 

Noch viel merkwürdiger iſt ein folgendes Schreiben Fried- 
richs an Zedlitz, worin er ihm befahl, die Urteile noch nicht 
in die Expedition zu geben. „Ich will durchaus keine Un⸗ 
gerechtigkeit begehen“, fuhr er fort. „Bedenket doch nur ſelbſt, 
wie verwickelt die Sache iſt. Wenn einer eine Mauer auch 
auf ſeinem Territorio fo hoch aufführt, daß er einem Wind- 
müller dadurch den Wind nimmt, muß er ihm dann 
nicht den Schaden erſetzen? Iſt es nun nicht ebenſo, wenn 
man einem Waſſermüller das Waſſer nimmt? Ich will ja 
kein ungerechtes Urteil fällen. Sind die Leute unſchuldig, ſo 
ſollen ſie nicht geſtrafet werden. Meldet mir alſo, wer das 
hieſige und wer das Küſtrinſche Urteil gemacht hat, damit ich 
ſehe, wer unſchuldig ſei.“ 

Dem Miniſter ſchlug vor Freude das Herz, als er dieſe 
gemütvollen Zeilen geleſen; denn ihn beſchwingte die Hoffnung, 
daß er die Gefangenen würde retten können. Er antwortete 
noch an demſelben Tage: „Eure Königl. Maj. geben mir das 
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Leben wieder, da Sie erklären, Sie wollten keine Unſchuldigen 
ſtrafen. Auf dieſe Art wird die große Erſchütterung, die dieſe 
Sache in der Juſtiz nicht nur in Eurer Königl. Maj. Landen, 
ſondern auch auswärts gemacht hat, gewiß keinen Schaden 
thun. Die Fragen und Exempel, die mir Eure Königl. Maj. 
mit väterlicher Gnade vorlegen, ſind ſo einleuchtend und plan, 
daß ſich nichts dagegen ſagen läßt. Nur möchte ich unter- 
thänigſt bitten, noch eine hinzuthun zu dürfen, nämlich: iſt 
auch wirklich ein ſolche Mauer aufgeführt, iſt wirklich dem 
Müller Waſſer entzogen worden? Wenn die Zeugen ſolches 
leugnen, ſind die Richter, die dieſen Zeugen glauben, ſtraf— 
fällig?“ Der Miniſter ſandte nun das Original des Berliner 
Urteils, indem er zugleich meldete, dasſelbe ſei von dem Kammer— 
gerichtsrate Ransleben entworfen worden, aber der Präſident 
v. Rebeur habe, wenn es verleſen werde, die Akten vor ſich, 
um darin die angeführten Stellen nachzuſchlagen und das Urteil 
danach zu ändern. Den Spruch der neumärkiſchen Regierung 
habe der Graf von Finckenſtein gemacht, wie aus einem Briefe 
desſelben, den er beilege, hervorgehe. 

Offenbar wollte der König die Zahl der Opſer verringern, 
wenn es ihm dadurch erſpart würde, einen Machtſpruch zu 
thun; aber er geriet hierbei in die üble Lage, denjenigen, 
welchen er ſelbſt bereits losgeſprochen, und den ſchon abgeſetzten 
Sohn ſeines langjährigen vertrauteſten Staatsminiſters auf die 
Feſtung ſchicken zu müſſen. So blieb es denn bei dem Macht 
ſpruche vom 1. Januar 1780. 

Faſſen wir uns nun kurz. Das Arnoldſche Ehepaar erhielt 
die Mühle zurück. Die Kammergerichtsräte Friedel und Graun, 
die Regierungsräte Neumann, Bandel und Buſch, ſowie der 
Hoffiskal Schlecker wurden am 7. Januar nach Spandau ge- 
bracht und außerdem verpflichtet, an Arnold Schadenerſatz zu 
leiſten, deſſen Betrag man ſpäter auf 984 Thlr. 12 Gr. 10 Pf. 
feſtſetzte. Früher hatte der König noch gefordert, daß ſie auch 
die Mühle bezahlen ſollten; jedoch dieſe himmelſchreiende Un- 
gerechtigkeit wurde noch von ihnen abgewendet. Schmettau 
mußte die 600 Thaler, die er von Gersdorf empfangen, und 
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letzterer noch 200 Thaler an die Witwe Pölchin zahlen, welcher 
er die Mühle für 800 Thaler verkauft hatte. 

Zum Großkanzler war bereits am 11. Dezember 1779 der 
ſchleſiſche Juſtizminiſter v. Carmer ernannt und am 1. Januar 
ihm aufgetragen worden, in die Stelle der abgeſetzten Richter 
andere rechtſchaffene Männer auszuſuchen und in Vorſchlag zu 
bringen. 

Am 1. Juni 1780 fragte der König bei dem Juſtizdepar⸗ 
tement an, ob der Müller Arnold wieder im Beſitze ſeiner 
Mühle ſei und die Entſchädigung empfangen habe; denn ſeine 
ausdrückliche Willensmeinung gehe dahin, daß die gefangenen 
Juſtizbedienten nicht eher loskommen ſollen, als bis ſie das 
Geld bezahlt haben und alles in Richtigkeit ſei. So ſchien 
plötzlich und unerwartet ein Strahl der Gnade zu erglänzen. 
Obwohl nun aber das Departement nur kurz und geſchäfts⸗ 
mäßig antwortete, bekam es eine grobe Antwort: „Sie ſollen 
ſich in ihre Sachen melieren; ich werde ſchon Ordres geben, 
wenn ich es gelegen finde.“ Woher kam nun dieſer gereizte 
Ton? Friedrich muß es übel genommen haben, daß ſie an⸗ 
zeigten, der Müller ſei im Beſitze der Mühle, weil ihn der 
König ſelbſt wieder einſetzen laſſen. Dieſe Angelegenheit blieb 
alſo, wie man ſieht, ein wunder Fleck, welcher bei jeder neuen 
Berührung ſchmerzte. Endlich am 5. September 1780 befahl 
Friedrich, die Gefangenen zu entlaſſen. Willkür hatte ſie nach 
Spandau gebracht und Willkür gab ihnen nach acht Monaten 
die Freiheit wieder. 

Auch ein unumſchränkter Herrſcher kann noch getroffen wer⸗ 
den. Friedrich der Große war kaum geſtorben, ſo verlangte 
Gersdorf, daß das durch den Machtſpruch gehemmte Verfahren 
wieder aufgenommen würde. Der neue König wendete ſich an 
das Juſtizdepartement, und der Großkanzler v. Carmer ant⸗ 
wortete am 6. Dezember 1786: mit gutem Grunde dringe 
Gersdorf auf die Fortſetzung des vormaligen Rechtsganges, die 
Sache komme dadurch in der letzten Inſtanz zur Entſcheidung 
des Tribunals, und dieſes werde, da es an dem Prozeſſe 
keinen Teil genommen, ſowohl dem Müller Arnold als dem 
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Herrn v. Gersdorf unparteiiſches Recht widerfahren laſſen. 
Der König, welcher die verdrießliche Angelegenheit in der 
Stille durch Geld abmachen wollte, fragte, wie groß Gers— 
dorfs Verluſt geweſen wäre. Carmer ſah in dieſem Schritte 
wohl ſchon die Aufhebung des Machtſpruches oder wollte die 
Sache ſo betrachten. Er meinte, dadurch ſei der Prozeß wie⸗ 
der in die alte Lage gekommen, und das Tribunal müſſe nun⸗ 
mehr endgültig entſcheiden; unzweifelhaft aber laſte die Ver⸗ 
pflichtung auf dem Müller Arnold, die 984 Thlr. 10 Gr. 
den Räten, die an der ehemaligen Ableitung des Waſſers 
ganz unſchuldig ſeien, oder ihren Erben zurückzuzahlen. Der 
König ließ die Sache jetzt an das Tribunal gelangen; doch 
ſollte das Erkenntnis erſt bekannt gemacht werden, nachdem 
ſeine Willensmeinung darüber eingeholt worden wäre. 

Das Urteil lautete zum dritten Male zugunſten Gers⸗ 
dorfs +); infolge deſſen erlangte letzterer das Recht, ſeinen 
Karpfenteich wiederherzuſtellen. Außerdem ſollte Arnold ihm 
200 Thlr., der Gräfin Schmettau 600 Thlr. und den Räten 
984 Thlr. 12 Gr. 10 Pf. zurückerſtatten; er würde das aber 
nicht imſtande geweſen fein, auch wenn ſeine ganze Mühle ver- 
kauft worden wäre, daher bezahlte Friedrich Wilhelm II., 
nachdem er das Urteil des Tribunals gutgeheißen, dieſe ganze 
Summe. 

Am ſchlimmſten war wohl Schlecker weggekommen; denn 
er hatte ſeinen Poſten als Hoffiskal, ſeine Advokatur bei 
dem Hofgericht in Züllichau und ungefähr 18 Juſtiziariate 
verloren. Er berechnete den erlittenen Schaden auf mehr als 
2000 Thaler, die er als 68 jähriger Greis niemals würde 
wieder erwerben können. Er hatte ſein Vermögen zugeſetzt 
und nachher von der Unterſtützung anderer leben müſſen. Als 
derjenige, welcher ihn fo ſchwer geſchädigt, aus dem Leben gee 


1) Das Tribunal verwarf übrigens den einen Entſcheidungsgrund 
der beiden vorhergehenden Urteile, daß einem jeden, durch deſſen Grund 
und Boden ein Mühlenfließ laufe, freiſtehe, dem unten liegenden Müller 
das übrige Waſſer durch Anlegung eines Karpfenteiches zu entziehen. 
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ſchieden war, da erſt wagte der Miniſter v. Hoym dem be- 
klagenswerten Manne mitleidig zuhilfe zu kommen und ihn 
als Senator in Grünberg mit einem Gehalte von 200 Thalern 
anzuſtellen. Schlecker gewann hierdurch für ſich und die Sei⸗ 
nigen nicht einmal den notdürftigen Unterhalt, und wovon 
ſeine Frau nach ſeinem Tode leben ſollte, wußte er nicht; 
aber umſonſt empfahl er ſich dem allerhöchſten Erbarmen, er 
empfing nur die Summe zurück, die er vor acht Jahren un⸗ 
gerechterweiſe hatte bezahlen müſſen. 

Dagegen willfahrte der König dem Antrage des ehemaligen 
Regierungspräſidenten Finckenſtein und beſtätigte das Urteil, 
welches der Kriminalſenat über die von dem Machtſpruche be— 
troffenen Beamten gefällt, am 14. November 1786 9). Hier⸗ 
durch wurde die Ehre dieſer Männer, von denen zwei aller- 


dings nicht mehr am Leben waren, ebenfalls wieder hergeſtellt; 
denn der neue König erklärte, daß ihnen nicht der geringſte 


Verdacht einer in der Arnoldſchen Sache begangenen Ungerech— 
tigkeit, Parteilichkeit oder irgendeines anderen pflichtwidrigen 
Verhaltens zur Laſt fiele, und alſo die zur damaligen Zeit 
gegen ſie ergangenen Verfügungen nur als die Folge eines 
Irrtums anzuſehen wären, wozu den ruhmwürdigen Juſtizeifer 
ſeines in Gott ruhenden Oheims unvollſtändige, der wahren 
Lage der Sache nicht angemeſſene Berichte übel unterrichteter 
und im voraus eingenommener Perſonen verleitet hätten. So 
ſchlecht kam der verächtliche Heucking diesmal weg. Der König 
Friedrich Wilhelm erklärte ſich weiter bereit, dieſe unſchuldig 
beſtraften Männer, wenn fie ſelbſt es wünſchten, wieder 
in die Dienſte des Staates treten zu laſſen 2). Arnold aber 
blieb im Beſitze der Mühle, und als die neumärkiſche Regie- 
rung nachträglich von ihm noch die Koſten für den Prozeß, 
den er mit Gersdorf geführt, im Betrage von 51 Thalern 
verlangte, da befahl der König dem Großkanzler, dieſelben 
niederzuſchlagen; denn er wünſchte, daß die Sache einmal in 
Vergeſſenheit käme. 
1) Preuß III, 539 ff. 
2) Preuß III, 426. 
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Wer Friedrich II. entſchuldigen will, der beruft ſich auf 
den edlen Beweggrund und auf die guten Folgen; jener iſt in 
der That ein mildernder Umſtand, aber dieſe können die unge⸗ 
rechte Handlungsweiſe nicht beſchönigen. Und überdies hätten 
ſich durch einen bloßen Wechſel im Großkanzleramte die er- 
ſprießlichen Folgen ebenſo gut erreichen laſſen. Gehen wir 
jetzt, um die letzteren kennen zu lernen, in das Jahr 1780 
zurück und betrachten wir die ſegensreiche Thätigkeit, welche 
Carmer entfaltete, ſobald er nach Berlin gekommen war. 

Zuerſt bemühte ſich der neue Großkanzler, ſeine Prozeß 
ordnung einzuführen, und es gelang ihm jetzt auch, den König 
von deren Güte zu überzeugen. Am 14. April 1780 erklärte 
Friedrich in einer Kabinettsordre: der Richter ſollte künftig die 
Parteien mit ihrer Klage und Verantwortung ſelbſt hören, 
ihre Erzählungen und mitzubringenden Beweistümer gegen etn- 
ander halten und ſo den wahren Zuſammenhang der Sache, 
welche zu dem Rechtsſtreit Anlaß gegeben, ermitteln, hiernach 
aber denſelben Parteien Vorſchläge zum Vergleiche machen, die 
den Rechten und der Billigkeit gemäß wären. An die Stelle 
der Advokaten ſollten ferner Rechtsfreunde mit feſtem Gehalt 
unter dem Namen Aſſiſtenzräte treten. 

Man begreift es, wenn der neue Großkanzler bemüht war, 
die ſchwer ertragene Niederlage ſchnell durch einen entſchiedenen 
Sieg in Vergeſſenheit zu bringen; anſtändig aber war es 
nicht, wenn er die Gelegenheit zugleich benutzte, die Gegner zu 
demütigen, indem er ſich nicht begnügte, ſeine alten Gründe 
wider das frühere Prozeßverfahren in der Einleitung der 
Kabinettsordre aufzuführen, ſondern auch noch die Bemerkung 
hinzufügte: es ſei nicht glaublich, daß jemals ein vernünftiger 
Geſetzgeber eine ſo unnatürliche Prozeßordnung geſchaffen habe. 
War es denn notwendig, die Gegner in dieſer Weiſe zu ver— 
wunden, und richtete ſich der Tadel nicht zugleich gegen den 
König, welcher doch Coccejis Werk vollzogen hatte? Beinahe 
befremdet es, daß Friedrich die Kabinettsordre ſo ſtehen laſſen, 
wie Carmer ſie aufgeſetzt, als ob er ſie nur flüchtig geleſen 
hätte. Auch verſprach ſich der Großkanzler zu viel, wenn er 
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glaubte, daß die meiſten Prozeſſe mit einem Vergleiche jetzt 
endigen würden. : 

Wie bet der Gründung der Landſchaft, alſo verfuhr Carmer 
auch hier. Bereits in der Mitte des Auguſtmonats ward ein 
von Svarez verfaßter „vorläufiger Unterricht für ſämtliche 
Juſtizbediente über den Unterſchied der alten und der neu ein⸗ 
zuführenden Prozeßordnung“ an die Gerichte verſendet, und im 
Dezember kam das erſte Heft eines „Briefwechſels über die 
gegenwärtige Juſtizreform“, welchem ſpäter andere folgten, zu 
demſelben Zweck heraus. Als aber Carmer im Kammergericht 
auf Widerſpruch ſtieß, griff er, wie wenn er ſich auf die Güte 
ſeiner Sache nicht gänzlich verlaſſen wollte, noch zu anderen 
Mitteln. Er warnte die Mitglieder jener Juſtizbehörde bei 
Strafe der Entlaſſung aus dem Dienſt, in Geſellſchaften ja 
nicht nachteilig von der neuen Geſetzgebung zu ſprechen, und 
am Neujahrstage 1781 wurden fie durch das Verbot, etwas 
über dieſen Gegenſtand ohne des Großkanzlers Einwilligung 
drucken zu laſſen, überraſcht. Hauptſächlich war die Maßregel 
gegen den Präſidenten v. Rebeur gerichtet, einen allgemein ge⸗ 
liebten und geſchätzten Juriſten, eifrig in ſeinem Dienſte, gerecht 
in ſeinen Handlungen, unermüdlich in Erfüllung ſeiner Pflichten, 
thätig in Verteidigung der Unſchuld, aber öfters ſtreng gegen 
ſeine Untergebenen. So entſtand eine Feindſchaft, welche nach 
einigen Jahren zu einem recht unangenehmen Federkriege ge⸗ 
führt hat ). 

Der Entwurf von 1776 war inzwiſchen zuerſt nach den 
früheren Bemerkungen Rebeurs und anderer verbeſſert und 
dann einigen hochgeſtellten und erfahrungsreichen Juriſten mit⸗ 
geteilt worden. Um den Widerſpruch nicht zu vergrößern und 
die Frucht ungefährdet in die Scheuer zu bringen, unterließ es 
Carmer, den Entwurf der Offentlichkeit zur Prüfung vorzu⸗ 
legen und die Bemerkungen der Landesjuſtizkollegien einzuholen, 
ſondern nachdem die Ausſtellungen der genannten Männer noch 


1) Näheres giebt Stölzel, C. C. Svarez, S. 205ff. 
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Berückſichtigung gefunden, erſchien die neue Prozeßordnung mit 
Patent vom 26. April 1782 ). 

Carmer wollte nun das Werk in Angriff nehmen, zu deſſen 
Ausführung ſich Fürſt bereits am 3. Januar 1776 erboten, 
und ein neues Geſetzbuch ſchaffen. Die Aufgabe, die er zu 
löſen hatte, war ſchon durch die Kabinettsordre vom 14. April 
1780 näher beſtimmt worden. Der Grofkanzler unterließ es 
hier ebenſo wenig, wie vorher bei der Prozeßordnung, Cocceji, 
welchen er freilich nicht nannte, zu tadeln und ſtarke Ausdrücke 
gegen ihn zu gebrauchen. Auf ſeinen Vorſchlag ſchrieb der 
König: „Was die Geſetze ſelbſt betrifft, ſo finde ich es ſehr 
unſchicklich, daß ſolche größtenteils in einer Sprache geſchrieben 
ſind, welche diejenigen nicht verſtehen, denen ſie doch zu ihrer 
Richtſchnur dienen ſollen. Ebenſo ungereimt iſt es, wenn 
man in einem Staat, der doch ſeinen unſtreitigen Geſetzgeber 
hat, Geſetze duldet, die durch ihre Dunkelheit und Zweideutig⸗ 
keit zu weitläuftigen Disputen der Rechtsgelehrten Anlaß geben, 
oder wohl gar darüber, ob dergleichen Geſetze oder Gewohnheit 
jemals exiſtiert oder eine Rechtskraft erlangt habe, weitläufige 
Prozeſſe veranlaßt werden.“ Am Schluſſe der Kabinettsordre 
wendete ſich Carmer gegen die Advokaten und zeigte wieder 
das ſtolze Selbſtgefühl, welches bedeutende Männer zu haben 
pflegen, wenn ſie vor einer großen Aufgabe ſtehen. Er ließ 
den König ſagen: „Wenn ich, wie nicht zu zweifeln iſt, 
meinen Endzweck in Verbeſſerung der Geſetze oder Prozeßord⸗ 
nung erlange, ſo werden freilich viele Rechtsgelehrte bei der 
Simplifikation dieſer Sache ihr geheimnisvolles Anſehen ver⸗ 
lieren, um ihren ganzen Subtilitätenkram gebracht und das 
geſamte Corps der bisherigen Advokaten unnütze werden. 
Allein ich werde dagegen meine getreuen Unterthanen von 
einer nicht geringen Laſt befreien und deſto mehr geſchickte 


1) Mit dem alten Titel „Corpus juris Fridericianum“, erſtes Buch, 
von der Prozeßordnung; das Geſetzbuch ſollte als Fortſetzung folgen, er⸗ 
ſchien aber nachher als ein beſonderes Werk. 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 41 


642 IV. Buch. 8. Kapitel. 


Kaufleute, Fabrikanten und Künſtler gewärtigen können, von 
welchen ſich der Staat mehr Nutzen zu verſprechen hat“ ). 

Am 27. Juli genehmigte der König den ausführlichen 
Plan, welchen ihm Carmer vorgelegt hatte, wie bei dieſem 
Werke zu verfahren ſei. Friedrichs Abſicht ging nicht ſowohl 
dahin, daß neue Geſetze gemacht würden, es ſollten vielmehr 
nur die bereits vorhandenen geſammelt, in Ordnung gebracht, 
deutlich und allgemein verſtändlich vorgetragen, dabei aber 
auch durchgeſehen und, wo es nötig, ſo eingerichtet werden, 
daß fie den gegenwärtigen Zeiten, Sitten, Gebräuchen, Relt- 
gions und Landesverfaſſungen fo wie dem Rechte der Natur 
und der Billigkeit beſſer entſprächen. 

Das Ganze ſollte die Sammlung der beſonderen, in jeder 
Provinz geltenden Rechte nebſt einem allgemeinen Geſetzbuch 
enthalten und letzteres immer da zur Richtſchnur dienen, wo 
jene ſchwiegen. Hierbei ſollte das Corpus Juris des Kaiſers 
Juſtinian zum Grunde gelegt werden, weil dasſelbe in Preußen 
als ein ſubſidiariſches Recht durchgehend angenommen, an und 
für ſich das vollſtändigſte, auch in den meiſten ſeiner Entſchei— 
dungen dem Rechte der Natur und der Billigkeit gemäß wäre. 
Wegbleiben mußten natürlich alle Beſtimmungen, welche ſich 
auf die römiſche Verfaſſung und die römiſchen Verhältniſſe be- 
zogen. Das Übrige ſollte in eine vernünftige Ordnung ge⸗ 
bracht, aus den im römiſchen Geſetzbuche fo häufig vorkommen⸗ 
den Entſcheidungen einzelner Fälle die Regel herausgezogen, die 
bei dieſer Gelegenheit bemerkten ſcheinbaren und wirklichen 
Widerſprüche berichtigt und die folgenden Beſtimmungen aus 
den bereits vorhandenen allgemeinen Landesgeſetzen entnommen 
oder, wenn ſich auch hier keine fänden, neu entworfen und dem 
Könige vorgeſchlagen werden ). 

Von zwei Schleſiern, dem Dr. juris Volkmar und dem 
Generalfiskal Pachaly, wurden zunächſt die Vorarbeiten ge⸗ 


1) Daniels I, 21, Anm. 2. 


2) Grundſätze des Verfahrens bei Sammlung und Welten der 
Geſeze, bei Daniels I, in den Anlagen Nr. 1. 
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macht, welche dann in die Hände des Aſſiſtenzrates Klein ge— 
langten. Auch dieſer war ein Schleſier, der Sohn eines 
Kürſchners in Breslau. Dort erfüllte derſelbe ſeine neuen 
Pflichten und wurde nur für die Wintermonate nach Berlin 
gerufen, bis er endlich hier am Kammergericht eine Anſtellung 
fand und in dem Hauſe vor dem Königsthor, welches der 
Großkanzler gemietet hatte, 1786 Wohnung erhielt ). 

Der bedeutendſte Mitarbeiter war gleichfalls ein Schleſier, 
der Oberamts- Regierungsrat Svarez, welcher ſeit ungefähr 
13 Jahren mit Carmer in immer näherer Geſchäftsverbindung 
ſtand und ihm unentbehrlich geworden war. Er ſiedelte nun, 
35 Jahre alt, nach Berlin über, wo er die Blume der Une 
ſterblichkeit brach, indem er die Hauptarbeit für das neue Gee 
ſetzbuch auf ſeine Schultern nahm. Er eignete ſich für das 
große Werk wie kein anderer. Die Gegenſtände des menſch— 
lichen Wiſſens waren ihm gleich, und keine Materie widerſtand 
ſeiner Bearbeitung; er konnte ſie hart finden, aber nicht ſpröde. 
Er ſcheute keine Mühe und vermochte ſcheinbare Kleinigkeiten 
mit unabläſſiger Aufmerkſamkeit zu verfolgen. So ward er 
einer der erſten Geſchäftsmänner ſeiner Zeit. Der Grund 
ſeiner vorzüglichen Brauchbarkeit lag in dem unverwandten 
Blicke, welcher nie von ſeinem Ziel abſchweifte, in der Gorge 
falt, mit welcher er alles erforſchte, und in der Leichtigkeit, mit 
welcher er ſeine Gedanken ordnete. Dahin ſprach ſich nach 
ſeinem verhältnismäßig frühzeitigen Tode der Mann aus, 
welcher die beſte Gelegenheit gehabt hatte, die Sinnesweiſe 
und das Wirken dieſes vorzüglichen ee aban it kennen zu 
lernen, der Aſſiſtenzrat Klein ). 

Letzterer giebt uns auch von ſeiner eigenen Thätigkeit einige 
Kunde. „Mir war die Sammlung der Materialien aufge⸗ 
tragen“, ſchreibt er, „und ich ging dabei auf folgende Art zu— 
werke. Der Paragraph ſelbſt enthielt den Satz, wie ich 
glaubte, daß er zu faſſen ſei, in der Anmerkung dazu ward 


1) Stölzel, S. 153. 
2) Stölzel, S. 175. ' 
4i* 
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angezeigt, was bisher Rechtens geweſen und warum dies bei⸗ 
behalten oder abgeſchafft oder doch genauer beſtimmt werden 
müßte. Vorläufige Bemerkungen über die ganze Materie 
gingen jedem Kapitel voraus.“ Kleins Arbeit wurde noch 
einem andern denkenden Geſchäftsmanne, welchen er leider 
nicht nennt, zur Prüfung zugeſtellt, und die Sache dem Groß— 
kanzler alsdann von Svarez vorgetragen, welcher das Geſetz 
hierauf dem Beſchluſſe Carmers gemäß abfaßte. Klein war 
bei dieſem Geſchäfte zugegen, damit er ſeine Faſſung mündlich 
verteidigen oder über neue Vorſchläge ſeine Meinung eröffnen 
könnte und zugleich in den Stand geſetzt würde, ſich nach den 
gewonnenen Beſchlüſſen bei der weiteren Arbeit zu richten ). 

Was auf dieſe Weiſe niedergeſchrieben worden war, das 
wurde dann der ſogenannten Geſetzkommiſſion zugeſendet, näm⸗ 
lich den Geheimen Räten Scherer, Könen, Scholz, Heidenreich 
und Lamprecht, einigen Mitgliedern der Finanzdeputation dieſer 
Kommiſſion und dem Magdeburger Regierungspräſidenten 
v. Tevenar. Dieſe machten ihre Gegenbemerkungen, Svarez 
beurteilte die letzteren ausführlich in ſchriftlichen Aufſätzen und 
trug ſie dann dem Großkanzler vor. Nun wurde der erſte 
Entwurf, abermals unter des letzteren Leitung, wo es nötig 
war, ergänzt und berichtigt. Einzelne Abſchnitte hat Carmer 
ſelbſt umgearbeitet. Erſt hierauf ſchritt man dazu, den Gee 
ſetzen die eigentliche Faſſung zu geben. Dadurch erreichte man 
ſo viel, daß durch das Ganze, wie Svarez bemerkt, einerlei Geiſt 
und die vollkommenſte Gleichförmigkeit der Grundſätze ſo wie 
in der Ausführung einerlei Vortrag und Schreibart herrſchen, 
dennoch aber in dem Werke nicht ein einziger Satz vorkommt, 
der nicht vorher der genaueſten Prüfung mehrerer ſachverſtän⸗ 
diger, mit allen Kenntniſſen einer gründlichen Theorie und viel⸗ 
jährigen Erfahrung ausgerüſteter Männer wäre unterworfen 
worden 2). 


Hiermit aber endete noch nicht die Durchſicht des Geſetz⸗ 


1) Stölzel, S. 222. 
2) Ebd, S. 221. 
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buches, ſondern auf den Antrag des Großkanzlers genehmigte 
der König, daß die verſchiedenen Teile desſelben, ſo wie ſie 
nach und nach ausgearbeitet wären, zuerſt als Entwurf dem 
Publikum vorgelegt würden; es ſollten die Landesjuſtizkollegien 
mit ihrem Gutachten darüber vernommen und ine und aus⸗ 
ländiſche Gelehrte durch ausgeſetzte Preiſe aufgefordert werden, 
ihre Bemerkungen und Erinnerungen einzuſenden. 

Der erſte Teil umfaßte das Perſonenrecht. Die erſte Ab⸗ 
teilung desſelben handelte von dem Hausſtande und beſtimmte 
die Rechte und Pflichten der Eheleute, der Eltern und Kinder, 
der übrigen Familienglieder, der Dienſtherrſchaft und des Gee 
ſindes. Am 10. Mai 1784 überſandte Carmer den gedruckten 
Band dem Könige, der ihm mit dem Zuſatze dankte, daß er 
die Vollendung des allgemeinen Geſetzbuches ſo ſehr wünſche 
und von dem unermüdeten Dienſteifer des Großkanzlers er⸗ 
warte 1). 

Die anderen Exemplare ſchickte Carmer teils an die Ober⸗ 
juſtizkollegien, teils an tüchtige theoretiſche und praktiſche Juriſten, 
an Geſchäftsmänner und Philoſophen; zu den letztern gehörten 
Garve, Moſes Mendelsſohn und der Buchhändler Nikolai, der 
für die zweite Abteilung Bemerkungen über das Verlagsrecht 
eingeſendet hat, welche ſehr berückſichtigt worden ſind. Alle 
dieſe Männer wurden aufgefordert, ihr Gutachten darüber ab- 
zugeben: 1) ob die Abweichungen vom römiſchen Rechte ver⸗ 
nunftgemäß und billig wären und daher den verhofften Nutzen 
erwarten ließen; 2) ob diejenigen Beſtimmungen, wodurch die 
in den Juſtinianeiſchen Rechtsbüchern enthaltenen Widerſprüche 
beſeitigt, die Lücken ausgefüllt oder Geſchäfte, die den Römern 
unbekannt geweſen, normiert worden, ihrem Zwecke, das all— 
gemeine Wohl der bürgerlichen Geſellſchaft zu befördern, ent- 
ſprächen; 3) ob der Entwurf über alle Materien ſich verbreite 
und die einzelnen Materien erſchöpfend abgehandelt ſeien; 4) 
ob der Entwurf ſich überall durch Klarheit und Beſtimmtheit 
des Ausdrucks empfehle ?). Für denjenigen, welcher die gründ⸗ 

1) Stölzel, S. 235 (11. Mai). 

2) Euler bei Ramps XXXII, 27. 28. 
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lichſten und vollſtändigſten Bemerkungen über die ganze erſte 
Abteilung einſenden würde, ſetzte Friedrich eine goldene Medaille 
von 50 Dukaten aus und eine ſolche von 25 Dukaten für den⸗ 
jenigen, welcher inbezug auf einen einzelnen Titel dieſer Ab⸗ 
teilung dasſelbe leiſten würde. Die Regierungen endlich ſollten 
nicht allein auf jene vier Punkte achten, ſondern außerdem noch 
bei den im Laufe der Geſchäfte vorkommenden zweifelhaften 
Rechtsfragen fleißig nachſehen, ob in dem Entwurf eine be- 
ſtimmte, deutliche und paſſende Entſcheidung anzutreffen ſei und 
bei welchen Materien es noch daran mangele )). 

Unter den Männern, denen der gedruckte Entwurf des all⸗ 
gemeinen Geſetzbuches zugegangen war, befand ſich auch der be- 
rühmte Rechtslehrer der Univerſität in Göttingen, Pütter, und 
dieſer ließ ſich ſehr bald öffentlich über die Leiſtung vernehmen. 
Am 1. Juli 1784 ſtand ein Aufſatz von ihm in dem „Gött. 
Anzeiger von gelehrten Sachen“; darin hieß es: „Das römiſche 
Recht iſt zwar nichts weniger als zurückgeſetzt, wie es als 
Philoſophie des Rechts, von den größten Köpfen ſeiner Zeit durch— 
gedacht, auch nicht vernachläſſigt zu werden verdient und wegen 
vieler in Deutſchland einmal angenommener Sitten und Ge- 
ſchäfte nicht ganz zurückgeſetzt werden kann. Aber was aus 
dem römiſchen Rechte beizubehalten war, iſt hier in unſerer 
eigenen Sprache einem jeden faßlich gemacht. Und was auf 
unſere Zeiten und Sitten nicht paßt, warum ſollte man damit 
Geſetzbücher, welche Richtſchnuren unſeres heutigen gemeinen 
Rechts enthalten ſollen, noch überladen? Oder wo mehr Auf— 
klärung oder neue Einrichtungen unſerer Zeiten andere Richt⸗ 
ſchnuren erfordern, warum ſollte man es da bei den Unvoll- 
kommenheiten der bisherigen, vor ſo vielen Jahrhunderten und 
für ganz andere Völker und Sitten entworfenen Geſetzbücher 
laſſen? . . .. Die Abſicht iſt, durch Simplifizierung mancher 
Geſchäfte und Entladung derſelben von den durch das römiſche 
Recht dabei eingeführten übertriebenen Subtilitäten eine Quelle 


1) Simon in der Allgem. Juriſt. Monatsſchr. für die Preußiſchen 
Staaten XI, 221. 222. 223. 
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verwickelter und langwieriger Prozeſſe zu verſtopfen. Dieſe letztere 
Abſicht, unſtreitig eine der preiswürdigſten für ein Geſetzbuch, iſt 
unſeres Bedünkens vorzüglich glücklich ſchon in dieſem erſten Teile 
häufig erreicht worden . . . . Wird nicht jeder Patriot mit uns 
wünſchen, daß daraus ein ähnliches Geſetzbuch für jede andere 
deutſche Staaten erwachſen möchte? oder warum nicht ſelbſt 
für ganz Deutſchland? Auffallend iſt es uns übrigens geweſen 
und wird es vermutlich jedem ſein, der ſich eben die Mühe 
geben will, in Vergleichung dieſes Entwurfs mit demjenigen 
Coccejis, was das gegenwärtige vor jenem Projekte für Vor⸗ 
züge hat, da in demſelbigen inſonderheit noch eine ſolche An— 
hänglichkeit an römiſche Sachen und Terminologieen herrſcht, 
daß damit in der That wenig gewonnen fein würde“ ). 

Die zweite Abteilung des großen Werkes empfing Friedrich 
am 28. März 1785. Darin wurden die verſchiedenen Stände 
des Staates, Bauer, Bürger, Adel, Staatsdiener und Geiſt— 
liche behandelt und ihre Rechte ſowohl als Pflichten feſtgeſtellt. 
Wenn dem Könige die rüſtige Fortſetzung des großen Werkes 
Freude bereiten mußte, ſo erſchreckte ihn anderſeits etwas der 
Umfang der Abteilung, und er bemerkte von dem Buche: „Es 
iſt aber Sehr dicke, und geſetze müſſen kurz und nicht weitläufig 
ſeyndt“ 2). 

Wieder ein Jahr ſpäter, am 9. April 1786, wurde dem 
Könige die dritte Abteilung übergeben; ſie handelt von den 
Rechten und Pflichten des Staates gegen ſeine Bürger, vor— 
nehmlich in Rückſicht auf die Rechtspflege, von der Obſorge 
für die Perſon und das Vermögen der Unmündigen und anderer, 
die ihren Sachen nicht ſelbſt vorſtehen können, ſowie von der 
Verhütung und Beſtrafung der Verbrechen und von den fis— 
kaliſchen Gerechtſamen. Der König benutzte die Gelegenheit, 
um die Forderung auszuſprechen, daß die Strafen immer dem 
Verbrechen angemeſſen fein müſſen. „Wenn fic) Leute ver- 
uneinigen“, fuhr er fort, ,fich ſchlagen und einander umbringen 


1) Stölzel, S. 237. 
2) Daniels I, 38, Anm. 2. 
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und dergleichen Verbrechen, die müſſen mit der größten Schärfe 
beſtraft werden; eben auch, wenn einer den anderen vorſätzlich 
und wiſſentlich ſo verwundet oder wohl gar vergiftet, daß er 
davon ſtirbt, ſo muß der Thäter allerdings auch ſterben. Wenn 
hingegen ein Menſch ganz unſchuldigerweiſe, ohne im geringſten 
eine üble Abſicht oder Vorſatz dabei zu haben, ſondern bloß 
und allein aus Verſehen einen anderen ums Leben bringt, der 
hat den Tod eben nicht verwirket; aber Straßenraub und Mord, 
das verdient die ſchärfſte Beſtrafung, damit andere ein Exempel 
daran nehmen. Hiernächſt, wenn die Bauern in den Wirts- 
häuſern und Krügen Lärmen zuſammen anfangen und einer 
dem anderen einen Stuhl oder Schemel an den Kopf wirft 
und damit an einen gefährlichen Ort trifft, ſo muß derjenige, 
der das gethan hat, wieder ſterben. Sodann, wenn das Volk 
und Geſinde auf dem Lande mutwilligerweiſe Feuer ausbringt 
und anlegt, das verdient ebenfalls mit größter Schärfe beſtraft 
zu werden; denn das iſt höchſt notwendig, um der Bosheit der 
Menſchen nach Möglichkeit Einhalt zu thun. Dieſes iſt es, 
was Ich in der Abſicht Euch noch habe zu erkennen geben 
wollen, damit die Kriminalgeſetze recht ordentlich gemacht 
werden.“ 

Carmer verſicherte, daß er bemüht geweſen ſei, das, was 
der König bisher in vorkommenden Fällen wegen Beſtrafung 
des Totſchlags, des Straßenraubes und der Brandftiftungen 
geäußert habe, ſorgfältig zu beobachten. „Denn ich bin voll⸗ 
kommen überzeugt“, äußerte der Großkanzler weiter, „daß die 
übertriebene Gelindigkeit, womit man in neueren Zeiten ſolche 
grobe und gefährliche Verbrechen zu behandeln angefangen hat, 
der allgemeinen Ruhe und Sicherheit höchſt ſchädlich ſei, und 
daß ſcharfe Strafen nötig ſind, um andere von Begehung ähn⸗ 
licher Verbrechen abzuſchrecken“ ). 

Dem Großkanzler wird man gern beipflichten; dagegen 
kann man nicht völlig dem Könige zuſtimmen, welcher überdies 
fortfuhr, zuweilen Urteile der Gerichtsbehörden zu verſchärfen. 


1) Stölzel, S. 240. 241. 
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Dem Ackerbürger Merten war ein Stück Feld in aller Form 
aberkannt worden; als er es dennoch beſtellen wollte, befahl 
der rechtmäßige Beſitzer Hevenbrock ſeinem neunzehnjährigen 
Sohne, den Eindringling fortzujagen. Jedoch dieſer fiel dem 
andern in die Haare, darauf kam es zu einer argen Prügelei, 
und Merten ſtarb noch an demſelben Abend. Der junge Mann 
wurde, weil er die Grenzen einer erlaubten Gegenwehr über— 
ſchritten, zu einer dreijährigen Feſtungsſtrafe verurteilt. Dem 
Könige genügte das aber nicht, ſondern er verlangte, daß der 
Übelthäter mit dem Schwerte gerichtet werden ſollte. Der 
Juſtizminiſter v. Reck meldete ihm zwar die Gründe, welche 
die Kriminaldeputation bewogen hätten, das Leben nicht ab⸗ 
zuerkennen. Einer derſelben lautete, daß die Geſetze nur für 
einen vorſätzlichen Totſchlag die Strafe des Schwertes be— 
ſtimmten. Trotzdem blieb Friedrich bei ſeiner Forderung ſtehen 
und beſtätigte das abgeänderte Urteil am 11. Oktober 1785. 
Der junge Hevenbrock beruhigte ſich aber hierbei nicht, ſondern 
begehrte ſeine weitere Verteidigung. Das Urteil des Ober⸗ 
appellationsſenates lautete wiederum auf dreijährige Feſtungs⸗ 
ſtrafe und ward am 4. September 1786 von dem neuen 
Könige beſtätigt. Es unterliegt keinem Zweifel, daß man ab- 
ſichtlich die Sache bis zum Tode Friedrichs hingezogen hat ). 

Die öffentliche Sicherheit galt dem Könige ſo viel, daß er 
Straßenraub auf das härteſte geahndet wiſſen wollte; ja, er 
ſtand nicht an, eine zwei⸗ und viermonatliche Feſtungsſtrafe in 
eine immerwährende zu verwandeln, indem er meinte, die beiden 
Verbrecher könnten Gott danken, daß ſie mit dem Leben davon 
kämen. Friedrich hielt die Verſchärfung für um ſo notwendiger, 
als in Preußen das Volk noch ſo roh und wild wäre. Zu 
gleicher Zeit war er darüber ſehr unzufrieden, daß ein Oſt⸗ 
frieſe, der ſeinen Bruder ermordet hätte, mit einer ſechsjährigen 
Feſtungshaft beſtraft werden ſollte. „Sie find wohl nicht ge⸗ 
ſcheit“, ſchrieb er am 9. März 1786 an Reck, „dergleichen 
Urteile zu ſprechen; denn derjenige, der einen anderen ums 


1) Preuß, Urk.⸗Bd. III, 203 ff. 
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Leben bringt, muß notwendig wieder am Leben geſtraft werden. 
Und ich will wiſſen, wer die Richter find, die dieſe Urteile ge- 
macht haben. Denn dergleichen grobe Verbrechen müſſen 
ſchlechterdings ſchärfer beſtraft werden, oder der Teufel wird 
ihnen allen auf die Köpfe fahren.“ Der König will eine härtere 
Strafe, die auf das Volk Eindruck macht ). 

Dieſe Schärfungen gehören in das letzte Lebensjahr Fried⸗ 
vids, und es ijt, als ob ihn das Gefühl triebe, durch über— 
mäßige Herrſcherſtrenge die körperliche Hinfälligkeit zu verdecken; 
denn er hatte bereits die größten Schmerzen zu ertragen. 
„Weit entfernt, mich ein wenig zu erholen, verſchlimmern ſich 
meine Übel“, ſchrieb er am 2. März 1786 an den Prinzen 
Heinrich. „Geſtern und heute leid' ich Todespein. Außer dem 
Aſthma und einem ſehr heftigen Huſten habe ich Kopfſchmerzen, 
welche mir beinahe die Fähigkeit zu denken nehmen“ 7). 

Ehe wir aber dem Schluſſe ſeines Lebens beiwohnen, müſſen 
wir noch einen Blick auf Preußens Beziehungen zu den Ver⸗ 
einigten Staaten von Nordamerika und zu Danzig werfen. 


Neuntes Kapitel. 


Unterhandlungen mit Nordamerika und Danzig, und 
Friedrichs Lebensende. 


Schon frühzeitig hatten die Nordamerikaner ihr Augen⸗ 
merk auf Preußen gerichtet. Im Juni 1777 meldete Friedrich 
ſeinem Bruder, dem Prinzen Heinrich, daß Abgeſandte von 
dort in Berlin eingetroffen wären, die ihm einen Handels⸗ 
vertrag vorſchlügen. Sie wünſchten, daß ihre Kaper in den 


1) Stadelmann II, N. 615. 
2) Oeuvres XXVI, 525. 
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Hafen von Emden mit den Priſen, welche fie gemacht, ein- 
laufen dürften, und ſie ſuchten den König durch die Ausſicht 
auf einen unmittelbaren Handelsverkehr zu locken. Aber 
letzterer war unmöglich, ſo lange die engliſchen Kreuzer den 
Ozean höchſt unſicher machten, und jenes konnte Friedrich nicht 
geſtatten, ohne ſich offen mit England zu entzweien ). 

Noch einen andern Gefallen wünſchten die Amerikaner. 
Jedermann weiß, wie deutſche Fürſten es damals über ſich 
brachten, ihre Soldaten an den König von England zu ver— 
mieten. Friedrich verurteilte dieſe ſchändlichen Vorgänge ſchlechter— 
dings. Als der Landgraf Friedrich von Heſſen-Kaſſel, ohne ſich zu 
nennen, „Verſchiedene Gedanken über die Fürſten“ veröffentlicht 
hatte, lobte Voltaire dieſen, wie wenn er erſt von der Zeit 
an, wo er des Königs Neffe geworden ſei und deſſen Werke 
geleſen habe, Geiſt offenbare; Friedrich nahm aber die Schmei⸗ 
chelei nicht an, ſondern ſchrieb über den Verfaſſer am 18. Juni 
1776: „Derſelbe würde, wenn er aus meiner Schule wäre, 
nicht katholiſch geworden ſein und ſeine Unterthanen nicht 
den Engländern verkauft haben, wie man Vieh verkauft, um 
es ſchlachten zu laſſen. Schmutzige Gewinnſucht iſt die einzige 
Urſache ſo ſchimpflichen Verhaltens. Ich beklage jene armen 
Heſſen, die ihre Laufbahn ebenſo kläglich als unnütz in Amerika 
endigen werden ?).“ 

Aber nicht aus Rückſichten der Menſchlichkeit handelte 
Friedrich, wenn er im Jahre 1777 den Durchzug ſolcher 
Truppen durch Minden, Magdeburg und am Niederrhein ver- 
bot, ſondern, wie er ſelbſt in ſeinen Denkwürdigkeiten erzählt, 
um eine kleine Rache für das Verhalten des Londoner Hofes 
in der Danziger Angelegenheit zu nehmen 5). Als auch der 
Fürſt von Anhalt⸗Zerbſt, der Bruder der ruſſiſchen Kaiſerin, 
von einem ſolchen Verbote betroffen ward und Katharinas 
Verwendung nachſuchte, gab Friedrich dem Grafen Görtz natür⸗ 


1) Oeuvres XXVI, 393. 394. 
2) Ibid. XXIII, 379. 380. 
3) Ibid. VI, 118. 
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lich jenen Grund nicht an, ſondern er ſchrieb am 3. Februar 
1778: es wären lauter zuſammengeraffte Leute, die wohl 
Ausſchreitungen begehen würden; außerdem litte es die poli⸗ 
tiſche Lage nicht, Deutſchland gänzlich von ſolchen zu entblößen, 
welche die Waffen tragen könnten, und endlich bliebe den 
Truppen doch die Möglichkeit fortzuziehen, wenn ſie einen 
Umweg einſchlügen. Katharina lehnte die Verwendung ab, 
um welche fie von dem Fürſten von Anhalt⸗Zerbſt erſucht 
worden war, wie ſie auch andern die gleiche Bitte, ſagte ſie, 
abgeſchlagen hätte +). 

In der That waren inzwiſchen die Umſtände ganz anders 
im Reiche geworden. Den bayeriſchen Erbfolgekrieg vor Augen, 
ließ Friedrich noch im Februar den Landgrafen von Heſſen⸗ 
Kaſſel fragen, ob er gegen Zahlung von Hilfsgeldern drei 
Bataillone nach Weſel als Beſatzung geben wollte, wenn es 
nötig würde. Der König von England wurde ferner als 
Kurfürſt von Hannover wichtig, zumal da Friedrich bemüht 
war, einen Fürſtenbund zu gründen, und wenn dieſer Verſuch 
auch mißlang, ſo wollte man doch in den Reichsangelegenheiten 
zuſammengehen. Konnte der König von Preußen hart bleiben, 
wenn Elliot, der engliſche Geſandte, drei Wochen ſpäter bat, 
daß die in Sold genommenen deutſchen Truppen ungehindert 
durch preußiſches Gebiet marſchieren dürften? Finckenſtein 
und Hertzberg ſtellten außerdem vor: wenn der König dem 
Markgrafen von Ansbach es geſtattet habe, ſo werde er es 
wohl auch dem Landgrafen von Heſſen-Kaſſel nicht abſchlagen 
können. Und Friedrich bewilligte gern, ſchreibt er, die Bitte 
des engliſchen Geſandten ). So ſehr hat der Dichter recht, 
wenn er ſagt: „Die Könige ſind nur Sklaven ihres Standes; 
dem eignen Herzen dürfen ſie nicht folgen.“ Und als Elliot 
im November 1780 den Grafen Finckenſtein abermals um 
eine ſolche Erlaubnis bat, antwortete dieſem der König: er 


1) Friedrich an Görtz 3. Febr. 1778. Görtz an Friedrich 17. Febr. 
(Berliner Archiv.) 


2) Geh. Kab.⸗Akten (26. und 27. Dezember 1778). 
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könne das Geſuch bei ſeiner ſtrengen Neutralität nicht gut 
abſchlagen, und wenn er als patriotiſcher Reichsfürſt es thun 
wollte, ſo würde der Londoner Hof andere Wege finden. Unter 
dieſen Umſtänden zog es der König vor, die Bitte zu bewilligen ). 

Zu der nämlichen Zeit gab der ruſſiſche Geſandte Dol- 
goruki dem König ein Exemplar der Verträge, die Katharina II. 
vor einigen Monaten mit Dänemark und Schweden über das 
Seerecht abgeſchloſſen. Die kriegführenden Mächte nahmen 
bekanntlich ſehr wenig Rückſicht auf den Handel der Neutralen; 
ſie ſuchten nur dem Feinde ſoviel als möglich zu ſchaden und 
ſich ſelber zu nützen. Friedrich der Große hatte dies während 
des öſterreichiſchen Erbfolgekrieges ſelbſt erfahren; er war des— 
halb nachher mit England in einen Streit lebhaft eingetreten 
und hatte ſeinen beraubten Unterthanen eine Entſchädigung zu 
verſchaffen gewußt, indem er die Schuld, die er im Breslauer 
Frieden an engliſche Kaufleute zu bezahlen übernommen und 
zum größeren Teile bereits abgetragen hatte, nicht weiter zu 
tilgen drohte. Dadurch ward England genötigt, auf Friedrichs 
Klagen einzugehen und den preußiſchen Schiffern ihren erlittenen 
Verluſt zu erſetzen 7). 

Ein Vierteljahrhundert ſpäter war es Katharina II., die, 
empört über das Verfahren Spaniens gegen ruſſiſche Schiffe, 
ganz unerwartet am 10. März 1780 einige Grundſätze zu⸗ 
gunſten der Neutralen herausgab. Danach ſollten dieſelben 
feindliches Gut führen dürfen und nur die Artikel als Kontre— 
bande betrachtet werden, die in dem engliſch-ruſſiſchen Vertrage 
von 1766 als ſolche bezeichnet wären; ferner ſollte kein Hafen 
für blockiert gelten, wenn er nicht wirkſam eingeſchloſſen wäre. 
Katharina faßte weiter einen Bund der neutralen Seemächte 
Dänemark, Schweden, Portugal und Holland ins Auge und 
gebot ihren beiden Kanzlern, dieſen Gedanken ins Leben zu 
führen. Infolge deſſen wurden zunächſt Unterhandlungen mit 


1) Geh. Kab.⸗Akten, 26. November 1780. 
2) Trendelenburg, Friedrichs des Großen Verdienſte um das 
Völkerrecht im Seekrieg. Kleine Schriften, S. 248 ff. 
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den beiden ſkandinaviſchen Höfen angeknüpft und Verträge ge⸗ 
ſchloſſen, wie die Kaiſerin ſie wünſchte; denn Dänemark und 
Schweden traten nicht allein den Grundſätzen, welche ſie bekannt 
gemacht hatte, bei, ſondern ſie kamen auch mit Rußland dahin 
überein, daß alle drei Mächte zum Schutze des neutralen 
Handels eine verhältnismäßige Zahl von Kriegsſchiffen aus⸗ 
rüſten und damit die Fahrzeuge der drei Nationen geleiten 
und gegen Kaper der kriegführenden Staaten verteidigen wollten. 
Katharina war bei der Gründung dieſes Bundes den Vor⸗ 
ſchlägen gefolgt, welche der däniſche Miniſter Graf Bernſtorff 
ſchon im September 1778 an ſie hatte gelangen laſſen. Dieſer 
iſt alſo der Vater und die Kaiſerin die Mutter der bewaffneten 
Neutralität). 

Katharina begnügte ſich aber keineswegs mit dieſem Bunde, 
fie unterhandelte vielmehr nicht allein mit den übrigen neu⸗ 
tralen Seemächten, ſondern fie lud auch die neutralen Land⸗ 
mächte Preußen und Oſterreich ein, daran teilzunehmen; 
denn ſie liebte großes Gefolge. Schon als Dolgoruki die 
beiden Verträge Friedrich dem Großen überreichte, wies er 
zugleich darauf hin, daß ein Artikel derſelben den übrigen 
neutralen Mächten den Beitritt offen halte?). Der König 
erfüllte den Wunſch der Kaiſerin; aber er mußte von der 
Pflicht, Kriegsſchiffe zu ſtellen, entbunden werden, weil er keine 
Flotte beſaß. Man verlangte von ihm nur, daß er für die 
Grundſätze der bewaffneten Neutralität immer und überall 
diplomatiſch eintreten ſollte. Dagegen verſprach Rußland, 
den preußiſchen Schiffen ſeinen Schutz nach wie vor zu ge⸗ 
währen 5). 

Die Mitglieder dieſes Bundes Gettin in einem der ſechs 
beſonderen Artikel gelobt, daß ſie beim Friedensſchluß alles 
aufbieten wollten, um die von ihnen verkündigten Grundſätze 


1) Bergbohm, Die bewaffnete Neutralität, S. 82 ff. Inbezug auf 
die Kontrebande nahmen aber Dänemark und Schweden andere Verträge 
zur Richtſchnur als Rußland. 

2) An Görtz, November. (Berliner e 

3) Hertzberg, Recueil I, 457 sqq. 
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zu allgemeiner Geltung zu bringen. Aber dieſe Abſicht wurde 
vereitelt, und der Bund hörte auf zu beſtehen. 

Es dauerte nicht lange, ſo mußte ſich Friedrich der Große 
mit dem Seerecht abermals beſchäftigen, indem er ſein Vor— 
haben, einen Handelsvertrag mit den Nordamerikanern einzu⸗ 
gehen, ernjilich wieder aufnahm. Im Februar 1784 trug er 
ſeinem Geſandten im Haag, dem Herrn v. Thulemeier, auf, 
einen gewiſſen Adams auszuforſchen, ob es möglich wäre, mit 
jenen Leuten darüber zu einem Einvernehmen zu gelangen. 
Thulemeier zögerte nicht, den Geſandten der Vereinigten Staaten, 
der längſt nicht mehr ein gewiſſer war, aufzuſuchen. In der 
Unterredung, die er mit ihm hatte, wies er auf ſchleſiſche 
Leinwand, Königsberger Hanf und Berliner Porzellan hin. 
„Ja“, ſagte Adams, „wir brauchen Hanf; denn wir bauen 
keinen. Wir müſſen Leinwand haben, um unſere Neger zu 
kleiden und Segel anzufertigen. Auch Porzellan kann vielleicht 
ein Handelsartikel werden. Die amerikaniſchen Damen haben 
Geſchmack, und nirgends wird mehr Thee getrunken“ ). Um⸗ 
gekehrt wollte der König hauptſächlich virginiſchen Tabak aus 
den Vereinigten Staaten beziehen. So fing die Unterhandlung 
an. Thulemeier verſchaffte ſich außerdem durch einen ſchleſiſchen 
Kaufmann mancherlei nützliche Nachrichten über den Leinwand— 
handel, und er gewann daraus die Überzeugung, daß der un— 
mittelbare Verkehr zwiſchen beiden Ländern um ſo vorteilhafter 
ſein müßte, als die Engländer und Holländer einen Gewinn 
von 20-30 % bezögen, wenn ſie die ſchleſiſche Leinwand nach 
Amerika brächten. Im April empfing er aus Berlin einen 
Vertragsentwurf, nach dem Muſter desjenigen gemacht, welchen 
Schweden mit den Vereinigten Staaten abgeſchloſſen, und 
Adams ſchickte denſelben an den Kongreß). 


1) Thulemeier 12. März 1784. (Berl. Archiv.) 

2) Thulemeier 13. April. Der Entwurf findet ſich lengliſch) bei 
Kapp, Friedrich der Große und die Ver. Staaten von Amerika, im 
Anhange; dahinter folgt der amerikaniſche Gegenentwurf und der Vertrag 
in engliſcher Sprache, in franzöſiſcher ſteht letzterer bei Hertz berg, 
Recueil I, 465. ö 
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Dieſe Körperſchaft beſchäftigte ſich eben damals mit dem 
auswärtigen Handel; ihre Geſandten Franklin und Jefferſon 
in Frankreich und Adams in London ſollten Verträge mit den 
einzelnen europäiſchen Staaten ſchließen, und ſie erhielten dafür 
beſondere Weiſungen. Nach dieſen ſetzten ſie einen Gegen⸗ 
entwurf auf und ſchickten denſelben am 10. November 1784 
an Thulemeier. Über die amerikaniſchen Vorſchläge mußte der 
Miniſter Schulenburg dem Könige ſein Gutachten abgeben, und 
er hob darin drei Punkte hervor. Man verlange, ſchrieb er, 
daß die Bürger der Vereinigten Staaten mit allen Arten von 
Waren frei handeln dürfen. Er dagegen forderte, daß die 
Amerikaner ſich den in Preußen geltenden Geſetzen und Gee 
wohnheiten unterwerfen müßten, und der König das Recht be⸗ 
hielte, die Ein⸗ und Ausfuhr gewiſſer Artikel aus Gründen des 
Staatswohles zu verbieten. Die beiden Zuſätze wurden auch 
in den Vertrag aufgenommen. 

Nach dem Gegenentwurfe ſollten ferner die Erzeugniſſe 
Preußens die ihnen bewilligten Vorteile nur dann in den 
Vereinigten Staaten genießen, wenn ſie in preußiſchen Schiffen 
eingeführt würden. Es war das eine Beſtimmung, welche dem 
engliſchen Schiffahrtsgeſetz entſprach und vielleicht hätte ange⸗ 
nommen werden ſollen. Aber der König hegte, wie Schulen⸗ 
burg wußte, nicht ſowohl die Abſicht, die Schiffahrt ſeiner 
Unterthanen nach entfernten Häfen zu begünſtigen, als vielmehr 
den Landeserzeugniſſen einen Markt zu ſichern, und ſo ver⸗ 
langte der Miniſter, daß die nämlichen Vorteile den preußiſchen 
Handelsartikeln eingeräumt werden müßten, ob dieſelben nun 
in eigenen oder fremden Fahrzeugen eingeführt würden. Die 
Amerikaner ließen ſich das gern gefallen, aber fie gaben zu be⸗ 
denken, ob es klug wäre, ſich des Rechtes der Wiedervergeltung 
zu entäußern gegenüber den Nationen, welche die Ladung von 
Schiffen auf Artikel der Heimat beſchränkten. Durch einen be⸗ 
ſonderen Zuſatz behielten ſich die beiden pea ſchließenden 
Teile nun eine ſolche Befugnis vor. 

Endlich beſtimmte der Gegenentwurf, daß die Schiff „ die 
in einen Hafen einlaufen und ihn wieder verlaſſen, ohne die 
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Ladung gelöſcht zu haben, gar keine Abgaben bezahlen ſollten. 
Schulenburg erklärte ſich aber mit Grund dagegen, und die 
Amerikaner ſtanden auch von dieſer Forderung ab. Ferner be- 
hielt ſich der König das Recht vor, die Auswanderung zu ver⸗ 
bieten. Endlich nahmen die Amerikaner noch einen andern von 
Preußen vorgeſchlagenen Zuſatz an. In England wurde das 
Strandrecht auf eine grauſame Weiſe noch an den meiſten 
Küſten ausgeübt, obwohl es die Geſetze verboten. Weil dieſe 
die Menſchheit ſchändende Gewohnheit, welche Friedrich mit 
vollem Recht aufs ſchärfſte verurteilte, auch an den amerikani⸗ 
ſchen Geſtaden noch nicht ganz abgeſchafft ſein könnte, verlangte 
Preußen einen hierauf bezüglichen Zuſatz, welchen die Vereinigten 
Staaten ohne weiteres annahmen. 

Der unumſchränkte König und die freie Republik überboten 
ſich damals in menſchenfreundlichen Anträgen. Wenn jener in 
ſeinem Entwurfe die Grundſätze der bewaffneten Neutralität 
bekannte, ſo ging dieſe noch weiter, indem ſie vorſchlug, man 
ſollte die Seekaperei und den Krieg gegen unbewaffnete Leute 
ganz aufheben und Kontrebande nicht wegnehmen, ſondern ſie 
dem Eigentümer abkaufen oder nur verhindern, daß ſie dem 
Feinde zugeführt werden könnte. Finckenſtein und Hertzberg 
hielten die Annahme dieſer Vorſchläge für unbedenklich und 
meinten, daß dieſelbe der Mäßigung des Königs Ehre machen 
und er andernteils in einen Seekrieg ſchwerlich geraten würde. 

Schulenburg war der nämlichen Anſicht. Er ſchrieb in dem 
Gutachten, das er am 24. Dezember 1784 dem Könige ſchickte, 
folgendes darüber: „Die Vereinigten Staaten nehmen im aus⸗ 
gedehnteſten Sinne das Prinzip der bewaffneten Neutralität 
an, wonach das neutrale Schiff die Ware freimacht, und fo- 
gar die Kriegsmunition, welche ſich auf einem neutralen Schiffe 
befindet und für den Feind beſtimmt iſt, nicht weggenommen, 
ſondern nur mit Beſchlag belegt werden kann. Ew. Majeſtät 
ſind öffentlich der bewaffneten Neutralität beigetreten, und ſo 
werden dieſe Artikel keine Schwierigkeit verurſachen. Im übrigen 
iſt der Vertrag von jenem philoſophiſchen Geiſte diktiert, welcher 
ſich bemüht, das Unglück des Krieges ſoviel als möglich zu 

Reimann, N. Geſch. Preußens. II. 42 
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vermindern. Vorausgeſetzt, daß im Laufe der Zeiten zwiſchen 
Ew. Majeſtät und den Vereinigten Staaten ein Krieg aus⸗ 
brechen könnte, ſo wird man auf keiner Seite Kaperbriefe zur 
Beunruhigung des Handels ausgeben, vielmehr dürfen die 
Kauffahrteifahrer ſelbſt in Kriegszeiten frei in einen feindlichen 
Hafen einlaufen; Gelehrte, Ackerbauer, Handwerker, Fabrikanten 
und Schiffer werden in der Ausübung ihres Berufes nicht be⸗ 
läſtigt, ihr Eigentum wird reſpektiert, und ſogar das Los der 
Gefangenen durch billige und menſchliche Vorkehrungen verſüßt 
werden.“ Jeder Teil ſollte nämlich die letzteren nicht in un⸗ 
geſunde Räume ſperren und ſie ebenſo gut wie die Soldaten 
des eigenen Heeres verpflegen. „Ich geſtehe“, fuhr Schulenburg 
in ſeinem Berichte fort, „daß mir die meiften von dieſen Ar- 
tikeln bei der Lage der Vereinigten Staaten überflüſſig erſcheinen. 
Da indes die neue amerikaniſche Regierung die Annahme der⸗ 
ſelben durch Ew. Majeſtät eifrigſt wünſcht, um dadurch den 
Ruhm ihrer Menſchlichkeit und Uneigennützigkeit zu begründen, 
ſo wird ſich Ew. Majeſtät vielleicht um ſo eher dazu verſtehen, 
als in dem Falle, wo dieſe Fragen wirklich ins Leben treten 
ſollten, die Unterthanen Ew. Majeſtät faſt ausſchließlich den 
Vorteil dieſer Artikel für ſich haben würden. Denn es iſt 
ſehr leicht möglich, daß die amerikaniſchen Raper in der Nord- 
ſee kreuzen, was ja auch ſchon im letzten Kriege vorgekommen 
iſt, während nicht die geringſte Wahrſcheinlichkeit dafür ſpricht, 
daß Ew. Majeſtät Ihren Unterthanen erlauben werden, in die 
Amerika beſpülenden Gewäſſer bewaffnete Schiffe zu ſchicken“ ). 

Der König entſchied ſich nach dieſen Bemerkungen Schulen⸗ 
burgs, und die Unterhandlung eilte vorwärts. „Ich bin“, 
ſchrieb Adams am 13. Februar 1785 an Thulemeier, „der 
langſamen Bewegungen der übrigen Höfe und Staaten ebenſo 
überdrüſſig, als ich die Pünktlichkeit, Einſicht und Entſchieden⸗ 
heit des Berliner Hofes bewundere. Nicht minder freut mich 
die Thatſache, daß der König uns die Ehre anthut, mit der 


1) Kapp, 111ff. Das Buch iſt mit langweiliger Ausführlichkeit ge⸗ 
ſchrieben, aber ſein Inhalt aus den beſten Quellen genommen. 
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platoniſchen Philoſophie einiger unſerer Artikel übereinzuſtimmen, 
die wenigſtens eine gute Lehre für die Menſchheit enthalten 
und durch einen vom König von Preußen genehmigten Vertrag 
mehr Einfluß gewinnen werden, als durch die Schriften Platos 
oder Sir Thomas Morus“ 1). 

Einen Punkt aber gab es doch, welcher die Unterhandlung 
aufhielt. Im Fall eines Krieges wollten die Amerikaner, daß 
ihre Schiffe mit den gemachten Priſen in die preußiſchen Häfen 
einlaufen, dieſelben dort verkaufen oder ungehindert wieder 
herausgehen könnten. Dieſe Beſtimmung war, wie der König 
mit Recht bemerkte, nur für die Amerikaner vorteilhaft; „denn 
wir treiben keine Freibeuterei“, hatte er im Mai 1784 ge⸗ 
ſchrieben 2) und Thulemeier angewieſen, nur darauf einzugehen, 
daß die Priſen gegenſeitig zugelaſſen werden würden, wenn ein 
Sturm oder eine andere Gefahr zur See ſie nötige, in einen 
Hafen einzulaufen, in welchem Falle ſie jedoch ſobald als mög⸗ 
lich wieder auslaufen müßten. Aber in dieſem Punkte wollten 
die Amerikaner nicht weichen; denn das ſei der allgemeine 
Brauch, ſagten ſie, und es wäre für ſie ſehr ſchlimm, wenn 
fie mit den Priſen, welche fie an den preußiſchen Küſten gee 
macht, erſt über den Ozean fahren müßten, während die euro— 
päiſchen Mächte wenigſtens ihre eigenen Häfen als Zufluchtsort 
beſäßen. Und ſo großen Wert legten die Amerikaner auf dieſen 
Punkt, daß es ſchien, als würden ſie die Unterhandlung ſonſt 
lieber fallen laſſen. Schulenburg, welchen der König befragte, 
gab zu, daß der Vorteil nur aufſeite der Vereinigten Staaten 
wäre; allein die Möglichkeit, daß dieſe den franzöſiſchen und 
engliſchen Manufakturen Begünſtigungen einräumten, und die 
preußiſchen dadurch außer Stand geſetzt würden mit ihnen zu 
wetteifern, ſchien ihm doch beachtenswert, zumal da nur Emden 
hierbei inbetracht käme; denn die baltiſchen Häfen wären durch 
den Sund den Kaperſchiffen verſchloſſen ). 


1) Works of John Adams VIII, 224 (bei Kapp, S. 135). 
2) „Comme nous ne faisions point de pirateries“, ſchrieb Friedrich. 


3) Bericht vom 19. April 1785. (Berl. Arch.) 
42 * 
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Der König gab nach, und die Unterhandlung wurde nun 
glücklich zu Ende geführt. Im Juli unterſchrieben Franklin 
und Jefferſon, im Auguſt Adams und Thulemeier am 10. Sep⸗ 
tember 1785 den Vertrag. Zwei Wochen ſpäter ward er 
von Friedrich dem Großen ratifiziert, und im folgenden Jahre 
that dies auch der Kongreß. „Der Freundſchaftsvertrag, welcher 
neulich zwiſchen dem König von Preußen und den Vereinigten 
Staaten geſchloſſen worden iſt, bezeichnet einen neuen Zeit⸗ 
abſchnitt in der Unterhandlung“, meinte Waſhington. „Es iſt 
der freiſinnigſte Vertrag, welchen jemals unabhängige Mächte 
mit einander eingegangen ſind. Er iſt in manchen ſeiner Artikel 
ganz eigenartig, und wenn ſeine Prinzipien künftig als Grundlage 
für Verbindungen von Nationen unter einander betrachtet werden 
ſollten, ſo wird er beſſer als irgendeine von den Menſchen bis— 
her verſuchte Maßregel dazu helfen, einen allgemeinen Frieden 
herbeizuführen“ ). 

Während ſo Friedrich der Große wegen ſeiner Freiſinnig⸗ 
keit jenſeits des Ozeans allgemeinen Beifall erntete, ward er 
von einer berühmten Handelsſtadt der alten Welt bitter gehaßt 
und großer Engherzigkeit beſchuldigt. Danzig hatte vor der 
polniſchen Teilung den ausſchließlichen Handel in Weſtpreußen 
beſeſſen. Jetzt aber ſah es ſich ringsum von dem Gebiete des 
Königs von Preußen eingeſchloſſen. Dieſer nahm ſogar den 
Hafen der Stadt als ſein Eigentum in Beſitz und erhob dort 
Hafengefälle; doch konnte Danzig dieſelben noch einmal den 
Schiffsherren abfordern. Außerdem errichtete Friedrich auch im 
Süden, zu Fordon bei Bromberg, eine Zollſtätte, wo die 
Waren, welche nach Danzig gingen oder von hier kamen, 
12 Prozent des Wertes bezahlen mußten, während von den- 
jenigen, welche nach Elbing beſtimmt waren, nur 2 Prozent 
verlangt wurden 2). Außerdem ließ der König dicht bei der 


1) Sparks, Writings of Washington IX, 182. 

2) Nicht 4 Prozent, wie Bd. I. S. 516 ſteht. Das war die urſprüng⸗ 
liche Forderung Benoits geweſen, und 2 Prozent iſt das ſpätere An⸗ 
erbieten. Danzig ward als Zollausland betrachtet. S. Damus, Die 
Stadt Danzig gegenüber der Politik Friedrichs des Großen und Friedrich 
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Stadt eine Meſſe abhalten, welche der Danziger Dominikmeſſe 
vielen Abbruch that. 

Es läßt ſich nicht leugnen, daß Friedrich ſeinem eigenen Vor⸗ 
teile rückſichtslos nachging; aber er verfuhr freilich nur ebenſo, 
wie die alte Hanſeſtadt es in früheren Zeiten mit Elbing, 
Braunsberg und Thorn gemacht, um den polniſchen Handel 
ganz an ſich zu reißen. Man begreift es, daß in Danzig eine 
ſehr bittere Stimmung gegen Friedrich herrſchte; doch war es 
offenbar unklug, wenn Rat und Bürgerſchaft gar keine Nach⸗ 
giebigkeit zeigten. Während der König zuerſt 600 000 Thaler 
Grundzins für die Überlaſſung des Hafens gefordert hatte, 
war er 1776 bereit, fic) mit 250000 zu begnügen und ſowohl 
den Hafen, als die von ihm beſetzten Vorſtädte zu räumen, 
wenn die Danziger ſein Territorialrecht anerkennen würden. 
Und 1782 gab er um der Kaiſerin von Rußland willen die 
Scharpau zurück. Er meinte, daß er ſo ſchonend als möglich 
gegen die Stadt verfahre, während dieſe ſich alles herausnehme, 
den Schmuggel in ſeinem Lande begünſtige, den Schmugglern 
und Fahnenflüchtigen Schutz und Aufnahme gewähre und einer 
Beſchwerde, die er vorbringe, niemals abhelfe 1). So herrſchte 
Mißſtimmung auf beiden Seiten. 

Die Danziger betrachteten den Grafen Panin als ihren 
Hauptgegner. Als nun die Nachricht von ſeinem Tode zu 
ihnen gelangte, da begingen ſie abermals eine Thorheit, indem 
ſie ſich ohne vorhergehende Anzeige ſelbſt Recht zu verſchaffen 
ſuchten. Zwei Fahrzeuge, die aus dem Marienburger Werder 
auf der Weichſel Getreide nach Schellmühle brachten, wurden 
am 25. April 1783 unerwartet von Danziger Zollbeamten 
angehalten, und man erklärte den Schiffsherren: ſie dürften nicht 
weiter fahren, ſondern müßten ihre Ladung an Danziger Bürger 
verkaufen. Der eine fügte ſich, weil ihm das Getreide gehörte; 
dem andern gab man erſt nach einiger Zeit die Erlaubnis, 


Wilhelms II., in der Zeitſchrift des Weſtpreußiſchen Geſchichts vereins, 
Heft XX, S. 66. 
1) An Görtz 4. Mai 1782. (Berliner Archiv.) 
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die Fahrt fortzuſetzen. Aber das gewaltſame Verfahren wurde 
wieder aufgenommen, indem 13 Mann in der Nähe des Gänſe⸗ 
krugs eine Wachtbude bezogen. Vergebens erhob der preußiſche 
Reſident v. Lindenowski Vorſtellungen hiergegen. Darauf nahm 
das preußiſche auswärtige Miniſterium den Streit auf und be⸗ 
ſchuldigte die Danziger Bürger der Habſucht, des Neides und 
der Mißgunſt gegen die um Danzig wohnenden königlichen 
Unterthanen, die ſehr übel daran ſein würden, wenn ſie nicht 
die Freiheit haben ſollten, Korn und andere Waren und Bee 
dürfniſſe ſich aus den königlichen Landen zu holen. Sie ſahen 
in dem Verfahren Danzigs eine grobe Beleidigung, welche 
nirgends in der Welt gerechtfertigt werden könnte, und drohten 
mit Vergeltungsmaßregeln. 

In dem Antwortſchreiben meldeten die Danziger, was ſie 
verlangten. Sie meinten: am Ausfluſſe der Weichſel könnte 
neben ihrer Stadt keine zweite beſtehen, wo Handel und Gee 
werbe getrieben würde; daher müßte der Hafen ihnen allein 
gehören, und die Waren, welche die Weichſel herunter kämen, 
dürften nicht bei dem Blockhaus vorbeigebracht und noch weniger 
durch die Stadt geführt, ſondern ſie müßten den Danziger 
Bürgern zum auswärtigen Verkauf überlaſſen werden. Die 
hieſige Kaufmannſchaft, hieß es in dem Schreiben, wäre weit 
davon entfernt, die benachbarten königlichen Unterthanen daran 
zu hindern, daß ſie ihre Bedürfniſſe ſich aus den weit und 
breit ſie umgebenden königlichen Landen holten; dagegen würden 
ſeit kurzer Zeit, anfangs heimlich und bei Nacht, nachher öffent⸗ 
lich, Güter von daher oder gar aus dem Danziger Gebiete 
nach Schellmühle geführt und dort feilgeboten. Das könne die 
Kaufmannſchaft, welche von dem früheren Handel kaum noch 
den dritten Teil übrig behalten, auf keinen Fall zugeben, wolle 
ſie nicht alles verlieren. 

Aus dem Antwortſchreiben des Rates ging deutlich hervor, 
wonach Danzig verlangte. Man wünſchte die bevorzugte Stellung, 
welche man bisher in Weſtpreußen gehabt hatte, noch weiter 
zu behalten und kein Altona neben ſich aufkommen zu laſſen. 
Beweiſe für ſeine Behauptungen legte freilich der Rat nicht 
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vor, und er verſuchte noch weniger die Rechte, die er in Une 
ſpruch nahm, mit dem Zuſtande, welcher durch die polniſche 
Teilung geſchaffen worden war, in Einklang zu bringen. Das 
rügten denn auch die preußiſchen Miniſter und erklärten, der 
König würde ſeinen Unterthanen die natürliche und durch keine 
Verträge eingeſchränkte Freiheit nicht nehmen laſſen, ihren 
Handel zu treiben und die Schiffahrt auf einem die beider⸗ 
ſeitigen Lande durchſchneidenden Strome zu gebrauchen. Die 
Miniſter verlangten binnen acht Tagen die beſtimmte Erklärung, 
ob der Verkehr, wie er bis zum April beſtanden hätte, wieder 
geſtattet werden würde, und zeigten an, daß im entgegengeſetzten 
Falle kein Schiff von und nach Fahrwaſſer würde ſegeln dürfen, 
bis die Stadt Danzig von ihrer Zudringlichkeit abgeſtanden 
wäre. Letzteres geſchah aber nicht, ſondern der Rat wieder⸗ 
holte nur ſeine Bereitwilligkeit, das, was die Beſchwerde fiihren- 
den preußiſchen Unterthanen zu ihrem eigenen Verbrauche holten, 
frei und ungehindert durch ihr Gebiet ziehen zu laſſen ). 
Aufrichtig wünſchte Preußen zu einem Vergleiche zu kommen; 
darum hatte der Reſident v. Lindenowski nicht allein die 
Schreiben der Miniſter übergeben, ſondern auch mündlich vor— 
geſchlagen: es ſolle die Angelegenheit durch Bevollmächtigte 
beider Teile geprüft und gütlich ins reine gebracht, bis dahin 
aber der alte Verkehr freigegeben werden. Indem nun aber 
Danzig auf dieſen verſtändigen Antrag nicht einging, ſchritt 
Friedrich der Große dazu, ſeine Drohungen zu verwirklichen 
Der Oberſt v. Pirch mußte die Holminſel beſetzen und den 
Schiffen der hartnäckigen Stadt verwehren, aus der Oſtſee 
hierher zu kommen oder dahin zu fahren. Dies geſchah gegen 
Ende des Auguſtmonats; aber die Maßregel vermehrte nur 
die Erbitterung der Bürgerſchaft und zwar in ſo hohem Grade, 
daß kein preußiſcher Unterthan oder Beamter ſich mit Sider. 
heit auf Danziger Gebiete ſehen laſſen konnte. Als Pirch es 
wagte, bei dem Ganskruge vorüberzufahren, wurden er und ſeine 
Soldaten von einem Volkshaufen auf die gröbſte Weiſe ver- 


1) Hertzberg, Recueil I, 410sqq. 
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höhnt, ohne daß die Stadtſoldaten es zu hindern ſuchten, und 
einem Regierungsrate Meyer ging es noch ſchlechter. Fremde 
Schiffe durften nur dann ſeewärts fahren, wenn ſie Päſſe von 
ihren in Danzig wohnenden Reſidenten empfangen hatten; Meyer 
ſollte nun darauf ſehen, daß keine Unrichtigkeiten vorkämen. 
Man kann ſich denken, mit welchen Augen die wütende Menge 
dieſen preußiſchen Beamten betrachtete. Er geriet einmal in 
Lebensgefahr ). 

Im April hatte der Rat die Kühnheit gehabt, ohne Vor⸗ 
wiſſen der Polen zu Thätlichkeiten zu ſchreiten; jetzt aber be⸗ 
ſann er ſich auf ſein Verhältnis zu dieſem Lande und überließ 
es dem Könige desſelben, die Angelegenheit zu ordnen. Von 
Stanislaus Auguſt abgeſendet, erſchien der Graf von Unruh 
in Danzig; aber auch ſeine Bemühungen, einen Vergleich 
herbeizuführen, hatten keinen Erfolg. Da hielt es Friedrich 
der Große für notwendig, die Vergeltungsmaßregeln zu ver- 
ſchärfen. Der Generalmajor Freiherr von Egloffſtein mußte 
mit vier Bataillonen Fußvolk und vier Schwadronen Reiterei 
in das Danziger Gebiet im Oktober einrücken und die Stadt 
von allen Seiten einſchließen; nur die fremden Fahrzeuge 
durften ihres Weges fahren. Aber auch die verſchärften Maß⸗ 
regeln blieben fruchtlos. 

Der Miniſter Hertzberg hielt es mit Recht für eine gute 
Politik, das Publikum zu Zeiten von den Staatsangelegen⸗ 
heiten in Kenntnis zu ſetzen, und ſo erſchien denn am 23. Ok⸗ 
tober 1783 ein langer Bericht über den Streit des Königs 
von Preußen mit Danzig in einer Berliner Zeitung ). Außer⸗ 
dem aber wendeten ſich die Miniſter an Friedrich den Großen 
und ſagten: ſein Intereſſe verlange und ſeine Abſicht gehe 
dahin, daß dem Zwiſt ein ſchnelles und erträgliches Ende ge⸗ 
macht werde. Deshalb erachteten ſie es für das Beſte, wenn 
man dem General einen billigen Vergleichsplan ſchicke, und 


1) Hertzberg, Recueil I, 404. Löſchin, Geſchichte von Danzig 
II, 247. 

2) Dieſer Bericht und die, welche ihm folgten, ſtehen in Hertzberg, 
Recueil I, 401 qq. 
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ſie legten einen ſolchen bei. Nach dieſem ſoll Danzig für die 
Friedrich dem Großen und ſeinen Unterthanen zugefügten Be⸗ 
leidigungen um Verzeihung bitten. Wie ferner der König 
den Einwohnern der Stadt die freie Fahrt auf dem Weichſel⸗ 
ſtrom und durch ſeine Lande geſtattet, ebenſo ſoll es allen 
ſeinen preußiſchen Unterthanen auch freiſtehen, durch das Gebiet 
von Danzig mit Schiffen und Wagen zu fahren und dasjenige, 
was ſie von einem Teile der königlichen Lande nach dem andern 
zu bringen für gut finden, frei und ungehindert zu holen 
gegen Bezahlung der Abgaben und Zölle, welche die Danziger 
Bürger erlegen. Dieſen Punkt hielten Finckenſtein und Hertz⸗ 
berg für den wichtigſten. Durch ihren Vorſchlag, meinten ſie, 
werde den preußiſchen Unterthanen nur der innere Verkehr, 
welchen man denſelben ohne Ungerechtigkeit nicht verweigern 
könne, geftattet, keineswegs aber der Seehandel, welchem aber 
auch der König nicht entſage, ſodaß dieſer Punkt unentſchieden 
und auf dem alten Fuße bleibe. 

Während die Miniſter hofften, daß Danzig und Polen ſich 
hier willfährig zeigen würden, hielten ſie es für ſchwierig, einen 
andern Punkt zu erreichen; aber ſie wollten den Verſuch 
machen. Der König, ſchrieben ſie, brauche für ſein Salz und 
die Seehandlung für ihr Seeſalz, ihren Kaffee u. ſ. w. den 
Weg auf der Weichſel; bisher habe man das ſtillſchweigend 
geduldet, dagegen weigere man ſich jetzt, und fo ſchlagen Fincken⸗ 
ſtein und Hertzberg vor: Schiffgefäße und Schiffsladungen, 
welche mit Päſſen des Königs oder der Miniſter verſehen ſind, 
dürfen ungehindert auf der Weichſel hin- und herfahren gegen 
Entrichtung der gewöhnlichen Abgaben. Dagegen wird das 
preußiſche Miniſterium dahin ſehen, daß mit dieſen Päſſen kein 
Mißbrauch zum Nachteile des Danziger Handels getrieben 
werde. 

Finckenſtein und Hertzberg ſuchten ferner die Danziger da⸗ 
durch etwas für ſich zu gewinnen, daß ſie den immerwährenden 
Klagen derſelben einige Rückſicht ſchenkten und folgenden Artikel 
vorſchlugen: Der Rat verſpricht den Schmuggelhandel aus 
Danzig nach den königlichen Landen ſoviel als möglich zu ver⸗ 
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hüten und nichts zu thun oder zu geſtatten, wodurch derſelbe 
befördert werden könnte; dagegen wird der König den Handel 
der Danziger auf alle Weiſe begünſtigen, auf ihre Vorſtellung 
alle gegründeten Beſchwerden abſtellen und ſeinen Unterthanen 
und Beamten alle Plackereien und Bedrückungen der Danziger 
und ihres Handels auf das ſchärfſte verbieten; er habe bereits 
auf gemachte Vorſtellungen die Durchfuhr des alten Eiſens 
freigegeben. 

Friedrich der Große hatte mit Danzig am 8. Januar 1771 
einen Vertrag geſchloſſen, wonach ſich die Stadt verpflichtete, 
keine oſtpreußiſchen Kantoniſten bei ſich aufzunehmen. Dieſe 
Übereinkunft wollten die Miniſter auch auf Weſtpreußen aus⸗ 
gedehnt wiſſen; weil aber der Rat befürchtete, daß die Zahl 
der Herauszugebenden zu groß ſein und dadurch ein Aufſtand 
hervorgerufen werden würde, ſo ſollte die Verpflichtung nur 
für die Zukunft gelten. 

Dieſer Vergleich war wenig geeignet, Danzig zu befriedigen; 
doch konnte derſelbe ja verbeſſert werden. Inzwiſchen aber 
hatte die Stadt einen andern ſehr wichtigen Schritt gethan, 
indem ſie ſich an eine Frau wendete, von welcher ſie ſchon 
manchmal Schutz empfangen. Die Kaiſerin von Rußland 
weigerte ſich jederzeit in ihren eigenen Sachen eine Ver⸗ 
mittelung zuzulaſſen, dagegen übernahm ſie mit Freuden jede 
Vermittelung in fremden Angelegenheiten. Zu der Zeit, wo 
die Miniſter den Vergleich dem Könige vorlegten, traf die 
Nachricht ein, daß Katharina II. den Wunſch der Danziger 
erfüllen wolle. Natürlich nahm Friedrich die Vermittelung 
unverzüglich an. Hertzberg glaubte nun vorauszuſehen, daß 
die Kommiſſarien von Rußland und Polen verlangen würden, 
es ſollte das Danziger Gebiet vor dem Beginn der Unter⸗ 
handlungen geräumt werden; er riet aber dem König, einen 
ſolchen Antrag abzulehnen +). 

Friedrich der Große ſchickte ſeinen Reſidenten in Warſchau, 
den Legations⸗ und Kriegsrat von Buchholtz; Katharina II. 


1) Hertzberg, 26. November 1783. 
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hatte den Generalmajor von Peterſon, ihren Reſidenten in 
Hamburg, für die Unterhandlung beſtimmt. Die eingeſchloſſene 
Stadt ſuchte natürlich die Gelegenheit zu benutzen, um die 
preußiſchen Soldaten, die ſie ernähren mußte, von ihrem Ge⸗ 
biete zu entfernen, und fie verlangte die Zurückziehung der— 
ſelben, damit es nicht den Anſchein hätte, ſagte ſie, als ob die 
Unterhandlung unter den Waffen geſchähe. Wider dieſen 
Scheingrund wandte Buchholtz ein, daß die Stadt nicht allein 
die Thätlichkeiten angefangen hätte, ſondern auch noch fortführe, 
die vorher freie Schiffahrt auf der Weichſel den preußiſchen 
Unterthanen mit Gewalt zu verhindern; die Vergeltungsmaß— 
regeln könnten alſo ohne Nachteil für die Ehre, die Würde 
und die Rechte des Königs nicht aufgehoben werden. Nach 
vielem Hin⸗ und Herreden verabredete man, daß die erſte 
Konferenz am 17. Dezember in der Vorſtadt Naugardten ge- 
halten werden ſollte, nachdem die preußiſchen Truppen auf 
eine gewiſſe Strecke ſich entfernt hätten. Als Peterſon am 
feſtgeſetzten Tage dahin fuhr, hoben viele Leute die Hände zu 
ihm auf und riefen: „Erbarmen Sie ſich unſer, Excellenz; 
wir wollen lieber ruſſiſch werden als preußiſch“ ). 

In der Konferenz beharrten die Danziger auf ihrem Ver— 
langen, und Peterſon half ihnen treulich. Da ſchrieb Friedrich 
an ſeinen Geſandten in Petersburg, den Grafen Görtz, am 
23. Dezember 1783: Rußland wolle als Diktator handeln 
und ihn zwingen die Einſchließung aufzuheben; aber das gehe 
nicht an. Er willigte dagegen mit Vergnügen in die Ver— 
legung der Konferenzen nach Warſchau; denn er ſah in 
Peterſon einen Danziger an Leib und Seele, und er hoffte 
dort, wo der Graf Stackelberg die Vermittelung übernehmen 
mußte, weiter zu kommen. Nachher hat er auch der Kaiſerin 
zugefallen die Einſchließung der Stadt aufgehoben, zumal da 
hierunter, wie ihm ſeine Miniſter bemerkten, auch ſeine Sol— 
daten und Unterthanen litten ?). Dafür ſollte Danzig den 


1) Friedrich an Görtz 23. Dezember 1783. 
2) Friedrich an Görtz 30. Dezember 1783, 3. und 17. Januar 1784, 
Hertzberg und Finckenſtein an den König 14. Januar 1784. 
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früheren Zuſtand, wie er vor dem April 1783 geweſen war, 
bis zum Ende der Vergleichshandlung wiederherſtellen, und 
der Rat mußte ſich auch dazu verſtehen, obwohl er anfangs 
nur den um die Stadt wohnenden Preußen den freien inneren 
Verkehr erlaubte, den er noch dazu auf Lebensmittel be⸗ 
ſchränkte. 

Für das Aufhören der Zwangsmaßregeln dankte der Rat 
dem Könige demütig. In ſeinem Antwortſchreiben vom 
29. Januar 1784 machte dann Friedrich demſelben ernſtliche 
Vorhaltungen über ſein Betragen. „Nunmehr ſäumt Ihr 
auch“, fuhr er fort, „Eure Abgeordneten nach Warſchau zu 
ſchicken, und gebet vor, die Befehle Eures und des ruſſiſchen 
Hofes abzuwarten, die Ihr doch genugſam wiſſet. Ihr ſucht 
aber in der That nur der Vergleichsunterhandlung auszuweichen, 
die Streitſache in Verwirrung und Ungewißheit zu laſſen und 
die Euch vorteilhaft ſcheinende Zeit der wiedergeöffneten Schiff⸗ 
fahrt zu gewinnen. Ob Ihr hieran recht und billig, ob Ihr 
klug und wohl für Eure Stadt handelt, ſolches überlaſſe ich 
Eurer näheren Überlegung“ ). 

Erſt am 9. März 1784 begannen die Konferenzen. Stackel⸗ 
berg nannte drei Mittel, die Danziger zu befriedigen. Entweder 
ſollten die Unterthanen des Königs von Preußen darauf be— 
ſchränkt werden, daß ſie nur Lebensmittel zu Schiffe ſich holen 
könnten, oder die Danziger ſollten geringere Durchgangsabgaben 
in Fordon bezahlen oder drittens die ihrigen nach dem Ver— 
hältnis der preußiſchen erhöhen dürfen. Damit waren aber 
Finckenſtein und Hertzberg gar nicht einverſtanden, und ſie er⸗ 
ſtatteten deshalb dem Könige jetzt einen ſehr eingehenden Be- 
richt über die ganze Angelegenheit. Es ſchien ihnen, als ob 
weder das ruſſiſche Miniſterium und Stackelberg, noch ſelbſt 
Buchholtz wüßten, um was es ſich eigentlich handele, und als 
ob ſie daher durch das unvernünftige Geſchrei der Danziger 
Abgeordneten ſich betäuben ließen, welche nicht allein ihre alten 
Vorteile bewahren, ſondern auch noch neue bei dieſer Gelegen- 
heit gewinnen möchten, ohne dafür irgendetwas zu bewilligen. 

1) Hertzberg, Recueil I, 431. 
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Die Miniſter hielten an dem freien inneren Verkehre feſt 
und verlangten, daß des Königs Unterthanen ſowohl aus 
Pommern und Oſtpreußen nach Weſtpreußen als aus dem 
Marienburger Kreiſe nach Pommerellen ungehindert wie früher 
durch das Gebiet von Danzig Handel treiben dürften. Es 
ſchien den Miniſtern eine ungereimte Behauptung zu ſein, daß 
die Stadt durch eine ſolche Übereinkunft würde zugrunde ge⸗ 
richtet werden, und ſie glaubten ebenſo wenig, daß Danzig ein 
Recht hätte, die andern Einwohner Weſtpreußens auszuſchließen. 
Sie rieten, lieber die Unterhandlung abzubrechen, als in dieſem 
Stücke nachzugeben. Dagegen räumten ſie ein, daß Danzig 
viel verlieren würde, wenn es den Handel von Polen nach 
dem Meere und umgekehrt mit andern teilen ſollte, und ſie 
verhehlten ſich ferner den großen Ausfall nicht, welchen die 
Zölle in Fordon erleiden mußten, wenn die Unterthanen des 
Königs nur zwei, die Danziger dagegen 12 Prozent zahlten. 
Eben deshalb hatten die Miniſter die Schiffahrt nur denen 
gewähren wollen, welche von ihnen oder dem Könige mit 
Päſſen verſehen worden wären. Indem ſie jetzt aber dieſen 
wichtigen Gegenſtand mit den Miniſtern des Generaldirektoriums 
reiflich erwogen, wurde man darüber einig, daß es genügte, 
wenn die Preußen die freie Schiffahrt vom Meere nach Polen 
erhielten, und ſo Seeſalz, Kaffee u. dergl. ungehindert einge— 
führt werden dürften. Dagegen wollten die Miniſter den 
Danzigern den Handel von Polen nach dem Meere gänzlich 
überlaſſen und dadurch zugleich für die Einkünfte des Königs 
gebührend Sorge tragen. 

Nach dieſen Grundſätzen arbeitete dann Hertzberg ein Schrift- 
ſtück aus, worin die preußiſchen Zugeſtändniſſe genannt und 
begründet waren. Buchholtz ſollte dasſelbe dem Grafen Stackel— 
berg geben können. Danach behielt alſo Danzig die Ausfuhr, 
die preußiſchen Unterthanen nehmen teil an der Einfuhr, doch 
kann Danzig letztere mit einem Bolle bis zur Höhe des preußi— 
ſchen um der Gegenſeitigkeit willen belaſten. Der innere Ver— 
kehr bleibt fret ). 

1) Jenes Schriftſtück iſt vom 13. März, dieſes vom 1. April (Berl. A.). 


660 IV. Buch. 9. Kapitel. 


Der König gab nach, und die Unterhandlung wurde nun 
glücklich zu Ende geführt. Im Juli unterſchrieben Franklin 
und Jefferſon, im Auguſt Adams und Thulemeier am 10. Sep⸗ 
tember 1785 den Vertrag. Zwei Wochen ſpäter ward er 
von Friedrich dem Großen ratifiziert, und im folgenden Jahre 
that dies auch der Kongreß. „Der Freundſchaftsvertrag, welcher 
neulich zwiſchen dem König von Preußen und den Vereinigten 
Staaten geſchloſſen worden iſt, bezeichnet einen neuen Zeit⸗ 
abſchnitt in der Unterhandlung“, meinte Waſhington. „Es iſt 
der freiſinnigſte Vertrag, welchen jemals unabhängige Mächte 
mit einander eingegangen ſind. Er iſt in manchen ſeiner Artikel 
ganz eigenartig, und wenn ſeine Prinzipien künftig als Grundlage 
für Verbindungen von Nationen unter einander betrachtet werden 
ſollten, fo wird er beſſer als irgendeine von den Menſchen bis- 
her verſuchte Maßregel dazu helfen, einen allgemeinen Frieden 
herbeizuführen“ ). 

Während ſo Friedrich der Große wegen ſeiner Freiſinnig— 
keit jenſeits des Ozeans allgemeinen Beifall erntete, ward er 
von einer berühmten Handelsſtadt der alten Welt bitter gehaßt 
und großer Engherzigkeit beſchuldigt. Danzig hatte vor der 
polniſchen Teilung den ausſchließlichen Handel in Weſtpreußen 
beſeſſen. Jetzt aber ſah es ſich ringsum von dem Gebiete des 
Königs von Preußen eingeſchloſſen. Dieſer nahm ſogar den 
Hafen der Stadt als ſein Eigentum in Beſitz und erhob dort 
Hafengefälle; doch konnte Danzig dieſelben noch einmal den 
Schiffsherren abfordern. Außerdem errichtete Friedrich auch im 
Süden, zu Fordon bei Bromberg, eine Zollſtätte, wo die 
Waren, welche nach Danzig gingen oder von hier kamen, 
12 Prozent des Wertes bezahlen mußten, während von den⸗ 
jenigen, welche nach Elbing beſtimmt waren, nur 2 Prozent 
verlangt wurden 2). Außerdem ließ der König dicht bei der 


1) Sparks, Writings of Washington IX, 182. 

2) Nicht 4 Prozent, wie Bd. I, S. 516 ſteht. Das war die urſprüng⸗ 
liche Forderung Benoits geweſen, und 2 Prozent iſt das ſpätere An⸗ 
erbieten. Danzig ward als Zollausland betrachtet. S. Damus, Die 
Stadt Danzig gegenüber der Politik Friedrichs des Großen und Friedrich 
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Stadt eine Meſſe abhalten, welche der Danziger Dominikmeſſe 
vielen Abbruch that. 

Es läßt ſich nicht leugnen, daß Friedrich ſeinem eigenen Vor⸗ 
teile rückſichtslos nachging; aber er verfuhr freilich nur ebenſo, 
wie die alte Hanſeſtadt es in früheren Zeiten mit Elbing, 
Braunsberg und Thorn gemacht, um den polniſchen Handel 
ganz an ſich zu reißen. Man begreift es, daß in Danzig eine 
ſehr bittere Stimmung gegen Friedrich herrſchte; doch war es 
offenbar unklug, wenn Rat und Bürgerſchaft gar keine Mach- 
giebigkeit zeigten. Während der König zuerſt 600 000 Thaler 
Grundzins für die Überlaſſung des Hafens gefordert hatte, 
war er 1776 bereit, ſich mit 250000 zu begnügen und ſowohl 
den Hafen, als die von ihm beſetzten Vorſtädte zu räumen, 
wenn die Danziger ſein Territorialrecht anerkennen würden. 
Und 1782 gab er um der Kaiſerin von Rußland willen die 
Scharpau zurück. Er meinte, daß er ſo ſchonend als möglich 
gegen die Stadt verfahre, während dieſe ſich alles herausnehme, 
den Schmuggel in ſeinem Lande begünſtige, den Schmugglern 
und Fahnenflüchtigen Schutz und Aufnahme gewähre und einer 
Beſchwerde, die er vorbringe, niemals abhelfe 1). So herrſchte 
Mißſtimmung auf beiden Seiten. 

Die Danziger betrachteten den Grafen Panin als ihren 
Hauptgegner. Als nun die Nachricht von ſeinem Tode zu 
ihnen gelangte, da begingen ſie abermals eine Thorheit, indem 
ſie ſich ohne vorhergehende Anzeige ſelbſt Recht zu verſchaffen 
ſuchten. Zwei Fahrzeuge, die aus dem Marienburger Werder 
auf der Weichſel Getreide nach Schellmühle brachten, wurden 
am 25. April 1783 unerwartet von Danziger Zollbeamten 
angehalten, und man erklärte den Schiffsherren: ſie dürften nicht 
weiter fahren, ſondern müßten ihre Ladung an Danziger Bürger 
verkaufen. Der eine fügte ſich, weil ihm das Getreide gehörte; 
dem andern gab man erſt nach einiger Zeit die Erlaubnis, 


Wilhelms II., in der Zeitſchrift des Weſtpreußiſchen Geſchichtsvereins, 
Heft XX, S. 66. 
1) An Görtz 4. Mai 1782. (Berliner Archiv.) 
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die Fahrt fortzuſetzen. Aber das gewaltſame Verfahren wurde 
wieder aufgenommen, indem 13 Mann in der Nähe des Gänſe⸗ 
krugs eine Wachtbude bezogen. Vergebens erhob der preußiſche 
Reſident v. Lindenowski Vorſtellungen hiergegen. Darauf nahm 
das preußiſche auswärtige Miniſterium den Streit auf und be⸗ 
ſchuldigte die Danziger Bürger der Habſucht, des Neides und 
der Mißgunſt gegen die um Danzig wohnenden königlichen 
Unterthanen, die ſehr übel daran ſein würden, wenn ſie nicht 
die Freiheit haben ſollten, Korn und andere Waren und Be⸗ 
dürfniſſe ſich aus den königlichen Landen zu holen. Sie ſahen 
in dem Verfahren Danzigs eine grobe Beleidigung, welche 
nirgends in der Welt gerechtfertigt werden könnte, und drohten 
mit Vergeltungsmaßregeln. 

In dem Antwortſchreiben meldeten die Danziger, was ſie 
verlangten. Sie meinten: am Ausfluſſe der Weichſel könnte 
neben ihrer Stadt keine zweite beſtehen, wo Handel und Ge- 
werbe getrieben würde; daher müßte der Hafen ihnen allein 
gehören, und die Waren, welche die Weichſel herunter kämen, 
dürften nicht bei dem Blockhaus vorbeigebracht und noch weniger 
durch die Stadt geführt, ſondern ſie müßten den Danziger 
Bürgern zum auswärtigen Verkauf überlaſſen werden. Die 
hieſige Kaufmannſchaft, hieß es in dem Schreiben, wäre weit 
davon entfernt, die benachbarten königlichen Unterthanen daran 
zu hindern, daß ſie ihre Bedürfniſſe ſich aus den weit und 
breit ſie umgebenden königlichen Landen holten; dagegen würden 
ſeit kurzer Zeit, anfangs heimlich und bei Nacht, nachher öffent⸗ 
lich, Güter von daher oder gar aus dem Danziger Gebiete 
nach Schellmühle geführt und dort feilgeboten. Das könne die 
Kaufmannſchaft, welche von dem früheren Handel kaum noch 
den dritten Teil übrig behalten, auf keinen Fall zugeben, wolle 
ſie nicht alles verlieren. 

Aus dem Antwortſchreiben des Rates ging deutlich hervor, 
wonach Danzig verlangte. Man wünſchte die bevorzugte Stellung, 
welche man bisher in Weſtpreußen gehabt hatte, noch weiter 
zu behalten und kein Altona neben ſich aufkommen zu laſſen. 
Beweiſe für ſeine Behauptungen legte freilich der Rat nicht 
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vor, und er verſuchte noch weniger die Rechte, die er in Ane 
ſpruch nahm, mit dem Zuſtande, welcher durch die polniſche 
Teilung geſchaffen worden war, in Einklang zu bringen. Das 
rügten denn auch die preußiſchen Miniſter und erklärten, der 
König würde ſeinen Unterthanen die natürliche und durch keine 
Verträge eingeſchränkte Freiheit nicht nehmen laſſen, ihren 
Handel zu treiben und die Schiffahrt auf einem die beider⸗ 
ſeitigen Lande durchſchneidenden Strome zu gebrauchen. Die 
Miniſter verlangten binnen acht Tagen die beſtimmte Ecklärung, 
ob der Verkehr, wie er bis zum April beſtanden hätte, wieder 
geſtattet werden würde, und zeigten an, daß im entgegengeſetzten 
Falle kein Schiff von und nach Fahrwaſſer würde ſegeln dürfen, 
bis die Stadt Danzig von ihrer Zudringlichkeit abgeſtanden 
wäre. Letzteres geſchah aber nicht, ſondern der Rat wieder- 
holte nur ſeine Bereitwilligkeit, das, was die Beſchwerde führen— 
den preußiſchen Unterthanen zu ihrem eigenen Verbrauche holten, 
frei und ungehindert durch ihr Gebiet ziehen zu laſſen ). 
Aufrichtig wünſchte Preußen zu einem Vergleiche zu kommen; 
darum hatte der Reſident v. Lindenowski nicht allein die 
Schreiben der Miniſter übergeben, ſondern auch mündlich vor— 
geſchlagen: es ſolle die Angelegenheit durch Bevollmächtigte 
beider Teile geprüft und gütlich ins reine gebracht, bis dahin 
aber der alte Verkehr freigegeben werden. Indem nun aber 
Danzig auf dieſen verſtändigen Antrag nicht einging, ſchritt 
Friedrich der Große dazu, ſeine Drohungen zu verwirklichen 
Der Oberſt v. Pirch mußte die Holminſel beſetzen und den 
Schiffen der hartnäckigen Stadt verwehren, aus der Oſtſee 
hierher zu kommen oder dahin zu fahren. Dies geſchah gegen 
Ende des Auguſtmonats; aber die Maßregel vermehrte nur 
die Erbitterung der Bürgerſchaft und zwar in ſo hohem Grade, 
daß kein preußiſcher Unterthan oder Beamter ſich mit Sicher⸗ 
heit auf Danziger Gebiete ſehen laſſen konnte. Als Pirch es 
wagte, bei dem Ganskruge vorüberzufahren, wurden er und ſeine 
Soldaten von einem Volkshaufen auf die gröbſte Weiſe ver⸗ 


1) Hertzberg, Recueil I, 410sqq. 
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höhnt, ohne daß die Stadtſoldaten es zu hindern ſuchten, und 
einem Regierungsrate Meyer ging es noch ſchlechter. Fremde 
Schiffe durften nur dann ſeewärts fahren, wenn ſie Päſſe von 
ihren in Danzig wohnenden Reſidenten empfangen hatten; Meyer 
ſollte nun darauf ſehen, daß keine Unrichtigkeiten vorkämen. 
Man kann ſich denken, mit welchen Augen die wütende Menge 
dieſen preußiſchen Beamten betrachtete. Er geriet einmal in 
Lebensgefahr ). 

Im April hatte der Rat die Kühnheit gehabt, ohne Vor⸗ 
wiſſen der Polen zu Thätlichkeiten zu ſchreiten; jetzt aber be⸗ 
ſann er ſich auf ſein Verhältnis zu dieſem Lande und überließ 
es dem Könige desſelben, die Angelegenheit zu ordnen. Von 
Stanislaus Auguſt abgeſendet, erſchien der Graf von Unruh 
in Danzig; aber auch ſeine Bemühungen, einen Vergleich 
herbeizuführen, hatten keinen Erfolg. Da hielt es Friedrich 
der Große für notwendig, die Vergeltungsmaßregeln zu ver- 
ſchärfen. Der Generalmajor Freiherr von Egloffſtein mußte 
mit vier Bataillonen Fußvolk und vier Schwadronen Reiterei 
in das Danziger Gebiet im Oktober einrücken und die Stadt 
von allen Seiten einſchließen; nur die fremden Fahrzeuge 
durften ihres Weges fahren. Aber auch die verſchärften Maß⸗ 
regeln blieben fruchtlos. 

Der Miniſter Hertzberg hielt es mit Recht für eine gute 
Politik, das Publikum zu Zeiten von den Staatsangelegen⸗ 
heiten in Kenntnis zu ſetzen, und ſo erſchien denn am 23. Ok⸗ 
tober 1783 ein langer Bericht über den Streit des Königs 
von Preußen mit Danzig in einer Berliner Zeitung 2). Außer⸗ 
dem aber wendeten ſich die Miniſter an Friedrich den Großen 
und ſagten: ſein Intereſſe verlange und ſeine Abſicht gehe 
dahin, daß dem Zwiſt ein ſchnelles und erträgliches Ende ge⸗ 
macht werde. Deshalb erachteten ſie es für das Beſte, wenn 
man dem General einen billigen Vergleichsplan ſchicke, und 


1) Hertzberg, Recueil I, 404. Löſchin, Geſchichte von Danzig 
II, 247. ; 

2) Dieſer Bericht und die, welche ihm folgten, ſtehen in Hertzberg, 
Recueil I, 401sqq. 
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fie legten einen ſolchen bei. Nach dieſem ſoll Danzig für die 
Friedrich dem Großen und ſeinen Unterthanen zugefügten Be- 
leidigungen um Verzeihung bitten. Wie ferner der König 
den Einwohnern der Stadt die freie Fahrt auf dem Weichſel⸗ 
ſtrom und durch ſeine Lande geſtattet, ebenſo ſoll es allen 
ſeinen preußiſchen Unterthanen auch freiſtehen, durch das Gebiet 
von Danzig mit Schiffen und Wagen zu fahren und dasjenige, 
was ſie von einem Teile der königlichen Lande nach dem andern 
zu bringen für gut finden, frei und ungehindert zu holen 
gegen Bezahlung der Abgaben und Zölle, welche die Danziger 
Bürger erlegen. Dieſen Punkt hielten Finckenſtein und Hertz⸗ 
berg für den wichtigſten. Durch ihren Vorſchlag, meinten ſie, 
werde den preußiſchen Unterthanen nur der innere Verkehr, 
welchen man denſelben ohne Ungerechtigkeit nicht verweigern 
könne, geſtattet, keineswegs aber der Seehandel, welchem aber 
auch der König nicht entſage, ſodaß dieſer Punkt unentſchieden 
und auf dem alten Fuße bleibe. 

Während die Miniſter hofften, daß Danzig und Polen ſich 
hier willfährig zeigen würden, hielten ſie es für ſchwierig, einen 
andern Punkt zu erreichen; aber ſie wollten den Verſuch 
machen. Der König, ſchrieben ſie, brauche für ſein Salz und 
die Seehandlung für ihr Seeſalz, ihren Kaffee u. ſ. w. den 
Weg auf der Weichſel; bisher habe man das ſtillſchweigend 
geduldet, dagegen weigere man ſich jetzt, und jo ſchlagen Fincken— 
ſtein und Hertzberg vor: Schiffgefäße und Schiffsladungen, 
welche mit Päſſen des Königs oder der Miniſter verſehen ſind, 
dürfen ungehindert auf der Weichſel hin- und herfahren gegen 
Entrichtung der gewöhnlichen Abgaben. Dagegen wird das 
preußiſche Miniſterium dahin ſehen, daß mit dieſen Päſſen kein 
Mißbrauch zum Nachteile des Danziger Handels getrieben 
werde. 

Finckenſtein und Hertzberg ſuchten ferner die Danziger da— 
durch etwas für ſich zu gewinnen, daß ſie den immerwährenden 
Klagen derſelben einige Rückſicht ſchenkten und folgenden Artikel 
vorſchlugen: Der Rat verſpricht den Schmuggelhandel aus 
Danzig nach den königlichen Landen ſoviel als möglich zu ver⸗ 
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hüten und nichts zu thun oder zu geſtatten, wodurch derſelbe 
befördert werden könnte; dagegen wird der König den Handel 
der Danziger auf alle Weiſe begünſtigen, auf ihre Vorſtellung 
alle gegründeten Beſchwerden abſtellen und ſeinen Unterthanen 
und Beamten alle Plackereien und Bedrückungen der Danziger 
und ihres Handels auf das ſchärfſte verbieten; er habe bereits 
auf gemachte Vorſtellungen die Durchfuhr des alten Eiſens 
freigegeben. 

Friedrich der Große hatte mit Danzig am 8. Januar 1771 
einen Vertrag geſchloſſen, wonach ſich die Stadt verpflichtete, 
keine oſtpreußiſchen Kantoniſten bei ſich aufzunehmen. Dieſe 
Übereinkunft wollten die Miniſter auch auf Weſtpreußen aus⸗ 
gedehnt wiſſen; weil aber der Rat befürchtete, daß die Zahl 
der Herauszugebenden zu groß ſein und dadurch ein Aufſtand 
hervorgerufen werden würde, ſo ſollte die Verpflichtung nur 
für die Zukunft gelten. 

Dieſer Vergleich war wenig geeignet, Danzig zu befriedigen; 
doch konnte derſelbe ja verbeſſert werden. Inzwiſchen aber 
hatte die Stadt einen andern ſehr wichtigen Schritt gethan, 
indem ſie ſich an eine Frau wendete, von welcher ſie ſchon 
manchmal Schutz empfangen. Die Kaiſerin von Rußland 
weigerte fic) jederzeit in ihren eigenen Sachen eine Bere 
mittelung zuzulaſſen, dagegen übernahm ſie mit Freuden jede 
Vermittelung in fremden Angelegenheiten. Zu der Zeit, wo 
die Miniſter den Vergleich dem Könige vorlegten, traf die 
Nachricht ein, daß Katharina II. den Wunſch der Danziger 
erfüllen wolle. Natürlich nahm Friedrich die Vermittelung 
unverzüglich an. Hertzberg glaubte nun vorauszuſehen, daß 
die Kommiſſarien von Rußland und Polen verlangen würden, 
es ſollte das Danziger Gebiet vor dem Beginn der Unter— 
handlungen geräumt werden; er riet aber dem König, einen 
ſolchen Antrag abzulehnen +). 

Friedrich der Große ſchickte ſeinen Reſidenten in Warſchau, 
den Legations⸗ und Kriegsrat von Buchholtz; Katharina II. 


1) Hertzberg, 26. November 1783. 
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hatte den Generalmajor von Peterſon, ihren Reſidenten in 
Hamburg, für die Unterhandlung beſtimmt. Die eingeſchloſſene 
Stadt ſuchte natürlich die Gelegenheit zu benutzen, um die 
preußiſchen Soldaten, die ſie ernähren mußte, von ihrem Ge⸗ 
biete zu entfernen, und ſie verlangte die Zurückziehung der⸗ 
ſelben, damit es nicht den Anſchein hätte, ſagte ſie, als ob die 
Unterhandlung unter den Waffen geſchähe. Wider dieſen 
Scheingrund wandte Buchholtz ein, daß die Stadt nicht allein 
die Thätlichkeiten angefangen hätte, ſondern auch noch fortführe, 
die vorher freie Schiffahrt auf der Weichſel den preußiſchen 
Unterthanen mit Gewalt zu verhindern; die Vergeltungsmaß— 
regeln könnten alſo ohne Nachteil für die Ehre, die Würde 
und die Rechte des Königs nicht aufgehoben werden. Nach 
vielem Hin⸗ und Herreden verabredete man, daß die erſte 
Konferenz am 17. Dezember in der Vorſtadt Naugardten ge— 
halten werden ſollte, nachdem die preußiſchen Truppen auf 
eine gewiſſe Strecke ſich entfernt hätten. Als Peterſon am 
feſtgeſetzten Tage dahin fuhr, hoben viele Leute die Hände zu 
ihm auf und riefen: „Erbarmen Sie ſich unſer, Excellenz; 
wir wollen lieber ruſſiſch werden als preußiſch“ ). 

In der Konferenz beharrten die Danziger auf ihrem Ver— 
langen, und Peterſon half ihnen treulich. Da ſchrieb Friedrich 
an ſeinen Geſandten in Petersburg, den Grafen Görtz, am 
23. Dezember 1783: Rußland wolle als Diktator handeln 
und ihn zwingen die Einſchließung aufzuheben; aber das gehe 
nicht an. Er willigte dagegen mit Vergnügen in die Ver— 
legung der Konferenzen nach Warſchau; denn er ſah in 
Peterſon einen Danziger an Leib und Seele, und er hoffte 
dort, wo der Graf Stackelberg die Vermittelung übernehmen 
mußte, weiter zu kommen. Nachher hat er auch der Kaiſerin 
zugefallen die Einſchließung der Stadt aufgehoben, zumal da 
hierunter, wie ihm ſeine Miniſter bemerkten, auch ſeine Gol- 
daten und Unterthanen litten 2). Dafür ſollte Danzig den 


1) Friedrich an Görtz 23. Dezember 1783. 
2) Friedrich an Görtz 30. Dezember 1783, 3. und 17. Januar 1784, 
Hertzberg und Finckenſtein an den König 14. Januar 1784. 
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I. 
über Ad. Beer und Alfr. v. Arneth. 


Beer und Arneth haben für die Zeit, die ich behandele, zum 
erſtenmal einen umfaſſenden Gebrauch von den Schätzen des Wiener 
Archivs gemacht, und da ich letzteres nicht beſucht hatte, war ich 
auf die Nachrichten, welche ſie bringen, nicht ſelten angewieſen. Um 
nun aber der Vorſicht eines kritiſchen Hiſtorikers nicht zu ermangeln, 
habe ich mir darüber, wie ſie arbeiten, ein Urteil bilden müſſen, 
und ich halte mich nun für verpflichtet, hierüber ein Wort zu ſagen, 
um die Art, wie ich ſie benutzt habe, zu rechtfertigen. 

Ich wende mich zuerſt zu Beer. Wir werden ſein Verfahren 
am beſten erkennen, wenn wir dieſelben Materialien haben wie er. 
Das ijt z. B. der Fall bei I, 69 ff. ſeiner Geſchichte der erſten 
Teilung Polens. Er erzählt zum Jahre 1762: es habe nicht außer— 
halb der Tendenz Katharinas gelegen, die Erhebung Poniatowskis 
womöglich ohne fremde Mitwirkung durckzuſetzen. Einen Be— 
weis dafür finden wir bei ihm nicht, und es giebt wahrſcheinlich 
auch keinen, ſondern was als Thatſache hier angegeben wird, iſt 
nur eine Vermutung, aus welcher ſich Beer den Umſtand erklärt, 
daß „die Beziehungen zu Preußen längere Zeit nicht enger geſchürzt 
wurden.“ Aber dieſe Erklärung iſt falſch. Nachdem Katharina ſich 
im allgemeinen mit dem Könige von Preußen verſtändigt hatte, 
wartete ſie mit der eigentlichen Unterhandlung über das Bündnis 
bis nach dem Tode des Königs von Polen. Sie konnte wohl ſchon 
jetzt wiſſen, welche Forderungen ſie an Friedrich ſtellen würde; doch 
war es nicht unmöglich, daß ihr ſpäter noch eine oder die andere 
notwendig erſchien, die Friedrich nach dem Abſchluſſe des Bündniſſes 
kaum ſich hätte nachträglich aufbürden laſſen. Der preußiſche Ge— 
ſandte ſoll ferner über die Richtung, welche die ruſſiſche Politik eine 
ſchlagen würde, vollſtändig im unklaren geblieben ſein und 
vom Kanzler Woronzow, den er um eine Erklärung über den 
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Allianzvertrag und die Willensmeinung der Kaiſerin fragte, keine 
Antwort erhalten haben. Woher weiß dies Beer? In den Aus- 
zügen bei Häuſſer (Forſchungen, IX, 59) ſteht das nicht, freilich 
auch nicht, was der Kanzler geäußert; aber der Geſandte vermutet 
doch richtig, daß der Petersburger Hof nach hergeſtelltem Frieden 
werde mit Preußen in Bündnis treten wollen, und zwar deshalb 
erſt dann, weil die Kaiſerin wünſchte, dem Kriege fern zu bleiben 
und bei den Friedensunterhandlungen zu vermitteln. Das iſt wirk⸗ 
lich der Grund, und zwar begehrte ſie letzteres hauptſächlich darum, 
weil ihr viel daran lag, Sachſen zu begütigen und den Prinzen 
Karl, welchem ſie Kurland nahm, zu entſchädigen. Und nun leſe 
man das unbeſtimmte, in allgemeinen Redensarten ſich ergehende 
Geſchreibſel Beers S. 72: „Vor Beendigung des Krieges war nicht 
einmal an eine Aufnahme von Verhandlungen über eine Allianz zu 
denken. Dem ſtellten ſich mancherlei Schwierigkeiten entgegen, die 
in der eigentümlichen Lage Katharinas begründet waren. Sie machte 
auch daraus kein Hehl. So ſehr ſie eine Verbindung mit Friedrich 
wünſchen mochte, in dem gegenwärtigen Momente war ſie unthun⸗ 
lich. Katharina wollte und mußte ()) dem Kriege fern bleiben, und 
ehe der Friede geſchloſſen war, konnten die Grundlagen des neuen 
Vertrages nur ſchwer feſtgeſtellt werden u. ſ. w.“ Den Brief der 
Kaiſerin vom 17. Oktober, welchen Beer alsdann anführt, hat er 
nicht verſtanden, und wenn er nicht weiß, daß Schäfer denſelben 
bereits richtig dem 17. November zugewieſen, ſo hätte er es daraus 
ſchließen ſollen, daß das Schreiben erſt am 20. Dezember in Peters⸗ 
burg eintraf. Beer behauptet hierauf, Friedrich ſei über die Haltung 
Rußlands faſt bis zum Schluſſe des Jahres (1762) im unklaren 
geweſen; das Gegenteil beweiſt die Inſtruktion für den Grafen 
Solms aus dem Ende des Septembers. Die ganze Darſtellung ent— 
hält Wahres, Halbwahres, Falſches nebeneinander. 

Das nämliche Urteil gewinnen wir, wenn wir nachſehen, wie 
Beer die Miniſterialdepeſche vom 2. April 1764 benutzt hat. Er 
ſchreibt S. 148: „Friedrich hätte es mit Freuden begrüßt, wenn 
man ſich darauf beſchränkt hätte, durch Überredungen und freund⸗ 
liche Vorſtellungen die Polen zu gewinnen. Er beruhigte ſich, 
als er vernahm, daß die ruſſiſchen Miniſter den Polen die Not⸗ 
wendigkeit militäriſcher Maßregeln in milden und verſöhn⸗ 
lichen Formen begreiflich zu machen ſuchten, denn ſeiner Anſicht 
nach war alles zu vermeiden, was die Polen in Harniſch bringen 
konnte. Schließlich befreundete er ſich mit jenen Geſichtspunkten, 
die Kaiſerling für die Zweckmäßigkeit dieſes Verfahrens ins Feld 
führte.“ Was Beer freundliche Vorſtellungen nennt, heißt in 
der Depeſche insinuations convenables aux circonstances; ſolche 
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den Umſtänden angemeſſene Vorſtellungen waren z. B. diejenigen, 
welche der König einem Herrn v. Gadomski im Januar gemacht: 
die Polen ſollten ſich ja hüten, eine Konföderation zu bilden; denn 
eine ſolche würde ihr Verderben herbeiführen, weil ſie keinen Beiſtand 
von außen zu erwarten hätten; ſollten aber andere Mächte wagen, 
ihnen bewaffnete Hilfe zu leiſten, ſo würde Friedrich ſeine Truppen 
ebenfalls einrücken laſſen müſſen. Auch der zweite Satz iſt falſch 
wiedergegeben. Ob ſich der König beruhigte, möge dahingeſtellt 
bleiben; er hörte gern, daß die Ruſſen vorſichtig und behutſam vor⸗ 
gehen wollten. Aber das war ihm nicht genug, ſondern er ſchärfte 
denſelben ein, ſie ſollten ja eine recht ſanfte und gemäßigte Sprache 
führen. Ob er ſich ſchließlich mit den von Kaiſerling angeführten 
Geſichtspunkten befreundete, das kann bezweifelt werden und 
muß jedenfalls auch dahingeſtellt bleiben. 

Auf S. 191 leſen wir: „Rußland nahm (1764) ein Gebiet 
von 50 Meilen mit einer Bevölkerung von 160000 Familien 
in Anſpruch.“ Unmöglich! Da kämen ja 16 000 Seelen auf die 
Meile. Wir ſchlagen Herrmann, auf welchen ſich Beer beruft, 
V, 384 nach und erfahren, daß ein Landſtrich gemeint iſt, welcher 
50 Meilen in die Länge ſich erſtreckt. Beer citiert zwar die Dee 
peſche Eſſens, aber was er ſchreibt, iſt aus Herrmann ſelbſt entlehnt; 
denn Eſſen ſagt nichts von 50 Meilen, ſondern ſpricht nur von 
einer Ausdehnung vom Dniepr bis zur Spitze der Woiwodſchaft 
Polock. Ja, Beer würde vielleicht den Fehler gar nicht begangen 
haben, wenn er die Depeſche ſich genauer angeſehen hätte. Es 
handelt ſich, wie aus der Inſtruktion vom 6. November 1762 für 
Kaiſerling und Repnin hervorgeht, um 988 UWerſt oder 141 
Meilen. 

Auf S. 264 erzählt Beer zum Jahr 1767: Dem Drängen 
Rußlands, durch Demonſtrationen und Zuſammenziehung von Truppen 
an der polniſchen Grenze ſein Einverſtändnis zu bethätigen, ſetzte 
Friederich fortwährend hartnäckigen Widerſtand entgegen; er ſchrieb 
am 6. November 1767 am Solms: ai conclu mon alliance 
avec la Russie pour conserver la paix, mais non pour la 
rompre. Nun finden wir aber bei Häuſſer (Forſchungen IX, 188) 
in einem Konzept, welches der Note vom 7. November des vorher- 
gehenden Jahres 1766 zugrunde liegt, eben dieſelben Worte. Ferner 
hat Beer früher zum Jahre 1766 erzählt (S. 192— 193), wie 
Friedrich 1766 das Verlangen bewaffneter Mitwirkung beharrlich 
ablehnte, und eine Depeſche Friedrichs vom 7. November 1766 
(Forſchungen IX, 178 angeführt), die ſich in demſelben Ideeenkreiſe 
bewegt. Im November 1767 dagegen lag für Rußland nicht die 
geringſte Veranlaſſung vor, Preußen zu ſolchen Demonſtrationen zu 
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drängen. Zum Unglück für Beer befinden ſich unter den Depeſchen 
des Grafen Solms aus dem Jahre 1767. mehrere aus dem Jahre 
1766; dieſelben ſind aber mit dem richtigen Jahre bezeichnet. Das 
hat Beer überſehen, und da er es an eindringendem Studium fehlen 
läßt, iſt ihm auch nicht einmal ein Zweifel während der Ausarbei— 
tung aufgeſtiegen. 

Ebenſo falſch iſt Beers Forſchung, wie ich anderwärts bewieſen 
habe, bei Gelegenheit der beabſichtigten Zuſammenkunft Friedrichs und 
Joſephs, die aber nicht zuſtande kam (I, 283), ferner inbezug auf 
die Vorgeſchichte der Zuſammenkunft von 1769. Auch im zweiten 
Bande fehlt es nicht an dergleichen Nachläſſigkeiten. Z. B. wird 
S. 186 erzählt, Kaunitz habe behauptet, in einem Punkte könne 
der öſterreichiſche Anteil durchaus in keine Parallele mit dem preu— 
ßiſchen und ruſſiſchen geſtellt werden: in politiſcher Hinſicht. Der 
Staatskanzler hat dem Grafen Panin auseinandergeſetzt, was er dae 
mit meint (Doc., S. 129); aber Beer unterrichtet uns darüber 
nicht, obwohl es doch ſehr nötig iſt. Man vergleiche ferner II, 303 
bis 306 mit meiner Darſtellung; welch nachläſſiges Arbeiten, ja, 
welch leeres Gerede manchmal! Und am Ende geradezu falſch und 
unvollſtändig, obwohl Beer die nämlichen Depeſchen wie ich aus dem 
Berliner Archiv benutzt hat und citiert. 

Auch in einer anderen Beziehung zeigt Beer ſeine Flüchtigkeit. 
Es heißt I, 231 bei ihm: Die Miſſion Mokranowslis blieb erfolg— 
los, und S. 135: Die Kunde von der Verletzung des türkiſchen 
Gebietes in Balta rief eine große Erbitterung hervor. Beide⸗ 
male iſt vorher keine Rede davon geweſen, und wenn Beer nicht 
mehr erzählen wollte, hätte er wenigſtens ſchreiben müſſen: eine 
Miſſion und die Kunde von einer Verletzung. Jedoch er nimmt 
es auch mit der Sprache nicht genau. Er ſchreibt II, 150: „Ruß⸗ 
land wollte zur Beſitzergreifung erſt ſchreiten, bis der Friede mit 
der Pforte abgeſchloſſen war“, während er doch II, 79 wenigſtens 
den Modus richtig gebraucht: „Friedrich (wollte) damit nicht hervor⸗ 
treten, bis die Unterhandlungen ein Reſultat verſprechen würden.“ 
Beer fährt dann fort: „Bei Friedrich kam insbeſondere als maß⸗ 
gebender Grund in Betracht, daß er hoffen mochte“, ſtatt: bei 
Friedrich mochte insbeſondere die Hoffnung in Betracht kommen. 

Ferner ſchreibt Beer II, 175: die zu erwerbenden oder die ſchon 
beſitzenden Ländergebiete; II, 223: dieſer ſollte mitwirken 
helfen, einen Entſchluß zuſtande zu bringen. Hierher gehört auch 
der falſche Gebrauch des erzählenden Tempus, wo das Plusquam- 
perfektum ſtehen müßte, ſowie die pedantiſche willkürliche Hinzufügung 
von faſt; II, 208 mit faſt unbezähmbarer Ungeduld, 214: nach 
langem, faft ungewohntem Widerſtande, 223: eine fa ſt unum⸗ 
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ſchränkte Macht. Wie dieſe Verwendung zur Manier geworden, 
zeigt Beer in der „Hiſtoriſchen Zeitſchrift“ 38, 342: „Faſt an 
demſelben Tage, an welchem dies geſchrieben war, — nach An— 
merkung 1 geſchah dies am 6. März, — konnte Kaunitz die 
Überzeugung gewinnen, daß es ſchwer ſein dürfte, Frankreich zu einer 
Mitwirkung zu bewegen. Breteuil erging ſich bei einem am 6. 
März ſtattfindenden Geſpräche in Verſicherungen x.“ Ganz abn- 
lich heißt es II, 226: er machte die geringſten Schwierigkeiten 
ſtatt keine. Geradezu lächerlich iſt aber folgendes. Friedrich 
ſchreibt einmal die bekannte ſprichwörtliche Redensart: Les cornes 
me sont venues a la téte; Beer überſetzt II, 15: „Die Hörner 
ſind mir gewachſen“. Wir ſehen, er giebt dem Könige von Preu⸗ 
ßen Hörner, wie Michel Angelo dem Moſes. Unglaublich! 

Beer ſcheint mir eine zu hohe Meinung von ſich zu haben und 
es deshalb mit dem Studium der Aktenſtücke leicht zu nehmen; da⸗ 
gegen müſſen wir ihm aufrichtig für den außerordentlichen Fleiß 
danken, mit welchem er die Archive benutzt hat. Strengen Anfor— 
derungen, wie ſie jetzt an einen Herausgeber geſtellt werden, entſpricht 
er zwar nicht, wohl aber billigen. Der Hiſtoriker kann die Stücke, 
welche Beer im zweiten Teile und dem Dokumentenbande verdffent- 
licht hat, gut gebrauchen. Ich gebe einige Berichtigungen. I. 117 
A. 3 Kiersky ſtatt liersty; 266 A. 1 put (pat), nicht peut; 
ferner tacher a s’accorder à l'amiable. Ferner im zweiten Bande 
S. 45 muß es in der Anmerkung heißen: 4. Februar 1871, 
nicht Januar, und S. 57 Anmerkung 1770 —1771. Die richtige 
Überſchrift von S. 64, Anmerkung 2 giebt Arneth VIII, 586, 
Anmerkung 365. Statt 2. Februar muß es S. 65 Anmerkung 
heißen 26. Februar. (Arneth VIII, 588 N. 389); am 2. Februar 
war Heinrich noch nicht aus Petersburg zurück. Ferner S. 171, 
N. 4: une trés-grande étendue à ses prétensions. C'est assez 
sa coutime; S. 350 arrange ſtatt amorgue, welches gar kein 
Wort ijt; S. 353, N. 3 je ne suis pas, Nr. 4 l'un et l'autre 
de ces tantons. Ferner 354, N. 14: Nous allons exsercés 
(i. e. exercer). Adieu. Je . . . reflexions; 359, N. 30: si cela 
arrive; 360, N. 32: Vidée seule. Auch im Dokumentenbande 
giebt es Fehler, aber nur wenige, ſoviel ich bemerkt habe. Einige 
recht grobe Schnitzer rügt Arneth X, Anmerkung 855. 861. 909; 
ſie finden ſich in zwei Aufſätzen Beers, die aber überhaupt weit 
ſchlechter gearbeitet ſind als das Buch, und die wir nun betrachten 
müſſen. : 

Auch für den bayeriſchen Erbfolgekrieg hat nämlich Beer das 
Wiener und Berliner Archiv fleißig benutzt und die Frucht ſeiner 
Bemühungen in der „Hiſtoriſchen Zeitſchrift“ bekannt gemacht. Im 


cee 
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35. Bande finden wir 88 —152 eine Abhandlung mit dem Titel 
„Zur Geſchichte des bayeriſchen Erbfolgekrieges“. Darin wird auf 
S. 91, Anmerkung 2 eine Angabe von mir verbeſſert; Arneth hat 
die betreffende Depeſche ſpäter veröffentlicht. 

Die Anmerkung auf S. 95 lautet: „Hiernach iſt Reimann zu 
berichtigen, ſeine Konjekturen fallen von ſelbſt.“ Wie? von ſelbſt? 
Etwa wie die Mauern Jeruſalems von den Poſaunenſtößen der Js- 
raeliten? Ich muß geſtehen, dieſe Bemerkung iſt etwas unhöflich. 
Ich habe bisher wenigſtens keinen Anlaß gehabt zu glauben, meine 
Vermutungen wären ſo ſchlecht, daß jedermann ihre Nichtigkeit gleich 
auf den erſten Blick zu erkennen vermöchte. Dagegen wäre es ja 
möglich, daß ich hier, wie vorher, durch archivaliſche Meldungen bee 
richtigt würde. Beer hat nun aber auch ſeine Schwächen. Zum 
Glück werden wir durch ihn ſelbſt in den Stand geſetzt, ihn hier 
zu kontrollieren, und da machen wir denn eine gänzlich unerwartete 
Entdeckung. Beer ſchreibt S. 94: „Die Inſtruktion an van Swieten 
war ganz überflüſſig, denn bei der Audienz kamen ganz 
andere Gegenſtände zur Sprache“ 1. Wir würden dem 
Verfaſſer Glauben ſchenken müſſen, wenn er nicht im Dokumenten- 
bande S. 186 die Instruction secréte pour le baron de Swieten 
und des letzteren Berichts über ſeine Audienz in feinem Buch „Frie⸗ 
drich und van Swieten“ hätte abdrucken laſſen. Darin meldet der 
öſterreichiſche Geſandte S. 92: „Als ich von der dreifachen Allianz 
als dem erſten Punkt zu reden begunn, unterbrach mich der König 
mit dem Erſuchen, dieſen Punkt einſtweilen beiſeite zu laſſen. Ich 
nahm alſo die drei folgende Punkten zur Hand. Über jeden 
Punkt ſtellte ich deutlich und wörtlich dasjenige vor, 
was die mir mitgegebene geheime Anweiſung enthält 
welches ich allhier nicht wiederholen zu müſſen glaube, 
ſondern nur jenes anzuführen, was mir der König geantwortet hat.“ 
Und S. 94 meldet Swieten: „Auf ſolche Art ward die Erörterung 
der dreyen Punkten geendiget.“ Hiernach iſt alſo klar, daß die In⸗ 
ſtruktion nichts weniger als überflüſſig war, und daß die von Rau- 
nitz darin behandelten Gegenſtände wirklich zur Sprache kamen. 
Wir ſehen, wie ſehr uns Beer aufklärt; aber nicht ſowohl durch 
ſeine Darſtellung, als vielmehr durch die Dokumente, die er ver— 
öffentlicht hat. 

Der Aufſatz enthält ſonſt eine Menge neuer Nachrichten beſon⸗ 
ders aus dem Wiener, doch auch aus dem Berliner Archiv. Ganz 


1) Schon in dem Buch über die erſte Teilung Polens II, 260 heißt 
es: „Als Swieten bei ſeiner erſten Audienz dieſe Angelegenheit zur Sprache 
bringen wollte, lenkte Friedrich auf einen anderen Gegenſtand ein. 
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falſch iſt aber, was S. 143 angegeben wird: „Friedrich würde 
gegen eine bedeutende Erwerbung keine Einwendung gemacht haben, 
wenn er vollſtändig ſicher geweſen wäre, daß Sachſen in einen 
Austauſch (der Lauſitz gegen die fränkiſchen Markgraſſchaften) willigen 
werde. Der König hat ſich bei den Friedensunterhandlungen doch 
ſehr uneigennützig gezeigt und dem Vertrag entſprochen, den er im 
März 1778 mit dem Herzoge von Zweibrücken geſchloſſen. 

Der Aufſatz „Die Sendung Thuguts in das preußiſche Haupt⸗ 
quartier und der Friede zu Teſchen“ im 38. Bande der „Hiſtoriſchen 
Zeitſchrift“ S. 403 —476 ijt die Fortſetzung der obengenannten 
Abhandlung. Der erſte Abſchnitt bringt über die Unterhandlungen 
in Braunau manches Neue; doch giebt es auch hier Nachläſſigkeiten. 
Indem Beer die Grenze des einen Thugutſchen Vorſchlages nennt, 
ſpricht er von Lankoat und Mildenau, während er 35,103 richtig 
Langquaid und Nittenau ſchreibt. Ich glaube, daß er die Karte bei 
ſolchen Gelegenheiten nicht nachſieht, ſondern ſich auf ſeine Auszüge 
verläßt 1). Den zweiten Thugutſchen Vorſchlag bezeichnet er S. 419 
gar nicht näher. Wenn er dann inbezug auf die Anbahnung einer 
franzöſiſch-ruſſiſchen Vermittelung einiges erwünſchte Neue bringt, fo 
iſt im ganzen genommen ſeine Darſtellung doch abgeriſſen, formlos 
und ſehr lückenhaft; S. 438 wird eine Antwort Preußens erwähnt, 
aber man erfährt weder, auf welche Schrift ſie erteilt wurde, noch 
was ſie enthielt. Noch mangelhafter iſt die Erzählung der Ver— 
mittelung ſelbſt; je näher dem Ende, deſto dürftiger wird ſie. Ein— 
zelne Sätze ſind ganz unverſtändlich. 

Gerade in dieſem Teil erinnert ſich Beer wieder an mich, um 
mich zu berichtigen. Er erzählt: „Im Dezember erſchien eine Schrift, 
die in Berlin abgefaßt war; darin ward ein Brief Karl Theodors 
vom 22. Januar veröffentlicht, aus welchem hervorging, daß er 
zu der Konvention vom 3. Januar gezwungen worden ſei. Die 
Richtigkeit oder Unrichtigkeit des Sachverhalts wurde nicht unterſucht, 
ſondern dem Inhalte des kurfürſtlichen Schreibens vollſtändiger Glaube 
beigemeſſen.“ In der Anmerkung heißt es dann: „Reimann ſpricht 
von einem unwiderleglichen Beweiſe, welcher damit geliefert wurde, 
eine Anſicht, die ſich durch nichts begründen läßt.“ Wirklich durch 


1) Ebenſo S. 461 Denkendorf ſtatt Deggendorf. Beer ver⸗ 
wechſelt ferner 35, 138 mit Joſeph die Ober- und Niederlauſitz, obwohl 
er es S. 131 richtig weiß. In ſeinem Buch über Polen ſchreibt er 
II, 48 faſt richtig Czorstyn und zehn Seiten weiter Szolin; S. 77 ſpricht 
er von klein polniſchem Gebiete, wie Solms; aber er hätte den Fehler 
desſelben verbeſſern und von groß polniſchem Gebiete reden müſſen. 
Solms hat auch an anderen Orten das richtige. 
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gar nichts, Herr Beer? Sie ſagen ja ſelbſt, aus dem Briefe ging 
hervor; wenn ſie anderer Meinung waren, hätten ſie ja ſchreiben 
müſſen: „aus welchem hervorgehen ſollte“. Wahrſcheinlich aber haben 
ſie es auch ſo gemeint. Ich nehme das an und ſage nun: Meine 
Anſicht läßt ſich durch nichts begründen? Nicht durch das Zeugnis 
deſſen, dem Gewalt angethan wurde? In dem vorhergehenden Auf— 
ſatze S. 104 beruft ſich doch Beer ebenfalls auf jenen Brief; Karl 
Theodor, ſchreibt er, wählte, wie er ſelbſt ſagte, von zwei Übeln das 
kleinſte, das ſichere vor dem unſicheren. Ferner ſpricht nicht Joſephs 
Brief an Leopold vom 15. Januar 1778 für meine Anſicht und 
neuerdings auch das von Arneth (X, 797) veröffentlichte Schreiben 
Karl Theodors vom 8. Januar an ſeinen Geſandten in Wien? 
Es iſt übrigens ein ſonderbares Verlangen, das Publikum hätte da- 
mals die Richtigkeit oder Unrichtigkeit des Sachverhaltes unterſuchen 
ſollen. Dazu beſaßen nicht einmal die Regierungen die Mittel, ge— 
ſchweige denn die Völker. 

In der öſterreichiſchen Note vom 11. Januar 1779 wird erzählt, daß 
der Bezirk Burghauſen zur Zeit Joſephs I. 130000 fl. gebracht 
habe. Das iſt doch etwas anderes, als wenn Beer S. 468 ſchreibt: 
Burghauſen werfe bloß 130000 fl. ab, d. h. im Jahre 1778. 
Genug, wir ſehen, die Genauigkeit iſt keine Tugend Beers, und es 
kann uns daher nur angenehm fein, daß Arneth denſelben Beit- 
raum behandelt hat. Er iſt wie hier in dieſem Falle (X, 597), 
ſo auch ſonſt oft zuverläſſiger, oder er hat noch neue Nachrichten 
aufgefunden. Aber in der Kritik iſt er leider ſchwach. 

Die Zeitſchrift für preußiſche Geſchichte enthält im fünften Bande 
einen kleinen Aufſatz von mir über einige falſche Daten in dem 
Briefwechſel Friedrichs des Großen mit dem Prinzen Heinrich, und 
Joſephs II. mit Maria Thereſia. Ich weiſe dort S. 373 nach, 
daß ein Schreiben des Kaiſers nicht in den Januar, ſondern in den 
folgenden Monat gehöre und zwar zwiſchen den 8. und 14. Fe⸗ 
bruar. Ich ſchließe: „Joſeph hat ſich offenbar im Monat verſchrie⸗ 
ben; es muß heißen 12. Februar.“ Für dieſe Vermutung habe 
ich nun einen zwingenden Beweis gefunden. Der preußiſche Ge— 
ſandte Riedeſel meldete nämlich aus Wien am 12. Februar: 
„Ritter (der pfälziſche Geſandte) ſei vorgeſtern nach München 
gereiſt“, und eben dieſelbe Nachricht giebt Joſeph ſeinem Bruder: 
Ritter est parti il y a deux jours. 

Wie hier, ſo hat ſich Joſeph auch ein andermal verſchrieben, 
nämlich 9. März, ſtatt 9. April. Ich weiſe das S. 375 nach, 
wie ich glaube, mit ganz guten Gründen. Hat man das richtige 
getroffen, fo werden, wie in dem vorhergehenden Falle, neue Nach⸗ 
richten leicht Beſtätigang bringen. Hier gewährt Arneth ſolche. Jo⸗ 
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ſeph ſchreibt in dem ſogen. Briefe vom 8. März an Leopold: Les 
Frangais nous ont donné une trés-désobligeante réponse; ils 
nous ont fait connaitre qu'ils ne pouvaient se charger de notre 
médiation ni nous donner, meme si nous étions attaqués, les 
secours stipulés, et enfin qu'ils voulaient déclarer au Roi de 
Prusse, comme quoi en tout et partout ils voulaient garder 
une parfaite neutralité. Ceci est rompre sollennellement les 
liens de J’alliance; il faut dissimuler pour le présent, mais 
sen ressouvenir 4 l'avenir. Und an Lascy ſchreibt Joſeph bei 
Arneth X, 804, Anmerkung 609 am 8. April: les Frangais 
nous vienent de donner une réponse plein de miel, mais 
enfin ils ne nous doneront ni secours ni veulent accepter la 
médiation et veulent déclarer une neutralité parfaite, ce qui 
équivaut à rompre P'alliance, mais as teur il leur faut faire 
bonne mine, mais je m’en souviendrai dans le temps. Es ijt 
augenſcheinlich, daß dieſe deiden Briefe in eine Zeit fallen und nicht 
durch einen Monat von einander getrennt ſein können. Arneth 
hätte das um ſo eher bemerken müſſen, als er durch mich bereits 
aufmerkſam gemacht worden. Freilich erwähnt er meinen Aufſatz 
gerade ſo wenig wie mein Buch; aber er hat jenen doch von mir 
zugeſchickt erhalten und mit mir darüber geſprochen, und wenn er 
verſucht hätte, mich zu widerlegen, jo würde er vielleicht auf Schwie— 
rigkeiten geſtoßen ſein und den Irttum nicht begangen haben. Er 
ſagte mir vor länger als zehn Jahren: ich hätte gute Gründe, doch 
es ſtände nun einmal ſo da. Ich meine der Buchſtabe tötet, aber 
der Geiſt macht lebendig. Der Fall kommt vor, daß ein und das- 
ſelbe Schreiben ſich zu verſchiedenen Jahren abgedruckt findet, z. B. 
zum 31. Dezember 1784 und 1785 in dem von Arneth heraus- 
gegebenen Briefwechſel Marie Antoinettes mit ihren Brüdern (S. 64 
und 102). Wie ſoll man ſich da verhalten? 

In meinem bayeriſchen Erfolgekriege S. 190 ſuche ich ferner 
nachzuweiſen, daß ein Brief Maria Thereſias nicht vom 9., ſondern 
vom 3. November fei; Arneth bleibt aber wiederum bei dem Buch- 
ſtaben ſtehen. Nun heißt es in dem Schreiben: si le courier de 
Russie en réponse a la médiation demandée vient, ce qui 
pourroit étre tous les jours etc. Wenn dieſer Kurier gefom- 
men, war mir damals unbekannt; nach Arneth X, 560 iſt er am 
4. November eingetroffen. Und feds Seiten weiter ſoll der ange- 
führte Brief doch vom 9. ſein? Das iſt eine Vergeßlichkeit, die für 
den, welchem ſie begegnet, ſehr ärgerlich ſein muß. Und noch in 
einem anderen Punkt hat Arneth ſeine Schuldigkeit nicht gethan. 
Es iſt hier von einer Vermittelung die Rede, um welche Rußland 
gebeten worden war; Arneth gedenkt einer ſolchen X, 547 und 555, 
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aber nur obenhin und ohne das Datum zu erwähnen, welches er 
doch ſo leicht hätte finden können. 

Als ich das Jahr 1783 ſtudierte, fand ich noch ein Beiſpiel. 
Der Brief bei Arneth, Joſeph II. und Leopold II. im erſten 
Bande S. 148 trägt das Datum des 3. Januar 1783. Im 
zweiten Teile dieſes Schreibens heißt es: der ruſſiſche Kurier ſei an— 
gekommen, zwei Monate lang habe man in Petersberg auf eine 
Antwort ſtudiert, et elle s'est bornée à du pur verbiage et de 
belles paroles, mais je crois que ne je suis pas bien choisi 
pour poisson qui morde à de pareilles amorces. Ganz ähnlich 
wie hier an ſeinen Bruder Leopold ſchreibt Joſeph an Kaunitz, aber 
am 2. Februar. Er ſchickt letzterem die fameuse réponse de 
IImpératrice; pour y avoir pensé si longtemps, c'est peu de 
chose ou plutdt c'est beaucoup, car on y voit clairement que 
VImpératrice n'a d'autre envie que de faire une dupe, mais 
elle ne s’adresse pas au bon poisson pour avaler son armorce. 
Arneth hat uns das in feinem Bude „Joſeph II. und Katha— 
rina II. von Rußland“, Vorw. XI, Anm. mitgeteilt, in dem vor— 
hergenannten Briefwechſel zwiſchen den beiden Brüdern hat er das— 
ſelbe mehrfach zur Hand genommen, aber hier nichts Verdächtiges 
bemerkt und nicht vermutet, wie man doch muß, daß jener Brief 
vom 3. Februar ſei, und der Kaiſer ſich wieder im Monat ver— 
ſchrieben habe. Betrachtet man nun den erſten Teil dieſes Briefes, 
fo wird die Vermutung zur Gewißheit. Der Kaiſer meldet hier: la 
paix est faite aux conditions que je vous ai mandées et qui 
vous ont si justement surpris. Joſeph ſchrieb aber am 11. Ja⸗ 
nuar an Katharina: La paix entre l’Angleterre et la France 
parait trés-prés de sa conclusion. Er begreift nicht, wie 
die Engländer auf ſolche Bedingungen, wie er ſie auf einem be— 
ſonderen Blatte mitſchickt, Frieden ſchließen können. (Arneth, Jo— 
ſeph und Katharina, S. 180. 181). Dasſelbe Blatt und dieſelbe 
Nachricht ſendet er zwei Tage ſpäter, am 13. Januar an ſeinen 
Bruder Leopold; er ſpricht von den conditions incroyables de la 
paix au moment de se conclure entre P'Angleterre et la 
France Am 23. antwortet Leopold und ſchreibt, die Bedingungen 
ſeien incroyables (Arneth, Joſeph und Leopold, Bd. I, 149 u. 
151). Inzwiſchen war der Präliminarfriede geſchloſſen worden, 
nämlich am 20. Januar. An eben dieſem Tage ſchreibt Joſeph an 
Leopold (S. 150): er erwarte Nachrichten aus Petersburg mit Un⸗ 
geduld. Es kann alfo der zuerſt erwähnte Brief nur in den An— 
fang des Februar gehören und iſt ohne Zweifel am 3, Februar ge⸗ 
ſchrieben worden. 

Wie ſchlecht Arneth von ſeinem Gedächtnis bedient wird, davon 
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will ich noch ein Beiſpiel aus dem achten Bande bringen. Nach 
einer Depeſche Thuguts vom 24. März 1770 (S. 207) wollte ſich 
die Pforte, wenn Oſterreich zur Teilnahme am Kriege wider Rube 
land ſich entſchlöſſe, durch ein auf die unumſtößlichſte Art für ewige 
Zeiten feſtzuſetzendes Bündnis anheiſchig machen, dem Kaiſerhof auf 
deſſen Begehren mit ihren Schätzen und ihrer geſamten Kriegsmacht 
Hilfe zu leiſten „Es würde, wenn nur einmal die Ruſſen 
aus Polen vertrieben wären, lediglich von der Willkür des Raifer- 
hofes abhängen, entweder einen neuen König von Polen zu er— 
nennen oder die polniſchen Lande mit der Pforte zu teilen.“ Und 
nach einem Berichte Thuguts vom 24. März 1771 (S. 284) er⸗ 
klärte die Pforte ihre Bereitwilligkeit, ein ewiges und unumſtößliches 
Bündnis mit Oſterreich zu errichten und dieſem Staat auf ſein Be⸗ 
gehren jederzeit mit ihren Schätzen und mit dem Blut ihrer Unter⸗ 
thanen Beiſtand zu leiſten. Seiner Willkür wollte ſie es überlaſſen, 
nach Vertreibung der Ruſſen aus Polen daſelbſt einen andern König 
zu ernennen oder dieſes Reich mit der Pforte zu teilen. Gleichen 
ſich dieſe Vorſchläge nicht, wie ein Ei dem andern? Und beide De— 
peſchen ſind vom 24. März, die eine freilich, die ſchon Hammer 
(VIII, 373) anführt, vom Jahre 1770, die andere von 1771? 
Und dieſe letztere findet ſich im Archive nicht vor! Nur das be— 
merkt Arneth X, 586 A. 369, ſonſt fällt ihm nichts auf! 

Auch wo keine große Kombinationsgabe notwendig ijt, kann 
Arneth irren. Er läßt VIII, 263/64 den Kaiſer ſchreiben: „Wir 
ſetzen den König von Preußen in Furcht. Darin aber beſteht das 
einzige Mittel, dieſen Mann kirre zu machen, uns Rußland wieder 
zu nähern und die gegenſeitige Eiferſucht auf Vergrößerung in ge— 
meinſchaftliche Vorteile und Gebietserwerbungen, die wir uns ver— 
ſchaffen würden, zu verwandeln.“ Das giebt keinen Sinn. Joſeph 
ſchreibt (Beer, Doc. 21): Nous laissons la crainte au Roi 
de Prusse, (bei Beer ſälſchlich;; vrai et seul moyen de mener 
cet homme-la, de pouvoir nous raccrocher avec la Russie et 
de pouvoir trouver moyen de convertir toute notre jalousie 
mutuelle d’agrandissement en de communs avantages et ar- 
rondissements que nous nous procurerions.“ Arneth hat zweimal 
das Wort pouvoir überſehen und nicht gemerkt, daß die Infinitive 
de pouvoir von crainte abhängen. Alſo: das einzige Mittel, den 
König von Preußen zu leiten, beſteht darin, daß man ihm die Furcht 
einjagt, wir könnten uns mit Rußland verſtändigen und uns im 
Verein mit dieſem Vorteile verſchaffen. 

Schlimmer als die erwähnten Irrtümer ſind andere, die aus 
einer beſonderen Quelle fließen. Arneth wirft dem ſächſiſchen Kur⸗ 
hauſe wiederholt Undankbarkeit vor, weil es 1778 auf die Seite 

44 * 


692 Beilagen. I. 


Friedrichs d. Gr. getreten war. Wie das gekommen, berührt er 
nur kurz X, 278. Da er behauptet, man werde dem Verfahren 
des Wiener Hofes zwar die Berechtigung, aber doch auch den Cha⸗ 
rakter einer gewiſſen Gewaltthätigkeit nicht leicht abſprechen können, 
ſo hätte er doch wohl erſteres nachweiſen müſſen; ja, es wäre ſogar 
wünſchenswert geweſen, zu erfahren, ob durch das Wiener Archiv 
noch weitere Aufklärung in dieſer Angelegenheit gewonnen werden 
könnte. Statt deſſen ſpeiſt uns Arneth mit den Worten ab: „Es 
würde zu weit führen, hier die verſchiedenen Seiten des Streites 
näher zu beleuchten.“ Er fährt fort, indem er nur die etwas vere 
altete Geſchichte Sachſens von Böttiger, nicht die von Flathe bee 
ſorgte, vielfach verbeſſerte neue Auflage benutzt: „Ein im Jahre 1740 
abgeſchloſſeuer Rezeß hatte das Verhältnis des Hauſes Schönburg zu 
Sachſen geregelt; er war aber vom Kriegshofrate für ungiltig er- 
klärt worden.“ Man denkt hier natürlich, dies ſei gleich damals 
erfolgt, aber es geſchah erſt 1776, wie Arneth aus Bülow und 
Flathe hätte lernen können. Hier wird auch nicht von dem Mi- 
niſter Finckenſtein geredet, ſondern von einem Grafen Finck, der 
eine Schuldforderung an den Grafen v. Schönburg hatte und von 
der ſächſiſchen Landesregierung durch militäriſche Exekution gebüh⸗ 
rendermaßen unterſtützt wurde. Aus Böttiger ging wenigſtens her⸗ 
vor, daß die Vernichtung des Rezeſſes erſt nach 1768 ftattgefunden. 
Wenn ferner bei dieſem Schriftſteller 200 öſterreichiſche Soldaten 
ohne vorherige Anzeige über das Erzgebirge nach Glaucha 
ziehen, ſo fügt Arneth hinzu „auf Befehl des Kaiſers“, um 
von Maria Thereſia die Schuld des gewaltſamen Verfahrens weg⸗ 
zunehmen; ja, er läßt ſogar aus Milde gegen Oſterreich die Worte 
ohne vorherige Anzeige ganz fort. Bei Böttiger heißt es 
weiter: „Friedrich Auguſt hatte mit Vorwiſſen und Einſtimmung des 
Königs von Preußen gehandelt, und dies wahrſcheinlich Oſterreich 
nur noch mehr erbittert.“ Daraus macht Arneth: „der Kurfürſt war 
von Friedrich zu ſeinem bisherigen Verfahren aufgeſtachelt wor- 
den.“ Flathe ſchreibt: „der Kurfürſt begnügte ſich mit Vorwiſſen 
und Einſtimmung Friedrichs d. Gr., deſſen Verwendung er angerufen 
hatte, in Wien zu unterhandeln“ 1). 

Wir ſehen, man muß doch einigermaßen auf ſeiner Hut ſein, 
wenn man Arneth benutzen will. Wir leſen bei ihm X, 286: 


1) Ich wiederhole das aus dem „Neuen Archiv f. Sächſiſche Ge⸗ 
ſchichte IV, 338. Wenn aber Arneth gern von Ungebührlichkeiten der 
preußiſchen Soldaten erzählt, ſo möge er im „Oberbayeriſchen Archive“ 
40, 1. 17 nachleſen, wie es die Oſterreicher in Bayern getrieben haben, 
wohin ſie doch nicht einmal als Feinde kamen. 


Über Ad. Beer und Alfr. v. Arneth. 693 


„Als Nugent mit ſcharfer Anſpielung auf das Verfahren des 
Königs erwiderte: Oſterreich werde nie einen unberechtigten Angriff 
auf den Nachbarſtaat ausüben, jedoch ſeine Rechte mit allem Nach— 
druck vertreten.“ Es iſt hier ſehr zweifelhaft, ob überhaupt eine 
Anſpielung auf das Verfahren Friedrichs im Jahre 1740 vorliegt; 
eine ſcharfe Anſpielung aber iſt ſicherlich nicht vorhanden. Als 
der König, um den Geſandten auszuforſchen, Bayern als eine ſchöne 
Erwerbung für Oſterreich hinſtellte, da antwortete dieſer nach ſeinem 
eigenen Bericht (VIII, 574): que, quoyque j’étais persuadé que 
I'Empereur n’envahira jamais les Etats d'autruy, j'étais aussi 
convaincu qu'il soutiendra toujours ses droits légitimes avec 
toute la fermeté possible. 

Ferner, Maria Thereſia meldet am 2. Auguſt 1778 ihrem 
Sohne: der König habe ihr einen Brief mit einem neuen Plane ge— 
ſchickt, qui, quoique différente et plus mauvaise, ne m’étonne 
pas. C'est a la prussienne etc. Arneth läßt ſich hier wiederum 
von ſeinem Haſſe leiten, indem er X, 473 ſchreibt: „Maria Thereſia 
nannte das Verfahren des Königs ein ſchmähliches. Aber ſie 
fet darüber keineswegs erſtaunt; echt preußiſch fet die Handlungs- 
weiſe des Königs.“ Auch das iſt übertrieben, wenn es X, 613 
heißt: allzu ſeicht ſchienen dem franzöſiſchen Geſandten die Gründe 
zu ſein, mit denen Riedeſel das Begehren ſeines Königs unterſtützte. 
Breteuil ſchreibt: tres insuffisantes. 

Das ſchlimmſte Beiſpiel dieſer Art iſt aber folgendes. In Neiße 
geſtand der König einmal dem Kaiſer: avoir eu, étant jeune, de 
Yambition et méme d'avoir mal agi, mais que ces temps étaient 
passés et qu'il pensait bien plus solidement. Wenn Arneth 
VIII, 181 den König aber ſagen läßt, er denke jetzt beſſer, ſo bleibt 
das bien vor plus solidement weg. Bei Arneth fährt der König 
fort: „er wiſſe, daß man ihn in Wien für falſch halte, und er ſei 
es auch geweſen; er habe dieſe üble Meinung vollauf ver— 
dient, ſei jedoch durch die Umſtände hierzu gedrängt worden. Nach 
Joſephs Bericht ſagte der König bei einer andern Gelegenheit: 
Vous me croies rempli de mauvaise foi, je le suis, je ai un 
peu mérité, les circonstances l’exigeoient, mais cela est changé. 
Daß es ftatt je le suis heißen müſſe je le sais, hat Dunder 
bereits geſehen, und Arneth ſcheint dem beizuſtimmen; denn er läßt 
Friedrich (VIII, 181) ſagen: er wiſſe, daß man ihn für falſch 
halte. Die Bekenntniſſe des Königs gehen aber dem öſterreichiſchen 
Geſchichiſchreiber nicht weit genug. Aus menſchlicher Schwachheit, 
mag er gedacht haben, klagt ſich der Räuber Schleſiens viel zu 
wenig an; aber die Geſchichte verlangt Wahrheit, und ſo muß er 
bei mir eingeſtehen, obwohl er es nach dem Berichte Joſephs gar 
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nicht geſagt hat: er ſei falſch geweſen und habe dieſe üble Meinung 
vollauf verdient. f 

Wenn Friedrich der Anſicht geweſen iſt, es verlange das In- 
tereſſe ſeines Staates, daß Sachſen und Polen wieder getrennt wür— 
den, jo weiß Arneth beſſer den Grund, warum der König die ſäch⸗ 
ſiſche Thronfolge bekämpfte. Derſelbe hatte ſich allzuſchwer an dem 
Hauſe Sachſen verſündigt, als daß das eigene böſe Gewiſſen 
ihm erlaubt hätte, nun milderen und willfährigeren Anſchauungen 
hinſichtlich desſelben Raum zu geſtatten. (VIII, 29.) 

Als Oſterreich ſich im Jahre 1772 entſchloſſen hatte, dem Peters 
burger Hofe nicht entgegenzutreten, ſondern lieber den Kuchen teilen 
zu helfen, da wollte es am liebſten durch die Grafſchaft Glatz und 
Stücke von Schleſien ſich vergrößern, aber weil der König von 
Preußen darauf nicht einging, nannte van Swieten türkiſche Gebiete. 
Friedrich erklärte ſich bereit, dieſen Vorſchlag in Petersburg aufs 
wärmſte zu unterſtützen. War das nicht freundlich von ihm? Dar⸗ 
über ſchweigt Arneth und bemerkt nur: „Die Briefe des Königs von 
Preußen an ſeinen Bruder liefern den Beweis, wie unaufrichtig er 
auch jetzt wieder gegen Oſterreich verfuhr. ... Eine Treuloſigkcit 
nannte er es, daß Oſterreich nun der Pforte, die ſich ihm anver⸗ 
traut und es zu ihrem Vermittler gemacht habe, ein Gebiet weg— 
nehmen wolle, deſſen Abtretung ſie an der Grenze Ungarns gerade 
ſo ſchwächen würde, als dies von ruſſiſcher Seite in der Krim ge— 
ſchehe.“ Wie? Das iſt unaufrichtig, wenn Friedrich insgeheim dem 
Bruder ſeine Anſicht ausfpricht? Arneth giebt wenigſtens das zu, 
„es ſei den Betrachtungen, in denen ſich der König erging, und den 
Anſchuldigungen, die er gegen Oeſterreich erhob, nicht alle und jede 
Berechtigung abzuſprechen.“ Und doch ſoll ſein Verfahren vom 
Standpunkte politiſcher Ehrenhaftigkeit verwerflich ſein? Es könnte 
faſt unbegreiflich erſcheinen, wie Arneth es über ſich gewonnen, ſo 
etwas zu ſchreiben (VIII, 357); aber der Haß iſt ein ſchlechter 
Führer. Wir leſen VIII, 436 ſogar folgendes: „Von unverkenn⸗ 
barem Einfluß auf Joſeph und Kaunitz war das Beiſpiel des Königs 
von Preußen. Keinen Augenblick konnten ſie im Zweifel darüber 
ſein, daß es, vom Standpunkte politiſcher Moralität aus betrachtet, 
eine verwerflichere Handlungsweiſe nicht gebe, als diejenige geweſen, 
durch welche Friedrich ſich Schleſiens bemächtigt hatte. Und doch 
datierte von dem Zeitpunkte dieſes Treubruches und dieſer Gewalt- 
that auch die Erhebung Preußens zu einem europäiſchen Großſtaate. 
Lag da nicht die Verſuchung nahe, eine ähnliche Bahn zu betreten, 
wie ſie König Friedrich mit ſo vielem Erfolge vor mehr als drei 
Decennien eingeſchlagen hatte? Und konnte man im Vergleiche mit 
ſeinem damaligen Verfahren nicht noch die Entſchuldigung für ſich 
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anführen, daß wähernd er auf nichts anderes ausging als auf 
großen, wenngleich gänzlich unberechtigten Gewinn, Hſterreich doch 
eigentlich nichts ſuchte als endlich zu irgendwelcher Schadloshaltung 
für dasjenige zu gelangen, was es dereinſt an ihn verlor?“ 

So ſtark, wie der Haß gegen Friedrich, iſt die Liebe zu Maria 
Thereſia. Auch in dieſer Beziehung läßt Arneth ſich zu einer ge- 
wiſſen Fälſchung verleiten. Als Breteuil bald nach dem Eintreffen 
der Nachricht von dem Tode des Kurfürſten Maximilian Joſeph die 
Kaiſerin⸗Königin fragte, ob die öſterreichiſchen Truppen unverzüglich 
in Bayern einmarſchieren würden, antwortete ſie ihm, erzählt Ar⸗ 
neth X, 307, mit einem Ton und einer Geberde, die klar zu ers 
kennen gaben, daß dieſer Entſchluß nicht von ihr abhinge: „Ich 
weiß es nicht.“ Aber Breteuil meldet (Ib. 796, Anm. 487): 
avec le ton, le geste et le regard d'une personne qui voulait 
me faire entendre: Cela ne dépend pas de moi seule. Dieſes 
seule läßt Arneth weg, um dem Kaiſer die ganze Verantwottlichkeit 
fälſchlich aufzubürden 1). 

In gleicher Weiſe wird Oſterreich behandelt. Arneth ſchreibt 
VIII, 50: „Man kennt jetzt den Wortlaut der Inſtruktion, welche 
Katharina II. ihren Bevollmächtigten in Polen erteilte. Man kann 
wohl ſagen, daß niemals die Erreichung verwerflicherer politiſcher 
Zwecke, niemals die Anwendung abſcheulicherer Mittel hierzu verſucht 
worden iſt. Ausdrücklich wurde darin geſagt, daß, wenn wider Cre 
warten der ruſſiſche Kronkandidat nicht gewählt werden ſollte, die 
Kaiſerin im Einverſtändnis mit dem Könige von Preußen ohne 
vorausgegangene Kriegserklärung Polen mit ihren Truppen über— 
ſchwemmen, die Gegner als Rebellen betrachten und ihre Guter mit 
Feuer und Schwert verheeren werde.“ Was nun zuerſt das Wort 
„niemals“ betrifft, ſo muß man ſich wundern. Hat Arneth denn 
gar nicht daran gedacht, daß Rußland und Oſterreich 1733 gerade 
ſo gehandelt haben, wie Rußland und Preußen 1764? Er hätte 
ja nur ſeinen „Prinzen Eugen“ nachſchlagen dürfen; dort leſen wir 
III, 364: „Darüber konnte man ſich keiner Täuſchung hingeben, 
daß Leszezynskis Partei die ſtärkſte im Lande war. Seine Thron- 
beſteigung zu hindern, dafür hatten ſich jedoch der Kaiſer und Ruß— 
land unwiderruflich entſchieden. Sie wollten es zu dieſem Ende 
auf das äußerſte ankommen laſſen. Ihn auszuſchließen, 
behauptete man in Wien, freilich nicht ohne zu einer ſehr gezwunge⸗ 
nen Auslegung ſeine Zuflucht zu nehmen, hieße nicht das freie 
Wahlrecht der Polen beeinträchtigen.“ Wir ſehen, wie milde ſich 


1) Vgl. „Archiv f. öſterreichiſche Geſchichte“, Bd. 67, 1. Hälfte, 
S. 130 (Tagebuch Cobenzls, herausgegeben von Arneth). 
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Arneth hier ausdrückt. Außerdem enthält, was er aus der In⸗ 
ſtruktion vom 6. November 1763 anführt, einige ſtarke Unrichtig⸗ 
keiten. Daß der ruſſiſche Kandidat nicht würde gewählt werden, 
glaubte Katharina keineswegs; aber eine Doppelwahl hielt ſie für 
möglich und ſie wollte dann für Stanislaus Poniatowski „es auf das 
äußerſte ankommen laſſen“. Unter ſolcher Vorausſetzung war 
eine Kriegserklärung unnötig. Endlich die Worte „im Einverſtänd⸗ 
nis“ ſind wenigſtens zweideutig. Es gab noch kein ſolches; „in 
dieſem Falle werden wir uns mit dem Könige von Preußen ver- 
ſtändigen“, heißt es in der Inſtruktion. 

Einmal erklärte Choiſeul dem öſterreichiſchen Staatskanzler, daß 
er die Fortdauer des Krieges zwiſchen Rußland und der Pforte 
wenigſtens noch für einige Jahre wünſche zu ihrer gegenſeitigen 
Schwächung. Solchen übermäßigen Egoismus tadelt Arneth ſtreng 
und fährt alsdann (VIII, 203) fort: „Von dieſer Haltung Frank⸗ 
reichs unterſcheidet ſich diejenige, welche der Wiener Hof den gleichen 
Verhältniſſen gegenüber einnahm, in wahrhaft wohlthuender Weiſe.“ 
Was antwortete nun Kaunitz dem Franzoſen? II est certain que 
la continuation de cette guerre ne nous convient pas vu les 
risques attachés & sa durée. Dieſe Stelle läßt Arneth weg und 
führt nur die Gründe an, welche dann in der Erwiderung des 
Staatskanzlers aufgezählt werden als ſolche, die vom öſterreichiſchen 
Standpunkte gegen die Fortdauer des Krieges ſprechen. Alſo Inter⸗ 
eſſe gegen Intereſſe. In Neuſtadt hat Kaunitz eine ganz ähnliche 
Außerung wie Choiſeul gegen Friedrich den Großen gethan; aber 
wir ſuchen dieſelbe vergebens bei Arneth VIII, 218. Und wie ur⸗ 
teilt denn dieſer bei einer anderen Gelegenheit, als der Staatskanzler 
auf die Nachricht von einer gefährlichen Erkrankung des Königs riet, 
man ſolle dem Kronprinzen alle Beſorgnis vor widrigen Abſichten 
benehmen, die etwa nach dem Tode ſeines Oheims ausgeführt werden 
dürften? „Durch ſolche perſönliche Sicherſtellung und Beruhigung, 
ſchrieb Kaunitz am 23. Januar 1776, kann der bisherige Hang des 
Kronprinzen zu Pracht und Verſchwendung am leichteſten genährt, 
eben auf dieſe Weiſe aber die gegenwärtige preußiſche Maſchine am 
ſicherſten untergraben und allmählich zum Verfall geleitet werden.“ 
Unterſcheidet ſich hier auch die Haltung des Wiener Hofes in wahr— 
haft wohlthuender Weiſe von der anderer Staaten? Arneth ſcheint 
das doch nicht geglaubt zu haben, ſondern er hat dieſe Stelle gleich- 
falls lieber weggelaſſen. Und dieſe Geſinnung war keine vorüber⸗ 
gehende. Zehn Jahre ſpäter ſchreibt Kaunitz an den Geſandten in 
Berlin (30. Auguſt 1786): „Nichts wäre erwünſchlicher, als wenn 
der neue König in eine vollkommene Ruhe und Sicherheit gegen uns 
verſetzt werden könnte. Um dieſes zu erwirken, müſſen wir ſorg⸗ 
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fältig die Klauen verbergen, um dann, wenn man uns auffordern 
ſollte, deſto ſicherer hauen zu können.“ (Ad. Beer, Joſeph II., 
Leopold II. und Kaunitz. Vorr. S. 16.) 

„Recht übel vermerkt König Friedrich, heißt es VIII, 369, die 
Hinausſchiebung der Entſcheidung Oſterreichs über das, was er in 
Polen nehmen wollte; denn fein gieriger Sinn konnte den Augen⸗ 
blick kaum mehr erwarten, in welchem er ſich der von ihm ſchon 
ſeit fo langer Zeit ins Auge gefaßten Beute endlich definitiv zu bee 
mächtigen vermochte.“ In Wahrheit wartete Friedrich, dagegen 
Oſterreich entſchied ſich über ſeinen Anteil und beſetzte dann denſelben, 
ehe noch die Unterhandlungen mit den beiden anderen Höfen beendet 
waren. War es da nicht noch gieriger? Bewahre! Oſterreich und 
gierig! „Unabläſſig drängte Joſeph, meldet Arneth 13 Seiten 
weiter, zu entſchloſſenem und energiſchem Auftreten, vor allem zu 
baldigſtem Einmarſch öſterreichiſcher Truppen in Polen. Binnen 
wenigen Tagen brachte er ſeine widerſtrebende Mutter ſo weit, daß 
ſie ein von ihm aufgeſetztes Handbillet an Lascy unterzeichnete, durch 
welches die erforderlichen Bewegungen der Truppen angeordnet 
wurden.“ 

Das Urteil Friedrichs über die öſterreichiſche Antwort auf die 
preußiſche Note vom 7. Februar 1778 trägt nach Arneth X, 363 
den Stempel der Mißgunſt an ſich, mit welchem der König gegen 
alles erfüllt war, was von Oſterreich an ihn kam; er nenne ſie 
eine jo ſchlecht abgefaßte Arbeit, daß jeder Rechtsſchüler fie zu wider— 
legen vermöchte. Kaunitz urteilte freilich noch ganz anders über einen 
Brief Friedrichs an den Kaiſer. „Unter dem Deckmantel des Frei— 
muts enthalte er ein Gewebe von Impertinenzen, welche nichts ſeien 
als die Ausgeburt der gröbſten Unwiſſenheit und der ſchwärzeſten 
Gals Wenn er ein großer Soldat ſei, ſo ſei er ein noch 
größerer Ignorant und der ſchlechteſte Logiker von der Welt u. ſ. w.“ 
Arneth enthält ſich hier (X, 396) jeder Bemerkung; er will dem 
Staatskanzler nicht gerade recht geben, aber er hütet ſich auch aufs 
höchſte, das abfällige Urteil desſelben im geringſten zu tadeln. 

Bei ſolcher Voreingenommenheit Arneths für Oſterreich muß man 
ſeine Bände natürlich mit der größten Vorſicht benutzen. Er ver— 
beſſert Beer nicht ſelten, weil er genauer iſt; aber auf der anderen 
Seite läßt ſich Beer von keiner Vorliebe verführen, und ſo finden 
wir ohne Zweifel manchmal auch bei ihm das richtige. Arneth er— 
zählt X, 295: November 1776 habe der kurpfälziſche Geſandte ſich 
an Kaunitz gewendet, um Schutz gegen Preußen inbezug auf die 
jülich ſche Erbfolge zu ſuchen, und als man das in Wien günſtig 
aufnahm, habe Karl Theodor im Februar 1777 erklärt, auch in der 
bayeriſchen Erbfolgeſache ſich in die Arme des Kaiſerhofes werfen zu 
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wollen. So iſt die Sache wenig glaublich. Beer dagegen berichtet 
(35, 95), daß Kaunitz die jülichſche Erbfolge benutzen wollte, um 
auf die bayeriſche überzugehen. Das erſcheint verſtändlich. 

Arneth hat das Wiener Archiv der hiſtoriſchen Forſchung zu⸗ 
gänglich gemacht und höchſt wichtige Dokumente daraus veröffentlicht. 
Mit außerordentlicher Bereitwilligkeit kommt er den Wünſchen der 
Gelehrten entgegen. Seine Bücher enthalten eine Fülle neuer Nach⸗ 
richten. Eben deshalb wird ſein Name trotz der angeführten 
Schwächen immer mit Achtung und Dankbarkeit genannt werden. 


II. 
Zu II, 288. 


Ranke hat uns aus dem Wiener Archive zuerſt über die Vor⸗ 
bereitung Joſephs für die Reiſe nach Mohilew aufgeklärt. Eben 
hiervon handelt nun aber jetzt auch Arneth, und wenn wir die 
Darſtellung beider Hiſtoriker aufmerkſam vergleichen, ſo finden wir zu 
unſerem großen Leidweſen, daß ſie nicht gut zuſammenſtimmen. 
Wollen wir nun, ohne die Alktenſtücke ſelber einzuſehen, uns eine 
Anſicht bilden, ſo hat das ſeine Schwierigkeit; aber wir müſſen es 
verſuchen. Ich zeige zuerſt, wie Ranke und Arneth auseinander- 
gehen. 

Indem man in Wien erörterte, welches Ziel Joſeph in Mohi⸗ 
lew erſtreben ſollte, mußte man ſich auch darüber klar werden, wie 
man ſich zu den Plänen der ruſſiſchen Kaiſerin inbezug auf das 
türkiſche Reich ſtellen würde. Ranke und Arneth ſchreiben beide dem 
Staatskanzler die Meinung zu, man dürfe den Ruſſen nicht alle 
Hoffnung entreißen, daß man öſterreichiſcherſeits darauf eingehen 
werde. Nach Ranke antwortete Joſeph auf das Gutachten des 
Staatskanzlers (die Réflexions sur l’entrevue prochaine) und trat 
hierbei mit ſehr weitreichenden Ideeen der Vergrößerung hervor, wenn, 
wie er nicht zweifelte, Katharina das türkiſche Reich umſtürzen wollte. 
Er verlangte Gleichheit der für den Zweck anzuwendenden Mittel 
und Gleichheit der aus der Anwendung derſelben zu erwartenden 
Vorteile. Ranke giebt dann aus dieſer Antwort des Kaiſers noch 
mehr Einzelheiten an, die bei Arneth gar nicht zu finden ſind; aber 
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den früheren Ausſpruch über die Gleichheit der Mittel und der Bore 
teile legt der Geſchichtſchreiber der Maria Thereſia dem Staatskanzler 
bei, der nach ihm zwei Denkſchriften über dieſen Gegenſtand abgefaßt 
hat, eine in franzöſiſcher und eine in deutſcher Sprache; von letz⸗ 
terer giebt er nichts Näheres an. 

Wem ſollen wir nun glauben, wenn wir die Altenſtücke nicht 
beſitzen? 

Bei Ranke verfolgt Joſeph viel weitergehende Beſtrebungen 
als der Staatskanzler. Das ſtimmt nun aber gar nicht mit dem, 
was der Kaiſer am 19. Mai aus Lemberg an ſeine Mutter ſchreibt 
(Arneth, Maria Thereſia und Joſeph, III, 244): „Die Antwort 
des Fürſten Kaunitz beſagt ſo viel, daß er wünſcht, ich möchte die 
Zuſammenkunft nützlich machen. Ich werde ſicherlich keine Gelegen- 
heit vorübergehen laſſen, aber vor allem muß man damit anfangen, 
ſie nicht ſchädlich zu machen, nachher kann man erſt an die Vorteile 
denken.“ Zurückhaltender, aber doch in derſelben Weiſe ſchreibt an 
demſelben Tage Joſeph an Kaunitz (Beer, Joſeph II., Leopold II. 
und Kaunitz, S. 14): Le moins mal que possible, ibant qua 
poterant (nicht poterunt), sera mon excuse. 

Jene weitergehenden Beſtrebungen ſtimmen ferner nicht mit dem 
Verhalten Joſephs in Rußland. Ranke ſagt hierüber ſelbſt: „Die 
Kaiſerin behielt immer die Türkei im Auge, der Kaiſer dagegen 
Deutſchland, vor allem den König von Preußen. Auf eine Unter— 
handlung, die zu bindenden Verpflichtungen hätte führen können, 
einzugehen, vermied Kaiſer Joſeph, ſo nahe ihm dies auch Katharina 
legte.“ TJetzt unterrichtet uns Arneth nicht nur über die Antwort 
des Staatskanzlers, ſondern auch über die Anfrage Joſephs; aus 
letzterer finden wir auch in der Vorrede des eben erwähnten Buches 
von Beer (S. 10) eine Angabe, die mit dem, was Arneth be— 
richtet, übereinſtimmt. Wir hören ferner von Beer, daß Kaunig 
dem Kaiſer „die Worte in den Mund legte für den Fall, wenn das 
orientaliſche Projekt zur Sprache kommen ſollte.“ Ja, wir lernen 
hier noch einen wichtigen Umſtand kennen, nämlich daß Joſeph ſelbſt 
von zwei Schriften des Fürſten Kaunitz redet, von denen die eine 
franzöſiſch, die andere deutſch abgefaßt iſt. 

Arneth erwähnt nun zwei Denkſchriften des Staatskanzlers, 
nämlich die auch von Ranke benutzten Réflexions und zweitens einen 
„Beytrag zu den franzöſiſchen Réflexions“, beide vom 23. April. 
Er giebt leider von letzterer Schrift keinen Inhalt an. Nun iſt 
das, was Ranke den Kaiſer über türkiſche Erwerbungen ſagen läßt, 
in deutſcher Sprache geſchrieben. Ranke nennt den Titel des Auf— 
ſatzes nicht, aber wir erſehen doch aus ihm, daß man glauben kann, 
die Bemerkungen wären nicht von Joſeph aufgeſetzt, und er fügt 
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deshalb hinzu: aus dem Vortrage des Staatskanzlers vom 12. Mai 
erhelle, daß dieſelben vom Kaiſer herkommen. Ich bin nun ſo kühn, 
dieſe Behauptung aus den angegebenen Gründeu für falſch zu halten. 
Aber welche ſchöne Gelegenheit uns zu belehren hat ſich Arneth ent— 
ſchlüpfen laſſen? Er durfte das nicht übergehen, was der Staats- 
kanzler über türkiſche Erwerbungen geſagt hat, und er mußte ferner 
nachweiſen, daß Ranke ſich geirrt hätte, wenn er aus dem Vortrage 
vom 12. Mai ſchließen wollte, daß „Ausdrücken wie des Kaiſers 
Majeſtät und ähnlichen zum Trotz“ der Beitrag von Joſeph II. 
herrühre. Auch Beer geht in ſeinem neueſten Buche „Die orien- 
taliſche Politik Oſterreichs ſeit 1777“ auf den Irrtum Rankes 
nicht ein. 

Umgekehrt hat Arneth an einer anderen Stelle Ranke getadelt, 
wo er beſſer geſchwiegen hätte. Er ſagt nämlich in der Anmerkung 
1026 des zehnten Bandes: „Ich kann die Beweisſtücke nicht finden, 
auf deren Grundlage Ranke erzählt, Kaunitz habe im Namen der 
Kaiſerin dem Fürſten Galitzin den erſten Antrag zur Reiſe Joſephs 
nach Rußland gemacht. Durch die öſterreichiſchen Verhandlungsakten 
wird das Gegenteil bis zur Evidenz bewieſen.“ So milde ſich Ar- 
neth ausdrückt, ſo unnütz iſt ſeine Belehrung; denn die Geſammelten 
Werke zeigen, daß Ranke ſchon von der hierher gehörenden Stelle 
aus den Briefen der Maria Thereſia an Mercy, die inzwiſchen durch 
Arneth und Geffroy herausgegeben worden waren, Kenntnis ge— 
nommen und wenigſtens in der Anmerkung das Richtige geſagt 
hatte. Leider hat der große Hiſtoriker die frühere Darſtellung (I, 130) 
im Text oben beibehalten, der mit der Anmerkung jetzt im grellſten 
Widerſpruche ſteht. Was er ferner in der erſten Auflage meldete 
und in den Geſammelten Werken wieder ändert: „Nachdem die ori— 
ginalen Korreſpondenzen größtenteils bekannt geworden ſind“, das 
war falſch, und erſt Arneth hat ſie veröffentlicht, und zwar nur 
teilweiſe. Ranke hat alſo anfänglich ſeine Nachricht gerade ſo, wie 
vor ihm ich, aus der von Herrmann veröffentlichten Depeſche des 
Ritters Harris vom 26. Februar 1780 entnommen, die, wie wir 
jetzt erkennen, Wahres und Falſches enthält. 
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III. 
Zu I, 257 meines Buches. 


Nachdem ich das politiſche Teſtament Friedrichs vom Jahre 1768 
ſelbſt eingeſehen, kann ich mich über den Urſprung der Idee der 
erſten Teilung Polens ausführlicher dahin ausſprechen: 

In dem politiſchen Teſtamente, welches Friedrich 1768 für ſeinen 
Nachfolger niedergeſchrieben hat, nennt er unter den Aufgaben der 
Zukunft die Erwerbung des polniſchen Preußens; „nachdem man 
einige Weichſelplätze befeſtigt habe“, bemerkt er, „werde man 
dann Oſtpreußen gegen die Unternehmungen der Ruſſen verteidigen 
können“. Friedrich hatte, wie jedermann, eine ſehr ſchlechte Mei- 
nung von den Polen. Er nannte ſie die elendeſte Nation Europas, 
die ihr Daſein nur durch die Eiferſucht der Nachbarmächte weiter 
friſte; denn in Gedanken verſchlinge jeder von dieſen drei Staaten 
die Republik und mißgönne dem andern den Teil, welchen derſelbe 
für ſich beſtimme. „Darum beſteht die polniſche Anarchie noch“, 
meinte der König weiter; „aber was mir ihre Fortdauer verdächtig 
macht, das ſind die Königswahlen, welche die Ruſſen in dieſem Jahr- 
hundert ſich angewöhnt haben zu erzwingen, und die Neuerungen, 
die fie in Polen der alten Verfaſſung zuwider einführen.“ Und fo 
glaubte Friedrich, daß die übermächtigen Nachbarn am Ende ſich 
über eine Teilung Polens verſtändigen, vielleicht aber ein geſchmä— 
lertes Königreich in der Mitte der drei Mächte noch übrig laſſen 
würden; ja, der Großherr könnte ſeinen Anteil ebenfalls empfangen, 
wie man einem Kettenhund einen Biſſen Brot hinwirft, um ihn 
am Bellen zu verhindern. Friedrich täuſchte ſich über die Abſichten 
des Wiener Hofes; doch inbezug auf Rußland ſah er ziemlich richtig. 
Katharina wollte Polen zwar nicht verſchlingen, aber beherrſchen, und 
ſo glaubte der König, daß er das größte Hindernis, Oſtpreußen mit 
dem Kerne ſeiner Monarchie zu verbinden, dort finden würde. Des- 
halb ſchien es ihm beſſer, wenn man verſuchte, das polniſche Preußen 
ſtückweiſe durch Unterhandlung, als auf einmal durch Eroberung zu 
gewinnen. In einem Falle, wo Rußland dringend des preußiſchen 
Beiſtandes bedürfte, hielt er es nicht für unmöglich, eine Verbin⸗ 
dung von Pommern nach der Weichſel zu erlangen, und wenn er 
meinte, Danzig müßte man ſich bis zuletzt aufſparen, ſo hat ihm 
die Geſchichte recht gegeben. 

Wir ſehen, wie ſehr ihn die Idee der Erwerbung des polniſchen 
Preußens beſchäftigt; aber daß er in dieſem Augenblicke der Aus- 
führung näher treten will, davon ſagt er kein Wort. Und noch 


702 ; Beilagen. III. 


mehr. Er betrachtet den Bruch zwiſchen Konſtantinopel und Peters⸗ 
burg als günſtig; allein welchen Vorteil gedenkt er hieraus zu 
ziehen? Er hoffte, da die Ruſſen ſeiner bedürfen werden, die 
Dauer ſeines Bündniſſes um zehn Jahre zu verlängern und die 
Kaiſerin dahin zu bringen, daß ſie ihm die Erbfolge in Ansbach 
und Baireuth verbürge. Jedoch nicht lange, ſo wagt er vorſichtig 
einen Schritt in jener Richtung. An dem Tage, wo er mit dem 
politiſchen Teſtamente fertig iſt und das Datum darunter ſetzt, am 
7. Nooember, wendet er fic) zunächſt an ſeinen Geſandten in War⸗ 
ſchau und nicht an Solms, mit der Anfrage, ob der Drang der 
gegenwärtigen Lage ſo wäre, daß man ſich ſchmeicheln dürfte, mit 
Rußland einen vorteilhaften Vertrag abſchließen zu können. Der 
Reſident verſteht ihn ſehr wohl; er antwortet am 16. aus Warſchau 
b 


Zu II, 541ff. 
Ich verweiſe nachträglich noch auf meine Abhandlung: „Über 


das höhere Schulweſen in Breslau in den Jahren 1763 —1786“ in 
der Ztſchr. d. Vereins f. Geſch. u. Altertum Schleſiens XXI, 1—46. 
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